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Die Erwartungen, Forderungen und Konzepte der Akteure an die Politik 
  
Gesundheitspolitische Entscheidungen werden in besonderem Maße flankiert von einer großen Zahl von 
Interessengruppen, die versuchen, die Politik auf ihren Entscheidungswegen zu begleiten und zu beeinflussen. 
Alle Akteursgruppen sind mit zum Teil mehreren Interessensvertretungen aktiv und haben ein gemeinsames 
Ziel: zu ihren Gunsten positiven Einfluss auf die Entscheidungen in der Gesundheitspolitik. 
  
Tatsächlich lebt unsere Demokratie von der politischen Organisation und Strukturierung dieser unterschiedlichen 
Interessen. Es ist daher ein lohnendes und wichtiges Unterfangen, aus einer möglichst kompletten Überschau 
dieser in Positionspapieren artikulierten Interessen den fiktiven Mittelpunkt abzuleiten, wie er sich in einem 
Koalitionsvertrag widerspiegeln könnte. Zugleich markieren diese unterschiedlichen Akteurspositionen das 
Spannungsfeld in dessen Rahmen sich die gesundheitspolitische Diskussion der nächsten Legislaturperiode 
vollziehen wird. 
  
Dieses einmalige, brandaktuelle Werk untersucht und vergleicht die aktuellen Positionen der Interessenverbände 
wie auch der Parteien unmittelbar vor der Bundestagswahl. Dabei werden nicht einfach die Forderungskataloge 
der einzelnen Institutionen wiedergegeben, sondern anhand der relevanten Themenfelder bewertet und in Bezug 
auf Umsetzbarkeit wie auch gesellschaftliche Akzeptanz untersucht. 
 
 
Autoren:  
Prof. Dr. rer. pol. Clarissa Kurscheid | Dr. Albrecht Kloepfer | Sophia V. M. Wagner | Nicole Balke 

!
!
! !



Berücksichtige&Parteiprogramme&

1. CDU/CSU!

2. CSU!Bayernplan!

3. SPD!

4. Bündnis'90/Die'Grünen!

5. Linke!

6. FDP!

7. AfD!



Regierungsprogramm 2017 – 2021

Für ein Deutschland,
in dem wir gut
und gerne leben.



 

1 
 

Inhaltsverzeichnis 

 

Ein gutes Land in dieser Zeit 4 

Gute Zukunft für morgen 6 

Politik aus Überzeugung 7 

Verantwortung für Deutschland 8 
 

Gute Arbeit auch für morgen – 

Vollbeschäftigung für Deutschland 9 
 

Arbeitsplätze sichern 10 
Neue Arbeitsplätze schaffen 11 
Langzeitarbeitslosen helfen 12 
Qualität von Arbeit ist uns wichtig 12 
Selbstständigkeit und Mittelstand stärken 14 
Tarifpartnerschaft stärken 15 
Landwirtschaft hat Zukunft 15 
Mehr Freiraum, weniger Bürokratie 17 
Verkehrsinfrastruktur erneuern und ausbauen 18 
Energiewende zum Erfolg führen 20 
Forschung und neue Technologien fördern 22 
Globalisierung für Deutschlands Zukunft nutzen 23 

 

Familien und Kinder im Mittelpunkt 24 
 

Kinderrechte ins Grundgesetz 24 
Bildung und Betreuung stärken 25 
Familien entlasten 25 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern 26 
Wohneigentum für Familien möglich machen 26 
Gesellschaftliche Wertschätzung für Familien verbessern 27 

 

Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland 27 
 

Ländliche Räume fördern und stärken 27 
Lebenswerte Städte 29 
Gleiche Chancen in Ost und West 30 
Kommission „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ 30 



 

2 
 

Wohlstand und Lebensqualität 31 
 

Solide Staatsfinanzen 31 
Fair und gerecht: Steuern senken für alle 32 
Beste Bildung und Ausbildung 34 
Chancen für junge Menschen 36 
Eigentum und Wohnraum für alle 37 
Gesundheit und Pflege auf hohem Niveau 38 
Sichere und stabile Renten 41 
Frauenpolitik weiter stärken 43 
Politik für Ältere und Senioren 44 
Kultur und Medien 44 
Mobilität für alle 46 
Verbraucherschutz bleibt wichtig 48 

 

Chancen im digitalen Zeitalter 48 
 

Digitalisierung ist Chefsache 49 
Modernste Daten-Infrastruktur 49 
Digitales Bürgerportal 50 
Chancen für Wirtschaft und Arbeit 51 
Chancen für Bildung und Wissen 53 
Chancen für Umwelt und Entwicklung 54 
Chancen für Gesundheit und Lebensqualität 54 

 

Europa: Mit Sicherheit! 55 
 

Friedensprojekt Europa 55 
Europa als Sicherheitsgarantie 56 
Wohlstandsraum Europa 57 
Europa als Wertegemeinschaft 57 
Deutschland und Frankreich als Motor Europas 58 

 

Sicherheit im Inneren und nach außen 59 
 

Für einen starken Staat: Sicherheit erhöhen, 
Verbrechen und Terror bekämpfen 59 
Menschen in Not helfen, Migration steuern und reduzieren, 
abgelehnte Bewerber konsequent zurückführen 62 
Deutschlands Rolle in der Welt 63 
Bundeswehr als Garant unserer Sicherheit 64 



 

3 
 

Entwicklungszusammenarbeit und Menschenrechte – 
Marshall-Plan mit Afrika 66 

 

Gutes Klima auch für morgen 67 
 

Umweltschutz aus Verantwortung 67 
Klimaschutz ist Zukunftsschutz 68 
Nachhaltigkeit als Auftrag 69 

 

Was unser Land zusammenhält 69 
 

Gemeinschaft und Zusammenhalt 69 
Ehrenamt und Sport 72 
Christliche Kirchen und Religionsgemeinschaften 72 
Religionsfreiheit in Deutschland 73 
Damit Integration gelingt 74 

 

Wahlaufruf 75 

  



 

4 
 

Ein gutes Land in dieser Zeit 
 
Deutschland ist ein liebens- und lebenswertes Land, in dem man gut wohnen, arbei-
ten und leben kann:  
 

x Der großen Mehrheit unserer Bürgerinnen und Bürger ging es noch nie so 
gut wie heute.  

 

x Unsere Wirtschaft wächst. Es gibt in Deutschland mehr Beschäftigung als je 
zuvor. Die Zahl der Arbeitslosen ist auf dem tiefsten Stand seit 1991, die 
Arbeitslosenquote so gering, wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Auch junge 
Menschen finden wieder Ausbildung und Arbeit: Die Jugendarbeitslosigkeit 
ist die niedrigste in Europa.  
 

x Löhne und Renten sind deutlich gestiegen und steigen weiter. Die sozialen 
Sicherungssysteme sind solide finanziert, wie seit Jahrzehnten nicht mehr. 
 

x Wir haben in Deutschland ein hohes Maß an innerer und äußerer Sicherheit. 
Deshalb können wir frei und selbstbestimmt leben.  

 
Diese Erfolge der unionsgeführten Bundesregierung kommen allen zugute, gerade 
auch den unteren und mittleren Einkommen. Dennoch gibt es auch in Deutschland 
ungelöste Probleme und Menschen, denen wir helfen müssen, weil es ihnen weni-
ger gut oder gar schlecht geht. Das ist und bleibt unser Auftrag. 
 
Deutschland ist ein stabiles Land. Mit gefestigter Demokratie und funktionierender 
Rechtsstaatlichkeit. Mit einer offenen Gesellschaft und einem hohen Maß an 
persönlichem Wohlergehen. Mit Freiheit, innerer und äußerer Sicherheit, Wachs-
tum und Wettbewerbsfähigkeit, sozialer Sicherheit, guter Bildung, leistungsfähiger 
Infrastruktur und intakter Umwelt. Wir sind ein Land mit einer unverwechselbaren, 
starken Identität, das seinen Menschen auch in stürmischer Zeit Heimat und Halt 
bietet.  
 
Das alles ist nicht selbstverständlich. Es wurde und wird hart erarbeitet von den 
Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes. Es bedurfte einer großen politischen 
Kraftanstrengung, um die schöpferischen Kräfte unseres Landes und seine 
wirtschaftliche Dynamik neu zu entfalten. Seit der gemeinsamen Umsetzung der 
Agenda 2010, seit der Übernahme der Regierungsverantwortung durch 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und die Union, seit der großen Rentenreform von 
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2007 geht die Entwicklung unseres Landes in die richtige Richtung. In den 
vergangenen vier Jahren ist das Vertrauen in den Standort Deutschland und in die 
Verlässlichkeit der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen stetig und enorm gewach-
sen.  
 
Deshalb stehen wir zu dem, was wir gemeinsam mit unseren Koalitionspartnern seit 
einem Jahrzehnt geschaffen und erreicht haben. Eine Abkehr von unserer erfolgrei-
chen Politik, eine Wende rückwärts zu den Fehlern der Vergangenheit wird es mit 
der Union nicht geben. 
 
Heute leben wir im schönsten und besten Deutschland, das wir je hatten – trotz 
aller Krisen und Anfechtungen, die es anderswo gibt. Die große Mehrheit der Men-
schen in Deutschland ist mit ihrer Lebenssituation zufrieden. Viele Menschen 
identifizieren sich aus innerer Überzeugung mit diesem Land und bekennen sich zu 
seiner Zukunft.  
 
Wir leben in Frieden und wirklicher Freundschaft mit allen unseren Nachbarn. Welt-
weit wird Deutschland für vieles bewundert und anerkannt für das, was wir im eige-
nen Land geschaffen haben, und für die Werte, für die unser Land steht. Und welt-
weit ist Deutschland ein gesuchter Partner, wenn es um die Lösung von Krisen und 
Konflikten und die Bewältigung globaler Herausforderungen geht. Dies alles erfüllt 
uns mit Dankbarkeit, Freude und Stolz, und es gibt uns Kraft für die 
Herausforderungen der Zukunft. 
 
In vielen Ländern gibt es Kriege und Krisen, Instabilität und Ungewissheit. 
Menschenrechte werden mit Füßen getreten, Rechtsstaatlichkeit missachtet, Mei-
nungs- und Pressefreiheit bedroht. Millionen Menschen sind am Leben bedroht, auf 
der Flucht oder werden durch schlechte Politik um ihre Zukunft betrogen. In Afrika, 
im Mittleren und Nahen Osten, in unserer europäischen Nachbarschaft und in Län-
dern, die lange als vorbildlich galten. Die Welt scheint aus den Fugen geraten, die 
internationalen Unsicherheiten nehmen eher zu als ab.  
 
Es ist Deutschlands Aufgabe, ein Stabilitätsanker in der Welt zu sein. Die Union 
gewährleistet: Auf Deutschland und auf Europa kann man sich in diesen unruhigen 
Zeiten als Partner verlassen. Deshalb dürfen wir nicht tatenlos zusehen, wenn unser 
Land von einigen Wenigen schlecht geredet und unter Wert verkauft wird: Von lin-
ken und rechten Populisten und radikalen Kräften, die unsere demokratischen 
Institutionen und unsere freie Presse diffamieren und versuchen, unser Land zu 
spalten. Dagegen bedarf es des mutigen und aktiven Einstehens aller, die politische 
Verantwortung tragen. Wir müssen Flagge zeigen für Demokratie, Freiheit, 
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Menschenrechte, Rechtsstaat und Europa. Über Parteigrenzen und parteipolitische 
Interessen hinweg. CDU und CSU sind dazu bereit. 
 

Gute Zukunft für morgen 
 

Wir dürfen in unserer Anstrengung nicht nachlassen, dürfen uns auf dem heute 
Erreichten nicht ausruhen. In einer Welt, die sich mit großer Geschwindigkeit 
verändert und ständig neue Herausforderungen schafft, muss es immer wieder neu 
erkämpft, verteidigt und ausgebaut werden.  
 
Deutschland ist Teil der globalen Zusammenhänge und Entwicklungen. Vieles, was 
in anderen Teilen der Welt stattfindet, hat Auswirkungen auch für uns. Nur wenn 
wir frühzeitig und klug auf kommende Veränderungen reagieren, werden wir für 
unser Land das Beste schaffen. Wir wollen, dass es Deutschland, unseren Kindern, 
Enkelkindern und uns selbst auch künftig gut geht. Dafür stellen wir konsequent die 
Weichen: 
 

x Unser Wohlstand und unsere Lebensqualität hängen wesentlich vom steti-
gen und nachhaltigen Wachstum unserer Wirtschaft ab. Sie muss internatio-
nal wettbewerbsfähig bleiben, ihre Fähigkeit zur Innovation ausbauen und 
ausreichend neue Arbeitsplätze schaffen. Auch und gerade im digitalen 
Zeitalter und im Zeitalter der Globalisierung. 
 

x Klimaschutz und Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen sind existenziell 
wichtig. Weltweit wachsen Bevölkerung und Wohlstand. Dadurch steigen der 
Verbrauch an Rohstoffen und der Ausstoß von CO2 Wir müssen beweisen, 
dass intakte Umwelt, Wachstum und Wohlstand keine Gegensätze, sondern 
zwei Seiten derselben Medaille sind. Deshalb geht Europa beim Klimaschutz 
und Umweltschutz voran, deshalb stehen wir zum weltweiten Klima-Abkom-
men von Paris. 
 

x Sicherheit und Stabilität sind Voraussetzung für jede Art von gutem Leben 
und wirtschaftlichen Erfolg. CDU und CSU sind die Parteien der inneren 
Sicherheit. Nur ein handlungsfähiger Staat kann für Freiheit und Sicherheit 
sorgen. Wir stehen hinter der Arbeit von Polizei, Nachrichtendiensten, 
Sicherheitsbehörden und der Bundeswehr. Wir stehen zu unserer Verantwor-
tung im Rahmen von UNO, NATO und EU. Wir sind Teil der internationalen 
Allianz im weltweiten Kampf gegen den Terrorismus, Organisierte Kriminali-
tät, Drogenhandel und gegen neue Bedrohungen im Internet. Wir bekämpfen 
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Fluchtursachen und tragen durch Entwicklungspolitik und zivile 
Krisenprävention dazu bei, dass Menschen in ihrer Heimat Zukunfts- und 
Bleibeperspektiven haben.  

 

x Wir bekämpfen jede Art von Protektionismus und treten für internationale 
Handelsabkommen und Zusammenarbeit ein. Die moderne globalisierte 
Welt, in der wir leben, verträgt sich weder mit Abschottung oder außenpoliti-
scher Isolation noch mit einer Politik, die nur das scheinbar eigene nationale 
Interesse in den Vordergrund stellt. 
 

x In der Sozialen Marktwirtschaft setzen wir auf die Kraft und die Kreativität 
des Einzelnen, von Arbeitnehmern und Unternehmern. Wir setzen auf 
Aufstiegschancen für alle, die bereit sind, dafür ihren Beitrag zu leisten. Aber 
wir wissen auch, dass Solidarität und soziale Gerechtigkeit unverzichtbar 
sind. Wir lassen niemanden zurück und wollen möglichst Vielen eine Chance 
zu Teilhabe und eigenverantwortlicher Lebensgestaltung geben. Das ist un-
ser europäisches Sozialmodell, für das wir auch weltweit werben und eintre-
ten. 
 

x Wir wollen die Mitte unserer Gesellschaft und den Zusammenhalt in unse-
rem Land stärken. Dafür setzen wir auf Familien und Kinder, Mittelstand und 
Handwerk, Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement auch in Zukunft.  
 

CDU und CSU haben ein gemeinsames Projekt. Das Zukunftsprojekt Deutschland: 
Wohlstand und Sicherheit für alle. Wir wollen das bestehende Gute sichern und 
gemeinsam noch Besseres schaffen. Deutschland ist ein Land der Möglichkeiten 
und der Chancen. Unsere Zukunft hat gerade erst begonnen. 
 

Politik aus Überzeugung 
 
CDU und CSU verbindet das christliche Menschenbild, in dem der Mensch im 
Mittelpunkt steht und die Würde des Menschen unantastbar ist. Uns eint ein 
gemeinsames Wertefundament und das Bekenntnis zur Sozialen Marktwirtschaft. 
Unsere Wurzeln sind christlich-sozial, liberal und konservativ. Auf dieser Grundlage 
gestalten wir seit vielen Jahrzehnten erfolgreich Politik.  
 

x In einer sich ständig verändernden Welt braucht es feste Überzeugungen, 
Stabilität und Ordnung, Maß und Mitte und Neugier auf Neues. Wir wollen 
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Verlässlichkeit im Wandel. Wir brauchen einen starken und leistungsfähigen 
Staat, gerade in schwierigen Zeiten. Auch dafür steht die Union.  

 

x Vor allem jungen Menschen sind Werte wie Familie, Zusammenhalt und Hei-
mat immer wichtiger. Mit unserer wertefundierten Haltung geben wir darauf 
die richtigen Antworten.  
 

x Wir haben den Anspruch, gesellschaftliche Debatten anzustoßen, inhaltlich 
zu prägen und zu gewinnen. Wir lehnen vorgefertigte Ideologien und 
Feindbilder ab. Stattdessen wollen wir praktikable und pragmatische Lösun-
gen für konkrete Probleme. Wir werden die politische Bildung weiter stärken. 

 
Wir sind zwei eigenständige Parteien mit vielen gemeinsamen und manchen unter-
schiedlichen Positionen. Aber immer sind wir eine Union, die zum Miteinander und 
zum gemeinsamen Erfolg für unser Land entschlossen ist.  
 

Verantwortung für Deutschland 
 
Mit Angela Merkel als Kanzlerin und unter der politischen Verantwortung der 
Union hat unser Land im zurückliegenden Jahrzehnt große Herausforderungen 
national und international erfolgreich bewältigt.  
 
Wir haben gezeigt, dass wir gut regieren können. Das wissen die Bürgerinnen und 
Bürger, und deshalb vertrauen sie uns bei der Lösung der drängenden Zukunftsfra-
gen. Diesem Vertrauen wollen wir weiter gerecht werden.  
 
Das Interesse an Politik ist derzeit so groß wie schon lange nicht mehr. Das ist eine 
enorme Chance für unsere Demokratie. Wir können und wollen Menschen aus allen 
Alters- und Bevölkerungsschichten für Politik begeistern und die Akzeptanz unserer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung stärken. Von der Politik wird zu Recht 
Aufklärung, Orientierung und Führung verlangt. Dem stellen wir uns: Mit klaren 
Positionen und Vorschlägen, wie sie in diesem Regierungsprogramm niedergelegt 
sind.  
 

x Gerade heute macht es einen großen Unterschied, wer regiert: CDU und CSU 
machen nur Zusagen, die wir auch einhalten können. Das ist eine zentrale 
Frage der politischen Glaubwürdigkeit und unterscheidet uns von manchen 
Mitbewerbern. Wer allen alles verspricht, wird am Ende die meisten enttäu-
schen. 
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x CDU und CSU sind Volksparteien. Wir tragen Verantwortung für alle Men-
schen und geben ihnen politische Heimat. Menschen aus unterschiedlichen 
Lebenswelten, Menschen aus Stadt und Land, Frauen wie Männer, Ältere wie 
Jüngere, Menschen mit Behinderungen, Arbeitnehmer und Unternehmer, 
Einheimische und Zugewanderte. Wir sind Volksparteien der Mitte und unser 
Politikangebot wendet sich an alle Menschen in Deutschland. 

 

x Mit den anderen Parteien konkurrieren wir um Mehrheit und Regierungsauf-
trag bei der Bundestagswahl. Aber wir sind auch Partner, wenn es um die Zu-
kunft unseres Landes geht. Es hat sich bewährt, dass die demokratischen Par-
teien in großen und existenziellen Fragen immer wieder zu 
parteiübergreifender Gemeinsamkeit gefunden haben. Das ist eine große 
Stärke unserer Demokratie und soll auch künftig so sein. Wir führen Men-
schen, Positionen und Ziele zusammen, aber nivellieren keine Unterschiede. 
Die Stärke unserer Politik liegt im Zusammenführen von vermeintlichen 
Gegensätzen. 
 

x Wir kennen unsere Verantwortung für Deutschland. Wir sind überzeugt, dass 
wir mehr von Wirtschaft, Wachstum und Arbeitsplätzen verstehen als an-
dere. Gleichzeitig haben wir immer aus vollem Herzen unsere soziale 
Verantwortung wahrgenommen. Das haben wir viele Jahrzehnte lang bewie-
sen. Darauf können sich die Bürgerinnen und Bürger auch künftig verlassen. 
 

Gute Arbeit auch für morgen –  

Vollbeschäftigung für Deutschland  

 
Deutschland hat heute die geringste Arbeitslosigkeit seit über 25 Jahren. Während 
unserer Regierungszeit ist die Zahl der Beschäftigten um 5 Millionen angewachsen. 
Derzeit gibt es 44 Millionen Beschäftigungsverhältnisse, so viele wie noch nie zu-
vor. Jahr für Jahr kommen eine halbe Million neue hinzu. Viele von ihnen 
sozialversicherungspflichtig und gut bezahlt. Die Zahl der offenen Stellen wächst 
beständig. Die Jugendarbeitslosigkeit ist die niedrigste in Europa, die Zahl der 
angebotenen Ausbildungsplätze übersteigt die Zahl der Bewerber. 
 
Das war nicht immer so. Die rot-grüne Koalition hat im Jahr 2005 über 5 Millionen 
Arbeitslose hinterlassen. In der Regierungszeit von Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und der Union ist es uns gelungen, die Arbeitslosigkeit zu halbieren. Im Juni dieses 
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Jahres lag die Arbeitslosigkeit unter 2,5 Millionen, das entspricht einer 
Arbeitslosenquote von nur noch 5,5 Prozent. Dies ist eine großartige Bestätigung 
für unsere Politik. 
 
Mit diesem Erfolg geben wir uns nicht zufrieden. Sozial ist, was Arbeit schafft. Jeder 
Arbeitslose ist einer zu viel. Wir setzen uns ein ehrgeiziges Ziel: Wir wollen bis 
spätestens 2025 Vollbeschäftigung für ganz Deutschland. In West und Ost, in Nord 
und Süd. Wir werden die Zahl der Arbeitslosen nochmals halbieren. Dafür haben wir 
ein klares Konzept. 

 
Keine andere Partei in Deutschland ist dem Ziel des Erhalts bestehender und der 
Schaffung neuer Arbeitsplätze so sehr verpflichtet wie CDU und CSU. Denn wir wis-
sen: Mehr Arbeitsplätze bedeuten mehr Wirtschaftswachstum, höhere Löhne, mehr 
Steuereinnahmen, mehr Sozialbeiträge, mehr Wohlstand für unser Land.  
 

Arbeitsplätze sichern 

 

x In Deutschland gibt es mehr industrielle Arbeitsplätze als in jedem anderen 
Land der Europäischen Union. Fast jeder fünfte Arbeitsplatz gehört dazu. 
Nicht nur in der Automobilindustrie, im Maschinenbau, in der optischen 
Industrie oder in der chemischen Industrie haben Produkte „Made in Ger-
many“ Weltrang. Diese Arbeitsplätze sind ein Eckpfeiler unseres wirtschaftli-
chen Erfolgs. Deshalb müssen wir sie erhalten. 

 

x Wir werden dafür sorgen, dass die Rahmenbedingungen für den 
Industriestandort Deutschland auch künftig gut sind. Dazu gehören stabile 
Lohnnebenkosten und Sozialabgaben ebenso wie steuerliche Fairness im 
Vergleich zu anderen Ländern in Europa und weltweit.  
 

x Wir wollen in Deutschland auch in Zukunft eine große Bandbreite an 
Wertschöpfung sichern: Von der Grundstoffindustrie über die industrielle 
Produktion und Veredelung bis hin zu Dienstleistungen. Wir kämpfen um je-
den Produktionssektor und um jeden Arbeitsplatz. Notwendige Regelungen 
zum Umwelt- und Klimaschutz dürfen nicht zur Verlagerung von Arbeitsplät-
zen in Ländern mit geringeren Umwelt-Auflagen führen.  
 

x Wir wollen, dass die deutsche Automobilindustrie auch künftig ihre 
Weltmarktstellung behauptet. Fehler der Vergangenheit müssen korrigiert 
und für die Zukunft ausgeschlossen werden. Wir wollen, dass in Deutschland 
die besten und die saubersten Autos hergestellt werden. Wir wollen, dass 
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Deutschland führend wird in der Produktion alternativer umweltfreundlicher 
Antriebe, wie zum Beispiel der Elektromobilität, und die Entwicklung autono-
mer Fahrzeuge zur Marktreife führt. Wir werden hierfür die staatlichen und 
gesetzlichen Rahmenbedingungen weiter verbessern. 

 
Neue Arbeitsplätze schaffen 

 

x Zusätzlich wollen wir in großer Zahl neue und zukunftssichere Arbeitsplätze 
in Deutschland ansiedeln. Hierzu gehören insbesondere Arbeitsplätze im Be-
reich der Digitalisierung, im Bereich der Biotechnologie, im Bereich 
fortschrittlicher Umwelttechnologien sowie im Gesundheits- und im 
Dienstleistungsbereich.  
 

x Unser Land braucht geeignete und qualifizierte Fachkräfte in großer Zahl. 
Deshalb werden wir unsere Anstrengungen in den Bereichen Bildung, Ausbil-
dung und Weiterbildung erheblich verstärken. Wir wollen mehr Frauen 
ermöglichen sozialversicherungspflichtig zu arbeiten. Zudem wollen wir ge-
rade junge Menschen zwischen 25 und 35 ohne Abschluss nachqualifizieren, 
um ihnen das dauerhafte Erarbeiten des eigenen Lebensunterhalts zu 
ermöglichen. So schöpfen wir das Arbeitskräftepotenzial in unserem Land 
besser aus, schaffen neues Wachstum und verringern die Arbeitslosigkeit 
weiter. Kein Arbeitsplatz soll unbesetzt bleiben, weil es an Fachkräften fehlt. 
 

x Den Fachkräftezuzug nach Deutschland haben wir in den vergangenen Jah-
ren bereits erheblich verbessert und vereinfacht. Dieser Bedarf wird in den 
nächsten Jahren weiter steigen – aufgrund unserer guten wirtschaftlichen 
Entwicklung und wegen der rückläufigen Zahl junger Menschen, die neu ins 
Erwerbsleben eintreten. Ausreichend Fachkräfte, die dem Arbeitsmarkt in 
den verschiedenen Bereichen zur Verfügung stehen, ziehen ihrerseits die 
Schaffung weiterer Arbeitsplätze nach sich.  
 

x Deshalb braucht Deutschland ein Regelwerk zur Steuerung von Einwande-
rung in den Arbeitsmarkt, das sich am Bedarf unserer Volkswirtschaft orien-
tiert. Ein solches „Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz“ wird die bereits 
bestehenden Regelungen zusammenfassen und, wo nötig, effizienter gestal-
ten. Voraussetzung sind der Nachweis eines konkreten Arbeitsplatzes und 
die Sicherung des Lebensunterhalts. Eine Einwanderung in die sozialen 
Sicherungssysteme lehnen wir ab. Mit einer klug gesteuerten und begrenz-
ten Einwanderungspolitik für Fachkräfte unterstützen wir die Schaffung von 
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Arbeitsplätzen in Deutschland und verringern spürbar die Attraktivität von 
illegaler Einwanderung und Migration.  

 
Langzeitarbeitslosen helfen 

 

x CDU und CSU wollen eine Chance auf Arbeit für jeden Menschen in Deutsch-
land. Denn Arbeit dient der Selbstverwirklichung des Einzelnen und schafft 
Lebensqualität. Wir finden uns mit der hohen Zahl von Langzeitarbeitslosen 
nicht ab. Wir werden ihre Qualifizierung, Vermittlung und Re-Integration in 
den Arbeitsmarkt deutlich verbessern.  
 

x Langzeitarbeitslosen, die aufgrund der besonderen Umstände auf dem 
regulären Arbeitsmarkt keine Chance haben, werden wir verstärkt die 
Möglichkeit geben, sinnvolle und gesellschaftlich wertige Tätigkeiten auszu-
üben. Das ist ein starker Beitrag für den Zusammenhalt in unserem Land. 
 

x Wir werden finanzielle Mittel bereitstellen, damit jungen Menschen, deren 
Eltern von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind, in ganz Deutschland der 
Weg in Ausbildung und Arbeit geebnet wird. 

 
Qualität von Arbeit ist uns wichtig 

 

x Leistung muss sich lohnen. Wer sich anstrengt, muss mehr haben als derje-
nige, der dies nicht tut. CDU und CSU stehen für Leistungsfreude und Fair-
ness. Deutschlands Beschäftigte sollen an der guten wirtschaftlichen 
Entwicklung unseres Landes teilhaben. Zur Zeit der rot-grünen Regierung 
sind die Löhne kaum gestiegen. In der Regierungszeit der Union hat sich dies 
zum Besseren gewendet: Weil wir Garant sind für eine gute Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktpolitik.  
 

x Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland hat sich 
grundsätzlich bewährt. Jeder soll von seiner Arbeit leben können. Deshalb 
halten wir daran fest. In der Praxis hat sich allerdings gezeigt, dass viele 
Regelungen zu bürokratisch und wenig alltagstauglich sind. Dies trifft 
insbesondere unsere Landwirtschaft und die Gastronomie sowie weitere Be-
triebe. Unser erklärtes Ziel ist daher der Abbau unnötiger Bürokratie gleich 
zu Beginn der neuen Wahlperiode. 
 

x Geringfügig Beschäftigte sollen an der allgemeinen Lohnsteigerung teilha-
ben. Wir realisieren den mitwachsenden Minijob. 
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x Auf einem modernen, fortschrittlichen Arbeitsmarkt sind die Flexibilität und 
Mobilität von Arbeitskräften wichtig. Gleichzeitig ist es unser erklärtes Ziel, 
dass Menschen in allen Teilen Deutschlands Arbeit und Ausbildung verstärkt 
in der Nähe ihres Heimatortes finden können. Wir wollen erreichen, dass 
Arbeitsplätze nicht nur in Ballungsräumen entstehen. Dafür sorgen wir mit 
einer gezielten Strukturpolitik, die auch ländlichen Räumen neue Perspekti-
ven eröffnet. 

 

x Wir wollen, dass Männer und Frauen gleiches Geld für gleiche Arbeit bekom-
men. Mit dem Entgelttransparenz-Gesetz haben wir dazu einen wichtigen 
ersten Schritt gemacht. Wir werden die Wirkung dieses Gesetzes überprüfen 
und gegebenenfalls in enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern wei-
tere Schritte unternehmen.  
 

x Wir wollen, dass Arbeitnehmer am Erfolg ihres Unternehmens besser teilha-
ben können. Dazu werden wir die Rahmenbedingungen zur 
Mitarbeiterbeteiligung attraktiver gestalten.  

 

x Eine Behinderung darf kein Armutsrisiko für den Betroffenen oder sein Um-
feld darstellen. Mit dem Bundesteilhabegesetz haben wir grundlegende 
Verbesserungen erreicht. Durch Arbeit zum eigenen Lebensunterhalt beitra-
gen zu können, hat für Menschen mit Behinderung eine besondere Bedeu-
tung. Es braucht mehr Offenheit bei der Einstellung von Mitarbeitern mit 
Behinderung. 

 

x Wir werden das Arbeitszeitrecht so modernisieren, dass die Tarifpartner 
zusätzliche Spielräume zur Flexibilisierung, wie sie die europäische 
Arbeitszeitrichtlinie eröffnet, im Rahmen von Tarifverträgen nutzen können. 
Die Gesamt-Wochenarbeitszeit erhöht sich dadurch nicht. 
 

x Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt ist wichtig und hat dazu beigetragen, 
hunderttausende neue Arbeitsplätze zu schaffen. Befristete Arbeitsverhält-
nisse dürfen unbefristete Arbeitsverhältnisse nicht einfach ersetzen. Deshalb 
werden wir offenkundige Missbräuche abstellen. Gerade Berufsanfänger, die 
eine Familie haben oder gründen wollen, brauchen eine verlässliche Perspek-
tive. Durch die Neuregelung von Zeit-, Leiharbeit und Werkverträgen haben 
wir bereits wichtige Verbesserungen für die Arbeitnehmer erzielt. 

 



 

14 
 

x Wir wollen mehr Frauen in Führungspositionen in Wirtschaft und Verwal-
tung. Mit der Einführung der Frauenquote in Aufsichtsräten haben wir erste 
Erfolge erzielt, wissen aber auch, dass weitere Anstrengungen notwendig 
sind. Wir wollen im öffentlichen Dienst bis spätestens 2025 eine 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen in Leitungsfunktionen auf allen Ebe-
nen verwirklichen. 
 

Selbstständigkeit und Mittelstand stärken 

 

x Selbstständige, freie Berufe, Handwerk und Mittelstand sind das Rückgrat 
unserer Wirtschaft und stehen weltweit für hohe Qualitätsstandards. Sie 
schaffen mit Abstand die meisten Arbeits- und Ausbildungsplätze und leisten 
damit einen wichtigen Beitrag zum Allgemeinwohl. Wir wollen ihre Leistung 
künftig noch stärker öffentlich anerkennen und fördern. 

 

x Mehr junge Menschen als bisher sollen den Schritt in die Selbstständigkeit 
wagen. Dazu brauchen wir eine neue Gründerkultur, in der Erfolg anerkannt 
und Scheitern nicht diffamiert wird. Wer sich selbstständig macht, geht oft 
größere Risiken ein und arbeitet mehr und härter für seinen Erfolg.  
 

x Wir werden bis 2019 einen „Masterplan Selbstständigkeit“ erarbeiten. 
Hindernisse auf dem Weg zur Selbstständigkeit müssen beseitigt, umfas-
sende Beratung und Förderung garantiert und unnötige Bürokratie vermie-
den werden. 
 

x Wir werden die Bedingungen für Wagniskapital weiter verbessern. Den Zu-
gang für Start-ups zu Wagniskapital wollen wir auch über steuerliche Förde-
rung erleichtern: Wer sich an Start-ups beteiligt, soll das bei der Steuer 
berücksichtigen können.  
 

x Wir bekennen uns zur dualen Ausbildung in Betrieb und Schule und wollen 
sie stärken. Wir werden den Meisterbrief erhalten. Wir werden prüfen, wie 
wir ihn für weitere Berufsbilder EU-konform einführen bzw. wieder einführen 
können. Wir werden dafür sorgen, dass höhere berufliche Bildung in stärke-
rem Maße möglich wird. Durch einen „Meisterbonus“ wollen wir ermögli-
chen, dass bei bestandener Meisterprüfung angefallene Gebühren ganz oder 
teilweise erstattet werden. 
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Tarifpartnerschaft stärken 

 

x Wir haben in Deutschland gute Erfahrungen mit der Zusammenarbeit von 
Tarifpartnern, also Arbeitgebern und Arbeitnehmern, zum Wohle der 
Beschäftigten und der wirtschaftlichen Entwicklung. Darum beneiden uns 
viele andere Länder in Europa. Wir wollen die Tarifautonomie, die 
Tarifpartnerschaft und die Tarifbindung deshalb stärken und ermutigen.  
 

x Wir wollen gesetzliche Regelungen so ausgestalten, dass zusätzliche 
Flexibilität, Spielräume und Experimentierräume für Unternehmen entste-
hen, für die ein Tarifvertrag gilt oder angewendet wird, oder eine Vereinba-
rung mit dem Betriebsrat erfolgt. Das Entgelt-Transparenz-Gesetz mit seiner 
abgestuften Regelung ist dafür ein gutes Beispiel. 
 

x Wir legen eine „Nationale Weiterbildungsstrategie“ auf. Diese erarbeiten wir 
gemeinsam mit Arbeitgebern, Gewerkschaften und den zuständigen Stellen. 
Denn lebenslanges Lernen, Bildung und Qualifizierung sind für alle Wirt-
schafts- und Gesellschaftsbereiche von zentraler Bedeutung. Jeder 
Arbeitnehmer soll über die bestmöglichen Berufs- und 
Arbeitsmarktperspektiven verfügen.  

 
Landwirtschaft hat Zukunft 

 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Ernährungswirtschaft tragen in Deutschland 
erheblich zur Wertschöpfung, aber auch zur Lebensqualität, Kultur- und 
Landschaftspflege bei. Gerade in ländlichen Regionen stellen sie wertvolle und mo-
derne Arbeits-, Ausbildungs- und Lernplätze zur Verfügung.  
 
CDU und CSU sind seit jeher die Partei der Land- und Forstwirtschaft. Wir 
wertschätzen insbesondere auch die moderne bäuerliche Landwirtschaft und die 
Vielfalt der Familienbetriebe. Wir wollen sie fördern und erhalten. Landwirtschaft 
muss in Deutschland eine Zukunft haben. Unser Leitbild ist eine vielfältige, 
nachhaltige, wettbewerbsfähige, bodengebundene und flächendeckende Landwirt-
schaft in bäuerlicher Hand. 
 
Wir treten für die Bewahrung der Schöpfung ein. Deshalb lehnen wir Klonierung 
von Tieren ab. Wir wollen ein partnerschaftliches Miteinander zwischen Landwirt-
schaft und Gesellschaft und fördern deshalb den Dialog. CDU und CSU stehen für 
den Schutz des Eigentums. Ein breit gestreutes Eigentum ist die Grundlage jeder 
land- und forstwirtschaftlichen Produktion in bäuerlicher Hand. Wir treten dafür 
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ein, dass Land- und Ernährungswirtschaft in einem eigenständigen Ressort erhalten 
bleiben. 
 

x Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU (GAP) hat für uns einen sehr hohen 
Stellenwert. Wir stehen für Kontinuität in der Gemeinsamen Agrarpolitik und 
für die Beibehaltung des 2-Säulen-Modells. Wir treten auch nach 2020 für die 
Fortführung der Direktzahlungen ein. CDU und CSU sind den Bauern ein 
verlässlicher Partner. Wir werden agrarstrukturelle Ziele beachten und 
insbesondere aktive Landwirte, Junglandwirte und kleinere und mittlere Be-
triebe fördern. 
 

x Wir wollen, dass den Betrieben mehr Zeit für Stall und Acker bleibt. Deshalb 
werden wir bürokratischen Aufwand für Verwaltung und Betriebe reduzie-
ren. Wir brauchen mehr Ausnahmeregeln für kleine Betriebe und müssen 
Mehrfachkontrollen verhindern. 
 

x Wir werden einen Innovationsfonds für die Landwirte auflegen. Wir wollen 
den technischen, biologischen und digitalen Fortschritt durch Agrarfor-
schung und Innovationen wie Präzisionslandwirtschaft beschleunigen. So 
können wir zu Ressourcen- und Klimaschonung einen weiteren Beitrag leis-
ten. Auch deshalb ist der gleichwertige Ausbau der digitalen Infrastruktur im 
ländlichen Raum so wichtig. 
 

x Die konventionelle und die ökologische Landwirtschaft stehen für uns nicht 
im Gegensatz und werden beide zielgerichtet gefördert.  
 

x Durch eine Nutztierhaltungsstrategie, die das Tierwohl stärker berücksich-
tigt, wollen wir gesellschaftliche Akzeptanz herstellen und die Investitions- 
und Planungssicherheit für Betriebe erhöhen. Landwirtschaft und Tierschutz 
sind keine Gegensätze, sondern bedingen einander. Weitere Verbesserungen 
im Tierschutz begreifen wir als grenzüberschreitende Herausforderung und 
streben einheitliche Standards in der EU an. Für CDU und CSU ist der Tier-
schutz ein wichtiges Anliegen, denn Tiere sind unsere Mitgeschöpfe.  
 

x Die Einführung eines neuen staatlichen Tierwohllabels kann dazu beitragen, 
das Tierwohl zu erhöhen und die Marktchancen der betreffenden Betriebe zu 
verbessern. Die Weiterentwicklung im Tierschutz muss praxistauglich sein. 
 

x Artenschutz ist wichtig und unverzichtbar. Um Fehlsteuerungen zu verhin-
dern, soll der Schutzstatus von Tieren und Pflanzen allerdings im Lichte der 
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Populationsentwicklung regelmäßig überprüft und gegebenenfalls angepasst 
werden. 
 

x Grund und Boden sind die Produktionsgrundlage unserer Landwirte. Wir 
wollen den Flächenverbrauch eindämmen und werden dazu das 
Ausgleichsflächensystem reformieren und vereinfachen. Dabei wollen wir, 
dass der Eingriff in die Natur, wo immer angemessen, nicht durch zusätzliche 
Flächenstilllegung, sondern finanziell kompensiert wird. Mit den so erzielten 
Einnahmen sollen berechtigte ökologische Anliegen auf andere Weise geför-
dert werden. 

 

x Vordringliche Aufgabe der Landwirtschaft ist die Versorgung mit Lebensmit-
teln. Wertschätzung für diese hochwertigen heimischen Produkte wollen wir 
durch Verbraucherbildung von Kindesalter an fördern. Darin liegt großes 
Potenzial, Lebensmittel richtig einzusetzen und die Verschwendung zu 
reduzieren. 
 

x Marktpreise müssen fair sein und den Erzeugern ein auskömmliches Einkom-
men ermöglichen. Wir fordern eine dauerhafte Risikoausgleichsrücklage, da-
mit die Betriebe in guten Jahren steuerfrei für Jahre mit Einbrüchen zurückle-
gen können. Die Markt- und Produktionsrisiken dürfen nicht beim Erzeuger 
alleine liegen. Wir wollen eine faire Lieferkette mit Marktverantwortung von 
Verarbeitungsebene und Handel fördern. Auf EU-Ebene setzen wir uns für 
eine Verbesserung der Kriseninstrumente ein.  
 

x Wir werden insbesondere im Zusammenhang mit dem Austritt 
Großbritanniens aus der EU die Belange der Hochseefischerei besonders 
berücksichtigen. 
 

x Im Sinne einer nachhaltigen Holz- und Rohstoffwirtschaft wollen wir die 
Potenziale des Waldes auch künftig stärken und nutzen, ohne dabei auf 
zentrale Anliegen des Umwelt- und Landschaftsschutzes zu verzichten. 
 

Mehr Freiraum, weniger Bürokratie 

 

x Deutschlands öffentliche Verwaltung soll in Bund, Ländern und Kommunen 
eine der bürger- und anwenderfreundlichsten öffentlichen Verwaltungen 
Europas werden. Durch die Einführung eines digitalen Bürgerportals und ei-
nes elektronischen Bürgerkontos werden wir sicherstellen, dass praktisch 
alle Verwaltungsdienstleistungen deutschlandweit elektronisch verfügbar 
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sind. Egal ob Steuererklärung, Antrag auf Kindergeld, PKW-Zulassung oder 
Anwohnerparkausweis. Das spart Zeit und Geld und ermöglicht zusätzliche 
Wertschöpfung.  
 

x Wir sind beim Bürokratieabbau vorangekommen und haben Wirtschaft und 
Verbraucher in dieser Wahlperiode von Bürokratie entlastet. Der jährliche 
Bürokratieaufwand der Bürger wurde in dieser Wahlperiode um 
8,5 Millionen Stunden reduziert. Seit 2015 gilt die „one-in, one-out“-Regel. 
Diese Regelung hat sich bewährt und wird weiter fortgesetzt. 
 

x Gerade für mittelständische Unternehmer und Handwerker sind überbor-
dende bürokratische Anforderungen eine ernste Erschwernis für ihren 
wirtschaftlichen Erfolg. Wir brauchen deshalb eine neue Gesetzgebungs- und 
Verwaltungskultur, bei der die Vermeidung oder Begrenzung neuer Regelun-
gen im Vordergrund steht. Bei neuen Gesetzgebungsvorhaben soll – soweit 
vertretbar – auf Kontrolle und Regulierung verzichtet werden, bis eine 
Notwendigkeit dafür eindeutig nachgewiesen ist. 
 

x Der Erfolg einer Regierung bemisst sich nicht nach der Zahl der 
verabschiedeten Gesetze. Deshalb streben wir an, die Zahl neuer Gesetzent-
würfe in der kommenden Wahlperiode um mindestens 10 Prozent zu 
reduzieren. 

 
Verkehrsinfrastruktur erneuern und ausbauen 

 
Deutschland ist weltweit Vorzeigeland für seine Infrastruktur. Das ist die Grundlage 
unserer internationalen Spitzenposition bei Lebensqualität, Arbeit, Wachstum und 
Wohlstand. Wir wollen unsere Straßen, Schienen und Wasserwege daher weiter 
stärken und fit machen für die Verkehrszuwächse der Zukunft. 
 

x Wir haben in dieser Wahlperiode unsere Investitionen in die Infrastruktur um 
40 Prozent auf Rekordniveau gesteigert. Diese hohen Mittel für Infrastruktur 
wollen wir mindestens verstetigen. Der neue Bundesverkehrswegeplan bie-
tet eine hervorragende Grundlage für die weiteren Maßnahmen.  
 

x Auf dieser Politik bauen wir auf. Wir wollen, dass Züge pünktlicher ankom-
men und Menschen weniger im Stau stecken. Dadurch gehen auch Lärm- und 
Abgasbelastungen durch den Verkehr zurück. Die Vernetzung der 
unterschiedlichen Verkehrsträger bietet hierfür großes Potenzial. 
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x Wir werden auch weiter Straßen, Autobahnen und Brücken sanieren, neue 
Projekte realisieren und vorhandene Lücken schließen. Wir wollen 
Erleichterungen erzielen bei der Planung und Durchführung von 
Infrastrukturprojekten sowie beim Abrufen von Fördermitteln. CDU und CSU 
werden, wo immer möglich und vertretbar, die Dauer von Planungsverfahren 
durch Entbürokratisierung verkürzen. Dazu werden wir ein 
Planungsbeschleunigungsgesetz verabschieden. Bei Ersatzneubauten sollen 
die Verwaltungsgerichtsverfahren auf eine Instanz beschränkt werden. 

 

x Für besonders wichtige Projekte werden wir deshalb einzelfallbezogen die 
Planungs- und Genehmigungsverfahren verkürzen. Dabei orientieren wir uns 
an den positiven Erfahrungen, die bei den Verkehrsprojekten Deutsche Ein-
heit gemacht wurden. 
 

x Ein generelles Tempolimit auf deutschen Autobahnen lehnen wir ab. Lkw-
Neufahrzeuge sind mit einer vom Fahrer nicht abschaltbaren automatischen 
Bremseinrichtung auszurüsten, die Auffahrunfälle verhindert. Mit gezielten 
Maßnahmen, die aufgrund der örtlichen Gegebenheiten erforderlich sind, 
wollen wir die Zahl der schweren Unfälle und Verkehrstoten reduzieren. 
Sicherheit im Verkehr ist für uns von großer Bedeutung. 

 

x Unser Ziel beim Ausbau der Infrastruktur ist und bleibt: Mehr Mobilität bei 
weniger Lärm. Wir haben seit 2013 eine Rekordsumme in Lärmvorsorge 
und -schutz investiert. Das setzen wir fort. Beim Lärmschutz auf 
Bundesstraßen und Autobahnen haben wir durch die Errichtung von 
Lärmschutzwänden und den Einsatz von Flüster-Asphalt große Fortschritte 
gemacht. Wir nehmen nun auch verstärkt den Schienenverkehr ins Visier. Ab 
2020 wird durch das Verbot lauter Güterwagen auf dem deutschen Schienen-
netz der Schienenlärm halbiert. Wir wollen die gesamte Bandbreite der zur 
Verfügung stehenden Maßnahmen nutzen, durch moderne Technik, durch 
aktiven und passiven Lärmschutz.  
 

x Wir wollen, dass Deutschland Logistikweltmeister bleibt. Wir werden deshalb 
den Güterverkehr stärken. Dazu schaffen wir verbesserte 
Wettbewerbsbedingungen für das umwelt- und klimafreundliche System 
Schiene. Die Senkung der Trassenpreise im Schienengüterverkehr werden 
wir konsequent weiterverfolgen. Gleichzeitig schreiben wir den mit unserer 
Transport- und Logistikwirtschaft entwickelten Maßnahmenkatalog zur Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit fort. Dabei geht es u. a. um die bedarfsge-
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rechte Erweiterung und Modernisierung des Parkplatzangebots für LKW an 
Bundesautobahnen. 
 

x Seefahrt, Binnenschifffahrt und Luftfahrt sind zentrale Säulen weltweiter 
Mobilität. Dafür brauchen wir faire internationale Wettbewerbsregeln und 
verbesserte nationale Rahmenbedingungen. In der Seeschifffahrt werden wir 
die deutsche Flagge erhalten. Wir unterstützen die Modernisierung und 
Digitalisierung unserer Häfen, damit sie leistungsstarke Drehscheiben im 
globalen Wettbewerb bleiben.  
 

x In Zukunft werden integrierte Verkehrssysteme eine überragende Bedeu-
tung haben. Gerade junge Menschen in Städten und Ballungsräumen setzen 
zunehmend auf verzahnte Konzepte, die individuelle und öffentliche Ver-
kehrs- und Kommunikationssysteme miteinander verbinden. Durch die enor-
men Möglichkeiten der Digitalisierung wird es künftig zur Entstehung völlig 
neuer Mobilitätskonzepte kommen. Deutschland soll auch in diesem Bereich 
führend sein. 
 

x Wir nutzen die Potenziale der Digitalisierung für den Öffentlichen 
Personennahverkehr – und machen ihn so noch attraktiver: Mit einem 
deutschlandweit einheitlichen digitalen Ticket: Einfach, schnell und 
unbürokratisch. Wir wollen unsere Verkehrsverbünde intelligent vernetzen 
und in einem System zusammenführen. Es soll eine App und ein digitales Ti-
cket geben, mit dem Fahrgäste überall in Deutschland fahren können. Im 
Schienenverkehr wollen wir innovative Technologien testen und die 
Elektrifizierung wichtiger Bahnstrecken vorantreiben. 
 

x Für die Reisenden wollen wir pünktliche Züge, ein gut getaktetes Nah- und 
Fernverkehrsangebot (Deutschlandtakt) und moderne Bahnhöfe in allen 
Regionen. Wir setzen einen klaren Investitionsschwerpunkt auf die 
Modernisierung der Schieneninfrastruktur und beschleunigen die 
Elektrifizierung kleinerer Bahnstrecken. Wir wollen außerdem allen Bürgerin-
nen und Bürgern hindernisfreie Mobilität ermöglichen. Ein Schlüsselprojekt 
ist dabei ein Programm zur Förderung von Barrierefreiheit auf Bahnhöfen. 

 
Energiewende zum Erfolg führen 

 

x Ein Wirtschafts- und Industrieland wie Deutschland braucht eine langfristig 
sichere, bezahlbare und saubere Energieversorgung. Diesem Ziel sind CDU 
und CSU verpflichtet. 
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x Der Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie zur Energieerzeugung, den 
wir im Jahre 2011 beschlossen haben, war richtig und wird von einer breiten 
Mehrheit in der Bevölkerung getragen. Wir haben damit eine jahrzehnte-
lange Debatte zu einem versöhnlichen Abschluss gebracht und werden den 
Ausstieg wie vorgesehen bis 2023 abgeschlossen haben. 

 

x Mit dem Endlagersuchgesetz von 2013 haben wir einen verlässlichen 
Handlungsrahmen geschaffen. Mit der 2016 beschlossenen Übertragung ei-
nes großen Teils der Entsorgungsrückstellungen der Kraftwerksbetreiber auf 
den Bund sichern wir die notwendigen finanziellen Voraussetzungen dafür.  
 

x Der Umbau der Energieversorgung auf erneuerbare Energien ist in dieser 
Legislaturperiode erheblich vorangekommen. Wir haben einen verbindlichen 
Ausbaupfad geschaffen, der allen Beteiligten Planungssicherheit gibt. Durch 
die marktwirtschaftliche Umgestaltung des Fördersystems sind die 
Ausbaukosten für Wind auf hoher See, Wind an Land und für Photovoltaik-
Anlagen drastisch gesunken. Die EEG-Umlage haben wir stabilisiert, 
energieintensive Unternehmen entlastet, den Strommarkt neu geordnet und 
die Voraussetzungen für den Ausbau der großen Übertragungsnetze bis 
2023 geschaffen. 
 

x Strom muss langfristig für alle Unternehmen und Betriebe sowie privaten 
Verbraucher bezahlbar bleiben. Dafür setzen wir die marktwirtschaftliche 
Heranführung und Systemintegration der erneuerbaren Stromerzeugung 
konsequent fort.  
 

x Deutschland muss eine einheitliche Strompreiszone bleiben. Der beschleu-
nigte Netzausbau und die Beseitigung von Engpässen haben für uns oberste 
Priorität. Dadurch reduzieren wir in erheblichem Umfang Kosten. Es dürfen 
keine Nachteile für Grundstückseigentümer, Investitionen und Arbeitsplätze 
entstehen. 
 

x Moderne Stromspeichertechnologien sind für den Erfolg der Energiewende 
von großer Bedeutung. Unsere Anstrengungen bei der Forschung und bei der 
Förderung setzen wir fort. Deutschland soll wieder Standort für eine 
Batteriezellproduktion werden.  

 

x Neben dem weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien wollen wir die 
Sektorenkopplung weiterentwickeln: Steuerung von Produktion und Nach-
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frage sowie die Verknüpfung der Stromerzeugung mit Bereichen wie Ver-
kehr, Gebäude und Wärme (sogenannte Sektorenkopplung) gewinnen 
zunehmend an Bedeutung. Dadurch lassen sich Kosten wirksam begrenzen 
und die Versorgungssicherheit weiter erhöhen. 

 
Forschung und neue Technologien fördern 

 
Forschung und Innovation sind Grundlage von Wachstum und Wohlstand. Wir sind 
auf kluge und verantwortungsvolle Köpfe angewiesen. Nur wenn wir stetig und 
ausreichend in Grundlagenforschung, anwendungsbezogene Forschung und neue 
Technologien investieren, werden wir im internationalen Wettbewerb unsere 
Spitzenposition behaupten können. 
 
Die Investitionen in Forschung und Entwicklung von heute bedeuten Arbeitsplätze, 
Wohlstand und Lebensqualität, auch für die Menschen von morgen. Deshalb haben 
wir die Ausgaben für Forschung und Entwicklung in unserer Regierungszeit erheb-
lich gesteigert. Drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts werden mittlerweile von 
Staat und privater Wirtschaft in diesen Bereich investiert. 
 

x Bis 2025 werden wir die Forschungs- und Entwicklungsausgaben auf insge-
samt 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts erhöhen. Das ist ein Rekordwert 
und ein Zeichen dafür, dass Deutschland in diesem Bereich weiter führend 
ist. 

 

x Wir werden eine steuerliche Forschungsförderung in Höhe von 
2 Milliarden Euro ermöglichen. Um insbesondere kleinere und mittlere 
Unternehmen wirksam zu unterstützen, werden wir ein Wahlrecht zwischen 
bestehender Projektförderung und steuerlicher Forschungsförderung einfüh-
ren.  
 

x Diese Maßnahme erhöht die Attraktivität des Standorts Deutschland für 
Spitzenforscher aus aller Welt weiter und zieht Investitionen in neue, 
zukunftssichere Arbeitsplätze nach sich. 

 

x Das Forschungs- und Anwendungsgebiet der Künstlichen Intelligenz wird im-
mens an Bedeutung gewinnen. Ebenso Hoch- und Höchstleistungsrechner, 
Umgang mit großen Datenmengen, Quantentechnologie und Robotik. Diese 
Bereiche sind wichtige Schwerpunkte unserer künftigen Regierungsarbeit. 
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x Zusätzlich zur „Digitalen Agenda“ werden wir eine „Biotechnologie-Agenda“ 
erarbeiten, damit Deutschland auch in diesem hoch innovativen 
Forschungsgebiet seine Chancen wahrt. 
 

x Wir wollen Deutschland in die Gruppe der drei weltweit besten in der For-
schung zu Krebs, Demenz und Infektionskrankheiten führen. Die Forschung 
zur Behandlung weiterer Volkskrankheiten sowie zur Kinder- und 
Jugendmedizin bauen wir aus. 
 

Deutschland verfügt über eine hervorragende Grundlagenforschung und über 
starke F&E-Abteilungen in den Unternehmen. Wir werden Innovationsprozesse ver-
stärkt begleiten und Sprunginnovationen befördern. 

 
Globalisierung für Deutschlands Zukunft nutzen 

 
Unsere Welt rückt immer mehr zusammen: Durch die rasante technologische 
Entwicklung, insbesondere im Bereich der Kommunikation und des Internets, durch 
die internationale Arbeitsteilung und den immer stärkeren Austausch von Gütern, 
Dienstleistungen und Kapital. 
 
Von der Globalisierung, die bereits seit vielen Jahrzehnten stattfindet, haben die 
allermeisten Länder und ihre Bürger enorm profitiert. Sie hat auch wesentlich zur 
Schaffung unseres Wohlstands beigetragen. Deutschland ist eine Exportnation, die 
von offenen Märkten und internationalen Lieferbeziehungen besonders profitiert.  
 
Auch der Prozess der Globalisierung braucht Regeln und Standards, um Auswüchse 
und Fehlentwicklungen zu verhindern. Deshalb ist die Zusammenarbeit im Rahmen 
von G7 und G20 so wichtig, deshalb brauchen wir die Europäische Union und die 
Vereinten Nationen, die OECD, die Weltbank und den Internationalen Währungs-
fonds. 
 
Wir bekennen uns zur internationalen und multilateralen Zusammenarbeit zwi-
schen Ländern und Regionen. Wir werden die transatlantischen Beziehungen wie-
der intensivieren. Die USA sind und bleiben ein zentraler Partner, auch im Bereich 
von Handel und Wirtschaft. Wir wollen das zwischen der EU und Kanada 
abgeschlossene Freihandelsabkommen CETA mit Leben erfüllen und wir streben 
weiterhin ein Freihandelsabkommen zwischen der EU und den USA an. Gegen un-
faire Handelspraktiken werden wir uns schützen. 
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Familien und Kinder im Mittelpunkt 
 
Familien und Kinder sind unser großes Glück. Wenn zwei Menschen füreinander da 
sind und Verantwortung übernehmen, leisten sie einen Beitrag zu einer menschli-
chen und stabilen Gesellschaft. Wo immer Menschen Verantwortung für Kinder und 
ihre Erziehung übernehmen, leisten sie einen wertvollen Beitrag für unsere gemein-
same Zukunft. Es ist eine große Ermutigung, dass gerade junge Menschen dazu 
zunehmend bereit sind und dass die Zahl der Geburten wieder steigt. Ehe und Fami-
lien zu fördern, bleibt für uns eine der wichtigsten Aufgaben des Staates. Deshalb 
stehen Ehe und Familien unter dem besonderen Schutz des Grundgesetzes. 
 
Wir schreiben Familien kein bestimmtes Familienmodell vor. Wir respektieren die 
unterschiedlichen Formen des Zusammenlebens. Menschen sollen selbst entschei-
den, wie sie ihr Zusammenleben gestalten und ihren Alltag organisieren. 
Verantwortung wird auch in anderen Formen des Zusammenlebens, die auf Dauer 
angelegt sind, übernommen und gelebt: Zum Beispiel durch Alleinerziehende, 
Patchwork-Familien, nicht-eheliche Lebensgemeinschaften und die bestehenden 
eingetragenen Lebenspartnerschaften. 
 
Dem fühlen sich CDU und CSU verpflichtet. Seit 2013 haben wir das ElterngeldPlus 
eingeführt, das Mutterschutzgesetz reformiert sowie Kindergeld und Kinderfreibe-
träge an die Steigerung der Lebenshaltungskosten angepasst. Wir haben rund 
5,3 Milliarden in den Bau und Betrieb von Kindertagesstätten investiert und helfen 
finanzschwachen Städten und Gemeinden mit rund 7 Milliarden Euro bei der 
überfälligen Sanierung von Schulen und Einrichtungen. 
 
Noch stärker als bisher wollen wir in den kommenden vier Jahren unsere Förderung 
auf Familien und Kinder ausrichten. Wir finden uns nicht mit Kinderarmut ab. Wir 
wollen, das alle unsere Kinder die bestmögliche Erziehung, Bildung und Betreuung 
erhalten, unabhängig von Herkunft und Lebenssituation der Eltern. Wir wollen, dass 
Familien Zeit füreinander und miteinander haben, damit sie die schönste Zeit ihres 
Lebens bewusst gestalten und erleben können. Und wir wollen, dass junge Familien 
mehr als bisher Wohneigentum für sich und ihre Kinder erwerben können. 
 
Kinderrechte ins Grundgesetz 

 

x Schon jetzt stellt das Grundgesetz Ehe und Familie unter den besonderen 
Schutz des Staates. Auch Kinder brauchen einen besonderen Schutz. Der 
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Schutz der Kinder hat für uns Verfassungsrang. Deshalb werden wir ihre 
Rechte in das Grundgesetz aufnehmen.  

 
Bildung und Betreuung stärken 

 

x Die Wahlfreiheit der Eltern im Hinblick auf Erziehung und Betreuung ihrer 
Kinder ist uns wichtig. Das setzt voraus, dass Betreuung überall dort, wo sie 
von Eltern gewünscht oder benötigt wird, auch tatsächlich vorhanden ist. In 
den vergangenen Jahren wurden unter der Regierungsverantwortung von 
CDU und CSU bereits ein Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz und 
ein Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz eingeführt. Viele tausend 
Betreuungsplätze sind dadurch neu entstanden. 

 

x Wir werden deshalb in der kommenden Wahlperiode auch einen Rechtsan-
spruch auf Betreuung im Grundschulalter einführen: So wird Betreuung auch 
in dieser wichtigen Lebensphase sichergestellt. Dabei werden wir auf 
Flexibilität achten, bedarfsgerecht vorgehen und die Vielfalt der bestehen-
den Betreuungsmöglichkeiten, wie zum Beispiel Kinderhorte, erhalten. 
Durch den neuen Rechtsanspruch helfen wir jungen Familien, Arbeit und 
Familie besser miteinander zu verbinden. Wir wollen auch Anreize für mehr 
Engagement aufseiten der Unternehmer setzen. Die Steuerbefreiung für Zu-
schüsse der Arbeitgeber für Betreuungskosten werden wir bis zum Ende der 
Grundschule ausweiten. 

 

x Parallel zur Erhöhung der Zahl der Betreuungsplätze werden wir dafür sor-
gen, dass die Qualität von Bildung und Betreuung weiter ausgebaut wird. 
Eine Schlüsselrolle kommt dabei der Ausstattung von Kindertages- und 
Betreuungseinrichtungen mit ausreichend und gut ausgebildetem Personal 
zu. 

 
Familien entlasten 

 

x Wir werden die finanzielle Situation junger Familien spürbar verbessern, in-
dem wir den Kinderfreibetrag in zwei Schritten auf das Niveau des 
Erwachsenenfreibetrags anheben und das Kindergeld entsprechend erhö-
hen. In einem ersten Schritt werden wir das Kindergeld um 25 Euro je Kind 
erhöhen. 300 Euro mehr pro Kind und Jahr sind ein starkes Signal. Gleichzei-
tig wird der Kinderfreibetrag entsprechend erhöht. Den zweiten Schritt wer-
den wir abhängig von der wirtschaftlichen Lage verwirklichen, aber spätes-
tens in der darauffolgenden Legislaturperiode.  



 

26 
 

 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern 

 

x Schon heute gibt es für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen 
Rechtsanspruch auf Teilzeit. Um die Rückkehr in berufliche Vollzeit-Arbeit zu 
erleichtern, wollen wir künftig in Betrieben ab einer bestimmten Größe auch 
einen Anspruch auf befristete Teilzeit schaffen. Wir werden zügig mit den 
Sozialpartnern über Art und Inhalt der Regelung sprechen. 
 

x Wir werden sicherstellen, dass alleinerziehende Mütter und Väter, die nach 
der Geburt ihrer Kinder auf Berufstätigkeit verzichtet haben, eine regelmä-
ßige Beratung über Möglichkeiten zur beruflichen Wiedereingliederung 
erhalten. 

 

x Gemeinsam mit den Tarifpartnern werden wir flexible Modelle entwickeln, 
die es Familien ermöglichen, gemeinsam mehr Zeit miteinander zu verbrin-
gen. Wir werden prüfen, ob im Rahmen von Familien- und 
Lebensarbeitszeitkonten mehr Spielraum für Familienzeit geschaffen werden 
kann. 

 
Wohneigentum für Familien möglich machen 

 

x Wir wollen jungen Familien beim Erwerb von Wohneigentum mehr helfen als 
bisher. Dies soll für Bestandsbauten und Neubauten gleichermaßen gelten. 
Damit der Traum vom eigenen Heim stärker in Reichweite rückt, werden wir 
ein Baukindergeld in Höhe von 1.200 Euro je Kind und pro Jahr neu einfüh-
ren. Das Baukindergeld soll über einen Zeitraum von zehn Jahren gezahlt 
werden. Dieser Anspruch soll für alle Kaufverträge beziehungsweise 
Baugenehmigungen gelten, die seit dem 1. Juli 2017 neu abgeschlossen oder 
erteilt wurden. 

 

x Wir wollen bei der Grunderwerbsteuer Freibeträge für Erwachsene und Kin-
der einführen. Die Zuständigkeit der Bundesländer bleibt gewahrt. Dies soll 
für den erstmaligen Erwerb selbstgenutzten Wohneigentums gelten.  

 

x Vorschriften für Neubauten zum Schutz von Umwelt und Klima sowie zur 
Reduzierung von Energiekosten amortisieren sich oftmals erst nach 
Jahrzehnten. Zusätzlich zu den bereits bestehenden Förderangeboten der 
KfW werden wir deshalb Lösungen prüfen, die eine Amortisation dieser Kos-
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ten über die gesamte Lebensdauer des Gebäudes ermöglichen und so den 
Kreditrahmen junger Familien entlasten. 

 
Gesellschaftliche Wertschätzung für Familien verbessern 

 

x Wir wollen erreichen, dass die enorme Leistung, die Familien mit Kindern für 
unser Land erbringen, auch gesellschaftlich stärker anerkannt wird. Die Teil-
nahme und Teilhabe bei öffentlichen und gesellschaftlichen Veranstaltungen 
muss problemloser als bisher möglich sein. CDU und CSU stehen für eine 
gute Familienkultur. Wir wollen mehr als bisher Vorfahrt für Familien und 
Kinder in Behörden und Einrichtungen, beispielsweise an Flughäfen, 
Fahrkartenschaltern und Museen. Denn Familien und Kinder sind das Funda-
ment unserer Gesellschaft. 
 

x Wir wollen eine Anlauf- und Auskunftsstelle für alle Familienangelegenhei-
ten schaffen, damit junge Familien bestmöglich die Vielfalt der staatlichen 
Unterstützungsangebote in Anspruch nehmen können. 
 
 

Gleichwertige Lebensverhältnisse 

in ganz Deutschland 
 

Deutschland ist ein Land mit großer Vielfalt, unterschiedlichen Traditionen und 
Mentalitäten. In Nord und Süd, in Ost und West. In ländlichen Regionen ebenso wie 
in Städten und Ballungsräumen. Diese Vielfalt ist ein wahrer Schatz, den wir erhal-
ten und mehren wollen. Das setzt gleichwertige Lebensbedingungen in ganz 
Deutschland voraus. Niemand darf abgehängt sein, weil er oder sie in einer 
bestimmten Region zu Hause ist. Es muss möglich sein, überall in Deutschland 
gleichwertigen Zugang zu Bildung, Arbeit, zu öffentlicher Infrastruktur und zu 
Leistungen der Daseinsvorsorge zu haben, damit ganz Deutschland lebenswert ist 
und bleibt. 
 
Ländliche Räume fördern und stärken 

 

x CDU und CSU werden durch eine „Offensive Ländlicher Raum“ in den 
kommenden vier Jahren die Voraussetzungen für eine gute Entwicklung in al-
len Regionen schaffen.  
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x Maßstäbe und Regeln, wie sie für dichter besiedelte Gebiete entwickelt wur-
den, passen oftmals nicht für die Bedürfnisse unserer ländlichen Räume. Um 
auch dort eine flächendeckende Verfügbarkeit von Leistungen der 
Daseinsvorsorge zu gewährleisten, werden wir prüfen, welche Abweichun-
gen, Sonderregelungen und Öffnungsklauseln notwendig sind. Dies gilt auch 
für Investitionsförderung und das Baurecht. 
 

x CDU und CSU werden die ausreichende ärztliche Versorgung in ländlichen 
Räumen absichern. Dazu gehören auch der Erhalt von Pflegeeinrichtungen 
und Krankenhäusern, die schnelle Verfügbarkeit von Notfallmedizin sowie 
die Versorgung mit Angeboten der Geburtshilfe und mit Hebammen, auch 
bei der Geburtsvorsorge und -nachsorge. Wir werden die Schaffung „Ärztli-
cher Versorgungszentren“ fördern. Bei der Studienplatzvergabe im Fach 
Medizin sollen die Interessen des ländlichen Raums besonders berücksichtigt 
werden. 
 

x Wir wollen eine Dezentralisierungsstrategie. Zur Erhöhung der Attraktivität 
ländlicher Räume ist die Errichtung von Behörden, Schulen, Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen in der Fläche ein geeignetes Instrument. Dies ha-
ben die Erfahrungen in Bayern eindrucksvoll bewiesen. Wir wollen, dass die 
Arbeit stärker als bisher zu den Menschen kommt. Dies gilt insbesondere 
auch für ländliche Regionen in den neuen Bundesländern. 
 

x Durch den Ausbau erneuerbarer Energien wurde in erheblichem Umfang 
Wertschöpfung in die ländlichen Räume zurückverlagert. Deshalb ist der 
planbare, berechenbare und marktwirtschaftliche Fortgang der Energie-
wende für diese Regionen von besonderer Bedeutung. 
 

x Die rasante Entwicklung von Digitalisierung und Kommunikation macht es 
möglich, dass sich auch private Unternehmen mehr als bisher im ländlichen 
Raum ansiedeln. Dafür ist die flächendeckende Verfügbarkeit von schneller 
Breitband- und Mobilfunkversorgung zwingend erforderlich. CDU und CSU 
sorgen für superschnelles Internet in allen Regionen. 
 

x Die bestehenden Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" und „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ wollen wir mit besonderem Fokus auf den ländlichen 
Raum weiterentwickeln.  
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x Die Städtebauförderung soll künftig die Belange des ländlichen Raums bes-
ser berücksichtigen. Hierzu werden wir sie zu einem Instrument der Städte- 
und Gemeindeförderung weiterentwickeln. 
 

x Der Tourismus ist eine starke Wirtschaftskraft vor Ort, die wir in den 
kommenden Jahren weiter ausbauen wollen. Für unsere ländlichen Räume ist 
vor allem der Naturtourismus ein Motor für die Entwicklung. 

 
x Heimat und Identität sind im ländlichen Raum häufig besonders stark. 

Ehrenamtliches Engagement leistet hierzu einen herausragenden Beitrag. 
Wir wollen verhindern, dass bestehende Ehrenamtsstrukturen unter 
rückläufigen Bevölkerungszahlen leiden. Dies bedarf einer besonderen 
Förderung, insbesondere von Kommunen und Ländern. Hauptamtliche 
Unterstützung und zentrale Anlauf- und Beratungsstellen sind wichtig. Dazu 
werden wir eine Ehrenamtsstiftung neu errichten.  
 

Lebenswerte Städte 

 

x In den vergangenen vier Jahren hat die Bundesregierung die Mittel für 
Städtebau und Stadtentwicklung erheblich erhöht und damit einen wichtigen 
Beitrag zu Lebensqualität auch in städtischen Ballungsräumen geleistet. 
 

x Die finanzielle Lage von Städten und Gemeinden in Ballungsräumen ist 
höchst unterschiedlich. Neben boomenden Städten mit Vollbeschäftigung 
und guter Finanzlage gibt es Städte und Kommunen, die unter dem 
industriellen Strukturwandel leiden und finanziell ausgeblutet sind. Wir fin-
den uns nicht damit ab, dass freiwillige Leistungen eingeschränkt werden 
und die Qualität öffentlicher Einrichtungen wie Schulen und 
Betreuungseinrichtungen leidet.  

 

x Hilfe für diese Städte und Gemeinden ist auch eine gesamtstaatliche Auf-
gabe. Die Bundesregierung hat einen Fonds in Höhe von insgesamt 
7 Milliarden Euro geschaffen, durch den solche Kommunen insbesondere bei 
der Instandsetzung von Schulen und Bildungseinrichtungen unterstützt wer-
den können. Wir wissen, dass mehr Unterstützung notwendig ist, um die 
Probleme zu lösen. 
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Gleiche Chancen in Ost und West 

 

x In den neuen Bundesländern sind seit der Deutschen Einheit vielerorts blü-
hende Landschaften und zukunftssichere Arbeitsplätze entstanden. Wir wol-
len, dass diese Entwicklung überall vorankommt. 
 

x Mit der Neuregelung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen haben wir 
sichergestellt, dass die neuen Länder auch nach Auslaufen des Solidarpakts 
weiterhin die erforderliche Unterstützung erhalten.  
 

x Mit der schrittweisen Angleichung der Rentenwerte in Ost und West haben 
wir einen weiteren wichtigen Schritt zur Vollendung der Einheit getan. 
 

x Der Bund wird gemeinsam mit den Ländern Maßnahmen zur Schaffung einer 
neuen Strukturperspektive für die Regionen mit besonderem 
Entwicklungsbedarf ergreifen. Dazu gehören gute Schienen- und 
Straßenanbindungen, Breitbandausbau mit Glasfaser und 5G sowie 
Forschungsaktivitäten für moderne Energietechnologien. Die Förderung von 
Unternehmensansiedlungen in den besonders betroffenen Regionen muss 
europarechtlich abgesichert werden. Der langfristige Ausstieg aus der Braun-
kohle muss parallel zu einer konkreten neuen Strukturentwicklung verlaufen. 
 

x Durch die bundesweite Vereinheitlichung der Übertragungsnetzentgelte ma-
chen wir es attraktiver, in den neuen Ländern Arbeitsplätze zu schaffen. 

 
Kommission „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ 

 

x Wir werden nach der Bundestagswahl eine Kommission „Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse“ einsetzen. Vertreter von Bund, Ländern und 
Kommunen sollen zusammenarbeiten. Dabei werden wir darauf achten, dass 
insbesondere auch die benachteiligten Regionen, Städte und Gemeinden 
angemessen vertreten sind.  
 

x Bis Mitte 2019 soll die Kommission Vorschläge vorlegen, wie das 
grundgesetzliche Ziel der Gleichwertigkeit besser und schneller erreicht wer-
den kann und welche Änderungen dafür erforderlich sind. 
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Wohlstand und Lebensqualität 
 
Solide Staatsfinanzen 

 
Wir wollen unseren Kindern und Enkelkindern ein geordnetes Gemeinwesen 
hinterlassen: Mit eigenen Gestaltungsspielräumen und ohne erdrückende Lasten 
aus der Vergangenheit. Der Staat darf dauerhaft nicht mehr ausgeben, als er ein-
nimmt. Deshalb sind solide Staatsfinanzen so wichtig. Auf diesem Weg sind wir 
erheblich vorangekommen, und wir möchten, dass dies auch künftig so bleibt. 
 
CDU und CSU haben in den vergangenen Jahren den Bundeshaushalt saniert und 
dabei gleichzeitig die Ausgaben in Bildung und Forschung erheblich gesteigert so-
wie kräftig in die öffentliche Infrastruktur investiert. Durch gutes 
Wirtschaftswachstum, niedrige Zinsen und solide Haushaltsführung ist es uns 
gelungen, seit 2014 keine neuen Schulden aufzunehmen. Das hat seit 1969 keine 
andere Regierung geschafft. Damit halten wir auch die Schuldenbremse des 
Grundgesetzes ein. Wir haben sogar ehebliche Überschüsse erzielt und daraus 
zusätzliche Investitionen und unvorhergesehene Ausgaben finanziert. Inzwischen 
weist sogar der „staatliche Gesamthaushalt“, also die Haushalte von Bund, Ländern 
und Gemeinden insgesamt, einen Überschuss aus. Um diesen Erfolg beneiden uns 
viele.  
 
Deutschlands gesamtstaatliche Schuldenquote ist von 77,5 Prozent im Jahre 2011 
auf inzwischen 68 Prozent im Jahre 2016 zurückgegangen. Bereits seit 2011 halten 
wir wieder das 3-Prozent-Kriterium des Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes ein. Damit setzen wir über Deutschland hinaus ein klares Signal 
für ganz Europa. 
 
Zusätzlich zur Konsolidierung des Bundeshaushalts haben wir seit 2014 die 
Bundesländer sowie die Städte und Gemeinden mit bis zu 100 Milliarden Euro 
entlastet. Durch einen großen gesamtstaatlichen Kraftakt haben wir die 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab dem Jahr 2020 neu gestaltet. Die Länder erhal-
ten vom Bund knapp 10 Milliarden Euro pro Jahr, damit sie ihre Aufgaben erfüllen 
und die Schuldenbremse einhalten können. Damit leisten wir auch einen wichtigen 
Beitrag zur Ost-West-Angleichung und zur Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
in ganz Deutschland. Vorbildlich wirtschaftende Bundesländer wie Bayern werden 
ab 2030 sogar schuldenfrei sein. 
 
Wir versprechen für die kommende Regierungsperiode: 
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x Auch in den kommenden vier Jahren halten wir die Schuldenbremse des 
Grundgesetzes ein. 
 

x Wir werden im Bundeshaushalt auch weiterhin keine neuen Schulden 
aufnehmen.  
 

x Finanzielle Spielräume, die sich aufgrund der guten Wirtschaftslage ergeben, 
nutzen wir zur Erfüllung unserer staatlichen Aufgaben nach innen und außen, 
für Investitionen in Bildung, Forschung und Infrastruktur, zur Förderung von 
Familien und Kindern sowie für Steuersenkungen, die vor allem der arbeiten-
den Mitte unserer Gesellschaft zugutekommen sollen. 
 

x Mittel- und langfristig wollen wir auch vorhandene Schulden tilgen. Damit 
wollen wir, abhängig von der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung, bereits 
in der kommenden Wahlperiode beginnen. 

 
Fair und gerecht: Steuern senken für alle 

 
Ein starker Staat, der für Sicherheit, Bildung, soziale Sicherheit, öffentliche 
Infrastruktur und gute Umwelt sorgt, braucht Einnahmen zur Erfüllung seiner 
Aufgaben. Dazu dienen faire und gerechte Steuern und Abgaben. Nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum und neue Arbeitsplätze tragen dazu bei, dass sich die Einnah-
men des Staates stabil entwickeln. Starke Schultern tragen mehr als schwache, aber 
niemand darf durch Steuern so belastet werden, dass Leistungsfähigkeit und 
Leistungsbereitschaft sinken.  
 
CDU und CSU haben 2013 versprochen, in dieser Legislaturperiode keine Steuern 
zu erhöhen. Dieses Versprechen haben wir gehalten. Wir haben sogar Steuern ge-
senkt. Dadurch haben wir das Vertrauen in stabile steuerliche Rahmenbedingungen 
erheblich gestärkt und viele Menschen zu mehr Arbeit und Leistung ermutigt. An 
diesem erfolgreichen Kurs halten wir fest.  
 
Den großen Erfolg der letzten Jahre verdankt unser Land auch der Solidarität seiner 
Bürgerinnen und Bürger sowie deren Verständnis für notwendige Reformen und 
gemeinschaftliches Miteinander. Von diesem Erfolg wollen wir durch unser 
Steuerkonzept nun etwas zurückgeben: 
 

x Im Gegensatz zu anderen Parteien sagen wir: Wir wollen keine 
Steuererhöhungen. Sie würden Facharbeiter und Mittelstand treffen, 
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Investitionen in unsere Zukunft bremsen und deshalb für alle mehr Schaden 
als Nutzen stiften. Das lehnen wir ab. 
 

x Wir werden dafür sorgen, dass auch die Steuerquote nicht steigt.  
 

x Wir werden den Solidaritätszuschlag zur Einkommensteuer für alle ab dem 
Jahr 2020 schrittweise schnellstmöglich abschaffen. Für die kommende 
Wahlperiode beginnen wir mit einer Entlastung von rund 4 Milliarden Euro. 

 

x Die gute wirtschaftliche Lage macht es möglich, die Einkommensteuer um 
gut 15 Milliarden Euro zu senken. Diese Entlastung soll in erster Linie der 
Mitte unserer Gesellschaft, also Familien mit Kindern, Arbeitnehmern, Hand-
werk und Mittelstand zugutekommen.  
 

x Wir werden den Einkommensteuertarif insgesamt gerechter ausgestalten 
und den sogenannten „Mittelstandsbauch“ verringern. 

 

x Der Spitzensteuersatz, der immer häufiger bereits bei Einkommen von 
Facharbeitern, Handwerkern und Mittelständlern greift, soll künftig erst bei 
einem steuerpflichtigen Jahreseinkommen von 60.000 Euro einsetzen.  
 

x Wir werden die finanzielle Situation junger Familien spürbar verbessern, in-
dem wir den Kinderfreibetrag in zwei Schritten auf das Niveau des 
Erwachsenenfreibetrags anheben und das Kindergeld entsprechend erhöhen. 
In einem ersten Schritt werden wir das Kindergeld um 25 Euro je Kind erhö-
hen. 300 Euro mehr pro Kind und Jahr sind ein starkes Signal. Gleichzeitig 
wird der Kinderfreibetrag entsprechend erhöht. Den zweiten Schritt werden 
wir abhängig von der wirtschaftlichen Lage verwirklichen, aber spätestens in 
der darauffolgenden Legislaturperiode. 

 

x Wenn international ein funktionierender Informationsaustausch der 
Finanzbehörden besteht, soll die pauschale Abgeltungsteuer durch die 
individuelle Besteuerung ersetzt werden. Soweit Kapitalerträge schon 
steuerlich vorbelastet sind, soll dies beim Anleger nicht zu Nachteilen füh-
ren. 
 

x Unser Ziel bleibt, im Rahmen der verstärkten Zusammenarbeit mit anderen 
EU-Staaten eine Finanztransaktionssteuer einzuführen. Bei der Umsetzung 
werden wir darauf achten, dass Wettbewerbsverzerrungen vermieden und 
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die Interessen des Finanzplatzes Deutschland gewahrt bleiben. Nur als star-
ker und wettbewerbsfähiger Finanzplatz kann Deutschland auch weiterhin 
aktiv die Regulierung der internationalen Finanzmärkte mitgestalten. 
 

x Wir haben den internationalen Kampf gegen Steuervermeidung und 
Steuerhinterziehung maßgeblich vorangetrieben. Gemeinsames, internatio-
nal abgestimmtes Handeln gegen die Aushöhlung der Bemessungsgrundlage 
und gegen Gewinnverlagerungen ist an die Stelle nationaler steuerpoliti-
scher Egoismen getreten. Dem dient das von uns mit initiierten OECD/G20-
Großprojekt „BEPS“, dem sich inzwischen 100 Staaten angeschlossen haben. 
Besteuerungslücken werden geschlossen, steuerlicher Gestaltungsmiss-
brauch wird konsequent verhindert. Dem schädlichen Steuerwettbewerb 
stellen wir uns mit Erfolg entgegen. Wir wollen diesen Weg weitergehen und 
für einen fairen Steuerwettbewerb sorgen.  
 

x Die Erbschaftsteuer wurde 2016 in einem breiten Konsens zwischen Bund 
und Ländern neu geregelt. Planbarkeit und Verlässlichkeit sind vor allem für 
die Familienbetriebe und den Mittelstand besonders wichtig, um die Fortfüh-
rung der Unternehmen zu garantieren und Arbeitsplätze zu sichern. Deshalb 
lehnen wir jede Verschlechterung bei der Erbschaftsteuer ab. 
 

x Die Wiedereinführung der Vermögensteuer schließen wir aus. 
 

x Noch immer gehen dem Staat hohe Beiträge durch Steuerbetrug verloren. 
Wir wollen deshalb verbindliche Standards gemeinsam mit den Ländern 
erarbeiten, um künftig Steuerbetrug noch wirksamer zu bekämpfen.  

 

x Mit unserem Programm „Bürgerfreundliche Verwaltung“ werden wir dafür 
sorgen, dass die Bearbeitung und Abgabe von Steuererklärungen überall in 
Deutschland grundlegend vereinfacht wird. Jedem Steuerpflichtigen sollen 
vorausgefüllte elektronische Formulare zur Verfügung stehen, in denen 
wesentliche Angaben zu Einkünften, Zahl der Kinder und Höhe der 
Sozialabgaben bereits berücksichtigt sind. 

 
Beste Bildung und Ausbildung 

 
CDU und CSU sind der Garant für gute Bildung und Ausbildung. Alle Kinder in 
Deutschland sollen unabhängig von Herkunft, Einkommen oder Bildungsstand der 
Eltern die beste verfügbare Bildung und Ausbildung erhalten. Nur dann können sie 
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aus ihrem Leben das Beste machen. Gleichzeitig sichern Weiterbildung und 
lebenslanges Lernen unsere Arbeitsplätze und unseren Wohlstand. 
 
Schulbildung ist nach der Ordnung des Grundgesetzes Ländersache und wird es 
bleiben. Dennoch gibt es eine gesamtstaatliche Verantwortung, der wir uns stellen: 
Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse setzt die Gleichwertigkeit von Bildung 
voraus. 
 

x Wir haben die Länder in den vergangenen vier Jahren im Hochschul- und For-
schungsbereich entlastet. 
 

x Wir haben das BAföG in die alleinige Zuständigkeit des Bundes überführt 
und deutlich erhöht. 
 

x Nach der grundlegenden Reform des Meister-BAföG können davon jetzt so 
viele profitieren wie noch nie. 

 

x Wir haben einen Sonderfonds von insgesamt 7 Milliarden Euro eingerichtet, 
aus dem Schulen in finanzschwachen Kommunen saniert werden können. 
 

Diesen Weg gehen wir weiter:  
 

x Wir setzen uns für die Durchlässigkeit zwischen Schultypen und 
Ausbildungswegen ein. Wir setzen uns für die leistungsschwächeren 
Schülerinnen und Schüler ebenso wie für die leistungsstarken ein. Wir wollen 
das Gymnasium als eigenständige Schulform auch künftig erhalten. 
 

x Durch einen neuen Rechtsanspruch auf eine bedarfsgerechte Betreuung im 
Grundschulalter schaffen wir eine entscheidende Voraussetzung dafür, dass 
dieser wichtige Bildungsabschnitt für möglichst viele Kinder erfolgreich ver-
läuft – auch für diejenigen aus bildungsferneren Schichten. 
 

x Wir werden die Länder dabei unterstützen, durch Weiterbildung von ausrei-
chend Lehrerinnen und Lehrern die digitalen Kompetenzen der Schülerinnen 
und Schüler möglichst umfassend zu fördern. 

 

x In der Nachfolge des auslaufenden Hochschulpakts wollen wir mit den Län-
dern gute Lehre und digital innovative Universitäten und Fachhochschulen 
stärken. 



 

36 
 

 

x Wir werden die berufliche Bildung weiter stärken und hierfür gemeinsam mit 
Ländern, Kammern und Sozialpartnern das Modell der „Höheren Berufsbil-
dung“ etablieren. Das heißt: Mehr und neue Aufstiegschancen für dual 
Ausgebildete. Damit eröffnen wir aufstiegsorientierten Menschen ohne Abi-
tur und Studium neue attraktive Karriereperspektiven.  
 

x Zusätzliche Beratung, passgenaue Unterstützungsangebote sowie Qualifizie-
rung werden die Attraktivität der beruflichen Bildung steigern und für mehr 
Abschlüsse sorgen.  
 

Darüber hinaus werden wir in einem ständigen Dialog mit den Ländern gemein-
same bildungspolitische Herausforderungen definieren und deren Umsetzung 
vorantreiben. Auf diese Weise konnten wir bereits die Zahl der Schulabbrecher zwi-
schen 2006 und heute um über ein Viertel senken. Das ermutigt uns, auf diesem 
Weg weiter voranzugehen. 
 
Chancen für junge Menschen 

 
Jugendliche und Heranwachsende brauchen umfassende Förderung und Beglei-
tung. Dazu gehören ausreichend Bildungs- und Betreuungsangebote, zu denen der 
Bund mit beiträgt. 
 

x In den vergangenen Jahren überstieg die Zahl der Ausbildungsplätze in 
Deutschland erstmals wieder die Zahl der Bewerber, auch wenn die Situation 
regional nach wie vor sehr unterschiedlich ist. Somit war es möglich, dass 
fast alle Bewerberinnen und Bewerber einen Ausbildungsplatz finden konn-
ten. Vor wenigen Jahren wäre das noch undenkbar gewesen. 

 

x Wir haben das Unterhaltsvorschussgesetz reformiert und sowohl die 
Höchstaltersgrenze als auch die Bezugsdauergrenze erhöht. Dies kommt 
nicht zuletzt den jungen Menschen selbst und ihrer Lebenssituation zugute. 

 

x Mobilität ist entscheidend für junge Menschen und ihre Entwicklung. Wir 
werden deshalb mit den Bundesländern über einen verbilligten Zugang für 
Schüler, Azubis und Studenten zum öffentlichen Nah- und Regionalverkehr 
sprechen, der sich zum Beispiel am Hessen-Ticket orientieren kann.  
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Eigentum und Wohnraum für alle 

 
Ausreichender und bezahlbarer Wohnraum in guter Qualität ist eine wichtige 
Voraussetzung für gutes Leben in Deutschland. Die Nachfrage nach bezahlbarem 
Wohnraum ist in den vergangenen Jahren stetig und deutlich gestiegen.  
 
Schon in der vergangenen Wahlperiode haben wir einen Anstieg neu gebauter 
Wohnungen auf insgesamt 1 Million Wohnungen erreicht. Dazu haben wir die 
Bundesländer im Bereich des sozialen Wohnungsbaus in Milliardenhöhe unter-
stützt. Wir wollen, dass in der kommenden Wahlperiode 1,5 Millionen Wohnungen 
von 2017 – 2021 in Deutschland neu gebaut werden: Das bedeutet eine Steigerung 
um 50 Prozent gegenüber heute. Damit entlasten wir den Wohnungsmarkt erheb-
lich. In der kommenden Wahlperiode werden wir unsere Anstrengungen nochmals 
deutlich intensivieren: 
 

x Wohnungsbau ist der beste Mieterschutz und das beste Mittel gegen aus-
ufernde Mietpreise. Wir setzen dabei nicht auf überbordende Regulierung, 
sondern auf die Belebung des öffentlichen und privaten Wohnungsbaus. 
Dazu gehört auch die Schaffung von studentischem Wohnraum. 
 

x Wir werden in der kommenden Wahlperiode keine Maßnahmen beschließen, 
die die Schaffung von Wohnraum zusätzlich verteuern. Wir werden prüfen, 
inwieweit durch die Abschaffung überflüssiger Vorschriften 
Kostensenkungspotenziale erschlossen werden können. 
 

x Wir werden den Neubau von Mietwohnungen steuerlich fördern und dafür 
die degressive AfA für einen begrenzten Zeitraum wieder einführen. Im 
vergangenen Jahr ist ein entsprechendes Gesetz wegen des Widerstands 
einiger Bundesländer nicht zustande gekommen. Nach der Bundestagswahl 
nehmen wir einen erneuten Anlauf. 
 

x Wir wollen das System des Wohngelds reformieren und verbessern, um den 
individuellen Lebenssituationen besser gerecht zu werden.  
 

x Grundbesitzer, die landwirtschaftliche Flächen für Bauland zur Verfügung 
stellen, sollen die dabei erzielten Einnahmen steuerbegünstigt in den 
Mietwohnungsbau reinvestieren können. Damit entlasten wir Städte und 
Ballungsräume. 
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x Wir werden dafür sorgen, dass der verbilligte Verkauf von Grundstücken des 
Bundes an Städte und Gemeinden weiter erleichtert wird. Aus übergeordne-
ten gesellschaftlichen Gründen weichen wir in diesen Fällen vom 
Wirtschaftlichkeitsprinzip ab. 
 

x Wir werden die energetische Gebäudesanierung steuerlich fördern und 
dadurch zusätzliche Anreize schaffen. 
 

x Wir werden den Erwerb von selbstgenutztem Wohneigentum fördern, 
insbesondere für Familien mit Kindern. Hierzu führen wir ein Baukindergeld 
in Höhe von 1.200 Euro jährlich für jedes Kind neu ein, das auf zehn Jahre ge-
zahlt wird. 
 

x Wir wollen bei der Grunderwerbsteuer Freibeträge für Erwachsene und Kin-
der einführen. Die Zuständigkeit der Bundesländer bleibt gewahrt. Dies soll 
für den erstmaligen Erwerb selbstgenutzten Wohneigentums gelten.  
 

Wir werden noch im 1. Halbjahr 2018 auf einem „Wohnungsgipfel“ von Bund, Län-
dern, Gemeinden, Bau- und Immobilienwirtschaft verbindliche Festlegungen aller 
Beteiligten herbeiführen. 
 
Gesundheit und Pflege auf hohem Niveau 

 
Deutschland hat eines der besten Gesundheitswesen der Welt. Wir werden 
sicherstellen, dass Menschen im Falle von Krankheit, Pflegebedürftigkeit oder bei 
einem Unfall auch zukünftig eine gute medizinische und pflegerische Versorgung 
erhalten – unabhängig von ihrem Einkommen und Wohnort. Die Freiheit der Arzt- 
und Krankenhauswahl und ein Wettbewerb unter den Krankenkassen und -
versicherungen ermöglichen den Patientinnen und Patienten die Auswahl nach 
Qualität und Wirtschaftlichkeit der Versorgung. Unser Gesundheitswesen hat sich 
mit der freiberuflichen Ärzteschaft, seiner Selbstverwaltung und mit seinen 
gesetzlichen und privaten Krankenversicherungen bewährt. Die Einführung einer 
sogenannten Bürgerversicherung lehnen wir ab. 
 

x Uns leitet das Interesse der Patientinnen und Patienten: Auf sie persönlich 
werden wir die Versorgung noch stärker zuschneiden. Durch eine bessere 
Vernetzung aller an der Versorgung Beteiligten werden wir dafür sorgen, 
dass aus vielen guten medizinischen und pflegerischen Einzelleistungen stets 
auch eine gute Mannschaftsleistung wird. Gerade die Versorgung älterer, oft 
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mehrfach und chronisch erkrankter Menschen, schwer erkrankter Kinder und 
psychisch Kranker erfordert dies. 
 

x Um weiterhin hervorragende medizinische und pflegerische Qualität anbie-
ten, Notfälle kostendeckend behandeln und die Krankenhaushygiene stärken 
zu können, brauchen Krankenhäuser eine auskömmliche Finanzierung. Wir 
wollen daher eine Berücksichtigung der Preisentwicklung bei der 
Krankenhausvergütung, vor allem einen vollen Ausgleich der Tarifsteigerung. 
 

x Wir garantieren eine gute ärztliche Versorgung im ländlichen Raum. Die 
Versorgung durch ein ortsnahes Apothekenangebot werden wir sichern, in-
dem wir den Versandhandel mit verschreibungspflichtigen Arzneimitteln 
verbieten. 
 

x Die vergangenen Regierungsjahre waren gute Jahre für Gesundheit und 
Pflege: Nach einer großen Zahl von Gesundheitsreformen in der Vergangen-
heit ist unser Gesundheitssystem nunmehr schon seit rund zehn Jahren stabil 
und leistungsfähig. 
 

x Wir wollen noch mehr Menschen für eine Tätigkeit im Gesundheitswesen 
gewinnen. Nach der Modernisierung der Ausbildung in den Pflegeberufen 
gilt es, sowohl in unseren Krankenhäusern als auch der Altenpflege die 
Arbeitsbedingungen unserer Pflegekräfte weiter zu verbessern. Die auf den 
Weg gebrachten Verbesserungen bei der Personalausstattung werden wir 
daher entschlossen umsetzen. 
 

x Wir werden das Schulgeld für die Ausbildung der Physiotherapeuten, 
Ergotherapeuten und Logopäden und den weiteren Heilberufen abschaffen. 
Das Schulgeld in der Altenpflege haben wir bereits abgeschafft. 
 

x Wir werden den „Masterplan Medizinstudium 2020“ zügig verwirklichen. 
Dazu gehören eine Stärkung der Allgemeinmedizin und des 
wissenschaftsorientierten Arbeitens ebenso wie eine Studienplatzvergabe, 
die neben der Abiturnote weitere Eignungskriterien berücksichtigt. 
 

x Wir stärken die Rechte der Patientinnen und Patienten auch durch 
verständlichere Gesundheitsinformationen und mehr Transparenz im Hin-
blick auf die Qualität der medizinischen und pflegerischen Leistungen. Des-
halb werden wir ein „Nationales Gesundheitsportal“ schaffen, das 
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wissenschaftlich abgesicherte und verständliche Informationen bündelt und 
im Internet zur Verfügung stellt. 
 

x Die Freiheit der Arztwahl und der Wettbewerb unter Krankenkassen und -
versicherungen ermöglichen den Patientinnen und Patienten die Auswahl 
nach Qualität und Wirtschaftlichkeit der Versorgung. Aufgabe der Politik 
bleibt es, faire Wettbewerbsbedingungen zu schaffen. 
 

x Mit dem Innovationsfonds fördern wir zukunftsweisende Versorgungsfor-
men. Ziel ist es dabei, die Regelversorgung grundlegend weiterzuentwickeln 
durch eine bessere Verzahnung der Versorgung durch niedergelassene Ärzte 
und Krankenhäuser sowie eine verstärkte Zusammenarbeit unterschiedlicher 
Facharztrichtungen und Berufsgruppen.  
 

x Auf der Grundlage unserer Krankenhausreform werden wir eine gut erreich-
bare Krankenhausversorgung in der Fläche sichern und die Zusammenarbeit 
mit spezialisierten Kliniken und Universitätskliniken weiter verstärken. Da-
mit bringen wir medizinischen Fortschritt noch schneller in die Versorgung 
im gesamten Land. 
 

x Deutschland verfügt über eine hervorragende medizinische Forschung. Diese 
wollen wir weiter ausbauen, um Volkskrankheiten wie Krebs, Diabetes oder 
Demenz, aber auch seltene Erkrankungen noch besser behandeln zu können. 
Wir verstärken die Forschungsanstrengungen zur Entwicklung neuer Antibio-
tika und neuer Untersuchungsmethoden, die einen sachgerechten und 
sparsamen Antibiotika-Einsatz unterstützen. 
 

x Die Möglichkeiten der Digitalisierung im Gesundheitswesen werden wir ent-
schlossen nutzen. Das E-Health-Gesetz ist dazu ein erster wichtiger Schritt: 
Wir sichern den Schutz höchstpersönlicher Daten und geben Patientinnen 
und Patienten zukünftig die Möglichkeit, wesentliche 
Gesundheitsinformationen den behandelnden Ärzten zur Verfügung zu stel-
len. Das kommt allen zugute und kann Leben retten. 
 

x Mit einer umfassenden Reform der Pflegeversicherung haben wir 
Demenzkranken endlich einen gleichberechtigten Zugang zu allen Leistun-
gen eröffnet und verstärken insbesondere die Unterstützung am Beginn ei-
ner Pflegebedürftigkeit. Dadurch stärken wir die pflegenden Angehörigen. 
Diesen Weg gehen wir weiter.  
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x Der weitere Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen verlangt Anstrengungen 
aller Beteiligten, um flächendeckend ein vielfältiges Versorgungsangebot 
sicherstellen zu können. Daher werden wir eine „Konzertierte Aktion Pflege“ 
ins Leben rufen. Wir wollen die Möglichkeiten der Rehabilitation zur Erhal-
tung der Selbstständigkeit stärker nutzen, entsprechende Angebote aus-
bauen und die Zusammenarbeit der Sozialversicherungsträger in diesem Be-
reich verbessern. 
 

x Kinder pflegebedürftiger Eltern und sonstiger Angehöriger, zu deren Unter-
halt sie verpflichtet sind, wollen wir besser vor einer Überforderung schüt-
zen. Ein Rückgriff auf Kinder soll erst ab einem Einkommen von 100.000 Euro 
erfolgen.  
 

x Den Ausbau der Hospiz- und Palliativversorgung treiben wir entschlossen 
voran. An ihr wird deutlich, dass der Mensch im Mittelpunkt steht. In allen 
Lebensphasen, bis zuletzt. 
 

x Deutschland verfügt über eine leistungsfähige Gesundheitswirtschaft, die 
der Versorgung der Menschen in unserem Land zugutekommt und hochwer-
tige Arbeitsplätze sichert. Ihre Produkte und Dienstleistungen sind weltweit 
gefragt. Diesen Sektor wollen wir stärken und ausbauen. 
 

x Internationale Gesundheitspolitik ist ein Markenzeichen deutscher Politik. 
Ihr Erfolg liegt auch in unserem eigenen Interesse, denn Krankheiten kennen 
keine Grenzen. Wir werden unsere Fähigkeiten ausbauen, in internationalen 
Gesundheitskrisen schnell und wirkungsvoll zu handeln. 

 
Sichere und stabile Renten 

 
Wir verdanken den älteren Mitbürgerinnen und Mitbürgern in Deutschland sehr 
viel. Sie haben mit ihrer Arbeit dafür gesorgt, dass Deutschland ein prosperieren-
des, wohlhabendes Land mit hoher Lebensqualität geworden ist. Damit haben sie 
uns den Weg in eine gute Zukunft geebnet. Das verdient Respekt und Anerken-
nung. Wer sein ganzes Leben gearbeitet hat, soll im Alter davon leben können. 
 
CDU und CSU stehen deshalb dafür ein, dass die Einkommen der Rentnerinnen und 
Rentner auch in Zukunft berechenbar und angemessen sind.  
 

x CDU und CSU bekräftigen die Rentenreform der Großen Koalition von 2007. 
Sie hat die Weichen für die Entwicklung des Renteneintrittsalter bis 67, des 
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Rentenniveaus und der Rentenbeiträge bis zum Jahr 2030 umfassend und 
erfolgreich gestellt. Damit wurde auch die Generationengerechtigkeit 
verlässlich gesichert.  

 

x Unsere erfolgreiche Politik der letzten zwölf Jahre hat dazu geführt, dass 
neue Arbeitsplätze und Wachstum entstanden sind. Das hat die lange Zeit 
prekäre Lage der Rentenversicherung deutlich verbessert und die gesetzliche 
Rente stabilisiert.  
 

x Das Rentenniveau hat sich deshalb besser entwickelt, als in den Prognosen 
vorhergesagt: Derzeit liegt das Rentenniveau bei 48,2 Prozent und ist damit 
gegenüber dem Vorjahr um 0,3 Prozentpunkte gestiegen. Dies kommt Millio-
nen von Rentnern zugute. 
 

x Durch die gute Wirtschaftslage sind die Renten in den letzten Jahren ober-
halb der Inflationsrate gestiegen. Die Rentnerinnen und Rentner haben wie-
der Teil am wirtschaftlichen Erfolg unseres Landes. 
 

x Gleichzeitig bleiben die Rentenbeiträge der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer auch über 2020 hinaus stabil. 
 

x Wir haben die Zurechnungszeiten für Erwerbsminderungsrenten in diesem 
Zeitraum zweimal erhöht. Damit bekämpfen wir Altersarmut bei denen, die 
aufgrund von Krankheit vorzeitig in Rente gehen mussten. In der neuen 
Wahlperiode werden wir für diese Personengruppe weitere Verbesserungen 
durchsetzen. 
 

x In der Mütterrente haben wir einen weiteren Rentenpunkt für Kinder einge-
führt, die vor 1992 geboren wurden. Dies bedeutet eine Rentensteigerung 
um rund 30 Euro je Kind für knapp 10 Millionen Mütter bundesweit. 
 

x Mit der schrittweisen Rentenangleichung Ost-West ab diesem Jahr haben wir 
einen weiteren Schritt zur Vollendung der Deutschen Einheit getan. 
 

x Nachteile deutscher Spätaussiedler in der Rentenversicherung, die sich 
durch Änderungen des Rentenrechts ergeben haben, werden wir beseitigen.  
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x Durch das Betriebsrenten-Stärkungsgesetz haben wir die Attraktivität von 
Betriebsrenten deutlich verbessert, auch indem wir die 
Anrechnungsvorschriften bei der Grundsicherung geändert haben. 

 
Seit einem Vierteljahrhundert hat es für die Rentnerinnen und Rentner keine 
vergleichbar positive Entwicklung gegeben. Diese Entwicklung wollen wir durch ein 
klares Konzept fortführen und verstetigen: 
 

x Die Weiterentwicklung der Rente nach 2030 soll in einem partei- und 
fraktionsübergreifenden gesellschaftlichen Konsens unter Einbeziehung der 
Tarifpartner geregelt werden. Zu diesem Zweck setzen wir eine 
Rentenkommission ein, die bis Ende 2019 Vorschläge erarbeiten soll. 
 

x Die gesetzliche Rente soll zentraler Pfeiler der Altersvorsorge bleiben. Dane-
ben sind Betriebsrenten und die private Vorsorge (z. B. Riester-Renten) 
ebenfalls von großer Bedeutung für eine nachhaltige und gute Altersversor-
gung. Unser Ziel bleibt es weiterhin Altersarmut zu vermeiden. 
 

x Sollte sich vor dem Jahr 2030 aufgrund der Empfehlungen der Kommission 
Handlungsbedarf bei der betrieblichen oder privaten Vorsorge ergeben, wer-
den wir die notwendigen Maßnahmen ergreifen. 
 

Frauenpolitik weiter stärken 

 
In allen Lebensbereichen prägen Frauen heutzutage unser Land mit: In Wirtschaft, 
Gesellschaft, Ehrenamt und Politik. Ihre völlige Gleichstellung ist trotzdem noch 
immer nicht überall erreicht. 
 

x Unter unserer Regierungsverantwortung wurden seit 2013 die sogenannte 
Frauenquote für Frauen in Führungspositionen in der Wirtschaft, das Entgelt-
transparenz-Gesetz und die Novellierung des Mutterschutzgesetzes 
verabschiedet. 
 

x In der neuen Wahlperiode werden wir die Gleichstellung in Führungspositio-
nen im öffentlichen Dienst entschlossen vorantreiben. Wir wollen sie bis 
spätestens 2025 abschließend erreicht haben. 
 

x Durch einen Rechtsanspruch auf befristete Teilzeit wollen wir es Frauen und 
Männern besser ermöglichen, Familie und Beruf unter einen Hut zu bringen. 
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x Wir haben die sexuelle Selbstbestimmung gestärkt und den Schutz von 
Frauen und Minderjährigen vor Gewalt verbessert. 
 

Politik für Ältere und Senioren 

 
Die Lebenserwartung in Deutschland ist seit Jahrzehnten kontinuierlich angestie-
gen. Viele Seniorinnen und Senioren sind fit und leistungsfähig, treiben Sport, rei-
sen oder engagieren sich ehrenamtlich für andere. Wiederum andere benötigen 
schon sehr früh Pflege und Betreuung. 
 
CDU und CSU wollen Partner aller älteren Menschen in Deutschland sein. Um ihren 
Bedürfnissen und Wünschen gerecht zu werden, brauchen wir ein breites und 
umfassendes Angebot an Betätigung und Unterstützung.  
 
Ältere und Senioren sind ein wertvoller Teil unserer Gesellschaft, auf den wir nicht 
verzichten können und wollen. Ihre Lebenserfahrung und ihr Rat sind uns wichtig. 
Wir möchten, dass sie möglichst lange aktiv teilhaben können und ihnen die 
erforderlichen Hilfsangebote zur Verfügung gestellt werden.  
 
Wir setzen auf mündige Verkehrsteilnehmer und lehnen verpflichtende Fahrprüfun-
gen für ältere Autofahrerinnen und Autofahrer ab. 
 
Bildung und Weiterbildung auch für Senioren wird erheblich an Bedeutung gewin-
nen.  
 
Mit dem Angebot der Flexi-Rente haben wir vor zwei Jahren einen ersten Schritt 
gemacht, um uns auf die neuen Herausforderungen einzustellen. Wir werden für 
weitere Verbesserungen eintreten. 
 
Kultur und Medien 

 
Die Bundesrepublik Deutschland ist eine weltoffene, in europäischer Tradition 
verankerte Kulturnation: Kunst und Kultur sind Grundpfeiler unseres Zusammenle-
bens und fördern die persönliche Entwicklung jedes Einzelnen. Kultur ist unbestrit-
ten auch ein Standortfaktor. Vor allem aber ist Kultur Brückenbauerin und Türöffne-
rin, Spiegel unseres Selbstverständnisses. Kultur schafft Werte auch jenseits der 
Maßstäbe ökonomischer Verwertbarkeit. Kultur ist Ausdruck von Humanität. Un-
sere Kulturpolitik ist der Freiheit der Kultur und der Kunst verpflichtet. Das ist eine 
Lehre aus zwei deutschen Diktaturen in einem Jahrhundert.  
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Die Erinnerung an die Folgen von Gewaltherrschaft und Diktatur bleibt eine 
immerwährende Aufgabe. Das gilt vor allem für die Auseinandersetzung mit dem 
Nationalsozialismus. Die Aufarbeitung der NS-Diktatur und ihrer Verbrechen muss 
fortgesetzt werden. Die Erinnerung an erlittenes Unrecht wollen wir nicht nur aus 
Respekt gegenüber den Opfern und ihren Angehörigen wach halten, sondern auch, 
weil es zum historischen Gedächtnis unseres Landes gehört. Das gilt auch für die 
Aufarbeitung des SED-Unrechts in der damaligen DDR. Dafür leistet die Stasi-
Unterlagenbehörde einen unschätzbaren Beitrag. Wir setzen uns für ihren Fortbe-
stand ein. 
 
Bedingt durch die im Grundgesetz verankerte Aufgabenverteilung engagieren sich 
Länder und Kommunen im Bereich der Kulturförderung, sie leisten den Löwenan-
teil. Wir wollen ihnen auch in Zukunft ein verlässlicher Partner sein bei der Pflege 
und Entwicklung unseres reichen kulturellen Erbes und die Vielfalt der Kultur in der 
Fläche stärken. Neben der staatlichen Verantwortung ist bürgerschaftliches 
Engagement unverzichtbar. 
 
Freie und starke Medien sind ein zentrales Element unserer freiheitlichen 
demokratischen Ordnung. Ihre Vielfalt und Unabhängigkeit wollen wir durch geeig-
nete Rahmenbedingungen auch in Zukunft gewährleisten. Dazu gehören faire 
Wettbewerbsbedingungen und Maßnahmen zur Sicherung der Qualität der Medien 
genauso wie Angebote zur Stärkung der Medienkompetenz. Alle Generationen sol-
len kompetent mit den gängigen Medien umgehen können. Kinder sollten bereits in 
der Schule fächerübergreifend Medienkompetenz insbesondere mit sogenannten 
social media erlernen. 
 
Wir bekennen uns zur gewachsenen dualen Medienordnung von öffentlich-rechtli-
chem und privatem Rundfunk. Wir wollen unseren Auslandssender, die Deutsche 
Welle, weiter stärken und für eine auskömmliche Aufgabenfinanzierung sorgen. 
 
Kulturelle Bildung hat eine überragende Bedeutung – für die individuelle 
Persönlichkeitsentfaltung als auch für das Selbstverständnis unserer Gesellschaft: 
Ohne Bildung gibt es keine Kultur und ohne Kultur keine Bildung. Sie trägt 
entscheidend bei zu einer Kultur der Verständigung in einer vielfältigen Gesell-
schaft. Hierbei ist uns die Pflege unserer Sprache sehr wichtig. Sie ist elementar für 
die gesellschaftliche Integration.  
 
Das Filmschaffen soll in Deutschland noch weiter gestärkt werden, denn Filme sind 
wertvoll als Wirtschaftsprodukt und als Kulturgut. Das gilt auch für Computer-



 

46 
 

spiele. Die Entwicklung des E-Sports begleiten wir positiv und sorgen für geeignete 
Rahmenbedingungen. 
 
Deutschland ist das Land mit der höchsten Dichte an Theatern, Opern, Orchestern, 
Museen, Literaturhäusern und Festivals weltweit. Nirgendwo werden mehr Bücher 
geschrieben und gelesen als bei uns. Um diesen Reichtum zu sichern, stärken wir 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen für künstlerisches Schaffen. Denn Kreative 
müssen auch im digitalen Zeitalter von ihrer geistigen Leistung leben können. 
 
Die Kulturnation Deutschland lebt von ihrem großartigen Erbe und von den 
beeindruckenden Leistungen zeitgenössischer Kunst und Kultur. Beides gilt es auch 
weiterhin zu schützen und zu stärken. 
 
Mobilität für alle 

 
Für den Wirtschaftsstandort Deutschland und für die Lebensqualität jedes Einzel-
nen sind eine funktionierende Infrastruktur und Mobilität von großer Bedeutung. 
Dies gilt für ländliche Räume ebenso wie für Ballungsräume und die große Stadt. 
 

x Individuelle Mobilität muss genauso verfügbar sein wie die Nutzung des 
Öffentlichen Personennahverkehrs oder der Bahn. 
 

x Dies wird dauerhaft nur möglich sein, wenn wir die Anliegen von Mobilität 
und Umweltschutz nicht als Gegensatz begreifen. Insbesondere in Städten 
und Ballungsräumen sind die Belastungen durch Stickoxide (NOX) teilweise 
immer noch über den vorgeschriebenen Grenzwerten. Dies können und wer-
den wir nicht hinnehmen, denn wir wollen die Gesundheit und die 
Lebensqualität unserer Bürgerinnen und Bürger umfassend schützen. 
 

x CDU und CSU stehen dafür ein, dass die Umweltbelastung der Städte schnell 
und deutlich reduziert und die europäischen Normen wieder eingehalten 
werden. Dies wollen wir bis spätestens 2020 erreichen. Dazu bedarf es eines 
klugen Vorgehens und einer großen Kraftanstrengung. 
 

x Wir wollen für jede betroffene Stadt einen individuellen Reduktionsplan, des-
sen Umsetzung regelmäßig überprüft wird. 
 

x Der NOX- und Feinstaubbelastung wollen wir durch gezielte Verkehrsstrate-
gien begegnen, die Politik, Kommunen und Automobilhersteller gemeinsam 
erarbeiten. 
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x Generelle Fahrverbote für bestimmte Fahrzeugtypen lehnen wir ab. 
 

x Bis sich die Elektromobilität endgültig durchgesetzt hat, bleiben moderne 
Dieselfahrzeuge aufgrund ihres geringen CO²-Austoßes eine wichtige Op-
tion. 
 

x Die Potenziale der Digitalisierung werden wir auch im Verkehrssektor nutzen 
– unter anderem durch die intelligente Vernetzung verschiedener 
Verkehrsangebote und die Shared Mobility. Durch die Vernetzung von Am-
peln und Fahrzeugen wird der Verkehrsfluss in den Städten verbessert wer-
den, wodurch Verbrauch und Schadstoffausstoß ebenso sinken wie die 
Wegezeiten. 
 

x Wir unterstützen die Antriebswende im Verkehr und verfolgen eine 
technologieoffene Gesamtstrategie zur Förderung des Markthochlaufs 
alternativer Kraftstoffe und Antriebe wie der Elektromobilität und der 
Brennstoffzelle. Die Förderung des Aufbaus einer flächendeckenden Lade- 
und Tankinfrastruktur, die alle Regionen für die Elektro- und 
Wasserstoffmobilität erschließt, führen wir fort – und errichten 
50 000 Ladesäulen in ganz Deutschland.  

 

x Wir wollen die Elektromobilität vor allem in den Städten deutlich ausbauen. 
Nach dem Vorbild des Street-Scooters der Deutschen Post wollen wir die 
Umrüstung der Fuhrparks von Behörden, Handwerksbetrieben und 
Taxiunternehmen, von Bussen und Bahnen energisch vorantreiben und för-
dern. Dadurch erreichen wir diejenigen Fahrzeuge mit einer besonders gro-
ßen Fahrleistung und reduzieren dadurch den Schadstoffausstoß 
überproportional. 
 

x Die Entwicklung des automatisierten Fahrens wird dazu führen, dass öffentli-
che Verkehrsmittel flexibel per Knopfdruck verfügbar sind. Wir werden errei-
chen, dass Deutschland beim autonomen Fahren international 
Innovationsführer wird. 
 

x Wir erwarten von den betroffenen Städten, dass sie auch die Fahrrad-Mobili-
tät fördern, ähnlich wie dies in den Niederlanden oder in der Stadt Münster 
der Fall ist. Gerade junge Menschen sind häufig bereit, auf Fahrräder 
umzusteigen. Der Bund wird den Fahrradverkehr und den Radwegebau wei-
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ter fördern. Wir starten ein Programm zur Förderung von Radschnellwegen, 
die unabhängig von vorhandenen Bundesstraßen verlaufen. 

 
Verbraucherschutz bleibt wichtig 

 
Jeder soll in Deutschland darauf vertrauen können, dass die von ihm gekauften Pro-
dukte und Lebensmittel sicher sind. Deutschland hat sehr hohe Standards, dafür 
treten wir auch künftig ein. Wir wollen insbesondere auch die Rechte der Verbrau-
cher in der digitalen Welt stärken. Deshalb werden wir digitale Instrumente für den 
Verbraucherschutz voranbringen. Das betrifft zum Beispiel digitale Verträge, die 
automatische Entschädigungszahlungen bei Zug- oder Flugverspätungen auslösen. 
Die Verbraucherzentrale Bundesverband und die Stiftung Warentest werden wir 
weiter finanzieren und unterstützen. 
 
 

Chancen im digitalen Zeitalter 
 
Fortschritt und Innovation gibt es seit Menschengedenken. Häufig waren sie zu An-
fang umstritten. Erfolgreich waren sie am Ende immer dann, wenn sie das Leben 
von Menschen verbessert und bereichert haben. So war es bei der Erfindung des 
Rades und des Buchdrucks, bei Auto, Telefon und TV, bei der Einführung des PC und 
dem Siegeszug des Internets. 
 
Der Prozess der Digitalisierung hat bereits vor vielen Jahren begonnen. Inzwischen 
durchdringt er alle Bereiche von Staat und Gesellschaft – vom Silicon Valley bis ins 
kleinste Dorf in Deutschland: In Produktion, Wirtschaft und Verwaltung, im Arbeits- 
und Privatleben. Und er geht mit einer Geschwindigkeit voran, die es so zuvor noch 
nie gegeben hat. Es handelt sich um eine historische Revolution, der sich kein 
einzelnes Land, kein Unternehmen und kaum ein Bürger entziehen kann.  
 
Auch Deutschland ist Teil dieser globalen Veränderung. Von uns hängt es ab, ob wir 
daraus das Beste für uns machen oder passiv zuschauen, wie andere die Welt verän-
dern. CDU und CSU wollen, dass digitaler Fortschritt und Innovation im Dienste der 
Menschen stehen: Dass sie die Arbeitswelt humaner machen, die Umwelt schützen, 
die Gesundheitsversorgung verbessern und die Lebensqualität erhöhen. Wir sind 
überzeugt, dass mit der Digitalisierung immense Chancen für Deutschland, seine 
Bürger und seine Wirtschaft verbunden sind. Wir werden sie mutig ergreifen und 
entschlossen nutzen. Damit wir vorhandene Arbeitsplätze sichern und neue schaf-
fen, muss Deutschland auch hier Weltspitze sein. 



 

49 
 

 
Digitalisierung ist Chefsache 

 
Bereits 2014 haben wir die „Digitale Agenda“ der Bundesregierung beschlossen und 
setzen sie seither um. Wir haben bundesweit den Ausbau des schnellen Internets 
entscheidend vorangebracht, massiv in Forschung investiert und mit dem jährlich 
stattfindenden Digital-Gipfel die wichtigsten Akteure in Wirtschaft und Politik ver-
eint. Wir haben die IT-Sicherheit erhöht, Start-ups besser gefördert, das Open-
Data- und das eHealth-Gesetz beschlossen. Ebenso mehr öffentliches WLAN und 
die Abschaffung der Roaming-Gebühren in Europa. 
 
In den nächsten Jahren entscheidet sich, welche Länder bei der Digitalisierung 
erfolgreich und ganz vorne mit dabei sind. Dafür stellen wir die Weichen: 
 

x Digitalisierung ist Chefsache. Deshalb wird im Bundeskanzleramt die Posi-
tion eines „Staatsministers für Digitalpolitik“ neu geschaffen. 
 

x Wir werden einen Kabinettsausschuss „Digitalpolitik“ einrichten, damit die 
Koordinierung zwischen den Ministerien weiter verbessert wird. 
 

x Die Bundeskanzlerin wird einen „Nationalen Digitalrat“ berufen, der einen 
engen Austausch zwischen Politik und nationalen sowie internationalen 
Experten ermöglicht. Wir wollen, dass die klügsten Köpfe sich in den Dienst 
dieser Umgestaltung stellen. 

 
Modernste Daten-Infrastruktur 

 
Flächendeckender Zugang zu schnellstmöglichem Transport von Daten durch mo-
dernste und sichere technische Infrastruktur ist die entscheidende Voraussetzung 
für Erfolg im Zeitalter der Digitalisierung. Bis 2018 wird in Deutschland die 
Breitbandversorgung flächendeckend ausgebaut. Jetzt gehen wir weiter: 
 

x Wir schaffen die „Gigabit-Gesellschaft“. Deutschland soll das Land sein, in 
dem Daten in Echtzeit überall und für alle verfügbar sind. In Stadt und Land, 
in Ost und West. Für alle absehbaren Anwendungen: Für das Internet der 
Dinge, im Verkehrsbereich, in der Medizin, in der Kommunikation.  
 

x Hierzu werden wir den flächendeckenden Ausbau von modernsten 
Glasfasernetzen vorantreiben und bis 2025 realisieren.  
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x Deutschland und Europa müssen Leitmarkt für den neuen 5G-Mobilfunk wer-
den. Diese neue Mobilfunkgeneration ermöglicht Datenübertragung in Echt-
zeit. 5G wird damit die Schlüsseltechnologie der digitalen Transformation.  
 

x Wir schaffen die Voraussetzungen für den Ausbau bereits bis 2020 und wer-
den ihn bis 2025 zum Abschluss bringen. Dazu schaffen wir ein 
investitionsförderndes Umfeld und treiben den Glasfaserausbau zur Anbin-
dung von 5G-Basisstationen voran. Die notwendigen Funkfrequenzen wer-
den wir rasch festlegen und bereitstellen. Bei der Vergabe der 
Mobilfunkfrequenzen für 5G wollen wir die Ersten sein. Erlöse daraus werden 
wir in den Glasfaserausbau investieren. 
 

Digitales Bürgerportal  

 
Unsere Verwaltung hat in den letzten Jahren große Fortschritte bei 
Bürgerfreundlichkeit und Service gemacht. Aber immer noch verbringen Menschen 
viele Stunden mit Behördengängen oder dem Ausfüllen von Formularen. Wir wol-
len, dass der Staat vorangeht, wenn Vorzüge der Digitalisierung allen Bürgern 
zugutekommen sollen. 
 

x Wir werden ein elektronisches Bürgerportal und ein elektronisches Bürger-
konto einrichten. Dadurch sollen praktisch alle Verwaltungsdienstleistungen 
deutschlandweit elektronisch verfügbar sein. Wichtige Angaben, wie zum 
Beispiel Zahl und Geburtsdatum von Kindern, sollen Bürgerinnen und Bürger 
gegenüber dem Staat nur noch einmal machen müssen. Das umständliche 
Ausfüllen vieler Formulare wird entfallen, weil die betreffenden Informatio-
nen den Behörden elektronisch zugänglich sind.  
 

x Jeder Bürger wird von jedem Ort aus seine Verwaltungsangelegenheiten re-
geln können. Dazu schaffen wir auch die Möglichkeit für eine rechtssichere 
und praktikable elektronische Signatur, mit der sich Bürger und 
Wirtschaftsteilnehmer leicht und sicher identifizieren können. Dann können 
wir manuelle und elektronische Signatur gleichstellen. 
 

x Durch das Bürgerkonto stellen wir sicher, dass jeder Bürger weiß, welche sei-
ner Daten beim Staat verfügbar sind und wer auf diese Daten zugreift. 
Dadurch schaffen wir Datentransparenz und beugen möglichen Missbräu-
chen vor. 
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Chancen für Wirtschaft und Arbeit 

 
Viele Arbeits- und Produktionsprozesse werden sich weltweit tiefgreifend verän-
dern. In großer Zahl werden bisherige Arbeitsplätze wegfallen, aber es werden auch 
viele Millionen Arbeitsplätze neu entstehen. Unser Ziel ist klar: Am Ende des 
Transformationsprozesses soll es in Deutschland mehr Arbeitsplätze geben als 
heute. 
 

x Deutschland ist heute weltweit führend bei der Vernetzung von Maschinen 
und Menschen im Bereich der industriellen Produktion (Industrie 4.0). Die-
sen Vorsprung wollen wir ausbauen und auf alle Bereiche ausdehnen, also 
auch auf Dienstleistungen und Verwaltung (Wirtschaft 4.0).  
 

x Durch den Einsatz neuer Technologien und Produktionsverfahren, wie zum 
Beispiel 3D-Druck, können wir zusätzliche Wachstumschancen schaffen.  
 

x Die Digitalisierung der Arbeitswelt bietet Chancen auf neue Arbeitsplätze, 
Märkte und Technologien, um das Leben der Menschen zu verbessern. Mit 
neuen Arbeitszeitmodellen wollen wir die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf verbessern. Dabei kann uns die Digitalisierung helfen.  
 

x Durch die Digitalisierung fallen in großem Maßstab Daten an, deren 
Verarbeitung zu mehr Wertschöpfung beitragen kann: Daten sind der Roh-
stoff der Zukunft. In dem durch die Datenschutzgrundverordnung eröffneten 
Rahmen werden wir ein Datengesetz erarbeiten. Dieses soll den generellen 
Zugang zu Daten für wirtschaftliche Zwecke ebenso regeln wie Befugnisse 
der Sicherheitsbehörden und berechtigte Datenschutzinteressen der 
Bürgerinnen und Bürger. 
 

x Deutschland ist seit über 100 Jahren führend in der Automobiltechnologie. 
Wir wollen Autoland Nr. 1 bleiben und die Innovationsführerschaft für 
autonomes Fahren und die Vernetzung des Verkehrs erlangen. Denn künftig 
werden die meisten PKW und LKW autonom fahren und damit die Mobilität 
neu erfinden. Menschen werden weniger im Stau stehen, es wird weniger 
schwere Unfälle geben, Mobilität wird für alle möglich und erschwinglich. 
Wir haben bereits jetzt die gesetzlichen Voraussetzungen für autonomes 
Fahren in Deutschland geschaffen. Wir wollen die Besten sein beim Bau 
intelligenter Autos und intelligenter Straßen. Dies bedarf einer großen 
Kraftanstrengung, die wir gemeinsam mit der Automobilindustrie ins Werk 
setzen wollen.  
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x Die Mikroelektronik ist eine Schlüsseltechnologie und von großer Bedeutung 
für viele Wirtschaftsbereiche, insbesondere Automobil- und Maschinenbau: 
Von der Grundlagenforschung bis zur Produktion. Deshalb muss Deutsch-
land weiterhin Standort für eine leistungsfähige Mikroelektronikbranche 
sein. 
 

x Im Zeitalter der Digitalisierung werden immer mehr Dienstleistungen über 
Internet-Plattformen verfügbar sein. Schon heute kaufen Millionen Bürger 
online: Kleidung, Bücher, Lebensmittel und vieles mehr. Hier können und 
müssen Europa und Deutschland besser werden als bisher, denn die meisten 
dieser Plattformen haben ihren Sitz in den USA oder China. Wir wollen dazu 
beitragen, dass große neue Plattformen, z. B. in den Bereichen vernetzte 
Mobilität und Gesundheit, in Deutschland neu entstehen und weltweit 
erfolgreich sein können. Dazu müssen wir ggf. das Kartellrecht anpassen. 
 

x Wir wollen sicherstellen, dass zwischen den Plattformen ein fairer und offe-
ner Wettbewerb zum Wohle des Verbrauchers möglich ist. Dazu gehört die 
Möglichkeit, seine persönlichen Daten zwischen unterschiedlichen Plattfor-
men transferieren zu können.  
 

x Viele Ideen, die im Bereich der Globalisierung die Welt verändert haben, sind 
in jungen Unternehmen, den sogenannten Start-ups, entstanden. Deutsch-
land hat in diesem Bereich Boden gut gemacht. Aus der ganzen Welt kom-
men Menschen mit Ideen nach Deutschland, gründen Unternehmen und 
schaffen Arbeitsplätze. Wir werden sie ermutigen und unterstützen. Durch 
die steuerliche Forschungsförderung und ein Fachkräfte-Zuwanderungsge-
setz ebenso wie durch bessere Gründungs- und Wachstumsfinanzierung so-
wie weniger Bürokratie. Wir werden die Einführung einer zentralen Anlauf-
stelle (one-stop-shop) speziell für diese Unternehmen prüfen.  
 

x Gerade in einer zunehmend digitalisierten Gesellschaft hat die Grundversor-
gung der Bevölkerung mit postalischen Dienstleistungen weiterhin einen 
wichtigen Stellenwert. Eine flächendeckende, schnelle und erschwingliche 
Zustellung von Briefen und Paketen bleibt ein wichtiges Standortkriterium. 
Bestehende Regulierungen werden wir deshalb überprüfen und gegebenen-
falls anpassen. 
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x Wir wollen leistungsfähige und sichere digitale Bezahldienste. Auch im 
Zeitalter der Digitalisierung bleibt aber das Bargeld ein wichtiges 
Zahlungsmittel. 
 

x Alle diese Anwendungen werden nur dann Erfolg haben, wenn die Menschen 
auf einen sicheren Betrieb von Anfang an vertrauen dürfen. Kluge, umfas-
sende und fortschrittliche IT-Sicherheit ist die Grundlage für ein erfolgrei-
ches digitales Deutschland. Dafür werden wir sorgen. 
 

Chancen für Bildung und Wissen 

 

Die großen Chancen, die für Deutschland mit der Digitalisierung verbunden sind, 
können wir nur dann wirklich nutzen, wenn wir in allen Bereichen über genügend 
gut und hervorragend ausgebildete Arbeitskräfte verfügen. Deshalb brauchen wir 
eine „Digitale Bildungsoffensive“: Für Schüler, Auszubildende, Studenten und Lehr-
kräfte gleichermaßen. Aber ebenso auch für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die sich qualifizieren und weiterbilden wollen und müssen, weil lebenslanges Ler-
nen schon heute eine Selbstverständlichkeit ist. 
 

x Wir werden mit einem Digitalpakt dafür sorgen, dass unsere 
allgemeinbildenden und beruflichen Schulen über die erforderliche Ausstat-
tung verfügen, um ausreichend junge Menschen auf ihr Berufsleben im 
digitalen Zeitalter vorzubereiten. 
 

x Wir stellen sicher, dass bundesweit alle Schulen an das schnelle Internet 
angebunden sind. Das Gleiche gilt für Hochschulen. 

 

x Wir unterstützen die Schaffung einer innovativen neuen Bildungs-Cloud, mit 
der wir über Deutschland hinaus neue Maßstäbe setzen werden. 
 

x Wir werden die Länder dabei unterstützen, durch Weiterbildung von ausrei-
chend Lehrerinnen und Lehrer die digitalen Kompetenzen der Schülerinnen 
und Schüler möglichst umfassend zu fördern. 
 

x Wir legen eine „Nationale Weiterbildungsstrategie“ auf, die wir gemeinsam 
mit Arbeitgebern, Gewerkschaften und zuständigen Stellen erarbeiten. 
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Chancen für Umwelt und Entwicklung 

 
Durch die neuen Möglichkeiten der Digitalisierung können wir unsere Umwelt bes-
ser schützen und Menschen in Entwicklungsländern bessere Bildungs- und 
Arbeitsmöglichkeiten bieten. 
 

x Die Energiewende wird weit besser gelingen, wenn wir die Digitalisierung 
nutzen, um Erzeugung, Vermarktung und Verbrauch von Energie miteinan-
der zu vernetzen. Dadurch wird die Versorgungssicherheit erhöht und die 
Kosten werden begrenzt. 

 

x In der Landwirtschaft können durch satellitengestützte „Präzisionslandwirt-
schaft“ Millionen Tonnen Düngemittel eingespart und Umweltschäden 
vermieden werden. 
 

x Drohende Umweltschäden können durch die Digitalisierung frühzeitig er-
kannt und verhindert werden. Das gilt für die Verhinderung von Bodenero-
sion, den Schutz der Regenwälder und des Meeres und für viele andere 
Bereiche. 
 

x Die Chancen der Digitalisierung werden wir auch in der 
Entwicklungszusammenarbeit nutzen. Digitale Vernetzung erlaubt 
vorhersehbare und deshalb günstige Lösungen für die Ressourcenverteilung 
und leistet so einen Beitrag zur Vermeidung von Hunger und Epidemien. 
Durch digitale Lösungen schaffen wir Transparenz und damit ein Mittel ge-
gen die grassierende Korruption, die Entwicklungsländer an einem gesunden 
Wachstum hindert. 
 

Chancen für Gesundheit und Lebensqualität 

 

x Weltweit wird daran gearbeitet, die Digitalisierung immer besser für die 
Gesundheit der Menschen zu nutzen. Ziel ist es, mehr über Krankheitsursa-
chen zu lernen und damit auch schwere Erkrankungen früher zu erkennen 
und besser sowie gezielter behandeln zu können. 
 

x Durch den Einsatz von Telemedizin wird es einfacher, qualitativ hochwertige 
medizinische Versorgung für immer mehr Menschen unabhängig von ihrem 
Wohnort zugänglich zu machen. 
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x Modernste Assistenzsysteme werden Menschen im Alltag von schweren 
Tätigkeiten entlasten und in vielfältiger Weise unterstützen. Das kann ge-
rade für ältere Menschen besonders wichtig sein und ihnen dabei helfen, län-
ger als bisher selbstständig in ihrer vertrauten Umgebung zu bleiben. 
 

x Wir bekennen uns zum Schutz des menschlichen Lebens und zum Schutz der 
Menschenwürde, gerade in Grenzsituationen. Angesichts der rasanten 
Entwicklungen in der Medizin wollen wir die Chancen nutzen, aber auch ethi-
sche Grenzen erhalten. 
 
 

Europa: Mit Sicherheit! 
 
Die Welt scheint an vielen Stellen aus den Fugen geraten. Autoritäre Staatssysteme 
sind auf dem Vormarsch, scheinbar stabile Staaten sind zerbrochen. Millionen Men-
schen sind auf der Flucht. Selbst in unserer Nachbarschaft ist die territoriale 
Integrität der Ukraine durch die russische Aggression in Frage gestellt. Auch die 
neue amerikanische Administration hat ihre Haltung zu vielen außenpolitischen 
Fragen noch nicht festgelegt. 
 
Die Zeiten, in denen wir uns auf andere völlig verlassen konnten, sind ein Stück weit 
vorbei. Wir Europäer müssen unser Schicksal konsequenter als bisher in die eigene 
Hand nehmen. 
 
Deshalb wollen CDU und CSU ein starkes, selbstbewusstes und dynamisches Eu-
ropa. Ein Europa, das imstande ist, seine Interessen zu wahren und sich seiner 
internationalen Verantwortung zu stellen. Ein Europa der Freiheit, der Sicherheit 
und der Prosperität, die es – falls erforderlich – auch gemeinsam verteidigen kann. 
 
Die Zustimmung der Bürger zu Europa ist gestiegen. Zehntausende in ganz Europa 
gingen für „Pulse of Europe“ auf die Straße, Frankreich und Deutschland sind näher 
zusammengerückt. Diesmal müssen wir die Chance ergreifen und Europa fit ma-
chen für Gegenwart und Zukunft.  
 
Friedensprojekt Europa 

 
Die Gründung der EU war die Lehre aus den verheerenden Zivilisationskatastro-
phen des Ersten und des Zweiten Weltkrieges. Seither sind über 60 Jahre vergan-
gen. Seitdem gab es zwischen EU-Mitgliedstaaten keinen einzigen Krieg, keinen 
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einzigen Ausbruch von Gewalt. Europa ist ein Friedensprojekt. Das ist ein einzigarti-
ger Erfolg, Rechtfertigung und Auftrag zugleich: Wir müssen unsere gemeinsame 
geostrategische Verantwortung für Freiheit und Frieden wahrnehmen und bei der 
Bewältigung von Konflikten in unserer Nachbarschaft mithelfen. Deshalb hat die EU 
sich im Russland-Ukraine- Konflikt engagiert, deshalb streiten wir gemeinsam für 
das Klimaabkommen von Paris. 
 

x Wir unterstützen den Vorschlag für eine Europäische Verteidigungsunion 
und für einen Europäischen Verteidigungsfonds. 
 

x Wir sind überzeugte Mitglieder der NATO und arbeiten für ihren Erfolg. Aber 
die EU muss sich selbstständig wappnen, wenn sie dauerhaft bestehen will. 

 
Europa als Sicherheitsgarantie 

 

Europa muss eine wirksame Sicherheitsgarantie für die innere und äußere Sicher-
heit seiner Mitgliedstaaten sein. In einer zunehmend globalisierten Welt kann kein 
Land in Europa seine Interessen alleine und ohne Unterstützung durch andere wah-
ren.  
 

x Europa muss seine Außengrenzen wirksam gegen illegale Migration schüt-
zen, die Grenzschutzagentur Frontex stärken und das Europäische 
Asylsystem vollenden. Bis der Schutz der EU-Außengrenzen funktioniert, hal-
ten wir an Binnengrenzkontrollen fest. 
 

x Europa muss Abkommen nach dem Vorbild des EU-Türkei-Abkommens auch 
mit anderen Ländern in der Region und im nördlichen Afrika schließen. Wir 
müssen verhindern, dass tausende Flüchtlinge von gewissenlosen Schleppern 
durch halb Afrika geschleust werden, um dann auf dem Mittelmeer elend zu 
ertrinken. 
 

x Europa hat eine gemeinsame Verantwortung für Flüchtlinge, die verfolgt 
oder in großer Not sind und somit einen Schutzanspruch haben. Hier müssen 
alle europäischen Staaten ihrer Verantwortung nachkommen. 
 

x Die EU muss das auf unser Drängen beschlossene europäische Ein- und 
Ausreiseregister schnellstmöglich umsetzen, damit wir wissen, welche Dritt-
staatsangehörigen sich bei uns aufhalten, und um terroristischen Gefährdern 
und Schleppern leichter das Handwerk zu legen.  
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x Die EU braucht dringend einen besseren Informationsaustausch zwischen 
den Sicherheitsbehörden ihrer Mitgliedsstaaten, denn islamistischer 
Terrorismus und organisierte Kriminalität sind grenzenlos. 
 

Wohlstandsraum Europa 

 
Mit dem Gemeinsamen Markt und dem europäischen Binnenmarkt hatte die EU die 
Voraussetzungen für einen jahrzehntelangen wirtschaftlichen Aufschwung ihrer 
Mitgliedstaaten geschaffen. Dafür sorgten die Freizügigkeit von Waren, 
Dienstleistungen, Kapital und Arbeit, das Beihilfen- und Wettbewerbsrecht und die 
Abschaffung der Grenzkontrollen. In den letzten Jahren haben einige Länder ihre 
internationale Wettbewerbsfähigkeit verloren. Eine immer höhere Staatsverschul-
dung war die Folge. 
 

x Wir sind bereit, bei der Überwindung der Probleme gerade beim Abbau der 
hohen Jugendarbeitslosigkeit solidarisch zu helfen, denn wir wollen den Er-
folg der gesamten EU. Dieser ist nur möglich, wenn gemeinsam vereinbarte 
Regeln wie der Stabilitätspakt eingehalten werden. 
 

x Wir wollen die dauerhafte Stabilisierung der Euro-Zone erreichen. Maßstab 
muss dabei bleiben: Eine Vergemeinschaftung von Schulden schließen wir 
weiter aus. Wir sind bereit, mit der neuen französischen Regierung die Euro-
Zone schrittweise weiterzuentwickeln, zum Beispiel mit der Schaffung eines 
eigenen Währungsfonds. 
 

x Europa hat eine Zuständigkeit für Forschung und Entwicklung, für einen 
digitalen Binnenmarkt und für die Vollendung der Energie-Union. Europa hat 
die Chance, erneut zu einem Wachstumsmotor zu werden. Dafür bedarf es 
großer Anstrengungen und der Erkenntnis, dass die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und Wirtschaftswachstum zentral für unseren künftigen 
Wohlstand ist. 

 
Europa als Wertegemeinschaft 

 

x Die EU war vom ersten Tag ihres Bestehens an eine Wertegemeinschaft. 
Dem Schutz von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Religionsfreiheit 
verpflichtet. In der Europäischen Grundrechtecharta wird die Todesstrafe 
geächtet und die Menschenwürde geschützt. An diesen Kriterien mussten 
sich alle Länder messen lassen, die bisher der EU beigetreten sind.  
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x Großbritannien hat sich entschieden, die Europäische Union zu verlassen. Es 
liegt in unserem Interesse, dass wir auch nach dem BREXIT mit Großbritan-
nien intensive wirtschaftliche und politische Verbindungen pflegen. Ziel 
muss es sein, die negativen Auswirkungen des BREXIT für die Menschen und 
die Wirtschaft in Grenzen zu halten. Klar ist aber auch: Wer die EU verlässt, 
kann nicht weiter von allen Vorteilen der Gemeinschaft profitieren. 
 

x Wir sehen die strategische und wirtschaftliche Bedeutung der Türkei für Eu-
ropa ebenso wie die vielfältigen Beziehungen zwischen den Menschen in 
unseren beiden Ländern. Wir möchten daher die Beziehungen zwischen der 
Europäischen Union und der Türkei weiter vertiefen. Eine enge und beson-
dere Zusammenarbeit dient sowohl den Menschen in Europa als auch in der 
Türkei. Wir wollen daher eine möglichst starke Kooperation zwischen der 
Europäischen Union und der Türkei sowie eine enge strategische 
Zusammenarbeit in außen- und sicherheitspolitischen Fragen.  
 

x Eine Vollmitgliedschaft der Türkei lehnen wir aber ab, weil sie die 
Voraussetzungen für einen Beitritt nicht erfüllt. Wir sehen mit großer Sorge 
die jüngsten Entwicklungen in der Türkei im Hinblick auf Rechtsstaatlichkeit, 
insbesondere Meinungs- und Pressefreiheit.  

 
Deutschland und Frankreich als Motor Europas 

 
Die deutsch-französische Freundschaft, wie sie von Präsident de Gaulle und 
Bundeskanzler Adenauer begründet wurde, war seit ihrem Bestehen der Dreh- und 
Angelpunkt der Europäischen Union. Viele wichtige Initiativen sind von unseren 
beiden Ländern ausgegangen. Frankreich und Deutschland hatten immer wieder die 
Kraft, sich auf große Projekte zu verständigen. So soll es auch künftig wieder sein. 
 

x In dieser außenpolitisch schwierigen Zeit sind wir entschlossen, die deutsch-
französische Freundschaft neu zu beleben und zum Erfolg zu führen. Unsere 
Gemeinsamkeit kann ganz Europa neuen Schwung verleihen.  
 

x Wir streben an, die Körperschaftsteuer zwischen unseren Ländern anzunä-
hern und zu harmonisieren. Dies wäre ein deutliches Signal für unsere Bereit-
schaft, um Märkte und Investitionen zu kämpfen. 

 

x Die Entwicklung von Maschinen mit sogenannter Künstlicher Intelligenz (KI) 
wird weltweit eine große technologische Innovation bedeuten. Sie wird 
große Konsequenzen für alle Wirtschafts- und Lebensbereiche haben. 
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Deutschland und Frankreich sollten diese Herausforderung gemeinsam 
angehen und um die internationale Technologieführerschaft kämpfen. Nach 
Airbus und Ariane wäre es ein weiteres großes europäisches Projekt. 
 

x Neben der deutsch-französischen Freundschaft und Zusammenarbeit hat 
sich auch im Verhältnis zu unserem Nachbarland Polen eine intensive 
Zusammenarbeit und Kooperation entwickelt. Diese wollen wir fortsetzen 
und intensivieren dazu auch die gemeinsame deutsch-französisch-polnische 
Zusammenarbeit im Rahmen des Weimarer Dreiecks. 

 
 

Sicherheit im Inneren und nach außen 
 
Für einen starken Staat: Sicherheit erhöhen, Verbrechen und Terror bekämpfen 

 
Sicherheit ist die Grundvoraussetzung für ein freies und selbstbestimmtes Leben, 
für das Zusammenleben in der Familie ebenso wie in der Gemeinschaft.  
 
Sicherheit ist immer konkret: 
 

x Es geht um Sicherheit im Alltag, zu Hause, auf Straßen und Plätzen, in Bus-
sen und Bahnen, bei Tag und bei Nacht.  
 

x Es geht um Sicherheit vor Tätlichkeiten und Übergriffen, vor Organisierter 
Kriminalität und Wohnungseinbruch. 

 

x Es geht um Sicherheit vor islamistischem Terrorismus, der auf unschuldige 
Menschen und Kinder zielt.  

 
Wir brauchen einen starken Staat, der sich schützend vor seine Bürgerinnen und 
Bürger stellt und auch die Schwächeren schützt. Rechtsfreie Räume dulden wir 
nicht. Die Union ist und bleibt die Partei der inneren Sicherheit. 
 

x Deutschland ist seit Jahren eines der sichersten Länder der Welt. Das verdan-
ken wir unserer Polizei, unseren Sicherheitsbehörden und Nachrichtendiens-
ten. Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verrichten ihren anspruchsvollen 
Dienst, nehmen Risiken und Gefahren auf sich, damit wir unser gewohntes 
Leben weiter leben können. Wir sind ihnen zu großem Dank und Anerken-
nung verpflichtet. Sie haben den Anspruch darauf, dass wir alles tun, um 
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ihnen die Ausübung ihres Dienstes zu verbessern. Personell, materiell und 
rechtlich, wenn es um die Verabschiedung notwendiger Gesetze geht. 

 
CDU und CSU haben in dieser Bundesregierung hart gekämpft, um Rechts-
änderungen durchzusetzen, die teilweise seit Jahren überfällig waren. Ohne unser 
hartnäckiges Insistieren, ohne unsere Ausdauer wäre manches nicht gelungen oder 
noch später gekommen: 
 

x Wir haben die Strafen für Wohnungseinbruch endlich verschärft, 
Telefonverbindungen von Einbrechern können endlich überwacht, 
Serienstraftaten können besser aufgeklärt und die Video-Überwachung ver-
stärkt eingesetzt werden. 
 

x Mit Anti-Terror-Paketen haben wir unsere Sicherheitsbehörden gestärkt und 
wir haben den strafrechtlichen Schutz von Polizei- und Rettungskräften 
verbessert. 
 

x Das Vermögen von Verbrechern kann leichter beschlagnahmt werden. 
 

x Wir haben eine neue, robuste Anti-Terroreinheit der Bundespolizei aufge-
stellt.  
 

x Wir haben die Abschiebung von Straftätern erleichtert. 
 

x Wir haben die Sicherheitsbehörden personell in einem Umfang verstärkt wie 
nie zuvor. 
 

x Mit dem ersten IT-Sicherheitsgesetz haben wir den Schutz vor Cyber-Atta-
cken deutlich verbessert. 

 
Wir sind entschlossen, bei der Terror- und Verbrechensbekämpfung noch besser zu 
werden als bisher, denn wir werden uns dem menschenverachtenden Terrorismus, 
der die Welt in Atem hält, weder jetzt noch künftig beugen. 
 

x Es darf zwischen den einzelnen Bundesländern keine Zonen unterschiedli-
cher Sicherheit geben. Deshalb werden wir unter anderem ein gemeinsames 
Musterpolizeigesetz für alle Bundesländer erarbeiten. Vernetzung und 
gemeinsame Nutzung modernster Technik ist unsere Antwort auf neue 
Herausforderungen. 
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x Der Fall Amri hat deutlich gemacht, dass terroristische Gefährder, die in ganz 
Deutschland unterwegs sind, eine Bedrohung darstellen können, die weit 
über den Zuständigkeitsbereich des jeweiligen Bundeslandes hinausgeht. 
Deshalb werden wir das Gemeinsame Terrorismusabwehrzentrum in Abspra-
che mit den Ländern so weiterentwickeln, dass dort gemeinsam über 
verbindliche Maßnahmen entschieden werden kann. 
 

x In besonderen Gefährdungslagen werden wir die Bundeswehr unter Führung 
der Polizei unterstützend zum Einsatz bringen. Dabei wollen wir zunächst 
den bestehenden Rechtsrahmen ausschöpfen. Bei der Abwehr eines beson-
ders schweren Terrorangriffs kann die Polizei an die Grenzen ihrer 
Möglichkeiten kommen. Die Bundeswehr soll dann die Polizei unterstützen. 
Solche Einsätze unter Leitung der Polizei müssen regelmäßig geübt werden.  
 

x Wir werden die Zahl der Polizisten in Bund und Ländern noch einmal um 
15 000 erhöhen. 
 

x Das macht es möglich, auch die Polizeipräsenz auf Straßen und Plätzen, in 
Zügen, auf Bahnhöfen und Flughäfen zu erhöhen. 
 

x An öffentlichen Gefahrenorten wie etwa in Einkaufszentren, vor Fußballsta-
dien und an Verkehrsknotenpunkten werden wir den Einsatz intelligenter 
Videotechnik auch zu Fahndungszwecken verstärken und eine 
Mindestspeicherfrist für die Daten einführen. 
 

x Wir werden den Fahndungsdruck in der Drogen- und Straßenkriminalität 
weiter erhöhen: Durch verdeckte operative Maßnahmen, regelmäßige 
Kontrollen, offene Polizeipräsenz, beschleunigte Abschiebung von Straftä-
tern mit ausländischem Hintergrund sowie gezielte Aufenthaltsverbote und 
deren Durchsetzung. 
 

x Wir wollen vorhandene DNA-Spuren zur Ermittlung des äußeren 
Erscheinungsbildes, der Herkunft oder des Alters eines Straftäters oder 
Verdächtigen heranziehen. 
 

x Wir wollen den Zugang der Sicherheitsbehörden zu vorhandenen Datenban-
ken erleichtern, wenn es um die Verhinderung oder Aufklärung schwerer 
Straftaten geht. Dazu werden wir ein Datengesetz neu verabschieden, das 



 

62 
 

sowohl das Informationsinteresse der Sicherheitsbehörden als auch die 
berechtigten Datenschutzinteressen der Betroffenen regeln soll. 
 

x Wir wollen unser Land noch besser gegen Cyber-Angriffe aus dem In- und 
Ausland schützen, investieren dafür in Technik und stellen ausreichend Fach-
leute hierfür ein. 
 

x Wir wollen die Schleierfahndung in ganz Deutschland ermöglichen, denn 
Straftäter dürfen nicht darauf vertrauen können, dass es fahndungsfreie Zo-
nen gibt.  
 

x In Zeiten terroristischer Bedrohungen ist die Arbeit des BND unerlässlich. 
CDU und CSU bekennen sich klar zum Bundesnachrichtendienst. Die 
Zusammenarbeit des BND mit anderen Diensten weltweit ist unerlässlich. 

 
Menschen in Not helfen, Migration steuern und reduzieren, abgelehnte 

Bewerber konsequent zurückführen 

 

x Wir haben uns der Herausforderung der bislang größten Flüchtlingsbewe-
gung der Nachkriegszeit gestellt. Wir haben vielen Menschen in Not gehol-
fen und ihnen Aufnahme und Bleibe gewährt.  

 

x Wir haben die Zahl derer, die kein Bleiberecht haben, wirksam reduziert. Wir 
haben Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Mazedonien Montenegro 
und Serbien zu sicheren Herkunftsländern erklärt und so die 
Asylbewerberzahlen wesentlich senken können. Gleiches muss für Algerien, 
Marokko und Tunesien gelten. 

 

x Wir haben in einem neuen Kerndatensystem die Daten aller Asylbewerber 
gespeichert und wirksame Maßnahmen gegen diejenigen ergriffen, die kei-
nen Schutzanspruch haben. 
 

x Wir verstärken unsere Bemühungen, diejenigen zurückzuführen und 
gegebenenfalls abzuschieben, deren Anträge auf Asyl rechtskräftig abge-
lehnt werden.  

 
Noch immer ertrinken Menschen bei dem Versuch, insbesondere von Nordafrika 
aus nach Europa zu gelangen. Wir werden die menschenverachtenden Aktivitäten 
der Schleuser energisch bekämpfen und Möglichkeiten schaffen, dass Migranten 
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ohne Schutzanspruch von der Überfahrt nach Europa abgehalten werden. Gleichzei-
tig wollen wir helfen, gemeinsam mit internationalen Organisationen ihre 
Lebensbedingungen vor Ort zu verbessern. Nach dem Vorbild des EU-Türkei-
Abkommens wollen wir entsprechende Verträge auch mit afrikanischen Ländern 
abschließen. Eine Situation wie im Jahre 2015 soll und darf sich nicht wiederholen, 
da alle Beteiligten aus dieser Situation gelernt haben. Wir wollen, dass die Zahl der 
Flüchtlinge, die zu uns kommen, dauerhaft niedrig bleibt. Das macht es möglich, 
dass wir unseren humanitären Verpflichtungen durch Resettlement und Relocation 
nachkommen. 
 
Wir wollen den Zivil- und Katastrophenschutz in Deutschland weiter verbessern 
und uns für eine sachgemäße Ausstattung einsetzen. 
 
Ein starker Staat braucht insgesamt einen starken öffentlichen Dienst. Gerade in 
Zeiten von Verunsicherung brauchen wir öffentliche Institutionen, welche die 
staatlichen und kommunalen Aufgaben gut und umfassend erledigen. Wir setzen 
auf einen leistungsfähigen öffentlichen Dienst mit motivierten Mitarbeitern, ausrei-
chend Personal und zeitgemäßer Ausstattung. Wir stehen zu den bewährten beiden 
Säulen des öffentlichen Dienstes, den Tarifangestellten und dem Berufsbeamten-
tum mit seinen Prinzipien Besoldung, Versorgung und Beihilfe. Wir werden die Jus-
tiz durch mehr Personal und durch effizienteres Verfahrensrecht stärken. 
 
CDU und CSU ist die Sicherheit unserer Bevölkerung und unserer Sicherheitsbehör-
den ein Herzensanliegen. Deshalb setzen wir uns das ganze Jahr über und auf allen 
Ebenen für ihre Belange ein. 
 
Deutschlands Rolle in der Welt 

 
Als politisch starkes Land in der Mitte Europas und weltweit vernetzte 
Wirtschaftsnation hat Deutschland nicht nur ein vitales Interesse an der eigenen 
Sicherheit, sondern auch an einer dauerhaft friedlichen, stabilen und gerechten 
Ordnung in der Welt. Wir leisten relevante Beiträge, um eine solche Ordnung zu 
schaffen, zu stärken und zu verteidigen. Damit kommen wir unserer seit der 
Wiedervereinigung größer gewordenen Verantwortung nach.  
 
Wir wollen Bonn als deutschen Standort der Vereinten Nationen, als Sitz 
internationaler Nichtregierungsorganisationen und Standort für internationale 
Kongresse und Konferenzen stärken. Genauso stehen wir uneingeschränkt zu den 
Vereinbarungen des Bonn/Berlin-Gesetzes. Die Bundesstadt Bonn ist das zweite 
bundespolitische Zentrum. 
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Geleitet werden wir von unserer Bindung an Werte der Menschenwürde, den 
Schutz und der Förderung der Menschenrechte, von Rechtsstaatlichkeit, Demokra-
tie und Toleranz.  
 
Unser internationales Handeln und unser Engagement erfolgen eingebunden in 
Bündnisse und internationale Organisationen, allen voran NATO und EU sowie im 
Rahmen der Vereinten Nationen und der OSZE und in enger Absprache mit unseren 
Verbündeten und Partnern. Für uns ist es darum Kern deutscher Außen- und Sicher-
heitspolitik, die bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit zu stärken. Wir wol-
len, dass Deutschland für ein verlässliches Engagement in Bündnissen steht.  
 
Die USA sind und bleiben unser wichtigster außereuropäischer Partner. Wir verdan-
ken ihnen viel: Ihr Vertrauen und ihre Unterstützung nach dem Zweiten Weltkrieg 
haben Deutschlands Weg zurück in die Familie der freien demokratischen Nationen 
und die deutsche Wiedervereinigung erst ermöglicht. Und auch angesichts der 
zukünftig absehbaren Herausforderungen verbinden uns Europäer gemeinsame 
Werte mit unseren nordamerikanischen Partnern enger, stärker und haltbarer als 
mit irgendeiner anderen Region der Welt. Wir haben darum ein fundamentales 
sicherheitspolitisches Interesse an einem starken und verlässlichen Partner USA. 
 
Wir bekennen uns zur besonderen Verantwortung Deutschlands gegenüber Israel. 
Das Existenzrecht und die Sicherheit Israels sind Teil der deutschen Staatsräson. 
Wir treten für eine Zwei-Staaten-Lösung ein. 
 
Wir appellieren an Russland, das Abkommen von Minsk dauerhaft einzuhalten und 
umzusetzen und führen beständig den Dialog weiter. 
 
Bundeswehr als Garant unserer Sicherheit 

 

x Seit über 60 Jahren ist die Bundeswehr der Garant unserer äußeren Sicher-
heit. Aufgrund ihrer hohen Einsatzbereitschaft, ihrer Professionalität und ih-
rer Menschlichkeit hat sie sich höchste Anerkennung im In- und Ausland 
erworben. Wir stehen zur Bundeswehr, ihren Soldatinnen und Soldaten und 
ihren Zivilangestellten, und werden dafür sorgen, dass sie ihre Aufgaben 
auch künftig erfüllen kann in den Einsätzen weltweit, bei der Bündnis- und 
Landesverteidigung und bei Unterstützungs- und Hilfsmaßnahmen in der 
Heimat. 
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x Damit die Bundeswehr diesen Aufgaben gewachsen ist und die Soldatinnen 
und Soldaten die Ausrüstung und die Arbeitsbedingungen erhalten, die sie 
brauchen, haben wir auf Grundlage des neuen Weißbuches der Bundesregie-
rung von 2016 eine Trendwende eingeleitet. Nach 25 Jahren der Schrump-
fung wächst die Bundeswehr wieder. Sie erhält jetzt mehr Personal, mehr 
modernes Material, eine ausreichende Finanzausstattung.  
 

x So soll die Zahl der Bundeswehrangehörigen bis 2024 um 18 000 Menschen 
zunehmen. Wir haben den Materialstau in den vergangenen vier Jahren 
aufgelöst und Ausstattung in Höhe von 30 Milliarden Euro auf den Weg ge-
bracht. Angesichts der Sicherheitslage ist neben dem internationalen 
Engagement eine Refokussierung auf Bündnis- und Landesverteidigung 
erforderlich. Das dazu notwendige zusätzliche Material, die Modernisierung 
des vorhandenen sowie der Erwerb neuer Fähigkeiten bedürfen zusätzlicher 
Investitionen zum bisherigen Investitionsplan. 
 

x Damit die Bundeswehr ihren Beitrag für die Cybersicherheit unseres Land 
leisten kann, haben wir ein neues Cyberkommando mit einem eigenen 
Cyberinspekteur aufgestellt. Wir werden in hochqualifiziertes Personal und 
Spitzentechnologie investieren. IT-Sicherheit und Cyber-Defence müssen ins 
Zentrum von Forschung und Strategie rücken. Der Ausbau der Universität 
der Bundeswehr in München als zentrale Forschungsstelle für Cybersicher-
heit muss weiter vorangetrieben werden. Die Bundeswehr muss ihre Fähig-
keit zu Computer-Netzwerk-Operationen weiter ausbauen und offensive Cy-
ber-Fähigkeiten in ihrem Fähigkeitsspektrum verankern. 
 

x Für die Leistungsfähigkeit und die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr ist 
neben Personal und Material die Innere Führung unverzichtbar. Wir wollen 
sie stärken. Die Bundeswehr kann nach 60 Jahren stolz auf ihre eigene 
erfolgreiche Geschichte und Traditionen sein. 
 

x Zentral für die wachsende Bundeswehr ist die „Trendwende Finanzen“. Wie 
auf dem NATO-Gipfel 2014 in Wales vereinbart, wollen wir unsere Ausgaben 
für Verteidigung bis zum Jahre 2024 schrittweise in Richtung 2 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts erhöhen. Dieser Beschluss dient unserer eigenen 
Sicherheit vor Gefährdungen von außen. Er wurde vom Bündnis einstimmig 
und mit dem damaligen US-Präsidenten Obama gefasst und seinerzeit von 
der gesamten Bundesregierung, von CDU, CSU und SPD, mitgetragen. Seine 
Umsetzung ist auch eine Frage der Verlässlichkeit. 
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x Um den außen- und sicherheitspolitischen Herausforderungen von heute 
gewachsen zu sein, müssen die Instrumente der Diplomatie, der Polizei, der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik sowie der Entwicklungszusammenar-
beit innerhalb eines vernetzten Ansatzes besser miteinander abgestimmt 
und koordiniert werden. Deshalb werden wir parallel zur Erhöhung des 
Verteidigungshaushaltes auch die Mittel für Entwicklungszusammenarbeit 
im Maßstab 1:1 erhöhen, bis die ODA-Quote von 0,7 Prozent des BIP er-
reicht ist. Für den vernetzten Ansatz wollen wir eine zentrale Koordinierung 
innerhalb der Bundesregierung und im Parlament schaffen. 
 

Entwicklungszusammenarbeit und Menschenrechte – 

Marshall-Plan mit Afrika 
 
Millionen Menschen leben in den ärmsten Ländern dieser Welt, oftmals konkret 
bedroht durch Klimawandel, Bürgerkriege, schlechte Regierungen oder Terror. 
 
Diesen Menschen zu helfen – auch in Kooperation mit der EU – und ihnen bessere 
Perspektiven in ihrer Heimat zu ermöglichen, ist ein Gebot der Humanität. Es liegt 
aber auch in unserem Interesse, Hunger, Krankheit und Not zu bekämpfen, denn sie 
führen oft zu Terror und Krieg und damit zu Flucht und Vertreibung. 
 

x Deutschland hat seine Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit seit 2005 
von 3,9 Milliarden auf 8,5 Milliarden in diesem Jahr mehr als verdoppelt. Ein 
beachtlicher Teil dieser Mittel wird zur Fluchtursachenbekämpfung einge-
setzt und trägt dazu bei, dass Menschen in ihrer angestammten Heimatre-
gion bleiben können. 
 

x Unsere besonderen Bemühungen gelten dem Kontinent Afrika. Viele 
afrikanische Länder gehören zu den ärmsten der Welt. Überbevölkerung und 
Korruption machen oftmals alle Anstrengungen zur Besserung der Lage wie-
der zunichte. Afrika benötigt Hilfe gegen Hunger, Unterstützung für berufli-
che Bildung, insbesondere von Frauen, Schutz gegen Klimawandel, für den 
Aufbau von Rechtstaatlichkeit und Sicherheit und vieles mehr. Mit einigen 
Ländern Afrikas arbeiten wir in Form von Migrationspartnerschaften zusam-
men. 
 

x Aus eigener Kraft wird Afrika die Wende nicht schaffen. Deshalb hat die 
Bundesregierung die Initiative zu einem „Compact“ mit Afrika im Rahmen ih-
rer G20-Präsidentschaft ergriffen. Deshalb werben wir bei unseren Freunden 
und Verbündeten für mehr Engagement auf dem afrikanischen Kontinent. 
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x CDU und CSU schlagen einen Marshall-Plan mit Afrika vor. Ein solcher 
moderner Marshall-Plan des 21. Jahrhunderts soll die Empfänger in Afrika zu 
eigenverantwortlichem unternehmerischen Handeln befähigen. Gemeinsam 
mit der Afrikanischen Union wollen wir erreichen, dass eine neue 
mittelständische Kultur der Selbstständigkeit entsteht. 
 

x Unser Marshall-Plan mit Afrika soll eine breite Welle der Unterstützung auch 
in anderen Ländern auslösen. Dabei sollen vor allem auch private Investitio-
nen mobilisiert werden. 

 
 

Gutes Klima auch für morgen 
 
Der Schutz von Umwelt und Klima ist für uns von zentraler Bedeutung. Wir wollen 
das ökologische Gleichgewicht unseres Planeten erhalten und allen Menschen in 
Deutschland ein Leben in einer gesunden und intakten Umwelt ermöglichen.  
 
Umwelt und Wohlstand, Wachstum und Klimaschutz sind keine Gegensätze. Nur 
durch qualitativ hochwertiges und nachhaltiges Wachstum können wir unsere 
Lebensqualität dauerhaft sichern. Und die großen Umweltprobleme, die durch 
jahrzehntelangen Raubbau an den Ressourcen der Natur weltweit entstanden sind, 
können wir nur durch den Einsatz modernster Technologie lösen. Wir wollen des-
halb beides: Gute Umwelt und gute Wirtschaft.  
 
Umweltschutz aus Verantwortung 

 
Die Bewahrung der Schöpfung ist seit jeher ein Kernanliegen von CDU und CSU. 
Deutschland hat im Umweltschutz in den vergangenen Jahren Enormes erreicht und 
geleistet. Unsere Flüsse und Seen sind wieder sauber, unser Himmel ist wieder blau. 
Gemeinsam mit anderen Ländern haben wir das Waldsterben und den sauren Regen 
beendet und dafür gesorgt, dass sich das Ozonloch wieder schließt.  
 
In vielen Teilen der Welt gibt es jedoch große Probleme, an deren Lösung wir arbei-
ten müssen, auch im ureigenen Interesse. 
 

x Die Verschmutzung, Vermüllung und Überfischung der Weltmeere kann sich 
zu einer großen Katastrophe entwickeln. Wir müssen handeln, bevor es zu 
spät ist. 
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x Bodenerosion und Zerstörung tropischer Regenwälder sind längst nicht ge-
stoppt und bedrohen unsere Lebensgrundlagen weltweit. 
 

x Die Artenvielfalt in Fauna und Flora ist weltweit fast überall bedroht, auch 
bei uns in Deutschland. 
 

Deutschland ist Pionier im internationalen Umweltschutz. Mit Klaus Töpfer und 
Angela Merkel als Umweltministern haben wir schon früh die Weichen für eine 
enge internationale Zusammenarbeit in Umweltfragen gestellt.  
 
Deutschland ist weltweit führend bei Ressourceneffizienz und grüner Technologie 
(Green-Tec). Damit wollen wir auch andere Länder wirksam unterstützen. 
 
Klimaschutz ist Zukunftsschutz 

 
Der Fortgang der Erderwärmung kann weltweit dramatische Folgen haben und 
erfordert deshalb gemeinsames Handeln. Ganze Länder und ihre Bevölkerungen 
sind davon betroffen. Aber auch in unseren gemäßigten Breiten würde der Fort-
gang des Klimawandels zu irreversiblen Schäden führen, die vor allem unsere Kin-
der und Enkel treffen würden. 
 

x Das Pariser Klimaschutz-Abkommen von 2015 ist der bislang größte Erfolg 
der internationalen Bemühungen zur Begrenzung der Erderwärmung. Dem 
Abkommen haben sich praktisch alle Länder dieser Welt angeschlossen. Wir 
bedauern die Entscheidung der amerikanischen Regierung, aus dem Abkom-
men auszutreten, und werden gemeinsam mit Frankreich und anderen Län-
dern entschieden für den Erhalt und den Erfolg des Abkommens eintreten. 

 

x Auf dem G7-Gipfel in Elmau wurde vor zwei Jahren die Dekarbonisierung der 
weltweiten Energieerzeugung bis zum Ende dieses Jahrhunderts beschlossen. 
Langfristig muss ein großer Teil der fossilen Energien wie Kohle, Öl und Gas 
durch umweltfreundliche Energien ersetzt werden. 
 

x Mit der Einleitung der Energiewende und dem Ausbau der erneuerbaren 
Energien hat Deutschland hierzu einen wichtigen Beitrag geleistet und 
Alternativen zu den fossilen Energien aufgezeigt. Unser Beispiel wird jedoch 
nur Schule machen, wenn die Energiewende gelingt und die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft erhalten bleibt. Deshalb muss die 



 

69 
 

Energiewende marktwirtschaftlich organisiert werden. Dabei sind wir seit 
2013 einen großen Schritt vorangekommen. 
 

x Wir halten an unseren bestehenden Energie- und Klimazielen fest und setzen 
sie Schritt für Schritt um. Dies gilt auch für den 2016 beschlossenen 
Klimaschutzplan. Wir lehnen dirigistische staatliche Eingriffe in diesem Be-
reich ab und setzen stattdessen auf marktwirtschaftliche Instrumente. Damit 
das Klima Zukunft hat. 
 

Nachhaltigkeit als Auftrag 

 
Vor zwei Jahren hat die Weltgemeinschaft der Staaten in New York die Agenda 
2030 zur nachhaltigen Entwicklung verabschiedet. Deutschland hat wesentlich zu 
ihrem Zustandekommen beigetragen. Sie geht weit über den Bereich der 
Umweltpolitik hinaus und umfasst auch Bereiche wie Bildung und Gesundheit. Wir 
haben in Deutschland eine neue Nationale Nachhaltigkeitsstrategie erarbeitet, 
durch die die vereinbarten Ziele der Agenda 2030 auch in Deutschland umgesetzt 
werden sollen. 
 
 

Was unser Land zusammenhält 
 
Gemeinschaft und Zusammenhalt 

 
Deutschland zeichnet sich durch eine wunderbare Einheit in Vielfalt aus. 
Landschaftlich, kulturell und menschlich. Sie ist über Jahrhunderte entstanden und 
das Ergebnis vielfältiger Entwicklungen, die sich in den vergangenen Jahrzehnten 
beschleunigt haben:  
 

x Millionen Deutsche haben aufgrund von Flucht und Vertreibung aus Ost- 
und Mitteldeutschland ihre Heimat verloren. Viele kamen und kommen noch 
heute als Spätaussiedler aus Russland sowie aus Mittel-, Süd- und Osteu-
ropa. 
 

x Mit dem Wirtschaftswunder kamen Gastarbeiter aus Italien, Griechenland, 
Jugoslawien und der Türkei. Später Flüchtlinge aus Vietnam und Sri Lanka, 
und nun zuletzt aus Afrika, dem Nahen und dem Mittleren Osten.  
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x Globalisierung, Fernsehen und Internet, technologischer Fortschritt sowie 
gesellschaftliche und demografische Entwicklungen haben dazu beigetragen, 
dass sich unsere Lebenswirklichkeit verändert und weiterentwickelt hat.  

 
Deutschland ist heute ein modernes Land mit einer starken und unverwechselbaren 
Identität. Vielleicht noch stärker als zuvor. Wir haben unsere kulturellen Wurzeln 
bewahrt und unseren Zusammenhalt gestärkt. Bei der Fußballweltmeisterschaft 
2006 in Deutschland und bei unzähligen Gelegenheiten seither haben Millionen 
Menschen aus allen Alters- und Gesellschaftsschichten dies eindrucksvoll unter Be-
weis gestellt: Es ist ein fröhliches, ungezwungenes und selbstbewusstes Bekenntnis 
zu einem Deutschland, auf das wir stolz sein können. Ein patriotisches Bekenntnis, 
das niemanden ausschließt und sich gegen niemanden richtet. In Deutschland darf 
kein Platz für Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit, Ausländerhass, Intoleranz 
oder Diskriminierung sein.  
 

x Wir erwarten von allen Menschen in Deutschland, ganz gleich ob mit oder 
ohne Migrationshintergrund, die Achtung des Grundgesetzes und der Ge-
setze. Hiervon wird es auch künftig keine Ausnahmen geben. 
 

x Wer unsere demokratische Grundordnung bekämpft, das Existenzrecht Isra-
els ablehnt, den inneren Frieden gefährdet oder gegen Recht und Gesetz ver-
stößt, muss mit der ganzen Härte unseres Rechtsstaates rechnen.  

 
Darüber hinaus ist jedes Land angewiesen auf ein einigendes Band in Form von 
innerem Zusammenhalt und Identität. Dies ist unsere freiheitliche Leitkultur, die 
wir bewahren und stärken: Für die Gegenwart und für die Zukunft. Die Leitkultur ist 
eine ungeschriebene Voraussetzung für ein gutes Zusammenleben in Deutschland. 
Deshalb treten Staat, Politik und Gesellschaft, für sie ein und fördern sie: 
 

x Zu unserem Land gehören alte und neue Deutsche, Menschen mit und ohne 
deutschen Pass, mit und ohne Migrationshintergrund. Die große Mehrheit 
ebenso wie ethnische und gesellschaftliche Minderheiten. Wir schließen 
niemanden aus und bitten alle, an einer guten Zukunft Deutschlands 
mitzuwirken.  

 

x Es ist in beiderseitigem Interesse, dass Integration stattfindet und gelingt. 
So werden wir das Entstehen von Parallelgesellschaften und von Multi-Kulti 
verhindern. 
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x Die deutsche Sprache ist ein besonders wichtiger Teil unserer Identität und 
Leitkultur. Wir wollen sie künftig noch stärker fördern und wertschätzen, als 
Amtssprache, als Kultursprache und als Umgangssprache, in der Familie, in 
der Schule und im Alltag, auf allen Ebenen. Dabei haben wir durch 
frühkindliche Sprachförderung, durch Sprach- und Integrationskurse in den 
vergangenen Jahren bereits große Fortschritte gemacht. 

 

x Wir streben an, dass Menschen, die dauerhaft in Deutschland leben wollen, 
Deutsch lernen, um ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt und an 
gesellschaftlicher Teilhabe zu verbessern. Weil wir ein weltoffenes Land mit 
starker internationaler Verflechtung sind, wollen wir umgekehrt auch das 
Erlernen von Fremdsprachen stärker unterstützen.  

 

x Die Gleichberechtigung von Mann und Frau gilt für alle hier lebenden Men-
schen, ganz gleich, woher sie kommen. Der Erfolg der Integration wird 
maßgeblich von den Frauen abhängen. Deshalb werden wir ein besonderes 
Augenmerk auf die Förderung von Frauen mit Migrationshintergrund legen. 

 

x Unsere Geschichte mit all ihren Höhen und Tiefen ist unser gemeinsames 
unverwechselbares Erbe. Wir wollen sie allen vermitteln, die dauerhaft in 
Deutschland leben, nicht nur im Schulunterricht. Jeder, der neu zu uns 
kommt, soll sich damit vertraut machen. 

 

x Unsere Dialekte, Traditionen und Gebräuche, so regional unterschiedlich sie 
sind, geben Deutschland ein sympathisches Gesicht und die Kontinuität der 
Überlieferung. Deshalb verdienen sie staatliche Unterstützung auf allen 
Ebenen. Ideell und materiell. 

 

x Regionale und lokale Identität ist auf Öffentlichkeit angewiesen. Deshalb 
unterstützen wir eine starke und vitale regionale Medienlandschaft. 

 

x Ehrenamtliches Engagement, die Bereitschaft sich für Andere und für die 
Gemeinschaft einzusetzen, sind in Deutschland besonders ausgeprägt. Sie 
sind vielleicht der wertvollste und wichtigste Teil unserer Leitkultur. Dies 
wollen wir auch jenen vermitteln, die nicht damit aufgewachsen sind. Des-
halb sollte jeder Jugendliche, der dies möchte, die Gelegenheit zu einem 
Freiwilligendienst haben. 
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x Die Bereitschaft zu persönlicher Leistung, zu Teamwork und zu Solidarität 
hat unser Land stark gemacht, nicht nur wirtschaftlich. Deshalb gehört un-
sere Arbeits- und Verantwortungskultur ebenfalls untrennbar dazu.  

 
Das, was unser Land ausmacht, wollen wir mit allen gemeinsam mit Leben füllen – 
vor allem mit den jungen Menschen, denn sie sind unsere Zukunft. 
 
Ehrenamt und Sport 

 
Allen Menschen, die sich in Deutschland freiwillig und ehrenamtlich betätigen, sind 
wir zu großem Dank und Anerkennung verpflichtet, in den Hilfsdiensten, im Sport 
oder in der Kultur: Sie machen unser Land besser und menschlicher, entlasten die 
staatlichen Strukturen und tragen erheblich zum Zusammenhalt bei. Sie sind Hel-
den des Alltags. Ohne ihren Einsatz wäre Vieles in Deutschland nicht möglich – von 
den Rettungsdiensten bis zum Naturschutz. 
 
Deshalb wollen wir eine Kultur des Respekts und der Aufmerksamkeit für alle errei-
chen, die sich in den Dienst der Allgemeinheit stellen. Wir wollen, dass sich mehr 
Menschen zu Engagement in Vereinen und Organisationen bereitfinden, insbeson-
dere Jugendliche. 
 
Wir werden das Ehrenamt auf allen Ebenen stärken und fördern, denn sein Beitrag 
ist unersetzlich. Wir wollen ehrenamtlich Tätige und Vereine von Bürokratie entlas-
ten und durch Beratungsangebote unterstützen. Die Errichtung einer Ehrenamts-
Service-Agentur oder einer Ehrenamtsstiftung kann dazu beitragen. 
 
Sport begeistert Millionen von Menschen und leistet einen wichtigen Beitrag für 
Gesundheit, Mobilität und Teilhabe bis ins hohe Alter. Und ebenso für die Vermitt-
lung von Werten und den Zusammenhalt unserer Gesellschaft. Breitensport und 
Spitzensport sind beide wichtig. Wir werden sie weiter fördern und die einzigartige 
Vielfalt unserer Sportvereine erhalten.  
 
Christliche Kirchen und Religionsgemeinschaften 

 
Religionsfreiheit gehört zu den wichtigen und prägenden Grundrechten des 
Grundgesetzes. Staat und Religion sind aus guten Gründen getrennt. Religiöser 
Glaube, Kirchen und Religionsgemeinschaften haben aber ihren festen Platz in 
unserer Gesellschaft.  
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Die Aufklärung und unser christlich-jüdisches Erbe prägen Deutschland bis heute 
und sind und bleiben ein wichtiges Fundament. Deshalb ist es gut, dass jüdisches 
Leben in Deutschland heute wieder heimisch ist. Die christlichen Kirchen leisten 
seit Jahrzehnten einen unverzichtbaren Beitrag zum geistigen Leben in Deutschland 
und zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. In kirchlichen Bildungs- und 
Betreuungseinrichtungen, in der Kranken- und Altenpflege, in der Jugendarbeit und 
in vielen anderen Bereichen. Der großartige Einsatz kirchlich engagierter Menschen 
bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise ist dafür ein eindrucksvolles Beispiel.  
 
Ein besonderes Anliegen ist uns der Einsatz für Millionen Christen, die in anderen 
Ländern wegen ihres Glaubens bedrängt und verfolgt werden. Wir werden künftig 
einen Sonderbeauftragten der Bundesregierung für weltweite Religionsfreiheit 
berufen.  
 
Die Feierlichkeiten zum 500. Jahrestag der Reformation haben uns noch einmal 
eindringlich vor Augen geführt, wie eng unsere Geschichte und unsere Kultur mit 
den christlichen Kirchen verbunden sind. 
 
Wir werden deshalb auch künftig die Arbeit der Kirchen in vielfältiger Weise 
unterstützen.  
 
Religionsfreiheit in Deutschland 

 
Die Religionsfreiheit gilt für alle Menschen in Deutschland: Christen und Juden, 
Muslime, Hindus und Sikhs, Buddhisten, Bahais und viele andere. Sie können sich 
frei entfalten und ihren Glauben leben, soweit und solange dies mit unserer 
Rechtsordnung vereinbar ist. Wir ermutigen alle zum interreligiösen Dialog und 
zum gemeinsamen Eintreten für unser Land. 
 
Die in Deutschland lebenden Muslime tragen mit ihren Ideen und ihrer Arbeit seit 
langem zum Erfolg unseres Landes bei und gehören deshalb zu unserer Gesell-
schaft. In der Deutschen Islam Konferenz haben wir bereits vor Jahren den Dialog 
mit den hier lebenden Muslimen und ihren Organisationen begonnen. Wir erwarten 
greifbare Erfolge und werden alle Dialogpartner dazu verpflichten. 
 

x Wir wollen helfen, dass sich der friedliche und integrationsbereite Islam in 
Deutschland auf dem Boden des Grundgesetzes so organisiert, dass er Verhand-
lungs- und Dialogpartner von Staat und Gesellschaft sein kann. 
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x Den Missbrauch des Islam für Hass, Gewalt, Terrorismus und Unterdrückung 
lehnen wir gemeinsam mit allen friedlichen Muslimen ab und akzeptieren ihn 
nicht. Moscheen, in denen Hass und Gewalt gepredigt werden, in denen sich 
Salafisten oder Gefährder treffen, müssen geschlossen werden. Die betreffen-
den Personen müssen mit der Härte des Gesetzes verfolgt und – soweit sie nicht 
Deutsche sind – abgeschoben werden. 

 

x Politische Einflussnahme aus dem Ausland lehnen wir ab. 
 
Damit Integration gelingt 

 
In den vergangenen Jahren hat Deutschland viele Menschen aus unterschiedlichen 
Ländern und Kulturkreisen aufgenommen. Wir wollen, dass diejenigen, die dauer-
haft oder für einige Jahre in Deutschland leben, sich in unsere Gesellschaft integrie-
ren und Teil von ihr werden. Hierfür folgen wir dem Ansatz des Forderns und För-
derns. Dazu streben wir den Abschluss von verbindlichen Integrationsvereinbarun-
gen an. 
 
Auch mit dem Integrationsgesetz von 2016 haben wir dafür die Voraussetzung 
geschaffen. Wir haben die Sprach- und Integrationskurse ausgeweitet und Maßnah-
men zur Integration in den Arbeitsmarkt verbessert.  
 

x Durch ein regelmäßiges Integrations-Monitoring wollen wir den Erfolg unse-
rer Bemühungen überprüfen und Fehlentwicklungen frühzeitig korrigieren. 
Dies ist im Interesse aller Beteiligten. 
 

x Wir wollen, dass möglichst alle, die mit Bleibeperspektive neu nach Deutsch-
land kommen, baldmöglichst ihren Lebensunterhalt aus eigener Kraft 
bestreiten können. Dazu sind das Erlernen der deutschen Sprache und die 
Bereitschaft zu beruflicher Bildung unerlässlich. 
 

x Wer sich der Integration verweigert und unsere Rechtsordnung missachtet, 
muss mit Konsequenzen rechnen, die bis zum Verlust der 
Aufenthaltsberechtigung reichen können. 
 

x Die dauerhafte doppelte Staatsbürgerschaft muss immer die Ausnahme blei-
ben. Sie soll künftig nicht mehr über viele Generationen weitervererbt wer-
den. Um dieses Ziel zu erreichen, wollen wir bei Bürgern, die nicht aus der 
Europäischen Union stammen, einen Generationenschnitt einführen. Dieser 
Schnitt soll nach der Generation der in Deutschland geborenen Kinder erfol-
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gen, die durch Geburt in Deutschland die deutsche Staatsbürgerschaft 
erworben haben. Hierzu streben wir den raschen Abschluss von Vereinbarun-
gen mit den hauptbetroffenen Staaten an.  

 
 

Wahlaufruf 
 
CDU und CSU wollen weiter Verantwortung für Deutschland tragen. Am 
24. September geht es darum, die Weichen richtig zu stellen. Wir sind überzeugt: 
Wir haben die richtigen Antworten auf die Chancen und Herausforderungen der 
Zukunft. Sie verlangen unser mutiges und vorausschauendes politisches Handeln. 
Unser Angebot richtet sich an alle Menschen in Deutschland. Wir werben darum, 
dass sie CDU und CSU und der Verlässlichkeit unserer Politik auch künftig ver-
trauen. Wir werben um ein starkes Mandat für einen neuen Regierungsauftrag: Für 
ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben. Damit Angela Merkel 
Bundeskanzlerin unseres Landes bleibt. Daher rufen wir alle Wählerinnen und Wäh-
ler auf: Geben Sie bei der Bundestagswahl am 24. September beide Stimmen CDU 
und CSU. 
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Unsere CSU-Garantien  

Die CSU spricht Klartext. Wir sagen der Bevölkerung vor der Wahl ganz klar, was wir für die 

nächsten vier Jahre wollen. Wir garantieren den Menschen in unserem Land, dass wir diese 

Punkte bei einer unionsgeführten Bundesregierung im nächsten Regierungsvertrag veran-

kern werden: 

 

Entlastungsgarantie: Wir garantieren den Menschen in Deutschland eine Steuerentlastung 

von mindestens 15 Milliarden Euro. Den Soli werden wir zusätzlich ab 2020 schrittweise 

schnellstmöglich abschaffen und starten mit einem Abbau von rund 4 Milliarden Euro. Wir 

schaffen die größte Steuerentlastung seit mehr als fünfzig Jahren.  

 

Sicherheitsgarantie: Niemand kann absolute Sicherheit versprechen. Aber wir garantieren, 

dass wir alles Menschenmögliche für die Sicherheit der Bevölkerung tun. Wir stehen für Si-

cherheit durch Stärke: mit mehr Polizisten und konsequenter Bekämpfung von Kriminalität 

und Terrorismus. 

 

Familiengarantie: Wir garantieren den Familien in unserem Land die bestmögliche Unter-

stützung durch den Staat. Wir werden die Mütterrente II einführen. Wir behalten das Ehegat-

tensplitting bei und setzen das Kindergeld kräftig rauf. Wir sorgen durch ein Baukindergeld 

dafür, dass mehr Familien sich die eigenen vier Wände leisten können. 

 

Versorgungsgarantie: Wir garantieren den Menschen eine gleichwertige, flächendeckende 

Versorgung in Stadt und Land. Keine Region wird zurückgelassen. Wir wollen dezentrale 

Strukturen stärken, Arbeitsplätze aufs Land verlagern und die Daseinsvorsorge in ländlichen 

Gebieten sichern.  

 

Ordnungsgarantie: Wir geben den Menschen die Garantie, dass sich der Zustand vom Herbst 

2015 nicht wiederholen wird. Wir haben dazu einen effektiven Maßnahmenplan, unter ande-

rem mit Kontrolle der Binnengrenzen, Reduzierung der Migrationsströme, Obergrenze und 

die Bekämpfung der Fluchtursachen. Integration muss nach dem Maßstab unserer Leitkultur 

erfolgen.  

 

Beteiligungsgarantie: Wir stehen für die Koalition mit dem Bürger. Unser Politikstil ist, die 

Bürger an der Ausgestaltung unserer Politik stets eng zu beteiligen. Wir garantieren den 

Menschen, dass wir die Beteiligungsmöglichkeiten in Deutschland weiter ausbauen. Wir wol-

len in wichtigen politischen Fragen bundesweite Volksentscheide einführen.   
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I. Sicherheit durch Stärke 
Bayern ist das sicherste Land in Deutschland. Wir wollen, dass ganz Deutschland auf bayeri-
sches Sicherheitsniveau kommt. Es darf zwischen den einzelnen Bundesländern keine Zonen 
unterschiedlicher Sicherheit geben. Islamistischer Terrorismus, Extremismus, organisierte 
Verbrechen und Cyberkriminalität fordern uns heraus. Ein starker Staat muss Antworten auf 
diese Bedrohungen geben und die Sicherheit vor Ort stärken. Wir setzen auf eine starke Ver-
netzung, schnelle Informationswege und einen effektiven Datenabgleich. Aber die Entschei-
dungskompetenz bei der Sicherheit muss bei den Ländern bleiben, also bei uns hier in Bay-
ern.  
 
Mehr Polizisten auf unseren Straßen und Plätzen.  
Der beste Schutz für unsere Bevölkerung ist, wenn unsere Einsatzkräfte vor Ort präsent sind. 
Die Bayerische Polizei hat schon jetzt den höchsten Personalstand aller Zeiten. In Bayern 
schaffen wir bis 2020 nochmals zusätzliche 2.000 Polizeistellen. Auch die Sicherheitsdienste 
im Bund und die Polizei der anderen Bundesländer sollen entsprechend gestärkt werden: Wir 
schaffen mindestens 15.000 zusätzliche Stellen. Unsere Polizei soll dabei die modernste Aus-
rüstung erhalten.  
 
Der Staat muss klare Kante gegen Kriminalität zeigen.  
Wir wollen einen starken Rechtsstaat, der die Menschen schützt, für unsere Werte einsteht 
und nicht zurückweicht. Für uns gilt Opferschutz vor Täterschutz. Wir statten die Justiz auf 
allen Ebenen personell besser aus – vom Justizwachtmeister über den Staatsanwalt bis hin 
zum Richter. Wir wollen mehr Ermittler beim Generalbundesanwalt. Strafverfahren müssen 
noch effizienter ausgestaltet werden.  
 
Islamistischen Terror kompromisslos bekämpfen.  
Wir werden den Kampf gegen den islamistischen Terror auf allen Ebenen entschlossen füh-
ren. Wer den Zusammenhang von islamistischem Extremismus und Terror nicht wahrnimmt, 
wird die weltweit agierende Ideologie der Gewalt nicht stoppen. Wir nehmen den Kampf auf, 
der Terror wird nicht siegen. Gegen islamistische Gefahren werden wir unsere nationalen 
Sicherheitsbehörden nachhaltig stärken und ihre Eingriffsbefugnisse ausweiten. Internationa-
lem Terrorismus müssen wir mit internationalen Allianzen begegnen. Wir setzen dabei auf 
eine vernetzte Sicherheitspolitik aus militärischen, humanitären und nachrichtendienstlichen 
Instrumenten. 
 
Gefährder einsperren statt nur überwachen.  
Wir dürfen nicht zulassen, dass Islamisten potenzielle Kandidaten für den gewaltbereiten 
Dschihad bei uns rekrutieren, an Kampfhandlungen terroristischer Organisationen teilneh-
men oder sich dafür ausbilden lassen. Solchen Extremisten mit doppelter Staatsbürgerschaft 
muss der deutsche Pass entzogen werden. Extremistische Gefährder müssen wir bereits aus 
dem Verkehr ziehen, bevor sie ihre Taten begehen können. Dazu benötigen wir den Einsatz 
elektronischer Fußfesseln und die Möglichkeit, solche Personen über längere Zeiträume fest-
setzen zu können. Ausländische Straftäter und Gefährder schieben wir konsequent ab. 
 
Konsequent gegen Extremismus und Radikalisierung vorgehen. 
Unsere freie, offene Gesellschaft darf keine Radikalisierung dulden – sei es durch Salafisten, 
Islamisten, Linksextreme oder Rechtsextreme. Verfassungsfeinde und Extremisten werden 



4 
 

wir konsequent beobachten und gegen sie mit allen rechtlich gebotenen Mitteln vorgehen. 
Der Verfassungsschutz soll bei der Sammlung von Informationen künftig nicht an starre Al-
tersgrenzen gebunden sein. Damit beugen wir einer Radikalisierung im Jugendalter vor. Wir 
dulden es nicht, wenn Salafisten unter dem Deckmantel der Religionsfreiheit den Koran ver-
teilen. Verfassungsfeindlichen Parteien und Vereinen entziehen wir ihre Finanzquellen. Ver-
einsverbote setzen wir weiter konsequent durch. Maßnahmen zur Extremismusprävention 
und Deradikalisierung bauen wir aus.  
 
Klare Kante gegen linke Gewalt.  
Die Hamburger Krawalle haben gezeigt, wie gewaltbereit, gefährlich und gut organisiert die 
linke Szene ist. Es darf nicht sein, dass es Rückzugsorte und rechtsfreie Räume gibt, wo sich 
die linke Szene sammeln und organisieren kann. Wir lassen uns nicht von linken Chaoten dik-
tieren, wo sich die freie Welt trifft. Linksextremismus hat in Deutschland nichts zu suchen. Wir 
wenden uns gegen jede Form der Verharmlosung, wie sie in den letzten Jahren von SPD, Grü-
nen und Linkspartei betrieben wurde. Das ist Verniedlichung von staatsfeindlicher Gewalt. 
Linke Chaoten müssen - so wie rechte und islamistische Gewalttäter auch - die volle Härte des 
Gesetzes spüren. Durch eine europäische Extremistendatei werden wir linke Straftäter bereits 
an der Einreise hindern. Ein Verstoß gegen das Vermummungsverbot muss bundesweit ein-
heitlich strafbar sein. Wer als Verein staatliche Fördergelder in Anspruch nimmt, muss sich 
durch eine Extremismusklausel künftig wieder verpflichten, keine extremistischen Strukturen 
zu unterstützen. Wir brauchen ein Musterversammlungsgesetz nach bayerischem Vorbild, 
damit in den Ländern einheitlich effektive Standards zum Ausschluss von gewaltbereiten 
Krawallmachern bei Demonstrationen gelten. 
 
Wir müssen wissen, wer in unser Land kommt.  
Für unsere Sicherheit sind effektive Einreisekontrollen und die Sicherung unserer Grenzen 
unerlässlich. Wer ohne Papiere kommt, muss an der Grenze aufgehalten werden. Wir sollten 
niemanden mit völlig ungeklärter Identität und Nationalität einreisen lassen. Auch auf euro-
päischer Ebene brauchen wir eine zweifelsfreie Überprüfung der Einreisenden. Wir setzen uns 
für eine schnelle Umsetzung eines europäischen Ein- und Ausreiseregisters ein. 
 
Mehr Videoüberwachung zum Schutz der Menschen.  
Wir brauchen mehr Videoüberwachung mit längeren Speicherfristen im öffentlichen Raum. 
Bahnhöfe, der öffentliche Nahverkehr, Einkaufszentren oder andere wichtige Orte müssen 
besser überwacht werden. Eine Software zur Gesichtserkennung soll die Sicherheit erhöhen 
und die Fahndung nach Terroristen erleichtern.  
 
Ermittlungsmöglichkeiten gegen Kriminelle und Terroristen ausweiten.  
Der Rechtsstaat darf nicht hinter den technischen Möglichkeiten seiner Feinde zurückbleiben. 
Dafür müssen die Befugnisse des Rechtsstaats erweitert werden. Für uns gilt Opferschutz vor 
Datenschutz. Anbieter von E-Mail-Diensten und Betreiber Sozialer Medien sollen verpflichtet 
werden, Verkehrsdaten zu speichern. Bei Verdacht auf Terrorismusfinanzierung müssen digi-
tale Spuren genutzt werden können. Auch im Bund und in anderen Ländern muss der Verfas-
sungsschutz – wie in Bayern – befugt werden, Verkehrsdaten zu nutzen. Die Speicherung digi-
taler Spuren soll auf sechs Monate ausgeweitet werden. Wir wollen DNA-Proben erleichtern 
und vorhandene DNA-Spuren zur Ermittlung des äußeren Erscheinungsbildes, der Herkunft 
oder des Alters eines Straftäters oder Verdächtigen heranziehen.  



5 
 

 
Die Bundeswehr auch im Innern einsetzen.  
Die Bundeswehr leistet schon jetzt Hilfe und Unterstützung bei Naturkatastrophen und bei 
besonders schweren Unglücksfällen. Bei der Abwehr eines besonders schweren Terrorangriffs 
kann die Polizei an die Grenzen ihrer Möglichkeiten kommen. Die Bundeswehr soll dann die 
Polizei unterstützen, etwa beim Schutz von Flughäfen, Krankenhäusern und kritischen Infra-
strukturen. Solche Einsätze unter Leitung der Polizei müssen regelmäßig geübt werden. 
 
Unsere Nachrichtendienste zur Terror-Abwehr stärken. 
Wir dürfen uns bei der Terrorabwehr nicht allein auf ausländische Dienste verlassen. Wir 
brauchen unsere eigenen Informationen und Frühwarnsysteme. Die Befugnisse unserer 
Nachrichtendienste in Bund und Ländern müssen praxisgerecht ausgebaut werden. Sie sollen 
zur Terrorabwehr Zugriff auf gespeicherte Verkehrsdaten und verschlüsselte Kommunikation 
erhalten. Wir werden für einen besseren Informationsaustausch unserer Dienste sorgen.  
 
Werbung für Terror und Gewalt muss bestraft werden.  
Werbung für terroristische und kriminelle Vereinigungen ist Werbung für Terror und Gewalt. 
Es war falsch, dass Rot-Grün das seinerzeit straffrei gestellt hat. Sympathiewerbung muss 
wieder unter Strafe gestellt werden. Terroristischen Vereinigungen muss schneller der Geld-
hahn zugedreht werden können, Vermögenseinziehungen müssen erleichtert werden.  
 
Cybercrime bekämpfen, Hackern keine Chance lassen.  
Wir brauchen bundesweit eine Cybersicherheitsstrategie aus einem Guss. Wir bauen ein 
schlagkräftiges Cyberabwehrzentrum auf. Zusätzliche Internetpolizisten sollen Internet- und 
Computerkriminalität bekämpfen und das „Darknet“ stärker überwachen. Das dient beson-
ders dem Schutz unserer Kinder und verhindert rechtsfreie Räume im Internet. Wirtschaft, 
Forschung und kritische Infrastrukturen müssen vor Internet-Attacken geschützt werden. Die 
Hersteller wollen wir verpflichten, ihre IT-Produkte dauerhaft sicher zu halten. 
 
Wer einen Polizisten angreift, greift uns alle an.  
Wir stehen hinter unserer Polizei, unseren Sicherheitsbehörden, Feuerwehr und Rettungskräf-
ten. Wir schützen diejenigen, die uns schützen. Wir haben durchgesetzt, dass Angriffe auf sie 
künftig mit einer Mindestfreiheitsstrafe bestraft werden. Gewalt gegen Vertreter des Geset-
zes gehört auch gesellschaftlich geächtet. Unsere Sicherheits- und Rettungskräfte verdienen 
größte Anerkennung und Respekt. 
 
Einbrecher gehören hinter Gitter.  
Wohnungseinbrüche stellen einen tiefen Eingriff in die Privatsphäre der Opfer dar. Wir haben 
härtere Strafen für Wohnungseinbrecher durchgesetzt. Sie werden nun mit einer Mindest-
strafe von einem Jahr Gefängnis bestraft. Im Kampf gegen die Einbruchskriminalität brau-
chen unsere Sicherheitsbehörden mehr Ermittlungsbefugnisse. Schleierfahnder müssen bun-
desweit eingesetzt werden. Sie sind ein wichtiges Instrument, um auch Wohnungseinbre-
chern auf die Spur zu kommen.  
 
Drogenkriminalität und Drogenkonsum bekämpfen. 
Wir bleiben dabei: Null Toleranz gegen Drogen. Wir sagen Nein zur Legalisierung von Canna-
bis. Drogen-Kontrollen im Grenzgebiet müssen verstärkt werden. Gegen Drogenschmuggler 
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gehen wir entschieden vor. Noch mehr als bisher wollen wir über die Gefahren von Drogen 
aufklären.  
 
Ein starker Staat braucht gute Beamte. 
Wer sich als Beamter, Arbeitnehmer oder Richter in den Dienst des Staates stellt, dient der 
Allgemeinheit. Unseren Staatsdienern gebühren Respekt und Anerkennung für ihre Leistun-
gen und ihren Einsatz. Wir stehen zu den bewährten beiden Säulen des öffentlichen Dienstes, 
den Tarifangestellten und dem Berufsbeamtentum mit seinen Prinzipien Besoldung, Versor-
gung und Beihilfe. Der öffentliche Dienst muss attraktiv sein, damit der Staat im Wettbewerb 
um die besten Köpfe bestehen kann.  

 
II. Steuern senken, Eigentum schaffen  
Leistung muss sich lohnen. Wir geben den hart arbeitenden Menschen etwas zurück. Wir 
kündigen nur das an, was wir auch solide finanzieren können – ohne höhere Steuern und oh-
ne neue Schulden.  
 
Der Soli wird abgeschafft.  
Der Solidaritätszuschlag erfüllt mehr als 25 Jahre nach der Wiedervereinigung nicht mehr 
seinen Zweck. Wir werden den Soli komplett, schnellstmöglich und für alle abschaffen. In der 
kommenden Wahlperiode beginnen wir mit einer Entlastung von rund 4 Milliarden Euro. Ab 
2020 werden wir ihn schrittweise auf Null reduzieren.  
 
Versprochen: Keine Steuererhöhungen.  
Das haben wir 2013 als einzige politische Kraft gesagt und das haben wir auch durchgesetzt. 
Dieses Versprechen erneuern wir: Keine Steuererhöhungen in der nächsten Legislaturperiode. 
Das heißt auch: Keine Wiedereinführung der Vermögensteuer und keine Verschärfung der 
Erbschaftsteuer. 
 
15 Milliarden Euro Steuerentlastung für alle. 
Wir wollen, dass die Menschen am wirtschaftlichen Erfolg unseres Landes teilhaben. Gerade 
kleine und mittlere Einkommen profitieren von unseren Steuersenkungen. SPD, Grüne und 
Linke lehnen allgemeine Steuersenkungen ab. Sie stehen für Steuererhöhungen und Umver-
teilung. Wir sind der Meinung: Vom höchsten Steueraufkommen aller Zeiten sollen alle Steu-
erzahler etwas zurückbekommen. 
 
Mehr Netto vom Brutto für Klein- und Mittelverdiener.  
Wir werden den Einkommensteuertarif insgesamt gerechter ausgestalten und den sogenann-
ten Mittelstandsbauch verringern. Durch die Abflachung des Steuertarifs wollen wir Gering-
verdiener und die Bezieher mittlerer Einkommen spürbar entlasten.  
 
Spitzensteuersatz nur für Spitzenverdiener. 
Vom Spitzensteuersatz ist mittlerweile jeder zehnte Deutsche betroffen, er wird vielfach vom 
Facharbeiter gezahlt. Deshalb soll der Spitzensteuersatz erst ab einer Einkommensgrenze von 
60.000 Euro statt wie bisher von 54.058 Euro greifen.  
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Wir wollen die Erbschaftsteuer regionalisieren. 
Es geht uns um den Erhalt mittelständischer und familiengeprägter Unternehmen und die 
dortigen Arbeitsplätze. Das Aufkommen aus der Erbschaftsteuer steht den Ländern zu. Unser 
Ziel ist: Erbschaftsteuer regionalisieren, damit wir über die Höhe in Bayern selbst entscheiden 
können.  
 
Die schwarze Null im Bund und Bayern schuldenfrei 2030.  
Eine Finanzierung des Staates auf Schuldenbasis lehnen wir kategorisch ab. Ausgeglichene 
Haushalte sind eine Frage der Generationengerechtigkeit. Im Bund haben wir zum vierten 
Mal die schwarze Null erreicht. Mit der Union wird dies auch in der kommenden Legislaturpe-
riode so bleiben. Wenn es die wirtschaftliche Entwicklung zulässt, wollen wir auch im Bund 
vorhandene Schulden tilgen und mit den ersten Schritten in der kommenden Wahlperiode 
beginnen. Im Freistaat lösen wir darüber hinaus unser Versprechen ein und machen Bayern 
bis 2030 schuldenfrei. Mit der Schuldenrückzahlung spart Bayern ab 2030 über 1 Milliarde 
Euro an Zinszahlungen jährlich. Bayern wird das erste schuldenfreie Land.  
 
Wir fordern die Abkehr von der schrankenlosen Nullzinspolitik.  
Die anhaltende Nullzinspolitik der EZB ist ein Fehler, Sparguthaben und Altersvorsorge sowie 
Mittelstandsbanken leiden darunter. Es ist falsch, wenn der Konsum belohnt und Sparen be-
straft wird.  
 
Bargeld darf nicht abgeschafft werden.  
Bargeld ist gedruckte und geprägte Freiheit. Der Staat darf seinen Bürgern nicht die Freiheit 
nehmen, wie sie bezahlen wollen. Wir sagen Nein zur Abschaffung des Bargelds.  
 
Mehr und bezahlbarer Wohnraum für Deutschland. 
Das beste Mittel gegen Wohnungsmangel und hohe Mieten ist der Bau zusätzlicher Woh-
nungen. Wir legen eine Wohnraum-Offensive für Deutschland auf. Wir steigern die Anzahl neu 
gebauter Wohnungen um 50 Prozent – von 1 Million auf 1,5 Millionen Wohnungen in der 
kommenden Legislaturperiode. Wir wollen die degressive Abschreibung für Mietwohnungs-
bauten für einen begrenzten Zeitraum wiedereinführen. Baurechtliche und bürokratische 
Hürden für den Wohnungsbau werden wir reduzieren. Wer landwirtschaftliche Flächen für 
Bauland zur Verfügung stellt, soll die dabei erzielten Einnahmen steuerbegünstigt in den 
Mietwohnungsbau reinvestieren können.  
 
Wir wollen die energetische Sanierung von Wohneigentum fördern. 
Der Gebäudesektor ist für die Erreichung der Klimaschutzziele entscheidend. Künftig soll es 
auch für selbst genutztes Wohneigentum neben dem Handwerkerbonus eine steuerliche För-
derung für energetische Modernisierungsmaßnahmen über fünf Jahre geben. Kosten für be-
sonders energiesparende Maßnahmen sollen zehn Jahre steuerlich geltend gemacht werden 
können. 
 
Eigentumsbildung erleichtern, Grunderwerbsteuer senken.  
Wer privat eine Immobilie für den Eigenbedarf erwirbt, soll bei der Grunderwerbsteuer ent-
lastet werden. Wir führen Freibeträge für Erwachsene und Kinder für den erstmaligen Erwerb 
von Wohneigentum ein. Bei der Grundsteuer streben wir eine eigentumsfreundliche Ausge-
staltung an. Die Bewertungsregeln der Grundsteuer sollen in die Hände der Länder, damit 
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Steuererhöhungen für Mieter und Grundstückseigentümer verhindert werden können. Eigen-
tumsbildung darf nicht bestraft werden. 

 
III. Familien zuerst 

Familien haben jede Anerkennung und Unterstützung verdient. Die CSU rückt Familien ins 
Zentrum der Politik. Jede Familie weiß, dass sie bei uns am besten aufgehoben ist. Wir arbei-
ten für ein familien- und kinderfreundliches Land und eine gute Familienkultur im öffentli-
chen Leben. 
 
Das Ehegattensplitting bleibt uneingeschränkt erhalten.  
Wir sagen: Hände weg vom Ehegattensplitting! Wir haben alle Versuche linker Parteien ab-
gewehrt, die das Ehegattensplitting abschaffen wollten. Mit uns bleibt es dabei: Das Ehegat-
tensplitting muss uneingeschränkt erhalten bleiben. Wir werden das Ehegattensplitting nicht 
durch ein Familiensplitting ersetzen, sondern ein Kindersplitting zusätzlich einführen: mit 
höherem Kindergeld und höherem Kinderfreibetrag.  
 
Für jedes Kind: 300 Euro mehr Kindergeld pro Jahr. 
Wir wollen die finanzielle Situation junger Familien spürbar verbessern. Wir werden das Kin-
dergeld um 25 Euro monatlich je Kind erhöhen. 300 Euro mehr pro Kind und Jahr sind ein 
starkes Signal für alle Familien.  
 
Wir führen das Kindersplitting ein. 
Der Kinderfreibetrag soll in zwei Schritten auf das Niveau des Erwachsenenfreibetrags ange-
hoben werden. Der erste Schritt erfolgt parallel zur Kindergelderhöhung. Den zweiten Schritt 
werden wir abhängig von der wirtschaftlichen Lage verwirklichen – spätestens in der darauf-
folgenden Legislaturperiode. 
 
Familien verdienen beste Unterstützung. 
Jede Familie, jedes Familienmodell und jede Generation hat beste Unterstützung und Aner-
kennung verdient. Die CSU steht für eine passgenaue Förderung. In Bayern unterstützen wir 
Familien in besonderer Weise, nur im Freistaat gibt es zwei zusätzliche Landesleistungen für 
Familien: Das Landeserziehungsgeld und das Betreuungsgeld. Von der geplanten Steuerent-
lastung profitieren alle Menschen in Deutschland, vor allem wird sie Familien entlasten. Denn 
sie sind die Leistungsträger unserer Gesellschaft. Außerdem wollen wir mit der Mütterrente II 
Kindererziehung in der Rente noch mehr honorieren. Wer Kinder aufgezogen hat, soll davon 
beim Rentenniveau profitieren. 
 
Kinderrechte gehören in die Verfassung.  
Der Schutz der Kinder hat für uns Verfassungsrang. Die Rechte von Kindern sollen ins Grund-
gesetz aufgenommen werden. 
 
Baukindergeld für die eigenen vier Wände.  
Junge Familien haben ein Recht auf die eigenen vier Wände. Wer eine Familienwohnung er-
wirbt, soll vom Staat in den ersten 10 Jahren mit 1.200 Euro pro Kind jährlich gefördert wer-
den. Für junge Familien mit zwei Kindern bedeutet das Baukindergeld eine Förderung von bis 
zu 24.000 Euro.  
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Grunderwerbsteuer für Familien senken.  
Wir führen Freibeträge für Erwachsene und Kinder für den erstmaligen Erwerb von Wohnei-
gentum ein. Wer privat eine Immobilie für den Eigenbedarf erwirbt, soll bei der Grunder-
werbsteuer entlastet werden. Hauptprofiteure sind junge Familien. 
 
Rechtsanspruch für die Betreuung von Grundschulkindern. 
Wir wollen einen Rechtsanspruch auf eine Ganztagsbetreuung bis zum Ende der Grundschule. 
Es darf nicht sein, dass Eltern Anspruch auf Kita und Kindergarten haben und ab der Grund-
schule plötzlich wieder auf private Betreuung angewiesen sind. Wir wollen einen massiven 
Ausbau von Angeboten für die Ganztagsbetreuung, die Mittags- wie Nachmittagszeiten und 
auch die Ferien abdecken. Wir wollen berufstätigen Eltern mehr Flexibilität geben, bedarfsge-
recht vorgehen und die Vielfalt der Betreuungsmöglichkeiten erhalten. Wir wollen auch An-
reize für mehr Engagement aufseiten der Unternehmen setzen. Die Steuerbefreiung für Zu-
schüsse der Arbeitgeber für Betreuungskosten werden wir bis zum Ende der Grundschule 
ausweiten. Betriebliche Betreuungsangebote wollen wir fördern. Wir werden die Kommunen 
und freien Träger dabei unterstützen, im Betreuungsbereich ausreichend Personal zu gewin-
nen und auszubilden.  
 
Arbeitswelt maximal familienfreundlich gestalten.  
Gemeinsam mit der Wirtschaft treiben wir familienfreundliche Arbeitsbedingungen voran. In 
Deutschland soll es eine familienfreundliche Grundausstattung in der Arbeitswelt geben. Das 
muss zum Standard werden. Die Digitalisierung bietet hervorragende Chancen für die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie. Die Arbeitszeitregelung muss auch im Sinne der Familien 
flexibilisiert werden. Alle in Betracht kommenden Instrumente, darunter auch der Einsatz von 
Lebensarbeitszeitkonten, wollen wir prüfen. 
 
Der Staat muss allen familiären Situationen gerecht werden.  
Familien brauchen Freiheit. Rechte und Pflichten der Eltern haben Vorrang vor staatlichem 
Handeln. Wir drängen Familien nicht in eine Richtung. Sie sollen frei und selbstbestimmt ent-
scheiden, wie sie ihr Familienleben gestalten. Moderne Familienpolitik muss allen familiären 
Situationen gerecht werden – der klassischen Familie mit der Gemeinschaft von Mutter, Vater 
und Kindern ebenso wie Eineltern- oder Patchwork-Familien. Auch gleichgeschlechtliche 
Partnerschaften verdienen Anerkennung, Diskriminierung gegenüber diesen Partnerschaften 
lehnen wir entschieden ab. Wir stehen zum Leitbild von Ehe und Familie, ohne die Vielfalt der 
Lebenswirklichkeit auszugrenzen. Die Politik muss sich auch in Zukunft an dem Modell orien-
tieren, das von der Mehrzahl der Menschen gelebt und praktiziert wird. 
 
Alleinerziehende und kinderreiche Familien besser unterstützen.  
Wir haben den Unterhaltsvorschuss ausgeweitet und auf sichere Füße gestellt. Damit sind wir 
der besonderen Belastungssituation von Alleinerziehenden begegnet. Auch kinderreiche Fa-
milien verdienen besondere Unterstützung. Familien- und Kinderfreundlichkeit soll bei öffent-
lichen Freizeit- und Bildungseinrichtungen ganz oben stehen. Das Kindersplitting wird sowohl 
Alleinerziehende als auch kinderreiche Familien in besonderer Weise entlasten. 
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IV. Wachstumsplan für Deutschland 
Wirtschaftskraft und Innovationsfähigkeit unserer Wirtschaft sichern Arbeit und Wohlstand. 

Nur ein Land, das wirtschaftlich stark ist, kann sich hohe soziale Standards leisten. Jetzt geht 

es darum, unsere Spitzenposition zu halten und digital auszubauen. Beste Bildung ist der 

Schlüssel zu den Chancen unserer Gesellschaft. Wir wollen in allen wesentlichen Wirtschafts-

bereichen in der Weltspitze platziert sein.  

 

Beste Bildung für alle.  
Berufliche und akademische Bildung sind für uns gleichermaßen wertvoll. Das differenzierte 

Schulsystem und das Prinzip „kein Abschluss ohne Anschluss“ machen unsere Bildungsland-

schaft vielfältig und durchlässig. Alle Begabungen können optimal gefördert werden. In Bay-

ern investieren wir jeden dritten Euro in Bildung und Wissenschaft. Auch im Bund haben wir 

die Ausgaben seit 2005 kontinuierlich erhöht. Die Steigerung der Bildungsinvestitionen wer-

den wir fortsetzen. Es ist gut, wenn sich der Bund an den Bildungskosten beteiligt. Aber die 

Bildungspolitik muss auch künftig Sache der Länder sein.  

 

Wir wollen das digitale Klassenzimmer.  
Alle Schulen und Hochschulen in Deutschland sind mit digitalen Medien auszustatten und an 

das schnelle Internet anzuschließen. Wir starten eine Digitale Bildungsoffensive: Neben einer 

stärkeren Vermittlung von Medienkompetenz brauchen wir eine sinnvolle Integration von 

digitalen Inhalten in den gesamten Unterricht. Der Bund soll die Länder dabei unterstützen, 

durch Weiterbildung von ausreichend Lehrern digitale Kompetenzen der Schüler möglichst 

umfassend zu fördern. Die Ausgestaltung bleibt in Verantwortung der Länder. Der Freistaat 

geht mit dem Masterplan Bayern Digital II voran. 

 

Die besten Köpfe für unser Land ausbilden.  
Bildung, Wissenschaft und Forschung sind maßgeblich für den Erfolg im globalen Wettbe-

werb um Talente und Ideen. Unsere Wirtschaft braucht qualifizierte Fachkräfte. Wir treten für 

eine vielfältige Hochschullandschaft ein und wollen sie weiter stärken: exzellente Universitä-

ten auf weltweitem Spitzenniveau, profilierte Hochschulen für angewandte Wissenschaften 

und zahlreiche dezentrale Einrichtungen in der Fläche sichern unsere Zukunftsfähigkeit. Mit 

Technologietransfer sorgen wir dafür, dass aus neuen Erkenntnissen neue Anwendungen 

werden. Gleichzeitig gilt es, die duale Berufsausbildung für die veränderte Arbeitswelt fit zu 

machen. Der digitale Fortschritt muss sich im Bildungsangebot widerspiegeln, die Berufsbil-

der sind schneller weiterzuentwickeln. Außerdem setzen wir auf gute Weiterqualifizierungs-

angebote auch im Alter.  

 

Meisterbonus für bestandene Prüfungen. 
Unsere duale Berufsausbildung wird weltweit als Vorbild geschätzt. Wir werden nicht zulas-

sen, dass die EU unser duales System und den Meistertitel aufweicht. Für bestandene Meis-

terprüfungen werden wir die angefallenen Gebühren in bestimmtem Umfang zurückerstat-

ten. In Bayern werden wir den bewährten Meisterbonus in Höhe von 1.500 Euro beibehalten. 

Höhere berufliche Bildung soll in stärkerem Maße möglich sein. Damit eröffnen wir Men-

schen ohne Studium neue attraktive Perspektiven.  

 

 

 



11 
 

Gründergeist in Deutschland fördern.  
Wir schaffen in Deutschland das beste Ökosystem für Start-ups. Gründer und junge Unter-
nehmen sind zentrale Taktgeber im Bereich neuer Schlüsseltechnologien wie künstlicher In-
telligenz, Robotik, Mobilität 4.0 oder Telemedizin. Start-ups sollen überall beste Chancen ha-
ben und innovative Geschäftsideen entwickeln können. Wir wollen Deutschland zum Spitzen-
reiter bei Existenzgründungen machen. Den Zugang für Start-ups zu Wagniskapital wollen wir 
über steuerliche Förderung erleichtern. Wer sich an Start-ups beteiligt, soll das von der Steuer 
absetzen können. Mit einem Masterplan Selbstständigkeit werden wir dafür sorgen, dass 
Unternehmensgründungen entbürokratisiert werden.  
 
Unsere Unternehmen sollen zu den innovativsten in der ganzen Welt gehören. 
Fortschritt und Innovation heißt weniger Regeln und mehr Effizienz. Dem dient unsere For-
schungsprämie. Wir wollen für Unternehmen eine steuerliche Förderung von Forschung und 
Entwicklung in Höhe von 2 Milliarden Euro. Auch der bayerische Mittelstand soll an die Spitze 
von Wirtschaft 4.0 geführt werden. Wir wollen jedem Betrieb helfen, eine digitale Strategie 
innovativ und erfolgreich umzusetzen. Made in Germany wollen wir im digitalen Zeitalter als 
Chance begreifen.   
 
Marktzugänge für exportstarken Mittelstand erleichtern. 
Deutschland ist führendes Exportland und Bayern der deutsche Exportmotor. Deutschland ist 
höchst wettbewerbsfähig in der Welt. Unseren hart erarbeiteten Außenhandelsüberschuss 
müssen wir uns international nicht vorhalten lassen. Die Antwort kann nicht sein, dass wir 
unseren Unternehmen Fesseln anlegen. Die Antwort muss sein, dass die anderen den Wett-
bewerb aufnehmen und versuchen, besser zu werden. Unsere Wirtschaft lebt vom freien 
Welthandel und offenen Märkten. Exportmöglichkeiten wollen wir auch für kleinere Unter-
nehmen erleichtern. 
 
Höchste Standortqualität für unsere Unternehmen.  
Wir wollen auch in Zukunft attraktivste Standortfaktoren bieten, damit unsere Unternehmen 
Spitzenreiter im internationalen Wettbewerb bleiben. Die Lohnzusatzkosten müssen wettbe-
werbsfähig bleiben. Die Daueraufgabe des Bürokratie-Abbaus muss effektiver und ein Büro-
kratie-TÜV Maßstab werden. Bei neuen Gesetzgebungsvorhaben soll – soweit vertretbar – auf 
Kontrolle und Regulierung verzichtet werden, bis eine Notwendigkeit dafür eindeutig nach-
gewiesen ist. 
 
Ja zum Mindestlohn, nein zur Bürokratie.  
Jeder soll von seiner Arbeit leben können. Der Bürokratiewust für den Mittelstand jedoch ist 
nicht hinnehmbar. Wir wollen, dass Dokumentationspflichten so weit wie möglich abge-
schafft werden. Die minutengenaue Auflistung der Arbeitszeit ist nicht praxistauglich. Wir 
müssen den Mindestlohn entbürokratisieren. 
 
Flexibilität nutzt den Beschäftigten.  
Wir wollen die Potenziale der Digitalisierung für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und 
für die Stärkung des ländlichen Raums nutzen. Die Arbeit soll zu den Menschen kommen, 
nicht umgekehrt. Dafür ebnen wir den Weg für einen flexiblen Arbeitsort, flexible Arbeitszei-
ten und flexible Arbeitsstrukturen. Die Menschen profitieren von mehr geeigneten Home-
office-Arbeitsplätzen. Diese Aufgabe müssen die Tarifpartner verstärkt aufgreifen. Insgesamt 
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wollen wir eine neue Kultur der Partnerschaft für die Arbeitszeitregelungen zwischen Be-
schäftigten und Betrieb mit praxisgerechten Lösungen für alle, gerade für Dienstleistungen, 
Gastronomie und kleinere Betriebe. 
 
Wir wollen den mitwachsenden Minijob. 
Geringfügig Beschäftigte sollen an der allgemeinen Lohnsteigerung teilhaben. Als dauerhafte 
Lösung wollen wir den mitwachsenden Minijob realisieren, das heißt, die Grenzen des Mi-
nijobs steigen mit den Löhnen.  
 
Wir schaffen die Mobilität der Zukunft.  
Wir stehen mit dem automatisierten und vernetzten Fahren und dem Sprung zur Elektromo-
bilität vor der größten Mobilitätsrevolution seit der Erfindung des Autos. Für Bayern als Au-
tomobilstandort Nr. 1 entstehen enorme Chancen. Wir wollen Bayern gemeinsam mit unserer 
Wirtschaft zu einer internationalen Leitregion der Mobilität 4.0 ausbauen. Wir schaffen weite-
re digitale Testfelder auf Autobahnen, in Städten und im ländlichen Raum, um die Automati-
sierung und Vernetzung auch im komplexeren Stadtverkehr voranzutreiben. Bis 2020 errich-
ten wir in Bayern 7.000 öffentlich zugängliche Ladesäulen und schaffen damit die beste und 
dichteste Infrastruktur für E-Mobile in Deutschland. Wir wollen, dass mehr Ladestationen auf 
privatem Grund gebaut werden können und Hindernisse dafür beseitigt werden.  
 
Digitalisierung im Verkehr nutzen. 
Deutschland soll führend bei integrierten Verkehrssystemen sein. Durch die enormen Mög-
lichkeiten der Digitalisierung wird es künftig zur Entstehung völlig neuer Mobilitätskonzepte 
kommen. Durch die Vernetzung von Ampeln und Fahrzeugen wird der Verkehrsfluss in den 
Städten verbessert werden, Verbrauch und Schadstoffausstoß werden sinken. Den öffentli-
chen Nahverkehr machen wir noch attraktiver. In Zukunft soll es eine App und ein digitales 
Ticket geben, mit dem Fahrgäste überall in Deutschland fahren und Mobilitätsangebote nut-
zen können – von Bus und Bahn bis zu Carsharing-Angeboten. Die Elektrifizierung möglichst 
aller Bahnstrecken treiben wir weiter voran und testen innovative Technologien im Schienen-
verkehr.  
 
Für eine leistungsfähige und ressourcenschonende Infrastruktur. 
Wir sorgen dafür, dass unsere Infrastruktur dem Wunsch der Menschen nach Mobilität ent-
spricht und Deutschland weltweit Vorzeigeland bleibt für beste Straßen, Schienen und Was-
serwege. Die Rekordmittel für die Infrastruktur werden wir mindestens verstetigen und den 
neuen Bundesverkehrswegeplan konsequent umsetzen. Wir werden den Staatsstraßenbau 
auf hohem Niveau fortführen und die kommunale Verkehrsinfrastruktur weiter fördern. Dabei 
setzen wir auf das Prinzip Erhalt vor Neu- und Ausbaumaßnahmen. Die in dieser Wahlperiode 
umgesetzten Rekordinvestitionen in Lärmvorsorge und Lärmschutz setzen wir fort. Wir ver-
binden mehr Mobilität mit weniger Lärm. Die frühzeitige Einbindung der Bürger bei Großpro-
jekten ist für uns maßgeblich. Die Planung und Durchführung von Infrastrukturprojekten 
werden wir beschleunigen. Der öffentliche Nahverkehr und der Radverkehr sind deutlich zu 
stärken. 
 
Superschnelles Internet für alle Regionen.  
Wir errichten in Deutschland das beste High-Speed-Netz der Welt. Die digitale Infrastruktur 
ist ein zentraler Standortfaktor für unsere Wirtschaft und der Schlüssel für eine gleichberech-



13 
 

tigte Teilhabe der Menschen. Wir schaffen deshalb die Gigabit-Gesellschaft für alle. Unser Ziel 
ist Glasfaser in jeder Region und in jeder Gemeinde. Die konsequente Fortsetzung dieser Ziele 
ist das Projekt BayernWLAN – freies WLAN in ganz Bayern. Vollabdeckung beim Mobilfunk 
wollen wir zügig erreichen. Deutschland soll Leitmarkt für den neuen superschnellen 5G-
Mobilfunk werden. Wir schaffen jetzt die Voraussetzungen für den 5G-Ausbau und bringen 
ihn bis 2025 zum Abschluss. 5G kann 1.000 mal mehr Daten verarbeiten als LTE und ist eine 
absolute Schlüsseltechnologie für Daten-Kommunikation, beispielsweise zwischen Fahrzeu-
gen.  
 
Behördengänge bequem von zu Hause erledigen.  
Die digitale Verwaltung soll das Leben für jeden Bürger einfacher machen. Alle Dienstleistun-
gen der Verwaltung sollen elektronisch verfügbar sein, wichtige Angaben gegenüber dem 
Staat müssen nur einmal gemacht werden. Deutschlands öffentliche Verwaltung soll eine der 
bürger- und anwenderfreundlichsten Europas werden.  
 
Deutschland zum Vorreiter bei der Daten-Sicherheit machen. 
Wir sagen: Die Daten und damit verbundene Rechte gehören den Menschen. Wir schaffen mit 
einem neuen Datengesetz die Voraussetzung für einen souveränen Umgang mit den eigenen 
Daten. Made in Germany muss bei der Datensicherheit zum Gütesiegel werden. Unterneh-
men sollen sich für Deutschland entscheiden, weil hier Daten sicherer sind.  

 
V. Damit Deutschland Deutschland bleibt 
Wir sind ein Land mit gewachsener Identität. Unsere Leitkultur ist nichts Beliebiges, das man 
austauschen kann. Vielmehr ist sie das, was unser Land stark gemacht hat. Unsere Identität 
mit unserer unverwechselbaren Leitkultur gibt uns Kraft und Stabilität, auch für die Zukunft. 
Wer zu uns kommen will, hat sich nach uns zu richten.  
 
Unsere Leitkultur ist Maßstab.  
In Deutschland gilt unsere Leitkultur, bei der Integration ist sie der Maßstab. Wir vertreten 
unsere Leitkultur selbstbewusst und wir sollten sie auch nach außen zeigen. Die CSU steht 
ohne Wenn und Aber zur Geltung der Leitkultur. Es ist eine Selbstverständlichkeit, dass jeder, 
der zu uns kommt, die Leitkultur achtet. Leitkultur umfasst die bei uns geltende Werteord-
nung christlicher Prägung, unsere Sitten und Traditionen sowie die Grundregeln unseres Zu-
sammenlebens. Leitkultur ist das Gegenteil von Multikulti und Beliebigkeit. 
 
Unser Land ist und bleibt christlich geprägt.  
Das christliche Menschenbild trägt unsere Werte, christliche Feiertage bestimmen hier den 
Kalender, christliche Kirchen prägen unsere Orte und in den christlichen Traditionen wurzelt 
unser Brauchtum. Wir werden die christlichen Feiertage in Bayern uneingeschränkt erhalten. 
Wir sind tolerant und respektvoll gegenüber anderen Religionen, aber wir führen keine isla-
mischen Feiertage ein. Wir müssen unsere christlichen Wurzeln bewahren. 
 
Es geht um die offensive Verteidigung unserer Werte.  
Wir müssen unsere kulturelle Identität aktiv verteidigen und auch leben. Das heißt: Keine 
Selbstrelativierung unserer Werte, kein vorauseilender Gehorsam und kein Verzicht auf unse-
re kulturellen Gepflogenheiten. Es bleibt dabei: Christkindlmärkte sind keine Winterfeste, 
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St. Martinsumzüge keine Lichterfeste. In öffentlichen Kantinen, Kindergärten und Schulen 
darf Schweinefleisch kein Tabu sein. Muslimische Mädchen sollen am Schwimmunterricht 
teilnehmen. In Deutschland gehört es sich, auch Frauen mit Handschlag zu begrüßen. 
 
Bayern ist das Land der gelingenden Integration.  
Schon immer kommen Menschen in großer Zahl nach Bayern. Die Menschen kommen zu uns, 
weil es hier herausragende Lebensperspektiven gibt. Gelungene Integration ist eine Berei-
cherung. Wer sich hier eine Existenz aufbaut, wer etwas leistet und sich in unsere Gemein-
schaft einbringt, findet hier neue Heimat. In vielen Städten Bayerns sind die Anteile der Men-
schen mit Migrationshintergrund höher als beispielsweise im Land Berlin, die Probleme aber 
sind deutlich geringer. Bayern ist weltoffen, aber nicht multikulturell. In Bayern gelten Leit-
werte. Integration hat bei uns eine Richtung. Deshalb gelingt bei uns Integration.  
 
Integration nach dem Grundsatz des Forderns und Förderns.  
Integration ist zuallererst eine Bringschuld. Es gilt die bayerische Hausordnung: Wer bei uns 
leben will, muss sich integrieren, Deutsch lernen und seinen Lebensunterhalt selbst verdie-
nen. Mit einem Bündel an Maßnahmen haben wir die Voraussetzungen für gelingende In-
tegration und das Erlernen der deutschen Sprache geschaffen. Wir werden die Integrations-
bereitschaft von Zuwanderern künftig stärker einfordern als bisher. Das Gelingen der Integra-
tion ist Voraussetzung für ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht. Wer sich der Integration verwei-
gert und unsere Rechtsordnung missachtet, muss mit Konsequenzen rechnen, die bis zum 
Verlust der Aufenthaltsberechtigung reichen können. Durch ein regelmäßiges Integrations-
Monitoring wollen wir den Erfolg unserer Bemühungen überprüfen und Fehlentwicklungen 
frühzeitig korrigieren. 
 
In Deutschland gilt ausnahmslos deutsches Recht, nicht die Scharia. 
Wir lassen nicht zu, dass unter dem Deckmantel der „Kultursensibilität“ eine Aufweichung 
unserer Rechtsordnung betrieben wird. Eine Paralleljustiz wird nicht akzeptiert. Maßgeblich 
ist unsere Rechts- und Werteordnung und nicht die des Herkunftslandes. Islamische Friedens-
richter werden bei uns nicht toleriert. Kinderehen, Mehrehen und Zwangsehen werden nicht 
geduldet und nicht anerkannt.  
 
Die Burka hat in Deutschland nichts verloren. 
Wir wollen das Tragen von Burka und Niqab in der Öffentlichkeit, wo immer dies rechtlich 
möglich ist, verbieten. Die Burka ist eine Uniform des Islamismus, ein maximales Integrati-
onshindernis und ein in unserer Kultur nicht zu akzeptierendes Zeichen der Unterdrückung 
der Frau. Unsere Errungenschaften der Gleichberechtigung müssen auch für Zuwanderer gel-
ten. Im öffentlichen Dienst und der Justiz verbietet sich zudem das Tragen des Kopftuchs. Die 
Neutralität des Gerichts muss schon durch die Kleidung zum Ausdruck kommen.  
 
Ausländischen Einfluss auf Muslime in Deutschland reduzieren.  
Wir fordern, dass die Muslime in Deutschland sich für einen Islam einsetzen, der unserer Wer-
teordnung aus Humanismus und Aufklärung entspricht und salafistischen Strömungen eine 
klare Absage erteilt. Wir müssen den Einfluss aus dem Ausland auf die islamischen Gemein-
den in Deutschland deutlich verringern. Finanzierung aus dem Ausland muss transparent 
gemacht werden. Künftig müssen mehr Imame in Deutschland ausgebildet werden. Ihre Pre-
digten sollen auch in deutscher Sprache gehalten werden. Die Aufnahme von Imamen aus 
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dem Ausland, die nicht zweifelsfrei auf dem Boden der Verfassung stehen, muss beendet 
werden. Wir brauchen eine Überprüfung der Imame.  
 
Es darf keinen neuen Antisemitismus in Deutschland geben. 
Wir sind froh über die aktiven jüdischen Gemeinden und Zentren jüdischen Lebens in Bayern. 
Zum Grundkonsens unseres Zusammenlebens gehört die klare Absage an Rassismus und 
Antisemitismus in jeglicher Form. Jeder muss wissen, dass antisemitische oder ausländer-
feindliche Hetze bei uns nicht geduldet wird.  

  
VI. Klarer Kurs bei der Zuwanderung 

Für uns stehen immer an erster Stelle Humanität und Hilfe für Menschen, die wirklich schutz-
bedürftig sind. Menschen, die eine Bleibeperspektive bei uns haben, wollen wir bestmöglich 
in unsere Gesellschaft integrieren. Im Gegenzug verlangen wir von ihnen Integrationsbereit-
schaft. Die Integrationsfähigkeit unseres Landes hat aber Grenzen. Wir müssen Zuwanderung 
besser kontrollieren und steuern. Für Ordnung und Begrenzung bei der Zuwanderung ist eine 
Obergrenze unabdingbar. Nur dann gelingen effektive Hilfe, Integration und Zusammenle-
ben. 
 
Unsere Ordnungsgarantie – Die Situation von 2015 darf sich nicht wiederholen.  
Wir geben den Menschen die Garantie, dass sich der Zustand vom Herbst 2015 nicht wieder-
holen wird. Die CSU hat dazu einen effektiven Maßnahmenplan. Wir arbeiten konsequent 
daran, dass die Migrationszahlen auf niedrigem Niveau bleiben. Der Staat muss aber gerüstet 
sein, falls der Migrationsdruck wieder ansteigen sollte. Wir verstärken unser Engagement bei 
der Fluchtursachenbekämpfung. Die Balkanroute muss geschlossen bleiben und es dürfen 
keine neuen Routen entstehen. Europa muss Abkommen nach dem Vorbild des EU-Türkei-
Abkommens auch mit anderen Ländern in der Region und im nördlichen Afrika schließen. Ein 
wirksamer Grenzschutz ist essentiell. Im Notfall muss, wie seit langem gefordert, mit Transit-
zentren im Grenzbereich die Begrenzung sichergestellt werden.  
 
Wir schützen Menschen, die vor Krieg, Gewalt oder Verfolgung fliehen.  
Wirklich Schutzbedürftige können bei uns auf Hilfe zählen. Bayern hat bei der Bewältigung 
der Flüchtlingskrise mit den vielen ehrenamtlichen Helfern und dem Engagement der Kom-
munen eine einzigartige Visitenkarte der Humanität abgegeben. Wir wollen, dass Schutzbe-
dürftige künftig in der EU fair verteilt werden. Dies kann nur durch gemeinschaftliche Kontin-
gente der Staatengemeinschaft erfolgen. Innerhalb Europas sollen sich alle Staaten auf Basis 
einheitlicher Asylgesetzgebung und gemäß ihrer Leistungsfähigkeit einbringen. 
 
Der größte Akt der Humanität ist eine wirkungsvolle Fluchtursachenbekämpfung. 
Damit wir wirklich Schutzbedürftigen helfen können, muss die Bekämpfung von Fluchtursa-
chen vorrangiges Ziel deutscher Außen- und Entwicklungspolitik sein. Wir wollen Länder in 
den Krisenregionen stärker unterstützen, damit sich die Menschen gar nicht erst auf den ge-
fährlichen Weg zu uns machen. In den Heimatländern und Anrainerstaaten müssen Perspek-
tiven für Flüchtlinge und die einheimische Bevölkerung geschaffen werden.  
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Deutschland braucht eine Obergrenze für Flüchtlinge. 
Die seit langem geforderte Obergrenze von 200 000 Flüchtlingen pro Jahr für Deutschland ist 
notwendig, um eine gelingende Integration zu gewährleisten.  Unsere Aufnahmefähigkeit ist 
nicht grenzenlos. Unsere Verantwortung ist eine doppelte: gegenüber unserer heimischen 
Bevölkerung und gegenüber den wirklich schutzbedürftigen Flüchtlingen. Beidem können wir 
nur gerecht werden, wenn die Flüchtlingszahlen in unserem Land nachhaltig begrenzt wer-
den. Nur mit einer Begrenzung wird Integration gelingen, nur mit einer Begrenzung wird sich 
die Sicherheitslage nicht weiter verschärfen und nur mit einer Begrenzung werden wir die 
Akzeptanz der einheimischen Bevölkerung erhalten. Es ist deshalb unsere Pflicht, eine Über-
lastung von Staat und Solidargemeinschaft zu verhindern.  
 
Wir wollen den Familiennachzug begrenzen. 
Ein Grundsatz des Asylrechts ist es, Familien nicht zu zerreißen. Wer als anerkannter Asylbe-
werber ein dauerhaftes Bleiberecht hat, kann seine Familie nachholen. Unter Familiennach-
zug verstehen wir die Kernfamilie aus Vater, Mutter und minderjährigen Kindern. Für Flücht-
linge mit nur vorübergehendem Schutzrecht soll es über 2018 hinaus bei der Aussetzung des 
Familiennachzugs bleiben. 
 
Es ist die ureigene Aufgabe eines jeden Staates, seine Grenzen zu sichern. 
Jeder Staat hat das souveräne Recht zu bestimmen, wer ins Land darf und wer nicht. Wir dul-
den keine illegalen Grenzübertritte. Im Interesse unserer Bürger und unserer Sicherheit müs-
sen wir wissen, wer sich bei uns aufhält. Dafür sind strikte und effektive Einreisekontrollen 
erforderlich. Solange der Schutz der EU-Außengrenzen nicht funktioniert, ist weiterhin die 
Kontrolle der deutschen Binnengrenzen erforderlich. 
 
Wer nicht bleiben darf, muss gehen.  
Illegale Einwanderung muss unterbunden werden. Wer kein Bleiberecht hat, muss das Land 
verlassen. Abgelehnte Asylbewerber müssen so rasch wie möglich in ihre Heimatstaaten zu-
rückkehren. Rückführungen müssen bundesweit koordiniert und mit aller Konsequenz vollzo-
gen werden. Rückführungen dürfen nicht daran scheitern, dass Herkunftsstaaten sich wei-
gern, ihre Landsleute zurückzunehmen. Unser Ansatz ist, rücknahmewillige Staaten zu unter-
stützen und Anreize zur Rücknahme zu schaffen. Wer bei der Rückübernahme kooperiert, er-
hält beispielsweise Mittel der Entwicklungszusammenarbeit für Projekte, die vor Ort Bleibe-
perspektiven schaffen. Die Liste der sicheren Herkunftsstaaten muss erweitert werden. Die 
Blockade von Rot-Grün bei den Maghreb-Staaten muss beendet werden. 
 
Asyl heißt Schutz auf Zeit. 
Wenn der Fluchtgrund entfällt, müssen Asylsuchende in ihre Heimatländer zurückkehren. Wir 
wollen die freiwillige Rückkehrbereitschaft erhöhen. Wir haben ein Rückführungsprogramm 
mit attraktiven Angeboten für freiwillige Rückkehrer aufgelegt. Wir werden weiterhin bei der 
Jobvermittlung oder bei Existenzgründungen im Herkunftsland unterstützen. Ihre bei uns 
erworbenen beruflichen Fähigkeiten können sie in der Heimat sehr gut einsetzen. Wer nach 
Wegfall des Fluchtgrundes nicht freiwillig zurückkehrt, den müssen wir konsequent zurück-
führen.  
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Asylmissbrauch wirksam bekämpfen. 
Wir müssen dafür sorgen, dass sich Asylbewerber nicht unrechtmäßig Leistungen erschlei-
chen. Jeder muss persönlich angehört und genauestens überprüft werden. Es darf nicht sein, 
dass sich Asylbewerber unter falschem Namen in mehreren Städten anmelden. Mehrfach-
identitäten darf es im Asylverfahren nicht geben. Wir müssen unsere Behörden zu einem ef-
fektiven Datenabgleich ertüchtigen. 
 
Wer straffällig wird, verliert sein Gastrecht. 
Wer Gastrecht genießt, muss sich entsprechend benehmen. Wer in Deutschland straffällig 
wird, hat sein Gastrecht verwirkt und muss konsequent abgeschoben werden. Wir wollen 
keinen Import von Kriminalität. Gewalttätige Konflikte der Heimatländer dürfen nicht nach 
Deutschland importiert und hier ausgetragen werden.  
 
Keine Einwanderung in unsere Sozialsysteme.  
Eine Zuwanderung in die Sozialsysteme akzeptieren wir nicht. Zuwanderung darf nicht zu 
Lasten derjenigen gehen, die schon lange in unser Sozialsystem einzahlen. Wir brauchen 
schärfere Zugangsregeln für Sozialleistungen, die Karenzzeiten vorsehen. Für Menschen, die 
die überwiegende Zeit ihres Erwerbslebens nicht in Deutschland verbracht und dadurch hier-
zulande weder Steuern noch Sozialversicherungsbeiträge eingezahlt haben, dürfen Leistun-
gen der Grundsicherung im Alter nicht uneingeschränkt gewährt werden. Den ungerechten 
Kindergeldtransfer ins Ausland müssen wir beenden. Wir wollen das Kindergeld für in der 
Heimat lebende Kinder von EU-Ausländern kürzen und dem Niveau des Herkunftslandes an-
passen. 
 
Wir ordnen und steuern mit einem Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz. 
Deutschland kann nur eine begrenzte Zahl an Zuwanderern verkraften. Ein Einwanderungs-
gesetz, das ungehemmte Zuwanderung bedeuten würde, lehnen wir deshalb entschieden ab. 
Wir müssen selbst entscheiden können, wer zu uns passt und wen wir brauchen. Wir wollen 
mit einer Neuausrichtung unseres bisher geltenden Aufenthaltsrechts den Bedarf an Fach-
kräften besser steuern: Zuwanderer, die gebraucht werden, einen gültigen Arbeitsvertrag 
haben, ihren Lebensunterhalt selbst verdienen und sich kulturell gut integrieren lassen. Steu-
erung und Begrenzung bei der Zuwanderung sind Voraussetzung für gelingende Integration. 
 
Ab der Enkelgeneration kein Doppelpass mehr. 
Die deutsche Staatsangehörigkeit verpflichtet zur ungeteilten Loyalität zu Deutschland. Wir 
wollen keine generelle doppelte Staatsbürgerschaft. Der Doppelpass soll künftig nicht mehr 
weitervererbt werden. Deshalb sind wir für den Generationenschnitt. Gegenüber den Län-
dern, die beim Generationenschnitt nicht kooperieren, wollen wir die Optionspflicht wieder-
einführen. 

 
VII. Heimat und Zusammenhalt 

Heimat stiftet Identität und spendet den Menschen Sicherheit. Wir sind offen für Fortschritt 
und pflegen gleichzeitig Tradition und Brauchtum. Heimat und Weltoffenheit stehen für das 
freiheitliche bayerische Lebensgefühl. Zusammenhalt braucht gemeinsam gelebte Werte. Die 
CSU steht für dieses Miteinander und für eine starke Gemeinschaft. Wir lieben unsere Hei-
mat.  
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Wir sind in Bayerns Vielfalt verwurzelt.  
In der Vielfalt der Regionen liegt unsere Stärke. Zu Bayern gehören seine vier Stämme: die 
Altbayern, die Schwaben, die Franken und die Sudetendeutschen mit allen deutschen Hei-
matvertriebenen. Wir werden die Landsmannschaften, unsere deutschen Heimatvertriebenen 
und Aussiedler, weiterhin dabei unterstützen, ihr vielfältiges kulturelles und geistiges Erbe zu 
bewahren sowie ihr Brauchtum lebendig zu halten. Zu Bayern gehört die jüdische Gemein-
schaft, der wir uns besonders verpflichtet wissen. Zu Bayern gehören auch die Bürger, die 
hier neue Heimat gefunden haben. Wir sind allen gleichermaßen verbunden.  
 
Ehrenamt hat unschätzbaren Wert. 
Wer sich im Sport- oder Musikverein, bei karitativen Organisationen, der Freiwilligen Feuer-
wehr, dem Technischen Hilfswerk und vielen weiteren Organisationen sowie Vereinen enga-
giert, trägt in besonderer Weise zum gesellschaftlichen Zusammenhalt bei. Diesen Gemein-
sinn wollen wir stärken. Traditionen, Brauchtum und die verschiedenen Dialekte in Bayern 
verdienen besondere Pflege und sind Ausdruck von Heimatverbundenheit. Das Ehrenamt hat 
in Bayern Verfassungsrang. Für die Zukunft müssen wir Wege finden, wie sich Arbeit und Eh-
renamt besser verbinden lassen. Die Ehrenamtskarte soll flächendeckend eingeführt werden. 
Als hauptamtliche Unterstützung und zentrale Anlaufstelle werden wir eine Ehrenamtsstif-
tung neu errichten.  
 
Unser Land ist eine Kulturnation. 
Kunst und Kultur sind wichtige Standortfaktoren und geben unserer Gesellschaft Kraft und 
Kreativität. Sie sind gesellschaftliches Bindeglied und ökonomische Kraftquelle zugleich.  
Wir fördern Leuchtturmprojekte als kulturelle Glanzlichter und mit Weltgeltung genauso wie 
regionale Kostbarkeiten in den ländlichen Regionen. Wir wollen ausgewählte Zeugnisse der 
regionalen Geschichte zu den Menschen vor Ort bringen, etwa durch geeignete Überlassung 
oder Dauerleihgabe von Kulturgütern.  
 
Heimat gestalten heißt Kommunen stärken.  
Die Kommunen sind das Fundament des Staates und die Heimat der Menschen. Hier gestal-
ten Menschen ihr unmittelbares Lebensumfeld. Wir wollen ein lebendiges Miteinander in 
Städten, Dörfern und Gemeinden. Wir geben Kommunen möglichst viel Eigenverantwortung. 
Unser Anspruch ist: So viel kommunale Selbstverwaltung wie möglich und so wenig staatliche 
Reglementierung wie nötig. Die öffentliche Daseinsvorsorge im fairen Wettbewerb ist Sache 
der Kommunen. Unser Trinkwasser darf nicht kommerzialisiert werden. Weil uns unsere 
Kommunen so wichtig sind, sorgen wir für nachhaltige kommunale Finanzen – mit dem 
höchsten Kommunalen Finanzausgleich aller Zeiten. Die Städtebauförderung werden wir zu 
einem Instrument der Städte- und Gemeindeförderung weiterentwickeln. 
 
Bürgerbeteiligung ausbauen, bundesweite Volksentscheide ermöglichen. 
Unser Politikstil ist, die Bürger an der Ausgestaltung unserer Politik stets eng zu beteiligen. 
Bürgerbeteiligung bereichert und ergänzt die parlamentarische Demokratie. Die CSU möchte 
künftig auch im Bund das Volk bei grundlegenden Fragen für Land und Menschen direkt be-
teiligen. Insbesondere bei nicht zu revidierenden Weichenstellungen und bei europäischen 
Fragen von besonderer Tragweite soll die Bevölkerung in Abstimmungen entscheiden. Wir 
wollen, dass das Grundgesetz durch das deutsche Volk auch auf dem Weg von Volksbegehren 
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und Volksentscheid mit Zweidrittel-Mehrheit geändert werden kann. Der Wesenskern der 
Verfassung, der Grundrechte und der föderalen Ordnung sind davon ausgenommen.  
 
Versorgungsgarantie für alle Landesteile.  
Alle Landesteile müssen sich gleichermaßen entwickeln können. Wir lassen keine Region zu-
rück. Es war eine historische Entscheidung der CSU, dass wir uns in Bayern nicht nur auf Bal-
lungsräume konzentrieren. Das ganze Land muss am Wohlstand teilhaben. Wir garantieren 
den Menschen, dass wir die ländlichen Räume lebens- und liebenswert erhalten und dafür 
sorgen, dass sie Zugang zu allen wesentlichen Daseinsbereichen haben. Arbeit, Bildung, Ge-
sundheit, Mobilität und digitales Leben müssen auch am Land funktionieren, nicht nur im 
Metropolbereich. Gleichwertige Lebensbedingungen sind die Voraussetzung für faire Chan-
cen. Niemand soll dem ländlichen Raum wegen unattraktiver Angebote den Rücken kehren 
müssen. 
 
Eine bundesweite Dezentralisierungsstrategie auflegen. 
Der Freistaat fördert gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in ganz Bay-
ern. Dazu tragen unsere Heimatstrategie und eine verantwortungsvolle Landesentwicklung 
bei. Nach diesem Vorbild wollen wir bundesweit eine Dezentralisierungsstrategie auflegen. 
Dem Sog in die Ballungsräume treten wir aktiv entgegen. Durch die Errichtung von Behörden, 
Hochschulen und Forschungsinstituten im ländlichen Raum bringen wir die Arbeit zu den 
Menschen.  
 
Wir starten eine „Offensive ländlicher Raum“.  
Der ländliche Raum soll auch in Zukunft Heimat für die Menschen und die regional verankerte 
Wirtschaft sein. Wir stärken die Gemeinschaftsaufgaben „Agrarstruktur und Küstenschutz“ 
sowie „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ und entwickeln sie zu einer Ge-
meinschaftsaufgabe „Ländliche Räume“ weiter. Wir stärken ländliche Räume gezielt bei Infra-
struktur, Daseinsvorsorge und Bildungseinrichtungen. 
 
Versorgungsmöglichkeiten auf dem Land neu denken.  
Wir wollen vernetzte und lokal angepasste Mobilitätslösungen umsetzen, die den öffentli-
chen Nahverkehr ergänzen – etwa durch Mitfahrplattformen, Bürgerbusse und Carsharing. 
Neue digitale Möglichkeiten eröffnen große Chancen für gleichwertige Lebensverhältnisse. 
Wir brauchen auch in Zukunft im ländlichen Raum ein gutes Niveau an medizinischen und 
pflegerischen Leistungen. Ärzte, Hebammen, Pflegepersonal, Notfallversorgung und Kran-
kenhäuser müssen erreichbar bleiben. Medizinische Fernbetreuung kann helfen, Gesund-
heitsversorgung zu optimieren und allen Patienten Zugang zu spezialisierten Ärzten zu ge-
währleisten. Sie kann aber den Arzt in der Nähe nicht ersetzen. Die Versorgung mit Bargeld 
und Bankleistungen vor Ort muss gewährleistet sein. 
 
Krankenhäuser wohnortnah sichern.  
Die Bürger brauchen eine flächendeckende Krankenhausversorgung auf hohem Niveau. Die 
Investitionen in unsere Krankenhäuser müssen wir bundesweit erhöhen. In Bayern gehen wir 
dazu mit gutem Beispiel voran. Krankenhäuser brauchen eine auskömmliche Finanzierung 
ihrer Leistungen. Das gilt auch für die ambulante Notfallversorgung. Der Bund soll dafür sor-
gen, dass die Preisentwicklung bei der Krankenhausvergütung, vor allem durch vollen Aus-
gleich der Tarifsteigerung, berücksichtigt wird. Den Krankenhausstrukturfonds werden wir zur 
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Verbesserung der IT-Sicherheit und Stärkung der sektorenübergreifenden Versorgung fort-
setzen.  
 
Apotheken schützen. 
Eine flächendeckende Versorgung mit Apotheken ist unabdingbar. Wir wollen sicherstellen, 
dass Apotheken auch außerhalb der Ballungsräume existieren können. Wir setzen uns für ein 
Verbot des Versandhandels mit verschreibungspflichtigen Arzneimitteln in Deutschland ein.  
 
Wir geben eine Landarztgarantie. 
Wir wollen eine flächendeckende wohnortnahe medizinische Versorgung mit Fach- und 
Hausärzten sichern. Wir setzen uns für die bundesweite Einführung einer Landarztquote im 
Medizinstudium ein. Die Zahl der Medizinstudienplätze werden wir bundesweit um 10 Pro-
zent erhöhen. Mit dem Masterplan Medizinstudium 2020 werden die Weichen für eine mo-
derne Ausbildung der nächsten Medizinergeneration gestellt. Die Umsetzung soll zügig erfol-
gen. Dieses Ziel soll durch Bundesmittel unterstützt werden.  
 
Wir sichern die Geburtshilfe und stärken die Hebammen weiter. 
Mit einem Soforthilfe-Paket haben wir in einem ersten Schritt die freiberuflichen Hebammen 
finanziell unterstützt und für mehr Rechtssicherheit gesorgt. Die Verbesserungen für Heb-
ammen werden wir auch auf Belegärzte übertragen. Die Hauptabteilungen Gynäkologie und 
Geburtshilfe brauchen einen verbesserten Haftungsschutz. Wir wollen die Geburtshilfe in den 
ländlichen Räumen bedarfsgerecht sicherstellen.  
 
Wir bringen einen neuen Digitalisierungsschub in die Medizin. 
Die Digitalisierung bietet viele Chancen für die medizinische und pflegerische Versorgung. 
Wir wollen die Telemedizin ausbauen und die Einführung der digitalen Patientenakte fördern. 
Das entlastet von unnötiger Bürokratie und erhöht die Qualität der Versorgung. Der Einzelne 
muss immer die Hoheit über seine Gesundheitsdaten haben. Ein Nationales Gesundheitspor-
tal soll wissenschaftlich abgesicherte und verständliche Informationen bündeln und im Inter-
net zur Verfügung stellen. Modernste Assistenzsysteme können Menschen im Alltag von 
schweren Tätigkeiten entlasten und in vielfältiger Weise unterstützen. Das kann gerade für 
ältere Menschen besonders wichtig sein und ihnen dabei helfen, länger als bisher selbst-
ständig in ihrer vertrauten Umgebung zu bleiben. 
 
Wir wollen einen gesunden Wettbewerb in der Medienlandschaft.  
Meinungsvielfalt braucht Medienvielfalt. Wir arbeiten für den Erhalt unserer regionalen Zei-
tungen. Das wollen wir im Verlagsrecht berücksichtigen. Wir setzen gute Rahmenbedingun-
gen für eine wettbewerbsfähige Medienlandschaft und stärken Angebote für Medienkompe-
tenz. Wir wollen eine vorurteilsfreie Diskussion über die Neuordnung der öffentlich-
rechtlichen Rundfunklandschaft in Deutschland. Kostspielige Doppelstrukturen sollen besei-
tigt werden, die Programmvielfalt erhalten bleiben. Den Filmstandort Deutschland wollen wir 
im globalen Wettbewerb weiter stärken. 
 
Automatisierter Meinungsmache entgegenwirken. 
Suchmaschinen und soziale Netzwerke haben zu gewährleisten, dass eigene Angebote nicht 
bevorzugt und Meinungen nicht gewichtet werden. Sie sind in der Pflicht, gegen automati-
sierte Meinungsmache und Hasskommentare vorzugehen und sie zu unterbinden.  
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VIII. Soziale Sicherheit  
Bei der CSU steht der Mensch im Mittelpunkt. Wir lassen niemanden zurück. Das entspricht 
unserer Orientierung am christlichen Menschenbild. Solidarität ist die zwingende Ergänzung 
von Eigenverantwortung. Auch derjenige, der trotz allem Bemühen nicht für sich sorgen kann, 
hat das Recht auf soziale Sicherheit und ein selbstbestimmtes Leben in Würde. Deutschland 
kann sich einen starken Sozialstaat leisten, weil wir wirtschaftlich stark sind. Wir stehen für 
einen Sozialstaat, der Leistung honoriert und einen fairen Ausgleich schafft.  
 
Vollbeschäftigung bis 2025. 
Wir haben in den vergangenen zwölf Jahren die Arbeitslosigkeit halbiert, für Rekordbeschäf-
tigung in Deutschland gesorgt und die Jugendarbeitslosigkeit auf das europaweit niedrigste 
Niveau gesenkt. Für uns ist jeder Arbeitslose einer zu viel. Spätestens 2025 soll in ganz 
Deutschland Vollbeschäftigung herrschen. Unsere Anstrengungen für Langzeitarbeitslose und 
deren Kinder wollen wir verstärken und für eine bessere Re-Integration in den Arbeitsmarkt 
sorgen. Wir wollen in großer Zahl neue und zukunftssichere Arbeitsplätze in Deutschland an-
siedeln.  
 
Für gute Arbeit sorgen.  
Wir wollen, dass Menschen in Vollzeit von ihrer Arbeit leben und für sich selbst sorgen kön-
nen. Prekäre Beschäftigungsverhältnisse lehnen wir ab. Unbefristete Arbeitsverhältnisse 
müssen die Regel bleiben. Wir wollen eine familienfreundliche Arbeitswelt, die Eltern Flexibi-
lität, Aufstiegs- und Qualifizierungschancen bietet. Der Wechsel von Teilzeit zu Vollzeit und 
umgekehrt muss einfacher möglich sein.  
 
Eigenverantwortung belohnen.  
Wer sich anstrengt, muss mehr haben als derjenige, der dies nicht tut. Die CSU steht für Leis-
tungsfreude und Fairness. Der Sozialstaat ist dann falsch verstanden, wenn er Leistung 
hemmt und ein allumfassender Versorgungsanspruch mit Vollkaskomentalität abgeleitet 
wird. Der Einzelne kann sich darauf verlassen, dass ihm geholfen wird, wenn er sich selbst 
nicht helfen kann. Um Missbrauch zu vermeiden, sind aber Sanktionen notwendig. Leistung 
muss sich lohnen. Wer sich anstrengt und etwas leistet, darf am Ende nicht der Dumme sein. 
 
Mit der Mütterrente II für Gerechtigkeit sorgen.  
Diejenigen, die auf Erwerbsarbeit verzichtet und Kinder großgezogen haben, dürfen nicht das 
Nachsehen haben. Staat und Gesellschaft sind diesen Frauen etwas schuldig, sie haben eine 
bessere Rente verdient. Das ist ein Gebot der Gerechtigkeit und der Wertschätzung. Mit dem 
zweiten Kindererziehungsjahr in der Rente für Geburten vor 1992 haben wir einen ersten 
Schritt getan. Wir wollen die Gerechtigkeitslücke schließen: Mütter, die ihre Kinder vor 1992 
auf die Welt gebracht haben, sollen künftig auch das dritte Jahr Erziehungszeit in der Rente 
angerechnet bekommen. Wir wollen die Mütterrente II einführen. Damit erreichen wir die 
vollständige Gerechtigkeit bei diesen Müttern. Das bedeutet rund 360 Euro mehr pro Jahr für 
die betroffenen Frauen und ist deshalb auch ein wichtiger Baustein zur Bekämpfung von Al-
tersarmut. 
 
Verlässlichkeit bei der Rente.  
Die Rente muss für alle Generationen – Kinder, Beitragszahler und Rentner - gerecht, bere-
chenbar und zuverlässig sein. Unsere erfolgreiche Politik der letzten Jahre hat zu mehr Be-
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schäftigung und Wachstum geführt. Das hat die Lage der Rentenversicherung deutlich ver-
bessert und die gesetzliche Rente stabilisiert. Durch die Rentenreform 2007 haben wir für 
Generationengerechtigkeit gesorgt und die Weichen gestellt, dass die Renten bis 2030 sicher 
und verlässlich sind. Gleichzeitig bleiben die Rentenbeiträge der Arbeitnehmer auch über 
2020 hinaus stabil.  
  
Eine Kommission wird Antworten für die Rente nach 2030 liefern. 
Die Weiterentwicklung der Rente nach 2030 soll in einem gesellschaftlichen Konsens unter 
Einbeziehung der Tarifpartner geregelt werden. Zu diesem Zweck setzen wir eine Renten-
kommission ein, die bis Ende 2019 Vorschläge erarbeiten soll. Sollte sich vor dem Jahr 2030 
aufgrund der Empfehlungen der Kommission Handlungsbedarf bei der betrieblichen oder 
privaten Vorsorge ergeben, werden wir die notwendigen Maßnahmen ergreifen. 
 
Klares Signal für das Leistungsprinzip bei der Rente. 
Wer mehr eingezahlt hat, muss im Alter auch mehr haben. Unsere Rente ist eine Alterssiche-
rung durch Leistung. Sie ist ein von den Bürgern selbst erarbeiteter Anspruch und keine Ali-
mentation durch den Staat. Eine Abkehr vom Leistungsprinzip wird es mit uns nicht geben.  
 
Verbesserungen bei Erwerbsunfähigkeit schaffen. 
Wir haben die Zurechnungszeiten für Erwerbsminderungsrenten zweimal erhöht. Wir sichern 
diejenigen besser ab, die aufgrund eines Unfalls oder einer Krankheit ihrer Erwerbstätigkeit 
nicht mehr nachgehen können. In der neuen Wahlperiode werden wir für diese Personen-
gruppe weitere Verbesserungen durchsetzen. 
 
Wir werden die Rentennachteile bei Spätaussiedlern beseitigen.  
Aussiedler und Spätaussiedler sind häufig von Altersarmut betroffen, weil ihre frühere Tätig-
keit im Herkunftsland nicht vollständig bei der Rente berücksichtigt wird. Die entstandenen 
Nachteile bei der Rentenangleichung werden wir ausgleichen. Wir wollen, dass die Berufstä-
tigkeit im Fremdrentengesetz besser anerkannt wird und die zu niedrigen Renten angehoben 
werden.  
 
Gleichberechtigte Teilhabe für Menschen mit Behinderung. 
Mit dem Bundesteilhabegesetz haben wir einen Systemwechsel vollzogen: Weg von der Sozi-
alhilfe hin zu mehr Teilhabe und Selbstbestimmung. Eine Behinderung darf kein Armutsrisiko 
für den Betroffenen oder sein Umfeld darstellen. Durch Arbeit zum eigenen Lebensunterhalt 
beitragen zu können, hat für Menschen mit Behinderung eine besondere Bedeutung. Es 
braucht mehr Offenheit bei der Einstellung von Mitarbeitern mit Behinderung. Inklusion soll 
möglichst in allen Lebensbereichen verwirklicht werden. Bayern soll im öffentlichen Bereich 
komplett barrierefrei werden. 
 
Gesundheit darf keine Frage von Einkommen sein. 
Kranke, Menschen mit Behinderung und Pflegebedürftige müssen auf die Solidarität der 
Gemeinschaft vertrauen können. Der medizinische und technische Fortschritt muss für alle da 
sein. Der Präventionsgedanke soll weiter gestärkt werden. Einer Zwei- oder Mehrklassenme-
dizin erteilen wir eine Absage. Die CSU lehnt ein System ab, bei dem jeder unabhängig vom 
Einkommen gleich viel zahlen muss. Mit uns wird es keine Bürgerversicherung und keine 
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Kopfpauschale geben. Wir treten für eine vielgestaltige Versicherungslandschaft ein, in der 
verschiedene Modelle ihren Platz haben. 
 
Pflege ist eine Herzensangelegenheit.  
Menschen, die sich um andere kümmern, haben unsere besondere Wertschätzung verdient. 
Mit den Pflegestärkungsgesetzen haben wir Fortschritte erzielt: mehr Leistungen für Pflege-
bedürftige, mehr Entlastung für pflegende Angehörige, bessere Beratung zu Pflegeleistungen 
und mehr Zeit für Pflegekräfte. Pflege neu zu denken heißt auch, mehr Flexibilität im Alltag 
von Pflegebedürftigen und deren Angehörigen zu ermöglichen. Wir wollen die ambulante 
Pflege stärken, Angebote zur Kurzzeitpflege und zur Unterstützung im Alltag ausbauen. Wir 
werden ein bundesweites Investitionsprogramm für Kurzzeitpflege auflegen. Wir müssen die 
Rahmenbedingungen für das Pflegepersonal weiter verbessern und die Attraktivität steigern. 
Wir werden mit allen Beteiligten eine „Konzertierte Aktion Pflege“ ins Leben rufen. Oberstes 
Ziel bleibt die gute Qualität der Pflege.  
 
Mehr Unterstützung für pflegende Angehörige. 
Pflegebedürftigkeit darf nicht zum Armutsrisiko für die Angehörigen werden. Wer seine na-
hen Angehörigen pflegt, muss die beste Unterstützung bekommen. Ein Rückgriff auf Kinder 
soll erst ab einem Einkommen von 100.000 Euro erfolgen.  
 
Hospiz- und Palliativversorgung. 
Schwerstkranke und sterbende Menschen sollen möglichst bis zuletzt in ihrer vertrauten 
Umgebung bleiben können. Gesellschaft, Gesundheitswesen und Staat sind in der Pflicht, die 
Hospiz- und Palliativversorgung umfassend auszubauen. Die Finanzierung versteht sich als 
Aufgabe der Solidargemeinschaft. Wir wollen jede Form der organisierten und geschäftsmä-
ßigen Sterbehilfe unterbinden. Wir schützen die unantastbare Würde des Menschen bis zu-
letzt.  

 
IX. Verantwortung für die Schöpfung 

Die Schönheit von Natur und Landschaft, sauberes Wasser, reine Luft und gesunde Böden – 
das sind Schätze unseres Landes. Die CSU setzt sich dafür ein, dass unsere Landschaft mit 
ihren Bergen und Seen, Wiesen und Wäldern so bleibt, wie wir sie kennen. Wir bewahren un-
sere Schöpfung für die kommenden Generationen. Unsere Bauern tragen hierzu maßgeblich 
bei. Innovative und nachhaltige Landwirtschaft arbeitet nicht nur wirtschaftlich, sondern 
schützt gleichzeitig den Naturhaushalt. Auch in Zukunft gilt es, Ökonomie und Ökologie zu-
sammenzubringen.  
 
Wir bewahren die Schöpfung für die Zukunft. 
Der achtsame Umgang mit unserer Umwelt, mit Grund und Boden sowie der Tierwelt und der 
Vielfalt der Arten ist uns Auftrag. Dabei setzen wir auf Kooperation statt Konfrontation. Für 
uns kommen Freiwilligkeit, Eigenverantwortung und kooperativer Umweltschutz vor staatli-
cher Regulierung. Unsere Landwirte und Waldbesitzer erbringen unverzichtbare Leistungen 
für unsere wunderbare Landschaft und Natur. Wir wollen Ehrenamtlichen mehr Möglichkei-
ten geben, sich für unsere bayerische Heimat einzusetzen. Freiwillige Helfer tragen maßgeb-
lich zum Erfolg des Natur- und Umweltschutzes bei. Wir werden mehr Geld für Biodiversität 
ausgeben und mehr dafür tun, dass unsere Oberflächengewässer und das Grundwasser gute 
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Qualität aufweisen. Sauberstes Trinkwasser ist unser Lebensmittel Nummer 1. Wir fördern die 
Umweltbildung besonders für Kinder und Jugendliche, um das Bewusstsein für ein Leben im 
Einklang mit der Natur zu vermitteln.  
 
Wir stehen für einen heimatverbundenen Fortschritt. 
Wachstum ohne Rücksicht auf Mensch und Umwelt lehnen wir ab. Es gilt, Wohlstand im Ein-
klang mit Heimat und Natur auszubauen, vom Tourismus über Infrastrukturmaßnahmen bis 
zur Energiegewinnung. Wir machen Bayern zum Modell für die Symbiose von Ökologie und 
Ökonomie. Wir führen intelligentes Wachstum und ökologische Innovation zusammen. Wir 
wollen bis 2020 das rohstoffeffizienteste Land in Deutschland sein. Betriebliches Umweltma-
nagement werden wir erleichtern und finanzielle Anreize in diesem Bereich verstärken. 
 
Flächenverbrauch eindämmen, landwirtschaftliche Produktionsfläche schützen. 
Der Verlust von Flächen, insbesondere der Landwirtschaft, muss gebremst werden. Flächen 
sind knapp, und die Nachfrage nach Lebensmitteln sowie nachwachsenden Rohstoffen 
wächst. Das Ausgleichsflächensystem wollen wir reformieren, vereinheitlichen und vereinfa-
chen. Die Praxis, immer mehr hochwertige landwirtschaftliche Nutzflächen als Ausgleichsflä-
chen für Infrastruktur- und Bauvorhaben aus der produktiven Nutzung zu nehmen, lehnen wir 
ab. Eine Zwangsstilllegung landwirtschaftlicher Flächen darf es nicht geben. Der Bau neuer 
Anlagen im Rahmen der Energiewende sollte möglichst ohne Ausgleichsmaßnahmen aus-
kommen.  
 
Tierwohl ist uns ein großes Anliegen. 
Die Stärke der bäuerlichen Landwirtschaft liegt in der artgerechten und bodengebundenen 
Tierhaltung. Nur gesunde Tiere können hochwertige Produkte liefern. Deshalb ist dem Land-
wirt selbst in hohem Maße an Tierwohl in der Nutztierhaltung gelegen. Weitere Verbesserun-
gen im Tierwohl müssen als grenzüberschreitende Herausforderung begriffen werden. Euro-
pa ist gefordert, einheitliche Standards für Tierschutz und Tierwohl zu schaffen. Die Weiter-
entwicklung im Tierwohl muss praxistauglich sein und darf kleine und mittlere Betriebe nicht 
überfordern. 
 
Unser Land braucht Bauern. 
Bäuerliche Familienbetriebe gehören untrennbar zu dem, was Bayern für uns ausmacht: viel-
fältige Kulturlandschaften, lebendige dörfliche Strukturen, Wertschöpfung und Beschäftigung 
auch in den ländlichen Räumen. Ohne Landwirtschaft und Forstwirtschaft gibt es keine star-
ken ländlichen Räume. Landwirte sichern unsere Versorgung mit hochwertigen heimischen 
Lebensmitteln. Unsere Land- und Forstwirte verdienen Wertschätzung. Das Leitbild ist der 
familiengeführte Landwirtschaftsbetrieb. Besonders die Arbeit der kleinen und mittleren Be-
triebe muss wieder mehr gesellschaftliche Anerkennung erfahren. Unser Ziel ist es, die breite 
Vielfalt unserer Landwirtschaft zu erhalten. Die CSU steht für den Schutz des Eigentums. Ein 
breit gestreutes Eigentum ist die Grundlage jeder land- und forstwirtschaftlichen Produktion 
in bäuerlicher Hand. Land- und Ernährungswirtschaft sollen in einem eigenständigen Ressort 
erhalten bleiben.  
 
Wettbewerbsfähigkeit unserer heimischen Land- und Forstwirtschaft sichern. 
Ökologische und soziale Leistungen der Landwirte, die gesellschaftlich gewünscht sind, müs-
sen angemessen ausgeglichen werden. Wir treten auch nach 2020 für die Fortführung der 
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Direktzahlungen auf hohem Niveau ein und lehnen eine Umschichtung von der ersten in die 
zweite Säule ab. Wir wenden uns strikt gegen die Bestrebungen anderer Parteien, den Bau-
ern das Geld wegzunehmen. Durch eine degressive Ausgestaltung der Direktzahlungen wol-
len wir kleine Betriebe weiter stärken. Die Belastung für unsere Betriebe durch Bürokratie 
muss eingedämmt werden. Wir brauchen mehr Ausnahmeregeln für kleine Betriebe und 
müssen Mehrfachkontrollen verhindern. Der Einsatz nachwachsender Rohstoffe bietet zusätz-
liche Einkommensquellen für Land- und Forstwirtschaft. 
 
Bauernhof 4.0 fördern. 
Innovationen in der Landwirtschaft wollen wir durch einen Innovationsfonds für die Landwir-
te und Innovationsberatung voranbringen. Um die wachsende Weltbevölkerung zu ernähren, 
sind der technische, biologische und digitale Fortschritt in der Landwirtschaft sowie Innovati-
onen wie Smart Farming maßgebend. Präzisionslandwirtschaft leistet gleichzeitig einen Bei-
trag zu Ressourcen- und Klimaschonung. Die Agrarforschung und Digitalisierung der Land-
wirtschaft müssen nachdrücklich verstärkt werden. Innovationen für den Bauernhof 4.0 wol-
len wir in der Öffentlichkeit durch aktive Kommunikation unterstützen.  
 
Qualität hat auch bei Lebensmitteln ihren Preis. 
Unsere heimischen Erzeuger sollen über die Marktpreise ein sicheres und ausreichendes Ein-
kommen erzielen können. Wir wollen die Marktstellung der Landwirte verbessern und das 
einseitige Preisrisiko zulasten der Erzeuger und Hersteller von Lebensmitteln beenden. In 
einer fairen Lieferkette tragen auch verarbeitende Industrie und Handel Verantwortung. Auf 
EU-Ebene setzen wir uns für eine Verbesserung der Kriseninstrumente ein. Export von bayeri-
schen Agrarprodukten werden wir verstärkt fördern. Wir fordern eine dauerhafte Risikoaus-
gleichsrücklage, damit die Betriebe in guten Jahren steuerfrei für Jahre mit Einbrüchen zu-
rücklegen können. 
 
Landwirtschaft in die Mitte der Gesellschaft.  
Der Dialog zwischen Erzeugern und Verbrauchern ist uns besonders wichtig. Wir wollen das 
Bewusstsein und die Wertschätzung für unsere gesunden und qualitativ hochwertigen Le-
bensmittel stärken. Hochwertige Nahrungsmittel sollen möglichst in der Region erzeugt wer-
den. Mit der Marke Bayern positionieren wir unsere Lebensmittel im Premiumsegment. Wir 
werden Ernährungsbildung für alle Verbraucher, insbesondere für Kinder und Jugendliche, 
fördern. Lebensmittelverschwendung muss reduziert werden. Dabei setzen wir auf Freiwillig-
keit bei Erzeuger, Handel und Verbraucher. Wir schreiben niemandem vor, was er essen darf. 
Wir setzen uns für eine effektivere Lebensmittelkontrolle im Sinne des Verbraucherschutzes 
ein. Jeder soll darauf vertrauen können, dass die von ihm gekauften Produkte und Lebensmit-
tel sicher sind.  

Keine Gentechnik auf bayerischen Feldern. 
Wir haben das Selbstbestimmungsrecht beim Anbau von Gentechnikpflanzen für die EU-
Mitgliedsstaaten durchgesetzt und damit sichergestellt, dass es auch weiterhin keine Gen-
technik auf Bayerns Feldern gibt. Mit der CSU bleibt es beim Nein zum Anbau von Gentech-
nikpflanzen. Patenten auf Pflanzen und Tiere erteilen wir eine klare Absage.  
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Bayerns Wälder schützen und nützen. 
Eine nachhaltige Forstwirtschaft sichert die Funktionen unseres Waldes: Er bietet Heimat für 
Tiere und Pflanzen und schützt das Klima. Er liefert natürliche Rohstoffe und ist seit jeher ein 
Rückzugsort für uns Menschen. Wer Klima- und Ressourcenschutz will, der kommt an einer 
nachhaltigen Nutzung unserer Wälder nicht vorbei. Die Jagd leistet nicht nur einen Beitrag 
zur Sicherung der Artenvielfalt, sondern ist auch Kulturgut. Jäger und Sportschützen dürfen 
nicht kriminalisiert werden. 
 
Klimaschutz als Querschnittsaufgabe vorantreiben. 
Wir unterstützen das europäische Klimaziel, die Treibhausgas-Emissionen bis 2050 um 80 bis 
95 Prozent zu reduzieren. International ist der bislang größte Erfolg der Bemühungen zur 
Begrenzung der Erderwärmung das Pariser Klimaschutz-Abkommen von 2015. Zur Zielerrei-
chung brauchen wir ein Bündel an Maßnahmen: Projektförderung für Kommunen und Wirt-
schaft, Ausdehnung natürlicher CO2-Speicher und mehr Klimaforschung. Klimaschutz muss 
international abgestimmt sein, insbesondere im Emissionshandel.  
 
Mit uns wird es keine generellen Dieselfahrverbote in bayerischen Städten geben.  
Die Luftqualität in Bayern und der Gesundheitsschutz der Bürger sind uns wichtig. Gerade im 
Verkehrsbereich müssen wir zu einer weiteren Verminderung des Schadstoffausstoßes ge-
langen. Das Verbot von Verbrennungsmotoren und Fahrverbote in Innenstädten sind der fal-
sche Weg. Wir brauchen für klimafreundliche Autos Anreize statt Verbote. Wir schließen einen 
Nachrüstungspakt mit der Automobilindustrie. Wir wollen den „sauberen“ Diesel. Zur Reduzie-
rung der Luftbelastung sind intelligente urbane Verkehrskonzepte notwendig. Anstatt Bürger 
auszusperren, wollen wir insbesondere E-Flotten für die Städte: Busse, Taxen, Rettungswagen 
und weitere Fahrzeuge, die dauerhaft im Stadtverkehr sind, sollen auf umweltfreundliche 
Antriebe umstellen. Wir wollen den öffentlichen Nahverkehr fördern und kommunale Projek-
te wie City-Logistik oder Fahrradkonzepte unterstützen.  
 
Wir arbeiten ehrgeizig für mehr Hochwasserschutz. 
Schutz vor Hochwasser bedeutet Sicherheit für die Menschen vor Ort. Investitionen in den 
vorsorgenden Hochwasserschutz sind ein Beitrag zur Daseinsvorsorge. Wir unterstützen un-
sere Kommunen dabei. Wir setzen beim Hochwasserschutz auch auf gesteuerte Flutpolder 
und natürlichen Rückhalt. Die Interessen der Flächeneigentümer müssen dabei berücksichtigt 
werden. Wir bringen Nachhaltigkeit und effektiven Hochwasserschutz in Einklang. Wir wollen 
positive Effekte für den Natur- und Artenschutz entlang der Flüsse erzielen. Regionen und 
Kommunen sollen durch ein Gesamtpaket vom technischen Hochwasserschutz, über flächen-
deckenden natürlichen Hochwasserrückhalt, bis zu einem Vorwarnsystem gestärkt werden.  
 
Tourismus und Naturschutz verbinden.  
Bayern ist bei ausländischen wie inländischen Touristen so beliebt wie noch nie. Der Touris-
mus in Bayern boomt. Das ist Beleg für die Attraktivität des Freistaats. Der Trend des um-
weltbewussten Reisens verbindet Tourismus mit Naturschutz. Naturtourismus ist vor allem für 
unsere ländlichen Räume ein Motor für die Entwicklung. Wir wollen den Naturtourismus in 
den kommenden Jahren weiter ausbauen. Naturschutzförderung und Kulturlandschaftspflege 
sollen mehr Mittel bekommen.  
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Erneuerbare Energien im Einklang mit Mensch und Natur.  
Durch die Energiewende verringern wir Abhängigkeiten und stärken die regionale Wert-
schöpfung. Energieversorgung in Bürgerhand ist eine wichtige Grundlage für die Akzeptanz 
der Energiewende. Wir müssen Versorgungssicherheit gewährleisten, insbesondere durch 
den zügigen Bau der Übertragungsnetze. Bayern hat den Vorrang für Erdverkabelung durch-
gesetzt. Wir bewahren das einzigartige Bild unserer bayerischen Landschaft. Auch bei Wech-
selstromleitungen brauchen wir mehr Erdverkabelung. Die Grundeigentümer sollen durch 
eine wiederkehrende Vergütung in Form von dauerhaften Zahlungen einen angemessenen 
Ausgleich erhalten.  
 
Für eine sichere, saubere und bezahlbare Energieversorgung.  
Wir wollen Energie sparen, einen vielfältigen Energiemix ausbauen und die Energietechnik 
weiterentwickeln. Die Energieversorgung muss nicht nur sicher und sauber sein, sondern 
auch bezahlbar bleiben. Deutschland muss eine einheitliche Strompreiszone bleiben. Wir 
brauchen eine Strompreisbremse. Bei der Förderung der erneuerbaren Energien über das 
EEG brauchen wir einen Systemwechsel hin zu mehr Markt und Wettbewerb. Den Ausbau der 
erneuerbaren Energien wollen wir unter Wahrung des Bestandsschutzes auf neue verlässli-
che Grundlagen stellen. Die Energiewende darf nicht unverhältnismäßig zu Lasten der Bürger 
und der Wirtschaft gehen oder Arbeitsplätze gefährden. Spezielle Ausnahmen für energiein-
tensive Betriebe müssen beibehalten werden.  

 
X. Europa und Sicherheit in der Welt 
Wir Deutsche und Europäer müssen unser Schicksal wieder mehr in die eigenen Hände neh-
men. Bisherige Partnerschaften sind nicht mehr so selbstverständlich wie früher. Mehr denn 
je kommt es darauf an, dass wir der Welt ein Vorbild sind. Ein Vorbild der Verlässlichkeit und 
ein Vorbild des Zusammenhalts, wenn es um das gemeinsame Anpacken von Problemen 
geht. Das bedeutet für uns: mehr Verantwortung und mehr Anstrengung. Es ist Deutschlands 
Aufgabe, Stabilitätsanker in der Welt zu sein. Die Union gewährleistet: Auf Deutschland und 
auf Europa kann man sich in diesen unruhigen Zeiten als Partner verlassen. 
 
Europa muss zusammenhalten.  
Die europäische Einigung ist die bedeutendste politische Idee und der größte Stabilitätsbei-
trag der letzten Jahrzehnte. Heute steht Europa vor der schwierigsten Aufgabe seit seiner 
Gründung. Europa darf sich nicht spalten lassen. Die Länder Europas müssen zusammenhal-
ten und Herausforderungen als Partner gemeinsam angehen. Es braucht den gemeinsamen 
Willen zum Zusammenhalt. Es geht um Sicherheit und Wohlstand für die Menschen auf unse-
rem Kontinent, um Stabilität und die Verteidigung unserer Werteordnung, um Rechtsstaat-
lichkeit und Demokratie. Dafür lohnt es zu kämpfen. Wir sind für die Zukunft Europas verant-
wortlich.  
 
Europa muss stärker und besser werden.  
Wir müssen Europa jetzt fit machen für diese herausragende Aufgabe unserer Zeit. Wir brau-
chen eine Qualitätsoffensive für die Europäische Union. Europa muss sich auf seine wesentli-
chen Aufgaben konzentrieren. Europa braucht mehr flexible Formen der Zusammenarbeit. 
Europas Kraft liegt in seiner Vielfalt und im Respekt vor nationalen Identitäten und Regionen. 
Es ist stark im Großen und freiheitlich im Kleinen. Die Stärken Europas liegen dort, wo es 
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Frieden und Freiheit sichert und Wohlstand schafft. Es gilt, Anstrengungen für diese Ziele zu 
verstärken, anstatt die Freude an Europa durch Vorgaben im Alltäglichen zu schmälern. Vor-
behalte und Misstrauen müssen wir ernst nehmen. Immer mehr Einzelkompetenzen, neue 
EU-Institutionen oder Eurobonds sind der falsche Weg. Europa muss sich auf die großen Her-
ausforderungen konzentrieren. Beschlossene Regeln müssen von allen Mitgliedstaaten ein-
gehalten werden. Strikte Haushaltsregeln und wirtschaftliche Strukturreformen sind dabei 
unerlässlich. Zusätzliche Lasten alleine auf den Schultern deutscher Sparer, Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber, wie sie bei einer europäischen Arbeitslosenversicherung oder einer europäi-
schen Einlagenversicherung drohen, lehnen wir ab. Eine effizientere Subsidiaritätsrüge soll 
sicherstellen, dass Zentralismus die europäischen Ideen nicht überlagert.  
 
Europa muss seine Grenzen sichern. 
Europa muss die Fähigkeit haben, seine Grenzen zu sichern und selbst zu entscheiden, wer 
nach Europa kommt. Wir wollen die EU-Grenzschutzagentur Frontex so stärken, dass sie ei-
nen effektiven Schutz der europäischen Außengrenzen leisten kann. Ein verpflichtender Da-
tenaustausch aller Mitgliedstaaten ist essentiell zur Bekämpfung von Terrorismus und orga-
nisierter Kriminalität.  
 
Finanzstabilität muss Qualitätsmerkmal Europas werden. 
Die Stabilitätskriterien von Maastricht müssen eingehalten werden. Die Antwort auf Stabili-
tätssünder müssen Sanktionen sein und keine Transfer- oder Schuldenunion. Statt Eurobonds 
ist finanzpolitische Selbstverantwortung gefordert. Der Weg in die Erfolgsspur führt über Re-
formen und Disziplin, nicht über die Sanierung der eigenen Finanzen auf Kosten anderer. Das 
gilt für Länder mit hohen Schulden ebenso wie für Banken, die sich verspekuliert haben. Der 
deutsche Steuerzahler darf nicht für finanzielle Verfehlungen anderer Länder aufkommen. 
Wir wollen die dauerhafte Stabilisierung der Euro-Zone erreichen und einen eigenen Europäi-
schen Währungsfonds schaffen.  
 
Bürokratie- statt Schuldenschnitt. 
Wir wollen ein Europa der Bürger, nicht der Bürokraten. Europa soll den Alltag der Bürger 
vereinfachen und ihre wirtschaftliche und persönliche Freiheit nicht durch Überregulierung 
und Kontrollwahn einschränken. Wir brauchen nicht immer mehr Regulierung, sondern eine 
konsequente Entbürokratisierung der Verwaltung. Ein erster Bürokratieschnitt soll bis 2024 
mindestens 1000 EU-Richtlinien und Verordnungen abschaffen.  
 
Wir stehen zur transatlantischen Partnerschaft. 
Europa und die Vereinigten Staaten von Amerika haben eine lange gemeinsame Geschichte. 
Uns verbinden eine gewachsene und verlässliche Freundschaft und gemeinsame Werte. Die 
USA sind und bleiben ein zentraler Handelspartner. Wir wollen auf die USA einwirken, um 
wieder zu mehr Gemeinsamkeiten im transatlantischen Verhältnis zu kommen. Wir sollten 
trotz unterschiedlicher Auffassungen nie den Blick dafür verlieren: Was wir Deutsche und 
Europäer in der Welt durchsetzen wollen, geht mit Amerika besser als alleine. Wir werden die 
transatlantischen Beziehungen wieder intensivieren und neu beleben. 
 
Freihandel beruht auf Gegenseitigkeit. 
Internationale Zusammenarbeit, Wettbewerb, Leistungsfähigkeit sowie freier Handel und 
offene Märkte sind unerlässlich für die weltweite Spitzenstellung unserer Unternehmen. Pro-
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tektionismus und Abschottung erteilen wir eine klare Absage. Es ist nicht im deutschen Inte-
resse, wenn im Handel Zölle und Handelsschranken hochgefahren werden. Stattdessen arbei-
ten wir für einen fairen internationalen Handelsverkehr ohne einseitige Wettbewerbsvorteile 
durch staatliche Eingriffe. 
 
Die Russland-Sanktionen dürfen nicht zum Dauerzustand werden. 
Deutschland kommt eine besondere Rolle als Brückenbauer zu Russland zu. Auch wenn der 
Dialog mit Russland schwierig ist, wir müssen ihn in enger Abstimmung mit unseren Partnern 
aufrechterhalten. Viele Konflikte in der Welt, auch in Syrien, können nur mit und nicht gegen 
Russland gelöst werden. Wir setzen uns für einen Fahrplan zur Rückführung der Russland-
Sanktionen ein und unterstützen einen flexiblen Abbau der Sanktionen bei schrittweiser Um-
setzung des Minsker Abkommens. 
 
Bayern ist Brückenbauer nach Osteuropa. 
Bayern liegt im Herzen Europas. In langer Tradition sind wir den mittel- und osteuropäischen 
Staaten wirtschaftlich und kulturell stark verbunden. Unsere geographische Lage und unsere 
Geschichte sind für uns Chance und Verpflichtung zugleich. Mit unserer Ost-Europa-Strategie 
sind wir weiterhin Motor der guten Nachbarschaft zu Mittel- und Osteuropa.  
 
Der BREXIT muss fair und geordnet ablaufen. 
Großbritannien muss ein Teil Europas und ein enger Partner Deutschlands bleiben. Es liegt in 
unserem Interesse, dass wir mit Großbritannien auch nach dem Brexit intensive wirtschaftli-
che und politische Verbindungen pflegen. Großbritannien ist für Bayern das wichtigste euro-
päische Exportland. Wir streben ein Handelsabkommen an, das möglichst nah am Status quo 
ist, aber unberechtigte Sonderregelungen vermeidet. Die finanziellen wie auch wirtschaftli-
chen Auswirkungen des Brexit sollen für die die Menschen so minimal wie möglich ausfallen.  
 
Kein EU-Beitritt der Türkei. 
Die Türkei hat sich unter Erdogan von Europa wegbewegt. Die Reaktionen nach dem Putsch-
versuch, sein Verfassungsumbau und die Abkehr von europäischen und demokratischen Wer-
ten zeigen: Es kann keine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU geben. Für die Zukunft muss 
versucht werden, mit der Türkei eine neue Form der europäischen Nachbarschaft als Sicher-
heits- und Wirtschaftspartner zu finden.  
 
Deutsche Außenpolitik muss deutschen Interessen dienen. 
Wir müssen unsere nationalen Interessen ebenso selbstverständlich formulieren, wie es an-
dere Staaten tun. Wir werden deutschen Interessen in der Außenpolitik selbstbewusst mehr 
Geltung verschaffen. Sie liegen als Exportnation beispielsweise im freien und fairen Handel, 
in der Rohstoff- und Energiesicherheit. Wir müssen darauf achten, dass wichtige Schlüssel-
technologien in Deutschland bleiben. Im Wettbewerb mit aufsteigenden Nationen, allen vo-
ran China, wollen wir weltweit Standards mitprägen und die Grundprinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft exportieren. Deutsche Außenpolitik steht dabei weiterhin in einer festen 
Kontinuität von klarer Werteorientierung: Westbindung, Völkerrecht, Humanität, Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit. Diese Grundwerte sind für uns unverrückbar. Zusammen mit unseren 
europäischen und internationalen Partnern, besonders EU, NATO und USA, stehen wir für eine 
Politik von Sicherheit und Stabilität in Partnerschaft. 
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Krisenprävention stärken. 
Wir dürfen nicht zusehen, wie Staaten zerbrechen oder scheitern. Instabilität ist der Nährbo-
den für Bürgerkrieg, Fluchtbewegungen und Terrorismus. Es liegt im deutschen Interesse, 
Krisen rechtzeitig vorzubeugen. Für die Krisenprävention benötigen wir ein Frühwarnsystem 
und eine solidarische Finanzierung internationaler Entwicklungsgelder. Wir brauchen einen 
UN-Weltkrisenfonds und internationale Allianzen gegen den Terrorismus. In enger Abstim-
mung mit der Staatengemeinschaft soll ein abgestufter Aktionsplan aus Diplomatie, Entwick-
lungspolitik und Streitkräften zum Einsatz kommen. Ziel muss es sein, ein Abgleiten gefähr-
deter Staaten in Destabilität und Islamismus zu verhindern. Parallel zu Erhöhungen des Ver-
teidigungshaushaltes werden wir auch Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit im Maß-
stab 1 : 1 aufstocken.  
 
Marshallplan mit Afrika für eine neue Ära der Partnerschaft.  
Durch die Globalisierung ist Afrika näher an Europa herangerückt. Es gilt, Stabilität und Ent-
wicklung zu fördern und Perspektiven vor Ort zu schaffen. Aus der Perspektivlosigkeit von 
heute dürfen nicht die Flüchtlingsströme von morgen werden. Wir wollen eine enge wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und uns dafür einsetzen, dass die Menschen in Afrika umfassen-
den Zugang zu Bildung haben und von wirtschaftlicher Prosperität profitieren. Der Ausbau 
der Infrastruktur soll vorangetrieben und Hunger bekämpft werden. Unser Marshallplan mit 
Afrika soll eine breite Welle der Unterstützung auch in anderen Ländern auslösen. Dabei sol-
len vor allem auch private Investitionen mobilisiert werden. 
 
Deutschland muss sich für ein Ende der Christenverfolgung einsetzen. 
Christen sind die weltweit am stärksten verfolgte Religionsgemeinschaft. Die CSU wendet 
sich gegen eine Unkultur des Wegschauens. Vielmehr muss Christophobie weltweit ge-
brandmarkt werden. Deutschland muss sich als christlich geprägte Nation weltweit für ein 
Ende der Christenverfolgung einsetzen. 
 
Unsere Verteidigungsfähigkeiten sichern.  
Wir müssen realistisch erkennen, dass wir in Zukunft selbst mehr für unsere Sicherheit sorgen 
müssen. Unabhängiger von anderen müssen wir in Deutschland und Europa unsere Verteidi-
gungsfähigkeit sichern. Für mehr Personal und beste Ausrüstung für unsere Bundeswehr sto-
cken wir den Verteidigungsetat kontinuierlich auf. Informationsüberlegenheit und eine mo-
derne Ausrüstung sind wesentliche Voraussetzungen für die Landes- und Bündnisverteidi-
gung. Wir wollen eine umfassende Modernisierung der Bundeswehr bei der Digitalisierung, 
den Informations- und Kommunikationssystemen und bei der Befähigung zur vernetzten 
Operationsführung. Deutschland muss bei Drohnentechnologie und Cyberabwehr Vorreiter 
werden. Rüstungsprojekte wollen wir gemeinsam mit unseren europäischen Partnern aufle-
gen.  
 
Wir stehen zur Bundeswehr. 
Wir bekennen uns zu unseren Soldatinnen und Soldaten, die einen schweren und anspruchs-
vollen Dienst für die Sicherheit Deutschlands leisten. Für die CSU ist klar: Die Bundeswehr 
muss weiter fest in der Mitte der Gesellschaft verankert sein. Wir sind stolz auf unsere Trup-
pe. Ihr gebührt Respekt, Dank und Anerkennung. Besonders danken wir unseren Soldatinnen 
und Soldaten sowie den zivilen Beschäftigten für ihren Einsatz im In- und Ausland.  
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Es ist Zeit für mehr Gerechtigkeit! 
2017 ist ein entscheidendes Jahr. Die SPD tritt an, um mit Martin Schulz als Bundeskanzler die 

Weichen für die Zukunft Deutschlands und Europas zu stellen. Die Wahlen in diesem Jahr sind 

grundsätzliche Entscheidungen darüber, in welcher Gesellschaft wir leben wollen. Werte, die 

als selbstverständlich galten, stehen auf dem Spiel. 

Für diese Werte kämpfen wir, wie wir es in unserer langen Geschichte immer getan haben. Für 

eine Gesellschaft, die jedem Menschen respektvoll und mit Würde begegnet. 

Unabhängig von Geschlecht, Herkunft, sexueller Identität, Religion. Unabhängig davon, ob 

jemand eine Behinderung hat, krank oder pflegebedürftig ist. Unabhängig von Beschäftigung 

und Lebensgrundlage. 

Wir kämpfen für die Freiheit, seine Meinung sagen und veröffentlichen zu können. Für eine 

freie Presse und eine unabhängige Justiz. Wenn wir uns umschauen in Europa und der Welt, 

sehen wir diese Werte in Gefahr. Für diese Werte einzustehen, war der Ursprung der 

Sozialdemokratie. Dafür stehen wir – damals wie heute. 

Unser Land ist heute demokratischer, offener, moderner und freier als jemals zuvor. Hier leben 

engagierte Menschen in ihren Familien, mit Freunden und Nachbarn. Hier arbeiten motivierte 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ebenso wie selbstbewusste Gewerkschaften und 

erfolgreiche Unternehmen in einer starken sozialen Marktwirtschaft zusammen. Wir sind stolz 

auf unseren demokratischen Rechtsstaat, der die Würde des Menschen an erste Stelle setzt. 

Unser kulturelles Leben ist einzigartig. Ebenso wie unsere Zivilgesellschaft mit ihren vielen 

unterschiedlichen Vereinen, Verbänden und Initiativen, den Wohlfahrtsverbänden, Kirchen 

und Religionsgemeinschaften, in denen sich Millionen Menschen ehrenamtlich engagieren. 

Viele sagen, dass es ihnen eigentlich gut geht. Aber sie spüren auch, dass es in unserer 

Gesellschaft nicht überall gerecht zugeht. Sie berichten von ihren Schwierigkeiten, den 

Hoffnungen ihrer Eltern und Zielen ihrer Kinder. Alle eint der Wunsch nach einer gerechten 

Gesellschaft, die zusammenhält. Es ist der Wunsch nach einem Land, in dem wir füreinander da 

sind und uns gegenseitig mit Respekt begegnen. Mehr Gerechtigkeit und Respekt vor der 

Lebensleistung aller Menschen stärken unsere Demokratie. Dazu gehört, dass in unserem Land 

der gesellschaftliche Zusammenhalt wieder stärker wird und der anständige Umgang 

miteinander nicht durch die politische Radikalisierung verloren geht. Wir wollen, dass die 

Menschen in Deutschland sicher leben können. 

Gerechtigkeit ist die zentrale Voraussetzung für Zusammenhalt und Wohlstand. Wir werden 

Einkommen und Chancen gerechter gestalten. Gesellschaften, die zusammenhalten und sozial 

gerecht sind, können Probleme besser meistern. Gerechte Gesellschaften sind wirtschaftlich 

erfolgreicher und innovativer. In gerechteren Gesellschaften sind die Menschen zufriedener 

und das gegenseitige Vertrauen ist stärker. Gerechtigkeit macht unser Land in vielerlei Hinsicht 

reicher. Gerechtigkeit bedeutet auch soziale Sicherheit. Sichere und gute Arbeitsplätze, die 

Zuversicht, dass es gute und gleiche Bildungschancen für alle Kinder gibt, die Zuverlässigkeit, 

dass genügend und bezahlbarer Wohnraum vorhanden ist, dafür setzen wir uns ein. Soziale 
Sicherheit und öffentliche Sicherheit gehören zusammen. Jede und jeder hat das Recht, sich 

sicher bewegen zu können. Der Staat muss für die Sicherheit aller Menschen sorgen. 

Wenn wir für mehr Gerechtigkeit und Sicherheit sorgen, dann zahlt sich das für den 

Wirtschaftsstandort Deutschland aus. Für den weltweiten Handel und die Digitalisierung 

unserer Wirtschaft brauchen wir gerechte Rahmenbedingungen und modernste Infrastruktur. 

Unser Ziel ist es, die Chancen, die sich aus der Digitalisierung und der weltweiten Vernetzung 

ergeben, zu nutzen. Wirtschaftliche Kraft, Innovationsfreude, technologischer Fortschritt, 
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Nachhaltigkeit und die Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen sind die Grundlagen für 
die Zukunft Deutschlands und Europas. Die SPD ist Partnerin der Gewerkschaften, der 
Wirtschaft und der Wissenschaft – denn wirtschaftliche Stärke ist der gemeinsame Erfolg 
vieler. 

Wir wollen eine Gesellschaft der Kultur und Kunst, die unser Leben in vielerlei Hinsicht 
bereichert und das Nachdenken über uns selbst befördert. 

Internationale Krisen und Zuwanderung stellen Deutschland und Europa vor neue 
Herausforderungen. Eine offene Gesellschaft braucht eine starke Demokratie, die 
Zusammenhalt und Solidarität fördert, Regeln durchsetzt und damit Sicherheit gewährleistet. 
Ein friedliches Zusammenleben funktioniert nur mit der Anerkennung von Werten und Regeln, 
die für alle gleichermaßen gelten. Das trifft für Deutschland ebenso zu wie für Europa. 

Die SPD steht wie keine andere Partei für die europäische Idee. Diese Idee eines geeinten 
Europas ist für mehr als 500 Millionen Menschen das Versprechen auf ein Leben in Frieden, 
Freiheit, Sicherheit und Wohlstand. Uns geht es um ein wirtschaftlich dynamisches, 
demokratischeres und sozialeres Europa, das die Menschen in den Mittelpunkt stellt, 
Verständigung schafft und Zusammenhalt stiftet. 

Europa ist ein Friedensprojekt und die SPD als Friedenspartei steht für eine Außenpolitik der 
klugen Diplomatie. Im Geiste der Entspannungspolitik Willy Brandts ist es unser Anspruch, 
Brücken zu bauen. Aufrüstung und Säbelrasseln lösen keine Konflikte. Europa, die USA, 
Russland und China tragen gemeinsam Verantwortung für den Frieden in der Welt und den 
Kampf gegen den internationalen Terrorismus. Deshalb können nur der Dialog zwischen den 
Regierungen, die Verständigung zwischen den Völkern und eine gelebte Solidarität zwischen 
Nord und Süd zu mehr globaler Sicherheit führen. 

Die Zukunft Deutschlands und Europas wird das sein, was wir alle gemeinsam aus ihr machen. 
Veränderungsprozesse lassen sich nicht verhindern, sondern sie bieten die Chance, die Dinge 
zum Besseren zu wenden. Sie lassen sich politisch gestalten! Was wir brauchen ist die 
Zuversicht, dass es sich lohnt, für eine bessere Zukunft zu streiten und den Mut, es anzugehen. 
Zukunft ist für Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ein Versprechen auf ein besseres 
Zusammenleben, Chancengleichheit und ein gerechtes Miteinander in einer offenen und 
inklusiven Gesellschaft. 

Dafür arbeitet die SPD und dafür kämpfen wir. Mit Martin Schulz als Bundeskanzler und einer 
starken SPD im Bundestag wird Deutschland gerechter, fortschrittlicher, solidarischer und 
nachhaltiger. 

 

Es ist Zeit, jetzt zu handeln! 

Es ist Zeit für mehr Gerechtigkeit! 
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Es ist Zeit für mehr Familie, beste Schulen und gute Pflege 
Es gibt Jahre, in denen die Familie mehr Zuwendung und mehr Zeit braucht als in anderen. 

Eltern wollen für ihre Kinder da sein und beruflich den Anschluss halten. Oft stehen sie zudem 

vor der Herausforderung, sich um pflegebedürftige Angehörige zu kümmern. Wir sorgen dafür, 

dass Familie, Beruf und Pflege besser zusammengehen. Wir ermöglichen Eltern, berufliche und 

familiäre Aufgaben gerecht aufzuteilen. Dafür brauchen sie ein gutes Angebot an Kitas und 

Schulen sowie mehr Zeit und Geld. Diese Wünsche und Bedürfnisse sind für unsere Politik 

zentral, denn Familie ist ein fester Anker in unserem Leben. Für uns ist Familie dort, wo 

Menschen füreinander Verantwortung übernehmen – von der Ehe zwischen Mann und Frau 

über alleinerziehende Mütter und Väter, Patchworkfamilien bis zum gleichgeschlechtlichen 

Paar. 

Unsere Bildungspolitik schafft gleiche Chancen für alle. Denn noch entscheidet hier zu oft der 

Geldbeutel der Eltern. Deshalb machen wir die Bildung gebührenfrei. Und zwar von der Kita 

über die Ausbildung und das Erststudium bis zum Master und zur Meister-/Technikerprüfung.  

Wir werden die Schulen modernisieren und in den Ausbau von Ganztagsschulen investieren. 

Kinder, Eltern und Lehrkräfte sollen erleben, dass uns Bildung viel wert ist. Es ist unsere 

Aufgabe, junge Menschen dabei zu unterstützen, ihren Weg zu gehen. Das geht nur mit einer 

eigenständigen Jugendpolitik, die Jugendlichen passende Angebote für ihre jeweilige 

Lebenssituation macht. 

Die gleiche Sorgfalt und Energie, die wir für unsere Kinder verwenden, brauchen wir auch für 

die Älteren in unserer Familie. Ältere Menschen müssen so lange wie möglich am 

gesellschaftlichen Leben teilhaben und selbst über ihr Leben bestimmen können. Wenn sie 

Hilfe oder Pflege benötigen, sollen sie sich darauf verlassen können, dass sie die notwendige 

Unterstützung bekommen. Pflege ist keine Privatsache. Diejenigen, die sich um andere 

kümmern, lassen wir nicht alleine. 

Familie ist Lebensmittelpunkt. Und glückliche Familien, die ohne Sorgen leben können, geben 

uns Kraft für die Zukunft. 

Familienarbeitszeit und Familiengeld: 

Wir wollen, dass Familie und Beruf als doppeltes Glück empfunden wird. Viele Eltern wünschen 

sich, ihre Arbeit und die Kindererziehung partnerschaftlich aufteilen zu können. Bislang heißt 

das allerdings, finanzielle und berufliche Nachteile in Kauf nehmen zu müssen. Das wollen wir 

ändern! Wir unterstützen Eltern: mit der Einführung der Familienarbeitszeit und des 
Familiengeldes. Noch ist es so, dass viele junge Väter nach kurzer Elternzeit voll in ihre Jobs 

zurückkehren. Obwohl die meisten gern etwas weniger arbeiten würden als vorher, um mehr 

Zeit mit der Familie zu haben. Mütter steigen hingegen oft nach einem Jahr Elternzeit in 

Teilzeit wieder ein, obwohl sie gern etwas mehr arbeiten würden. Das verhindert nicht nur eine 

partnerschaftliche Aufteilung der Arbeit und Kindererziehung, sondern hat für Frauen negative 

Folgen: geringeres Einkommen, schlechtere Aufstiegschancen und später eine geringere Rente. 

Als ersten Schritt haben wir bereits das ElterngeldPlus eingeführt, das es Eltern ganz kleiner 

Kinder leichter macht, Elternzeit und Teilzeitarbeit miteinander zu verbinden. In einem 

nächsten Schritt werden wir eine Familienarbeitszeit einführen. Wenn beide Eltern ihre 

Arbeitszeit partnerschaftlich aufteilen, erhalten sie das Familiengeld. Es beträgt jeweils 150 

Euro monatlich für beide Eltern, wenn sie jeweils 75 Prozent bis 90 Prozent der jeweiligen 

regulären Vollzeit arbeiten (das entspricht je nach betrieblicher bzw. tarifvertraglich geltender 

Vollzeit 26 bis 36 Wochenstunden). Und es wird bis zu 24 Monate gezahlt. Gerade Familien mit 

kleinen Einkommen sollen sich eine gerechte Aufteilung von Familie und Beruf leisten können. 
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Natürlich werden auch Allein- oder getrennt Erziehende sowie Regenbogenfamilien das 

Familiengeld erhalten. 

Wir werden die Gewerkschaften dabei unterstützen, diese Regelung tarifvertraglich zu 

begleiten. 

Mehr Zeit für die Familie braucht auch einen Kulturwandel in der Arbeitswelt. Dazu gehört 

auch die Abkehr vom „Präsenz-Wettbewerb“ im Beruf. Für familiengerechte Arbeits- und 

Besprechungszeiten, Homeoffice- und Dienstreiseregelungen sind die Arbeitgeberinnen und 

Arbeitgeber in der Pflicht. Der öffentliche Dienst soll dabei Vorreiter sein und die 

partnerschaftliche Aufteilung von Erwerbsarbeit, Kindererziehung und Pflege fördern. 

Gute Bildung von Anfang an: 

Wir sorgen für ein ausreichendes Angebot an Krippen, Kitas, Kindertagespflege, Horten und 

Ganztagsschulen. Die Kita-Gebühren schaffen wir schrittweise ab und entlasten damit alle 

Familien, die jetzt noch für die Betreuung zahlen müssen. 

Außerdem werden wir in Bildung und Betreuung am Nachmittag investieren und einen 

Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung von Kita- und Grundschulkindern einführen – mit 

finanzieller Beteiligung des Bundes. Ziel muss es dabei sein, die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf auch durch bedarfsgerechte Betreuungsangebote zu anderen Tageszeiten als bisher zu 

verbessern. 

Mit einem bundesweiten Gesetz werden wir die Qualität von Kitas mit Unterstützung des 

Bundes steigern. Wir brauchen besser ausgestattete Kitas und eine gesunde Ernährung. Mit 

zusätzlichen Erzieherinnen und Erziehern können die Kinder in den Gruppen besser betreut 

werden. Dafür wollen wir den Beruf aufwerten und die Ausbildung verbessern. Wir werden 

dies mit einer Fachkräfteoffensive unterstützen. Zusätzlich wollen wir die Kindertagespflege 

weiter professionalisieren und aufwerten. 

Kinderarmut bekämpfen: 

Kinderarmut darf es in einem so reichen Land wie unserem nicht geben. Denn sie bedeutet vor 

allem auch: Schlechteren Zugang zu Bildung, Kultur und Sport – und damit schlechtere 

Zukunftschancen. 

Wir werden die Benachteiligung von Kindern armer Eltern beseitigen und ihnen eine 

gleichberechtigte Teilhabe ermöglichen. Dabei werden wir vor allem auch die besondere 

Lebenssituation von Kindern berücksichtigen, die mit einem Elternteil aufwachsen. Wir wollen 

die Arbeitsmarktbeteiligung und die finanzielle Situation der Eltern ebenso verbessern wie die 

Teilhabechancen von Kindern – unabhängig von der sozialen Lage ihrer Eltern. Gute und 

bedarfsgerechte Kitas und Ganztagsschulen sind dafür die entscheidende Voraussetzung. 

Gleichzeitig wollen wir ein nach Einkommen und Kinderzahl gestaffeltes Kindergeld einführen, 

das Kindergeld und Kinderzuschlag zusammenführt. 

Mit Blick auf die politisch gewünschten Ziele (Vermeidung von Kinderarmut, Zugang zu 

Bildung für alle Kinder und gleiche Förderung aller Kinder unabhängig vom Einkommen der 

Eltern) werden wir das Konzept der Existenzsicherung für Kinder mit den unterschiedlich 

zusammenwirkenden Instrumenten regelmäßig überprüfen und gegebenenfalls anpassen. 

Jedes Kind ist uns gleich viel wert und niemand soll wegen seiner Kinder arm werden.  

Die Rechte von Kindern und Familien werden wir auch in Bezug auf Teilhabechancen im 

Bereich der Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) weiter stärken. 
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Kinderrechte stärken: 

Wir werden die Rechte von Kindern im Grundgesetz verankern. Kinder sind eigene 
Persönlichkeiten und brauchen eigene Rechte. Parlamente, Verwaltungen und Gerichte sollen 
Kinderinteressen überall dort, wo Kinderrechte berührt sind, vorrangig berücksichtigen.  

Das Recht von Kindern und Jugendlichen, ohne Gewalt – insbesondere sexualisierte Gewalt – 
aufzuwachsen, ist ein elementares Kinderrecht. Der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor 
sexualisierter Gewalt muss ausgeweitet und weiter verstärkt werden. Dazu gehören ein 
wirksamer Jugendmedienschutz und die Weiterführung der Hilfen für die Betroffenen. Der 
unabhängige Beauftrage für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs spielt hier eine wichtige 
Rolle. Diese Funktion wollen wir weiter verlängern. 

Die Hilfen für die Betroffenen müssen so niedrigschwellig und unbürokratisch wie möglich zur 
Verfügung gestellt werden. 

Wir werden die Anstrengungen im Kampf gegen sexualisierte Gewalt bundesweit weiter 
vorantreiben. Zum Schutz gegen Mobbing müssen Eltern, Kinder und Beschäftigte in 
Bildungseinrichtungen für dieses Thema stärker sensibilisiert werden und 
Präventionsmaßnahmen in allen Altersstufen durchgeführt werden. 

Politik für junge Menschen: 

Eine eigenständige Jugendpolitik bedeutet für uns, verschiedene Politikfelder schlüssig 
miteinander zu verbinden. Wir wollen deshalb in einem breiten Diskurs unsere 
jugendpolitische Gesamtstrategie gemeinsam mit Kindern, Jugendlichen und ihren Verbänden 
weiterentwickeln. Unser Leitbild ist dabei: Alle jungen Menschen müssen ihren eigenen Weg 
gehen, Freiräume haben und ein selbstbestimmtes Leben führen können. Eine wichtige 
Grundlage für unser Handeln ist das bewährte Instrument des Kinder- und Jugendberichts der 
Bundesregierung. 

Mit einem gesetzlich verankerten „Jugend-Check“ werden wir zudem künftig alle politischen 
Maßnahmen auf ihre konkrete Wirkung für junge Menschen überprüfen. 

Junge Menschen brauchen vor allem ein Bildungs- und Ausbildungssystem, das optimale 
Förderung und individuelle Freiräume verbindet. Das heißt zum Beispiel: In Ganztagsschulen 
muss es möglichst viele alternative Angebote geben – und gleichzeitig brauchen Jugendliche 
zeitliche Freiräume außerhalb von Schule. Für einen guten Übergang von der Schule in die 
Ausbildung sind die frühzeitige Berufs- und Studienorientierung und, wenn nötig, eine 
unterbrechungsfreie Berufseinstiegsbegleitung erforderlich. Diese unterstützen wir mit 
flächendeckenden Jugendberufsagenturen. Neben der Ausbildungsgarantie für alle jungen 
Menschen wollen wir zugleich die Qualität der dualen Ausbildung steigern, um beispielsweise 
die sozialen Berufe attraktiver zu machen. Mit einer Mindestausbildungsvergütung (tarifliche 
Lösungen haben Vorrang) wollen wir Eigenständigkeit während der Ausbildung ermöglichen. 
In jeder Lebensphase muss es zudem finanziell möglich sein, zwischen beruflicher und 
akademischer Bildung zu wechseln. Wir wollen daher die Leistungen des BAföG verbessern – 
insbesondere auch, um schon bestehende, alternative Bildungsbiographien etwa durch einen 
späteren Studienbeginn oder Teilzeitstudien fördern zu können. 

Wir tragen Sorge dafür, dass Bildungs- und Ausbildungschancen nicht vom Wohnort der Eltern 
abhängen. Neben einer Ausweitung des öffentlichen und sozialen Wohnungsbaus wollen wir 
gezielt in Studierenden- und Auszubildendenwohnheime investieren, um junge Menschen bei 
ihren ersten Schritten außerhalb des Elternhauses zu unterstützen. 
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Nach der Ausbildung brauchen junge Menschen sichere Zukunftsperspektiven. Deshalb wollen 
wir eine Ankündigungsfrist für Arbeitgeber einführen, die Auszubildende nach Ende der 
Ausbildung nicht übernehmen wollen. Die sachgrundlose Befristung werden wir abschaffen. 
Auch zweite und dritte Chancen in Schule und Berufsbildung zu eröffnen, ist für uns eine 
Selbstverständlichkeit. Wir wollen keinen Jugendlichen zurücklassen. Das Ende der Schulpflicht 
darf deshalb nicht dazu führen, dass Jugendliche keine Chance erhalten, eine Schule oder 
Berufsschule zu besuchen. Wir setzen auf Perspektiven durch gezielte Förderung statt auf 
schärfere Sanktionen für unter 25-jährige im SGB II. 

Junge Menschen sollen demokratisch mitentscheiden. Wir wollen das Wahlalter bei 

Bundestagswahlen und bei den Wahlen zum Europäischen Parlament auf 16 Jahre absenken. 

So ermöglichen wir jungen Menschen, sich früher politisch zu beteiligen. Und damit motivieren 
wir sie zugleich, sich für ihre Interessen und für ihre Rechte stärker zu engagieren. Denn ihre 
Stimme zählt. Die politische Bildung für Jugendliche werden wir ausbauen – vor allem über die 
Bundeszentrale für politische Bildung ebenso wie durch politische Jugendverbände, freie 
Träger und andere politische Bildungsangebote. 

Orte der Kinder- und Jugendarbeit gehören genauso wie Kitas und Schulen zur 
Grundversorgung. Deshalb werden wir sie erhalten und ausbauen. Die Jugendverbände sind 
ein tragender Pfeiler unserer Jugendarbeit. Wir wollen ihre finanzielle Förderung im 
Bundeshaushalt weiter erhöhen. Immer mehr junge Menschen zwischen Schule und Studium 
oder Berufseinstieg nutzen Jugendfreiwilligendienste zur eigenen Orientierung. Dort muss die 
Zahl der Plätze der Nachfrage entsprechend angehoben werden. 

Die junge Generation gestaltet die globalisierte Welt. Wir wollen daher die internationalen 
Jugendfreiwilligendienste, den internationalen Jugendaustausch sowie Erasmus+ als das 
zentrale Bildungsprogramm der EU deutlich ausbauen. Wer sich den Austausch nicht leisten 
kann, den unterstützen wir. 

Beste Schulen: 

Egal wo gelernt wird: Schulen müssen strahlen – die Gebäude, aber auch ihre Ausstattung. Und 
wir brauchen die besten Lehrerinnen und Lehrer. Deshalb wollen wir in einer „Nationalen 
Bildungsallianz“ alle Kräfte bündeln. Bildung ist eine gemeinsame Aufgabe von Bund, Ländern 
und Kommunen! Mit einem neuen Grundgesetzartikel 104c brechen wir in einem ersten 
Schritt das Kooperationsverbot auf. Der Bund soll in finanzschwachen Kommunen direkt in 
Bildungseinrichtungen wie Kitas, Schulen, Horte und Berufsschulen investieren können. 
Darüber hinaus wollen wir aber eine vollständige Aufhebung des Kooperationsverbotes. 
Überall da, wo es sinnvoll ist, muss der Bund helfen können, Bildung besser zu machen. 

Wir werden das Schulsanierungsprogramm des Bundes zu einem 
Schulmodernisierungsprogramm weiterentwickeln. Damit sorgen wir für gut ausgerüstete 
Klassenzimmer, barrierefreie Gebäude und moderne Ausstattung, auch mit digitaler Technik. 

Wir werden gemeinsam mit den Ländern den flächendeckenden Ausbau guter 

Ganztagsangebote vorantreiben. Unser Ziel: ein Rechtsanspruch auf ganztägige Bildung und 
Betreuung. In einem ersten Schritt werden wir das in den nächsten vier Jahren für 
Grundschulen durchsetzen. Gemeinsam mit den Ländern wollen wir die Schulsozialarbeit 
ausbauen. Denn Schulen mit Ganztagsangeboten, die über den Unterricht hinausgehen, 
brauchen multiprofessionelle Teams. Gute Ganztagsschulen müssen sich zudem gegenüber 
Partnern außerhalb der Schule öffnen und Kinder und Jugendliche an der Gestaltung der 
Angebote beteiligen. Schule ist Ort der Bildung, der Wertevermittlung und Lernort für 
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lebendige Demokratie. Ehrenamtliches Engagement der Schülerinnen und Schüler werden wir 

fördern. Auch an Ganztagsschulen brauchen Jugendliche zeitliche Freiräume. 

Um die Qualität des Unterrichts zu verbessern, wollen wir den Austausch von guten Konzepten 

fördern und dies durch begleitende Bildungsforschung unterstützen. Schule braucht gutes 

Lern- und Lehrmaterial, das die Lebensrealität und die Vielfalt von Lebensmodellen 

altersgerecht abbildet. Neue Erkenntnisse über erfolgreiche Lern- und Unterrichtskonzepte 

müssen für Schulen schneller nutzbar gemacht werden. Auch die Aus- und Weiterbildung der 

Lehrkräfte wollen wir entsprechend weiterentwickeln, denn Lehrerinnen und Lehrer müssen 

sich immer wieder auf neue Herausforderungen einstellen – auf die kulturelle Vielfalt und die 

Vielfalt von Lebensmodellen an ihrer Schule, auf das gemeinsame Lernen von Kindern mit und 

ohne Behinderung, auf ganztägigen Unterricht oder auf neue Entwicklungen in der digitalen 

Bildung. Die „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ von Bund und Ländern werden wir fortsetzen 

und weiterentwickeln. 

Die Digitalisierung verändert, wie wir leben und arbeiten, sie verändert auch, wie wir lernen. 

Bildung in und für die digitale Welt umfasst alle Bildungsbereiche und hat die digitale 

Selbstbestimmung zum Ziel. Digitale Bildung muss Gegenstand von Schul- und 

Unterrichtsentwicklung sein. Kompetenzen im Umgang, Einsatz, Gestaltung und in der 

Nutzung digitaler Medien und Technik sind wichtig. Deshalb werden wir gemeinsam mit den 

Ländern neue Bildungsstandards für alle Bildungsbereiche und Schulstufen entwickeln. 

Schülerinnen und Schüler sollen digitale Kompetenzen fächerübergreifend erwerben. 

Digitalisierte Lernmaterialien müssen offen zur Verfügung stehen, wofür wir verstärkt offene 

Bildungsinhalte (Open Educational Resources) nutzen wollen. Damit das funktioniert, brauchen 

wir vernetzte digitale Lern-Plattformen. Auch müssen Bund und Länder gemeinsam für eine 

zeitgemäße technische Ausstattung der Bildungseinrichtungen sorgen. 

Digitale Selbstständigkeit betrifft alle Generationen. Die Volkshochschulen spielen dabei eine 

wichtige Rolle in der Erwachsenenbildung. Wir schaffen Angebote für ältere Menschen, damit 

sie die Möglichkeiten der digitalen Gesellschaft besser nutzen können. 

Gut leben im Alter: 

Noch nie sind Menschen so gesund wie heute alt geworden. Nach dem Erwerbsleben liegt 

meist ein langer Lebensabschnitt mit guter Lebensqualität vor ihnen. Sie unterstützen ihre 

Kinder und Enkelkinder. Sie engagieren sich in Vereinen, Verbänden, Nachbarschaften. Sie 

wollen selbstbestimmt, selbstständig, in guter Nachbarschaft leben und sich gleichzeitig 

darauf verlassen können, dass sie bei zunehmendem Hilfe- oder gar Pflegebedarf die 

notwendige Unterstützung erhalten. 

Wir wollen daher lebenswerte und sichere Quartiere für alle Generationen unterstützen. Dazu 

gehört der Ausbau und die weitere Förderung von Orten der Begegnung wie den 

Mehrgenerationenhäusern, die auf freiwilliges Engagement angewiesen sind und es zugleich 

unterstützen. 

Damit ältere Menschen lange aktiv sein können, unterstützen wir flächendeckende und 

miteinander vernetzte Angebote für Gesundheit, Pflege und haushaltsnahe Dienstleistungen – 

legal, für alle zugänglich und bezahlbar. Hier braucht es eine gemeinsame Anstrengung von 

Bund, Ländern, Kommunen und den Sozialversicherungen. 

Würdige Lebensbedingungen müssen für alle Lebensmodelle und Wohnformen sichergestellt 

werden. Dafür werden wir den Umbau zu barrierefreiem Wohnraum stärker unterstützen und 

das Programm „Altersgerecht umbauen“ fortsetzen und gemeinschaftliche Wohnformen mit 

einem Programm „Gemeinschaftlich selbstbestimmt Wohnen“ unterstützen.  
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Familienarbeitszeit für Pflegende: 

Wer Angehörige pflegt, braucht mehr Zeit für Zuwendung und oft auch finanzielle 
Unterstützung. Wir führen die Familienarbeitszeit für Pflegende ein. So ermöglichen wir 
Menschen, die Familienmitglieder pflegen, eine Freistellung von der Arbeit mit 
Lohnersatzleistung: Pflegende Angehörige können ihre Arbeitszeit für bis zu drei Monate ganz 
oder zum Teil reduzieren und erhalten in dieser Zeit eine Lohnersatzleistung, die sich in Höhe 
und Umfang am Elterngeld orientiert. Wenn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer darüber 
hinaus länger ihre Arbeitszeit für die Pflege von Angehörigen verringern möchten, erhalten sie 
das Familiengeld für Pflege. Es beträgt 150 Euro monatlich und wird für Beschäftigte gezahlt, 
die 75 Prozent bis 90 Prozent der jeweiligen regulären Vollzeit arbeiten; das entspricht je nach 
betrieblicher bzw. tarifvertraglich geltender Vollzeit 26 bis 36 Wochenstunden. 

Bei der Pflege in der Familie werden immer häufiger Dienstleistungen wie eine Haushaltshilfe 
in Anspruch genommen. Eine besondere Herausforderung stellen Arbeitsverhältnisse dar, in 
denen eine 24 Stunden-Pflege und -Betreuung im Haushalt realisiert wird. Hier wollen wir 
Alternativen entwickeln. Die bereits bestehende staatliche Unterstützung werden wir auf 
dieses Ziel hin ausrichten. Uns ist wichtig, dass staatliche Förderung an die soziale Absicherung 
der Beschäftigten gekoppelt ist. Um Hilfe- und Unterstützungsangebote gut aufeinander 
abstimmen zu können, muss die Beratung über die zur Verfügung stehenden Pflegeleistungen 
verbessert werden. 

Als wohnortnahe Anlaufstellen spielen Pflegestützpunkte eine wichtige Rolle. Hier werden 
pflegebedürftige Menschen und ihre Angehörigen beraten, unterstützt und bekommen bei der 
Organisation der Pflege die Hilfe, die sie brauchen. Ihre Unterstützung für pflegebedürftige 
Menschen und die Angehörigen werden wir ausbauen. 
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Es ist Zeit für moderne Ausbildung und sichere Arbeit  
Nach der Schule werden die Weichen neu gestellt. Dabei ist der Einstieg in Ausbildung und 
Arbeit entscheidend. Junge Menschen haben Träume, Ziele oder sind noch auf der Suche. 
Damit sie einen erfolgreichen Weg einschlagen, muss es Hand in Hand gehen: Die 
Jugendlichen müssen motiviert sein und etwas aus ihrem Leben machen wollen, die 
Ausbildungsbetriebe müssen gute Angebote aufzeigen und die Hochschulen hervorragende 
Lehre und Forschung bieten. Berufliche und akademische Bildung sind gleichwertig! Beide 
Wege wollen wir stärken, da gerade das Ineinandergreifen dieser Fachlichkeiten unsere 
Innovationskraft ausmacht. Auszubildende und Studierende verdienen gleichen Respekt und 
gleiche Anerkennung. In beiden Bereichen brauchen wir mehr Absolventinnen und 
Absolventen. 

Die duale Ausbildung ist eine der Stärken unseres Bildungssystems. Eine herausragende Rolle 
spielt dabei das Handwerk, das für rund ein Viertel aller Ausbildungsplätze steht. Die duale 
Ausbildung sorgt dafür, dass wir auch morgen noch die Fachkräfte haben, die wir für die 
Sicherung unseres Wohlstandes brauchen. Deshalb kommt es jetzt darauf an, sie zu 
modernisieren und noch attraktiver zu machen. 

Studierende an deutschen Hochschulen sollen exzellente Studienbedingungen haben. 
Universitäten und Fachhochschulen sind Orte, an denen menschliche Neugier und Kreativität 
neues Wissen schafft. Autonomie, Beteiligung und verlässliche Finanzen sind wichtige 
Rahmenbedingungen für gute Hochschulen. So können sie Verantwortung übernehmen und 
die gesellschaftliche Entwicklung mitgestalten. Wir wollen die MINT-Bildung (Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaften und Technik) entlang der gesamten Bildungskette stärken 
und insbesondere Frauen für eine Ausbildung oder ein Studium in diesen Feldern gewinnen. 

Wir sorgen für sichere Arbeit mit dem Ziel der Vollbeschäftigung in Deutschland. Unser Land 
ist wirtschaftlich erfolgreich. Dies ist vor allem Ergebnis der hohen Leistungsbereitschaft der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die den Erfolg tagtäglich erarbeiten. Es ist auch das 
Ergebnis einer Sozialpartnerschaft, in der Gewerkschaften auf Augenhöhe die Interessen der 
Arbeitnehmerschaft durchsetzen können. Und es ist der Erfolg von verantwortungsbewussten 
und innovativen Unternehmerinnen und Unternehmern, die gemeinsam mit den Beschäftigten 
unser Land voranbringen. Wir bringen all jenen, die durch ihre Arbeit und ihr Engagement 
unser Land voranbringen, den Respekt entgegen, den sie verdienen. Das sollen die Menschen in 
ihrem täglichen Leben spüren. 

Arbeit befindet sich im Wandel. Technologische Innovationen, digitale Vernetzung, 
unterschiedliche Lebensentwürfe, der Wunsch nach Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie 
eine wachsende Vielfalt der Beschäftigungsformen sind neue Herausforderungen – auch für 
die Politik. Wir passen die Rahmenbedingungen an, denn wir wollen Arbeit, die sich an den 
Bedürfnissen der Menschen ausrichtet und ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht. Dafür 
brauchen wir eine neue Partnerschaft auf dem Arbeitsmarkt. Wir sind überzeugt: Nur 
gemeinsam bringen wir unser Land voran! Bessere Arbeitsbedingungen nützen allen, nicht nur 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, sondern auch den Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgebern. Wer gute Arbeit hat, ist zufrieden. Und wer zufrieden ist und ohne existenzielle 
Sorgen, kann sich intensiv auf die Arbeit konzentrieren. 

Unser Ziel: unbefristete Arbeit – sozial abgesichert und nach Tarif bezahlt. Das muss für alle 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wieder der Normalfall sein. 
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Männer und Frauen, die ihren Job verloren haben, sollen schnell wieder gute Arbeit finden. Wir 

werden die Menschen durch bessere Weiterbildungsmöglichkeiten unterstützen. Gleichzeitig 

schaffen wir mehr Sicherheit durch eine starke Arbeitslosenversicherung. 

Modernisierung der beruflichen Ausbildung: 

Wer sich für seinen späteren Beruf entscheiden soll, braucht frühzeitig Rat und Unterstützung. 

Bereits in der Schule muss eine gezielte Berufs- oder Studienorientierung stattfinden. Darüber 

hinaus sind Jugendberufsagenturen wichtige Anlaufstellen beim Übergang von der Schule in 

den Beruf. Wir wollen sie flächendeckend etablieren. Nach diesem Vorbild soll auch die 

Zusammenarbeit aller für die berufliche Ausbildung zuständigen Stellen verbessert werden. 

Die „Allianz für Aus- und Weiterbildung“ von Gewerkschaften, Wirtschaft, Bund und Ländern 

werden wir fortführen. Unser Ziel bleibt die Garantie auf einen Ausbildungsplatz und damit 

der Anspruch für alle in Deutschland lebenden jungen Menschen auf eine qualitativ 

hochwertige und vollqualifizierende Ausbildung. Der betriebliche Ausbildungsplatz steht dabei 

im Mittelpunkt. Von Gewerkschaften und Arbeitgebern getragene branchenbezogene 

Ausbildungsfonds wollen wir stärken. 

Die assistierte Ausbildung, bei der neben den Jugendlichen auch Eltern, Schulen und 

Unternehmen unterstützt werden, wollen wir bundesweit ausbauen. Gleichzeitig werden wir 

das Instrument der ausbildungsbegleitenden Hilfen stärken, um so Unterstützung bei 

Lernschwierigkeiten oder bei Problemen im sozialen Umfeld zu ermöglichen. Weiter werden 

wir eine Initiative zum Ausbau der Teilzeitausbildung auf den Weg bringen. 

Wir finden uns nicht damit ab, dass es in Deutschland weiterhin 7,5 Millionen funktionale 

Analphabeten gibt. Daher schaffen wir weitere Angebote des Bundes zur Stärkung der 

Grundbildung. 

Die Berufsschulen sind entscheidend für die Qualität der dualen Ausbildung. Hier lernen die 

Fachkräfte von morgen. Mit einem Berufsschulpakt wollen wir ihre Ausstattung modernisieren 

und dafür sorgen, dass genügend gute Lehrkräfte zur Verfügung stehen. Ein solcher Pakt muss 

von Bund und Ländern gemeinsam getragen werden. Die Unternehmen und 

Ausbildungsbetriebe werden wir einbeziehen. 

Wer eine anspruchsvolle Ausbildung macht, soll auch ordentlich bezahlt werden. Deshalb 

braucht es eine angemessene Mindestausbildungsvergütung. Tarifvertragliche Lösungen 

haben dabei Vorrang, insbesondere Allgemeinverbindlichkeitserklärungen, wodurch tariflich 

geregelte Ausbildungsvergütungen für alle gelten. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sollen 

künftig eine Ankündigungsfrist einhalten, wenn sie Auszubildende nach ihrem Abschluss nicht 

übernehmen wollen. Wir werden das Berufsbildungsgesetz novellieren und hier einen 

Schwerpunkt auf die Verbesserung der Ausbildungsqualität legen. Eine Freistellung für 

Berufsschultage muss für Auszubildende unabhängig vom Alter gelten. 

Das deutsche Handwerk lebt von seiner ausgezeichneten Qualität und seinem hervorragenden 

Ruf. Um die Sicherheit und Qualität in der Ausbildung zu gewährleisten, werden wir das 

System der zulassungspflichtigen Handwerksberufe sowie den Meisterbrief stärken. 

Wir brauchen eine Ausbildungsstrategie für die Arbeitswelt 4.0, um mit Veränderungen wie 

der Digitalisierung Schritt zu halten. Dafür muss das Berufsbildungsgesetz weiterentwickelt 

werden. Eine Schlüsselrolle haben hier die betrieblichen Ausbilderinnen und Ausbilder. Eine 

regelmäßige Weiterbildung muss Standard sein. Dies schließt eine zusätzliche Qualifizierung 

für die Ausbildung von Menschen mit Behinderung ein. Aufgrund der Auflösung von Orts- und 

Zeitgebundenheit von Weiterbildung durch digitale Bildungsangebote eröffnen sich neue 
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Zugänge für jene, die bisher nur schwerlich an Weiterbildung teilhaben konnten. Somit wird 
auch eine berufsbegleitende Weiterqualifizierung erleichtert. 

Die Vorteile der beruflichen und der akademischen Bildung wollen wir durch mehr 
Durchlässigkeit in beide Richtungen miteinander verknüpfen. Duale Studiengänge sind eine 
gelungene Form, berufliche und akademische Bildung miteinander zu verbinden. Wir werden 
sie bundesweit vergleichbarer machen und gemeinsam mit den Ländern und den Hochschulen 
Qualitätskriterien definieren. Die Praxisphasen der dualen Studiengänge werden wir im 
Berufsbildungsgesetz regeln. 

Einen Durchbruch wollen wir bei der sozialen Öffnung der Hochschulen erreichen: Wir werden 
die Anzahl der Stipendien für Berufsbildungsabsolventinnen und -absolventen verdoppeln. 
Zusätzlich wollen wir mehr Weiterbildungsstipendien ermöglichen und duale Studiengänge 
entschieden ausbauen. Wir werden für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Gebühren für 
Techniker-, Meister- und Fachwirtkurse abschaffen. Und wer den Meisterbrief hat, soll künftig 
auch zum Masterstudium zugelassen werden können. 

Gute Hochschulen: 

Hochschulen und Wissenschaft sind für die Menschen da. Wir brauchen hervorragende Lehre, 
exzellente Forschung, Verbindung und Austausch zwischen Wissenschaft, Wirtschaft, Kultur 
und Gesellschaft, eine starke internationale Sichtbarkeit, gesellschaftliche Verantwortung und 
verlässliche Arbeitsbedingungen. 

Wir werden die Grundfinanzierung der Hochschulen stärken und der außeruniversitären 
Forschung eine verlässliche Perspektive geben. Die befristeten Mittel der Wissenschafts- und 
Hochschulpakte werden wir auch nach 2019/20 erhalten und in eine verlässliche und 
dauerhafte Finanzierung überführen. Der Bund wird die neuen Möglichkeiten im Grundgesetz 
nutzen und in diesem Sinne gemeinsam mit den Ländern und der Wissenschaft die 
Grundfinanzierung der Hochschulen stärken. Die hochschulmedizinische Forschung werden 
wir gezielt fördern. 

Junge Talente sollen ihren Weg in der Wissenschaft gehen können. Deshalb wollen wir den 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen Anreize für verlässliche Karrierewege geben. Unser 
Ziel ist es, Befristungen deutlich zu verringern, Gleichstellung in der Wissenschaft zu verankern 
und Diskriminierungen entgegenzuwirken. Wir setzen uns für einen Frauenanteil von 
mindestens 40 Prozent in Führungspositionen in der Wissenschaft ein. Deshalb wollen wir eine 
verbindliche Quote für alle direkt personalwirksamen Maßnahmen des Bundes. Darüber hinaus 
werden wir uns auch für verlässliche Beschäftigungsbedingungen für studentische Hilfskräfte 
einsetzen. 

Um die Qualität der Lehre zu verbessern und um die Zahl der Studienabbrüche zu reduzieren, 
brauchen wir eine bessere Betreuung der Studierenden. Insgesamt werden wir hervorragende 
Lehre zu einem Kernpunkt unserer Hochschulpolitik machen. Gute Lehre muss auch zu guten 
Karriereperspektiven führen.  

Universitäten werden wir zudem anhalten, sich Kooperationen mit Fachhochschulen bei neuen 
Promotionsmodellen stärker zu öffnen. 

Die Digitalisierung der Hochschulen können Bund und Länder nur gemeinsam erreichen. Wir 
setzen uns dafür ein, dass mehr qualitativ hochwertige Online-Lernangebote an den 
Hochschulen entstehen, damit das Studium zunehmend orts- und zeitflexibel möglich wird. 



14 

 

Dafür werden wir eine Ausstattungsinitiative starten, mit der wir Hochschulen bei der 

Digitalisierung ihrer Campus-Systeme und Lernplattformen unterstützen. Die Vernetzung 

zwischen den Hochschulen im Bereich Digitalisierung werden wir insgesamt verbessern.  

Wir wollen die Idee einer digitale „Open University“ fördern, an der auch Menschen ohne 

Abitur teilnehmen können. 

Bildung und Wissenschaft sollen die Chancen der Digitalisierung stärker nutzen können. Wir 

wollen die offenen Kanäle für wissenschaftliche Kommunikation und Publikation fördern 

(Open Access). Wir brauchen auch ein wissenschaftsfreundliches Urheberrecht. Der 

Gesetzgeber muss entscheiden, was als lizenzfreier Basiszugang gewährleistet werden muss. 

Wir werden deshalb mehr Rechtssicherheit für alle schaffen. Wir werden dabei auch den 

Interessen der Urheber Rechnung tragen und eine faire Vergütung für die Nutzung ihrer Werke 

sicherstellen. In Forschung und Lehre sollen digitale Methoden legal genutzt werden können. 

Beispiele hierfür sind Text- und Datamining, also die Auswertung digitaler Datenbestände. 

Fachhochschulen bzw. Hochschulen für angewandte Wissenschaften bilden eine wichtige 

Säule unseres Wissenschaftssystems. Wir werden sie mit einem Bund-Länder-Programm dabei 

unterstützen, zusätzliches wissenschaftliches Personal zu gewinnen. Daneben werden wir sie 

bei der Entwicklung und Umsetzung einer Internationalisierungsstrategie fördern. 

Wir wollen den Erfolg der Bologna-Reformen sichern. Dafür müssen wir europaweit 

Qualitätsanreize setzen, damit Studieneingangsphasen flexibler gestaltet und Freiräume zur 

Studiengestaltung ausgeweitet werden. Die ausufernde Anzahl von verschiedenen, sehr 

ausdifferenzierten Studiengängen werden wir deutlich begrenzen. 

Auch hierdurch können wir Studienabbrüche spürbar verringern. Bachelor-Absolventinnen und 

Absolventen mit Promotion oder mehrjähriger beruflicher Erfahrung wollen wir den Zugang 

zum höheren Dienst des Bundes vollständig eröffnen. Außerdem wollen wir die Anzahl der 

Masterstudienplätze erhöhen. 

Wir werden im Rahmen eines Hochschulsozialpaktes Studienberatung und Betreuung 

verbessern, die Mensen ausbauen sowie die Sanierung und den Neubau für studentisches 

Wohnen vorantreiben. Die Studierendenwerke sind wichtige Partner, um diese Ziele zu 

erreichen. 

Mehr Chancengleichheit durch besseres BAföG: 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz – das BAföG – ist eine sozialdemokratische 

Erfolgsgeschichte. Es ist neben der Gebührenfreiheit das wichtigste Instrument für mehr 

Chancengleichheit in der Bildung. Wir werden daher die Leistungen verbessern, die Förderung 

stärker auf neue Lebenssituationen ausrichten und das BAföG an die vielfältigen Bildungswege 

anpassen. Dazu gehört eine bedarfsdeckende Erhöhung der Fördersätze, die regelmäßig 

überprüft und angepasst wird. 

Das Schüler-BAföG in den allgemeinbildenden Schulen und in den nicht-dualen Ausbildungen 

wollen wir ausbauen. Das Studierenden-BAföG soll durch höhere Einkommensgrenzen weiter 

geöffnet werden. Die Altersgrenzen werden wir deutlich anheben und flexiblere 

Förderansprüche schaffen – zum Beispiel für Teilzeitstudien und Weiterbildungs-Master. 

Soziales und politisches Engagement wollen wir stärker bei der Förderung berücksichtigen. Das 

Meister-BAföG werden wir weiterentwickeln und stärken. Wir werden die Aus- und 

Weiterbildungsfinanzierung unter ein gemeinsames Dach „BAföG-Plus“ stellen. 
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Sichere Arbeit und gute Löhne: 

Wir wollen eine starke Wirtschaft und Unternehmen, die gute Arbeitsplätze schaffen. Wir 
wollen einen funktionierenden Arbeitsmarkt, der den Wert der Arbeit anerkennt. Zugleich 
müssen die Rahmenbedingungen so geändert werden, dass die Menschen mit mehr Zuversicht 
in die Zukunft blicken können. Deshalb werden wir die sachgrundlose Befristung abschaffen, 
um insbesondere jungen Menschen Perspektiven und mehr Planbarkeit für ihr berufliches und 
privates Leben zu ermöglichen. Die Sachgründe für Befristungen werden wir einschränken und 
die Möglichkeit von Kettenbefristungen begrenzen. Den öffentlichen Arbeitgebern kommt hier 
eine besondere Verantwortung zu. 

Wir wollen existenzsichernde Arbeit anstelle prekärer Beschäftigung ermöglichen. 
Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter und Werkvertragsnehmerinnen und -nehmer brauchen 
besseren Schutz. Mit der Einführung einer Höchstüberlassungsdauer und dem Grundsatz 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ haben wir bereits viel erreicht. Diesen Weg werden wir 
weitergehen. Unser Ziel ist, dass Leiharbeit vom ersten Tag an genauso vergütet wird, wie in 
der Stammbelegschaft. Davon darf nur durch repräsentative Tarifverträge abgewichen werden. 
Die Koppelung eines Leiharbeitsverhältnisses an einen Arbeitseinsatz (Synchronisation) soll 
unzulässig sein. Wir werden die Mitbestimmung der Betriebsräte beim Einsatz von Leiharbeit 
und Werkverträgen deutlich ausbauen. Den Missbrauch von Werkverträgen werden wir 
bekämpfen. 

Die arbeitnehmerfeindliche und immer weiter ausufernde Verbreitung von "Arbeiten auf 
Abruf" werden wir eindämmen. Auch geringfügige Beschäftigung wollen wir abbauen, den 
Missbrauch bekämpfen und Beschäftigten den Weg aus Minijobs in 
sozialversicherungspflichtige Arbeit öffnen. 

Die Ausnahmen beim Mindestlohn für Langzeitarbeitslose werden wir abschaffen. Wo reguläre 
Arbeit geleistet wird, muss auch regulär bezahlt werden. Die Ausnahmen für die unter 18-
Jährigen werden wir auf ihre Auswirkungen evaluieren und streben, wo möglich, ihre 
Aufhebung an.  

Wir wollen einen Pakt für anständige Löhne und eine stärkere Tarifbindung. Voraussetzung für 
gute Löhne und gute Arbeitsbedingungen in allen Branchen sind starke Gewerkschaften und 
eine hohe Tarifbindung. Deshalb werden wir den eingeschlagenen Weg der gesetzlichen 
Privilegierung von Tarifpartnerschaft fortsetzen. Tarifgebundenen Betrieben geben wir mehr 
Gestaltungsmöglichkeiten als Betrieben ohne Tarifbindung. Die Möglichkeit der 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen werden wir weiter verbessern und die 
Voraussetzungen präzisieren. Die Rechtssicherheit der allgemeinen Verbindlichkeit von 
Tarifverträgen muss gegebenenfalls auch rückwirkend gewährleistet sein. Wir wollen die 
kollektive Nachwirkung von Tarifverträgen, etwa im Falle der Auslagerung von Betrieben oder 
Betriebsteilen, bis zur Ablösung durch einen neuen Tarifvertrag. Bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge müssen Tariftreue-Regelungen verstärkt zum Einsatz kommen. Um die Rechte der 
Beschäftigten besser zu schützen, werden wir ein Verbandsklagerecht für Gewerkschaften 
einführen. 

Digitale Arbeit gestalten: 

Die Digitalisierung verändert die Arbeitswelt grundlegend. Sie eröffnet Chancen und birgt 
Risiken. Auch digitale Arbeit muss gute Arbeit sein. Der Arbeitnehmer- und Betriebsbegriff 
muss entsprechend den Veränderungen durch die Digitalisierung angepasst werden, damit die 
Schutzfunktion des Arbeitsrechts erhalten bleibt. Es ist eine politische Aufgabe, die 
Digitalisierung unserer Arbeitswelt zu gestalten. Arbeiten 4.0 heißt für uns: Gesetzliche 
Rahmenbedingungen, tarifvertragliche Regelungen und betriebliche Ausgestaltung müssen 
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ineinandergreifen, um die Chancen zu nutzen. Mehr selbstbestimmte Arbeitszeitgestaltung ist 
ein zentrales Ziel, um mehr Vereinbarkeit von Arbeit und Leben zu ermöglichen. Beschäftigte 
sollen mehr Wahlmöglichkeiten bei ihrer Arbeitszeit und für ihren Arbeitsort erhalten, sofern 
betriebliche Belange dem nicht entgegenstehen. Wir wollen daher, in enger Abstimmung mit 
Gewerkschaften und Unternehmen, ein Wahlarbeitszeitgesetz auf den Weg bringen, in dem 
Rechtsansprüche der Beschäftigten, finanzielle Unterstützung in bestimmten Lebensphasen 
und Anreize für die Aushandlung betrieblicher Wahlarbeitskonzepte miteinander verzahnt 
sind. Ein wichtiger Baustein ist hierbei das Recht, nach einer Phase der freiwilligen 
Teilzeitarbeit auf die frühere Arbeitszeit zurückzukehren. Vor allem Frauen sind von der 
sogenannten Teilzeitfalle betroffen. Dies wirkt sich vor allem bei der Rente aus. Wir werden 
ihnen die Möglichkeit geben, die Planung über Karriere und Berufsleben selbst in der Hand zu 
behalten. 

Zudem wollen wir Langzeitkonten für Beschäftigte und Betriebe attraktiver machen. Wenn viel 
Arbeit anfällt, muss es möglich sein, zusätzlich geleistete Arbeitszeiten anzusparen. In 
ruhigeren Phasen oder wenn mehr Zeit für die Familie gebraucht wird, kann dann weniger 
gearbeitet werden. Wir wollen daher prüfen, ob und wie Langzeitkonten betriebsübergreifend 
organisiert werden können. Digitalisierung ermöglicht mehr Flexibilität und bessere Chancen 
für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Das Wahlarbeitszeitgesetz soll auch einen 
rechtlichen Rahmen für mobile Arbeit schaffen. Dabei ist es unser Ziel, dass die Tarifparteien 
Vereinbarungen dazu treffen. Arbeitgeber sollen begründen müssen, wenn der Wunsch nach 
mobiler Arbeit abgelehnt wird. 

Auch in einer digitalisierten Arbeitswelt sind Ruhezeiten weiter nötig! Wir werden eine 
Klarstellung des Rechts auf Nicht-Erreichbarkeit schaffen, um Belastungen, die sich mit orts- 
und zeitflexibler Arbeit verbinden, zu begrenzen. Zur Verringerung der psychischen 
Belastungen am Arbeitsplatz werden wir das Arbeitsschutzrecht um verbindlichere 
Regelungen erweitern. Dies betrifft besonders die wirksamere Umsetzung von 
Gefährdungsbeurteilungen und den Ausbau der Mitbestimmungsrechte der Betriebs- und 
Personalräte. Die Kontrolle der Einhaltung des Arbeitsschutzes und des Arbeitsrechtes muss 
verbessert werden. Dazu ist auch eine bessere Ausstattung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
notwendig. Die zunehmende Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft hat zu 
gravierenden Veränderungen auch auf den Postmärkten geführt. Während aber die 
wesentlichen regulatorischen Rahmenbedingungen in diesem Bereich fast 20 Jahre alt sind, 
hat sich in der besonders personalintensiven Postdienstleistungsbranche ein privater 
Wettbewerbsmarkt entwickelt, der allzu oft zu Lasten der Beschäftigten geht. Damit auch 
künftig ein hohes Niveau an postalischer Grundversorgung zum Wohle der Verbraucherinnen 
und Verbraucher erhalten bleibt und gleichzeitig bessere Arbeitsbedingungen für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vorherrschen, müssen die rechtlichen 
Rahmenbedingungen angepasst werden. 

Im Zuge der Digitalisierung werden zunehmend personenbezogene Daten erhoben. Es ist 
notwendig, durch klare Vorgaben zu regeln, welche Daten zu welchem Zweck und zu welchen 
Bedingungen im Unternehmen verarbeitet werden dürfen. Zum Schutz vor Missbrauch 
persönlicher Daten werden wir ein Beschäftigtendatenschutzgesetz schaffen. Die Ressourcen 
der Betriebsräte bei der Einführung von IT-Systemen und Software müssen gestärkt werden, 
damit sie eine umfassende Verhaltens- und Leistungskontrolle effektiv verhindern können. 
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Mehr Demokratie im Betrieb: 

Mitbestimmung ist zentral für den Erfolg der Sozialen Marktwirtschaft. Sie ist Ausdruck 

unserer Vorstellung von Wirtschaftsdemokratie. Nur mit Mitbestimmung auf Augenhöhe kann 

der Wandel in der Arbeitswelt erfolgreich gestaltet werden. Wir wollen sie gesetzlich stärken. 

Wir werden den Schwellenwert für die Geltung der paritätischen Mitbestimmung auf 1.000 

Beschäftigte senken. Beschäftigung jenseits der Kernbelegschaften muss künftig systematisch 

bei den Schwellenwerten für die Drittel- und die paritätische Mitbestimmung berücksichtigt 

werden. 

Das deutsche Mitbestimmungsrecht muss auch auf Unternehmen in ausländischer Rechtsform 

mit Sitz in Deutschland bzw. auf die deutsche Zweigniederlassung erstreckt werden.  

Auf der deutschen und europäischen Ebene setzen wir uns für die Schließung von 

Schlupflöchern ein, wie sie etwa bei der Gründung einer Europäischen Aktiengesellschaft (SE) 

zur Vermeidung von Mitbestimmung genutzt werden können. Wir werden uns dafür einsetzen, 

dass im SE-Beteiligungsgesetz klargestellt wird, dass die Mitbestimmung in einer SE neu 

verhandelt werden muss, wenn die Zahl der Beschäftigten in Deutschland über die 

Schwellenwerte der deutschen Mitbestimmungsgesetze steigt. Weiterhin gilt es, das 

Drittelbeteiligungsgesetz an die Regelungen zur Konzernanrechnung im 

Mitbestimmungsgesetz und hinsichtlich der Erfassung der Kapitalgesellschaft & Co. KG im 

Mitbestimmungsgesetz anzupassen. 

Weiterbildung und betriebliche Qualifizierung nehmen an Bedeutung zu. Deshalb brauchen 

Betriebsräte hier mehr Mitwirkungsrechte – etwa durch Ausbau des bestehenden Vorschlags- 

und Beratungsrechts zur Sicherung und Förderung der Beschäftigung und durch ein generelles 

Initiativrecht auf die Einführung betrieblicher Berufsbildungs- und 

Weiterbildungsmaßnahmen. 

Noch immer gibt es zu viele Betriebe ohne betriebliche Mitbestimmung. Die systematische 

Behinderung von Betriebsratswahlen und der Arbeit von Betriebsräten ist illegal und 

demokratiefeindlich und muss als Offizialdelikt konsequent verfolgt werden. Durch die Bildung 

von entsprechenden Schwerpunktstaatsanwaltschaften wird die Wirksamkeit der 

Strafverfolgung erhöht – auch für sonstige Verstöße gegen das Arbeitsrecht. Wir wollen die 

Reichweite der betrieblichen Mitbestimmung durch eine weitere Vereinfachung des 

Wahlverfahrens erhöhen. Der besondere Kündigungsschutz für die Initiatoren einer 

Betriebsratswahl muss verbessert werden. Die Mitbestimmungsrechte beim Einsatz von 

Fremdbeschäftigung, etwa bei Werkverträgen, müssen gestärkt werden. 

Der öffentliche Dienst soll weiter demokratisiert und modernisiert werden. Die 

Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechte der Personalräte müssen dementsprechend 

ausgebaut werden. 

Gewerkschaftliche Vertrauensleute brauchen verlässlichen Schutz vor Diskriminierung am 

Arbeitsplatz. Wir werden Sicherheit für so genannte Whistleblower schaffen. 

Soziale Berufe aufwerten: 

Menschen, die in Gesundheits-, Pflege-, Erziehungs-, Sozial- und Bildungsberufen arbeiten, 

verdienen mehr Anerkennung. Wir wollen deshalb eine Beschäftigungspolitik, durch die soziale 

Dienstleistungen gestärkt werden. Die Träger, Dienste und Einrichtungen sind ebenso in der 

Verantwortung wie Bund, Länder und Kommunen. Denn die öffentliche Hand legt 

Rahmenbedingungen sowie die finanzielle Ausstattung fest. 
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Aufgrund der vielfältigen Herausforderungen, vor denen unsere Gesellschaft steht, werden die 
sozialen Berufe weiter an Bedeutung gewinnen. Dieser Bedeutungszuwachs muss sich auch im 
Einkommen widerspiegeln. Deshalb wollen wir die sozialen Berufe aufwerten. Künftig soll aus 
der vollschulischen Ausbildung eine echte duale Ausbildung werden. Dadurch machen wir sie 
nicht nur gebührenfrei, sondern schaffen zudem eine Ausbildungsvergütung! Ein Anreiz, der 
dazu führen wird, dass auch Männer diese Berufe verstärkt ergreifen. Für die 
Gesundheitsfachberufe schaffen wir einen bundeseinheitlichen Rahmen. Um der 
Zersplitterung der arbeitsrechtlichen Vereinbarungen und der Tarifabschlüsse zu begegnen, ist 
ein allgemeinverbindlicher Branchentarifvertrag Soziales notwendig. 

Weiterbildung fördern: 

In der Arbeitswelt von morgen kommt der Weiterbildung eine Schlüsselrolle zu. Wir brauchen 
deshalb eine Weiterbildungsoffensive. Bestehende Qualifizierungsangebote sollen ausgebaut 
und aufeinander abstimmt werden – auch in Verbindung mit tariflichen Strategien. Dabei geht 
es um eine qualifizierte, unabhängige Beratung der Beschäftigten sowie das Recht, 
Weiterbildung in Anspruch nehmen zu können und dafür auch freigestellt zu werden. Die 
Kosten der Maßnahmen sowie die Sicherung des Lebensunterhaltes sollten – je nach Nutzen – 
fair zwischen Betrieb, Gesellschaft und dem oder der Einzelnen aufgeteilt werden. Es muss 
darum gehen, allen Beschäftigten die gleichen Chancen auf Fort- und Weiterbildung zu 
ermöglichen: Frauen und Männern, Jüngeren und Älteren, Teilzeitbeschäftigten und 
Beschäftigten mit Familienpflichten. Dazu gehört im Bedarfsfall auch ein 
Kinderbetreuungsangebot. Wir streben eine in sich schlüssige Weiterbildungsförderung des 
Bundes an, die wir gemeinsam mit den Tarifpartnern umsetzen wollen. Im Rahmen einer 
Nationalen Weiterbildungskonferenz müssen die verschiedenen Weiterbildungsinstrumente 
sinnvoll aufeinander abgestimmt werden. Nötig ist auch ein regionales Fachkräftemonitoring, 
sowie Innovations- und Beratungszentren für Unternehmen zum Thema Arbeiten 4.0. 

Die Digitalisierung der Arbeitswelt stellt besondere Anforderungen an die berufliche Aus-, Fort- 
und Weiterbildung. Durch den Einsatz digitaler Medien können moderne berufliche Aus- und 
Weiterbildungsgänge zeitgemäß gestaltet und dazu die digitalen Kompetenzen des 
pädagogischen Personals in den Bildungseinrichtungen und Unternehmen gestärkt werden. 
Elemente digitalen Lernens erleichtern durch ihre Flexibilität mit Blick auf Ort und Zeit darüber 
hinaus die berufsbegleitende Weiterqualifizierung und öffnen Zugänge auch für nonformal 
Lernende. Hiervon können insbesondere kleine und mittlere Unternehmen stärker profitieren. 

Arbeitslosenversicherung zur Arbeitsversicherung weiterentwickeln: 

Die neue Arbeitswelt 4.0 eröffnet Chancen – stellt uns aber auch vor die Herausforderung, die 
Beschäftigten neu abzusichern. Sie sollen im Laufe ihres Erwerbslebens so unterstützt werden, 
dass sie gar nicht erst länger arbeitslos bleiben. Und in einer Phase der Arbeitslosigkeit sollen 
sie vorhandene Qualifikation ausbauen können. Wir werden ein Recht auf Weiterbildung 
einführen. Arbeitslose, die innerhalb von drei Monaten keine neue Beschäftigung finden, sollen 
von der Bundesagentur für Arbeit ein Angebot für eine Qualifizierungsmaßnahme erhalten, um 
so ihre Vermittlungschancen zu erhöhen. Das Recht auf Weiterbildung beinhaltet eine 
umfassende Kompetenzerfassung aller Fähigkeiten und Begabungen. Darauf baut eine gezielte 
Weiterbildungsberatung auf. Weiterbildungsmaßnahmen können auch darin bestehen, dass 
ein Berufsabschluss nachgeholt oder eine Umschulung begonnen wird. Hier werden wir eng 
mit den Gewerkschaften und Betrieben vor Ort zusammenarbeiten. Für die Dauer der 
Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen soll es ein neues Arbeitslosengeld Q (ALG Q) geben. 
Das werden wir einführen. Der Bezug des ALG Q wird nicht auf das Arbeitslosengeld 
angerechnet. Die Höhe des ALG Q entspricht dem Arbeitslosengeld. Nach Beendigung einer 
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umfassenden Qualifizierungsmaßnahme oder Umschulung setzt der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld erneut nach den bisherigen Regeln ein. 

Wir werden die Arbeitslosenversicherung zu einer Arbeitsversicherung weiterentwickeln und 
dementsprechend einen Umbau der Bundesagentur für Arbeit zu einer Bundesagentur für 
Arbeit und Qualifizierung vorantreiben. Die Arbeitsversicherung darf nicht erst bei 
Arbeitslosigkeit reagieren! Auch wer in Beschäftigung ist, soll bereits eine unabhängige 
Beratung in Anspruch nehmen können. Hier soll aufgezeigt werden, welche beruflichen 
Perspektiven die Beschäftigten mit ihren vorhandenen Qualifikationen haben und welche 
Optionen sich für eine berufliche Weiterbildung anbieten. Aufbauend auf der Beratung können 
im Bedarfsfall berufsbegleitend Qualifizierungsmaßnahmen durch die Arbeitsversicherung 
gefördert werden. Alle Bürgerinnen und Bürger sollen perspektivisch nach Eintritt ins 
Berufsleben über ein persönliches Entwicklungskonto verfügen, das sie für die Absicherung von 
Weiterbildungszeiten nutzen können. Es soll mit einem öffentlich finanzierten Startguthaben 
ausgestattet werden. 

Ein großer Teil der Arbeitslosen befindet sich derzeit nicht mehr im System der 
Arbeitslosenversicherung, sondern in der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Wir werden die 
Arbeitslosenversicherung wieder stärken. Viele Arbeitslose erhalten kein Arbeitslosengeld, da 
sie innerhalb der letzten zwei Jahre, der sogenannten Rahmenfrist, nicht mindestens zwölf 
Monate beitragspflichtig gearbeitet haben. Obwohl sie in der Regel Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung gezahlt haben, erhalten sie keine Leistungen mehr aus der 
Versicherung. Das werden wir ändern. Wer innerhalb von drei Jahren vor der Arbeitslosigkeit 
mindestens zehn Monate sozialversicherungspflichtig beschäftigt war, soll künftig bereits 
Arbeitslosengeld erhalten. Für Selbstständige, die sich in der Arbeitslosenversicherung 
versichern, sollen künftig einkommensbezogene Beiträge erhoben werden. 

Trotz der guten Lage auf dem Arbeitsmarkt gibt es noch viele Menschen, die über einen 
längeren Zeitraum arbeitslos sind. Gerade sie brauchen individuelle und passgenaue 
Unterstützung, um durch Teilhabe am Arbeitsleben auch (wieder) gesellschaftliche Teilhabe zu 
erreichen. Die Rahmenbedingungen in den Jobcentern und deren personelle und finanzielle 
Ausstattung wollen wir daher so verbessern, dass diese individuelle Unterstützung auch 
geleistet und eine hohe Beratungs- und Förderqualität sichergestellt werden können. Dabei 
werden wir die Interessen der Arbeitslosen stärker berücksichtigen und ihre Rechte stärken. 

Wir wollen Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren und werden deshalb öffentlich geförderte 
Beschäftigung ausbauen und einen dauerhaften, sozialen Arbeitsmarkt schaffen. 

Das Bundesprogramm „Soziale Teilhabe“ werden wir als Regelleistung in das Sozialgesetzbuch 
II übernehmen. Mit dem sozialen Arbeitsmarkt schaffen wir neue Perspektiven für 
Langzeitarbeitslose, die auf absehbare Zeit keine realistischen Chancen auf dem ersten 
Arbeitsmarkt haben. Das ist auch von hoher Bedeutung für Regionen, die in besonderem Maße 
von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind. 

Alle Angebote der Arbeitsförderung müssen so ausgestaltet werden, dass sie es auch Frauen 
und Männern mit Familienaufgaben ermöglichen, erfolgreich daran teilzunehmen. Für 
Alleinerziehende machen wir gezielte Angebote. Wir wollen auch für Kinder aus Familien, die 
auf Arbeitslosengeld II angewiesen sind, die Möglichkeit verbessern, mit beiden Eltern Umgang 
zu haben. Dazu werden wir einen Umgangsmehrbedarf einführen, wenn beide Eltern das Kind 
betreuen. 

Um die Chancen von langzeitarbeitslosen Frauen zu verbessern, wollen wir die bewährten 
Beauftragten für Chancengleichheit auch im SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende) 
verankern. Auch für Langzeitarbeitslose, die wegen der Anrechnung von Partnereinkommen 
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bisher keinen Anspruch auf aktivierende Leistungen nach dem SGB II haben, werden wir in 
Zukunft Weiterbildungsangebote machen. Wir wollen die individuelle Förderung der 
Arbeitsuchenden in den Jobcentern verbessern. Im Vordergrund muss der Erhalt und der 
Ausbau von Beschäftigungsfähigkeit gegenüber der schnellen Vermittlung stehen. 

Die schärferen Sanktionen für unter 25-Jährige werden wir aus dem SGB II streichen. Die 
Sanktionierung von Leistungen für Kosten der Unterkunft werden wir abschaffen. Niemand 
darf aufgrund einer Sanktion wohnungslos werden. Außerdem werden wir das 
Schonvermögen im SGB II verdoppeln. 
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Es ist Zeit für eine starke Wirtschaft und Innovationen 
Deutschland ist ein starkes Land. Mit starken Unternehmen und einem innovativen 
Mittelstand, der viele Weltmarktführer hervorbringt. Mit modernen Handwerksbetrieben und 
Einzelhändlern sowie immer mehr jungen und kreativen Startups. Trotz aller Krisen in den 
vergangenen Jahren zeigt sich: Unsere soziale Marktwirtschaft ist ein Erfolgsmodell. 
Unternehmen sorgen bei der Beschäftigung für ein historisches Rekordniveau. Die 
Arbeitslosenzahl ist auf dem niedrigsten Stand seit Jahrzehnten. Die Reallöhne steigen wieder 
und es gibt wieder mehr sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze. Sie bilden das Rückgrat 
unserer Arbeitsgesellschaft. Das kommt nicht von selbst, sondern zeigt: Unsere politischen 
Maßnahmen wirken! 

Für uns bedeutet starke Wirtschaft immer auch, dass alle gerecht an den Erfolgen beteiligt 
werden. Gerechtigkeit ist die zentrale Voraussetzung für wirtschaftliche Innovationen und 
Fortschritt. Wachsende Ungleichheit bei Einkommen und Vermögen gefährdet hingegen 
unsere Zukunftschancen. Das belegen zahlreiche Studien und wird mittlerweile auch von der 
OECD bis hin zum Weltwirtschaftsforum bestätigt. 

Unsere Wirtschaftspolitik ist sowohl der ökonomischen und fiskalischen als auch der sozialen 
und ökologischen Nachhaltigkeit verpflichtet. Wachstum, solides Haushalten, soziale 
Gerechtigkeit und der Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen bilden das Viereck unserer 
politischen Ziele. Wir wollen die Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung auf diese 
Ziele verpflichten. Der Schlüssel für den Erfolg unserer Wirtschaft sind höhere Investitionen. 
Investitionen zahlen sich um ein Vielfaches aus – für private Investoren, für den Staat und für 
die Gesellschaft insgesamt. Die SPD wird eine neue Investitionsoffensive in Deutschland 
starten. Wir werden Unternehmen ermutigen und dabei unterstützen, wieder mehr zu 
investieren. Das gilt auch für Bund, Länder und Kommunen. Wir werden mehr Geld für 
Forschung und Entwicklung bereitstellen, um Arbeitsplätze und wirtschaftlichen Fortschritt zu 
sichern. Neue Erkenntnisse aus Wissenschaft und Forschung bieten die Chance, technische, 
wirtschaftliche und soziale Erneuerungen zu entwickeln. So werden wir den gesellschaftlichen 
Fortschritt voranbringen. Die Unternehmen in Deutschland sind innovativ! Die öffentliche 
Forschungsförderung leistet dazu einen wichtigen Beitrag. 

Wir stärken die Rechte von Verbraucherinnen und Verbrauchern und schaffen einen besseren 
Schutz und mehr Transparenz. Unser Ziel: verbraucherfreundliche Märkte, auf denen sichere, 
nachhaltige Produkte aus guter Arbeit angeboten werden. 

Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen in Deutschland sollen die Möglichkeiten von 
Digitalisierung und weltweiter Vernetzung nutzen können. Wir investieren in schnelle 
Glasfaserverbindungen, die überall in Deutschland schnelles Internet ermöglichen. Und wir 
wollen ein offenes und freies Internet. Dabei sollen Bürgerinnen und Bürger die Kontrolle über 
ihre Daten behalten. 

Handwerk, Mittelstand und industrielle Basis stärken: 

Die Stärke unserer erfolgreichen Volkswirtschaft liegt in der vielfältigen Wirtschaftsstruktur – 
vom mittelständischen Familienbetrieb über das große Industrieunternehmen, über die 
regionale Handwerksfirma bis hin zur kleinen Hightech-Schmiede – sowie der breiten 
Wertschöpfungskette von der Grundstoffindustrie bis zum Endprodukt und den damit 
verbundenen Dienstleistungen. Während andere Staaten in den vergangenen Jahrzehnten 
einseitig auf Dienstleistungen und die Finanzwirtschaft gesetzt haben, haben wir darauf 
geachtet, die ganze Bandbreite unserer Wirtschaft zu erhalten. Im Gegensatz zu anderen 
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Ländern haben wir in Deutschland deshalb nach wie vor eine starke Industrie. Diese breite 
Basis wollen wir weiter ausbauen. 

Wir wollen, dass Deutschland der Standort der führenden Automobilindustrie bleibt. Die 
Zukunft des Automobils ist elektrisch. Deshalb ist der Aufbau einer Batteriezellenfertigung in 
Deutschland von zentraler strategischer Bedeutung. Hiervon wird abhängen, ob wir auch in 
Zukunft die gesamte Wertschöpfung des Automobils abdecken können. 

Industrie 4.0 ist die vierte industrielle Revolution – nach Dampfmaschine, Elektrifizierung und 
Automatisierung. Jeder dieser Veränderungsprozesse wurde von der Sozialdemokratie und den 
Gewerkschaften sozial verträglich gestaltet. Wir werden auch den digitalen Wandel unserer 
Wirtschaft aktiv begleiten. Gemeinsam mit Gewerkschaften, Unternehmen und Verbänden 
werden wir daran arbeiten, dass Industrie 4.0 ein Erfolgsmodell für Deutschland wird. Dafür ist 
es wichtig, dass wir den Mittelstand und das Handwerk in ihrer ganzen Breite für die 
Digitalisierung gewinnen. Die Vernetzung von Industrie, Mittelstand und Handwerk mit 
Startups wird über den Erfolg von Industrie 4.0 mitentscheiden. Darin stecken enorme 
Potenziale – sowohl für den wirtschaftlichen wie auch den gesellschaftlichen Fortschritt. 
Diesen Wandel werden wir nach sozialen Prinzipien organisieren. 

Mit dem wirtschaftspolitischen Programm „Innovationsmotor Mittelstand“ werden wir unsere 
mittelständischen Unternehmen im Wandel unterstützen. Dabei stehen Maßnahmen im 
Mittelpunkt, die Fachkräfte für die Betriebe sichern, die Innovation fördern und die 
Mittelstand und Handwerk gezielt entlasten. Zugleich werden wir den exportorientierten 
Mittelstand mit einer aktiven Außenwirtschaftspolitik fördern. 

Die Fachkräftesicherung ist das drängendste Problem des Handwerks und vieler 
mittelständischer Betriebe. In bestimmten Berufszweigen ist es mittlerweile schwierig, 
Auszubildende zu finden. Daher werden wir unter anderem die Ausbildungs- und 
Berufsorientierung verbessern, in die Ausstattung der Berufsschulen – auch als 
Lernwerkstätten für Industrie 4.0-Technologien – investieren, ein Recht auf Weiterbildung 
einführen, Gebühren für Techniker- und Meisterkurse abschaffen und ein modernes 
Einwanderungsrecht schaffen. 

Die Grenzen zwischen industrieller Produktion und Dienstleistungen lösen sich weiter auf. 
Unternehmen werden aus gewonnenen Daten neue Geschäftsmodelle mit neuen 
Dienstleistungen („Smart Services“) entwickeln. Daher werden wir prüfen, inwieweit 
Förderprogramme für technologische Innovationen auch auf datengetriebene 
Geschäftsmodelle ausgeweitet werden können, wie zum Beispiel das erfolgreiche Zentrale 
Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM). 

Gemeinsam mit Partnern aus Wissenschaft und Wirtschaft wollen wir regionale 
Innovationsagenturen gründen. Sie treiben gesellschaftlich sinnvolle Innovationsansätze 
voran, unterstützen den digitalen Wandel in der Fläche und vor allem den Wissensaustausch 
zwischen Wissenschaft und Unternehmen. Wir setzen hierbei neben dem klassischen 
Technologie- und Wissenstransfer auch auf neuere Ansätze wie Open Innovation. 

Den Einsatz digitaler Technologie im Mittelstand werden wir anschieben. Für digitale 
Ausrüstung sollen kleine und mittlere Unternehmen einen Zuschuss erhalten, wenn sie sich 
zuvor beraten lassen und ein Digitalisierungskonzept vorlegen. 

Kleinere und mittelgroße Unternehmen wollen wir durch einen „Forschungsbonus“ finanziell 
unterstützen, wenn sie Personal für Forschung und Entwicklung einstellen. Gerade 
mittelständische Unternehmen benötigen diese Förderung, um ihre Wachstumschancen 
nutzen zu können. Darüber hinaus werden wir auch die bestehenden Forschungs- und 
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Innovationsprogramme weiter ausbauen. Und wir werden die Abschreibungsmöglichkeiten für 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben für Unternehmen und Selbstständige verbessern. 
Nach dem Vorbild von Nordrhein-Westfalen wollen wir außerdem einen Mittelstands- und 
Innovationscheck für Gesetze einführen. In diesem Zuge werden wir auch die Mittel für die 
Programme ZIM und Industrielle Gemeinschaftsforschung aufstocken. 

Die Digitalisierung verändert auch in besonderem Maße den Einzelhandel. Wir wollen die 
Ergebnisse aus der Dialogplattform Einzelhandel auswerten, um Strategien für lebendige 
Innenstädte und für die Nahversorgung im ländlichen Raum zu erarbeiten. Wir wollen an 
Modellstandorten die Strategien gemeinsam mit Akteuren vor Ort erproben und durch die 
Ergebnisse einen Roll-Out für andere Kommunen ermöglichen. 

Es gilt, die Chancen der Digitalisierung für den Handel und die Verbraucherinnen und 
Verbraucher konsequent zu nutzen. 

Das schnelle Wachstum des Internets ist auch der Verfügbarkeit von freier Software zu 
verdanken, die heute noch einen großen Teil der Infrastruktur betreibt: Diese Idee wollen wir 
übertragen und den Anteil freier Software in Verwaltung und Bildungseinrichtungen erhöhen, 
um innovative Unternehmensgründungen im regionalen Markt zu unterstützen. 

Deutschland profitiert von der weltweit zunehmenden Nachfrage nach umweltfreundlichen 
Produkten, Technologien und Dienstleistungen. Hier finden inzwischen hunderttausende 
Menschen Arbeit. Diese Erfolgsgeschichte der ökologischen Industriepolitik wollen wir 
fortsetzen. Mit ihrem Energiewende-know how haben Unternehmen aus Deutschland beste 
Absatzchancen in der ganzen Welt. Wir wollen insbesondere kleine und mittlere Unternehmen 
auf dem Weg in die Weltmärkte mit unserer Außenwirtschaftspolitik unterstützen. Damit 
leisten wir auch einen Beitrag für eine globale saubere Energieversorgung und eine intakte 
Umwelt. 

Der Strukturwandel in der Energiewirtschaft wird sich fortsetzen. Ganz besondere 
Herausforderungen sind in den bisher durch die Braunkohle geprägten Regionen in der Lausitz, 
im Mitteldeutschen wie auch im Rheinischen Revier zu bewältigen. Hier müssen 
regionalwirtschaftliche Strukturen auf- und ausgebaut werden, die an die industrielle Tradition 
dieser Regionen anknüpfen und gute, tarifvertraglich gesicherte Arbeit fördern. Wir werden 
diese Herausforderung gemeinsam mit den Ländern, den betroffenen Regionen, den 
Gewerkschaften, den Unternehmen und den Bürgerinnen und Bürgern angehen. Dabei hilft 
uns die fortschreitende Energiewende. Es werden in großem Umfang neue Technologien – 
Speicher und Batterien, Entwicklungszentren für Materialien und Prozesstechnik – benötigt. 
Wir wollen mit Bundesmitteln die neuen wirtschaftlichen Aktivitäten in den betroffenen 
Regionen zusammenführen. 

Unnötige Bürokratie abbauen – Mittelstand entlasten: 

Unsere Gesellschaft braucht klare Regeln. Unnötige Bürokratie hingegen werden wir 
abschaffen. Unternehmen sollen sich auf ihr Kerngeschäft konzentrieren können und nicht auf 
das Ausfüllen von Formularen. Gerade kleine und mittlere Unternehmen sowie Selbstständige 
trifft unnötige Bürokratie besonders hart. Wir werden Unternehmen von Statistik-, 
Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten befreien. Ein gutes Beispiel für 
Bürokratieentlastung und Investitionserleichterung ist die von uns durchgesetzte Erhöhung der 
steuerlichen Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter. 

Die meisten Behördengänge sollen sich in Zukunft auch online erledigen lassen. Daher wollen 
wir für eine schnelle Umsetzung der Digitalisierung in der Verwaltung sorgen. Diese sorgt 
einerseits für mehr Benutzerfreundlichkeit für die Bürgerinnen und Bürger. Andererseits kann 
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die Verwaltung selbst durch die Digitalisierung effizienter und fehlerfreier arbeiten. Eine 
moderne und effiziente Verwaltung wird möglichst viele Dienstleistungen aus einer Hand 
anbieten. Wir wollen, dass Nutzerinnen und Nutzer sich einfach und sicher mit einer 
Zugangsberechtigung für alle Verwaltungsdienstleistungen identifizieren können. Niemand 
soll seine Daten mehrfach übermitteln müssen. Den jeweiligen Bearbeitungsstand der 
Verwaltung sollen Antragsteller jederzeit nachvollziehen können. 

Innovationen und Gründergeist: 

In Deutschland brauchen wir mehr Bereitschaft für Innovationen und einen noch stärkeren 
Gründergeist. Junge Unternehmerinnen und Unternehmer, die Startups, tragen dazu bei, dass 
mutige Ideen zu neuen Geschäftsmodellen führen und attraktive Arbeitsplätze entstehen. In 
ihnen steckt das Potenzial, den Mittelstand von morgen zu bilden. 

Unser Ziel ist es, dass Unternehmen schnell und unbürokratisch gegründet werden können. 
Wir wollen, dass Firmengründer alle Fragen aus einer Hand beantwortet bekommen. Vor allem 
E-Government-Lösungen ermöglichen zielgenaue Beratung und erleichtern den Einstieg ins 
neue Geschäft. Oft scheitern kleine und mittlere Unternehmen an den bürokratischen Hürden 
für Förderprogramme. Deshalb werden wir die Antragstellung vereinfachen, damit 
Unternehmensgründer einfach und schnell Unterstützung bekommen und sich voll auf ihr 
Geschäftsmodell konzentrieren können. Zudem werden wir die Rahmenbedingungen für 

Wagniskapital weiter verbessern. 

Hochschulen sind seit jeher ein wichtiger Ort für Innovationen. Mit einer Kultur des Mutes 

wollen wir junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dafür begeistern, Unternehmen zu 

gründen. Dazu muss das Thema Unternehmensgründungen stärker in der Lehre verankert und 
müssen Gründungsfreisemester für Studierende ermöglicht werden. Auch Beschäftigte an 
Hochschulen sollen ein Recht auf ein „Gründer-Sabbatical“ bekommen. 

Obwohl Frauen heute so gut ausgebildet sind wie nie zuvor, gründen sie nur knapp drei von 
zehn Unternehmen. Unser Ziel ist es, Frauen dabei zu unterstützen, öfter Unternehmen zu 
gründen. Die Förderung von Existenzgründerinnen und selbstständigen Frauen bringt mehr 
wirtschaftliches Wachstum, eine Steigerung der Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit sowie 
mehr Chancengleichheit und Gleichstellung im Erwerbsleben. Deshalb wollen wir mehr Frauen 
als Gründerinnen fördern, unter anderem durch einen besseren Zugang zu Gründungskapital 
und eine auf ihre Bedürfnisse angepasste Beratung und Unterstützung. Außerdem wollen wir 
Gründungen von Menschen mit Migrationshintergrund und Menschen mit Behinderungen 
unterstützen. Scheitern darf nicht das Ende für Gründerinnen und Gründer bedeuten. Wir 
wollen eine Kultur der „nächsten Chance“ etablieren und in diesem Sinne auch das 
Insolvenzrecht überprüfen. 

Wir stärken Genossenschaften! Denn sie sind eine krisenfeste Unternehmensform in den 
unterschiedlichsten Wirtschaftsbereichen. Dazu benötigen wir Förderprogramme, die eine 
starke Mitgliederbeteiligung unterstützen und kleineren Genossenschaften 
Orientierungshilfen bieten. 

Wir setzen uns auch weiterhin für eine Absicherung der kommunalen Daseinsvorsorge im 
europäischen Binnenmarkt und bei Freihandelsabkommen ein. 

Für Wachstum und Erfolg brauchen Unternehmen immer auch einen handlungsfähigen Staat. 
Einen Staat, der Impulse für Innovationen setzt. Dabei wollen wir nicht nur technische 
Produktinnovationen, sondern auch soziale Innovationen fördern. Soziale Innovationen sind 
neue Wege, gesellschaftliche Probleme zu lösen, beispielsweise durch Telearbeit oder 
Konsummöglichkeiten wie Car-Sharing. Wir wollen offen sein für neue Verfahren und 
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Lösungsstrategien für sämtliche Bereiche unseres Lebens, von der Wirtschaft über das 
Arbeitsleben bis hin zum Umweltschutz. 

Forschung und Entwicklung: 

Wir brauchen exzellente Forschung und Entwicklung, um die wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Herausforderungen bewältigen zu können. Mit unserer 
Forschungsförderung wollen wir Vernetzung, den interdisziplinären Austausch und 
Kooperationen stärker unterstützen. Die Freiheit der Forschung ist langfristig die wichtigste 
Voraussetzung für Innovation. 

Die Vielfalt der Forschungslandschaft in Deutschland ist ein wichtiger Standortvorteil. 
Universitäten, Fachhochschulen und Hochschulen für angewandte Wissenschaften, forschende 
Unternehmen und die außeruniversitären Forschungseinrichtungen leisten hervorragende 
Arbeit. 

Forschung braucht eine verlässliche Finanzierung. Bis 2025 wollen wir 3,5 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts für Forschung und Entwicklung aufwenden. Im Rahmen der neuen, 
dauerhaften Finanzierungsarchitektur für Hochschulen und Forschungseinrichtungen werden 
wir so Innovationen fördern. Den erfolgreichen Pakt für Forschung und Innovation werden wir 
als wichtige und verlässliche Säule dieser Architektur weiterentwickeln und dabei die 
Kooperation von Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen stärken. 

Wir wollen zusätzliche Möglichkeiten für den Bund schaffen, Forschungseinrichtungen an 
Hochschulen direkt zu fördern. Die Forschungsförderung des Bundes für Fachhochschulen 
werden wir verdoppeln. Für Projekte, die von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
gefördert werden, wollen wir die Programmpauschale (Overhead) auch nach 2020 fortführen. 

Wir brauchen eine nationale Strategie für Hochleistungsrechner, um die sprunghaft 
wachsende Nachfrage an Hochschulen und Forschungseinrichtungen nach Speicher- wie 
Rechenkapazität besser erfüllen zu können. 

Wir werden zukunftsweisende Technologien fördern, die große Wertschöpfung mit neuen 
Arbeitsplätzen und Verbesserungen für das alltägliche Leben verbinden, beispielsweise in der 
Gesundheitswirtschaft, der Bio- und Nanotechnologie, den Umwelt- und 
Klimaschutztechnologien, in der Materialforschung oder Robotik. Hier kommt auch der Luft- 
und Raumfahrt eine wichtige Rolle für den Wirtschafts- und Innovationsstandort Deutschland 
und die europäische Zusammenarbeit zu, die wir weiter stärken werden. 

Wir wollen die Übertragung von wissenschaftlichen Erkenntnissen auf die Entwicklung von 
Produkten und Dienstleistungen vorantreiben und für bessere Arbeitsbedingungen nutzen. 
Dafür werden wir die Transferförderung, die Validierungsforschung an der Schnittstelle 
zwischen Forschung und Anwendung sowie die Arbeits-, Berufsbildungs- und 
Dienstleistungsforschung weiter ausbauen. Wir stärken wissensbasierte Netzwerke von 
Wissenschaft, Industrie, Mittelstand und Startups, damit sie ihre zunehmenden Aufgaben in 
Forschung und Transfer besser wahrnehmen können. 

Für Antworten auf gesellschaftliche Herausforderungen brauchen wir die Kreativität von 
Forscherinnen und Forschern. Sie benötigen für ihre Arbeit wissenschaftliche Autonomie und 
finanzielle Planungssicherheit. Forscherinnen und Forscher sollen aber auch mehr Spielräume 
erhalten, um ihre Forschungsthemen unabhängig von kurzsichtigen Aussichten auf Nutzen 
und Verwertungschancen wählen und verfolgen zu können. Wir werden dafür gemeinsam mit 
der Wissenschaft einen neuen Förderansatz schaffen, in dem potenziell disruptive 
Innovationen direkt und unbürokratisch ausprobiert werden können. 
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Wir wollen die Akzeptanz bei Bürgerinnen und Bürgern für neue Technologien erhöhen. Mit 
Transparenz, Information und Beteiligung werden wir Befürchtungen abbauen und Ängsten 
vorbeugen. Die Zivilgesellschaft wird in den Innovationsdialog der Bundesregierung 
eingebunden. Die Ergebnisse des Dialogs werden veröffentlicht. 

Klare Regeln für die Finanzwirtschaft: 

Die Realwirtschaft, die Bürgerinnen und Bürger und auch der Staat brauchen ein Finanz- und 
Bankensystem, das sicher und verlässlich ist. Wir wollen international die treibende Kraft bei 
der Kontrolle und Aufsicht der Finanzmärkte werden. Kein Finanzmarkt, kein Finanzprodukt 
und kein Finanzakteur darf zukünftig ohne Regulierung und ohne Kontrolle sein. Die 
Aktivitäten der Finanzmärkte müssen auf die Erfordernisse der realen Wirtschaft ausgerichtet 
sein. 

Regional tätige Finanzinstitute wie Sparkassen, Genossenschaftsbanken und Förderbanken 
sind wichtige Finanzpartner vieler Menschen und Unternehmen in unserem Land. Wir sehen 
sie als wichtige Säule für die Stabilität im Finanzsystem und kämpfen daher für ihren Erhalt. 
Wir werden bei der Regulierung danach unterscheiden, ob es sich um Sparkassen, 
Genossenschaftsbanken, Förderbanken bzw. kleine und mittlere Privatbanken handelt oder um 
systemrelevante Großbanken. 

Auf internationaler und auf EU-Ebene gibt es Bestrebungen, eine klare und angemessene 
Verschuldungsquote für Banken einzuführen. Das unterstützen wir. Wenn eine Bank in 
Schieflage gerät, sollen vorrangig ihre Anteileigentümer und deren vermögende Gläubiger 
haften (Bail-in-Prinzip). Wir setzen uns für eine klare Trennung von Investment- und 
Geschäftsbanking und eine deutliche Einschränkung des Eigenhandels von Banken ein. Damit 
werden hochriskante Spekulationen und die von ihnen ausgehende Gefahr für die Stabilität 
von Geschäftsbanken eingedämmt. 

Für Finanzinstitute außerhalb des Banken- und Versicherungssektors, zum Beispiel Hedgefonds 
und andere Schattenbanken, fordern wir einen Kriterienkatalog zur Prüfung ihrer Bedeutung 
für das Finanzsystem. Solche systemrelevanten Finanzinstitute sollen verbindlichen 
Eigenkapitalanforderungen und einer Aufsicht unterliegen. Damit diese Regelungen 
erfolgreich sind, werden wir eine europäische Lösung anstreben. 

Alle Geschäftsbeziehungen zwischen Banken und Schattenbanken müssen transparent sein 
und „Ansteckungsrisiken“ minimiert werden. 

Beim Derivatehandel wollen wir die Regulierung von unbesicherten „over the counter“-
Geschäften zügig vollenden und bank- und börseninterne Handelsplattformen für den 
anonymen Handel mit Finanzprodukten („dark pools“) der Aufsicht unterstellen. 
Mindesthaltefristen zur Begrenzung des Hochfrequenzhandels sind ein sinnvolles Instrument. 

Wir wollen die Rolle von Rating-Agenturen bei der Prüfung und Einschätzung von Risiken und 
im Beratungsgeschäft deutlich einschränken und besser regulieren. Dazu wollen wir das 
Rating-Geschäft klar von der Beratung trennen und noch mehr als bisher dafür sorgen, dass 
sich hoheitliches Handeln seltener auf private Ratings bezieht. 

Wir wollen kleine, junge und innovative Finanzdienstleister (FinTechs) bei der 
Gründungsfinanzierung unter eine vereinfachte Aufsicht stellen. Gute Beratung und der Schutz 
der Kunden dürfen dabei nicht in Frage gestellt werden. 

Deutschland ist ein wichtiger Finanzstandort. Wir wollen ihn stärken und weitere Finanz- und 
Regulierungsinstitutionen ansiedeln. Wir unterstützen das Ziel, einen einheitlichen 
europäischen Kapitalmarkt zu schaffen. Außerdem setzen wir uns für die Einführung der 
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Finanztransaktionssteuer ein. Wir bekennen uns klar zum Recht der Bürger auf Bargeld und 
werden Bestrebungen zu dessen Abschaffung entschieden entgegen treten. 

Verbraucherrechte stärken: 

Wir benötigen im Verbraucherschutz gute Gesetze und ihre wirksame Durchsetzung, damit 
Recht bekommt, wer Recht hat. Qualifizierte Verbände sollen rechtliche Streitigkeiten, die viele 
Verbraucherinnen und Verbraucher betreffen, mit nur einer Klage vor Gericht 
(Musterfeststellungsklage) klären lassen können. Verbraucherorganisationen können schon 
heute bestimmte Verbraucherrechte auf dem Weg der Verbandsklage durchsetzen. Wir 
werden diese Möglichkeit weiter ausbauen. 

Der vorzeitige Verschleiß von Produkten ärgert Verbraucherinnen und Verbraucher und 
schadet der Umwelt. Daher müssen Gewährleistungs- und Garantieansprüche im Alltag besser 
durchsetzbar sein. Hierfür sollen Produkte und elektrische Geräte bezüglich ihrer Lebensdauer 
nachvollziehbar und vergleichbar gekennzeichnet werden. Auch die Reparatur- und 
Updatefähigkeit von Produkten muss erhöht und europaweit besser geregelt werden. Für die 
Vergabe von Nachhaltigkeitssiegeln werden wir verbindliche Prüfkriterien einführen. 

Auch in der digitalen Wirtschaft gilt der Verbraucherschutz. Bürgerinnen und Bürger müssen 
Produkte und Dienstleistungen aus dem Internet sicher nutzen können. Das persönliche Profil 
aus Daten ermöglicht es im Internethandel, Waren und Dienstleistungen an die Wünsche und 
Bedürfnisse einzelner Verbraucherinnen und Verbraucher anzupassen. Es lässt aber auch zu, 
dass sich etwa die Höhe der aufgerufenen Preise an Zahlungsfähigkeit, Alter, Wohnort oder 
anderen Faktoren ausrichtet. Unfaire individuelle Preisbildung als Folge der Profilbildung aus 
Nutzerdaten lehnen wir ab. Gegen einen solchen Missbrauch werden wir wirksame 
Regelungen treffen. 

Beim „Scoring“, also der individuellen Risikovorhersage für einzelne Verbraucherinnen und 
Verbraucher, müssen die herangezogenen Daten und ihre Gewichtung der Aufsicht offengelegt 
werden. Es soll klare Regeln für Löschfristen und Löschpflichten für negative, falsche und 
veraltete Einträge geben. 

Wir stärken die Rechte von Finanzkunden, denn sie sollen sich bei Bank-, Börsen- und 
Versicherungsgeschäften sicher und auf Augenhöhe mit Finanzdienstleistern bewegen können. 
Dafür wollen wir Auskunftssysteme regulieren und für umfassende Transparenz bei der 
Beratung sorgen – unter anderem durch die Stärkung der Honorarberatung als Alternative zu 
einer Beratung auf Provisionsbasis. Die Kontrolle der Finanzanlagenvermittler über die 
Gewerbeordnung wollen wir auflösen. Sie soll der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht unterstellt werden, um zu einem einheitlichen Aufsichtsrecht zu 
gelangen. 

Smartphone-Apps nehmen eine immer wichtigere Rolle in vielen Bereichen des Lebens ein. Wir 
wollen, dass Nutzerinnen und Nutzer vor einem Download umfassend, klar und verständlich 
informiert werden. Sie sollen die Funktionen einer App zuverlässig einschätzen können. 
Verbraucherinnen und Verbraucher müssen die Kontrolle über ihre Daten haben. Dazu gehört 
auch, dass sie ihre Daten auf neue Geräte anderer Hersteller mitnehmen können. Es geht uns 
um Wahlfreiheit in neuen digitalen Märkten. Dafür brauchen wir Wettbewerb. So dürfen hohe 
Kosten bei einem Anbieterwechsel (Netzwerk- und Lock-In-Effekte) nicht dazu führen, dass 
Kundinnen und Kunden beispielsweise nur schwer ihren Mobilfunk- oder Netzwerkanbieter 
wechseln können. 

Auch gegenüber Vermittlungsplattformen (Sharing Economy) werden wir Verbraucherrechte 
stärken: mehr Informationen für Nutzerinnen und Nutzer und bessere Absicherung gegen 
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gravierende Risiken. Bei der kartellrechtlichen Bewertung der Plattformen sollen neben dem 
reinen Umsatz auch der Wert von Nutzerzahlen und personenbezogene Daten eine Rolle 
spielen, um Monopole zu verhindern und Pluralität der Anbieter sicherzustellen. 

Die Produkt- und Herstellerhaftung werden wir so anpassen, dass auch Schäden aufgrund von 
Programmierfehlern oder unzureichenden Verschlüsselungen oder mangelnder IT-Sicherheit so 
geregelt sind, wie Schäden aufgrund von Produktionsfehlern. 

Das Geldabheben an fremden Bankautomaten ist in Deutschland eine Kostenfalle. Wir wollen 
eine Begrenzung der Gebühren beim Abheben von Bargeld an fremden Bankautomaten. 
Aktuelle Überziehungszinsen von bis zu 14 Prozent treffen besonders Menschen, die 
überschuldet sind und kein anderes Girokonto eröffnen können. Daher werden wir einen 

„Dispo-Deckel“ einführen. 

Wir wollen rechtswidrig erworbene Gewinne deutlich besser abschöpfen können und die 
abgeschöpften Gewinne zur Finanzierung der Verbraucherberatung und -information 
verwenden. 

Bei digitalen Finanztransaktionen brauchen wir die freie Wahl des Zahlungsdienstleisters und 
höchstmögliche Sicherheit und Datenschutz. Wir setzen uns für ein Recht auf anonymes 
bargeldloses Bezahlen unter Berücksichtigung der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen 
beispielsweise zum Jugendschutz und zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismus ein. 

Die Verbraucherzentralen und ihren Bundesverband werden wir weiter fördern und ihren 
Status als Marktwächter ausbauen. Auch staatliche Aufsichtsbehörden wie das 
Kraftfahrzeugbundesamt sollen sich verstärkt um Verbraucherinteressen kümmern. Das 
Bundeskartellamt werden wir so ausbauen und mit Kompetenzen für den wirtschaftlichen 
Verbraucherschutz ausstatten. Die unabhängige Verbraucherforschung werden wir weiter 
fördern. 

Digitalisierung in der Stadt und auf dem Land: 

Im Jahr 2025 wollen wir in Deutschland eine der modernsten digitalen Infrastrukturen haben. 
Wir schaffen „Breitband für alle“, auch um die digitale Spaltung zwischen städtischen 
Ballungszentren und ländlichen Räumen zu überwinden. Wir werden eine flächendeckende 
digitale Infrastruktur auf hohem Niveau sicherstellen. Die Versorgung mit einer 
Datengeschwindigkeit von mindestens 50 Megabit pro Sekunde, soll nur ein erster 
Zwischenschritt bis 2018 sein. Unser Ziel sind Gigabitnetze. Bis 2025 sollen mehr als 90 Prozent 
aller Gebäude daran angeschlossen sein. Die hierfür notwendigen Investitionen werden wir 
fördern. 

Die Entwicklung der fünften Generation der mobilen Datenübertragung (5G-Standard) werden 
wir weiter vorantreiben. Dafür müssen die Antennenstandorte mit Glasfaser erschlossen 
werden. Die Mobilfunktechnologie schafft weitere notwendige Bandbreiten. WLAN, also ein 
offenes drahtloses Internet, ist Teil einer modernen digitalen Infrastruktur. Wir wollen, dass 
alle öffentlichen Einrichtungen offene und kostenfreie WLAN-Hotspots verfügbar machen. 

Wir wollen die Gleichbehandlung bei der Datenübertragung im Internet und den 
diskriminierungsfreien Zugang zu Datennetzen. Diese Netzneutralität ist entscheidend für das 

offene und freie Internet sowie für fairen Wettbewerb. Die nach europarechtlichen Vorgaben 
möglichen Ausnahmen vom Prinzip der Netzneutralität müssen eng begrenzt bleiben. In 
diesen Fällen hat die Bundesnetzagentur streng darauf zu achten, dass sich die Internetqualität 
nicht verschlechtert. 
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Datensicherheit und digitale Grundrechte: 

Ziel unserer Datenpolitik ist es, das Recht auf Privatsphäre zu gewährleisten. Gleichzeitig 

wollen wir das wirtschaftliche Potenzial von Daten nutzen, denn Datenschutz und Big Data 

schließen sich nicht aus. Wir werden klare Regelungen schaffen, wie Daten verfügbar gemacht 

werden können und wer welche Daten wann, zu welchem Zweck und zu welchen Bedingungen 

verwenden darf. Bürgerinnen und Bürger sollen zu jeder Zeit einen Überblick über die 

Verwendung ihrer Daten haben. Es dürfen keine neuen Datenmonopole entstehen. 

Personenbezogene Daten sind dabei besonders schützenswert. Nutzerinnen und Nutzer 

müssen grundsätzlich einwilligen, wenn personenbezogene Daten über sie erhoben, genutzt 

oder verwendet werden. Datenspeicher und Netzwerke müssen besser gegen illegale Zugriffe 

von außen gesichert sein. 

Die Aufgabe von Datenpolitik ist auch, Antworten auf zukünftige Entwicklungen zu liefern und 

den rechtlichen Rahmen vorzugeben. Aus der Verknüpfung von Daten, dem zunehmenden 

Umgang mit neuen Technologien – wie autonomem Fahren und dem Einsatz von künstlicher 

Intelligenz – ergeben sich viele neuartige rechtliche und ethische Fragen. Diese wollen wir in 

einem umfassenden Dialog mit der Zivilgesellschaft, der Wissenschaft und der Wirtschaft im 

Rahmen einer Daten-Ethikkommission klären. 

Mit der wachsenden Bedeutung des Internets und der wachsenden Abhängigkeit von 

vernetzter Technik wird die Frage nach Sicherheit im Netz zugleich zur Frage nach der 

Sicherheit vieler wichtiger anderer Bereiche. Der NSA-Skandal und die Internetkriminalität 

verunsichern die Menschen. Wir wollen das Freiheitsversprechen des Netzes zurückgewinnen. 

Der Erfolg des Netzes beruht gerade auf seiner freiheitlichen und offenen Architektur, die wir 

erhalten und ausbauen wollen. Wir setzen uns für Regelungen auf internationaler Ebene ein, 

mit denen wir Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und öffentliche Institutionen vor 

Ausspähung und Cyberangriffen schützen wollen. Unser Ziel ist ein „Völkerrecht des Netzes“, 
das die digitalen Grundrechte definiert. Vor diesem Hintergrund wollen wir Deutschland und 

Europa als führenden Standort für Datenschutz und IT-Sicherheit etablieren und werden 

innerhalb der EU für eine digitale Grundrechtecharta werben. 

Wir wollen Hürden in der Nutzung und beim Angebot von digitalen Dienstleistungen für 

Bürgerinnen und Bürger wie auch Unternehmen in ganz Europa abbauen. Wer in Deutschland 

etwa als Startup mit Dienstleistungen an den Markt geht, ist damit sogleich Teil des gesamten 

europäischen Binnenmarktes. Hindernisse für das grenzüberschreitende digitale Wirtschaften 

werden wir konsequent abbauen. Die Aufsicht über digitale Dienste in Europa wollen wir 

eindeutig regeln. 
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Es ist Zeit für einen starken Sozialstaat 
Unser Sozialstaat ist eine Errungenschaft. Er sorgt für sozialen Ausgleich, stärkt unsere 
Wirtschaft und gibt den Menschen die Sicherheit, die sie brauchen, um über ihr Leben selbst zu 
bestimmen. 

Bürgerinnen und Bürger sollen darauf vertrauen können, nach jahrzehntelanger Arbeit im Alter 
ein auskömmliches Einkommen zu beziehen und bei Krankheit und Pflegebedürftigkeit 
bestmöglich versorgt zu sein. Und beim Verlust des Arbeitsplatzes erwarten sie eine gute 
Absicherung. Ein Sozialstaat, der die Bürgerinnen und Bürger unterstützt, erhöht die Sicherheit 
und fördert gesellschaftlichen Fortschritt und Wandel. Wir werden den Sozialstaat noch besser 
machen, damit sich in Zukunft alle auf ihn verlassen können. 

Der medizinische Fortschritt soll wieder gemeinsam von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
finanziert werden. Und wir sorgen dafür, dass sich Bürgerinnen und Bürger darauf verlassen 
können, unabhängig von Einkommen und Wohnort die beste medizinische und pflegerische 
Versorgung zu bekommen. Dafür schaffen wir eine Bürgerversicherung, in die alle einzahlen 
und durch die alle die notwendigen medizinischen Leistungen bekommen. Eine Zwei-Klassen-
Medizin soll es nicht länger geben. In der Alterssicherung gilt für uns der Grundsatz: Nach 
jahrzehntelanger Arbeit ermöglicht die Rente ein angemessenes Leben im Alter. Der Sozialstaat 
ist für alle da, deshalb werden wir auch neue Beschäftigungsformen wie die Solo-
Selbstständigkeit absichern und in die Sozialversicherungen einbeziehen. 

Eine Bürgerversicherung für alle in Gesundheit und Pflege: 

Wir wollen alle Bürgerinnen und Bürger auf die gleiche Weise versichern. Ziel ist die 
paritätische Bürgerversicherung. Paritätisch bedeutet: Arbeitgeber und Versicherte werden 
wieder den gleichen Anteil am gesamten Versicherungsbeitrag zahlen. Daher schaffen wir den 
einseitigen Zusatzbeitrag der Versicherten ab. 

Alle erstmalig und bislang gesetzlich Versicherten werden wir automatisch in die 
Bürgerversicherung aufnehmen. Dazu zählen auch Beamtinnen und Beamte, für die in der 
Bürgerversicherung ein beihilfefähiger Tarif geschaffen wird. Die öffentlichen Arbeitgeber 
können wählen, ob sie für gesetzlich versicherte Beamtinnen und Beamte einen 
Arbeitgeberbeitrag zahlen oder wie bisher über die Beihilfe einen Anteil der 
Behandlungskosten direkt übernehmen. Bisher Privatversicherte können wählen, ob sie in die 
Bürgerversicherung wechseln möchten. Die gesetzliche Krankenversicherung machen wir für 
Selbstständige mit geringem Einkommen günstiger. Dazu werden wir die Bemessung der 
Beiträge für Selbstständige einkommensabhängig ausgestalten und so die Beiträge bei 
geringen Einkommen senken. Die Finanzierung der Bürgerversicherung muss gerecht sein. 
Gesellschaftliche Aufgaben müssen auch solidarisch finanziert werden. Darüber hinaus ist es 
unser Ziel, Menschen mit chronischen Erkrankungen von Zuzahlungen zu entlasten und 
Leistungen für Zahnersatz und Sehhilfen zu verbessern. 

Auch in der Pflege soll es die Bürgerversicherung geben. Wir wollen Bürgerinnen und Bürger 
besser gegen Pflegerisiken absichern. 

Mit der Bürgerversicherung schaffen wir eine einheitliche Honorarordnung für Ärztinnen und 
Ärzte. Bislang werden Privatpatientinnen und -patienten oftmals bevorzugt, da ihre 
Behandlung höher vergütet wird. Das werden wir beenden. Damit richtet sich die Vergütung 
medizinischer Leistungen nach dem Bedarf der Patientinnen und Patienten und nicht danach, 
ob sie privat oder gesetzlich versichert sind. 
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Gesundheitsversorgung sicherstellen: 

Gute Gesundheitsversorgung darf nicht vom Einkommen und nicht vom Wohnort abhängen. In 
City-Lage oder attraktiven Bezirken ist gute und barrierefreie medizinischer Versorgung oft 
Standard. Wir wollen, dass das auch für ländliche und strukturschwache Regionen wie auch für 
Stadtteile mit sozialen Problemen gilt. Dazu schaffen wir eine integrierte Bedarfsplanung der 
gesamten medizinischen Versorgung. Die Vorbeugung von Krankheiten (Prävention) und die 
Rehabilitation beispielsweise nach einer schweren Erkrankung müssen im Rahmen dieser 
Planung gestärkt und auch die Pflege einbezogen werden. Wir brauchen darüber hinaus mehr 
Hausärztinnen und Hausärzte als heute, denn sie sind die erste Anlaufstelle im Krankheitsfall. 
Dir Kompetenz der Apothekerinnen und Apotheker muss in die Versorgungsstrukturen 
effizient mit eingebunden werden. Wir wollen die Notfallversorgung verändern, um den 
Zugang für alle sicherzustellen. 

Wir setzen uns für mehr und besser bezahltes Pflegepersonal in Krankenhäusern ein. Deshalb 
wollen wir verbindliche Personalstandards umsetzen. Der Pflegeberuf muss gerecht bezahlt, 
flexibler wahrnehmbar und mit mehr Aufstiegschancen versehen werden. Wir werden die 
aktuellen Arbeitsbedingungen von Pflegehilfskräften und –fachkräften diskutieren und 
konkrete Vorschläge zur Verbesserung der Attraktivität des Pflegeberufes erarbeiten. 

Wir brauchen bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege und einen leichteren Zugang zu 
Ausbildung und Studium. Das Pflegeberufegesetz ist dazu ein wichtiger Beitrag. Gut 
ausgebildete Pflegekräfte sorgen für eine kultur- und geschlechtersensible Pflege. Eine gute 
und sichere Versorgung für Patientinnen und Patienten gibt es nur mit ausreichend Personal. 
Altenpflegerinnen und Altenpfleger und Beschäftigte in der Pflege leisten eine anspruchsvolle 
und schwere Arbeit, die besser anerkannt werden muss. 

Wir werden ein Sofortprogramm für mehr Personal in der Altenpflege umsetzen, um 
kurzfristig Entlastung für die Beschäftigten zu schaffen. 

Hebammen leisten einen unverzichtbaren Beitrag als Begleiterinnen beim Start ins Leben – vor, 
während und nach der Geburt. Wir müssen den Beruf attraktiver machen und die 
Arbeitsbedingungen verbessern. Der Wert ihrer Arbeit muss sich auch in der Bezahlung 
widerspiegeln. Auch die weiteren Gesundheitsfachberufe übernehmen zentrale Aufgaben in 
der medizinischen Versorgung der Bürgerinnen und Bürger. Wir werden sie deshalb 
weiterentwickeln. 

Wichtig ist auch, mehr Geld für notwendige Investitionen in Krankenhäuser zur Verfügung zu 
stellen. Denn die Finanzierungslücke ist groß und kann von den Ländern alleine nicht mehr 
geschlossen werden. 

Wir wollen, dass medizinische Neuerungen schnell und zu fairen Preisen vom ersten Tag an 
verfügbar sind. Deutschland liegt im europäischen Vergleich bei den Arzneimittelpreisen in der 
Spitzengruppe. Sie dürfen in einem solidarisch finanzierten System aber nicht nur vom Markt 
bestimmt werden, sondern müssen auch ethisch vertretbar sein. Deshalb soll auch in Zukunft 
immer wieder neu bestimmt werden, ob neue Medikamente sicher und notwendig sind – und 
zu welchen Preisen sie solidarisch finanziert werden. 

Die Digitalisierung im Gesundheitswesen werden wir konsequent voranbringen. So kann etwa 
die Telemedizin Versorgungsstrukturen gerade in weniger besiedelten Bereichen entscheidend 
verbessern oder erst ermöglichen und die elektronische Patientenakte die Partizipation und 
Selbstbestimmung der Patientinnen und Patienten, Versicherten und ihren Angehörigen und 
einen bruchfreien sektorübergreifenden Behandlungsprozess sichern. Wir beschleunigen den 
Ausbau in allen Bereichen und unterstützen Innovation. Grundlage bleibt für uns eine 
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verlässliche einheitliche Telematikinfrastruktur, die ein beispielloses Schutzniveau der 
sensiblen Daten sichert. Wir sorgen für schnelle Bereitstellung und stetige Weiterentwicklung. 
Dabei steht für uns im Fokus, dass Patientinnen und Patienten die Hoheit über ihre Daten 
haben und freiwillig und eigenständig über Zugang und Weitergabe entscheiden können. 

Wir werden Patientenrechte stärken und einen Patientenentschädigungsfonds als Stiftung des 
Bundes schaffen. Der Fonds unterstützt Patientinnen und Patienten bei Behandlungsfehlern, 
wenn haftungsrechtliche Systeme nicht greifen. Die Vertretung von Patientinnen und 
Patienten beziehungsweise Versicherten in allen Gremien muss gestärkt werden. 

Gesund leben: 

Gesundheitliche Vorsorge und Vorbeugung soll von allen verantwortlichen Aufgabenträgern – 
von Bund, Ländern, Kommunen und Sozialversicherungen – gemeinsam finanziert werden. Wir 
werden Maßnahmen zur Prävention in Kita, Schule, Betrieben und Pflegeeinrichtungen 
unterstützen und ein Programm „Gesunde Stadt“ auflegen Es soll eng mit dem Programm 
„Soziale Stadt“ verknüpft werden und besonders Maßnahmen zur Bewältigung des 
demografischen Wandels und sozialer Ungleichheit fördern. Neben stadtplanerischen 
Maßnahmen zur Verringerung der Schadstoffbelastung gehören dazu auch eine Unterstützung 
der Kommunen bei der Schaffung einer bewegungsfreundlichen Umwelt, insbesondere für 
Kinder, und der Sicherstellung einer gesünderen Ernährung in Kitas, Schulen und anderen 
Ganztageseinrichtungen, einschließlich der dazu notwendigen Personalressourcen. Es sind vor 
allem Menschen mit geringem Einkommen, die unter Umweltbelastungen leiden und in den 
Städten besonders stark Lärm und Luftverschmutzung ausgesetzt sind. 

Wir setzen uns für eine Stärkung des öffentlichen Gesundheitsdienstes ein. Familienplanung 
darf nicht vom Geld abhängen. Deshalb werden wir aus Steuermitteln für Frauen mit 
niedrigem Einkommen den kostenlosen Zugang zu Verhütungsmitteln sicherstellen. 

Ein neuer Generationenvertrag: den Wert der Arbeit und die Würde im Alter sichern 

Eine lebensstandardsichernde Rente ist für die soziale Sicherheit und das Vertrauen in den 
Sozialstaat von grundlegender Bedeutung. Die Rentenpolitik und künftige Alterseinkommen 
beschäftigen alte und junge Menschen gleichermaßen. Gerade die Alterssicherung muss sich, 
wie die anderen sozialen Sicherungssysteme, immer wieder an wandelnde Verhältnisse 
anpassen und dabei für alle Generationen verlässlich bleiben.  

Wir stehen bei der Rente vor zwei zentralen Herausforderungen: 

• Wir müssen das Rentenniveau stabilisieren und die Leistungen der gesetzlichen Rente 
sichern. 

• Wir brauchen einen neuen Generationenvertrag und einen gesellschaftlichen Konsens 
über die Anstrengungen, die für eine Stabilisierung des Rentensystems notwendig sind. 

Wir wollen die Würde im Alter durch verlässliche Leistungen sichern, ohne die 
Entwicklungschancen der Jüngeren durch zu hohe Beiträge zu beschränken. Gleichzeitig ist für 
uns klar, dass den eingezahlten Beiträgen auch angemessene Leistungen gegenüber stehen 
müssen. Hohe Beiträge bei später niedrigen Renten wird es mit uns nicht geben! 

In der Alterssicherung gilt für uns weiterhin der Grundsatz, dass jahrzehntelange Arbeit auch 
ein angemessenes Leben im Alter ermöglicht. Es geht um einen der wichtigsten Werte in 
unserer sozialen Marktwirtschaft: den Wert der Arbeit. Dass Arbeitsleistung im Alter erkennbar 
bleibt und sozialer Abstieg und harte Einschnitte vermieden werden, ist die Grundlage für das 
Vertrauen in die Alterssicherungspolitik. 
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Zentrale Ziele unserer Alterssicherungspolitik sind deshalb: 

• Sicherung des jahrzehntelang erarbeiteten und verdienten Lebensstandards im 
Rentenalter.  

• Keine Anhebung der jetzigen Regelaltersgrenze. Wir werden dafür sorgen, dass die 
Regelaltersgrenze gesund und leistungsfähig erreicht werden kann. 

• Altersarmut verhindern. Aus jeder Erwerbstätigkeit muss auch eine Absicherung für das 
Alter erwachsen. Außerdem braucht es gezielte Verbesserungen für diejenigen, die am 
Ende eines langen Arbeitslebens keine auskömmliche Rente haben. 

• Eine gerechte Finanzierung der Rente. Die Beitragszahlenden dürfen nicht überfordert 
werden. Höhere Einkommen müssen über Steuerzuschüsse an der solidarischen 
Finanzierung ausreichend beteiligt werden. 

Das heißt konkret: 

Doppelte Haltelinie: Gesetzlich festgelegtes Rentenniveau von mindestens 48 Prozent und 
Beitragssatz von 22 Prozent 

Wir setzen eine gesetzlich festgelegte doppelte Haltelinie bei Beitragssatz und Rentenniveau. 

In einem ersten Schritt wird das weitere Absinken des Niveaus der gesetzlichen Rente 
umgehend gestoppt und bis 2030 mindestens auf dem heutigen Niveau von 48 Prozent 
stabilisiert. Dazu bringen wir direkt nach der Bundestagswahl ein Gesetz auf den Weg und 
ermöglichen den Menschen damit im Alter ein Leben in Würde. Wir sichern die verlässliche 
gesetzliche Rente als Fundament für die Sicherung des Lebensstandards im Alter. 

Um Überlastungen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern zu vermeiden, wird der paritätisch 
gezahlte Beitrag nicht über 22 Prozent steigen. 

Dialog für einen neuen Generationenvertrag starten: 

Eine dauerhafte Stabilisierung des Rentenniveaus ist jedoch keine Kleinigkeit, sondern nur 
durch eine nationale Kraftanstrengung und in einem gesamtgesellschaftlichen Konsens 
erreichbar. Wir werden deswegen umgehend einen Dialog für einen neuen 
Generationenvertrag starten und ein Reformprogramm auf den Weg bringen, das weit über die 
Rentenpolitik hinaus alle Potenziale für eine Stärkung der gesetzlichen Rente mobilisiert: 

• Die Erwerbsbeteiligung muss durch Qualifizierung, kinderfreundliche Infrastruktur und 
familienfreundliche Lebensarbeitszeitmodelle erhöht werden. So kann längerfristig 
auch ein wünschenswerter Anstieg der Geburtenzahlen gefördert werden. 

• Durch eine systematische Einwanderungspolitik muss einem Arbeitskräftemangel 
vorgebeugt werden. 

• Das Rentensystem muss ab Mitte der 20er Jahre für eine Übergangszeit durch 
zusätzliche Steuermittel und eine Verbreiterung der Versichertenbasis stabilisiert 
werden. 

• Die Basis für die Finanzierung von Infrastruktur-, Bildungs- und Rentensystem muss 
eine beschleunigte Digitalisierung und daraus erwachsende 
Produktivitätssteigerungen bilden. 

• Stärkung der Tarifbindung für gute Löhne. 

Damit wir diese Ziele erreichen, müssen in den kommenden vier Jahren umfassende Reformen 
und Investitionen in Angriff genommen werden. 
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Um die Erwerbsbeteiligung insbesondere von Frauen weiter zu steigern, werden wir die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf noch weiter verbessern, unter anderem durch einen 
flächendeckenden Ausbau der Ganztags- und Randzeitenbetreuung (auch im 
Grundschulbereich), familienfreundliche Arbeitszeitmodelle im Rahmen einer Wahlarbeitszeit 
und den Anspruch auf eine befristete Teilzeit. Dadurch leisten wir auch einen Beitrag zu einem 
kinderfreundlichen gesellschaftlichen Umfeld und der Erhöhung der Geburtenrate. 

Mit erhöhten Investitionen in Weiterbildung und Qualifizierung müssen wir kontinuierlich auf 
neue Qualifikationsanforderungen und veränderte Fachkräftebedarfe reagieren und damit 
Arbeitslosigkeit ebenso wie Fachkräftemangel vorbeugen. Dafür werden wir ein Recht auf 
Weiterbildung festschreiben, die Arbeitslosenversicherung zur Arbeitsversicherung 
weiterentwickeln und neue Anreize für Weiterbildung schaffen, beispielweise durch ein 
Arbeitslosengeld Q während der Qualifizierung sowie durch ein persönliches 
Erwerbstätigenkonto, das Auszeiten zur Weiterbildung ermöglicht und jeder und jedem ein 
persönliches Startguthaben bietet.  

Um der demografischen Entwicklung entgegenzuwirken, einem Fachkräftemangel 
vorzubeugen und das Verhältnis von Beitragszahlenden und Rentenempfängern positiv zu 
beeinflussen, wird es auch auf eine erfolgreiche Integration von Flüchtlingen in den 
Arbeitsmarkt und eine systematisch gesteuerte Zuwanderung durch ein Zuwanderungsgesetz 
ankommen. 

Den Rahmen für diese und andere Maßnahmen muss dabei eine wachstumsfreundliche 
Wirtschafts- und Finanzpolitik setzen, die die notwendigen Investitionen ermöglicht. Dazu 
gehört vor allem die Nutzung der Chancen, die sich durch die Digitalisierung ergeben.  

Mit einer weiteren Stärkung der Tarifbindung, einem Pakt für anständige Löhne (insbesondere 
im Dienstleistungsbereich) und einer Bildungs- und Qualifizierungsoffensive werden wir die 
Weichen für eine gute Lohnentwicklung in der Zukunft stellen.  

Eine solche Gesamtanstrengung wird nur mit einer Bundesregierung unter 
sozialdemokratischer Führung gelingen, in der ein sozialdemokratischer Kanzler die Richtlinien 
der Politik vorgibt, denn der SPD ist der Zusammenhalt der Gesellschaft durch ein solidarisches 
System der Alterssicherung ein Herzensanliegen. Damit sorgen wir auch für eine Akzeptanz der 
gesetzlichen Rentenversicherung bei jüngeren Menschen. Denn nur wenn sich auch die jeweils 
junge Generation glaubhaft darauf verlassen kann, dass auch sie eine auskömmliche Rente 
bekommt, wird ein neuer Generationenvertrag dauerhaft tragen.  

Die Finanzierung wird gerecht, solidarisch und paritätisch erfolgen. Die Stabilisierung des 
Rentenniveaus erfordert erhebliche Mittel und wird neben moderat höheren Beiträgen durch 
einen höheren Steuerzuschuss zur Rentenversicherung und einen neuen Demografiezuschuss 
finanziert.  

Langjährige Arbeit muss sich auszahlen: die Solidarrente  

Wer 35 Jahre oder länger Beiträge gezahlt hat und/oder Zeiten für Kindererziehung und Pflege 
angerechnet bekommt, soll einen Anspruch auf eine gesetzliche Solidarrente haben, sofern 
keine ausreichende Anzahl an Entgeltpunkten und kein umfangreiches sonstiges Einkommen 
im Haushalt vorhanden ist. 

Mit der Solidarrente wollen wir ein Alterseinkommen für langjährig Beschäftigte 
gewährleisten, das zehn Prozent über dem durchschnittlichen Grundsicherungsanspruch am 
Wohnort liegt. Regional unterschiedliche Wohnkosten werden so berücksichtigt.  
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Absicherung nicht versicherter Selbstständiger: 

Zukünftig werden Selbstständige, die nicht in einem Versorgungswerk abgesichert sind, in die 
Solidargemeinschaft der gesetzlichen Rentenversicherung einbezogen. Ziel ist es dabei, dass 
bisher nicht versicherte Selbstständige in der gesetzlichen Rentenversicherung eine 
auskömmliche Alterssicherung erreichen. Sie profitieren von allen Leistungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung und beteiligen sich an der solidarischen Rentenversicherung durch eigene 
Beiträge. Für Neugründungen und Kleinunternehmen wird es Regeln geben, die eine finanzielle 
Überforderung vermeiden. 

Die Einbeziehung der bisher nicht versicherten Selbstständigen ist der erste Schritt auf dem 
Weg zu unserem Ziel, die gesetzliche Rentenversicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung 
auszubauen. 

Erwerbsminderungsrente verbessern: 

Erwerbsminderung stellt heute ein zentrales Risiko für Altersarmut dar. Für viele Beschäftigte 
ist es aus gesundheitlichen und körperlichen Gründen nicht möglich, das gesetzliche 
Rentenalter im Erwerbsleben zu erreichen. Erwerbsminderung beruht nicht auf einer 
freiwilligen Entscheidung der Betroffenen. Wir brauchen deswegen Verbesserungen, die alle 
Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner erreichen und auch diejenigen besser 
berücksichtigen, die aus gesundheitlichen Gründen auf dem Arbeitsmarkt ohne Chancen sind. 

Flexible Rentenübergänge statt Anhebung der Regelaltersgrenze: 

Die 2007 beschlossene Erhöhung der Regelaltersgrenze wird zum Jahr 2029 abgeschlossen 
sein. Eine weitere Anhebung wird es mit uns nicht geben. Wir wollen stattdessen auch 
weiterhin flexible Renteneintrittsmöglichkeiten fördern, die unterschiedliche berufliche 
Belastungen und Erwerbsverläufe berücksichtigen. Ziel muss es sein, dass die 
Regelaltersgrenze gesund und leistungsfähig erreicht werden kann. Mit dem Rentenpaket und 
der Flexi-Rente haben wir in dieser Legislaturperiode dafür gesorgt, dass nach 45 
Versicherungsjahren dauerhaft ein Renteneintritt ab dem 65. Lebensjahr sowie flexiblere 
Übergänge zwischen Erwerbsleben und Ruhestand ermöglicht werden. Dafür haben wir auch 
Maßnahmen der Prävention und Rehabilitation gestärkt. Diesen Weg wollen wir auch 
weiterhin verfolgen. 

Betriebliche Altersversorgung attraktiver machen: 

Starke Alterssicherungssysteme zeichnen sich durch eine leistungsfähige Kombination von 
gesetzlicher Rente und betrieblicher Altersversorgung aus. Neben der gesetzlichen Rente als 
tragender Säule wollen wir, dass möglichst viele Erwerbstätige sich durch betriebliche 
Altersvorsorge zusätzlich absichern können. 

Wir haben einen neuen Rahmen für die betriebliche Altersversorgung geschaffen, der die 
Ausweitung vor allem auf kleine und mittlere Unternehmen erleichtert: basierend auf 
tarifvertraglichen Lösungen, verbindlich und unter Beteiligung der Arbeitgeber. Sollte diese 
Lösung nicht ausreichen, werden wir eine gesetzliche Verpflichtung zur betrieblichen 
Altersversorgung schaffen. 

Private Altersvorsorge vereinfachen: 

Die „Riester-Rente“, die staatlich geförderte private Altersvorsorge, hat die Erwartungen bei 
ihrer Einführung im Hinblick auf Spartätigkeit, Rendite und Verteilung nach wie vor nicht 
erfüllt. Mit der Anhebung der Grundzulage und transparenten und verständlichen 
Produktinformationen erleichtern wir es, die hohe staatliche Förderung in Anspruch zu 
nehmen, von der vor allem Geringverdienende und Kindererziehende profitieren. 



36 
 

Wir wollen die staatlich geförderte private Altersvorsorge um ein Standardprodukt ergänzen, 
für das auch eine öffentlich-rechtliche Trägerschaft in Betracht kommt. Darüber hinaus sollte 
die Möglichkeit, zusätzliche Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung einzuzahlen und so 
die Anwartschaften zu erhöhen, wieder geschaffen werden. 

Wir wollen einen Fonds für jene Menschen einrichten, die bei der Überleitung der 
Alterssicherung der DDR in das bundesdeutsche Recht erhebliche Nachteile erlitten haben, die 
im Rentenrecht nicht lösbar sind.  

Ein gerechtes und modernes Rentenkonzept mit einem stabilen Rentenniveau von mindestens 
48 Prozent, einem erneuerten Generationenvertrag, einer gesetzlichen Solidarrente für 
langjährig Beschäftigte und einer verbesserten Altersabsicherung auch für bisher nicht 
versicherte Selbstständige wird es nur mit einer sozialdemokratisch geführten 
Bundesregierung geben.  
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Es ist Zeit für Investitionen und gerechte Steuern 
Deutschland ist ein starkes Land. Die Wirtschaft wächst und die Beschäftigungslage ist gut. Damit 
das so bleibt, müssen wir heute investieren. Und: Wir müssen dafür sorgen, dass alle am Wohlstand 
teilhaben. Unter den Industrieländern hat Deutschland eine der schlechtesten öffentlichen 
Investitionsquoten. Wir als Sozialdemokratie wollen unser Land modernisieren und Geld für unsere 
Kinder, für eine leistungsfähige Infrastruktur und für den sozialen Zusammenhalt in die Hand 
nehmen. Wir wollen gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern in unserem Land dafür sorgen, 
dass wir auch in Zukunft erfolgreich sind.  
Vorfahrt für Investitionen: 

Deshalb gilt für uns bei der Steuer- und Finanzpolitik: Vorfahrt für Investitionen. Wir wollen die 
besten Schulen, eine gebührenfreie Kinderbetreuung, moderne Infrastruktur in der Stadt und auf 
dem Land und schnelles Internet für alle. Wir wollen unser Land so gestalten, dass wir für die 
Bürgerinnen und Bürger die besten Voraussetzungen für ihre Zukunft schaffen. Wir wollen unser 
Land modernisieren.   
• Die besten Schulen. Mit unserem Schulmodernisierungsprogramm sorgen wir für gut 

ausgerüstete Klassenzimmer, digitale Bildung und modernste Ausstattung. Mit unserem 
Berufsschulpakt gehen wir die dringend notwendige Modernisierung der Berufsschulen an.  

• Kinderbetreuung: Wir sorgen für ein besseres Angebot an Krippen, Kitas, Kindertagespflege, 
Horten und Ganztagsschulen. Die Kita-Gebühren schaffen wir ab. 

• Investitionen in Fachkräfte: Wir machen Bildung und Ausbildung gebührenfrei – die 
Ausbildung ebenso wie das Erststudium bis zum Master und zur Meister- und 
Technikerprüfung.  

• Neue und bezahlbare Wohnungen. Wir werden den öffentlichen und sozialen Wohnungsbau 
ausbauen. Den Erwerb von Wohneigentum für Familien mit niedrigen und mittleren 
Einkommen werden wir durch ein Familienbaugeld erleichtern.  

• Moderne Verkehrswege. Wir wollen moderne Straßen, Schienen, Wasserstraßen und 
Luftverkehr, die eine digitale, schadstoffarme und sichere Mobilität für alle ermöglichen – egal 
ob in der Stadt oder auf dem Land.  

• Schnelles Internet für alle. Im Jahr 2025 wollen wir eine der modernsten digitalen 
Infrastrukturen flächendeckend haben, um die digitale Spaltung zwischen städtischen 
Ballungszentren und ländlichen Räumen zu überwinden.  

• Investitionen in Innovationen. Mit unserem „Forschungsbonus“ für Unternehmen, 
verbesserten Abschreibungsmöglichkeiten für Forschungs- und Entwicklungsausgaben und 
einer guten Finanzierung der Wissenschafts- und Hochschulpakte fördern wir neue Ideen.  

• Zusammenhalt jetzt und in Zukunft. Wir fördern wichtige Programme wie „Soziale Stadt“ oder 
„Demokratie leben“, die Stadtentwicklung, Sicherheit, Stärkung unserer Demokratie, 
Engagement und Hilfe für Jung und Alt verbinden. Das dient dem sozialen Zusammenhalt.  

• Energieeffizienz als Beitrag für den Klimaschutz. Wir werden Deutschland zur 
energieeffizientesten Volkswirtschaft der Welt machen. Wir wollen den öffentlichen 
Gebäudebestand und den öffentlichen Nahverkehr zu Vorbildern des nachhaltigen und 
energieeffizienten Verbrauchs entwickeln. 

• Sicherheit durch starke und bürgernahe Polizei. Wir sorgen dafür, dass unsere 
Sicherheitsbehörden gut aufgestellt sind. Dafür schaffen wir zusätzliche 15.000 Stellen und 
sorgen für eine moderne Ausstattung. 

Wir werden die zusätzlichen Zukunftsinvestitionen in diesen Bereichen aus den Überschüssen im 
Bundeshaushalt bis 2021 finanzieren. Die Finanzplanung des Bundes bietet hierfür genug 
Spielräume. Wir betreiben daher eine Steuer- und Finanzpolitik, die die Handlungsfähigkeit des 
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Gemeinwesens gewährleistet und trotzdem nachhaltig, gerecht und ohne neue Schulden gestaltet 
wird.  

Zeit für Entlastungen bei Steuern und Abgaben: 
Für uns geht es um Steuergerechtigkeit. Wir wollen die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer mit mittleren und kleinen Einkommen bei Steuern und Abgaben 
entlasten. Dabei legen wir einen Schwerpunkt auf Familien und Alleinerziehende. 
Starke Schultern können und müssen mehr als schwache tragen. Deshalb machen wir 
keine Steuerentlastungen mit der Gießkanne! 
Wir entlasten Familien: 
Familien mit Kindern werden wir weiter entlasten, indem wir gemeinsam mit den 
Ländern die Kita-Gebühren schrittweise abschaffen und einen Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter schaffen. Mit über drei Milliarden Euro, die wir 
dafür einsetzen wollen, sorgen wir dafür, dass Familien von Kosten der 
Kinderbetreuung entlastet werden. Mit der Familienarbeitszeit und dem Familiengeld 
von 300 Euro monatlich schaffen wir Zeit für die Familie, für die Kinder und für die 
Pflege von Angehörigen. Und wir machen Bildung gebührenfrei, die Ausbildung ebenso 
wie das Erststudium. Bildung und Ausbildung fördern wir durch verbesserte Leistungen 
beim BAföG. All das entlastet besonders die Familien in unserem Land.  
Unser Familientarif: 
Alle heutigen Eheleute werden auch in Zukunft das Ehegattensplitting nutzen können. 
Für die Zukunft führen wir einen Familientarif mit Kinderbonus ein. Von dem 
Kinderbonus des Familientarifs profitieren verheiratete und unverheiratete Eltern mit 
Kindern, wie auch Alleinerziehende. Jedes Elternteil soll künftig 150 Euro pro Kind von 
seiner Steuerlast abziehen können. Ein Paar mit drei Kindern kann allein mit dem 
Kinderbonus 900 Euro im Jahr sparen. Im Familientarif können Ehepartner 
Einkommensanteile von höchstens 20.000 Euro untereinander übertragen. Dadurch 
wird auch künftig der sich aus der verfassungsrechtlich gebotenen Freistellung der 
gegenseitigen Unterhaltsverpflichtung ergebende Splittingvorteil gewahrt. Heutige 
Ehen können zwischen dem bisherigen System des Ehegattensplittings und unserem 
neuen Familientarif mit Kinderbonus frei wählen. Wir wollen die Steuerlast bei 
unterschiedlich hohen Einkommen gerecht zwischen den Eheleuten verteilen. 
Unser erweitertes Kindergeld: 
Um Eltern mit niedrigen Einkommen zu unterstützen, gibt es schon heute einen 
Kinderzuschlag. Durch ihn kann der Bezug von Arbeitslosengeld II vermieden werden. 
Viele nutzen ihn nicht – fast immer aus mangelnder Information. Wir wollen, dass der 
Kinderzuschlag allen zu Gute kommt, für die er gedacht ist. Deshalb werden wir für 
einkommensschwache Familien das Kindergeld mit dem Kinderzuschlag zu einem 
erweiterten Kindergeld zusammenfassen und für Alleinerziehende verbessern. 
Weniger Bürokratie führt über diesen einen einfachen Weg dazu, dass zusätzlich fast 
eine Million Kinder von unserer Politik konkret profitieren. 
Wir entlasten bei den Sozialabgaben: 

Wir entlasten bei den Sozialversicherungsbeiträgen, ohne die Leistungen zu mindern. 
Zentral ist hier für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Wiedereinführung der 
paritätischen Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung. Sie profitieren durch 
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gleich hohe Beiträge der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber. Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer werden dadurch um fünf Milliarden Euro pro Jahr entlastet. 
Unsere Entlastung von niedrigen Einkommen: 
Wir möchten insbesondere die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verstärkt 
unterstützen, die ein sehr geringes Einkommen haben. Sie zahlen nur geringe oder gar 
keine Einkommenssteuer, sind aber besonders belastet durch Sozialabgaben. Viele 
Frauen, gerade Alleinerziehende, arbeiten in Teilzeit. Daher führen wir eine 
Beitragsentlastung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein, die zwischen 451 
Euro und 1300 Euro verdienen, so dass der Arbeitnehmerbeitrag zu den 
Sozialversicherungen in dieser Zone nur allmählich ansteigt. Anders als bei der 
aktuellen Regelung für Beschäftigungsverhältnisse zwischen 451 Euro und 850 Euro, 
sollen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aber gleichwohl die vollen 
Rentenansprüche erwerben, die sie bei einem nicht reduzierten Arbeitnehmerbeitrag 
erwerben würden. Deshalb wird den Sozialversicherungen das entfallende 
Beitragsaufkommen aus Haushaltsmitteln erstattet, um die vollen Leistungen bei 
Rente, Gesundheit, Pflege und Arbeitslosigkeit zu garantieren. 
Unsere Vorschläge zur Stabilisierung der Rente und zur Solidarrente nützen den 
heutigen und künftigen Rentnerinnen und Rentnern, weil sie sichere Renten erwarten 
dürfen. Wer davor die Augen verschließt, riskiert Altersarmut, steigende Beiträge und 
ein höheres Renteneintrittsalter. Unsere Reformvorschläge helfen den 
Beitragszahlerinnen und -zahlern, weil der Bundeshaushalt sich an der Finanzierung 
dieser Aufgabe beteiligen wird.  
Wir entlasten bei Solidaritätszuschlag und Steuern: 
Mit unseren Vorschlägen für eine Steuerreform werden wir vor allem den so 
genannten „Mittelstandsbauch“ angehen. Wir verbinden Entlastungen und mehr 
Gerechtigkeit! Dieses Ziel erreichen wir über zwei Wege:  
Abschaffung des Solidaritätszuschlags für untere und mittlere Einkommen: 
Seriosität geht bei Steuern vor. Wer entlasten will, muss erklären, wie er mit dem 
Solidaritätszuschlag umgeht. Mittlere Einkommen werden von dieser Abgabe erheblich 
belastet.  
Deshalb schaffen wir den Zuschlag für die unteren und mittleren Einkommen ab 2020 
ab. Dies kommt vielen Bürgerinnen und Bürgern zugute – gerade auch Selbstständigen 
und kleineren Betrieben, die dadurch mehr Luft für Investitionen haben. Das 
Entlastungsvolumen umfasst etwa 10 Milliarden Euro. Das kann der Bundeshaushalt 
ohne Verwerfungen bei der Erfüllung staatlicher Aufgaben verkraften, erst recht 
aufgrund der Einnahmeverbesserungen durch das konsequente Vorgehen gegen 
Steuerbetrug und Steuervermeidung. Von der teilweisen Abschaffung des 
Solidaritätszuschlages können Singles profitieren, die 52.000 Euro zu versteuerndes 
Einkommen und Ehepaare, die 104.000 Euro zu versteuerndes Einkommen zur 
Verfügung haben. Um das zu erreichen, heben wir die Freigrenzen dementsprechend 
substantiell an. Wer darunter liegt, muss künftig keinen Solidaritätszuschlag mehr 
zahlen. Wer ein höheres Einkommen hat, zahlt vorerst weiterhin den Zuschlag. An die 
angehobene Freigrenze schließt sich wie bisher eine Gleitzone an.   
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Mit dem Auslaufen des Solidarpaktes Ende des Jahres 2019 reduzieren sich die 

speziellen finanziellen Aufwendungen des Bundes zur Herstellung gleichwertiger 

Lebensverhältnisse in den neuen Bundesländern. Deshalb kann der 

Solidaritätszuschlag nicht unverändert erhoben werden. Die verbleibenden Aufgaben 

sollen von den sehr hohen Einkommen weiterhin geschultert werden. Aber dauerhaft 

kann auch der verbliebene Solidaritätszuschlag nicht erhoben werden. Wir werden 

deshalb auch den restlichen Solidaritätsschlag stufenweise abschmelzen. 

Eine gerechtere Einkommensbesteuerung: 

Darüber hinaus planen wir eine gerechtere Einkommenssteuer, die viele Menschen 

entlastet und aufkommensneutral ist. Der aktuelle Steuersatz in Höhe von 42 Prozent 

setzt heute bereits bei 54.000 Euro zu versteuerndem Einkommen bei Singles an. Wir 

erheben diesen Steuersatz künftig bei 60.000 Euro zu versteuerndem Einkommen. Dies 

entlastet viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer um zusätzliche fast zwei 

Milliarden Euro. Um dies finanzieren zu können, möchten wir den Spitzensteuersatz 

linear-progressiv auf 45 Prozent anheben, der dann ab 76.200 Euro zu versteuerndem 

Einkommen für Singles / 152.400 für Ehepaare fällig wird.  

Bei einer anhaltenden guten Wirtschafts- und Haushaltslage werden wir außerdem 

eine Erhöhung des Grundfreibetrags über die jährliche Anpassung aufgrund der 

Ergebnisse des Existenzminimumberichts hinaus regelmäßig prüfen.  

Vermögende tragen Verantwortung: 

Besonders hochvermögende Bürgerinnen und Bürger sollen und können einen 

größeren Beitrag zur Finanzierung öffentlicher Investitionen und zur Entlastung von 

unteren und mittleren Einkommen leisten. Daher möchten wir die so genannte 

Reichensteuer in Höhe von drei Prozent auf den Spitzensteuersatz zukünftig ab einem 

zu versteuernden Einkommen für Ledige von 250.000 Euro fix erheben.  

Wir wollen Einkommen aus Arbeit und Kapital wieder gleich besteuern, indem wir die 

Abgeltungsteuer abschaffen.  

Zeit für eine gerechte Erbschaftsteuerreform: 

Wir werden sehr große Erbschaften höher besteuern. Mit einer umfassenderen 

Erbschaftsteuerreform mit weniger Ausnahmen stellen wir sicher, dass endlich mehr 

Gerechtigkeit bei der Besteuerung der Erbschaften realisiert wird. Es ist uns bei der 

zurückliegenden Reform gelungen, zu vermeiden, dass auch sehr große Erbschaften gar 

nicht mehr besteuert werden. Die Union hat allerdings verhindert, dass wir hier schon 

zu ausgewogener Gerechtigkeit gekommen sind. Wir konnten nicht alle unsere 

Vorschläge durchsetzen. Wir werden diese in der neuen Bundesregierung aufgreifen. 

Wir wollen eine Umsatzsteuer für Finanzprodukte, die so genannte 

Finanztransaktionssteuer. Diese muss im Rahmen der europäischen Kooperation mit 

einer breiten Bemessungsgrundlage und mit niedrigen Steuersätzen gestaltet sein.  

Besondere Privilegien für einzelne Interessengruppen wollen wir zurücknehmen und 

auch andere steuerliche Subventionen überprüfen. 

Die Vorstandsvergütungen in den Unternehmen sollten sich in einer sozialen 

Marktwirtschaft in einem angemessenen Verhältnis zu den durchschnittlichen Löhnen 

der Beschäftigten befinden. Tatsächlich verdienen viele Manager das 50 oder gar 100-
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fache ihrer Beschäftigten. Wir werden die steuerliche Absetzbarkeit von 
Managergehältern auf 500.000 Euro begrenzen. 
Steuerbetrug und -vermeidung bekämpfen: 
Steuerhinterziehung ist kriminell. Es kann nicht sein, dass Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und die allermeisten Unternehmen ehrlich ihre Steuern zahlen und 
andere ihre Steuern klein rechnen oder gar hinterziehen. Manche lassen sich sogar 
Steuern „zurückerstatten“, die nie gezahlt wurden. Das verursacht Schäden in 
Milliardenhöhe für unsere Gesellschaft. Steuerbetrug, Steuervermeidung und 
Geldwäsche werden wir daher hart bekämpfen. Wir machen Politik für die 
Anständigen. 
In Deutschland wollen wir einen gerechten Steuervollzug – von der Steuererhebung bis 
zur Steuerprüfung. Wir wollen, dass alle Bundesländer ihre Steuerverwaltung, 
Steuerfahndungen und Betriebsprüfungen personell vernünftig aufstellen. Sämtliche 
aus einer Straftat erlangten Vermögenswerte und alle rechtswidrigen Gewinne sollen 
konsequent eingezogen werden. Den Steuerbetrug mit Hilfe von manipulierten 
Registrierkassen wollen wir unterbinden. Wir werden die bisher ergriffenen 
Maßnahmen weiterentwickeln. Dabei nehmen wir auf die Belange von 
Kleinstbetrieben und Vereinen Rücksicht. Wir wollen sicherstellen, dass der 
rechtmäßige Steuereinzug auch bei Geschäften über Plattformen im Internet 
tatsächlich gesichert werden kann.  
Wir akzeptieren keine Steuervermeidungspraxis innerhalb Europas. Durch die 
Einführung einer gemeinsamen Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer und 
von Mindeststeuersätzen sorgen wir in Europa für Fairness und verhindern Dumping. 
Dadurch schließen wir außerdem Lücken zwischen nationalen Steuersystemen, die von 
multinationalen Konzernen zur Steuervermeidung genutzt werden.  
Steuergerechtigkeit muss national, europäisch und international durchgesetzt werden: 
Wir werden die Möglichkeiten einer Telefonüberwachung zur Verfolgung besonders 
schwerer Fälle von Steuerhinterziehung erweitern. Zurzeit ist eine Überwachung nur 
bei bandenmäßigem Umsatzsteuerbetrug möglich. Neben der Unterstützung beim 
Aufbau effizienter nationaler Steuersysteme kommt es darauf an, die Kapitalabflüsse 
durch Steuerhinterziehung und -vermeidung zu stoppen. Die hohen Geldbeträge, die 
auf diesem Weg am Fiskus vorbei ins Ausland fließen, fehlen uns für Investitionen in 
unsere Zukunft. Die Enthüllungen durch die „Panama-Papiere“ haben deutlich 
gemacht, dass wir ein lückenloses Programm zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Steuerbetrug auf internationaler Ebene brauchen. Seit 2017 gibt es durch den 
automatischen Informationsaustausch eine verbesserte Transparenz. Wir wollen die 
Initiative für fairen Internationalen Steuerwettbewerb vollständig umsetzen. Wir 
werden mit dieser BEPS-Initiative der OECD die Transparenz internationaler 
Transaktionen erhöhen, die nationalen Steuersysteme besser aufeinander abstimmen 
und den schädlichen Steuerwettbewerb international eindämmen. Damit verhindern 
wir, dass Unternehmen ihre Gewinne künstlich kleinrechnen und sich ihrer 
Steuerverantwortung entziehen.  
Wir wollen zudem ein europäisches Transparenzregister, in dem alle Eigentümer, 
Begünstigte wie auch die verantwortlichen Personen eines Unternehmens für 
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Steuerbehörden transparent aufgeführt sind. Wir werden uns erneut für eine 
„schwarze Liste“ der Steueroasen der OECD einsetzen und reine Vermögensanlagen in 
den Staaten auf dieser Liste beschränken. Es darf keine anonymen Briefkastenfirmen 
mehr geben, deren einziger Zweck es ist, Steuern zu hinterziehen. Wir wollen ein 
Verbot anonymer Finanzgeschäfte in Offshore-Gebieten und harte Sanktionen für 
Banken, die sich nicht an die Regeln halten – bis hin zum Entzug der Banklizenz. 
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Es ist Zeit für ein gutes Leben – in der Stadt und auf dem Land 
Unsere Städte und Gemeinden sind Heimat und Zuhause. Hier spielt sich das Leben ab. Hier 
entscheiden sich Lebenschancen und ob der gesellschaftliche Zusammenhalt klappt. Wir 
wollen, dass die Menschen sich dort zu Hause fühlen, wo sie ihren Lebensmittelpunkt haben – 
ob in der Stadt oder auf dem Land. Das sind für uns keine Gegensätze: Stadt und Land gehören 
zusammen!  

Die eigenen vier Wände sind entscheidend für ein gutes Leben. Deshalb müssen die Mieten 
auch in den Metropolen bezahlbar bleiben. Viele haben auch den Traum von einer eigenen 
Wohnung oder einem eigenen Haus. Wir wollen dabei helfen, diesen Traum zu verwirklichen 
und werden den Erwerb von Wohneigentum in der Stadt und auf dem Land stärker fördern. Im 
ländlichen Raum sorgen wir für eine starke öffentliche Infrastruktur, damit keine Region 
abgehängt wird. 

Die SPD ist die Kommunalpartei. Wir sind Anwältin der Kommunen. Finanziell handlungsfähige 
Kommunen sind die Grundlage guter Lebensqualität vor Ort und lebendiger, lokaler 
Demokratie. Die SPD hat die Kommunen in der vergangenen Legislaturperiode wirksam 
entlastet und wieder handlungsfähiger gemacht. Daran werden wir anknüpfen. Wir wollen die 
Investitionskraft der Kommunen stärken, sie von Sozialkosten entlasten und helfen, ihre 
Altschulden abzubauen, damit auch die hochverschuldeten Kommunen ihre 
Handlungsfähigkeit zurück gewinnen. Die Finanzquellen der Kommunen sind auch künftig 
unverzichtbar. Deshalb werden wir die Grundsteuer verfassungsfest reformieren und die 
Gewerbesteuer stabilisieren. Das Ziel sind gleichwertige Lebensverhältnisse in allen Regionen, 
in Stadt und Land, in Ost und West, in Nord und Süd. 

Bezahlbarer Wohnraum: 

Wir wollen, dass Wohnen bezahlbar bleibt, gerade auch mit mittlerem und niedrigem 
Einkommen. Wenn Menschen mehr als ein Drittel ihres Einkommens für Wohnen ausgeben 
müssen, dann ist das zu viel. Wir werden deshalb die Mietpreisbremse weiter verbessern: 
Durch eine größere Transparenz der Vormiete und eine Auskunftspflicht der Vermieter stärken 
wir die Stellung der Mieterinnen und Mieter. Stellt sich heraus, dass bei Vermietung der 
Wohnung mehr verlangt hat, als zulässig, können die Mieterinnen und Mieter künftig die 
gesamte zu viel gezahlte Miete zurückverlangen.  

Zudem setzen wir uns für bessere und verbindlichere Mietspiegel ein. Falsche Angaben im 
Mietvertrag über die Wohnfläche führen zu überhöhten Mieten. Wir wollen deshalb gesetzlich 
klarstellen, dass allein die tatsächliche Wohnfläche über die Höhe der Miete und der 
Nebenkosten entscheidet. 

Wenn der Vermieter das Haus modernisiert, holt er sich die Kosten in der Regel über die Miete 
zurück. Wir werden die zulässige Mieterhöhung nach einer Modernisierung begrenzen. 
Modernisierungsmaßnahmen in Mietwohnungen sollen nicht einseitig zu Lasten der 
Mieterinnen und Mieter bezahlt werden. Das Kündigungsrecht des Vermieters wegen 
Eigenbedarf werden wir konkretisieren, um einem Ausufern und Umgehungsmöglichkeiten 
entgegen zu wirken. 

Wer über ein geringes Einkommen verfügt, bekommt über das Wohngeld einen Zuschuss zur 
Miete. Wir wollen die Höhe des Wohngeldes regelmäßig anpassen, um zu verhindern, dass 
Menschen aus ihrem vertrauten Stadtteil wegziehen müssen. 

Mit dem Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen haben wir einen neuen Weg beschritten. 
Gemeinsam mit allen am Wohnungsbau Beteiligten steigern wir den Neubau von bezahlbaren 
Wohnungen. Das werden wir fortsetzen. Wir haben die Mittel für den sozialen Wohnungsbau 
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in den vergangenen Jahren deutlich erhöht und werden dies aufgrund des steigenden Bedarfs 
nach Sozialwohnungen weiter fortsetzen. 

Wir werden den sozialen Wohnungsbau und die Stadtentwicklungspolitik auch nach 2019 in 
gemeinsamer Verantwortung von Bund, Ländern und Gemeinden fortsetzen. Nur gemeinsam 
mit den Ländern und Kommunen können wir dafür sorgen, dass ausreichend neue Wohnungen 
entstehen. Wir setzen uns für mehr Wohnungen im öffentlichen und betrieblichen Eigentum 
ein. 

Mit Investitionsanreizen und bundesweit einheitlichen Standards wollen wir gemeinsam mit 
den Ländern Bauen attraktiver machen und so die Neubautätigkeit ankurbeln. Dazu gehört, 
dass Kommunen schneller und besser planen können. Wir wollen den gemeinwohlorientierten 
Sektor auf dem Wohnungsmarkt stärken. 

Kommunale und genossenschaftliche Wohnungsunternehmen, Baugruppen, private 
Investoren und Vermieterinnen und Vermieter, die sich für den sozialen Zusammenhalt im 
Quartier engagieren und dauerhaft bezahlbaren Wohnraum schaffen, werden wir 
unterstützen und fördern. Bei all dem kommt es darauf an, nicht nur bezahlbaren, sondern 
auch guten Wohnraum für alle Generationen in lebenswerten Quartieren zu schaffen. Deshalb 
wollen wir unter anderem den altersgerechten Umbau weiter fördern. 

Neu zu bauen ist aufgrund hoher Baulandpreise für viele Menschen nicht bezahlbar. Wir 
wollen, dass der Bund Vorbild ist und beim Verkauf öffentlicher Grundstücke und Gebäude 
wohnungs- und stadtentwicklungspolitische Ziele berücksichtigt. Hierfür werden wir das 
BImA-Gesetz anpassen. Wir begrenzen die Spekulation mit baureifem Boden und erleichtern 
den Kommunen eine aktive Bodenpolitik, die neuen Wohnraum schafft. 

Mehr Menschen sollen sich den Traum von den eigenen vier Wänden erfüllen können. Das 
dient auch einer besseren Alterssicherung. Den Erwerb von Wohneigentum für Familien mit 
niedrigen und mittleren Einkommen werden wir durch ein sozial gestaffeltes Familienbaugeld 
erleichtern. Zusätzliche Belastungen beim Kauf werden wir reduzieren, indem wir das Prinzip 
„Wer bestellt, bezahlt“ auch für Maklerkosten beim Kauf von Wohneigentum einführen und 
weitere Nebenkosten senken. Um zu verhindern, dass Wohnungen in den Ortskernen des 
ländlichen Raums leer stehen und verfallen, wollen wir Familien beim Erwerb von 
Bestandsbauten mit einem Programm „Jung kauft Alt“ unterstützen. 

Lebenswerte Städte und Dörfer: 

Für uns gehören Stadt und Land zusammen. Gut entwickelte Städte brauchen gut 
funktionierende ländliche Räume und umgekehrt. Dazu brauchen wir eine bessere Kooperation 
und Vernetzung. Stadt-Land-Partnerschaften werden wir deshalb stärker fördern. 

Die Entwicklung der ländlichen Gemeinden muss von allen staatlichen Ebenen unter 
Einbeziehung der Zivilgesellschaft unterstützt werden. Menschen, die in Kleinstädten und auf 
dem Land leben, brauchen auch in Zukunft wohnortnahe Versorgungsangebote mit 
Einkaufsmöglichkeiten und Dienstleistungen. Sie brauchen einen attraktiven öffentlichen 
Personennahverkehr, eine gute Gesundheits- und Pflegeversorgung, eine gute 
Kinderbetreuung, generationengerechten Wohnraum, ein vielfältiges Angebot an Bildung, 
Kultur, Freizeit und Sporteinrichtungen und schnelles Internet. Wir schaffen „Breitband für 
alle“, um die digitale Spaltung zwischen den Städten und den ländlichen Räumen zu beenden. 
Dabei wollen wir ein besonderes Augenmerk auf die Bedürfnisse der Frauen im ländlichen 
Raum legen, vor allem in den Bereichen Mobilität, Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie 
gesundheitliche Versorgung. Damit werden wir die Chancengleichheit verbessern, 
insbesondere auch für junge Frauen. 
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Wir wollen Regionen, die strukturschwach sind oder sich im Wandel befinden, zielgenau 
fördern. Die bewährte Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ werden wir für bessere wirtschaftliche Perspektiven in städtischen und 
ländlichen Regionen in ganz Deutschland weiterentwickeln. Dazu wollen wir auch mit 
besseren Rahmenbedingungen die touristische Entwicklung vor Ort nachhaltig stärken. 
Regionen mit besonderen demografischen Herausforderungen wollen wir bei den Aufgaben 
der Daseinsvorsorge, im Gesundheitswesen, im Bildungswesen, bei der Mobilität, bei der 
Bewältigung von Leerstand in Wohn- und Gewerbeimmobilien und beim Ehrenamt 
unterstützen. 

Forschung und Innovation, Breitbandausbau und die Fachkräftesicherung sollen in Zukunft 
ebenfalls gefördert werden. Zudem wollen wir die regulären Wirtschaftsförderprogramme für 
die strukturschwachen Regionen öffnen. Davon profitieren kleine Unternehmer wie 
beispielsweise ein Möbelschreiner oder eine Bäckerin. So bleiben die Regionen lebendig und 
wir sorgen gleichzeitig für Zukunftsperspektiven junger Menschen im ländlichen Raum. 

Lebendige Ortszentren mit entsprechender Infrastruktur sind wichtig für die Attraktivität 
ländlicher Räume. Aber auch funktionierende nachbarschaftliche Netzwerke, das 
bürgerschaftliche Engagement und ein vitales Vereinsleben sowie eine aktive 
Bürgerbeteiligung tragen zur Lebensqualität auf dem Land bei. Unter diesen Aspekten wollen 
wir die Fördermittel des Bundes in Zukunft zielgenauer ausrichten. Selbstorganisierte 
Infrastrukturprojekte wie Bürgerbusse, Dorfläden oder Kultur- und Sportzentren wollen wir 
unterstützen. 

Quartiersmanagement, Bürgerbeteiligung und das zivilgesellschaftliche Engagement sind die 
zentralen Erfolgsfaktoren des Bundesprogramms „Soziale Stadt“. Wir fördern lebendige 
Nachbarschaften und den sozialen Zusammenhalt. Deshalb wollen wir das Programm weiter 
ausbauen und dabei mehr Mittel für qualifiziertes Personal aufwenden: 
Quartiersmanagerinnen und -manager, Integrationsmanagerinnen und -manager und 
Nachbarschaftslotsen. Mehr Aufmerksamkeit füreinander in den Nachbarschaften erhöht das 
Sicherheits- und Verantwortungsgefühl. Deshalb müssen Orte wie Schulen oder 
Nachbarschaftszentren, Sportvereine und auch das gesellschaftliche Engagement vor Ort 
gestärkt werden.  

Bezahlbare und nachhaltige Mobilität: 

Mobilität ist von zentraler Bedeutung für eine fortschrittliche Gesellschaft. Die Bürgerinnen 
und Bürger sollen mobil sein können – ob privat oder um zu ihrer Arbeit zu kommen. Für die 
Wirtschaft bedeutet Mobilität einen wichtigen Standortfaktor. Gleichzeitig ist die 
Modernisierung des Verkehrs entscheidend dafür, dass Deutschland seine Klimaemissionsziele 
erreicht. Mobilität muss bezahlbar und umweltfreundlich sein. 

Deutschland braucht eine Verkehrswende. Straße, Schiene, Wasserstraße und Luftverkehr 
dürfen nicht isoliert betrachtet werden. Wir wollen ein „Bündnis für bezahlbare und 
nachhaltige Mobilität“ gründen. Im Rahmen dieses Bündnisses werden wir einen verlässlichen 
Zeitplan erarbeiten, um Mobilität in Deutschland bis 2050 digital, schadstofffrei, barrierefrei 
und sicher zu gestalten. 

Den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) werden wir noch attraktiver machen. Für den 
Erhalt und den Ausbau unserer kommunalen Straßen und für den Erhalt, den Ausbau und die 
barrierefreie Modernisierung des ÖPNV werden wir die Finanzhilfen des Bundes weiter zur 
Verfügung stellen und an den steigenden Bedarf anpassen. 
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Gleichzeitig erwarten wir von den Ländern, dass auch sie ab 2019 den ÖPNV mit 
zweckgebundenen Mitteln bedarfsgerecht ausstatten. Zur Sicherung von Sozialstandards für 
die Beschäftigten im ÖPNV sind für uns Tariftreue sowie die Anordnung eines 
Personalübergangs im Falle eines Betreiberwechsels unverzichtbare Bausteine. Im 
Personenbeförderungsgesetz (PBefG) werden wir klarstellen, dass soziale Standards zum 
Schutz der Beschäftigten sowie qualitative und ökologische Standards auch für 
eigenwirtschaftliche Verkehre gelten. 

Wir werden neue Mobilitätskonzepte wie Carsharing weiter fördern und mit mehr 
Modellprojekten das Verkehrsangebot im ländlichen Raum stärken. Gute Beispiele dafür sind 
Ruf- und Bürgerbusse. 

Das Auto behält seine wichtige Rolle für die individuelle Mobilität, allerdings muss es zu einem 
emissionsfreien Verkehrsmittel weiterentwickelt werden. Wir wollen die Elektromobilität 
sowohl aus klima- als auch aus industriepolitischen Gründen voranbringen. Auf europäischer 
Ebene setzen wir uns für ambitionierte Grenzwerte für den Schadstoffausstoß von PKWs ein. 

Wir wollen, dass in Deutschland modernste Elektroautos entwickelt und produziert werden. 
Den Ausbau der Ladeinfrastruktur in Stadt und Land werden wir fördern. Auch 
Brennstoffzellenantriebe und andere emissionsarme Antriebstechnologien wollen wir am 
Wirtschaftsstandort Deutschland weiter bei Forschung und Entwicklung stärken. 

Wir wollen, dass Pendlerinnen und Pendler nicht permanent im Stau stehen. Wir werden daher 
mehr investieren, um die Verkehrswege zu erhalten und auszubauen. Wir haben beschlossen, 
die LKW-Maut für Fahrzeuge über 7,5 Tonnen auf alle Bundesstraßen auszudehnen. Wir lehnen 

jedoch eine Mautpflicht für Fahrzeuge unter 7,5 Tonnen ab, weil sie vor allem 

Handwerksbetriebe belasten würde. Die Einnahmen aus der LKW-Maut werden wir einsetzen, 
um in Straßen und Brücken zu investieren. Wir wollen durch frühzeitige Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger, weniger Bürokratie und gezielten Personaleinsatz unsere öffentlichen 
Verkehrswege schneller planen und bauen. 

Eine Privatisierung der Straßeninfrastruktur und der Infrastrukturgesellschaft Verkehr bleibt 

ausgeschlossen. Öffentlich-Private-Partnerschaften im Straßenbau können nur realisiert 
werden, wenn deren Wirtschaftlichkeit unter Beteiligung des Bundesrechnungshofs 
transparent nachgewiesen worden ist. 

Die Infrastruktur für den Fahrradverkehr wollen wir verbessern. Dazu gehören mehr 
innerörtliche Fahrradspuren, sichere Abstellmöglichkeiten und regionale Radschnellwege. Für 
E-Bikes müssen außerdem mehr Ladestationen unter anderem an öffentlichen Gebäuden zur 
Verfügung gestellt werden. 

Pünktlichkeit, guter Service und hohe Qualität müssen das Markenzeichen der Eisenbahnen 
sein. Die Deutsche Bahn muss im Interesse der Kundinnen und Kunden geführt werden. Für 
uns steht dabei nicht die Maximierung des Gewinns, sondern die Maximierung des 
Schienenverkehrs in Deutschland im Vordergrund. Mit den Regionalisierungsmitteln werden 
wir weiterhin einen attraktiven Schienenpersonennahverkehr sicherstellen. Mit einem 
Schienenpakt von Politik und Wirtschaft wollen wir bis 2030 dafür sorgen, dass doppelt so 

viele Kundinnen und Kunden wie heute die Bahn nutzen. Dafür werden wir die Schienenmaut 
für den Personen- und Güterverkehr absenken. Die Eisenbahnen müssen im Gegenzug in mehr 
Service, mehr Zuverlässigkeit und mehr Innovationen investieren.  

Wir werden in allen Großstädten und wichtigen Mittelzentren im Stundentakt optimale 
Möglichkeiten zum Umsteigen schaffen. Den dafür notwendigen „Deutschlandtakt“-Fahrplan 
werden wir zügig vorlegen und die Schienenwege werden wir modernisieren. Wir werden die 
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Attraktivität von Bahnhöfen fördern und die Sicherheit der Reisenden im Schienenverkehr 
durch mehr Bundespolizei und Videoüberwachung an Bahnhöfen verbessern. 

Fernbusse sorgen dafür, dass man zu bezahlbaren Preisen reisen kann. Mittelständische 
Busunternehmen leisten hier einen wichtigen Beitrag. Uns ist wichtig, dass in der 
Fernbusbranche gute Arbeitsbedingungen gewährleistet sind. 

Um in der Stadt und auf dem Land die eigenen Wege über alle Verkehrsträger hinweg einfach 
und unkompliziert planen, buchen und bezahlen zu können, wollen wir eine digitale 
Mobilitätsplattform einführen. Neue Technologien wie Fahrerassistenzsysteme sorgen dafür, 
dass weniger Menschen im Straßenverkehr ums Leben kommen. Wir wollen automatisiertes 
Fahren in Deutschland ermöglichen. Dazu werden wir schnelles mobiles Internet an den 
Hauptverkehrsachsen ausbauen. Datenschutz und Datensicherheit müssen dabei ebenso 
gewährleistet bleiben wie ein Höchstmaß an Sicherheit. 

Wir wollen, dass mehr Güter über die Schiene und über das Wasser transportiert werden, um 
die Straßen und die Umwelt zu entlasten. Deshalb werden wir die Wettbewerbsfähigkeit des 
Schienenverkehrs verbessern und die Binnenschifffahrt als umweltfreundlichere Alternative 
zum LKW fördern. Wir setzen uns für eine funktionierende Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
ein. Wir bauen auf eine starke maritime Wirtschaft und wollen die Innovationskraft unserer 
Häfen, Reedereien und Schiffbauer im internationalen Wettbewerb stärken. Wir setzen uns 
auch für die Entwicklung und Nutzung alternativer Energiequellen für die Schifffahrt ein. 

Der Luftverkehr sichert die Anbindung Deutschlands an die internationalen Verkehrsströme. 
Somit sind moderne Luft- und Logistikdrehkreuze mit bedarfsgerechter Kapazität von großer 
Bedeutung. Gleichzeitig hat der Luftverkehr eine erhebliche Verantwortung zur Erreichung der 
2015 in Paris beschlossenen internationalen Klimaziele. 

Die Vernetzung der Flughäfen miteinander und mit anderen Verkehrsträgern wollen wir 
verbessern. Der Staat muss zukünftig eine stärkere Verantwortung dafür übernehmen, dass die 
Sicherheit an Flughäfen garantiert ist. Bei allen Planungen an Flughafenstandorten müssen 
Bürgerinnen und Bürger frühzeitig einbezogen werden. Dabei ist auf die Nachtruhe für die 
Bevölkerung rund um den Flughafen in den Verfahren nach dem Luftverkehrsgesetz in 
besonderen Maße Rücksicht zu nehmen und damit von herausragender Bedeutung.  

Außerdem werden wir die Fluglärmkommissionen stärken. Die Entwicklung alternativer 
Kraftstoffe und Antriebe für Flugzeuge wollen wir fördern. 

Verkehr erzeugt Emissionen. Zu viele Menschen in Deutschland leben in Gebieten mit hoher 
Lärmbelastung und schlechter Luftqualität. Wir wollen die Menschen spürbar vor Lärm, 
Schadstoffen und Umweltgiften schützen. Um die Umweltbelastung in den Innenstädten zu 
reduzieren, werden wir die Anschaffung von Bussen und Taxis mit alternativen Antrieben 
sowie die Nutzung von Lastenrädern und die Umrüstung von innerstädtischen 
Lieferfahrzeugen fördern. 

Den Lärmschutz an Autobahnen, Schienentrassen und in der Umgebung von Flughäfen werden 
wir weiter verbessern. Wir halten an dem Ziel fest, den Lärm im Schienenverkehr in 
Deutschland bis 2020 zu halbieren. Wichtig ist hierfür die schnelle Umrüstung von lauten 
Güterwagen. Im Luftverkehr wollen wir die zügige Umsetzung lärmarmer Flugverfahren 
fördern und Anreize für den Einsatz leiserer Flugzeuge setzen. 
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Es ist Zeit für eine gesunde und saubere Zukunft 
Umweltgerechtigkeit ist das Ziel unserer Politik. Denn eine zerstörte Umwelt gefährdet die 
Gesundheit und vertieft soziale Ungleichheit bei uns und weltweit. Wir wollen allen Menschen 
den Zugang zu einer intakten Natur erhalten. Frische Luft, gesunde Böden, saubere Gewässer, 
eine vielfältige Tier- und Pflanzenwelt gehören dazu. Wir stehen in der Verantwortung, eine 
gesunde und saubere Umwelt für unsere Kinder und Enkelkindern zu bewahren. 

Für viele Menschen auf unserem Planeten hängen die Chancen auf ein Leben in Wohlstand und 
Frieden vom erfolgreichen Kampf gegen den Klimawandel ab. Klimaschutzpolitik ist daher 
immer auch Friedenspolitik und Ausdruck internationaler Solidarität. Die Vereinten Nationen 
haben sich 2015 auf dem Klimagipfel in Paris auf eine treibhausgasneutrale Weltwirtschaft 
verständigt. Es dürfen also nur noch so viele Treibhausgase entstehen, wie von der Natur im 
gleichen Zeitraum wieder aufgenommen werden. In Deutschland wollen wir bis 2020 den 
Ausstoß von CO2 im Vergleich zu 1990 um mindestens 40 Prozent senken, bis 2050 wollen wir 
weitestgehend Treibhausgasneutralität erreichen. 

In Übereinstimmung mit dem Pariser Klimaschutzabkommen werden wir deshalb den 
Klimaschutzplan 2050 weiterentwickeln. Dort gelang unter sozialdemokratischer Federführung 
erstmalig der Entwurf einer Konkretisierung der Treibhausgasminderung in Deutschland bis 
2030 und 2050, der es erlaubt, den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
mit funktionierenden Innovationen und geschlossenen Wertschöpfungsketten mit den 
Klimazielen zu verbinden. Eine SPD-geführte Bundesregierung wird den Dialog mit den 
Unternehmen, den Gewerkschaften und den Beschäftigten in den betroffenen Sektoren 
führen. Denn wir wissen, dass sich soziale, ökonomische und ökologische Fragen nicht einzeln, 
sondern nur unter Berücksichtigung der wechselseitigen Abhängigkeiten erfolgreich 
beantworten lassen. Im Rahmen dessen setzen wir auf Technologieneutralität und 
Innovationsoffenheit. Die Ergebnisse dieses Dialoges werden wir im Rahmen eines nationalen 
Klimaschutzgesetzes umsetzen. Dazu gehört auch die Überprüfung umweltschädlicher und 
wettbewerbsverzerrender Subventionen.  

Wir werden Deutschland zur energieeffizientesten Volkswirtschaft der Welt machen. Das ist 
eine Aufgabe für die gesamte Gesellschaft. 

Energiewende vollenden: 

Energie muss umweltfreundlich und bezahlbar sein. Gleichzeitig muss die verlässliche 
Versorgung gesichert bleiben. Das sind für uns drei gleichrangige Ziele der Energiewende. 

Es ist eine Frage der Gerechtigkeit, dass wir erneuerbare Energien weiter ausbauen. 
Erneuerbare Energien aus Windkraft (Off- und Onshore) und Sonnenenergie sind langfristig die 
kostengünstigste Form der Energieerzeugung. Sie machen uns unabhängig von Öl, Erdgas und 
Uran aus Konfliktregionen. Sie tragen zur lokalen Wertschöpfung bei und zu einem fairen 
Energiemarkt. 

Damit die Energiewende erfolgreich fortgeführt werden kann, müssen die verschiedenen 
Energiesektoren stärker verbunden werden. Bisher findet die Energiewende hauptsächlich im 
Stromsektor statt. Durch Sektorenkopplung soll die Energiewende noch stärker in den Wärme- 
und Verkehrssektor getragen werden. Speicher und andere Technologien für die 
Sektorenkopplung sowie die Flexibilisierung und die Digitalisierung der Energiewende wollen 
wir gezielt durch technologieoffene gesetzliche Rahmenbedingungen sowie durch Forschungs- 
und Entwicklungsprogramme voranbringen. Der zügige Netzausbau auf Verteil- und 
Übertragungsnetzebene ist für das Gelingen der Energiewende von entscheidender Bedeutung. 
Bestehende Stromleitungen sollen mit Hilfe neuer Technologien besser ausgelastet werden.  
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Maßnahmen zur Energieeffizienz werden wir ausbauen.  

Wir wollen insbesondere den öffentlichen Gebäudebestand und den öffentlichen Nahverkehr 

zu Vorbildern des nachhaltigen und energieeffizienten Verbrauchs entwickeln. 

Energieeffizienzstandards von Produkten und Dienstleistungen werden wir weiter verbessern. 

Spätestens 2050 müssen wir Energie weitestgehend treibhausgasneutral erzeugen. Wir stellen 

dabei sicher, dass Deutschlands Industrie international wettbewerbsfähig bleibt. Den 

europäischen Emissionshandel werden wir so weiterentwickeln, dass er seine Funktion als 

zentrales Klimaschutzinstrument erfüllen kann. Sollte dies nicht zu erreichen sein, werden wir 

Verhandlungen für die Vereinbarung von CO2-Mindestpreisen auf europäischer Ebene 

aufnehmen. Dabei werden wir unterschiedliche Wettbewerbsbedingungen im Klimaschutz 

berücksichtigen und „Carbon-Leakage“ verhindern. 

Die vollständige Energiewende gelingt nur, wenn auf dem Weg dorthin konventionelle 

Energieträger den Ausbau der erneuerbaren Energien ergänzen. Erdgas, erneuerbares Gas aus 

Power-To-Gas-Anlagen und die bestehende Gasnetzinfrastruktur werden im Energiemix für 
eine flexible, sichere und CO2-arme Energieerzeugung immer bedeutender. 

Moderne Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung werden eine wichtige Rolle im Energiesystem 

übernehmen. Wir werden sie deshalb entsprechend fördern. 

Der Schutz unseres Trinkwassers und der Gesundheit haben für uns oberste Priorität. Daher 

haben wir ein unbefristetes Verbot für unkonventionelles Fracking durchgesetzt. Die hier 

bestehenden Risiken für Mensch und Umwelt sind größer als die wirtschaftlichen Chancen. 

Deshalb stehen wir dafür, dass es bei einem Verbot bleibt. Zudem werden wir die 

Schutzstandards in der konventionellen Erdgasförderung überprüfen und beständig anpassen. 

2022 wird das letzte deutsche Atomkraftwerk abgeschaltet. Mit dem hinterlassenen Atommüll 

müssen wir gesamtgesellschaftlich verantwortungsvoll umgehen. Das gilt nicht zuletzt für die 

Konzerne, die mit Atomkraftwerken jahrzehntelang viel Geld verdient haben. Mit dem 

schwarz-gelben Ausstieg aus dem Ausstieg ist allein durch den Wegfall der 

Brennelementesteuer ein Schaden von sieben Milliarden Euro entstanden. Diese Überwälzung 

auf die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler ist unverantwortlich. Die Endlagerung des 
Atommülls muss nach menschlichen Maßstäben auf ewig sicher sein. Wir werden bei anderen 

Staaten aktiv dafür werben, aus der Atomenergie auszusteigen. In der EU werden wir uns dafür 

einsetzen, die Fördermöglichkeiten zum Bau neuer Atomkraftwerke abzuschaffen. In 

Deutschland werden wir die Hermes-Kreditbürgschaften für Exporte so regeln, dass 

Atomenergie-Projekte davon ausgeschlossen werden. 

Wir wollen, dass alle Menschen an der Rendite der Energiewende teilhaben. Deswegen sind 

Mieterstrommodelle für uns so wichtig. Mieterinnen und Mieter sollen von der Einspeisung 
regenerativer Energien und einer eigenen Stromerzeugung finanziell profitieren. Wir werden 

Hausbesitzerinnen und Hausbesitzer weiterhin dabei unterstützen, ihre Häuser und Gebäude 

auf wirtschaftliche Weise energetisch zu sanieren und mit erneuerbaren Energien zu 

versorgen. Wir werden gleichzeitig darauf achten, dass Wohnen für Mieterinnen und Mieter 
bezahlbar bleibt. 

Sinkende Börsenstrompreise und Einkaufspreise der Gasversorger müssen bei den 

Verbraucherinnen und Verbrauchern ankommen. Wir wollen alternative Finanzierungsmodelle 

der Energiewende prüfen. Wir werden Bürger-Energiegenossenschaften fördern. Kommunen 

sollen ihre Netzinfrastruktur rekommunalisieren können, wenn sichergestellt ist, dass der 

Netzbetrieb sicher und effizient erbracht werden kann. 

Den Stadtwerken kommt bei der Umsetzung der Energiewende eine Schlüsselrolle zu. 
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Schutz der biologischen Vielfalt: 

Eine intakte Umwelt ist unverzichtbar für ein gesundes und gutes Leben. Wir werden bedrohte 
Tier- und Pflanzenarten und ihre Lebensräume besser schützen. Der Flächenverbrauch in 

Deutschland ist zu hoch. Langfristig müssen sich Versiegelung und Entsiegelung von Flächen 

die Waage halten. Bereits genutzte Flächen sollen umgewandelt und wiederverwertet werden, 

anstatt immer neue Flächen zu beanspruchen. 

Wir brauchen außerdem mehr Natur in der Stadt – in Wohngebieten, in den Parks und auf den 

Dächern. Wir werden planerische, konzeptionelle und finanzielle Voraussetzungen dafür 

schaffen. Grünflächen haben auch eine wichtige soziale Funktion. Sie sind Orte des 

Austausches und der Begegnung. 

Die Maßnahmen aus der Naturschutz-Offensive 2020 müssen umgesetzt werden. Gemeinsam 

mit den Bundesländern werden wir das nationale Ziel von zwei Prozent großflächiger 
Wildnisgebiete in Deutschland vorantreiben. Außerdem werden wir das Bundesprogramm 

Blaues Band zur Renaturierung von Flüssen und Auen umsetzen. Weitere naturschutzrelevante 

und ehemals militärisch genutzte Liegenschaften werden wir für den Naturschutz und künftige 

Generationen sichern. Wir werden zudem eine Moorschutzstrategie erarbeiten und umsetzen. 

Den Anteil der Flächen mit natürlicher Waldentwicklung wollen wir auf fünf Prozent der 

Gesamtwaldfläche beispielsweise zehn Prozent der öffentlichen Waldfläche erhöhen. Die Jagd 

soll zeitgemäß und naturnah sein. In unseren nationalen Gewässern werden wir Fischerei und 

andere Nutzungen naturschutzgerecht regeln. Gleichzeitig unterstützen wir die Fischerei 

dabei, nur noch umweltgerechte Fangmethoden einzusetzen. Der Überfischung unserer Meere 

werden wir durch eine Umsetzung der wissenschaftlichen Fangmengenvorgaben 

entgegenwirken. 

Wir reduzieren die Verschmutzung von Nord- und Ostsee durch Plastik, Fischereimüll und 

Nährstoffeinträge sowie durch Lärm. Beim internationalen Meeresschutz setzen wir uns bei 

den Vereinten Nationen für großflächige Schutzgebiete auf hoher See ein. Dies betrifft auch die 

internationalen Gewässer der Arktis. Wir werden uns weiterhin für die Einrichtung eines Arktis-

Schutzgebietes bei der internationalen Meeresschutzorganisation „OSPAR“ einsetzen. 

Kreislaufwirtschaft und Ressourceneffizienz: 

Der weltweit rasant steigende Verbrauch von natürlichen Ressourcen führt zu Problemen, die 

vor allem unsere Kinder und Enkelkinder belasten. Aktuelle Konsumgewohnheiten und 

moderne Technologien führen zu immer mehr und neuartigen Abfällen, deshalb fordern wir 

ein Umdenken weg von der Wegwerfkultur hin zur Stärkung von nachhaltigen Systemen, wie 

Leasing- und Leihsystemen. Wir werden Haushalte und Unternehmen stärker über 
ressourcenschonende Alternativen informieren. Ziel muss sein, Abfall zu vermeiden, Produkte 

langlebiger zu machen und mehr zu recyceln. Der verminderte Einsatz von Ressourcen führt zu 

geringeren Material- und Energiekosten und stärkt zugleich die Wettbewerbsfähigkeit der 

deutschen Wirtschaft. Wir werden die öffentliche Beschaffung stärker auf 

ressourcenschonende Produkte und Dienstleistungen ausrichten und das Thema stärker in der 

Aus- und Weiterbildung verankern. 

Verantwortungsvolle Landwirtschaft und gesunde Ernährung: 

Wir wollen eine Landwirtschaft, die auf Umwelt- und Naturschutz, die Interessen der 

Verbraucherinnen und Verbraucher und das Wohl der Tiere ausgerichtet ist. Die Landwirtschaft 

- im Haupt- und Nebenerwerb - soll den Beschäftigten gerechte Arbeitsbedingungen und eine 

faire Entlohnung sichern. Viele landwirtschaftliche Betriebe sind in ihrer Existenz bedroht und 
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brauchen eine neue wirtschaftliche Perspektive. Denn immer mehr bäuerliche Betriebe 
verlieren den Wettbewerb gegen industrielle Anlagen. 

Wir wollen die Position der Landwirtinnen und Landwirte in der Wertschöpfungs- und 
Vermarktungskette ihrer Produkte stärken. Regionalvermarktungsinitiativen sollen 
Unterstützung erfahren, unter anderem durch ein Bundesprogramm Regionalvermarktung. 
Dadurch verbleibt ein größerer Anteil der Wertschöpfung in der Region. Ein fairer Preis für 
Lebensmittel trägt dazu bei, die Existenz landwirtschaftlicher Betriebe dauerhaft zu sichern. 

Wir werden uns dafür einsetzen, dass alle Betriebe ihre Produktion an dem Leitbild der 
Nachhaltigkeit und den Verbraucherinteressen ausrichten. Die ökologische Landwirtschaft ist 
derzeit die nachhaltigste Form der Landwirtschaft. Um die Nachfrage nach Lebensmitteln zu 
bedienen, sind die konventionelle und ökologische Landwirtschaft gleichermaßen notwendig. 
Die SPD bekennt sich deshalb zu beiden Produktionsformen. 

Den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und Dünger werden wir auf das unbedingt notwendige 
Maß reduzieren und das Bundesbodenschutzgesetz novellieren. Weiterhin setzen wir uns für 
gentechnikfreie Landwirtschaft und Lebensmittel ein. Wir werden sicherstellen, dass auch bei 
den sogenannten neuen Gentechnikverfahren das Vorsorgeprinzip und die Wahlfreiheit 
gewährleistet sind und damit erzeugte Pflanzen und Tiere nicht unreguliert in den Markt 
gelangen. 

Wir unterstützen Betriebe, die eine artgerechte Tierhaltung betreiben und wollen eine 
Kennzeichnung von Lebensmitteln aus artgerechter Haltung. Dafür werden wir ein staatliches 
Tierschutzlabel auf Grundlage der Kriterien des Deutschen Tierschutzbundes einführen. Der 
Gedanke des Tierschutzes soll fest in Aus-, Fort- und Weiterbildung verankert werden. Prüf- 
und Zulassungsverfahren für Stallhaltungssysteme, Tierschutzindikatoren sowie bessere 
Haltungs- und Transportbedingungen sollen zu mehr Tierschutz beitragen. 

Wir wollen eine nationale und europäische Nutztierstrategie erarbeiten und ein modernes 
Tierschutzgesetz schaffen, das die Würde und das Wohlergehen der Tiere schützt.  

Eingriffe an Tieren aus rein wirtschaftlichen Gründen wie das Schnabelkürzen, das Kupieren 
von Schwänzen oder den Schenkelbrand bei Pferden werden wir verbieten. Der 
Arzneimitteleinsatz, insbesondere Antibiotika, in der Tierhaltung muss auf das notwendige 
Maß reduziert werden. 

Wir wollen auch für Haustiere fachkundige Halterinnen und Halter. Für Qualzuchten muss es 
eine klare Definition und ein Haltungsverbot geben. Den Schutz von Wildtieren wollen wir 
vorantreiben. Den illegalen Wildtierhandel und den Handel mit Wildfängen auf gewerblichen 
Tierbörsen werden wir unterbinden. 

Wir wollen eine Ombudsstelle für einen besseren Tierschutz. Mit einem Verbandsklagerecht 
werden wir anerkannten Tierschutzorganisationen die rechtliche Handhabe geben, 
wirkungsvoller gegen Tierschutzverstöße vorzugehen. Auch Tierversuche müssen weiter 
reduziert werden. 

Im Umwelt- und im Bauplanungsrecht nimmt die Landwirtschaft eine Sonderposition ein. 
Fehlsteuerungen werden wir beseitigen. Baurechtlich sollen beispielsweise große 
Tierhaltungsanlagen im Außenbereich nur noch zugelassen werden, wenn die Gemeinde einen 
entsprechenden Bebauungsplan erlässt und eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchführt. 
Das hilft dem Umweltschutz und stärkt die Akzeptanz der Landwirtschaft in der Bevölkerung. 

Die Landwirtschaft erhält mehr als jeder andere Wirtschaftsbereich Unterstützung aus 
Steuermitteln. Wir wollen, dass der Grundsatz „öffentliches Geld nur für öffentliche 
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Leistungen“ gilt. Zu den öffentlichen Leistungen gehört die Ernährungssicherheit genauso wie 
der Schutz der Natur, der Umwelt, des Klimas und des Tierwohls. Bis zum Jahr 2020 werden die 
europäischen Agrarfördermittel auf zwei Wegen ausgezahlt: einerseits pauschale Zahlungen, 
deren Höhe sich nur an der bewirtschafteten Fläche orientiert. Und andererseits Gelder, die 
gezielt in die Entwicklung ländlicher Räume fließen, also unter anderem auch in Klimaschutz, 
Naturschutz, Tierschutz und Stallbauten. Wir werden uns für einen schrittweisen Ausstieg aus 
den pauschalen Subventionen bis 2026 einsetzen. 

Wir wollen der Konzentration von Agrarland in der Hand landwirtschaftlicher Großkonzerne 
oder außerlandwirtschaftlicher Investoren wirkungsvoll entgegentreten. 

Die Exportpolitik der Nahrungsmittelindustrie muss im Einklang mit der Nachhaltigkeit in 
Deutschland und den Exportmärkten stehen. Wir lehnen eine landwirtschaftliche Produktion 
ab, die sich lediglich am Export auf den Weltmarkt ausrichtet. In Deutschland erzeugte 
landwirtschaftliche Produkte dürfen nicht zu Lasten der Entwicklungs- und Schwellenländer 
produziert und exportiert werden. Wir werden eine nationale Strategie gegen 
Lebensmittelverschwendung umsetzen, damit landwirtschaftliche Produkte wieder mehr 
Wertschätzung erfahren. Zielmarken für die unterschiedlichen Branchen sowie verstärkte 
Informationskampagnen sollen ein Umdenken bewirken. 

Wir wollen, dass alle Menschen die Möglichkeit haben, sich gesund zu ernähren. Dabei setzen 
wir auf Qualitätsstandards, Transparenz, leicht verständliche Kennzeichnungen wie die 
Nährwert-Ampel und eine klare Herkunftskennzeichnung. Alle Kinder und Jugendliche 
brauchen eine gesunde Ernährung. Wir wollen ihnen in Kitas und Schulen ausgewogene 
Mahlzeiten ermöglichen. Dazu wollen wir die Standards der Deutschen Gesellschaft für 
Ernährung verbindlich machen. Wir werden die Vernetzungsstellen Schulverpflegung 
dauerhaft unterstützen und das Nationale Qualitätszentrum für gesunde Ernährung und 
Schule weiter ausbauen. 

Gentechnisch veränderte Organismen in der Landwirtschaft und Patente auf Leben lehnen wir 
ab. An der Saatgutreinheit und der Nulltoleranz für nicht zugelassene gentechnisch veränderte 
Organismen in Lebensmitteln halten wir fest. Tierische Produkte, die auf Fütterung mit 
gentechnisch veränderten Pflanzen beruhen, müssen europaweit verpflichtend 
gekennzeichnet werden. Wir setzen uns für eine rechtssichere Kennzeichnung vegetarischer 
und veganer Produkte ein. Die Lebensmittelkontrolle werden wir bundesweit vernetzen, einen 
einheitlichen Kontrollkatalog einführen und die Kontrolle effektiv und vergleichbar gestalten. 
Eine Schlüsselfunktion nimmt dabei die staatliche Überwachung am Schlachthof ein, deren 
Rolle gestärkt werden muss. Ergebnisse von amtlichen Lebensmittelüberwachungen sollen 
grundsätzlich veröffentlicht werden. Zudem wollen wir Verbraucherinnen und Verbraucher mit 
leicht verständlichen Symbolen wie dem Smiley oder der Hygieneampel informieren. 

Die Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften in Deutschland und Europa zur 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität in der Lebensmittelbranche ist notwendig. 

Wir wollen die Verbraucherinnen und Verbraucher vor schädlichen Stoffen in Lebensmitteln 
und Verpackungen schützen. Daher werden wir uns für eine effektive Umsetzung des EU-
Chemikalienrechts einsetzen.  
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Es ist Zeit für mehr Sicherheit im Alltag  

Sicherheit ist ein zentrales Bedürfnis der Menschen. Es ist die Aufgabe des Staates, für diese 
Sicherheit zu sorgen. Gefahren müssen erkannt, Verbrechen bekämpft, Straftäterinnen und 
Straftäter verfolgt werden. Dafür brauchen wir einen starken und handlungsfähigen 
Rechtsstaat. Nur Reiche können sich einen schwachen Staat leisten und sich etwa private 
Sicherheitsdienste kaufen, weshalb präventive Maßnahmen und eine aktive Sozialpolitik, die 
soziale Ungleichheit, bekämpft, fest zu unseren Sicherheitsbegriff dazu gehören. 

Körperverletzungen, Vandalismus, Diebstähle und vor allem Wohnungseinbrüche 
beeinträchtigen die Sicherheit und das Sicherheitsgefühl der Menschen. Wir wollen, dass sich 
unsere Behörden konsequent der Alltagskriminalität annehmen – durch mehr Prävention und 
effektive Strafverfolgung. 

Die Gegner unserer offenen Gesellschaft haben sich neu formiert – in unterschiedlichen 
terroristischen und extremistischen Bewegungen. Wir benennen diese als das, was sie sind: 
eine Bedrohung für die westliche Welt, ein Angriff auf die liberale Demokratie. Deshalb werden 
wir konsequent mit allen rechtsstaatlichen Mitteln gegen Terror und extremistische Gewalt 
vorgehen. Dafür haben wir die gesetzlichen Grundlagen geschaffen. Jetzt kommt es auf die 
konsequente Umsetzung der Gesetze an. 

Schutz und Sicherheit durch eine leistungsfähige Polizei und Justiz: 

Wir wollen mehr Polizistinnen und Polizisten sichtbar auf unseren Straßen haben. Für eine 
bessere und schnellere Aufklärung sogenannter Alltagskriminalität wie Wohnungseinbrüche 
und Diebstahl brauchen wir mehr Ermittlerinnen und Ermittler. Dafür wollen wir die Polizei 
besser ausstatten: Mit mehr und gut ausgebildetem Personal. Das betrifft auch andere 
Kriminalitätsfelder wie das organisierte Verbrechen, wo spezialisierte Ermittlerinnen und 
Ermittler zeitintensive polizeiliche Untersuchungen durchführen müssen. 

Wir wollen 15.000 neuen Stellen bei der Polizei in Bund und Ländern schaffen. Wo 
Videotechnik hilft, Gefahren vorzubeugen und Beweise zu sichern, soll sie eingesetzt werden. 
Die rechtlichen Grundlagen dafür sind vorhanden. Die Beratungsangebote für Bürgerinnen und 
Bürger zum Schutz vor Kriminalität, die die Polizei bereits vielerorts anbietet, werden wir 
ausbauen. Für mehr Sicherheit soll eine bessere Zusammenarbeit der Behörden sorgen. Das 
Bundeskriminalamt wollen wir weiter in seiner zentralen Koordinierungsfunktion stärken. 
Außerdem setzen wir uns für einen Abbau der Überstunden bei der Bundespolizei ein. 

Unsere Ermittlungsbehörden sollen für ihre Arbeit dem technischen Fortschritt entsprechend 
mit moderner IT- und Kommunikationstechnologie ausgerüstet werden. 

Unsere Polizei verdient Anerkennung und Respekt für ihre wichtige Arbeit. Das muss sich auch 
in einem modernen Dienstrecht beispielsweise mit einem Lebensarbeitszeitkonto 
widerspiegeln. Angriffe auf Polizistinnen und Polizisten oder auch auf Einsatzkräfte der 
Feuerwehren und Rettungsdienste werden hart sanktioniert. 

Ein handlungsfähiger Staat setzt eine handlungsfähige Polizei und Justiz voraus. Daher sollen 
auch Gerichte und Staatsanwaltschaften personell und technisch besser ausgestattet werden. 
Ihre digitalen und interkulturellen Kompetenzen werden wir stärken. Wir wollen, dass 
Straftaten schnell aufgeklärt und konsequent geahndet werden und Bürgerinnen und Bürger 
ihre zivilrechtlichen Ansprüche zügig durchsetzen können.  

Zudem setzen wir uns für eine bürgerfreundliche, vielfältige und noch transparentere Justiz 
ein, damit Recht bekommt, wer Recht hat. So erhöhen wir das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in unseren Rechtsstaat. Wir werden die Arbeiten an einer gemeinsamen 
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Verlaufsstatistik von angezeigten Straftaten und tatsächlichen Verurteilungen weiter 
fortführen. 

Auch der Zoll leistet wertvolle Arbeit bei der Bekämpfung von Kriminalität. Das gilt für die 
erfolgreichen Ermittlungen von kriminellem Waffenhandel genauso wie für die Bereiche 
Finanz- und Steuerbetrug und die Mindestlohnkontrolle. Der Zoll muss – besonders im 
Interesse des Handwerks – in die Lage versetzt werden, noch besser als bisher gegen 
Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung vorzugehen. Deshalb werden wir den Zoll stärken 
und zu einer effektiven Finanzpolizei des Bundes weiterentwickeln. 

Eine Militarisierung der öffentlichen Sicherheit lehnen wir ab. Mit uns wird es, über das bereits 
zulässige Maß hinaus, keinen Einsatz der Bundeswehr als Hilfspolizei im Inland geben. Schutz 
vor Kriminalität wie auch vor Strafverfolgung sind Aufgaben der dafür ausgebildeten Profis der 
Polizei. 

Terrorabwehr – mehr grenzübergreifende Zusammenarbeit und Prävention: 

Mit einem Dreiklang aus Repression, Vorbeugung und Ausstiegshilfe haben wir die Basis 
geschaffen, um dem Extremismus langfristig zu begegnen. Der nächste Schritt muss eine 
stärkere Koordinierung in Deutschland und in Europa sein. 

Wo es notwendig ist, verschärfen wir die Gesetze zur Bekämpfung von Terror und Gewalt. 
Allein mit Gesetzesverschärfungen werden wir aber nicht erfolgreich sein. Erst im 
Zusammenspiel von Kriminalitätsvorbeugung, Deradikalisierung, Stärkung des 
Zusammenhalts der Gesellschaft und der Arbeit von Polizei, Justiz und Nachrichtendiensten 
entsteht mehr Sicherheit. 

Die Datensysteme der Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern werden wir unter 
Berücksichtigung der datenschutzrechtlichen Vorgaben vereinheitlichen. Auch die 
Zusammenarbeit von Polizei und Verfassungsschutz werden wir zur Gefahrenabwehr 
verbessern. Kriminelle und Terroristen dürfen nicht in die Europäische Union gelangen. Das 
heißt: die Kontrollen an den Außengrenzen des Schengenraums verstärken und das 
Grenzkontrollsystem der Schengen-Mitgliedstaaten effektiv umsetzen. Darüber hinaus wollen 
wir die Luftsicherheit und die Kontrollen an Flughäfen verbessern und dafür auch strukturell 
verändern. 

Das europäische Polizeiamt (Europol) und die europäische Grenzschutzagentur (Frontex) 
wollen wir stärker bei der Terrorismusbekämpfung einbeziehen. 

Mit der Initiative zum Aufbau einer europäischen Staatsanwaltschaft werden wir dafür sorgen, 
dass in der EU künftig Straftaten über Staatsgrenzen hinweg effektiver verfolgt werden 
können. Eine engere Kooperation der Sicherheitsbehörden auf europäischer Ebene ist dringend 
notwendig. Wir fordern nach dem Vorbild des Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrums in 
Deutschland ein Anti-Terrorzentrum auf europäischer Ebene, in dem ein Austausch aller 
Sicherheitsbehörden stattfindet. 

Ausländerinnen und Ausländer, die schwere Straftaten begehen, sollen nach Verbüßung ihrer 
Strafe unverzüglich abgeschoben werden. Die Möglichkeit zur Abschiebung straffälliger 
Ausländerinnen und Ausländer haben wir bereits erleichtert. 

Wir wollen eine Null-Toleranz-Politik gegenüber Hasspredigern und Islamistinnen und 
Islamisten durchsetzen. Ein Großteil fundamentaler Islamisten in Deutschland radikalisiert sich 
hier, in unserem Land. Wir werden extremistische islamistische Moscheen schließen und ihre 
Finanzierung unterbinden. 
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Mit den vielen nicht-radikalen Moscheegemeinden und islamischen Verbänden werden wir 
weiter zusammenarbeiten. Wir stärken die gute Beratungs- und Präventionsstruktur vor Ort 
und sorgen frühzeitig dafür, dass sich junge Menschen in unserem Land nicht radikalisieren. 
Hasspropaganda im Netz werden wir durch alternative Botschaften entgegentreten. 

Kampf gegen Rechtsextremismus: 

Angriffe auf unsere freie Gesellschaft drohen auch von Nationalisten: Rechtsextremistische 
Übergriffe und Anschläge haben in den letzten Jahren bedrohlich zugenommen. Damit wird 
Angst und Schrecken verbreitet bei den bedrohten Menschengruppen. Auch von 
rechtsextremistischen Gruppen und Einzelpersonen geht eine terroristische Gefahr aus, der wir 
entschlossen begegnen werden. Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten kämpfen seit 
über 150 Jahren für Toleranz und gegen Rassismus, Rechtsextremismus, Diskriminierung und 
Menschenfeindlichkeit. 

Eine wichtige Erkenntnis aus dem NSU-Verfahren ist, dass Sicherheitsbehörden besonders 
sensibel auf antisemitische, rassistische und sonstige menschenverachtende Einstellungen in 
den eigenen Reihen reagieren müssen. Das gilt auch für die Bundeswehr. Wir werden sie dabei 
mit geeigneten Programmen unterstützen. 

Wir setzen uns dafür ein, dass Straftaten mit rechtsextremem Hintergrund in Zukunft besser 
erfasst und statistisch ausgewertet wird. Die im Aufenthaltsgesetz vorgesehen Regelungen für 
Opfer von Straftaten müssen eingehalten werden, damit sie zu ihrem Recht kommen und 
Straftäterinnen und Straftäter für ihre Taten verurteilt werden können. 

Neben der konsequenten Strafverfolgung wollen wir auch die Präventionsarbeit ausweiten. 
Bereits in den vergangenen Jahren haben wir die Mittel im Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“ mehr als verdreifacht. Diesen Weg der Vorbeugung führen wir fort. Zu einer 
umfassenden Strategie gegen gewaltbereite Rechtsextremisten gehört Deradikalisierung. 
Darum werden wir mit einem Gesetz zur Demokratieförderung und Extremismusprävention 
die Strukturen der Präventionsarbeit langfristig sichern. Darüber hinaus werden wir die 
Empfehlungen des unabhängigen Expertenkreises Antisemitismus aufgreifen und in der 
Präventionsarbeit umsetzen. 

Reform der Nachrichtendienste: 

Wir benötigen rechtsstaatlich legitimierte, leistungsfähige Nachrichtendienste mit 
umfassender parlamentarischer Kontrolle. Dabei soll das Bundesamt für Verfassungsschutz als 
Frühwarnsystem für unsere freiheitliche und demokratische Gesellschaft funktionieren. Den 
Reformprozess des Bundeamtes werden wir fortsetzen. Die aktuellen Gefährdungslagen 
werden wir berücksichtigen. Wir haben den Bundesnachrichtendienst reformiert und durch 
mehr Transparenz und Kontrolle endlich aus der rechtlichen Grauzone herausgeholt. Die 
Auslandsaufklärung haben wir auf eine eindeutige Rechtsgrundlage gestellt und das 
Parlamentarische Kontrollgremium erheblich gestärkt. An unserer Linie halten wir fest und 
legen hierfür den Abschlussbericht des NSA-Untersuchungsausschusses zugrunde. 

Moderner Katastrophenschutz: 

Wir haben in Deutschland ein funktionierendes Hilfesystem für Katastrophen. Bund, Länder 
und Kommunen arbeiten hier Hand in Hand. Herzstück ist das Engagement der vielen Ehren- 
und Hauptamtlichen bei den Feuerwehren, dem Technischen Hilfswerk und den 
Hilfsorganisationen. Wir wollen das breite ehrenamtliche Engagement erhalten. 
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Deshalb stärken wir das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe und das 
Technische Hilfswerk. Der Bund soll seine bestehende Verantwortung für den 
Katastrophenschutz verstärkt wahrnehmen, in Ergänzung zu den Aufgaben der Länder. 

Straftaten im und aus dem Netz bekämpfen: 

Die Kriminalität im Internet steigt rasant. Von der Online-Erpressung mit Computerviren über 
Kreditkartenbetrug bis zu Kinderpornographie und Waffenhandel im „Darknet“ reicht das 
Spektrum der Cyberkriminalität.  

Das Internet ist ein freier, aber kein rechtsfreier Raum. Wir wollen das IT-Sicherheitsgesetz 
fortschreiben und weiterentwickeln, um den neuen Gefährdungen angemessen zu begegnen. 
Die Sicherheitsbehörden werden wir personell und technisch besser ausstatten und mehr 
fachliche Expertise hinzuziehen. Es ist notwendig, Forschung und Entwicklung von IT-
Sicherheitstechnik zu fördern und die Ausbildung von Fachkräften für IT-Sicherheit zu 
verstärken, um technologische Kompetenz und digitale Souveränität zu erhalten. 

Die Spionageabwehr unserer Nachrichtendienste wollen wir technisch und rechtlich in die Lage 
versetzen, effektiver gegen Cyberangriffe und Spionage fremder Nachrichtendienste 
vorzugehen.  

Wir werden das Bundesamt für die Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) ausbauen und in 
seiner neutralen Rolle und Beratungsfunktion stärken: Das BSI soll für Bürgerinnen und Bürger, 
Unternehmen und Behörden zum Dienstleister werden, indem es sichere Hard- und Software 
zertifiziert sowie über Cyberangriffe, digitale Sicherheitsrisiken und entsprechende 
Schutzmöglichkeiten informiert. Die Hersteller und Anbieter digitaler Produkte und 
Dienstleistungen müssen Sicherheitslücken bekanntgeben und diese schnellstmöglich 
beheben. Wir werden eine eindeutige und faire Haftungskette auch für digitale Produkte und 
Dienstleistungen sowie ein Gütesiegel für IT-Sicherheit schaffen. Ein sogenannter Algorithmen-
TÜV soll dafür sorgen, dass niemand durch softwaregestützte Entscheidungen diskriminiert 
wird oder zu Schaden kommt. 

Einfache und sichere Lösungen für die elektronische Identifizierung und Verschlüsselung 
wollen wir für jedermann verfügbar machen. Sensible Daten müssen grundsätzlich 
verschlüsselt versendet werden, gerade in der öffentlichen Verwaltung. Wir wollen durch 
Zertifizierung, Zulassungsregeln, Meldepflichten und bessere Produkthaftung eine sichere IT-
Infrastruktur erreichen. 

Darüber hinaus wollen wir der Verbreitung von Hasskriminalität und so genannten Fake News 
entgegenwirken. Sie sind eine große Gefahr für das friedliche Zusammenleben und für die freie 
und demokratische Gesellschaft. Am Anfang stehen die Worte, dann folgen die Taten. Wer im 
Internet kriminelle Parolen veröffentlicht und zu Gewalt gegen Jüdinnen und Juden, Ausländer 
und Ausländerinnen oder andere aufruft, muss konsequent zur Rechenschaft gezogen werden. 
Die Verbreitung rechtswidriger Inhalte wie Volksverhetzung, Beleidigung und Verunglimpfung 
in den sozialen Netzwerken soll besser und schneller verfolgt werden. Daher setzen wir uns für 
eine verbesserte Ausbildung und Ausstattung der Polizeibehörden und Justiz in diesem Bereich 
ein.  

Auch die Anbieter von sozialen Netzwerken müssen in die Verantwortung genommen werden. 
Deshalb führen wir eine Berichtspflicht für Anbieter zum Umgang mit Hinweisen über 
rechtswidrige Inhalte sowie einheitliche Standards des Beschwerdemanagements ein. Vor 
allem müssen Anbieter aber effektiv mit Strafverfolgungsbehörden zusammenarbeiten. Hierzu 
werden wir Kontaktstellen im Inland sowie kurze Reaktionsfristen festlegen. Wer sich nicht an 
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die Vorgaben hält, soll mit empfindlichen Geldbußen bestraft werden. Parallel zu nationalen 
Schritten setzen wir uns für europaweite und internationale Regeln in diesem Kontext ein. 

Kampf gegen Wirtschaftskriminalität: 

Unternehmen müssen gesetzestreu handeln. In der Praxis besteht zunehmend Unsicherheit 
darüber, welches Verhalten im Wirtschaftsleben den Straftatbestand der Untreue erfüllt. Hier 
werden wir für mehr Rechtsklarheit sorgen. Zudem stellen wir die Sanktionen für kriminelle 
Verfehlungen von Unternehmen auf eine neue gesetzliche Grundlage. Dafür schaffen wir 
Kriterien, um den Strafverfolgungsbehörden und Gerichten ausreichend scharfe und zugleich 
flexible Sanktionsmöglichkeiten an die Hand zu geben. Die geltende Bußgeldobergrenze von 
10 Millionen Euro ist für kleinere Unternehmen zu hoch und für große Konzerne zu niedrig. Wir 
werden daher eine flexible Bußgeldobergrenze einführen. 

Finanzskandale wie die „Panama-Papiere“, Gammelfleischskandale und Bestechungsvorwürfe 
bei Großunternehmen werden zumeist nur durch interne Hinweisgeber, sogenannte 
„Whistleblower“, bekannt. Ein solch couragiertes Handeln der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter muss rechtlich besser abgesichert werden. Wir wollen sie vor arbeitsrechtlichen 
Nachteilen schützen. Wir werden zudem dafür sorgen, dass Strafverfahren wegen 
Wirtschaftskriminalität bei hohen Schadenssummen nicht mehr nach Zahlung eines 
Geldbetrages eingestellt werden können. Zudem soll der Schutz von Hinweisgebern in die 
Führungsleitlinien („Code of Conduct“) von Wirtschaft und Verwaltung integriert werden. 
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Es ist Zeit für eine geordnete Migrationspolitik 

Wir stehen für eine humanitäre Flüchtlingspolitik. Das Recht auf Asyl muss auch in Zukunft 
unangetastet bleiben. Die brutalen Kriege und Menschenrechtskrisen der Welt zwingen weiter 
viele Menschen zur Flucht. Jeder zweite Flüchtling weltweit ist ein Kind! Mit einem 
Gesamtkonzept Migration gewährleisten wir Kontrolle und verhindern Überforderung. 

Wir müssen die Fluchtursachen in den Heimatländern bekämpfen, die Außengrenzen Europas 
sichern und die Flüchtlinge innerhalb Europas solidarisch verteilen. Die anerkannten 
Flüchtlinge werden wir besser integrieren und die abgelehnten Flüchtlinge konsequenter in 
ihre Herkunftsländer zurückführen. Und wir brauchen ein Einwanderungsgesetz, das 
transparent und verständlich regelt, wer aus wirtschaftlichen Gründen nach Deutschland 
einwandern kann und wer nicht. 

Fluchtursachen bekämpfen: 

Fluchtursachen wollen wir mit außen-, sicherheits- und entwicklungspolitischen Initiativen 
bekämpfen. Es ist unser Ziel, zerfallende Staaten zu stabilisieren und Gewalt und Bürgerkriege 
einzudämmen. Wir setzen uns darum für eine neue Abrüstungsinitiative, den Ausbau der 
Entwicklungszusammenarbeit, faire internationale Handelsbeziehungen und für die weltweite 
Achtung der Menschenrechte ein. Geflüchteten Menschen wollen wir frühzeitig dort helfen, 
wo sie sich zunächst in Sicherheit gebracht haben. Das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten 
Nationen (UNHCR) benötigt dafür eine angemessene Ausstattung und kontinuierliche 
Finanzierung. 

In der Flüchtlingspolitik sollen alle EU-Mitgliedsstaaten Verantwortung übernehmen. Wir 
wollen eine solidarische Verteilung der Aufgaben für Flüchtlingshilfe und eine einheitliche 
Entscheidungspraxis in der Europäischen Union. Wir akzeptieren nicht länger, dass sich 
einzelne Mitgliedstaaten dem gemeinsam beschlossenen europäischen Asylsystem 
verweigern. Wir werden es so weiter entwickeln, dass es den aktuellen Anforderungen gerecht 
wird. 

Staaten, die Flüchtlinge aufnehmen, sollen Unterstützung erhalten, zum Beispiel für den 
Ausbau von Gemeindeeinrichtungen, Schulen oder für die medizinische Versorgung. Staaten, 
die sich verweigern, sollen deutliche Nachteile erfahren. Solidarität ist die Basis der 
europäischen Zusammenarbeit. 

Um darüber hinaus Anreize für eine freiwillige Aufnahme von Flüchtlingen zu schaffen, wollen 
wir finanzielle Unterstützung aus dem europäischen Haushalt für die Länder, die eine 
Hauptlast bei der Flüchtlingsaufnahme tragen. Wenn nicht nur die entstandenen Integrations- 
und Unterbringungskosten erstattet, sondern darüber hinaus Infrastrukturgelder zur 
Verfügung gestellt werden, die auch der Bevölkerung im Land zugutekommen, kann die 
Bereitschaft zur Aufnahme von Flüchtlingen gesteigert werden. Eine menschenwürdige 
Unterbringung muss dabei gewährleistet werden. 

Die Außengrenzen müssen besser vor illegalen Grenzübertritten geschützt werden. Dieser 
Schutz ist die Bedingung für offene Grenzen und für Freizügigkeit im Inneren der EU. Wir 
wollen daher das Mandat und die Arbeit von Frontex, der europäischen Agentur für die Grenz- 
und Küstenwache, stärken. Dabei werden wir dafür Sorge tragen, dass die Gefahren für 
Flüchtende reduziert und das Gebot der Nicht-Zurückweisung eingehalten wird. Zusätzlich 
setzen wir uns für ein europäisches Seenotrettungsprogramm ein. Wir müssen das Sterben im 
Mittelmeer beenden. 
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Kooperationen und Abkommen mit Drittstaaten eröffnen uns Chancen, die illegale Migration 

nach Europa und Deutschland einzudämmen. Grundvoraussetzung für uns: Menschenrechte 
werden geachtet und die Genfer Flüchtlingskonvention wird eingehalten. Asylverfahren 

werden grundsätzlich weiterhin auf europäischem Boden durchgeführt. Entlang der 

Fluchtrouten wollen wir außerdem Anlaufstellen schaffen. Dort soll es nicht nur Nahrung und 

medizinische Versorgung geben, sondern auch Beratungsangebote. Wir wollen den Menschen 

aufzeigen, welche Alternativen es für sie zur Flucht gibt. 

Wer illegale Migration eindämmen will, muss legale Einwanderungsmöglichkeiten schaffen. 

Gemeinsam mit dem UN-Flüchtlingshochkommissariat (UNHCR) wollen wir verstärkt über 

feste Kontingente Schutzberechtigte kontrolliert in der EU aufnehmen. Sie sollen nach einem 

fairen Schlüssel auf alle EU-Mitgliedstaaten verteilt werden. Auf legalen Wegen, ohne 

kriminelle Schlepper, ohne die Risiken lebensgefährlicher Fluchtrouten und mit Vorrang für 

Frauen, Kinder und Familien. Bei diesem Verfahren stellen die Menschen vor der Einreise nach 

Europa den Antrag. So wird im Vorfeld auch die Identität festgestellt und eine Registrierung 

vorgenommen. So wissen wir, wer zu uns kommt. Und so können wir die Integration der 

geflüchteten Menschen besser vorbereiten, steuern und ordnen. Zugleich behalten wir die 

Kontrolle über die Einwanderung in unser Land. 

Schnellere Asylverfahren, bessere Integration, konsequentere Rückführung: 

Wir wollen gründliche und sorgfältige Asylverfahren. Zudem dauern die Verfahren immer noch 

viel zu lange. Unser Ziel bleibt, dass das zuständige Bundesamt besser und schneller 

entscheidet. Die dafür notwendigen Mittel werden wir weiterhin bereit stellen. 

Integrationsarbeit mit Schutzsuchenden soll bereits in der Erstaufnahme mit Sprachkursen, der 

Vermittlung unserer Werte und Extremismusprävention beginnen. Das ungebrochen große 

Engagement von Bürgerinnen und Bürgern erfüllt uns mit Stolz. Wir wollen die Arbeit der 

Helferinnen und Helfer noch stärker unterstützen. 

Nach Angaben des UN-Flüchtlingshochkommissariats (UNHCR) sind über 50 Prozent der 

Geflüchteten Frauen und Kinder. Uns ist eine geschlechtergerechte Unterbringung wichtig. 

Alleinreisende Frauen, Schwangere und Frauen mit Kindern wollen wir schützen. Das gilt auch 

für alleinreisende Kinder und Jugendliche sowie schutzsuchende queere Menschen. 

Für traumatisierte Flüchtlinge und ihre Kinder brauchen wir spezielle Hilfseinrichtungen. 

Familiennachzug und das Zusammenleben in der Familie tragen zu einer guten Integration bei. 

Deshalb werden wir die temporäre Aussetzung des Familiennachzugs nicht verlängern. 

Viele Frauen und Mädchen leiden in ihren Herkunftsländern unter sexualisierter Gewalt, 

Zwangsheirat oder Genitalverstümmelung. Deshalb wollen wir geschlechtsspezifische 

Asylgründe besser anerkennen.  

Anerkannte Asylbewerberinnen und Asylbewerber wollen wir noch schneller integrieren. Wir 

werden die verpflichtenden und berufsqualifizierenden Sprachkursangebote ausbauen, 

genauso wie Bildungs-, Ausbildungs- und Arbeitsangebote. Wir erwarten, dass diese Angebote 

auch wahrgenommen werden. Wir wollen sicherstellen, dass insbesondere Frauen nicht durch 

fehlende Kinderbetreuung daran gehindert werden. 

Wir wollen verhindern, dass die erforderliche Integrationsarbeit für Flüchtlinge zulasten der 

Kommunen geht. Wir werden unsere Städte und Gemeinden bei der Finanzierung dieser 

wichtigen Arbeit weiterhin unterstützen. 
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Wir wollen die Zahl der freiwilligen Rückkehrer unter den abgelehnten Asylbewerbern 
erhöhen. Um die freiwillige Ausreise weiter zu unterstützen, werden wir die Förderprogramme 
ausbauen. Staaten, die sich weigern, ihre Staatsbürger wieder aufzunehmen, müssen mit 
Konsequenzen rechnen – etwa im Bereich der Visaerteilung. Wir halten daran fest, dass 
Abschiebungen in Länder nicht erfolgen, in denen für die Menschen die unmittelbare Gefahr 
besteht, Opfer eines Krieges oder eines bewaffneten Konfliktes zu werden. Wir werden keine 
Menschen in Perspektivlosigkeit und Lebensgefahr abschieben. Da die Sicherheitslage in 
Afghanistan kein sicheres Leben zulässt, werden wir bis auf weiteres keine Abschiebungen 
nach Afghanistan durchführen. Außerdem werden wir eine Altfallregelung schaffen, sodass 
Menschen, die seit mindestens zwei Jahren in Deutschland leben, hier nicht straffällig 
geworden sind und Arbeit haben oder zur Schule gehen, nicht abgeschoben werden. 

Einwanderung als Chance nutzen – Einwanderung von Fachkräften steuern: 

Wir stehen zum Recht auf Asyl. Richtlinie für die Aufnahme von Schutzsuchenden ist und bleibt 
allein die humanitäre und rechtliche Verantwortung Deutschlands. Der Schutz vor Verfolgung 
und Menschenrechtsverletzungen darf niemals eine Frage des wirtschaftlichen Vorteils sein. 

Für Menschen, die bei uns in erster Linie Arbeit suchen, ist das Asylsystem der falsche Weg. Mit 
einem Einwanderungsgesetz regeln wir transparent und verständlich, wer aus wirtschaftlichen 
Gründen nach Deutschland einwandern darf. Die Einwanderung qualifizierter Fachkräfte 
richtet sich nach den Interessen unseres Landes. Der Fachkräftemangel gefährdet unsere 
Wirtschaftskraft, unsere sozialen Sicherungssysteme und damit letztendlich auch unseren 
Wohlstand. Wir wollen deshalb ein Einwanderungsgesetz schaffen, mit dem wir den Zuzug 
qualifizierter Arbeitskräfte nach Deutschland besser steuern können. Es ist wichtig, im 
weltweiten Wettbewerb um die klügsten und innovativsten Köpfe an der Spitze zu stehen. 

Wir wollen ein flexibles und an der Nachfrage nach Fachkräften orientiertes Punktesystem 
nach kanadischem Modell einführen. Dabei werden Kriterien wie berufliche Abschlüsse, 
Berufserfahrung, Sprachkenntnisse, Alter und Integrationsfähigkeit berücksichtigt. Wer 
ausreichend fachliche Qualifikationen und ein Jobangebot hat, kann nach Deutschland 
einwandern. 

Dabei werden wir durch geeignete Maßnahmen die Chancengleichheit von Männern und 
Frauen sicherstellen. Wie viele qualifizierte Fachkräfte pro Jahr über das Punktesystem in unser 
Land kommen können, soll flexibel über eine Quote gesteuert werden. Die Quote orientiert sich 
an der Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Sie wird jedes Jahr von einer unabhängigen 
Expertenkommission festgelegt. Sowohl für potenzielle Einwanderinnen und Einwanderer als 
auch für die Bürgerinnen und Bürger wird so transparent dargestellt, wie Erwerbsmigration in 
Deutschland geregelt ist. 

Zudem wollen wir künftig die Vielzahl bestehender Regelungen und Aufenthaltstitel bündeln, 
um mehr Übersichtlichkeit und Transparenz im deutschen Einwanderungsrecht zu schaffen. 
Wir prüfen die Möglichkeit, ob ein Wechsel von Asylsuchenden in das arbeitsmarktbezogene 
Aufenthaltsrecht umsetzbar ist. 
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Es ist Zeit für eine offene und moderne Gesellschaft  
Abschottung oder Weltoffenheit? Fortschritt und Gerechtigkeit oder Rückschritt und 
Ausgrenzung? Darum geht es in den nächsten Jahren. Wir wollen ein modernes und 
weltoffenes Deutschland – mit einer Gesellschaft, die zusammenhält, und in der wir in Frieden 
und Freiheit zusammenleben – über kulturelle und religiöse Grenzen hinweg. 

Es hat viel Kraft gekostet, Deutschland zu dem demokratischen Land zu machen, das es heute 
ist. Und es wird auch weiter Kraft kosten, das zu erhalten, auszubauen und zu verbessern. In 
der Gesellschaft, in der Politik, in der Kultur und in der Wirtschaft. Fortschritt heißt für uns: Die 
offene Gesellschaft festigen. Wir wollen echte Gleichstellung – unabhängig von Geschlecht, 
Religion, Hautfarbe, Herkunft und geschlechtlicher Identität oder sexueller Orientierung. 
Menschen mit und ohne Behinderung sollen die gleichen Chancen haben. Wir schreiben keine 
Lebensmodelle vor, sondern unterstützen Menschen, so zu leben, wie sie es sich wünschen. 
Offenheit bedeutet Toleranz und Vielfalt. 

Die nationalen Minderheiten in Deutschland sind ein Teil dieser Vielfalt. Ihre Traditionen, ihre 
Sprachen und deren Anwendungen gilt es zu schützen. Wir wollen Neuankömmlingen 
ermöglichen, Teil unserer Gesellschaft zu werden. Die ersten 20 Artikel unseres Grundgesetzes 
sind für uns die Basis unseres gemeinsamen Zusammenlebens. Gegen die Feinde der offenen 
Gesellschaft werden wir uns mit aller Entschlossenheit behaupten. 

Demokratie und Engagement: 

Wir machen die repräsentative Demokratie wieder attraktiver und verteidigen sie mit 
Leidenschaft gegen rechte Antidemokratinnen und Antidemokraten. Deren pauschale Kritik an 
politischen Repräsentantinnen und Repräsentanten wird immer aggressiver und ihre 
Verschwörungstheorien immer gefährlicher. Dem stellen wir uns entschieden entgegen. 

Wahlkämpfe und Wahlen sind Festtage der Demokratie. Dieses demokratische 
Grundverständnis wollen wir erneuern. Wählen zu gehen gehört zurück ins Alltagsleben. Dazu 
brauchen wir öffentliche Wahlaufrufe, Aktionstage für die Demokratie genauso wie die 
Verbesserung der Briefwahl, die Erleichterung der Stimmabgabe für Deutsche im Ausland, 
verlängerte Öffnungszeiten von Wahllokalen („Wahlwochenenden“) und mobile 
Wahlstationen. 

Wir setzen uns auch für die Ausweitung des Wahlrechts ein – beispielsweise für dauerhaft 
ansässige Drittstaatsangehörige auf kommunaler Ebene. Auch eine Absenkung des Wahlalters 
auf 16 Jahre stärkt unsere Demokratie. Wir wollen die politische Bildung als Angebot für alle 
ausbauen und stärken. 

Teilhabe heißt auch Beteiligung am politischen, kulturellen und gesellschaftlichen Leben. Auch 
an zivilgesellschaftlichen Engagementmöglichkeiten und an politischen 
Entscheidungsprozessen! Das schließt insbesondere das Recht ein, uneingeschränkt an 
demokratischen Wahlen teilnehmen zu können. Die Wahlrechtsausschlüsse von Menschen mit 
Behinderung wollen wir abschaffen. 

Zur Unterstützung der parlamentarischen Demokratie wollen wir direkte 
Demokratiebeteiligung auf Bundesebene stärken. Das Petitionsrecht beim Deutschen 
Bundestag werden wir weiterentwickeln: durch barrierefreien Zugang für Menschen mit 
Behinderungen, durch bessere Einbindung von Kindern und Jugendlichen, durch mehr 
öffentliche Ausschusssitzungen. Wir wollen auch eine Absenkung des Quorums für öffentliche 
Petitionen. 
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Unsere Demokratie lebt von Bürgerinnen und Bürgern, die sich für die Gesellschaft einsetzen. 
Die Bereitschaft dafür ist hoch. Das zeigt auch der Einsatz vieler tausend freiwilliger 
Helferinnen und Helfer in der Flüchtlingshilfe. Wir würdigen das große Engagement vieler 
Freiwilliger, aber auch von Menschen in Verwaltung, Wohlfahrtsverbänden, Kirchen und 
Religionsgemeinschaften, Initiativen und Vereinen, die sich für neu Hinzugezogene einsetzen 
und die gegen Rassismus aufstehen. Wir danken ihnen und erkennen ihre Arbeit an. 

Für viele Menschen ist die Vereinbarkeit von Beruf, Familie und bürgerschaftlichem 
Engagement jedoch schwierig. Wir wollen für alle Menschen Zeit schaffen, damit sie sich auch 

einbringen können. Es ist wichtig, dass Frauen im bürgerschaftlichen Engagement in allen 
Bereichen und auf allen Ebenen gleichberechtigt vertreten sind. 

Wir werden gesetzliche Regelungen zum Bildungsurlaub in allen Bundesländern auf den Weg 
bringen und mit einem Bundesgesetz zur Freiwilligenförderung verbinden. Auch die Angebote 
für zivilgesellschaftliches Engagement älterer Menschen müssen ausgebaut werden. Die 
Altersgrenzen beim bürgerschaftlichen Engagement, beispielsweise als Schöffe oder Schöffin, 
werden wir gezielt überprüfen und abbauen. Die wertvolle Arbeit der ehrenamtlich tätigen 
Streitschlichter und Schiedsleute werden wir weiter fördern. 

Bürgerschaftliches Engagement muss wertgeschätzt werden. Die finanziellen Mittel für die 
Förderung des bürgerschaftlichen Engagements werden wir deutlich aufstocken und 
strukturell absichern. Wir wollen, dass dafür eine Deutsche Engagementstiftung unter 
Einbeziehung von Vertreterinnen und Vertretern aus Kultur, Bildung, Freier Wohlfahrtspflege 
und Rettungs- und Hilfsdiensten gegründet wird. Über die Stiftung kann die Zivilgesellschaft, 
darunter Vereine, Kirchen und Nichtregierungsorganisationen, über den Einsatz der Mittel für 
die strukturelle Förderung des Engagements mitentscheiden. Wir wollen ein 
Gemeinnützigkeitsrecht, das den Anforderungen an zivilgesellschaftliche Organisationen 
Rechnung trägt. Daher werden wir gesellschaftspolitisch bedeutsame Bereiche in den Katalog 
gemeinnütziger Zwecke aufnehmen. Die Jugendfreiwilligendienste und den 
Bundesfreiwilligendienst werden wir finanziell weiter aufstocken. 

Die Selbstverwaltung ist ein bewährtes Grundprinzip der Sozialversicherungen, das sich auf das 
Engagement von Ehrenamtlichen stützt. Wir wollen die Selbstverwaltung stärken und 
gemeinsam mit den Sozialpartnern die Verfahren der Sozialwahlen modernisieren. 

Die Wohlfahrtspflege ist ein wichtiger Akteur der Zivilgesellschaft und für uns ein wichtiger 
Partner. In den Einrichtungen und Diensten der Wohlfahrtspflege sind rund 1,6 Millionen 
Menschen hauptamtlich beschäftigt; schätzungsweise 2,5 bis 3 Millionen Menschen leisten 
ehrenamtlich engagierte Hilfe in Initiativen, Hilfswerken und Selbsthilfegruppen. Kirchen, 
Religionsgemeinschaften und Verbände leisten hier unverzichtbare Arbeit. 

Für Offenheit und Transparenz politischer Prozesse: 

Wir brauchen mehr Offenheit bei politischen Entscheidungen. Die Transparenz des staatlichen 

Handelns muss verbessert werden. Die Daten der öffentlichen Verwaltung sollen der 
Bevölkerung grundsätzlich zur Verfügung stehen, wenn keine gewichtigen Gründe dagegen 
sprechen. Wir wollen die Informationsfreiheit stärken und das Informationsfreiheitsrecht zu 
einem Informationsfreiheits- und Transparenzrecht weiterentwickeln. Offene Daten (Open 
Data) sollen kostenfrei bereitgestellt werden. Damit kann ein wichtiger Beitrag zur 
Entwicklung innovativer Technologien und neuer Geschäftsmodelle geleistet werden. 

Wir wollen eine „exekutive Fußspur” einführen. Hierdurch wollen wir für alle offenlegen, 
welchen Beitrag externe Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter bei der 
Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs geleistet haben. Damit werden Entscheidungsprozesse 
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nachvollziehbar. Auch ein verpflichtendes Lobbyregister beim Deutschen Bundestag kann dazu 
beitragen. Wir werden es auf gesetzlicher Grundlage einrichten. Die Öffentlichkeit erhält 
darüber Auskunft, welche Interessenvertretung mit welchem Budget für wen tätig ist. 

Mehr Transparenz heißt auch, dass alle Bundestagsabgeordneten ihre Einkünfte aus 
Nebentätigkeiten vollständig auf Euro und Cent offenlegen sollen. Für Parteispenden wollen 
wir künftig eine jährliche Höchstgrenze von 100.000 Euro pro Spenderin oder Spender 
einführen. Zudem wollen wir Sponsoring im Parteiengesetz regeln. Die Einnahmen daraus 
sollen im Rechenschaftsbericht veröffentlicht werden. 

Gleichberechtigung und Gleichstellung: 

Seit mehr als 150 Jahren ist die Gleichstellung von Frauen und Männern ein zentrales Ziel 
unserer Politik. Sie ist Voraussetzung für eine zukunftsfähige, moderne und gerechte 
Gesellschaft. Wir wollen die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in allen 
Bereichen und ihnen ermöglichen, ihre Lebensentwürfe zu verwirklichen. 

Eine moderne Gleichstellungspolitik ist eng mit guter Politik für Familien verbunden. Denn 
solange Familienaufgaben nach wie vor überwiegend von Frauen übernommen werden, sind 
es Frauen, die aufgrund ihres familiären Engagements berufliche Nachteile erfahren. Die 
Gleichstellung von Frauen und Männern ist eine Aufgabe für die gesamte Gesellschaft. Sie ist 
eine Querschnittsaufgabe, die alle Bereichen durchziehen muss: Familienpolitik, 
Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik, Bildungs- und Rechtspolitik – aber auch Haushalts- und 
Finanzpolitik. Dies schließt eine geschlechtergerechte Haushaltssteuerung mit ein. 

In einem Aktionsplan Gleichstellung werden wir alle gleichstellungspolitischen Maßnahmen 
bündeln, um die Gleichstellung von Frauen und Männern zu verwirklichen. Wir werden 
systematisch beobachten, messen und überwachen, ob die Ziele des Aktionsplans eingehalten 
werden (Monitoring). Um die Gleichstellungspolitik fortlaufend zu unterstützen, werden wir 
eine Stelle einrichten, die berät und Service anbietet. Und die dazu beiträgt, Ergebnisse für die 
breite Öffentlichkeit aufzubereiten (Beratungs-, Service- und Transferstelle). Wir wollen, dass 
Frauen und Männer im Berufsleben gleichgestellt sind. 

Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt beenden: 

Mehr als die Hälfte aller erwerbstätigen Frauen sind in Teilzeit beschäftigt. Die 
Benachteiligungen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt führen im Lebensverlauf zu einer 
Rentenlücke von 54 Prozent. Das wollen wir nicht hinnehmen. Deshalb wollen wir 
existenzsichernde Arbeit anstelle prekärer Beschäftigung. Wir wollen das Teilzeit- und 
Befristungsgesetz reformieren – vor allem hinsichtlich der Regelungen zum Recht auf 
befristete Teilzeit (Rückkehrrecht zur alten Arbeitszeit) und der Teilhabe an 
Qualifizierungsmaßnahmen. 

Dazu gehört auch, dass die Lohnungleichheit zwischen Frauen und Männern beendet wird. 
Frauen erhalten im Durchschnitt 21 Prozent weniger Lohn als Männer. Wir haben in einem 
ersten Schritt mit einem Transparenzgesetz dieser Lohnungerechtigkeit den Kampf angesagt. 
Daneben werden wir gemeinsam mit den Tarifpartnern die sozialen Berufe aufwerten, in 
denen vor allem Frauen arbeiten. Dazu zählen die Berufsfelder Gesundheit, Pflege, Betreuung 
und frühkindliche Bildung. Wir wollen die verschulten Berufe möglichst bald in das duale 
System mit Ausbildungsvergütung und Schulgeldfreiheit beziehungsweise in duale 
Studiengänge überführen. 

In einem zweiten Schritt wollen wir das Transparenzgesetz zu einem Entgeltgleichheitsgesetz 
mit Verbandsklagerecht weiterentwickeln Wir werden dabei Beschäftigte in kleinen und 
mittleren Betrieben einbeziehen. Denn hier sind die meisten Frauen beschäftigt. Wir werden 
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die Transparenz mit Hilfe umfassender Auskunftsansprüche verbessern. Wir wollen außerdem 
verpflichtende Prüfverfahren der Entgeltstrukturen nach vorgegebenen Kriterien auch schon in 
Unternehmen ab 50 Beschäftigen einführen. 

Wir motivieren junge Menschen, Berufe zu ergreifen, die nicht den hergebrachten 
Geschlechterklischees entsprechen. Es ist für alle ein Gewinn, wenn sich mehr Frauen für MINT-
Berufe (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik) oder einen 
Handwerksberuf entscheiden und mehr Männer in den Sozial- und Erziehungsberufen 
arbeiten. Dazu fördern wir frühzeitige Informationen in den Schulen sowie eine Berufs- und 
Studienberatung, die Mädchen und Jungen die Vielfalt der Berufe und ihre 
Zukunftsperspektiven aufzeigt. 

Mit der Frauenquote für Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst 
haben wir einen Kulturwandel in der Arbeitswelt eingeleitet. Führungsgremien sollen jeweils 
zu 50 Prozent mit Frauen und Männern besetzt sein. Das ist unser Ziel. Dafür benötigen wir 
eine Gesamtstrategie Frauen in Führungspositionen – und zwar für alle Bereiche: Wirtschaft 
und Verwaltung, Medien, Kultur und Wissenschaft. Dem öffentlichen Dienst kommt hierbei 
eine Vorbildfunktion zu. Wir werden daher die Frauenquote weiter steigern und ihren 
Geltungsbereich auf alle Unternehmen, auf Körperschaften des öffentlichen Rechts wie die 
Sozialversicherungen und auf alle Gremien wie Vorstände und Aufsichtsräte ausdehnen. 
Darüber hinaus wollen wir mit einem Gleichstellungsgesetz die Berufs-und Aufstiegschancen 
von Frauen in der Privatwirtschaft verbessern. Das ist auch im Interesse der Unternehmen, die 
auf Kompetenz und Vielfalt in den Führungsebenen angewiesen sind. Die Übernahme von 
Führungsaufgaben auch in Teilzeit muss selbstverständlicher werden. 

Wir wollen, dass Frauen und Männer auch in Parlamenten auf allen Ebenen gleichberechtigt 
beteiligt sind. Wir werden verstärkt Frauen ansprechen und für politische Beteiligung 
gewinnen. 

Wir wollen die wissenschaftliche Aufarbeitung der Frauenbewegung unter Einbeziehung der 
Frauenarchive weiter vorantreiben, ihre Bestände digital sichern und sie der Öffentlichkeit 
zugänglich machen.  

Leben frei von Gewalt und Diskriminierung: 

Wir kämpfen gegen jede Form menschenverachtenden Verhaltens und gegen Gewalt. Die 
Rechte von Opfern häuslicher oder sexueller Gewalt wollen wir weiter stärken. Die 
Ratifizierung der „Istanbul-Konvention“ (Konvention des Europarates zur Verhütung und 
Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt) ist ein Meilenstein. Als weiteren 
Schritt fordern wir einen dritten Aktionsplan der Bundesregierung zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen (nach 1999 und 2007). Wir brauchen einen individuellen Rechtsanspruch auf 
Schutz und Hilfe für die Opfer und ihre Kinder. Das gilt auch für geflüchtete Frauen und 
Mädchen – unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus. Das Hilfesystem aus Beratungsstellen, 
Frauenhäusern und anderen Schutzeinrichtungen soll ausgebaut und weiterentwickelt 
werden. 

Mit einem Bundesförderprogramm setzen wir die erforderlichen Maßnahmen im Hilfesystem 
in Gang. Um Gewalt gegen Frauen und Mädchen in den Ansätzen zu bekämpfen, brauchen wir 
zudem ein Präventionsprogramm. Eine Koordinierungsstelle auf Bundesebene soll die 
Umsetzung der Istanbul-Konvention überwachen. 

Wir nehmen auch Gewalt gegen Männer sehr ernst. Auch Männer, die Opfer von häuslicher 
und sexualisierter Gewalt geworden sind, benötigen Hilfsangebote. Wir werden daher 
entsprechende Maßnahmen in den Aktionsplan aufnehmen. 
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Damit Opfer von Kriminalität nicht erneut traumatisiert werden, haben wir den Schutz und die 
Rechte von Opfern in den vergangenen Jahren konsequent ausgebaut und dafür gesorgt, dass 
der Opferschutz seinen festen Platz in der Strafprozessordnung hat. Mit der Neuregelung der 
psychosozialen Prozessbegleitung haben wir einen weiteren Meilenstein im Opferschutz 
gesetzt, um den Opfern schwerer Gewalt- und Sexualstraftaten die emotionale und 
psychologische Unterstützung zu geben, die sie benötigen. Dies wollen wir weiter verstetigen. 

Wir sind zudem besorgt über Berichte über Gewalt gegen Menschen mit Behinderungen, Ältere 
oder Pflegebedürftige. Gemeinsam mit den Wohlfahrtsverbänden wollen wir Konzepte 
entwickeln, die Übergriffen und Gewalt Einhalt gebieten. 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ist vor elf Jahren in Kraft getreten. Wir werden 
es weiterentwickeln. Hierfür stärken wir die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und weiten 
den Anwendungsbereich des AGG auf staatliches Handeln aus. Zudem wollen wir ein 
Verbandsklagerecht im AGG verankern.  

Tagtäglich werden wir mit überkommenen Rollenbildern, mit Sexismus in Sprache, Medien 
und Werbung konfrontiert. Wir werden dem Sexismus den Kampf ansagen. Deshalb wollen wir 
sicherstellen, dass der Werberat konsequent gegen Sexismus vorgeht, und die bisherigen 
Instrumente evaluieren. Wenn notwendig, werden wir gesetzliche Maßnahmen ergreifen. 

Bei Bewerbungen kommt es zu unbewussten Diskriminierungen, etwa aufgrund des 
Geschlechts, Aussehens, Alters oder eines Migrationshintergrundes. Anonymisierte 
Bewerbungen sind ein Weg, um Fairness im Bewerbungsverfahren herzustellen. 

Vielfältige Lebensrealitäten anerkennen: 

Menschen sollen unabhängig von ihrer sexuellen Identität frei und sicher leben können – mit 
gleichen Rechten und Pflichten. Die Gleichheitsrechte in Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz müssen 
um die sexuelle Identität erweitert werden. Initiativen gegen Homo-, Bi-, Inter- und 
Transphobie werden wir verstärken. Wir werden die Lage von trans- und intergeschlechtlichen 
Menschen verbessern und gewährleisten, dass sie selbst über ihr Leben bestimmen können. 
Das betrifft medizinische, gesundheitliche, soziale und rechtliche Aspekte. Wir werden daher 
das Transsexuellengesetz und weitere Gesetze reformieren. 

Wir unterstützen Familien in ihrer Vielfalt. Das Verständnis von Familie in Deutschland wird 
breiter: Familie ist dort, wo Menschen dauerhaft Verantwortung füreinander übernehmen. Wir 
werden daher die Ehe für gleichgeschlechtliche Paare öffnen und wollen die Ehe für alle. Das 
schließt das Adoptionsrecht ausdrücklich mit ein. Wir wollen ein modernes Familienrecht, das 
die Vielfalt von Familien widerspiegelt. Familien mit verheirateten, unverheirateten oder 
gleichgeschlechtlichen Paaren; getrennt, gemeinsam oder allein Erziehende; Stieffamilien, 
Regenbogenfamilien, Patchworkfamilien oder Pflegefamilien. Wir sorgen für Klarheit in all 
diesen Konstellationen, indem Rechte und Pflichten eindeutig definiert werden. Das Wohl der 
Kinder muss dabei immer im Mittelpunkt stehen. 

Wir setzen uns für mehr Partnerschaftlichkeit in der Betreuung von Kindern ein. Wir wollen es 
deshalb Eltern erleichtern, sich auch nach einer Trennung oder Scheidung gemeinsam um ihre 
Kinder zu kümmern. 

Die Vielfalt der heutigen Familienkonstellationen und der wissenschaftliche Fortschritt in der 
Reproduktionsmedizin führen dazu, dass die biologischen Eltern immer häufiger nicht die 
sozialen Eltern sind. Deshalb setzen wir uns für ein modernes Abstammungsrecht ein, das 
diesen neuen Konstellationen Rechnung trägt. 
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Auch das Vormundschaftsrecht muss reformiert werden. Das Wohl des Kindes muss im 
Vordergrund stehen. Wo in der Vergangenheit die Vermögenssorge überbetont wurde, soll – 
im Interesse der betroffenen Kinder – die Verantwortung des Vormunds für die Erziehung, 
Fürsorge und Entwicklung des Kindes stärker hervorgehoben werden. Wir werden die Rechte 
von Pflegekindern stärken. Denn für Kinder, die in einer Pflegefamilie leben, sind Kontinuität 
und Sicherheit besonders wichtig. 

Menschen können durch Krankheit, Unfall oder Behinderung handlungs- und 
entscheidungsunfähig werden. Eine moderne Gesellschaft braucht für diesen Fall verlässliche 
Regelungen. Dazu wollen wir die Vorsorgevollmacht stärker ins Bewusstsein bringen. Denn mit 
ihr können Bürgerinnen und Bürger selbst bestimmen, wer im Notfall stellvertretend für sie 
ihre Angelegenheiten regeln darf. Die Anordnung einer Betreuung muss immer das letzte 
Mittel bleiben. Deshalb werden wir den Grundsatz der Erforderlichkeit im Betreuungsrecht 
stärken. Betreute müssen sich darauf verlassen können, dass für sie ein guter Betreuer bestellt 
wird, der ihr Selbstbestimmungsrecht respektiert. 

Inklusive Gesellschaft: 

Für die nächste Generation soll das tägliche Miteinander von Menschen mit und ohne 
Behinderungen selbstverständlich sein. Eine menschliche Gesellschaft muss eine inklusive 
Gesellschaft sein. Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention wollen wir darum 
weiter voranbringen. 

Das inklusive Leben muss von Anfang an gelernt werden und erlebbar sein; von der Kita über 
die Grundschulen und weiterführenden Schulen bis zu weiteren Bildungseinrichtungen. Wir 
unterstützen inklusive Bildung entlang der gesamten Bildungsbiographie. Insbesondere auch 
dadurch, dass wir die notwendigen räumlichen, technischen und personellen Ressourcen 
verbessern. 

Die gesetzliche Grundlage für die Leistungen zur Teilhabe an der Gesellschaft hat sich mit dem 
Bundesteilhabegesetz bereits deutlich verbessert. Die Person und ihre Selbstbestimmung 
stehen im Mittelpunkt. Daran wollen wir anknüpfen und die Teilhabeleistungen stetig 
weiterentwickeln. Wir wollen, dass Betroffene ohne Diskriminierung und ohne großen 
Aufwand Zugang zu diesen Leistungen bekommen. Wir treten dafür ein, dass Menschen mit 
Behinderungen alle Leistungen der Pflegeversicherung erhalten – unabhängig davon, wie sie 
wohnen. 

Wir streben einen inklusiven Arbeitsmarkt an, der allen Menschen eine Beschäftigung 
entsprechend ihren Fähigkeiten ermöglicht und ihnen die dafür notwendige Unterstützung 
bietet. Alle Menschen sollen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt faire Perspektiven haben. 
Lohndiskriminierung von Menschen mit Behinderung wollen wir vermeiden. 

Der Übergang von der Schule zur Ausbildung und zum Beruf soll ebenso verbessert werden wie 
der Weg von Werkstätten hin zum allgemeinen Arbeitsmarkt. Dazu zählen auch generelle 
Regelungen zur Barrierefreiheit am Arbeitsplatz für alle Arbeitgeber. Das Angebot der 
Inklusionsbetriebe und Werkstätten werden wir im Hinblick auf einen inklusiven Arbeitsmarkt 
weiterentwickeln. Eine wichtige Funktion bei der Verwirklichung eines inklusiven 
Arbeitsmarktes nehmen dabei die Schwerbehindertenvertretungen ein, deren Rechte wir 
weiter stärken wollen. Dies betrifft insbesondere die Anhörungs- und 
Beteiligungsverpflichtung bei der Einstellung von Menschen mit Behinderungen, bei 
Abmahnungen und Aufhebungsverträgen.  

Wir treten dafür ein, dass die pauschalen Steuerfreibeträge für Menschen mit Behinderungen 
im Einkommenssteuergesetz angepasst werden. 
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Das gesellschaftliche Leben muss auf allen Ebenen für Menschen mit Behinderung inklusiv 
gestaltet werden. Dabei sind Barrierefreiheit und angemessene Vorkehrungen unverzichtbar 
und brauchen bessere gesetzliche Bestimmungen. Wir werden die Kommunen dabei 
unterstützen, inklusive Sozialräume zu schaffen. Die Kinder- und Jugendhilfe soll für alle da 
sein – für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderung. Sie muss entsprechend 
ausgestattet werden. Wir wollen in der Kinder- und Jugendhilfe alle Leistungen 
zusammenführen, um die Betreuung von Familien aus einer Hand zu gewährleisten. 

Integration und Teilhabe – die deutsche Einwanderungsgesellschaft gestalten: 

Deutschland ist seit langem ein Einwanderungsland. Das verlangt eine umfassende 
Integrationspolitik. Dabei stellen wir uns einer doppelten Integrationsaufgabe: zum einen der 
Integration der Menschen, die einwandern oder zu uns fliehen. Und zum anderen der Aufgabe, 
den Zusammenhalt der ganzen Gesellschaft zu wahren. Wir leben in einer vielfältigen 
Gesellschaft, die auf gemeinsamen Werten und Normen beruht. Grundlage für alle ist das 
Grundgesetz. Gleiche Chancen auf Teilhabe für alle ist unser Leitbild. 

Niemand darf wegen seiner Einwanderungsgeschichte oder seines kulturellen oder religiösen 
Hintergrundes schlechtere Chancen haben. Das heißt auch: Allen Kindern soll der Besuch einer 
Kita ermöglicht werden. Kinder, die in der Kita waren, haben von vornherein bessere 
Startchancen in der Schule. Schule und Bildung sind der Schlüssel zu einer Zukunft mit guten 
Chancen für alle Kinder. Bei denjenigen, die als Jugendliche zu uns kommen, allein oder mit 
ihren Eltern, darf das Ende der (Berufs-)Schulpflicht nicht dazu führen, dass Jugendliche keine 
Chance erhalten, eine Schule zu besuchen. Die Berufsschulen haben eine Brückenfunktion bei 
Spracherwerb und ersten praktischen Erfahrungen. Darin werden wir sie stärken. Schule und 
Bildung sind der Schlüssel zu einer Zukunft mit guten Chancen auf Integration. Deshalb darf 
das Ende der (Berufs-)Schulpflicht nicht dazu führen, dass Jugendliche keine Chance erhalten, 
eine Schule zu besuchen. Gleichzeitig werden wir die Anerkennung von ausländischen 
Bildungsabschlüssen verbessern. 

Wir wollen den Anteil von Auszubildenden mit familiären Einwanderungsgeschichten steigern. 
Und wir wollen mehr Studierende mit familiären Einwanderungsgeschichten an Universitäten 
und Fachhochschulen. Dazu werden wir sichere Zukunftsperspektiven für ausländische 
Studierende in Deutschland schaffen. Wer hier erfolgreich ein Studium abgeschlossen hat, soll 
ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht erhalten. 

Integrationskurse sollen besser auf Zielgruppen ausgerichtet werden. Sie sollen außerdem 
grundsätzlich allen Asylbewerberinnen und Asylbewerbern sowie Geduldeten offenstehen, 
sofern nicht von vornherein klar ist, dass sie nicht in Deutschland bleiben. Wir wollen die 
Integrationskurse und die berufsbezogene Sprachförderung besser mit arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen wie der Berufsorientierung, der Ausbildung und der Beschäftigung in Betrieben 
verbinden. (…) Wir wollen besonders auch Frauen und Mütter aus Einwanderungsfamilien 
erreichen. Denn sie sind entscheidend für die gelingende Integration der ganzen Familie. 

Ein zentrales Element bei der Anerkennung von Studien- und Berufsabschlüssen und 
Nachqualifizierung ist die Verzahnung von Kompetenzfeststellung und 
Arbeitsmarktintegration. Jedem und jeder soll eine Kompetenzfeststellung ermöglicht werden. 
Die Kosten für Anerkennungsverfahren werden wir sozialverträglich gestalten und einen 
Rechtsanspruch auf Beratung zu Anerkennungsverfahren festschreiben. 

Wir haben dafür gesorgt, dass Schutzsuchende, die sich in einer dualen Ausbildung befinden, 
diese unabhängig vom Ausgang ihres Asylverfahrens beenden und sich danach auch auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt bewerben können (3+2-Regelung). Wir werden dafür sorgen, dass 
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diese auch für Ausbildungsbetriebe wichtige Regelung mit Leben erfüllt wird. Darüber hinaus 

prüfen wir eine analoge Regelung für aktiv Studierende. 

In unserem Land haben rund 20 Prozent der Menschen einen Migrationshintergrund. Wir 

wollen, dass sich der Anteil von Menschen mit familiären Einwanderungsgeschichten auch in 

der Zusammensetzung des öffentlichen Dienstes niederschlägt. Zielvorgaben, 

Ausbildungskampagnen und faire Bewerbungsverfahren unterstützen diesen Prozess. Dazu 

gehört auch die Offenheit gegenüber unterschiedlichen Kulturen, die wir in allen 

gesellschaftlichen Bereichen umsetzen wollen, insbesondere in der Aus- und Weiterbildung der 

Gesundheits- und Pflegeberufe. 

Wir sollen mehr über die Auswirkungen von Ein- und Auswanderungen auf den 

gesellschaftlichen Wandel erfahren. Dafür sind wissenschaftsbasierte Analysen notwendig. 

Wir haben uns erfolgreich für eine nachhaltige, institutionelle Stärkung der Migrations- und 
Integrationsforschung und eine bessere Vernetzung der Forschenden eingesetzt und wollen 

dies noch weiter vorantreiben. 

Ein modernes Staatsangehörigkeitsrecht ist eine wesentliche Voraussetzung für Integration. 

Wir setzen uns weiterhin für die Akzeptanz von Mehrstaatigkeit für in Deutschland geborene 

Kinder ausländischer Eltern sowie bei Einbürgerungen ein. Für in Deutschland geborene Kinder 

ausländischer Eltern haben wir die Optionspflicht abgeschafft. Wir stehen weiterhin zu dem 
Prinzip der Mehrstaatigkeit. Gilt dieses Prinzip in der Einbürgerungspraxis in Deutschland, 

wollen wir durch bilaterale Abkommen mit anderen Staaten die wechselseitige Akzeptanz 

stärken und prüfen, inwiefern der Vorschlag des Sachverständigenrates Deutscher Stiftungen 

für Integration und Migration für ein modernes Staatsangehörigkeitsrecht umsetzbar ist. 

Sport und Kultur sind ein starker Integrationsmotor. Hier kommen Menschen zusammen, 

lernen sich kennen und bauen Vorurteile ab. 

Wir sind stolz auf alle Vereine und die vielen Ehrenamtlichen, die sich für das Miteinander 

einsetzen. Dieses Engagement werden wir weiterhin unterstützen. Das gilt auch für alle 

Einrichtungen und Orte, die Begegnung ermöglichen – Vereine, Gewerkschaften, Kirchen, 

Religionsgemeinschaften oder Bürgerinitiativen. 

Sport ist auch eine gute Gelegenheit, in vielfältiger Weise Vielfalt zu fördern. Wir wollen gute 

Rahmenbedingungen schaffen: für ehrenamtliche Projekte im Sport, die ethnische Barrieren 

überwinden helfen, die Homo-, Bi-, Inter- und Transphobie etwas entgegensetzen oder die in 

anderer Form den Zusammenhalt in der Gesellschaft fördern. 

Der interreligiöse Dialog und das Wissen über Religionen und Kulturen sind wichtig für ein 

friedliches Miteinander und gegenseitigen Respekt. 

Wer ein aufgeklärtes Wissen über die eigene und andere Religionen hat, ist oft weniger anfällig 

für Extremismus. Wir wollen daher allen Kindern Religions- und Ethikunterricht ermöglichen. 

Wir unterstützen den islamischen Religionsunterricht an staatlichen Schulen und in deutscher 
Sprache auch aus präventiven Gründen. Dabei verfolgen wir das Ziel, dass islamische 

Religionslehrerinnen und -lehrer sowie Imame an deutschen Lehrstühlen ausgebildet werden. 

Muslime und der Islam sind Teil unseres Landes. Wir unterstützen die organisatorische 

Entwicklung von muslimischen Gemeinden und Organisationen, wenn sie sich in Deutschland 

nach deutschem Recht gründen und wenn sie die freiheitliche demokratische Grundordnung 

achten. Erfüllen sie die Voraussetzungen, dann stehen ihnen auch die Möglichkeiten unseres 

bewährten Religionsverfassungsrechts offen. 
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Kulturpolitik: 

Eine offene und moderne Gesellschaft braucht gelebte Kunst und Kultur, die sie spiegelt, 
kritisiert und voranbringt. Kunst und Kultur sind Ausdruck des menschlichen Daseins. Kultur 
regt Diskurse an und trägt zur Identitätsbildung und Entwicklung jedes und jeder Einzelnen 
bei. Kunst und Kultur sind frei. In Zeiten des wachsenden Populismus ist eine offene Kultur der 
Schlüssel zum Dialog. Kultur macht Neues erfahrbar, baut Brücken zu Unbekanntem und kann 
für mehr Verständigung sorgen. Die Ausdrucksformen sind vielfältig – wie unser 
Kulturverständnis. Klassische Orchester gehören dazu, genauso wie Laienchöre, Rock- und 
Popmusik, die elektronische Musik, Museen, soziokulturelle Zentren, Theater, Kinos und 
Literatur und die Spielebranche. 

Die SPD steht zu ihrem Anspruch „Kultur für alle“: Wir ermöglichen Kultur unabhängig von 
Geldbeutel, Schulabschluss, Alter, Geschlecht oder Herkunft. 

Migrantische Communities haben einen positiven kulturellen Einfluss – das schätzen wir. 
Kultur soll auch weiterhin „von allen“ getragen werden, hier hat die öffentliche Hand den 
Auftrag, eine Grundversorgung sicherzustellen. Bürgerinnen und Bürger wie auch die 
Kulturwirtschaft sind wesentliche Akteure. Wir wollen mit öffentlicher Kulturförderung ein 
breites kulturelles Angebot zu sozialverträglichen Preisen ermöglichen. Darüber hinaus sollen 
alle Einrichtungen, die vom Bund gefördert werden, einmal im Monat einen kostenlosen 
Eintritt anbieten. Die Kreativwirtschaft wollen wir stärken und umfassend fördern. 

Wir bekennen uns zum kooperativen Kulturföderalismus. Bund, Länder und Kommunen 
müssen ihre Förderaktivitäten noch stärker als bisher miteinander abstimmen und gemeinsam 
im Sinne einer konzeptionellen Kulturpolitik Prioritäten setzen. 

Wir stehen an der Seite der Künstlerinnen und Künstler. Wir werden ihre Rechte stärken und 
sie sozial besser absichern. Sie müssen von ihrer Arbeit leben können. Dabei verlieren wir 
jedoch die anderen Akteure des Kunst- und Kulturbereichs nicht aus dem Blick. Wir setzen uns 
für gerechte Aushandlungsprozesse ein, um kulturelle Vielfalt und soziale Gerechtigkeit 
voranzubringen. Bei Bundeskulturförderungen werden wir für gerechte Vergütungsregeln 
sorgen. Der Bund und die Kultureinrichtungen des Bundes müssen dabei mit gutem Beispiel 
zur fairen Bezahlung von Angestellten und Honorarkräften vorangehen. Wir machen uns für 
Mindestvergütungen und Ausstellungsvergütungen stark und prüfen die Einführung eines 
Künstlergemeinschaftsrechts.  

Die solidarische Finanzierung der Künstlersozialkasse durch die Kulturschaffenden, die 
Verwerter und durch den Staat ist für die SPD nicht verhandelbar. Flexiblere 
Beschäftigungsstrukturen, veränderte Erwerbsbiografien und die schwierigen 
Einkommensverhältnisse machen es freiberuflichen Kulturschaffenden zunehmend schwer, 
Risiken von Krankheit, Pflegebedürftigkeit und Arbeitslosigkeit abzufedern und für das Alter 
vorzusorgen. Deshalb wollen wir Solo-Selbstständige möglichst umfassend in die 
verschiedenen Zweige der gesetzlichen Sozialversicherung einbinden. Spezifische 
Versorgungssysteme, die einen der gesetzlichen Rentenversicherung vergleichbaren 
Leistungsumfang bieten, wie die Künstlersozialkasse, sollen davon ausgenommen werden. 

Kunst- und Kulturförderung sind für die gesamte Gesellschaft da. Wir wollen Kunst um ihrer 
selbst willen fördern und nicht erst dann, wenn sie ökonomischen, sozialen oder politischen 
Zwecken nützt. Bei Projektförderungen soll stärker auf Expertenjurys zurückgegriffen werden. 
Die Entscheidung, was und wie gefördert wird, muss auch nach Geschlechtergerechtigkeit, 
Inklusion, Nachhaltigkeit, Integration und Aspekten kultureller Bildung getroffen werden. 
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Die Kulturförderung im digitalen Bereich soll den Zugang zu künstlerischen Werken verbessern 
– insbesondere für diejenigen, die bisher von Kunst und Kultur ausgeschlossen sind. Wir wollen 
die Dynamik der freien Kulturszene verstärkt nutzen und ihre Impulse für unsere Gesellschaft 
aufgreifen. Die noch immer gebräuchliche Unterscheidung zwischen Hoch- und Subkultur ist 
für uns veraltet und irreführend. Für uns gibt es nur Kultur! Das erfolgreiche Instrument der 
Kulturentwicklungsplanung (Blaubuch der kulturellen Leuchttürme) für Deutschland werden 
wir neu auflegen. 

Im Bereich der wirtschaftlichen Filmförderung wollen wir den Deutschen Filmförderfonds 

(DFFF) weiterentwickeln. Unsere vielfältige Kinolandschaft wollen wir erhalten und die 
Rahmenbedingungen für künstlerisch herausragende Filme stärken. Auch die Entwicklung 
innovativer und kulturell wertvoller Computer- und Videospiele wollen wir fördern, denn 
Computerspiele haben sich zu einem Kulturgut entwickelt. 

Wir wollen unser kulturelles Erbe bewahren und erlebbar machen. Jubiläen von bundesweiter 
Bedeutung müssen auch vorrangig durch die Bundesebene gefördert werden. Zudem wollen 
wir die Denkmalschutzprogramme des Bundes stärken. Wir wollen moderne Technik stärker 
einsetzen, um unser kulturelles Erbes durch Digitalisierung zu sichern. Dafür müssen Bund und 
Länder zum Beispiel stärker in die Deutsche Digitale Bibliothek investieren. Die Digitalisierung 

des nationalen Filmerbes durch ein abgestimmtes Konzept von Bund, Ländern und der 
Filmbranche unterstützen wir. Die Einrichtungen für das Filmerbe des Kinemathekverbundes 
wollen wir personell und finanziell stärken. 

Vielfalt gehört zum Einwanderungsland Deutschland und muss sich auch in den 

Führungsetagen der Kultureinrichtungen und in der kulturellen Bildung widerspiegeln. Die 
Zusammenarbeit von Künstlerinnen und Künstlern mit Bildungsinstitutionen – nicht zuletzt im 
Ganztagsschulbereich – soll intensiviert werden. Bundesweit erfolgreiche Projekte wie „Kultur 
macht stark“ unterstützen wir. Bibliotheken und soziokulturelle Zentren wollen wir verstärkt 
fördern. 

Wir wollen die Geschlechtergerechtigkeit in Kunst und Kultur weiter ausbauen: Mehr Frauen 
sollen Führungsverantwortung in Kultureinrichtungen übernehmen und künstlerische 
Leistungen geschlechterunabhängig honoriert werden. Die Besetzung von Jurys, Gremien, etc. 

muss quotiert erfolgen, damit das künstlerische Schaffen von Frauen angemessen einbezogen 
werden kann. 

Erinnerungskultur – Gedenken und Erinnern: 

Erinnern und Gedenken sind zentrale Aufgaben einer offenen und modernen Gesellschaft. Für 
uns ist Zukunft an das Bewusstsein für unsere Geschichte und unsere Verantwortung 
geknüpft. Das Gedenken an die NS-Terrorherrschaft muss weiterhin eine herausgehobene 
Stellung in der Erinnerungskultur einnehmen. Die nationalsozialistischen Gewaltverbrechen 
sind singulär in der Menschheitsgeschichte. 

Das Gedenken an die beiden deutschen Diktaturen darf nicht mit Verweis auf die jeweils 
andere zu einer Relativierung der NS-Terrorherrschaft führen noch zu einer Bagatellisierung 
des SED-Unrechts. 

Die Erinnerung an den systematischen Völkermord an den europäischen Juden bleibt für die 
Sozialdemokratie von außerordentlicher Bedeutung. Wir wollen die Verbrechen an bisher 
wenig erforschten Opfergruppen besser aufarbeiten. Darüber hinaus wollen wir historisch-
politische Bildungskonzepte unterstützen, die verstärkt auf neue Medien setzen und die 
Digitalisierung der Gedenkstättenarbeit ausbauen. 
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Die internationale Zusammenarbeit in der Gedenkstättenförderung dient der Versöhnung und 
dem Frieden. Die Erinnerungsarbeit bietet eine besondere Chance, die Verbindung mit den 
osteuropäischen Ländern und ihrer Geschichte gemeinsam erfahrbar zu machen. Eine 
besondere Bedeutung kommt hier dem Europäischen Netzwerk Erinnerung und Solidarität und 
der Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung zu. Deren Austausch mit internationalen 
Stiftungen, Forschungseinrichtungen und Universitäten soll stärker als bisher gefördert 
werden. 

Wir unterstützen die Rückgabe der während der NS-Zeit entzogenen Kulturgüter an die 
früheren Eigentümer oder deren Rechtsnachfolger. Die Forschung zur Herkunft von 
Kulturgütern (Provenienzforschung) soll dafür intensiviert werden. Wir brauchen Anreize, 
damit auch private Sammlungsbestände berücksichtigt werden können. Um eine Rückgabe fair 
und gerecht zu gestalten, werden wir ein Gesetz auf den Weg bringen. Dazu wollen wir auch 
das Verfahren der „Beratenden Kommission“ reformieren.  

Wir unterstützen die Bemühungen der Bundesregierung, der Kirchen und der Zivilgesellschaft, 
gemeinsam mit den Partnern in Namibia die schmerzliche Geschichte aufzuarbeiten. Während 
des Kolonialkrieges im einstigen Deutsch-Südwestafrika ist es zu abscheulichen Gräueltaten, 
insbesondere von den deutschen kaiserlichen Truppen an den Herero und Nama, gekommen, 
die aus heutiger Sicht als Völkermord bezeichnet werden würden. Wir wollen durch ein klares 
Bekenntnis zur moralischen und historischen Verantwortung unseres Landes die Versöhnung 
zwischen Deutschland und Namibia vertiefen und die Lebenssituation der besonders 
betroffenen Volksgruppen verbessern. 

Wir wollen zügig die gesetzgeberische Grundlage für eine Reform der Stasi-Unterlagen-
Behörde schaffen. Die vorliegende Empfehlung der Expertenkommission aus 2016 bietet 
hierfür eine gute Grundlage. Die Arbeit der Bundesstiftung Aufarbeitung soll finanziell und 
personell gestärkt werden. 

Wir werden die Gedenkstättenkonzeption des Bundes so überarbeiten, dass sie auch die 
herausragenden Orte der Demokratiegeschichte Deutschlands berücksichtigt und den Umgang 
mit bestehenden und künftigen nationalen Denkmälern beschreibt. 

Die Leistungen der Frauen für unser kulturelles Erbe wollen wir sichtbarer machen und in die 
Kulturförderung des Bundes aufnehmen sowie diese an mehr Geschlechtergerechtigkeit 
ausrichten. 

Medienordnung und Medienfreiheit: 

Die Medienwelt verändert sich durch Digitalisierung. Auch die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen sind neu. Vielfalt, Informationsfreiheit und eine freie private Presse sind 
und bleiben entscheidend für das Gelingen unserer Demokratie. Nur wenn alle Bürgerinnen 
und Bürger ohne großen Aufwand Zugang zu Medien und Informationen erhalten, können sie 
gleichberechtigt an demokratischen Prozessen teilhaben. In manchen ländlichen Regionen 
kann die Zustellung von Zeitungen nur noch schwer aufrechterhalten werden. Deshalb prüfen 
wir Maßnahmen, wie der Vertrieb im ländlichen Raum gesichert werden kann. 

Eine freie Presse braucht einen wirksamen Informantenschutz: Es muss in allen 
Prozessordnungen und in allen Ermittlungsstadien denselben Schutz geben - das gilt 
beispielsweise für selbstrecherchiertes Material und den Schutz vor Beschlagnahmung. Wir 
wollen ein Presseauskunftsgesetz auf Bundesebene einführen. 

Zeitungen und Zeitschriften sollen sich auch im digitalen Umfeld frei entfalten können. Sie 
brauchen Rahmenbedingungen, dass es sich auch künftig für sie lohnt, mediale und 
insbesondere journalistisch-redaktionelle Angebote zu erstellen. Gesellschaftlich relevante 
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Inhalte müssen auch in Zukunft im Netz auffindbar sein. Deshalb ist es richtig, in ein 
zeitgemäßes Medienrecht „Must-be-found“-Regelungen zu integrieren. Wird die 
Netzneutralität und damit das offene und freie Internet gefährdet, werden wir eingreifen. 

Für die Gestaltung der Medienordnung hat die europäische Ebene eine immer stärkere 
Bedeutung. Bund und Länder sollen sich deshalb gemeinsam für moderne Regeln einsetzen, die 
die Meinungsfreiheit und Meinungsvielfalt gewährleisten und Meinungsmonopole verhindern. 
Die Vielfalt von Zeitungen, Medienanstalten und Verlagen ist ein hohes Gut, das wir schützen 
wollen. 

Wir benötigen nach wie vor die Balance zwischen privatem und öffentlich-rechtlichem 
Rundfunk. Diese duale Medienordnung hat nur Bestand, wenn die öffentlich-rechtlichen 
Anstalten so finanziert sind, dass sie ihre Aufgaben wahrnehmen können und qualitativ 
hochwertige Angebote entwickeln und wenn der private Rundfunk entsprechende 
Einnahmeperspektiven hat. Auch der öffentlich-rechtliche Rundfunk muss den Anforderungen 
der digitalen Gesellschaft gerecht werden. Die 7-Tage-Bereitstellungsregelung der öffentlich-
rechtlichen Mediatheken ist nicht mehr zeitgemäß und soll entfallen. Die SPD tritt für eine 
erhöhte finanzielle Ausstattung unseres Auslandssenders, der Deutschen Welle, ein. 

Unsere Kinder sollen Medien sicher nutzen können. Die Anbieter sind dazu angehalten, für den 
Schutz von Kindern und Jugendlichen zu sorgen. 

Urheberrecht im Zeitalter der Digitalisierung: 

Das geistige Eigentum ist der Rohstoff der Kultur- und Kreativwirtschaft. Fast alles, was wir im 
Internet tun, ist mit urheberrechtlichen Handlungen verbunden – kopieren, wiedergeben, 
veröffentlichen. Wir werden die Situation der Urheberinnen und Urheber verbessern und einen 
gerechten Interessenausgleich mit den Verwertern suchen. Wir wollen Vergütung, keine 
Verbote. Dazu soll auch das Prinzip der pauschalen Vergütung auf diejenigen ausgeweitet 
werden, die mit der Vermarktung von kreativen Leistungen im Internet Geld verdienen – 
beispielsweise Online-Plattformen. Viele Nutzerinnen und Nutzer im Internet produzieren 
selbst Inhalte und werden damit ebenfalls zu Urhebern. Daher müssen wir die berechtigten 
Interessen der Nutzerinnen und Nutzer verstärkt berücksichtigen. Wir stehen für ein 
wissenschafts- und bildungsfreundliches Urheberrecht. Autorinnen und Autoren und Verlage 
sind angemessen zu vergüten. Dafür müssen die Rahmenbedingungen angepasst werden. 
Zudem brauchen wir auch eine klare gesetzliche Regelung für den Verleih von e-Books, damit 
die Bibliotheken ihren wichtigen Informations- und Bildungsauftrag auch in Zukunft erfüllen 
können. 

Wir unterstützen die Bemühungen der EU-Kommission und des Europäischen Parlaments, ein 
modernes und zukunftsfähiges Urheberrecht in Europa zu schaffen. Hierbei sind eine stärkere 
Harmonisierung im Bereich urheberrechtlicher Schranken- und Ausnahmeregelungen - 
insbesondere bei Bildung, Wissenschaft und Forschung - sowie ein Abbau nationaler 
Begrenzungen entscheidend. Der Anspruch der Urheberinnen und Urheber und der 
Verlegerinnen und Verleger auf eine angemessene Vergütung muss stärker berücksichtigt 
werden. Die Buchpreisbindung ist für uns nicht verhandelbar. Digitale Kulturgüter sollen, wo 
dies europarechtlich möglich ist, prinzipiell auf dieselbe Mehrwertsteuerstufe gestellt werden 
wie analoge Kulturgüter. 

Sport: 

Sport ist für Millionen Menschen ein selbstverständlicher Teil des Alltags. Er stärkt den 
Zusammenhalt, ist gut für die Gesundheit und zugleich ein wichtiger Wegbereiter für Inklusion 
und Integration. Sport und Sportvereine vermitteln Werte wie Fairness und Respekt und bieten 
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die Chance, leistungsfähiger zu werden, eigene Grenzen auszuloten und das Selbstbewusstsein 
zu stärken. 

In den ländlichen Gebieten aber auch in den Städten sind viele Sportanlagen marode. Hier 
brauchen die Kommunen Unterstützung des Bundes. Wir werden uns für ein mehrjähriges 
Förderprogramm für Sportstätten in den Kommunen einsetzen, um die Bedingungen für die 
Vereine und den Breitensport zu verbessern. 

Der Sport lebt von Millionen ehrenamtlich geleisteten Stunden. Wer sich bürgerschaftlich 
engagiert, muss sich häufig mit sehr vielen bürokratischen Anforderungen auseinandersetzen. 
Hier werden wir die Anregungen von Vereinsmitgliedern aufgreifen und bestehende 
Regelungen auf den Prüfstand stellen. 

Wir erkennen die wachsende Bedeutung der e-Sports-Landschaft in Deutschland an. Wir 
werden prüfen, ob und wie wir die Rahmenbedingungen für e-Sports verbessern können. 

Die SPD steht als Partner des Spitzensports an der Seite von Athletinnen und Athleten. 
Olympischer und paralympischer Sport stehen für uns gleichberechtigt nebeneinander. Wir 
wollen die Bedingungen, unter denen Hochleistungssport in Deutschland betrieben wird, 
weiter verbessern. Dazu gehört eine angemessene finanzielle Förderung und gute 
Trainingsbedingungen der Athletinnen und Athleten. Die Unterstützung der dualen Karriere 
aus Sport und Beruf ist uns besonders wichtig. Nur wenige Athletinnen und Athleten können 
während der aktiven Zeit vom Sport leben. Wir wollen Spitzenathletinnen und -athleten in 
enger Kooperation mit der Stiftung Deutsche Sporthilfe zu einem frühzeitigen Aufbau einer 
Alterssicherung verhelfen. 

Für die SPD ist klar: Sport muss sauber und fair bleiben. Der Kampf gegen Doping und 
Spielmanipulation ist wesentlich für einen fairen Wettbewerb und bleibt ein zentraler 
Bestandteil sozialdemokratischer Sportpolitik. 
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Es ist Zeit für ein besseres Europa – sozialer und demokratischer 
Die europäische Einigung ist ein einzigartiger historischer Erfolg. Sie beruht auf der Idee des 
freien, friedlichen und solidarischen Zusammenlebens der Menschen und Völker Europas. Auch 
wenn manches zu verbessern ist, eines stimmt auf jeden Fall: In keiner Region auf der Welt 
leben Menschen so frei und demokratisch und so friedlich und sicher wie in Europa! Deshalb 
kämpfen wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten für Europa – gerade jetzt, da das 
Einigungswerk von innen wie von außen bedroht ist wie vielleicht noch nie in seiner 
Geschichte. Wir wollen ein europäisches Deutschland, kein deutsches Europa! 

Deutschland ist ein stabiles Land. Wir sind zugleich Stabilitätsanker für Europa. Das wollen wir 
auch in Zukunft sein. Allerdings wissen wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, dass 
nur alle gemeinsam Europa führen können und niemand den Anspruch erheben kann, dass alle 
anderen ihm folgen. Europa besteht aus vielen Mitgliedsstaaten. Unabhängig von ihrer Größe 
gilt: Alle sind gleichberechtigt. Dabei kommt Deutschland mit Frankreich eine besondere 
gemeinsame Verantwortung für den Zusammenhalt der EU und die Einigung Europas zu. 

Aber nur in der gleichberechtigten Zusammenarbeit aller Mitgliedsstaaten schaffen wir für die 
Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union das, was wir allein als einzelne 
Nationalstaaten in einer sich ändernden Welt nicht mehr erreichen können. In dieser Welt, in 
der Asien, Lateinamerika und Afrika wachsen, werden unsere Kinder und Enkel nur dann eine 
Stimme haben, wenn es eine gemeinsame europäische Stimme ist. Europa ist deshalb kein 
Verlust, sondern ein Gewinn an Souveränität, die wir als einzelne Nationalstaaten nicht mehr 
hätten. 

Das europäische Gesellschaftsmodell beruht auf den Werten der Aufklärung und verbindet 
Freiheit und Verantwortung, wirtschaftlichen Erfolg und soziale Sicherheit. 

Diese gemeinsame europäische Idee werden wir stärken. Im Zuge der Finanz- und 
Wirtschaftskrise sowie infolge der Flüchtlingsbewegungen hat das Vertrauen in die EU gelitten. 
Nationale Gegensätze und Egoismen sind zurückgekehrt und populistische, anti-europäische 
Parteien sind auf dem Vormarsch. Wir stellen uns diesen autoritären und nationalistischen 
Kräften in Europa entschieden entgegen und kämpfen für mehr europäischen Zusammenhalt 
und Solidarität. 

Wir wollen einen mutigen Aufbruch für ein selbstbewusstes Europa. Ein Europa, das die 
Menschen und ihre Alltagssorgen in den Blick nimmt. Ein Europa, das massiv in Ausbildung, 
Arbeit, wirtschaftliches Wachstum und Umweltschutz investiert. Ein Europa, in dem große 
Konzerne faire Steuern zahlen. Ein Europa, das den Nationalismus überwindet, solidarisch 
handelt und den Menschen Sicherheit gibt. 

Investitionen in Arbeit und Ausbildung: 

Wir wollen das europäische Wohlstandsversprechen erneuern. Daher fordern wir mehr 
Investitionen in Europas Zukunft. Deutschland ist zwar „Nettozahler“, aber nicht Lastesel der 
Europäischen Union, sondern Nettogewinner. Millionen von Arbeitsplätzen in unserem Land 
hängen davon ab, dass es anderen in Europa auch gut geht. So gut, dass sie sich unsere 
hochwertigen Waren und Dienstleistungen leisten können. Rund 60 Prozent unserer Exporte 
gehen in die Europäische Union. Jede Investition in die Stärkung unserer Nachbarländer und in 
eine erfolgreiche europäische Entwicklung ist deshalb zugleich eine Investition in unsere 
eigene Zukunft. 

Wir wollen Europa aus der Wachstumsschwäche herausführen, indem wir die wirtschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Kontinents verbessern und die viel zu hohe Arbeitslosigkeit vor 
allem in Süd- und Westeuropa bekämpfen. Deshalb brauchen wir ein breit angelegtes 
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europäisches Investitionsprogramm: Mit Zukunftsinvestitionen in die grenzüberschreitenden 
europäischen Verkehrs- und Energienetze, in den Aufbau der modernsten Infrastruktur der 
Welt für schnelles Internet (europäisches Gigabit-Netz), in Bildung und Ausbildung, Forschung 
und Entwicklung und die Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit. 

Um innovative Unternehmensgründungen zu fördern, wollen wir die Bedingungen für 
Risikokapital verbessern. Die EU muss durch eine aktive Innovations- und Industriepolitik ihre 
Wettbewerbsfähigkeit steigern. Dazu werden wir mehr Mittel für Innovationen bereitstellen. 
Mit neuen Maßnahmen wollen wir eine zielgenauere Förderung erreichen und dafür sorgen, 
dass aus guten Ideen schneller neue Produkte werden. 

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt muss seinem Namen gerecht werden. Die Regeln müssen 
so weiterentwickelt werden, dass sie übermäßige Verschuldung verringern, aber ausreichende 
Freiräume für langfristig wirkende Reformen und nachhaltiges Wachstum geben.  

Die im Stabilitäts- und Wachstumspakt angelegte Flexibilität muss dazu genutzt werden, dass 
Mitgliedstaaten in guten Zeiten solide haushalten, um in Krisen mit einer antizyklischen Politik 
erfolgreich gegensteuern zu können. 

Die junge Generation ist unsere gemeinsame Zukunft. Wir wollen deshalb die EU-Mittel im 
Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit deutlich aufstocken und in einem permanenten 
Jugendbeschäftigungsfonds bündeln. Wir wollen den europäischen Freiwilligendienst und die 
Austauschprogramme der EU wie Erasmus+ ausbauen. Und wir brauchen ein Europäisches 
Mobilitätsprogramm, aus dem junge Menschen unterstützt werden können, wenn sie in einem 
anderen Mitgliedstaat eine Ausbildung oder einen Arbeitsplatz aufnehmen möchten. 

Soziales Europa: 

Wir wollen eine europäische Sozialunion, die ihre Politik an den Bedürfnissen der Menschen 
ausrichtet, soziale Mindeststandards sichert und Lohn- und Sozialdumping wirksam 
unterbindet. Auch auf europäischer Ebene wollen wir den Grundsatz verankern, dass es in allen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union wirksame soziale Grundsicherungssysteme geben 
muss. Es muss in Europa das Prinzip gelten: gleicher Lohn und gleiche Arbeitsbedingungen für 
gleichwertige Arbeit am gleichen Ort – für Männer und Frauen! Keine Toleranz gegenüber 
Sozialdumping. 

Unser übergeordnetes Ziel ist die Stärkung der sozialen Grundrechte: Durch ein soziales 
Fortschrittsprotokoll, verankert im europäischen Primärrecht, wollen wir festschreiben, dass 
soziale Rechte gleichrangig sind gegenüber den wirtschaftlichen Grundfreiheiten des 
Binnenmarktes. 

Zudem wollen wir wirksame EU-Regeln gegen Sozialdumping, insbesondere bei der Vergabe 
von Unteraufträgen, bei Briefkastenfirmen, bei vorgetäuschter Entsendung von Arbeitskräften 
und bei Scheinselbstständigkeit. Wir werden Unternehmen nicht gestatten, nur auf dem Papier 
ins Ausland zu gehen, während sie gleichzeitig ihre Aktivitäten im eigenen Land fortsetzen. 
Was sie hiermit bezwecken, sind lediglich geringere Lohnkosten und geringerer 
Arbeitnehmerschutz. Verstöße gegen das Arbeitsrecht sollen wie Verstöße gegen das 
Wettbewerbsrecht auf europäischer Ebene geahndet werden können. 

Starke Gewerkschaften und Tarifverträge gewährleisten eine angemessene Bezahlung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Wir müssen die Mitbestimmungsrechte in ganz 
Europa stärken. Die soziale Marktwirtschaft, die in Deutschland erfolgreich Arbeitgeber und 
Gewerkschaften zu Sozialpartnern gemacht hat, ist auch unsere Leitlinie für Europa. Wo 
Gewerkschaftsrechte oder die Tarifautonomie im Zuge der Hilfen für in der Krise befindliche 
Staaten ausgesetzt wurden, sind diese wiederherzustellen. 
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Ein starker sozialer Dialog ist ein wesentlicher Pfeiler eines sozialeren Europas. Deshalb gilt: 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände müssen als Sozialpartner mit der Zivilgesellschaft 
direkt und umfassender als bisher in die Entwicklung und Umsetzung der europäischen Politik 
einbezogen und in ihrer Arbeit unterstützt werden. Es muss zudem sichergestellt sein, dass 
Vereinbarungen der Sozialpartner auf EU-Ebene respektiert werden. Starke 
Arbeitnehmerrechte und hohe Sozialstandards sind kein wirtschaftliches Hemmnis, sondern 
können im Gegenteil Produktivität und Innovation begünstigen. 

Die EU war in den letzten 30 Jahren immer ein wichtiger Motor für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern. Die europäische Gleichstellungspolitik hat mit ihren vielfältigen 
Aktivitäten, Maßnahmenplänen und Vorgaben den gleichstellungspolitischen Fortschritt in 
den Mitgliedstaaten mitbestimmt und angetrieben. Deshalb werden wir uns für die 
Fortsetzung der EU-Gleichstellungsstrategie einsetzen. 

Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion: 

Wir sind nicht einzeln stark, sondern nur gemeinsam. Daher brauchen wir eine koordinierte 
Wirtschaftspolitik in Europa. Unser Ziel ist es, die konjunkturellen Entwicklungen der 
Mitgliedstaaten Europas besser aufeinander abzustimmen. Exzessive Ungleichgewichte wollen 
wir überwinden. Dafür brauchen wir eine bessere und wirksamere Integration der 
Wirtschaftspolitik – perspektivisch mit der Einrichtung einer Wirtschaftsregierung für den 
Euro-Raum. Die europäische Wirtschaftsregierung soll sich zusammensetzen aus den 
Mitgliedern der Kommission mit entsprechendem Zuständigkeitsbereich – unter politischer 
Führung eines europäischen Wirtschafts- und Finanzministers. Die Wirtschaftsregierung und 
ihre Mitglieder müssen insbesondere über das Europäische Parlament legitimiert und 
kontrolliert werden. Hierzu sollte im Rahmen des Europäischen Parlamentes eine Struktur 
geschaffen werden, die die Aufgabe eines „Eurozonen-Parlamentes“ übernimmt. 

Wir wollen insbesondere dort, wo wir mit dem Euro eine gemeinsame Währung haben, ein 
gemeinsames Finanzbudget schaffen. Es ermöglicht Investitionsimpulse und wirkt zugleich 
stabilisierend als Ausgleichsmechanismus bei Krisen. Eine wirksame Besteuerung der 
Finanzmärkte muss zu dessen Finanzierung beitragen. Sie haben durch ihre Gier und 
verantwortungslose Spekulationen Europa an den Rand des Abgrunds geführt. Nur durch 
staatliche Hilfen konnte Europa stabilisiert werden. Aber bis heute leisten die Finanzmärkte 
keine finanziellen Beiträge aus ihren Finanzmarktgeschäften zum Gemeinwohl, um 
wenigstens einen Teil dieser öffentlichen Kosten der Finanzkrise zurückzuzahlen. 

Wir unterstützen die wachstumsschwachen und hoch verschuldeten EU-Länder und arbeiten 
gemeinsam mit ihnen an ihrer stabilen wirtschaftlichen Entwicklung, damit ein sich selbst 
tragender wirtschaftlicher und sozialer Aufschwung einsetzen kann. Außerdem sollte der 
Europäische Stabilitätsmechanismus ins Gemeinschaftsrecht überführt und zu einem 
Europäischen Währungsfonds weiterentwickelt werden. Wir wollen die Integrität des 
gemeinsamen Währungsraums erhalten, kein Mitglied der Eurozone soll zum Ausstieg 
gedrängt werden. Europa braucht insgesamt klarere, demokratischere Strukturen und 
Verantwortlichkeiten als bisher, um Staaten in Krisenlagen zu helfen und die gemeinsame 
Währung zu sichern. 

Mehr Wachstum und Investitionen in Europa setzen solide Einnahmen voraus. Deshalb muss 
Europa endlich Schritte zur Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung und des 
Steuervollzugs in Europa auf den Weg bringen. Europa braucht Instrumente, um 
Steuervermeidung und Steuerbetrug effektiv zu bekämpfen. Wir wollen durchsetzen, dass 
Unternehmen dort ihre Steuern bezahlen, wo sie ihre Gewinne erwirtschaften. Wir wollen die 
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Möglichkeiten von Unternehmen systematisch einschränken, ihre steuerpflichtigen Gewinne 
in andere Länder zu verschieben. 

Friedensprojekt Europa: 

Die europäische Idee vom Leben in Freiheit und Verantwortung sichert den Frieden in Europa. 

Die europäische Einigung und Erweiterung ist ein einzigartiges und erfolgreiches Projekt der 
Friedenspolitik, nach innen wie nach außen. Deutsche und europäische Außenpolitik müssen 
Hand in Hand gehen. 

Wir machen eine präventive, umfassende Friedens- und Entwicklungspolitik zum strategischen 
Schwerpunkt der europäischen Politik. Auch muss die europäische Außenpolitik enger mit 
innenpolitischen Themen verzahnt werden, etwa bei Fragen der Flüchtlings- und 

Migrationspolitik, der Cyber-Sicherheit, der Handels-, Energie- und Klimapolitik. 

Zugleich muss die Außenpolitik der EU auf die Stärkung des Völkerrechts und die Wahrung der 
Menschenrechte, starke internationale Institutionen und auf soziale und ökologische 
Nachhaltigkeit ausgerichtet werden. Zivile Maßnahmen und Mittel der Gewaltprävention und 
Konfliktbewältigung haben für uns stets Vorrang. Wir wollen daher besonders die zivile 
Dimension der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik aufwerten, etwa auch durch den 

Aufbau eines europäischen zivilen Friedenskorps. Auch wollen wir im Geiste Willy Brandts 
darauf hinwirken, dass in Europa die Tradition der Entspannung, des Gewaltverzichts sowie der 
Abrüstung Grundlage einer erneuerten gesamteuropäischen Sicherheitspolitik sind. 

Auch in der Verteidigungspolitik wollen wir stärker zusammenarbeiten und die Integration von 
Streitkräften der Mitgliedsstaaten voranbringen – als Teil einer umfassenden, präventiven und 
in das internationale Recht eingebetteten Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU. 27 

Mitgliedsstaaten der Europäischen Union bieten die große Chance, durch mehr 
Zusammenarbeit auch bei den Verteidigungsausgaben effizienter, leistungsfähiger und 
kostengünstiger zu werden. Gemeinsam mit den EU-Mitgliedern, die unsere Ziele bereits heute 
teilen, wollen wir uns über die Gründung einer Europäischen Verteidigungsunion verständigen, 
die einer demokratischen und rechtstaatlichen Kontrolle unterliegen muss. Die im Lissabon-
Vertrag vorgesehene ständige Zusammenarbeit ist ein wichtiger Schritt und ermöglicht schon 

jetzt konkrete Maßnahmen der engeren Kooperation und Arbeitsteilung auf dem Weg zu einer 
europäischen Armee. Ein solcher Zusammenschluss versteht sich als ergänzende Anstrengung 
zur NATO, nicht als deren Konkurrenz. Die NATO ist und bleibt ein tragender Pfeiler der 
transatlantischen Partnerschaft. Sie ist für Frieden und Sicherheit in einer Zeit neuer 
internationaler Unsicherheiten und Herausforderungen unverzichtbar. 

Die EU-Erweiterungspolitik bleibt wichtig, um Frieden, Stabilität und Zusammenarbeit zu 

fördern. Zugleich muss die EU durch innere Reformen ihre Handlungsfähigkeit sicherstellen. 
Alle Länder des westlichen Balkan haben eine Beitrittsperspektive. Wir unterstützen ihre 
Annäherung an die EU und schenken der Entwicklung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
besondere Aufmerksamkeit. 

Eine besondere Herausforderung für uns ist die Zusammenarbeit mit der Türkei. Die Türkei ist 
in vielen Bereichen ein wichtiger, wenngleich mittlerweile sehr schwieriger Partner. Die 

gegenwärtigen Entwicklungen in der Türkei sehen wir mit größter Sorge und verurteilen die 
massenhaften Verhaftungen von Journalistinnen und Journalisten und Oppositionellen sowie 
die Einschränkungen fundamentaler Grundrechte wie der Freiheit von Medien und 
Wissenschaft in aller Schärfe. Das Vorgehen der türkischen Regierung steht im Widerspruch zu 
den Werten der Demokratie und Rechtstaatlichkeit, die grundlegend für die europäische 
Wertegemeinschaft sind. 
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Die Wahrheit ist: Weder die Türkei noch die Europäische Union sind in absehbarer Zeit für 
einen Beitritt zur bereit. Allerdings sind die Beitrittsverhandlungen das einzige kontinuierliche 
Gesprächsformat der Europäischen Union mit der Türkei. Eine Isolierung der Türkei ist nicht im 
Interesse Europas. Die Stärkung der demokratischen Kräfte der Türkei ist in unserem 
besonderen Interesse. Wir setzen uns deshalb für Unterstützung und Reiseerleichterungen für 
Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft, türkisch-deutscher Unternehmen, der 
Wissenschaften und der Künste sowie für Journalistinnen und Journalisten ein. Klar ist: Hält 
die türkische Regierung an ihrem konfrontativen Kurs fest, entfernt sie die Türkei von Europa. 
Sollte die Türkei die Todesstrafe einführen, entscheidet sie sich offen gegen die Mitgliedschaft 
in der Europäischen Union! Dann müssen die Beitrittsverhandlungen beendet werden. 
Wahlkampf und eine Abstimmung über die Einführung der Todesstrafe in der Türkei wird es 
auf deutschem Boden nicht geben. 

Demokratisches und handlungsfähiges Europa: 

Die EU braucht starke Institutionen, allen voran ein starkes Europäisches Parlament und eine 
handlungsfähige Europäische Kommission. Statt nationaler Egoismen setzen wir auf die 
Gemeinschaftsmethode. Zugleich erkennen wir an, dass innerhalb der Europäischen Union 
unterschiedliche Vorstellungen über die Zukunft und die Arbeitsweise der Europäischen Union 
bestehen. Deshalb muss die EU flexibler werden. Gruppen von Mitgliedstaaten sollen bei 

gemeinsamen Projekten vorangehen können. Die europäischen Verträge lassen dies 
ausdrücklich zu. Wir wollen auch, dass sich die EU und ihre Organe auf das wirklich 

Wesentliche konzentrieren: Auf die Zukunftsaufgaben, die wir nur mit gemeinsamer 
europäischer Kraft meistern können. 

Das Vereinigte Königreich will die Europäische Union verlassen. Diese Entscheidung gilt es zu 
respektieren. Klar ist zugleich aber: Ein Land, das nicht mehr Mitglied der Europäischen Union 
sein will, kann auch nicht dessen Vorteile genießen. Die vier Grundfreiheiten (freier Verkehr 
von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital) und der Binnenmarkt sind untrennbar 
miteinander verbunden. Bei den Austrittsverhandlungen mit Großbritannien gibt es kein 

„Europa à la carte“. Natürlich ist eine enge Partnerschaft mit Großbritannien auch künftig in 
beiderseitigem Interesse, vor allem bei der Außen- und Sicherheitspolitik. Für uns ist aber in 
den Verhandlungen das wichtigste deutsche Interesse der Erhalt der europäischen Einigung. 

Für eine Europäische Verfassung für Wachstum, sozialen Fortschritt und mehr Demokratie: 

Die EU ist eine Gemeinschaft unteilbarer und universeller Werte wie Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Wahrung der Grundrechte. Die Mitgliedstaaten müssen nicht nur vor, 
sondern auch nach dem Beitritt zur EU die Einhaltung dieser Werte gewährleisten. Die 
bestehenden Mechanismen hierfür wollen wir ausbauen. Nur dann ist die EU als eine 
Wertegemeinschaft auch glaubwürdig. Wir werden uns insbesondere jeder Einschränkung der 
unabhängigen Justiz, der Versammlungs-, Meinungs- und Pressefreiheit entschieden 
entgegenstellen. 

Die Kompetenzen des Europäischen Parlamentes müssen ausgeweitet werden, um das 
demokratische Defizit der EU zu beseitigen und die neue Wirtschaftsregierung demokratisch 
kontrollieren zu können. Dazu wollen wir dem Europäischen Parlament die vollständige 
Mitwirkung an der Wirtschafts- und Währungspolitik, das vollständige Budgetrecht, das Recht 
zur Wahl der einzelnen Kommissionsmitglieder und das Recht zur Gesetzesinitiative 
übertragen. Um die Handlungsfähigkeit des Europäischen Parlamentes sicherzustellen und 
mehr demokratische Teilhabe zu ermöglichen, unterstützen wir ein einheitliches europäisches 
Wahlrecht, das auch Sperrklauseln vorsehen sollte. Die EU-Kommission muss reformiert 

werden. Dazu gehört, der Kommission eine solche Struktur zu geben, dass sie handlungsfähig 
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und entscheidungsorientiert arbeiten kann. Die Aufstellung von gemeinsamen 
Spitzenkandidatinnen und Spitzenkandidaten – wie zum ersten Mal bei der Europawahl 2014 
geschehen – wollen wir dauerhaft verankern. Wir wollen insgesamt die europäischen Parteien 
weiter stärken und die Möglichkeiten, sich in ihnen zu engagieren, erweitern. Die europäischen 
Parteien sind Träger einer transnationalen politischen Willensbildung. Um diesen wichtigen 
Aspekt europäischer Demokratie zusätzlich zu stärken, setzen wir uns auch dafür ein, dass die 
durch das Ausscheiden Großbritanniens freiwerdenden Sitze im Europäischen Parlament 
künftig durch Abgeordnete besetzt werden, die anhand transnationaler Listen gewählt worden 
sind. 

Mittelfristig bedarf eine erneuerte Europäische Union einer Überarbeitung des Lissaboner 
Vertrages. Ziel ist eine europäische Verfassung, die sicherstellt, dass wirtschaftliche Integration 
mit sozialem Fortschritt und mehr Demokratie verbunden wird. 
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Es ist Zeit für mehr Frieden und Stabilität in der Welt 
Sozialdemokratische Außenpolitik ist dem Frieden verpflichtet. Wir setzen auf Dialog statt auf 
Konfrontation, auf fairen Interessenausgleich und Verhandlungslösungen. Wir wollen 
Konflikte an ihren Ursachen bekämpfen und an einer gerechten und stabilen internationalen 
Ordnung mitwirken. Unsere Politik gründet sich auf der Überzeugung, dass die großen 
globalen Zukunftsaufgaben – vom Kampf gegen Hunger und Armut über den Klimawandel bis 
hin zu bewaffneten Konflikten und weltweiten Migrationsbewegungen – nur partnerschaftlich 
zu bewältigen sind. Internationale Politik ist ganz im Sinne Willy Brandts „der illusionslose 
Versuch zur friedlichen Lösung von Problemen“. Beides prägt sozialdemokratische Außen-, 
Entwicklungs- und Friedenspolitik auch heute: die Zielvorstellung einer friedlichen, gerechten 
und regelbasierten internationalen Ordnung und die Bereitschaft, den praktisch möglichen 
Schritt zu gehen, selbst wenn er nur klein und mit Risiken behaftet ist. 

Deutschlands Verantwortung in der Welt: 

Unser Land ist zu einem stärker gefragten und geforderten Partner bei der Gestaltung der 
internationalen Beziehungen geworden. Wir sind bereit, in Europa und darüber hinaus 
gemeinsam mit unseren Partnern Führungsverantwortung zu übernehmen und einen 
stärkeren Beitrag zur Lösung regionaler und globaler Sicherheitsprobleme zu leisten. Eine 
moderne Friedensdiplomatie, die auf Dialog setzt, Verantwortung übernimmt und den fairen 
Interessenausgleich in den Mittelpunkt stellt, muss personell und finanziell gestärkt werden. 
Den Anteil für Auswärtiges am Bundeshaushalt wollen wir kontinuierlich steigern. 
Deutschland soll seiner gestiegenen internationalen Verantwortung damit gerecht werden 
können. 

Für die SPD ist klar: Entspannungspolitik, moderne Friedensdiplomatie, zivile Krisenprävention 
und Krisenmanagement bleiben Schwerpunkte deutscher und europäischer Außenpolitik. Die 
SPD hat die professionellen Instrumente ziviler Konfliktbearbeitung maßgeblich geprägt, unter 
anderem durch das Zentrum für Internationale Friedenseinsätze (ZIF), den Personalpool ziviler 
Fachkräfte und den Zivilen Friedensdienst (ZFD). Wir wollen zivile Krisen- und 
Konfliktprävention weiter stärken und substanzieller ausstatten – sowohl auf nationaler als 
auch auf europäischer Ebene. Dazu gehört auch, freiwillige Friedensdienste erheblich 
auszubauen. Um eine nachhaltige Stabilisierung und den Aufbau rechtsstaatlicher Strukturen 
in Krisenländern zu unterstützen, wollen wir die Entsendung ziviler Fachkräfte, insbesondere 
von Polizisten wie auch Juristen, über die Schaffung eines virtuellen Personalpools, der durch 
den Bund finanziert wird, deutlich erhöhen. 

Humanitäre Hilfe dient dazu, notleidenden Menschen zu helfen und ihre Existenz und Würde 
zu sichern. Angesichts zahlreicher Konflikte weltweit und der dramatischen Flüchtlingslage hat 
Deutschland seine humanitäre Hilfe stark erhöht. Wir setzen uns dafür ein, dass wir unser 
humanitäres Engagement ausbauen und dass auch die internationale Gemeinschaft ihren 
Verpflichtungen gerecht wird. Internationale und zivilgesellschaftliche Organisationen müssen 
sich auf eine angemessene finanzielle Ausstattung für humanitäre Hilfe verlassen können. Bei 
kurzfristiger humanitärer Hilfe muss stets auch die sich anschließende mittel- und langfristige 
strukturelle Entwicklungszusammenarbeit mitgedacht und geplant werden. 

Nirgends wird der Zusammenhang von Menschenrechten und Friedens- und 
Entwicklungspolitik so deutlich wie in fragilen Staaten, in denen Gewalt und extreme 
Unterentwicklung oft Hand in Hand gehen. Zivile Krisenprävention, Mediation, 
Konfliktnachsorge und Stabilisierung müssen daher dauerhaft gestärkt werden. Dies betrifft in 
erster Linie den Umgang mit strukturell schwachen oder von Bürgerkrieg gezeichneten 
Staaten. Gerade hier können der Dialog mit zivilgesellschaftlichen und politischen Akteuren 
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sowie gezielte Stabilisierungsmaßnahmen dazu beizutragen, Menschenrechte zu fördern, 

Armut zu lindern und Bedingungen zu schaffen, die ein friedliches Zusammenleben und 

dauerhafte Versöhnung ermöglichen. 

Berichte über Völkerrechtsverletzungen, Übergriffe auf die zivile Bevölkerung wie auch auf 

Hilfsorganisationen nehmen drastisch zu. Wir setzen uns für die Stärkung des Völkerrechts und 

des Internationalen Strafgerichtshofs ein, um die Straflosigkeit bei Kriegsverbrechen und 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu beenden. Wer Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit zu verantworten hat, wird verfolgt und bestraft.  

Die SPD setzt sich für eine Stärkung der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik ein und wird 

die Mittel in der nächsten Legislaturperiode deutlich erhöhen. Mehr deutsche Schulen, die 

Stärkung der deutschen Stiftungsarbeit im Ausland, die Ausweitung der Arbeit des Goethe-

Instituts, des Deutschen Akademischen Austauschdienstes und anderer Institutionen sind ein 

wichtiger Beitrag für Frieden und Verständigung. Die soziale Kraft der Kultur schafft Freiheits- 

und Emanzipationsräume in Kultur, Bildung, Wissenschaft und Forschung, ermöglicht 

Verständigung und Zusammenarbeit und prägt ein modernes Deutschlandbild. 

Eine neue Abrüstungsinitiative: 

Wir setzen uns entschlossen für die weltweite vertragsgestützte Abrüstung von Atomwaffen, 

chemischen und biologischen Massenvernichtungswaffen sowie konventioneller Rüstung ein. 

Den drohenden Zerfall der bestehenden Regime für Rüstungskontrolle und Abrüstung wollen 

wir verhindern. Eine Welt ohne Atom- und Massenvernichtungswaffen bleibt unser Ziel. Wir 

unterstützen, dass sich große Teile der internationalen Staatengemeinschaft für die weltweite 

Abschaffung dieser Waffen einsetzen. Mit aller Entschiedenheit wenden wir uns gegen 
verantwortungslose Gedankenspiele über die Schaffung einer europäischen 
Atomwaffenmacht oder gar eine atomare Bewaffnung Deutschlands. Solche Überlegungen 

dienen nicht dem Frieden, sondern sie untergraben Grundelemente deutscher und 

europäischer Sicherheit! Deutschland hat sich im Zwei-plus-Vier-Vertrag und im 

Nichtverbreitungsvertrag (NVV) völkerrechtlich zum ausdrücklichen Verzicht auf 

Massenvernichtungswaffen verpflichtet. Allerdings erleben wir derzeit weltweit und auch in 

Europa einen anderen Trend: den zur Aufrüstung im nuklearen wie im nichtnuklearen Bereich. 

Wir unterstützen daher regionale Initiativen für Zonen, die frei von Massenvernichtungswaffen 

sind, und setzen uns nachdrücklich dafür ein, dass im Rahmen eines gesamteuropäischen 

Abrüstungsvertrags die verbliebenen taktischen Atomwaffen aus Deutschland und Europa 

abgezogen werden. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind immer für die Wehrhaftigkeit und 
Verteidigungsfähigkeit unseres Landes und des transatlantischen Bündnisses eingetreten. 

Dabei bleibt es. Aber wir haben zugleich auch immer Angebote für Entspannung, 

Rüstungskontrolle und Abrüstung entwickelt und durchgesetzt. Genau daran fehlt es zurzeit in 

Europa, in der Nato und weltweit. Verteidigungsfähigkeit und Abschreckung sowie die 

Bereitschaft und der ernsthafte Wille zur Rüstungskontrolle und zur umfassenden Abrüstung 

sind zwei Seiten der gleichen Medaille. Deshalb werden wir einen neuen Anlauf für 
Entspannung und Abrüstung unternehmen. Die erreichte Übereinkunft über das iranische 

Atomprogramm ist ein wichtiger Erfolg für die weltweite Abrüstung. Neue Initiativen zur 

Belebung von Abrüstung sind jedoch dringend erforderlich, gerade auch in und für Europa. 

Dazu wollen wir einen Dialog mit allen Verbündeten und Partnern starten, die für die 

Sicherheit unseres Kontinents Verantwortung tragen. Ein wichtiges Dialogforum dafür ist die 

Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). 
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Um diese Ansätze glaubhaft umsetzen zu können, ist die Eindämmung der Rüstungsexporte 
zwingend. Die SPD hat deshalb in der Bundesregierung die transparenteste und restriktivste 
Rüstungsexportpolitik durchgesetzt, die es jemals in der Geschichte der Bundesrepublik 
gegeben hat. Beim besonders sensiblen Bereich der Kleinwaffen hat sich die SPD erfolgreich 
dafür eingesetzt, die gesetzlichen Regeln nochmals zu verschärfen. Die von Januar 2000 
stammenden „Politischen Grundsätze für den Export von Kriegswaffen und sonstigen 
Rüstungsgütern“ gilt es weiter zu entwickeln und wo notwendig gesetzlich zu fixieren. 

Konkret bedeutet das: Wir werden eine Gesetzesinitiative zur Änderung der 
Rüstungsexportpolitik Deutschlands einbringen. Sie wird ein grundsätzliches Verbot des 
Kleinwaffenexportes in Drittstaaten außerhalb von EU, Nato und vergleichbaren Ländern 
enthalten. Zugleich treten wir für eine einheitliche restriktivere Rüstungsexportpolitik in 
Europa ein. Auch setzen wir uns für eine stärkere Begrenzung von Rüstungsexporten auf Ebene 
der EU ein. 

Die rasant fortschreitende Automatisierung von Waffensystemen stellt uns vor große 
Herausforderungen. Wir fordern eine völkerrechtliche Ächtung von autonomen 
Waffensystemen. Darüber hinaus setzen wir uns dafür ein, dass neue Waffensysteme 
international erfasst und in ein internationales Regelwerk einbezogen werden. Dies gilt 
insbesondere für den militärisch bedeutender werdenden Bereich der unbemannten 
bewaffneten Luftfahrzeuge (Drohnen). Völkerrechtswidrige Tötungen durch unbemannte 
militärische Systeme lehnen wir kategorisch ab. Es darf nicht sein, dass Drohnen zunehmend 
als eine Waffe für Tötungen eingesetzt werden, bei denen immer wieder auch Zivilisten ums 
Leben kommen. 

Moderne Streitkräfte zur Sicherung des Friedens: 

Die Bundeswehr übernimmt heute in den verschiedenen Auslandseinsätzen im Rahmen von 
Vereinten Nationen, EU und NATO große Verantwortung für Stabilität und Sicherheit in der 
Welt. Grundsätzlich gilt bei Auslandseinsätzen: Eine Beteiligung der Bundeswehr an 
bewaffneten Auslandseinsätzen erfolgt im Rahmen der Vereinten Nationen, auf der Grundlage 
des Völkerrechts sowie im Rahmen von Systemen kollektiver Sicherheit nach Art. 24 Abs. 2 des 
Grundgesetzes. Voraussetzung ist die Zustimmung des Deutschen Bundestags im Sinne des 
Parlamentsvorbehalts. Ein militärischer Beitrag Deutschlands muss immer in ein politisches 
Gesamtkonzept eingebettet sein. 

Die Bundeswehr hat sich als Armee in der Demokratie und für die Demokratie bewährt. Das 
zentrale Leitbild der Inneren Führung und des Soldaten als Staatsbürgers in Uniform ist 
Maßstab für den Dienst in der Bundeswehr und den Einsatz der Bundeswehr für Frieden und 
Freiheit weltweit. Wir bekennen uns zu modernen und leistungsfähigen Streitkräften, die über 
angemessene Fähigkeiten zur Landes- und Bündnisverteidigung sowie zur internationalen 
Krisenbewältigung verfügen müssen. Die Soldatinnen und Soldaten müssen sich darauf 
verlassen können, dass ihnen die bestmögliche Ausrüstung zur Verfügung und ausreichend 
qualifiziertes Personal zur Seite gestellt wird. Sie selbst müssen bestens ausgebildet werden. 
Dafür notwendige Maßnahmen der Nachwuchsgewinnung und der dienstlichen 
Rahmenbedingungen sollen entsprechend umgesetzt werden. Dazu gehören die Schaffung 
einer eigenen Besoldungsordnung im Rahmen des Bundesbesoldungsgesetzes für Soldatinnen 
und Soldaten sowie die Weiterentwicklung des Status- und Laufbahnrechts.  

Wir werden außerdem die Betreuung und Nachsorge von Soldatinnen und Soldaten nach 
Kampfeinsetzen verbessern und absichern. 

Wir werden die erkannten Lücken bei Personal und Material zügig schließen und dafür die 
notwendige Steigerung des Verteidigungshaushaltes sichern. Wir wenden uns allerdings 
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entschieden gegen völlig unnötige und unrealistische Steigerungsraten des deutschen 

Verteidigungshaushaltes. Eine apodiktische Festlegung auf einen Anteil der jährlichen 

Ausgaben für die Bundeswehr auf zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts käme einer 

Verdoppelung unserer derzeitigen Ausgaben gleich und würde mehr als 70 Milliarden Euro pro 

Jahr für die deutsche Rüstungs- und Verteidigungspolitik bedeuten. Das wird es mit der SPD 

nicht geben. Nicht nur, weil dies eine völlige Überdimensionierung der Ausgaben wäre, 

sondern vor allem auch, weil Sicherheit und Stabilität gerade nicht ausschließlich durch 

Militärausgaben gewährleistet werden können. 

Im Gegenteil: Wirtschaftliche Entwicklung, der Kampf gegen Hunger und Elend, gegen den 

Klimawandel und die Verbesserung der Lebensbedingungen sind letztlich die einzigen 

nachhaltig wirksamen Maßnahmen gegen Krieg, Bürgerkrieg und die ideologischen 

Verlockungen des weltweiten Terrorismus. Deshalb wird die SPD dafür sorgen, dass zusätzliche 

Ausgaben für die Verteidigungsfähigkeit Deutschlands durch zusätzliche Ausgaben für 

Krisenprävention, humanitäre Hilfe und nachhaltige Entwicklung ergänzt werden. 

Sozialdemokratische Friedenspolitik basiert immer auf einem umfassenden Sicherheitsbegriff, 

der soziale, wirtschaftliche, ökologische, kulturelle und menschenrechtliche Aspekte bei 

Konfliktprävention und -lösung mit einschließt. Damit stehen stets starke zivile Instrumente 

im Vordergrund, die gegebenenfalls durch ein Mandat des Bundestags für militärische Einsätze 

ergänzt werden können. 

Minderjährige Bewerber und Bewerberinnen bei der Bundeswehr werden wir künftig bis zum 

Erreichen der Volljährigkeit in der zivilen Wehrverwaltung beschäftigen und qualifizieren. Erst 

nach ihrem 18. Geburtstag dürfen sie Soldatin beziehungsweise Soldat werden, um das 

Zusatzprotokoll der UN-Kinderrechtskonvention eindeutig zu erfüllen. 

Internationale Ordnung und Multilateralismus stärken, Partnerschaften festigen: 

Um Frieden und Gerechtigkeit Geltung zu verschaffen, brauchen wir belastbare, globale 

Ordnungsstrukturen. Wir setzen dabei auf die Stärke des Rechts, nicht auf das Recht des 

Stärkeren. Und wir setzen auf die Verwirklichung der Nachhaltigkeitsentwicklungsziele der UN- 

Generalversammlung, die die Perspektive einer sozial-ökologischen Transformation im Sinne 

unserer sozialdemokratischen Überzeugungen darstellen. Wir brauchen daher starke und 

handlungsfähige Vereinte Nationen. Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund angekündigter 

Mittelkürzungen für Entwicklungszusammenarbeit und internationale Organisationen durch 

die neue US-Administration. Wir unterstützen die deutsche Sicherheitsratskandidatur für 

2019/2020 unter dem Motto „Frieden, Gerechtigkeit, Innovation und Partnerschaft“. 

Auch jenseits der Vereinten Nationen setzen wir auf multilaterale Zusammenarbeit. So wollen 

wir den Europarat stärken, der gerade in Bezug auf die Türkei und Russland wertvolle Arbeit 

leistet. Zudem haben wir mit dem erfolgreichen deutschen Vorsitz in der Organisation für 

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) im Jahr 2016 wichtige Impulse für eine 

aktivere Rolle dieses Forums gesetzt. Die OSZE ist und bleibt ein wichtiger Ort der 

Verständigung und Vertrauensbildung zwischen Ost und West. 

Die USA sind und bleiben der engste Partner Deutschlands außerhalb Europas – dies gilt 

unabhängig davon, wer in den USA regiert. Europa und die USA sind auf engste Weise in einer 

Interessen- und Wertegemeinschaft verbunden, deren Fundament das Eintreten für Freiheit 

und Demokratie ist. In einer Zeit, in der diese Werte vielerorts unter Druck stehen und 

gefährdet sind, ist es umso wichtiger, diese Partnerschaft weiter zu stärken. Hinzu kommt: Die 

aktuellen Herausforderungen und die Unsicherheit in der Welt sind zu groß, als dass es sich die 

USA und Europa leisten könnten, nicht gemeinsam zu handeln. Syrien, Irak, Libyen, Ukraine, 

das Verhältnis zu Russland, der Kampf gegen den internationalen Terrorismus, die Gestaltung 
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der künftigen globalen Wirtschafts- und Handelsordnung sind einige der Herausforderungen, 
bei denen es auf eine handlungsfähige transatlantische Partnerschaft ankommt. Trotzdem 
schauen wir als Europäer zugleich selbstbewusst nach vorn: Sicherheit und Frieden werden 
künftig stärker von uns selbst abhängen. 

Entspannungspolitik, Dialog und klare Prinzipien als Zeichen der Stärke: 

Unser Verhältnis zu Russland ist durch das Vorgehen der russischen Regierung in der 
Ostukraine und den Bruch des Völkerrechts durch die Annexion der Krim belastet. 
Fundamentale Prinzipien der europäischen Friedens- und Sicherheitsordnung sind verletzt. Wir 
sind jedoch davon überzeugt, dass Frieden und Sicherheit in Europa nur mit, nicht ohne oder 
gar gegen Russland möglich sind. Dafür bedarf es der Deeskalation, der Rückkehr zum 
politischen Dialog und der differenzierten Anwendung von Sanktionsmechanismen. Der 
politische Prozess für die Ostukraine, der den Ausbruch eines offenen Krieges erfolgreich 
verhindern konnte, ist ins Stocken geraten. Wir halten dennoch an ihm fest. Substanzielle 
Fortschritte bei der Umsetzung des Minsker Abkommens würden eine schrittweise Aufhebung 
der Sanktionen gegen Russland nach sich ziehen. Wir streben langfristig eine inklusive 
Sicherheitsarchitektur für ganz Europa an. Die Entspannungspolitik muss in diesem Sinne 
wieder gestärkt werden. 

Die Kriege und Konflikte im Nahen und Mittleren Osten sowie Nordafrika zeigen, wie dringend 
eine Stärkung einer völkerrechtsbasierten internationalen Ordnung und von regionalen 
Mechanismen, Organisationen und Institutionen zur Konfliktbewältigung sind. In Syrien und 
im Jemen leiden die Menschen unter den schrecklichen Folgen von Krieg, Terror und Not. Die 
Verwerfungen in Europas direkter Nachbarschaft haben für uns unmittelbare Auswirkungen, 
nicht zuletzt durch die Migration Richtung Europa. Es ist in unserem Interesse, dass die Spirale 
der Gewalt und des Staatszerfalls in der Region durchbrochen wird. Es geht darum, langfristig 
Strukturen der Machtteilung, religiöser Toleranz und stabiler, guter Regierungsführung zu 
etablieren. 

Gleichzeitig wird die Glaubwürdigkeit der internationalen Gemeinschaft gerade im Nahen und 
Mittleren Osten an Fortschritten beim Friedensprozess zwischen Israel und Palästina 
gemessen. Angesichts der besonderen Verantwortung Deutschlands für die Sicherheit Israels 
ebenso wie angesichts der zunehmenden Instabilität in der Region muss Deutschland 
zusammen mit seinen europäischen Partnern weiterhin mit aller Kraft Initiativen zur 
Wiederbelebung des Nahost-Friedensprozesses unterstützen. Die Glaubwürdigkeit der 
internationalen Gemeinschaft wird gerade im Nahen und Mittleren Osten an Fortschritten 
beim Friedensprozess zwischen Israel und Palästina gemessen. Auf Grundlage der 
Vereinbarungen von Oslo ist und bleibt für uns das Ziel die Schaffung zweier souveräner und 
lebensfähiger Staaten im Rahmen einer Verhandlungslösung. Wir fordern, dass Handlungen, 
egal von welcher Seite, die einer endgültigen Friedenslösung entgegenstehen, sofort beendet 
werden. Es muss zu einem Stopp des illegalen Siedlungsbaus kommen. Von der 
palästinensischen Seite fordern wir die Ächtung des Terrors. In den palästinensischen Gebieten 
sind auf allen Ebenen weitere demokratische Fortschritte nötig. 

Gerechte Globalisierung, fairer Handel, Entwicklungspolitik und Agenda 2030: 

Sozialdemokratische Friedenspolitik setzt sich für soziale Gerechtigkeit im globalen Maßstab 
ein. 40 Jahre nach Einsetzung der Nord-Süd-Kommission unter Willy Brandt verbinden die 
nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten Nationen im Rahmen der Agenda 2030 
Armutsbekämpfung und menschliche Entwicklung mit ökologischer Nachhaltigkeit, 
Wirtschaftsentwicklung, Frieden und internationaler Zusammenarbeit. Für die SPD umfasst 
Nachhaltigkeit dabei stets ökologische, soziale und wirtschaftliche Aspekte sowie Fragen der 
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gesellschaftlichen Teilhabe. Die reichen Länder haben eine besondere Verantwortung, um eine 
sozial-ökologische Transformation voranzubringen – in ihren eigenen Wirtschafts-, Finanz- und 
Gesellschaftssystemen, in der internationalen Politik und zusammen mit den Ländern des 
globalen Südens. Daher setzen wir uns für eine ambitionierte Verwirklichung der Agenda 2030 
ein. Dementsprechend muss Deutschland als eine der führenden Industrienationen bei der 
Umsetzung der Agenda 2030 eine international deutlich wahrnehmbare Vorreiterrolle 
einnehmen. Deutschland muss alle Anstrengungen unternehmen, um die Nachhaltigkeitsziele 
national bis 2030 zu erreichen. Zudem muss Deutschland verstärkt die Länder des Globalen 
Südens bei ihren Anstrengungen für nachhaltiges Wachstum unterstützen und die SDGs zur 
Praxis in den multinationalen Organisationen machen. 

Die Globalisierung lässt sich nur mit starken Partnern gestalten. Dazu gehören 
handlungsstarke Regierungen und eine aktive Zivilgesellschaft. Wir wollen gemeinsam mit 
unseren Partnern, den Gewerkschaften, Kirchen, Unternehmen und 
Nichtregierungsorganisationen unser Engagement in der Entwicklungszusammenarbeit 
steigern. Weiterhin werden wir unsere Arbeit stärker auf Armuts- und Hungerregionen 
ausrichten. Über 800 Millionen Menschen sind davon weltweit betroffen. Wir wollen dazu 
beitragen, den Menschen im globalen Süden Lebensperspektiven aufzubauen und zu sichern. 
Damit leisten wir einen Beitrag zur Konfliktprävention und helfen, dass Menschen in ihrer 
Heimat Perspektiven finden.  

Die Überwindung von Hunger und Armut in der Welt bleibt ein wesentliches Ziel unserer 
Entwicklungspolitik. Dabei sehen wir die ländliche Entwicklung und insbesondere auch die 
Förderung von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern als einen zentralen Baustein an. So leben drei 
von vier hungernden Menschen in den Entwicklungsländern im ländlichen Raum. Diesen gilt es 
durch Investitionen in die Infrastruktur strukturell zu stärken, einschließlich sozialer 
Sicherungssysteme, guter und leicht erreichbarer Bildungs- und Gesundheitsangebote, der 
Schaffung von Arbeitsplätzen auch außerhalb der Landwirtschaft, der Förderung von 
Wertschöpfung vor Ort und des Schutzes lokaler Märkte vor Dumpingimporten. Es geht dabei 
darum, Menschen eine Perspektive zu geben und so nicht zuletzt auch Fluchtursachen 
einzudämmen. Wir wollen zudem Möglichkeiten prüfen, wie Rückkehrer ihre in Europa 
erworbenen Ausbildungen und Qualifikationen in ihren Herkunftsländern 
entwicklungsfördernd einbringen können. 

Wir setzen uns zudem für einen gerechten Zugang zu Land, Wasser und Fischgründen für die 
lokale Bevölkerung ein und werden „landgrabbing“ sowie die zunehmende Monopolisierung 
des Saatguthandels durch einige wenige Agro-Business-Konzerne nicht akzeptieren. 

Eine verlässliche und ausreichende Finanzierung der Entwicklungszusammenarbeit ist 
dringend geboten. Deshalb stehen wir zum Ziel, mindestens 0,7 Prozent des 
Bruttonationaleinkommens für öffentliche Entwicklungszusammenarbeit aufzubringen – und 
das unabhängig von Ausgaben für in Deutschland aufgenommene Flüchtlinge. Darüber hinaus 
wollen wir, dass sich Deutschland inhaltlich und personell auch in weiteren wichtigen 
multilateralen Institutionen und Foren wie der Weltbank, dem Internationalen Währungsfonds 
(IWF), der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und den 
regionalen Entwicklungsbanken politisch engagiert. Die finanziellen Beiträge Deutschlands 
müssen diesen Anspruch widerspiegeln. 

Gleichzeitig wollen wir durch ein faires und internationales Steuersystem den Ländern des 
globalen Südens auch die Erschließung eigener finanzieller Ressourcen ermöglichen. Nicht 
zuletzt setzen wir uns für innovative Finanzierungsmöglichkeiten ein. Deshalb werden wir 
beispielsweise an Mechanismen arbeiten, durch die Teile der wirtschaftlichen Vorteile von 
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Freihandelsabkommen für die Finanzierung internationaler Hilfe und 
Entwicklungszusammenarbeit gesichert werden. Die Finanzierung von Maßnahmen zur 
Klimaanpassung und zum Klimaschutz müssen zusätzlich zu den Mitteln für die öffentliche 
Entwicklungszusammenarbeit erbracht werden. Außerdem setzen wir uns für eine bessere 
europäische Entwicklungszusammenarbeit ein, die eine klare Aufgabenteilung zwischen der 
EU und den Mitgliedsstaaten verwirklicht. 

Die SPD setzt sich für fairen Handel ein. Handelspolitik ist nicht nur ein Instrument der 
Wirtschaftsförderung. Im Kern geht es um die Frage, nach welchen Regeln wir in einer 
globalisierten Welt leben wollen. Nationale Alleingänge und Protektionismus versprechen 
keinen Erfolg. Offene Märkte sind gut, dort muss aber auch frei von Wettbewerbsverzerrungen 
gehandelt werden. Falls dies nicht gewährleistet ist, müssen gerade auf europäischer Ebene 
effektive Schutzmaßnahmen greifen. Der beste Rahmen für diese Verhandlungen sind die 
Vereinten Nationen mit ihren Organisationen für Arbeit (ILO), Handel (UNCDAT) und 
Entwicklung (UNIDO), sowie die Welthandelsorganisation (WTO). Gemeinsam mit unseren 
Partnern in Europa und weltweit wollen wir die aktuellen Blockaden im Bereich multilateraler 
Verhandlungen zum Welthandel überwinden. 

Bilaterale Handelsabkommen der EU mit wichtigen Partnern sind zu einer immer stärker 
genutzten Alternative geworden. Unser Ziel ist es, in allen Handels-, Investitions- und 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen Regeln für die verbindliche Einhaltung und Umsetzung 
menschenrechtlicher, ökologischer, verbraucherpolitischer und sozialer Standards wie der ILO-
Kernarbeitsnormen mit konkreten Beschwerde-, Über-prüfungs- und Sanktionsmechanismen 
zu vereinbaren. 

Wir wollen perspektivisch einen unabhängigen internationalen Handelsgerichtshof etablieren, 
um das Primat der Politik durchsetzen. Die Verhandlungen mit den USA über ein 
Transatlantisches Freihandels- und Investitionsabkommen (TTIP) zeigen, dass ein Abschluss 
nach diesen Maßgaben derzeit nicht erreichbar ist. Hingegen ist es in intensiven 
Verhandlungen mit der neuen kanadischen Regierung gelungen, im Abkommen zwischen EU 
und Kanada (CETA) zukunftsweisende Regeln für den Schutz der Arbeitnehmerrechte, der 
öffentlichen Daseinsvorsorge und für einen fortschrittlichen Investitionsgerichtshof zu 
vereinbaren. Private Schiedsgerichte sind damit ausgeschlossen. Dies muss auch für alle 
künftigen Handelsabkommen der EU gelten. CETA muss als gemischtes Abkommen sowohl 
durch das Europäische Parlament als auch durch die nationalen Parlamente ratifiziert werden. 
Im Zuge dieser parlamentarischen Kontrolle werden wir alle Aspekte einer sorgfältigen Prüfung 
unterziehen. Wir werden auch die Partnerschaftsabkommen der EU mit den afrikanischen 
Staaten (Economic Partnership Agreements) daraufhin prüfen, ob sie der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung in den betroffenen Entwicklungsländern dienen oder Abhängigkeiten 
weiter zementieren. Wir wollen Afrika bei der Schaffung einer afrikanischen Freihandelszone 
unterstützen. 

Um schrittweise die sich weiter verschärfende Ungleichheit abzubauen, braucht es einen 
neuen umfassenden Ansatz von internationaler Steuergerechtigkeit. Damit werden die Länder 
auch dabei unterstützt, ausreichend einheimische Ressourcen etwa für den Ausbau der 
Bildungs- und Sozialsysteme zu mobilisieren. Steuerhinterziehung und -vermeidung sowie 
Finanzverkehr zu illegalen Zwecken müssen international bekämpft werden. Wir wollen mehr 
Transparenz in Form einer öffentlichen und länderbezogenen Berichtspflicht über Gewinne 
und darauf gezahlte Steuern für multinational agierende Unternehmen. Wir setzen uns für 
weitreichende internationale Regeln und eine verstärkte Zusammenarbeit auch in 
internationalen Organisationen wie den Vereinten Nationen, der Weltbank, dem 
Internationalen Währungsfonds und den G20 ein. 
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Für eine nachhaltige Klimapolitik: 

Die Unterzeichnung des Klimaabkommens von Paris 2015 ist ein historischer Meilenstein in 
der internationalen Klimapolitik. Wir setzen uns darüber hinaus für eine ambitionierte 
Klimapolitik im nationalen, europäischen und internationalen Rahmen ein. Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel und zum Klimaschutz unterstützen wir nachdrücklich. 

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist die Entwicklung einer integrierten europäischen 
Klimadiplomatie. Angesichts einer wachsenden Weltbevölkerung und steigender Nachfrage 
nach Energie wird die ökologische und klimapolitische Wende ohne eine grundlegende globale 
Transformation der Energiesysteme nicht zu schaffen sein. Die SPD setzt sich dafür ein, die 
Entwicklungszusammenarbeit im Energiebereich konsequent auf die Förderung von 
erneuerbaren Energien und den Aufbau einer dezentralen und demokratisch kontrollierten 
Versorgung umzustellen. Hierzu unterstützen wir auch weitere Klima- und 
Energiepartnerschaften mit Entwicklungs- und Schwellenländern. 

Weltweit sind Städte bereits heute für 70 Prozent des Energieverbrauchs sowie für 70 Prozent 
der CO2-Emissionen verantwortlich. Hier braucht es ein starkes Engagement, sonst können die 
Klimaziele nicht erreicht werden. Wir wollen daher die schnell wachsenden Städte in den 
Entwicklungs- und Schwellenländern im Rahmen von Urbanisierungspartnerschaften stärker 
beraten und unterstützen: bei der Stadtplanung, bei Maßnahmen zur Energieeffizienz und 
beim Aufbau des öffentlichen Personennahverkehrs. Wir stehen zu dem Versprechen der 
Industrieländer, die finanzielle Unterstützung für die armen Länder beim Klimaschutz und bei 
der Anpassung an die klimatischen Veränderungen bis 2020 auf 100 Milliarden US-Dollar pro 
Jahr zu steigern. Außerdem wollen wir gerade die besonders vom Klimawandel bedrohten 
ärmeren Länder auch im Umgang mit den Folgen des Klimawandels stärker unterstützen. 

Menschenrechte schützen: 

Die universelle Geltung und die Unteilbarkeit der Menschenrechte sind nicht verhandelbar. Der 
Schutz und die Förderung der Menschenrechte sind deshalb Kernelemente 
sozialdemokratischer Außenpolitik. In Deutschland, auf europäischer Ebene und weltweit 
setzen wir uns dafür ein, dass die Menschenrechtsstandards umgesetzt und weiterentwickelt 
werden. Dazu gehören insbesondere die Ächtung der Todesstrafe und Folter weltweit, die 
Stärkung der Rechte von Frauen insbesondere in gewaltsamen Konflikten, der Schutz und die 
Stärkung von Kinderrechten, die Unterstützung des Internationalen Strafgerichtshofes, des 
Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen und des Europarats wie auch die 
Weiterentwicklung und entschlossene Umsetzung des internationalen Völkerrechts. Wir 
wollen weltweit die Zivilgesellschaft stärken und die Handlungsspielräume von 
Menschenrechtsverteidigern schützen und ausbauen. In Deutschland wollen wir die 
Menschenrechtsarchitektur stärken und weiterentwickeln. Zu den Menschenrechten gehört 
auch, dass Lesben, Schwule, Bisexuelle, trans- und intergeschlechtliche Menschen überall frei 
von Gewalt und Diskriminierung leben können. Für uns sind die Freiheit der sexuellen 
Orientierung, die geschlechtliche Selbstbestimmung und der Schutz vor Diskriminierung 
universelle Menschenrechte, an die wir erinnern und bei deren Einforderung wir unsere Partner 
in der Entwicklungszusammenarbeit unterstützen. 

Wir werden das Konzept der Schutzverantwortung (R2P) weiterentwickeln. Vor 15 Jahren 
haben die Vereinten Nationen die Bedeutung von gleicher Teilhabe und die volle Einbeziehung 
von Frauen in alle Bestrebungen nach Frieden und Sicherheit festgelegt. Kein Land kann sich 
wirtschaftlich, politisch oder gesellschaftlich entwickeln, wenn die Hälfte der Bevölkerung kein 
Mitspracherecht hat. Frauen müssen bei Verhandlungen sowie bei der Umsetzung von 
Friedensverträgen, Entwicklungsprogrammen und entsprechenden 
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Unterstützungsmaßnahmen berücksichtigt werden. Friedensabkommen werden nur dann 
wirksam und nachhaltig sein, wenn Frauen aktiv beteiligt sind. Die Gleichstellung von Frauen 

und Mädchen ist auch ein zentrales Ziel der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und 

zentrale Voraussetzung für nachhaltiges Wachstum und zukunftsfähige Gesellschaften. Wir 

werden dies zu einer Grundlage unserer Entwicklungszusammenarbeit machen. 

Wir wollen, dass Frauen vor sexueller und sexualisierter Gewalt in Konflikten besser geschützt 
werden und der zunehmende Einsatz dieser Art von Gewalt als strategisches 

Kriegsführungsinstrument deutlich geächtet und bestraft wird – auch international. Damit 

unterstützen wir auch in Konfliktregionen lebende Kinder. Auf ihr Wohl, ihren Schutz und ihre 

Rechte werden wir gemäß der VN-Kinderrechtskonvention besonders achten. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten stehen dafür, dass alle Menschen – 

unabhängig von ihrer finanziellen Lage, aber auch unabhängig davon wo sie leben – Zugang zu 

einer angemessenen Gesundheitsversorgung haben müssen. Gesundheit ist ein 
Menschenrecht, das endlich für alle gelten muss. Um insbesondere vernachlässigte und 

armutsbedingte Krankheiten zu bekämpfen, sind Investitionen in die Forschung – unabhängig 

von wirtschaftlichen Erwägungen – dringend notwendig. Der Globale Fonds gegen Aids/HIV, 

Tuberkulose und Malaria ist daher mit ausreichenden Haushaltsmitteln auszustatten. 

Weiterhin wichtig sind ein Basiskrankenversicherungsschutz als soziale Absicherung, 

bezahlbare Medikamente sowie ein diskriminierungsfreier Zugang, gerade auch für Frauen und 

Mütter, zu erreichbaren Gesundheitsdienstleistern. Wir werden zudem weltweit Initiativen 

und Programme zum Aufbau sozialer Grundsicherung unterstützen. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten stehen auch dafür, dass alle Menschen –

unabhängig von Alter, Geschlecht, Religion und sozialer Herkunft Zugang zu Bildung erhalten. 

Bildung ist die Grundlage für eine nachhaltige soziale, ökologische und ökonomische 

Entwicklung von Gesellschaften. Wir setzen uns des-halb weiter für die Umsetzung des 

Menschenrechts auf Bildung ein. Eine angemessene frühkindliche, schulische, berufliche bzw. 

hochschulische Bildung sowie Weiterbildung sollen jedem Menschen gewährleistet werden. 

Viele Millionen Menschen leiden trotz Arbeit unter Hunger und extremer Armut. Drei Viertel 

der Menschheit leben ohne sozialen Schutz und unter massenhafter Verletzung von 

Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechten. Deshalb setzt sich die SPD weiter weltweit für 

menschenwürdige Arbeit ein. Dazu gehört – auch im Rahmen einer konsequenten Umsetzung 
des Nationalen Aktionsplans „Wirtschaft und Menschenrechte“ – eine Ausweitung der 
Unternehmensverantwortung. Dies umfasst eine verbindliche menschenrechtliche 
Sorgfaltspflicht von Unternehmen, die Rechenschafts- und Transparenzpflichten für 

Unternehmen entlang der Lieferketten mit einschließt, den Auf- und Ausbau von sozialen 

Sicherungssystemen und die Einführung von lebenssichernden Löhnen, um soziale 

Menschenrechte flächendeckend zu sichern. Im öffentlichen Beschaffungswesen setzen wir 

uns für gesetzliche Grundlagen ein, um die Einhaltung ökologischer, sozialer und 

menschenrechtlicher Kriterien zu gewährleisten. 

Weiterhin wollen wir eine Stärkung der Unternehmensverantwortung auf internationaler 
Ebene, beispielsweise im Rahmen der Initiative im Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen 

für ein Abkommen zu transnationalen Konzernen und Menschenrechten. Die internationale 

Gewerkschaftsbewegung und die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) werden wir bei 

ihrem Kampf zur Umsetzung der Kernarbeitsnormen unterstützen. Wir werden das 

Zusatzprotokoll zum Sozialpakt der Vereinten Nationen und die ILO-Konvention 169 zum 

Schutz der indigenen Bevölkerung ratifizieren. 
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Die Zukunft, für die wir kämpfen: 

SOZIAL. GERECHT. FRIEDEN. FÜR ALLE. 

 

Einführung 

Es liegt an uns allen. Wir können das Land verändern. Wir können die Zukunft für die Menschen 
gerechter und besser machen. Ein gutes Leben für alle wäre längst möglich. Der Reichtum wächst jeden 
Tag, aber er kommt nur Wenigen zugute. Die Welt ist aus den Fugen, es liegt an uns, sie neu zu 
gestalten. Die Bundestagswahl kann eine Richtungsentscheidung werden: für ein sozialeres, 
nachhaltigeres Land, ein gerechtes Europa und eine friedlichere Welt. Die Frage wird sein: Wollen wir 
den oberen Zehntausend in diesem Land mehr Macht und Einfluss geben und die Kluft zwischen Arm 
und Reich weiter vertiefen? Oder wollen wir den Sozialstaat stärken, das Klima retten, neue und 
bessere Arbeit schaffen und gerechter verteilen und für sichere Renten und gute Löhne für alle 
Menschen kämpfen? Wollen wir denjenigen Politikerinnen und Politikern vertrauen, die Ungleichheit von 
Einkommen und Vermögen verantworten und die Gesellschaft spalten? Oder sind wir bereit, uns mit 
den Reichen und Mächtigen anzulegen? Wollen wir Konkurrenzdruck, Angst und Verunsicherung 
nachgeben oder wollen wir stärker über unser Leben und unsere Gesellschaft selbst bestimmen? Wie 
wir diese Fragen beantworten, wird über unsere Zukunft und unser Zusammenleben entscheiden. 

DIE LINKE will eine Zukunft, für die es sich zu kämpfen lohnt: Wir wollen ein Land, in dem alle ihren 
gerechten Anteil an der Gesellschaft haben. In dem das Leben für die Menschen wieder planbar ist. Wir 
wollen, dass alle Menschen frei von Armut sind und keine Angst vor sozialem Absturz haben. Wir 
wollen, dass Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen besser gestellt werden. Wir wollen ein 
Land, in dem Reichtum das ist, was allen gehört: öffentliche Bildung, Gesundheit, saubere Umwelt, 
Kultur. In dem Wohnen für alle bezahlbar ist. In dem Natur und Klima geschützt und unsere Ressourcen 
nicht verschwendet werden. Wir wollen ein Land, in dem alle Menschen gleichberechtigt 
zusammenleben und an den demokratischen Entscheidungen beteiligt sind – unabhängig von ihren 
individuellen Fähigkeiten, ihrer körperlichen Verfassung, ihrer Herkunft und sozialen Stellung, ihres 
Geschlechts, Alters oder ihrer sexuellen Orientierung. Eine inklusive Gesellschaft, in der niemand 
ausgegrenzt wird. Dafür treten wir an. Gegen den Hass, die Abschottung und die Vorurteile der 
Rechten. Gegen Aufrüstung und Auslandseinsätze der Bundeswehr. Für soziale Gerechtigkeit und 
Frieden und einen Aufbruch der Demokratie. 

Wir kämpfen für eine Gerechtigkeitswende. Die gibt es nicht zum Nulltarif, nicht für warme Worte und 
nicht ohne Konflikt mit Konzernen, Superreichen und ihren politischen Verbündeten. Der Einfluss der 
Reichsten in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft ist groß: Wer hat, dem wird gegeben. Ihre Interessen 
und ihre Macht reichen um den Globus, befördern Freihandel, Umweltzerstörung  und Konkurrenz und 
Kriege, die zu Flucht und Vertreibung führen. Große Konzerne beherrschen zunehmend das Internet. 
Der Zugang zu guter Bildung und Arbeit bleibt Vielen verschlossen. Die Kluft zwischen starken und 
schwachen Regionen, reichen und armen Stadtvierteln vergrößert sich. 

Deutschland ist das wirtschaftlich stärkste Land in Europa. Die Einkommen aus Unternehmen und 
Vermögen sind seit Anfang des Jahrtausends um rund 30 Prozent gestiegen, die Nettoeinkommen der 
Beschäftigten im Schnitt um drei Prozent. Die Ungleichheit wird immer wieder hergestellt. 
Wirtschaftliche Macht übersetzt sich in politische Macht. Die Bundesregierung hat daran nichts 
geändert und es auch nicht versucht. Im Mittelpunkt des deutschen »Wirtschaftserfolges« stehen 
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gesteigerte Produktivität – durch mehr Druck auf die Beschäftigten und mehr Automatisierung – und 
prekäre, schlecht entlohnte Dienstleistungen. Für die, die den Reichtum erarbeiten, bedeutet das: Sie 
haben davon nur mehr Druck, mehr Stress, mehr Erschöpfung, weniger Lohn. Im ganzen Land 
existieren Regionen, in denen es kaum Aussichten auf eine gute Zukunft gibt. Immer noch sind in den 
ostdeutschen Bundesländern die Löhne und Alterseinkommen niedriger, und es gibt dort mehr Armut. 
Wenn sich die Politik daran bindet, die Bedingungen für das Kapital möglichst günstig einzurichten, 
führt das zu immer neuen Krisen: wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen. 

Nicht erst seit 1989 sind viele Kriege um eine neue Ordnung der Welt, die Öffnung von Märkten und 
Zugang zu Ressourcen für den Freihandel geführt worden. Die soziale Ungerechtigkeit ist eines der 
größten Probleme unserer Zeit. Sie befördert die Ausbeutung und globale Umweltzerstörung, sie schafft 
Leid und Zerstörung. Sie befeuert Ausbeutung und Umweltzerstörung. Sie zerstört die Demokratie. Sie 
schafft Leid. Sie raubt Millionen Menschen die Hoffnung, die Lebensgrundlage und die Zukunft und 
treibt sie in die Flucht. Die deutsche Regierung trägt Mitschuld an dieser neuen Unordnung unserer 
Welt. Sie hat maßgeblich zu dieser Entwicklung beigetragen. Mit einem Rekord bei Rüstungsexporten, 
auch in Krisengebiete, mit ihrer Beteiligung an oder Unterstützung für westliche Militärinterventionen. 

Wenn es um Rüstung und Verteidigung geht, gilt für die Bundesregierung offensichtlich kein Sparzwang 
und keine »Schwarze Null«: Die Ausgaben im Bundeshaushalt sind massiv erhöht worden und sollen 
weiter steigen. Dringend notwendig wäre dagegen, friedliche Konfliktlösungen zu stärken und die 
Ursachen von Flucht und Vertreibung zu bekämpfen: einen ungerechten Welthandel und den globalen 
Kapitalismus.  

Die Bundesregierung aber stärkt den Finanzkapitalismus: in Deutschland, in Europa und weltweit. 
Wohnungen, Lebensmittel, Gesundheit werden zu Märkten für die Spekulation. Die Gewinne kommen 
nur einer Minderheit zugute. Die Folgen: Die Menschen in Deutschland leben unter ihren Möglichkeiten. 
Die Politik der deutschen Regierung in Europa hat verheerende Folgen für die Menschen. Die deutsche 
Regierung spielt eine zentrale Rolle dabei, die Europäische Union weiter zum Wettbewerbsraum 
umzubauen. Standortkonkurrenz, Druck auf Löhne und Sozialstaat und der Freihandel sind aber weder im 
Interesse der Menschen in Deutschland noch im übrigen Europa. 

Die Europäische Union ist heute in einer tiefgreifenden Krise. Dahin haben Sozialkürzungen, Austerität 
und der Mangel an Demokratie geführt. Gerade die Bundesregierung hat diesen Kurs immer bestärkt. 
Die Antworten der Mächtigen auf die Krisen setzen auf mehr Abschottung, Aufrüstung und auf eine 
europäische Interventionsarmee. Truppenbewegungen von EU und NATO an den Grenzen zu Russland 
gefährden den Frieden. Die Mächtigen lassen sich auf Geschäfte mit Despoten wie Erdogan ein. Sie 
dulden, dass ein Mitgliedstaat wie Ungarn die Demokratie abbaut. Sie schwächen Gewerkschaften und 
verschärfen ihren neoliberalen Kurs der Wirtschafts- und Finanzpolitik. Gleichzeitig wachsen Rassismus 
und Nationalismus und die Hetze gegen Menschen, die vor den Folgen dieser Politik auf der Flucht sind. 
Rechte Parteien und autoritäre Populistinnen und Populisten in Europa und den USA heizen Rassismus, 
Nationalismus und Frauenfeindlichkeit.  

Wir wollen ein anderes Europa, ein Europa der Menschen, nicht der Banken und Konzerne. Wir wollen 
einen Neustart der Europäischen Union, mit neuen Verträgen, neuen Strukturen, neuen Hoffnungen. 
Die neoliberale Politik von Privatisierung, Spekulation und unsozialer Kürzungspolitik wollen wir 
beenden. Wir wollen die sozialen Rechte in der EU stärken. Wir wollen abrüsten und Waffenexporte 
verbieten. Wir brauchen in Europa und weltweit eine neue Entspannungs- und Friedenspolitik. Wir 
werden uns niemals damit abfinden, dass Menschen im Mittelmeer ertrinken oder in Tod und Folter 
abgeschoben werden. Wir wissen: Wir müssen die Ursachen bekämpfen, nicht die Symptome. Wir 
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müssen Krieg, Waffenexporte und die Ungerechtigkeiten in der globalen Wirtschaft beenden. DIE LINKE 
steht an der Seite der Armen und Erwerbslosen wie an der Seite der Geflüchteten. Wir streiten für ein 
friedliches, solidarisches und demokratisches Europa. 

Mächtige Konzerninteressen verhindern, dass Umweltzerstörung und Klimawandel gestoppt werden. 
Die Konzerne sichern ihre Profite, indem sie wirtschaftliches Wachstum auf Kosten von Natur und 
Umwelt organisieren. Mit großer Wahrscheinlichkeit wird Deutschland die Klimaziele für das Jahr 2020 
nicht einhalten. Der neoliberale Kapitalismus nutzt ungebrochen fossile Brennstoffe, die Zerstörung von 
Klima und Natur schreitet voran. Wir müssen uns entscheiden, was wir retten wollen: Kapitalismus oder 
Klima. Wir wollen die Erzeugung und den Verbrauch von Energie umweltverträglich umbauen. DIE LINKE 
ist die einzige Partei, die für ein anderes Wirtschaftssystem eintritt: für einen wirklichen sozialen und 
ökologischen Umbau. Menschen vor Profite. 

Wir leben in einem reichen Land. Aber für viele Menschen ist davon nichts zu spüren: Sie arbeiten, 
kommen aber kaum über den Monat. Das öffentliche Eigentum schmilzt, das private Eigentum war noch 
nie so ungleich verteilt wie heute. Viele öffentliche Einrichtungen verkommen. In unzähligen Schulen 
regnet es hinein, und es fehlt das Geld für eine angemessene Reinigung. An den Universitäten fehlt es 
in den Vorlesungen immer öfter an Plätzen. In öffentlichen Krankenhäusern werden notwendige 
Investitionen nicht durchgeführt, Schwimmbäder, Sporthallen, Theater und Bibliotheken werden 
geschlossen. Brücken, Spielplätze, Fuß- und Radwege werden nicht im nötigen Umfang instand 
gehalten. Was an öffentlichen Angeboten fehlt, muss privat bezahlt werden. Viele Menschen können 
das nicht. 

Wir leben in einem Land, in dem viele Menschen arm sind. Die Schlangen an den Tafeln werden nicht 
nur am Monatsende immer länger. Mehr und mehr Kinder kommen ohne Frühstück in die Schule. 
Klassenfahrten sind oft eine finanzielle Herausforderung. Das solidarische Gewebe der Gesellschaft ist 
dünn geworden. Wir leben in einem Land, in dem viele Menschen reich sind: Rund eine Million sind 
Millionäre. Aber eine Vermögenssteuer wird nicht erhoben. 

Wenn sich die Schere zwischen Arm und Reich öffnet, bedeutet das auch mehr Druck auf die in der 
Mitte: Stress und Verunsicherung prägen den Alltag vieler Menschen. Sie erwarten wenig von der 
Zukunft, von der Rente, von Politik. Viele Menschen haben das Gefühl, dass sie nicht bekommen, was 
ihnen zusteht. Und sie haben Recht. Über 25 Jahre lang haben die verschiedenen Bundesregierungen 
die Gesellschaft entsichert. Notwendige Investitionen in das öffentliche Eigentum wurden 
zurückgehalten. Die Explosion der Mieten in den Städten verschärft die Umverteilung zu Gunsten der 
Vermögenden. Eine bezahlbare Wohnung zu haben, ist für viele zu einer Existenzfrage geworden. 
Verdrängung, Entmietung und Verteuerung durch Herausmodernisieren sind an der Tagesordnung. Die 
Städte sind der Spekulation anheimgefallen. Die Agenda 2010 und das Hartz IV-System haben 
Millionen Menschen in den Niedriglohn gestoßen und zur Armut und Bevormundung verurteilt. Sie 
wurden abgehängt. Die großen Parteien kümmern sich nicht um sie, sondern sorgen für Resignation. 
Die Interessen der Reichen werden geschützt. Die Interessen der Mehrheit, die öffentliche 
Einrichtungen und Dienstleistungen nutzt, werden verkauft. Die Schuldenbremse wird als Sparsamkeit 
angepriesen, erweist sich aber als Dogma: Dringender Bedarf wird nicht mit Förderung und 
Investitionen beantwortet, selbst wenn im Bundeshaushalt Überschuss ist. Ungleichheit setzt sich fest. 
In der Schule wirkt die soziale Herkunft wieder stärker: Wer arm oder als Arbeiterkind hineingeht, geht 
in Richtung Niedriglohn heraus. So verspielt die falsche neoliberale Politik Zukunft und soziale 
Sicherheit der Menschen!  

Öffentliche und persönliche Sicherheit sind Bestandteil von sozialer Gerechtigkeit. Sicherheit wird 
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immer mehr zu einem Zustand, den man sich leisten können muss. Unsicherheit und die soziale 
Ungleichheit befördern die Suche nach Sündenböcken. Angst und Sorge wachsen, wo Mangel herrscht. 
Rechte Parteien nutzen die Unsicherheiten aus. Sie versuchen, die Mobilisierung gegen die 
Schwächsten der Gesellschaft zu lenken. Dabei können sie an der Mobilisierung gegen Muslime aus der 
Mitte der Gesellschaft anknüpfen. Rassistische Hetze und Gewalt nehmen zu. DIE LINKE steht an der 
Seite derjenigen, die Opfer rassistischer Angriffe sind und derjenigen, die sich gegen Rassismus und für 
ein solidarisches Miteinander einsetzen. Wir sind Teil der Willkommens- und Solidaritätsbewegung für 
die Geflüchteten. Deutschland ist schon lange ein Einwanderungsland. Wir wollen ein gutes 
Zusammenleben stärken, mit allen, die hier leben: eine soziale Offensive für alle. Gegen einen rechten 
Kulturkampf, gegen die falschen Versprechen, dass es »uns« besser geht, wenn es »den anderen« 
schlechter geht, wollen wir eine Gesellschaft, in der wir ohne Angst verschieden sein können. Wir 
schaffen ein verlässliches soziales Netz der Gesellschaft und stellen eine gerechte Verteilung des 
Reichtums her. 

Zeit für grundlegende Veränderung 

Die Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD hat auf Druck der Gewerkschaften und der LINKEN einen 
gesetzlichen Mindestlohn eingeführt, aber immer noch können viele Menschen von ihrer Arbeit nicht 
leben. Wir haben immer noch einen größeren Niedriglohnsektor als die meisten westlichen 
europäischen Länder. Die Regierung brüstet sich damit, dass Wenige bereits ab 63 in Rente gehen 
können, aber tut nichts gegen die explodierende Zahl von älteren Menschen, die arm sind oder sein 
werden. Die Bundesregierung spricht darüber, reiche Erben zu besteuern, tatsächlich werden sie 
entlastet. Sie beklagt den Klimawandel, tut aber kaum etwas Wirksames dafür, dass selbst die niedrig 
bemessenen Klimaziele 2020 erreicht werden. Sie beklagt die Flüchtlinge, aber sie exportiert weiter 
Waffen in Krisengebiete. Sie spricht von internationaler Verantwortung und plant, die Ausgaben für das 
Militär massiv zu erhöhen. 

Wir kämpfen um jede Verbesserung im Alltag. Aber wir wissen auch, es braucht mehr als oberflächliche 
Korrekturen. Wir sind an einem Wendepunkt. Denn: Ein System, das Menschen massenhaft in die 
Altersarmut schickt, hat abgewirtschaftet. Mit einer bloß anderen Verwaltung der Gegenwart kommt 
keine bessere Zukunft. Wenn wir keine Alternativen durchsetzen, zerstört der Kapitalismus zunehmend 
die Gesundheit der Menschen, ihren sozialen Zusammenhalt und die Demokratie. 
Massenerwerbslosigkeit und Armut im globalen Maßstab, Kriege, rechter und islamistischer Terror, 
Millionen Menschen, die vor Verfolgung, Armut, Krieg und den Folgen des Klimawandels fliehen und 
ihre Heimat verlassen müssen – all das zeigt: Der globale Kapitalismus führt zu immer mehr 
Verwerfungen und Krisen. Dieses System im Interesse einer Klasse von Kapitaleigentümern und 
Superreichen steht den Interessen der Mehrheit der Menschen entgegen. DIE LINKE kämpft daher für 
Alternativen zum Kapitalismus. Wir wollen einen neuen Sozialismus, einen demokratischen, 
ökologischen, feministischen und lustvollen Sozialismus. 

Gegen die geballte Macht von Unternehmen, Reichen und ihren politischen Parteien brauchen wir eine 
Revolution der sozialen Gerechtigkeit. Statt einer Gesellschaft, in der zentrale Bereiche des Lebens 
Profit, Wettbewerb und Privatisierung unterstellt werden, wollen wir: 

Eine Zukunft, für die es sich zu kämpfen lohnt. 

Was wir dringend angehen: 

• Gute Arbeit und gute Löhne: Den gesetzlichen Mindestlohn erhöhen wir auf 12 Euro. Selbst die 
Bundesregierung weiß: Darunter reicht es nicht zum Leben und für eine Rente oberhalb der 
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Grundsicherung. Wir wollen prekäre Arbeit abschaffen: Befristungen ohne sachlichen Grund, Minijobs 
und Leiharbeit werden ausgeschlossen. Die Ausnahmeregeln für Befristungen im wissenschaftlichen 
Bereich wollen wir abschaffen. Die Arbeit mit Menschen muss besser bezahlt werden! 

• Soziale Garantien des Lebens: Armut abschaffen, statt die Armen bekämpfen: Wir schaffen das 
Hartz IV-System ab und ersetzen es durch eine bedarfsdeckende und sanktionsfreie  Mindestsicherung 
in Höhe von 1.050 Euro ohne Sanktionen und Kürzungsmöglichkeiten. Der Bezug des 
Arbeitslosengeldes muss deutlich verlängert werden.  

• Wir schaffen eine Kindergrundsicherung, die alle Kinder vor Armut und Ausgrenzung schützt. Sie 
sichert ihnen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und gute Entwicklungsmöglichkeiten. 

• Das Rentenniveau muss wieder auf 53 Prozent angehoben werden. Das bedeutet für einen 
Standardrentner oder eine Standardrentnerin: rund 126 Euro netto mehr im Monat. Wir wollen eine 
Solidarische Mindestrente von 1.050 Euro. 

• Mehr Zeit zum Leben statt schuften bis zum Umfallen: Wir wollen Arbeit so umverteilen, dass die 
einen nicht mehr in Stress und Überstunden untergehen und die anderen nicht so viel Arbeit finden, wie 
sie wollen. Kürzere Vollzeit um die 30 Stunden in der Woche mit guten Standards: Wir wollen ein neues 
Normalarbeitsverhältnis und ein Recht auf Feierabend. Und eine gerechtere Verteilung der Tätigkeiten 
zwischen den Geschlechtern. Wir wollen die Rente ab 65 oder nach mindestens 40 Beitragsjahren ab 
60 Jahren. 

• Wir haben ein Programm für die Zukunft, das sich am Bedarf und den Bedürfnissen der Menschen 
orientiert – weg  mit der Politik von Schuldenbremse und »Schwarzer Null«: Wir investieren in Bildung 
und Gesundheit, in mehr Personal in Pflege und Erziehung, in sozialen Wohnungsbau. Wir investieren in 
erneuerbare Energien, öffentlichen Nahverkehr, schnelle Internetverbindungen und in Barrierefreiheit. 
Wir schaffen einen sozialen und ökologischen Umbau der Wirtschaft. Wir bekämpfen 
Massenerwerbslosigkeit und schaffen neue Arbeitsplätze in kurzer Vollzeit. 

• Wir finanzieren dieses Zukunftsprogramm, indem wir Reichtum begrenzen: Vermögen oberhalb 
einer Million Euro wollen wir besteuern, auch hohe Erbschaften. Steuern der Konzerne werden wir 
erhöhen und den Steuervollzug durchsetzen. Privatisierungen und »öffentlich-private Partnerschaften«, 
etwa beim Bau von Autobahnen oder Schulen, lehnen wir ab. 

• Auch in der Einkommensteuer wollen wir die unteren und mittleren Einkommen entlasten, die 
oberen stärker belasten: Wir erhöhen den monatlichen Grundfreibetrag auf 1.050 Euro zu 
versteuerndes Einkommen. Mit unserem Steuerkonzept werden alle entlastet, die weniger als 7.100 
Euro brutto im Monat (Steuerklasse I) verdienen. Wir sehen zwei Stufen einer gesonderten 
Reichensteuer vor: 60 Prozent auf die Teile des zu versteuernden Einkommens oberhalb von rund 
260.000 Euro Jahreseinkommen und 75 Prozent auf die oberhalb einer Million Euro. 

• Stopp von Mieterhöhungen! Wir wollen eine wirkliche Mietpreisbremse, flächendeckend und ohne 
Schlupflöcher. Wir wollen jährlich mindestens 250 000 neue Sozialwohnungen schaffen. Wir wollen 
sozialen, kommunalen und gemeinnützigen Wohnungsbau stärken und ein Verbot der Spekulation mit 
Wohnraum.  

• Statt der Zwei-Klassen-Medizin schaffen wir eine Solidarische Gesundheitsversicherung. Alle 
zahlen mit allen Einkommen ein, die Beiträge sinken und die Versorgung wird besser für alle. 
Zuzahlungen z.B. für Zahnersatz und Brille schaffen wir damit ab. 

• Immer noch trennt eine Mauer den Osten vom Westen: Wir wollen den Rentenwert Ost sofort an 
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das Westniveau angleichen. Wir kämpfen für gleiche Löhne und gleichwertige Lebensverhältnisse in 
Ost und West. 

• Den Klimawandel stoppen! Wir wollen den Umstieg auf erneuerbaren Energien, eine ökologische 
Verkehrswende und den Schutz unserer Umwelt. 

• Wir schaffen gute Bildung für alle: mit gut ausgestatteten Kitas und Schulen und genügend 
Ausbildungs- und Studienplätzen. 

• Wir lehnen Aufrüstung, Waffenexporte und Auslandseinsätze der Bundeswehr sowie jegliche 
deutsche Unterstützung von Militärinterventionen ab. Die Militärausgaben dürfen nicht erhöht, sondern 
müssen deutlich gesenkt werden. Statt wie die Bundesregierung auf Aufrüstung, Konfrontation und 
Sanktionen gegen Russland zu setzen, werden wir eine Friedens- und Entspannungspolitik einleiten. 

• Wir wollen Fluchtursachen bekämpfen, nicht die Flüchtlinge! Wir brauchen eine gerechte 
Entwicklungshilfe und fairen globalen Handel. 

• Wir unterstützen die Forderungen nach einem sofortigen Stopp der Abschiebungen und nach 
einem Bleiberecht für alle. 

• Wir wollen sichere Fluchtwege schaffen, damit das Sterben im Mittelmeer aufhört. Das Recht auf 
Asyl stellen wir wieder her und setzen die Genfer Flüchtlingskonvention durch. Der schmutzige Deal mit 
der Türkei und anderen Ländern muss aufgekündigt werden! 

• Wir wollen eine solidarische Einwanderungsgesellschaft: mit sozialer Sicherheit statt Konkurrenz um 
Arbeitsplätze, Wohnungen und Bildung. Mit einer sozialen Offensive für alle, die den Zusammenhalt 
der Gesellschaft stärkt. 

• Wir wollen einen Neustart der Europäischen Union mit grundlegend veränderten EU-Verträgen: 
solidarisch, friedlich, demokratisch, ökologisch. Soziale Rechte, Tarifverträge und demokratische 
Gestaltungsmöglichkeiten müssen Vorrang vor den Binnenmarktfreiheiten der Unternehmen haben. 
Dazu gehört, das Europaparlament zu stärken. Die unsoziale Kürzungspolitik werden wir beenden. 

• Wir wollen Demokratie für alle. Alle hier lebenden Menschen sollen die Möglichkeit haben, sich am 
demokratischen Prozess zu beteiligen. Dazu zählt auch Transparenz staatlichen Handelns. 

• Wir lehnen die neoliberalen Freihandels- und Konzernschutz-Abkommen ab: TTIP mit den USA, CETA 
mit Kanada, JEFTA mit Japan, die Freihandelsabkommen mit Afrika, das Dienstleistungsabkommen TISA 
und ähnliche Abkommen. Sie sind demokratiefeindlich und schränken die Entwicklungsmöglichkeiten 
schwächerer Länder ein. Deutschland muss ihnen die Zustimmung verweigern.  

Dafür kämpfen wir in den Parlamenten und auf der Straße, in Regierungen und in den Betrieben, im 
Bund, den Ländern und den Kommunen. Außerparlamentarische Bewegungen sind ein wichtiger Motor 
linker Politik. Wir werden es nicht allein schaffen, Politik und Gesellschaft eine neue Richtung zu geben. 
Wir wissen um die Notwendigkeit von Gewerkschaften, freien Wohlfahrts- und Sozialverbänden und 
engagierten Bürgerinnen und Bürgern.  

Stimmen wir nicht nur ab, erheben wir unsere Stimme! Es gibt viel Wut und Empörung – zu Recht. 
Vieles läuft falsch. Die gute Nachricht: Es muss nicht so bleiben. Es geht anders, wenn wir es anders 
machen. Wir sind viele, viel mehr, als wir denken: Wir schauen nicht weg, wir stehen auf gegen Unrecht 
und Unmenschlichkeit. Viele Menschen sind in Bewegung: für gerechten Welthandel, für Klimaschutz, 
für Frieden und Abrüstung, gegen Rassismus, für eine Aufwertung von Sozial- und Erziehungsdiensten, 
für höhere Löhne im Einzelhandel, gegen steigende Mieten und Verdrängung, für mehr Personal in 
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Gesundheit und Pflege, für gute Arbeit und gegen Missbrauch von Werkverträgen und Leiharbeit. Wir 
streiten. Wir demonstrieren. Wir haben Hoffnung. Wir sind die Hoffnung auf Veränderung. Gemeinsam 
können wir das Land verändern. Auf jede und jeden kommt es an.
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I. Gute Arbeit für alle statt Niedriglohn, Dauerstress und Abstiegsangst 

Millionen Menschen in Deutschland wünschen sich bessere Löhne, sichere Arbeitsplätze, weniger 
Stress und Arbeitszeiten, die mit dem Leben mit Kindern, Familie und Freundschaften vereinbar sind. 
Aber diese berechtigten Ansprüche werden für viele Beschäftigte und Selbständige nicht eingelöst. 
Viele arbeiten bis zur Erschöpfung und kommen doch mit ihrem Lohn kaum bis zum Monatsende über 
die Runden. Ein Viertel der Beschäftigten arbeitet in unsicheren Arbeitsverhältnissen wie Leiharbeit, 
Werkverträgen, befristeter Beschäftigung, Minijobs, Solo- und Scheinselbständigkeit. Prekär 
Beschäftigte können das eigene Leben kaum planen und sich kaum eine berufliche Perspektive 
aufbauen. DIE LINKE vertritt genauso die Interessen der vielen Beschäftigten, die mit auskömmlichem 
Gehalt und unbefristeten Arbeitsverhältnissen arbeiten. Sorgen um den Arbeitsplatz und die berufliche 
Zukunft, Dauerstress und belastende Arbeitszeiten machen krank. Wir stellen uns den Versuchen der 
Arbeitgeber entgegen, die Belegschaften spalten: in Beschäftige in unsicheren Arbeitsverhältnissen und 
Beschäftigte, die nicht direkt davon betroffen sind.  

DIE LINKE kämpft für einen grundlegenden Kurswechsel in der Arbeitsmarkt-, Sozial- und 
Wirtschaftspolitik und für ein neues Normalarbeitsverhältnis. Das alte Normalarbeitsverhältnis, das 
nach dem Zweiten Weltkrieg von Beschäftigten und Gewerkschaften erkämpft wurde, bedeutete 
Sicherheit gegen das Risiko von sozialem Abstieg. Es erlaubte, die Zukunft zu planen und die 
Grundlagen dafür zu legen, dass es den Kindern einmal besser geht. Wir wollen ein neues 
Normalarbeitsverhältnis, das für alle Menschen soziale Sicherheit ermöglicht und auf individuelle  

Lebenslagen Rücksicht nimmt: Die Löhne müssen für ein gutes Leben und für eine Rente  

reichen, die den Lebensstandard im Alter sichert. Arbeit darf nicht krank machen, sie muss planbar und 
mit dem Leben mit Kindern vereinbar sein. Arbeit muss für alle Menschen sicher und unbefristet, 
tariflich bezahlt, sozial abgesichert und demokratisch mitgestaltet sein. Das gilt, egal ob die Arbeit mit 
Laptop oder Wischmopp, im Pflegekittel oder Blaumann geleistet wird. In einem reichen Land wie 
Deutschland fängt sozial gerechte Politik damit an, dass Armut trotz Arbeit, sozialer Abstieg und 
permanente Unsicherheit in prekären Jobs sofort gestoppt werden. DIE LINKE will als 
Sofortmaßnahmen durchsetzen: 

• Der gesetzliche Mindestlohn wird auf 12 Euro erhöht. Der Mindestlohn von 8,84 Euro, den die 
Große Koalition auf Druck der Gewerkschaften, Sozialverbände und der LINKEN endlich eingeführt hat, 
ist zu niedrig. Der gesetzliche Mindestlohn muss jährlich angehoben werden, dabei ist mindestens die 
Produktivitäts- und Preisentwicklung zu berücksichtigen. Er muss so bemessen und fortlaufend 
angepasst werden, dass er wirksam vor Altersarmut schützt. Und er muss flächendeckend gelten: Alle 
Ausnahmeregelungen wollen wir streichen. Um die Einhaltung des gesetzlichen Mindestlohns zu 
kontrollieren, müssen dringend mehr staatliche Kontrolleure und Kontrolleurinnen eingestellt werden. 

• Befristungen stoppen! Immer mehr Menschen hangeln sich jahrelang von einem befristeten Job 
zum nächsten. Jeder zweite neu abgeschlossene Arbeitsvertrag ist befristet. DIE LINKE fordert daher 
die ersatzlose Streichung der »sachgrundlosen Befristung« aus dem Teilzeit- und Befristungsgesetz. 
Sachgründe müssen strikt beschränkt, Kettenbefristungen verboten werden: Der zweite Arbeitsvertrag 
beim gleichen Arbeitgeber muss unbefristet sein, Befristungen sollen auf längstens ein Jahr beschränkt 
werden. Auch im Öffentlichen Dienst arbeiten Beschäftigte immer öfter und länger befristet – vor allem 
junge Berufseinsteiger. Der Öffentliche Dienst muss Vorbild sein: Sachgrundlose Befristungen müssen 
ausgeschlossen werden. 

• Lohndumping durch Leiharbeit und Werkverträge verhindern! Leiharbeit schafft im gleichen 
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Betrieb Beschäftigte zweiter Klasse. Beschäftigte in Leiharbeit verdienten 2015 nur knapp 60 Prozent 
des Durchschnittslohns. Wir wollen die Leiharbeit abschaffen. Bis dahin kämpfen wir um bessere 
Bedingungen für die Beschäftigten! Lohndumping muss sofort unterbunden werden: Leiharbeiter und 
Leiharbeiterinnen müssen den gleichen Lohn wie Festangestellte plus eine Flexibilitätszulage von 10 
Prozent erhalten! Kein Einsatz von Leiharbeitsbeschäftigten darf länger als drei Monate dauern. 
Leiharbeiter müssen nach drei Monaten im Betrieb übernommen werden und dürfen nicht gegen 
andere Leiharbeiter ausgetauscht werden. Der Einsatz von Leiharbeit und die Vergabe von 
Werkverträgen müssen an die Zustimmung des Betriebsrates und die Einhaltung der im Kernbetrieb 
gültigen Tarifverträge gebunden werden. Der Missbrauch von Werkverträgen durch Scheinwerkverträge 
muss wirksam unterbunden werden, indem die Beweislast umgekehrt wird und zukünftig beim 
Arbeitgeber liegt. 

• Immer mehr Beschäftigte, mehrheitlich Frauen und Alleinerziehende, werden in unfreiwillige Teilzeit, 
Mini- und Midi-Jobs und damit in Altersarmut abgedrängt. DIE LINKE fordert soziale Absicherung: Ab 
dem ersten Euro muss eine volle Pflicht zur Sozialversicherung gelten. DIE LINKE setzt sich für die 
Ersetzung von Mini- und Midi-Jobs durch unbefristete Arbeitsverträge und existenzsichernde 
Einkommen ein. Dazu wollen wir einen Rechtsanspruch auf eine Mindeststundenzahl im Arbeitsvertrag 
von 22 Stunden pro Woche einführen. Dieser soll für alle Beschäftigten gelten. Ausnahmen darf es nur 
aus schwerwiegenden wirtschaftlichen Gründen geben. Die Beweispflicht hierfür muss beim 
Unternehmen liegen. Zudem müssen Arbeitgeber verpflichtet werden, den Abschluss von 
Teilzeitverträgen unter 22 Stunden mit dem Betriebsrat zu erörtern, der Betriebsrat muss ein Vetorecht 
erhalten.  

• Beschäftigte in Privathaushalten brauchen Einkommen, die zum Leben reichen, und eine Stärkung 
ihrer Arbeitsrechte, alle Beteiligten brauchen Planungssicherheit. Um informelle Arbeit zurückzudrängen 
und zu gewährleisten, dass Beschäftigte nicht weiterhin auf mehrere prekäre Jobs angewiesen sind, 
wollen wir Beschäftigung im Bereich häuslicher Dienstleistungen (u.a. Reinigung, Pflege, 
Kinderbetreuung) regulieren. Bevorzugt soll Arbeit in Privathaushalten über zertifizierte Agenturen, 
gemeinwohlorientierte oder kommunale Träger organisiert werden. Die zertifizierten 
Dienstleistungsplattformen müssen Tarifverträge, unbefristete Beschäftigung, das Recht auf eine 
vertragliche Mindeststundenzahl und die Bezahlung nach dem Mindestlohn garantieren. Zudem müssen 
Beratungs- und Weiterbildungsangebote für Beschäftigte in Privathaushalten ausgebaut werden. Um 
Überausbeutung zurückzudrängen, müssen Beschäftigte in Privathaushalten ohne Arbeits- und 
Aufenthaltsrechte die Möglichkeit einer Legalisierung erhalten.  

• Die Regelungen im Arbeitsschutzgesetz, dass die Verhütung psychischer Belastung zum gesetzlich 
verpflichtenden Arbeitsschutz gehört, muss mit Leben erfüllt werden. Das gesetzliche Instrument der 
Gefährdungsbeurteilung ist deshalb schärfer durchzusetzen, zu kontrollieren und offensichtliche 
Mängel sind zu sanktionieren. Die Arbeitsschutzämter sind finanziell und personell besser auszustatten. 

• Um die gleichberechtigte Teilhabe der Beschäftigten zu verbessern, müssen entsprechende Strategien 
entwickelt und umgesetzt werden (Diversity-Strategien). Auch entsprechende Dienstvereinbarungen 
müssen abgeschlossen werden. Diskriminierungen und Mobbing sind zu ahnden. Für alle 
Beschäftigtengruppen, die von Diskriminierung betroffen sind oder sein könnten, müssen 
Gleichstellungspläne erstellt werden. 

Höhere Löhne statt steigender Rendite 

Die Einführung der Agenda 2010-Reformen durch die Regierung von SPD und Grünen – mit Zustimmung 
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von Union und FDP – bereitete Niedriglöhnen, prekärer Beschäftigung und Tarifflucht den Weg. In den 
vergangenen Jahren sind die Löhne kaum gestiegen. Tarifverträge gelten nur noch für eine Minderheit 
der Beschäftigten. Wo Unternehmen Tarifflucht begehen, sinken häufig die Löhne; prekäre Arbeit, 
Stress und die Erpressbarkeit der Belegschaften nehmen zu. DIE LINKE kämpft für eine Umverteilung 
des Reichtums von den Profiten zu den Löhnen. Die Löhne für Gering- und Normalverdienende müssen 
deutlich steigen!  

Die Bundesregierung hat nichts gegen die Tarifflucht der Unternehmen getan. Wir wollen die 
Verhandlungsposition von Beschäftigten und Gewerkschaften verbessern. Die Arbeitgeberseite kann 
gegen die Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen ein Veto einlegen. Das wollen wir abschaffen.  

• Ein Tarifvertrag muss auf Antrag einer Tarifvertragspartei für allgemeinverbindlich erklärt werden, z. 
B. wenn ein Drittel der Beschäftigten der jeweiligen Branche von diesem Tarifvertrag erfasst werden. 
Ein Tarifvertrag ist ferner im öffentlichen Interesse auf Antrag einer Tarifvertragspartei für 
allgemeinverbindlich zu erklären, wenn die Absicherung des Tarifvertrages gegen die Folgen 
wirtschaftlicher oder sozialer Fehlentwicklungen erforderlich ist. Es muss als »öffentliches Interesse« 
angesehen werden, Tarifverträge in ihrer Reichweite zu stärken und einen Unterbietungswettbewerb zu 
Lasten von Löhnen und Arbeitsbedingungen zu verhindern. Bei Betriebsübergängen in nicht 
tarifgebundene Unternehmen und Auslagerungen müssen die bisherigen Tarifverträge in ihrer jeweils 
gültigen Fassung unbefristet geschützt bleiben und auch für neu Eingestellte gelten.  

• Einige Unternehmen verstoßen systematisch gegen den Mindestlohn, das Arbeitsrecht und das 
Betriebsverfassungsgesetz. Recht muss durchgesetzt werden: In der Arbeitswelt gibt es aber häufig 
einen Freifahrtschein, der Rechtstaat versagt häufig. DIE LINKE fordert die Einrichtung einer staatlichen 
Beschwerdestelle unter Einbeziehung des DGB. Wir wollen Staatsanwaltschaften für Straftatbestände 
aus dem Arbeitsrecht schaffen und mehr Personal für die Aufsichtsbehörden einrichten.  

• Der Staat muss eine Vorreiterrolle für gute Löhne einnehmen: Die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen wollen wir daran knüpfen, dass Tarifverträge eingehalten werden und an Kriterien der 
Gewerkschaften für gute Arbeit gebunden sind. Die Löhne in den unteren und mittleren 
Einkommensgruppen des Öffentlichen Dienstes müssen deutlich steigen. 

DIE LINKE will gute Löhne für alle Beschäftigten. Wir wollen verbindliche Obergrenzen für Manager- und 
Vorstandsgehälter: Sie dürfen nicht mehr als das Zwanzigfache des niedrigsten Gehalts im 
Unternehmen betragen. Die Jungsozialistinnen und Jungsozialisten in der Schweiz hatten ein Verhältnis 
von 1 zu 12 gefordert – das ist der nächste Schritt. Jahresgehälter über einer halben Million Euro dürfen 
nicht mehr steuerlich abzugsfähig sein. Wir wollen Wege prüfen, wie sie in Portland (USA) gegangen 
werden: Dort wird für Unternehmen eine Strafsteuer erhoben, deren Löhne zu weit auseinander gehen. 
Wir fordern verbindliche Regeln für alle öffentlichen Unternehmen. Obergrenzen für Gehälter in 
Unternehmen sollen dazu beitragen, die Einkommen in der Gesellschaft gerechter zu machen. Wir 
schlagen vor, dass niemand mehr als 40 Mal so viel verdienen sollte wie das gesellschaftliche 
Minimum. Das sind derzeit knapp eine halbe Million Euro im Jahr.  

Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit  

Um die Lohndiskriminierung von Frauen zu überwinden, braucht es einen grundlegenden Kurswechsel 
in der Arbeitsmarkt-, Sozial- und Wirtschaftspolitik. Ein verbindliches Entgeltgleichheitsgesetz und 
Lohnmessungsinstrumente sind wichtige Schritte. DIE LINKE will darüber hinaus den 
Niedriglohnbereich, in dem mehrheitlich Frauen tätig sind, abschaffen. Alle Geschlechter müssen die 
gleichen Chancen haben, einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Deshalb schaffen wir familiengerechte 
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Arbeitszeiten, eine Umverteilung der Arbeit, Ausbau von Ganztagsbetreuung in Kitas und Schulen sowie 
von Angeboten für Menschen mit Pflegebedarf. Die gesellschaftlich unverzichtbare Arbeit mit den 
Menschen in Kindertagesstätten, in Pflegeberufen und in der sozialen Arbeit, die immer noch 
mehrheitlich von Frauen geleistet wird, muss anerkannt und besser bezahlt werden! DIE LINKE wird 
mehr Geld in soziale Dienstleistungen investieren (vgl. Kapitel V »In die Zukunft investieren«). Wir 
beenden die Unterfinanzierung von Bildung, Gesundheitsversorgung und Pflege. Der Pflegemindestlohn 
muss auf 14,50 Euro erhöht und Tarifregelungen für Pflegefachkräfte müssen bundeseinheitlich für 
verbindlich erklärt werden (vgl. Kapitel IV »Solidarische Gesundheitsversicherung«). 

• DIE LINKE will die Rechte von Beschäftigten in Privathaushalten stärken. Kontrollen und 
arbeitsrechtliche Unterstützung müssen ausgeweitet werden.  

• Gleicher Lohn für gleiche Arbeit ab dem ersten Tag muss auch für Saisonarbeiterinnen und 
Saisonarbeiter und für Beschäftigte gemäß Arbeitnehmerentsendegesetz gelten. 

• Immer noch erhalten Beschäftigte im Osten Deutschlands weniger Lohn als im Westen, im 
Durchschnitt 24 Prozent. Der Niedriglohnsektor ist größer. Dem stellen wir uns entgegen. Wir 
unterstützen die Gewerkschaften beim Kampf um bundeseinheitliche Flächentarifverträge (vgl. Kapitel 
X „Gleichwertige Lebensverhältnisse in Ost und West«). 

Statt digitales Prekariat: soziale Absicherung für alle Beschäftigten 

Digitalisierung und die Arbeit und Auftragsvergabe über Clouds und Plattformen schafft neue, oft 
entgrenzte und prekäre Beschäftigungsformen. Im Zuge der fortschreitenden digitalen Vernetzung 
entsteht eine große Vielfalt an neuen Formen von Arbeit und Beschäftigung. Unternehmen können im 
Internet – in der Cloud – in großem Stil auf eine große Menge von Arbeitskraftanbietern – die Crowd – 
zugreifen, Kandidaten fallweise auswählen und für Teilaufgaben beauftragen. Die Beschäftigten haben 
meist keine soziale Absicherung, Mitbestimmung, Tarifverträge, und sie sind nicht gewerkschaftlich 
organisiert. Das Arbeitsrecht findet keine Anwendung.  

Die Zahl der digitalen Tagelöhner, die ihre Arbeit per Internet anbieten, wächst stetig. Die große 
Mehrheit verdient wenig. Freelancer sind zumeist nicht für Zeiten der Erwerbslosigkeit versichert und 
haben keine Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. Die digitale Agenda der Bundesregierung gibt keine 
Antwort darauf, wie diese Prekarisierung zurückgedrängt werden kann. 

Crowdworking steht für eine neue digitale und globalisierte Arbeitswelt. Die Begriffe »Beschäftigte« 
»Arbeitgeber« und »Betrieb« müssen den neuen Gegebenheiten angepasst werden. DIE LINKE verteidigt 
die Schutzrechte und demokratische Mitbestimmung der Beschäftigten gemeinsam mit den 
Gewerkschaften. Wir wollen sie so ausweiten, dass Crowd- und Cloud-Arbeit reguliert und gute Arbeit 
auch in der Cloud möglich wird. Arbeitsschutzrechte müssen umfassend gelten und nach Empfehlungen 
einer Kommission aus Gewerkschaften, Expertinnen und Experten aus Arbeitsrecht und Arbeitsmedizin 
auf diese Herausforderungen hin überarbeitet werden. Es muss ein EU-Rahmen zum Thema 
Crowdworking geschaffen werden, damit Mindestlöhne, Arbeitszeitregulierung, Sozialversicherung, 
Rentenversicherung, Besteuerung etc. weder ausgehöhlt noch umgangen werden können. Bei 
Crowdwork-Plattformen müssen sowohl die Betreiber als auch die Auftraggeber an der Finanzierung der 
sozialen Sicherungssysteme paritätisch beteiligt werden.  

Die Entwicklung neuer Technologien und die Digitalisierung führen dazu, dass sich die Anforderungen 
an die Arbeit und die berufliche Kompetenz der Menschen verändern. Auch im Beruf ist Weiterbildung 
eine wichtige Voraussetzung, um mit den technischen Veränderungen Schritt zu halten. Das heißt aber 
nicht, dass die Unternehmen die Verantwortung für die Weiterbildung ihrer Beschäftigten als deren 
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Bringepflicht ansehen dürfen. Bislang werden die Menschen mit dieser Anforderung im Stich gelassen. 
DIE LINKE will ein umfassendes Recht auf Weiterbildung. Die Qualifizierung der Beschäftigten ist eine 
gesellschaftliche Aufgabe, die nicht auf die Einzelnen abgewälzt werden darf. 

• Bei der betrieblichen Weiterbildung dürfen Arbeitgeber nicht aus der Verantwortung entlassen 
werden. Fortbildungsmaßnahmen, die im Interesse der Unternehmen sind, müssen auch von diesen 
finanziert werden. Alle Beschäftigten müssen zum Zwecke der Weiterbildung einen Rechtsanspruch 
erhalten, ihre Arbeitszeit zeitweise zu reduzieren oder zeitlich begrenzt ganz aussetzen zu können. Wo 
Unternehmen Regelungen verweigern, muss eine gesetzliche Verpflichtung greifen: Der Arbeitgeber 
muss während der Bildungsteilzeit einen teilweisen Lohnausgleich von mindestens 70 Prozent des 
Nettogehalts und Sozialversicherungsbeiträge zahlen. Der Staat muss Bildungsteilzeit von Beschäftigten 
durch eine stärkere Berücksichtigung bei den Rentenansprüchen und der Höhe von Ansprüchen auf 
ALG-I unterstützen. Für Geringverdienende (mit Einkommen von 70 Prozent und weniger des 
Durchschnittslohns einer Branche) muss ein vollständiger Lohnausgleich durch staatliche Zuschüsse 
garantiert werden. 

• Damit sich alle Unternehmen gleichermaßen an der Finanzierung beruflicher Weiterbildung 
beteiligen, schlägt DIE LINKE einen Weiterbildungsfonds vor, in den alle Unternehmen einer Branche 
einzahlen. 

Für eine soziale Absicherung für Solo-Selbstständige 

In Deutschland gibt es über zwei Millionen Solo-Selbstständige. Ihre sozialen Probleme müssen endlich 
ernst genommen werden. Viele haben ein deutlich unterdurchschnittliches Einkommen. Ihre Beiträge 
zur Gesetzlichen Krankenkasse werden aber nicht nach diesem Einkommen berechnet. Die Folgen sind 
eine starke finanzielle Belastung oder eingeschränkte gesundheitliche Versorgung für viele 
Selbstständige. Auch die Altersvorsorge ist für viele Selbstständige ein großes Problem, oft droht 
Altersarmut. So ist lediglich ein Viertel der Solo-Selbstständigen in ein obligatorisches System der 
Altersvorsorge einbezogen. Das wollen wir ändern. 

• Deshalb fordern wir in einem ersten Schritt, dass der Mindestbeitrag sich nach der 
Geringfügigkeitsgrenze (aktuell 450 Euro im Monat) bemisst und ab dieser Grenze sich der Beitrag nach 
dem tatsächlichen Einkommen richtet. 

• Solo-Selbständige müssen in die Erwerbslosen-, Gesundheits-, Renten- und Pflegeversicherung 
einbezogen werden. Dies darf nicht dazu führen, dass sie Solo-Selbständige ergänzend 
Mindestsicherung in Anspruch nehmen müssen. 

• Das gesetzliche Rentensystem werden wir zu einer Erwerbstätigenversicherung ausbauen, in dem auch 
Selbstständigen  pflichtversichert sind. (Vgl. Kapitel II »Gute Rente«) 

• Wir schaffen branchenspezifische Mindesthonorarregelungen, die bundesweit gelten. Damit wollen 
wir einem ruinösen Preiswettbewerb entgegen wirken. Die öffentliche Hand muss eine Vorreiterrolle 
einnehmen mit einer Mindesthonorarordnung bei öffentlich finanzierten Auftrgen.  

Dauerstress stoppen! Mehr Zeit zum Leben 

Die Arbeitgeberverbände versuchen, unter dem Deckmantel der Digitalisierung eine umfangreiche 
Deregulierung von Standards und Arbeitszeiten durchzusetzen: immer und überall erreichbar sein, 
Überstunden und Arbeit auf Abruf, am Wochenende und nachts. Diese Vision einer hochflexiblen 
Arbeitswelt richtet sich gegen die Interessen der Beschäftigten nach planbarer, begrenzter und 
selbstbestimmter Arbeit. Dem halten wir entgegen: Flexibilität im Arbeitsleben muss sich nach den 
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Bedürfnissen der Beschäftigten richten. Die Beschäftigten müssen mehr Einfluss auf die Gestaltung 
ihrer Arbeit und Arbeitszeit haben. 

In den vergangenen Jahren haben Burn-Out und psychische Erkrankungen infolge von Dauerstress und 
belastenden Arbeits- und Lebensbedingungen dramatisch zugenommen. Es wird Personal gespart und 
der Leistungsdruck wird erhöht. In vielen Berufen – ob in der Pflege, in der Kita oder auf dem Bau – 
schaffen es die Beschäftigten auf Grund der hohen Belastung nicht bis zur Rente. Arbeit darf nicht 
krank machen. Sie muss so geregelt werden, dass die Gesundheit ein ganzes Arbeitsleben über 
erhalten wird. 

Home Office oder E-Mails in der Freizeit und am Wochenende abzurufen, führen oft zu Überstunden 
ohne Freizeit- oder Lohnausgleich. Wir wollen einen Rechtsanspruch für Beschäftigte auf mobiles 
Arbeiten und Home-Office schaffen, aber nur freiwillig und mit verbindlichem tarifvertraglichem Schutz 
vor Überlastung und Stress. Rund-um-die-Uhr-Erreichbarkeit führt dazu, dass niemals Feierabend ist. 
Das ist nicht nur für Menschen mit Kindern eine enorme Belastung. 

DIE LINKE setzt sich für Gesetzesveränderungen ein, die zu mehr Zeitsouveränität für die Einzelnen und 
Schutz gegen Dauerstress und Überlastung führen: 

• Eine Anti-Stress-Verordnung, wie sie auch von Gewerkschaften gefordert wird. Zudem braucht es 
ein individuelles Veto-Recht gegen Überlastung. Betriebs- und Personalräte müssen umfassende 
Mitbestimmungsrechte bei Personaleinsatz, Zielvorgaben und Arbeitsplanung erhalten. 

• Es gibt ein Recht auf Feierabend. Die gesetzliche Wochenhöchstarbeitszeit muss auf 40 
Stunden reduziert werden. Ausnahmen müssen strikter begrenzt und stärkere Kontrollen durch 
Arbeitsschutzbehörden und Arbeitnehmervertretungen müssen gesetzlich vorgeschrieben werden. 

• Jedes Jahr leisten die Beschäftigten Millionen Überstunden ohne Bezahlung. Dieser Lohnraub muss 
sofort beendet werden. Arbeitgeber müssen verpflichtet werden, Arbeitszeiten vollständig zu erfassen 
und mit Zuschlägen oder Freizeitausgleich abzugelten. Wir wollen das Recht auf Nichterreichbarkeit 
außerhalb der Arbeitszeit sowie eine Begrenzung und den zeitnahen Ausgleich von Mehrarbeit 
gesetzlich verankern. Dienstreisen und in der Freizeit erbrachte Arbeitsleistungen müssen vollständig 
als Arbeitszeit angerechnet werden. Arbeit auf Abruf wollen wir auf das unbedingt erforderliche Maß 
beschränken. Ausnahmen von der gesetzlich zulässigen Tageshöchstarbeitszeit und erforderlichen 
Ruhezeiten lehnen wir ab. Nacht-, Schicht- und Wochenendarbeit müssen strenger reguliert und auf ein 
unvermeidbares Maß zurückgeführt werden. Wo Schichtarbeit unvermeidbar ist, müssen Arbeitgeber 
verpflichtet werden, gesundheitlich und sozial verträglichere Modelle zu verwirklichen. So vermindern 
beispielsweise kurze Schichtblöcke (maximal drei hintereinanderliegende Schichten) die 
Umstellungsschwierigkeiten durch den Wechsel von Früh-, Spät- und Nachtschicht.  

• Wir unterstützen Initiativen von Gewerkschaften und Betriebsräten, atypische und besonders 
belastende Arbeitszeiten durch zusätzliche Freizeit auszugleichen. 

• Den Mindesturlaubsanspruch im Bundesurlaubsgesetz wollen wir schrittweise von 24 auf 30 
Werktage anheben.  

• Wir wollen den betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz verbessern. Dazu gehört eine 
Arbeitsschutzverordnung zu psychischen Gefährdungen am Arbeitsplatz. Und wir wollen das 
Jugendarbeitsschutzgesetz verbessern. Es muss stärker kontrolliert werden, dass die Arbeitszeiten 
eingehalten werden und der Arbeitsschutz umgesetzt wird. Die zuständige Gewerbeaufsicht und andere 
Aufsichtsbehörden müssen mehr Personal erhalten. 
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Ein neues Normalarbeitsverhältnis bedeutet nicht, dass alle ein Leben lang Vollzeit in einem Betrieb 
arbeiten, sondern kürzere Arbeitszeiten und eine gerechte Verteilung der gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit, auch zwischen den Geschlechtern. Die Arbeit muss zum Leben passen und 
nicht das Leben um die Arbeit kreisen! 

• Wir wollen ein Recht auf vorübergehende Arbeitszeitverkürzung: Der bestehende 
Rechtsanspruch auf Teilzeit (verankert im Teilzeit- und Befristungsgesetz) muss durch ein 
Rückkehrrecht auf die vorherige vertragliche Arbeitszeit ergänzt werden. DIE LINKE fordert einen 
Rechtsanspruch auf Erhöhung der Arbeitszeit, sofern in dem Unternehmen Arbeit mit der 
entsprechenden Qualifikation vorhanden ist (vgl. Rechtsanspruch auf Mindeststundenzahl). 

• Erziehungsarbeit und Pflegearbeit müssen gesellschaftlich anerkannt und bei der 
Arbeitszeitgestaltung stärker berücksichtigt werden. Es braucht einen Rechtsanspruch auf 
familiengerechte und kürzere Arbeitszeiten für alle, die Verantwortung in Erziehung und Pflege 
übernehmen (vgl. Kapitel »Familien unterstützen«). Um eine neue Pflegesituation für Angehörige 
organisieren zu können, wird ein Rechtsanspruch auf eine sechswöchige Pflegezeit eingeführt. (vgl. 
Kapitel XI »Linker Feminismus«). 

• Sabbatjahre für alle: Beschäftigte sollen zweimal in ihrem Berufsleben die Möglichkeit haben, für ein 
Jahr auszusteigen (Sabbatjahr). Damit verbunden ist ein Rückkehrrecht auf den gleichen oder einen 
gleichwertigen Arbeitsplatz. Die Sabbatzeiten können auch als kleinere Auszeiten von drei bis sechs 
Monaten genommen werden. 

Schon heute sind über drei Millionen Erwerbslose von der Erwerbsarbeit ausgeschlossen. Viele 
Teilzeitbeschäftigte wünschen sich, mehr Stunden arbeiten zu können. Gleichzeitig haben Beschäftigte 
2015 insgesamt 1,8 Milliarden Überstunden geleistet, davon fast eine Milliarde unbezahlt! Wenn die 
Arbeit gerechter verteilt wäre, könnten statt Überstunden und Dauerstress über eine Million 
Arbeitsplätze in kurzer Vollzeit von 30 bis 35 Stunden geschaffen werden. Die gestiegene Produktivität 
der Arbeit macht es möglich: Wohlstand und mehr Zeit für alle statt hohe Profite für eine Minderheit 
von Kapitaleigentümern. Durch eine allgemeine Arbeitszeitverkürzung kann das Versprechen der 
Digitalisierung, selbstbestimmter zu arbeiten und zu leben, für alle Wirklichkeit werden. So kann die 
Massenerwerbslosigkeit auch unter Bedingungen der Digitalisierung wirksam bekämpft und die Arbeit, 
auch zwischen den Geschlechtern, gerecht verteilt werden. 

DIE LINKE will gemeinsam mit Erwerbslosen, Beschäftigten und ihren Gewerkschaften einen 
grundlegenden Wandel in der Arbeitswelt durchsetzen: gute Arbeit für alle, aber weniger Arbeit für 
die Einzelnen. Arbeit umverteilen, statt Dauerstress und Erwerbslosigkeit. 

Unser Ziel ist klar: Sechs Stunden Arbeit pro Tag im Schnitt sind genug! Im 20. Jahrhundert war der 
Acht-Stunden-Tag ein Erfolg der Kämpfe der Bewegung der Arbeiterinnen und Arbeiter. Im 21. 
Jahrhundert brauchen wir eine flexiblere und kürzere Normalarbeitszeit, eine kurze Vollzeit, die um die 
30-Stunden-Woche kreist. DIE LINKE kämpft für Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und 
notwendigem Personalausgleich. Wir unterstützen Gewerkschaften und Initiativen beim Kampf um 
kürzere Arbeitszeiten und mehr Zeitsouveränität. Damit Arbeitszeitverkürzung nicht zu 
Arbeitsverdichtung führt, braucht es verbindliche Mitbestimmungsrechte bei der Arbeitsorganisation 
und Personalbemessung. Betriebs- und Personalräte müssen ein erzwingbares Mitbestimmungs- und 
Vetorecht bei der Arbeitsmenge, Arbeitsorganisation und Personalbemessung (Personal- und 
Stellenpläne) erhalten. 
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Gewerkschaften stärken, Mitbestimmung und Streikrecht ausweiten 

Die demokratische Mitbestimmung der Beschäftigten wird ausgehöhlt und angegriffen. Immer mehr 
Unternehmen versuchen Betriebsratsgründungen und gewerkschaftliche Organisierung mit zum Teil 
kriminellen Methoden zu verhindern. Wer sich nur für Höchstrenditen interessiert, fühlt sich von 
wirklicher Mitbestimmung der Beschäftigten gestört. Für uns jedoch ist klar: Gute Arbeit gibt es nur, 
wenn es umfassende demokratische Mitbestimmung gibt.  

Starke Gewerkschaften und Streiks sind unerlässlich, um Arbeits- und Lebensbedingungen von 
Beschäftigten zu verbessern.  

• Die Gewerkschaften müssen ein umfassendes Verbandsklagerecht zur Einhaltung von Tarifverträgen 
und gesetzlichen Bestimmungen erhalten. Sie müssen auch das Recht zu Kollektivbeschwerden nach 
dem Protokoll der Europäischen Sozialcharta bekommen. 

• DIE LINKE verteidigt das in der Verfassung verankerte Streikrecht. Daher fordern wir die Rücknahme 
des Tarifeinheitsgesetzes, das mit einer Einschränkung des Streikrechts verbunden ist. Das im 
Grundgesetz verankerte Streikrecht muss ausgeweitet werden: Solidaritätsstreiks mit Beschäftigten 
anderer Betriebe und Branchen und politische Streiks zur Durchsetzung sozialer Verbesserungen und 
zur Verteidigung von Demokratie und Frieden müssen ins Streikrecht eingeschlossen werden. Der 
Antistreikparagraph § 160 SGB III begünstigt die ohnehin stärkere Seite, die Arbeitgeber, und muss 
daher abgeschafft werden. 

• Das Streikrecht und die betrieblichen Mitbestimmungsrechte müssen auch für die Beschäftigten in 
Kirche, Diakonie und Caritas uneingeschränkt gelten: Der § 118 des Betriebsverfassungsgesetzes mit 
Ausnahmen für Religionsgemeinschaften und Tendenzbetriebe muss gestrichen werden. Das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz muss auch in kirchlichen Einrichtungen Anwendung finden. Das Arbeitsrecht 
muss sicherstellen, dass ein aus Sicht der Kirchen »fehlendes privates Wohlverhalten« nicht zur 
Grundlage von Kündigungen in kirchlichen Einrichtungen und Betrieben gemacht werden darf. 

• Die weißen Flecken auf der Landkarte der betrieblichen Mitbestimmung – Betriebe ohne 
Mitbestimmung oder gewerkschaftliche Vertretung – müssen beseitigt werden. DIE LINKE setzt sich 
dafür ein, die Wahl von Betriebsräten zu erleichtern: das vereinfachte Wahlverfahren wird für alle 
Unternehmen verbindlich. Alle Betriebe mit mehr als fünf Beschäftigten, die keinen Betriebsrat haben, 
müssen jährliche Mitarbeiterversammlungen durchführen, auf denen Gewerkschaften über das 
Betriebsverfassungsgesetz informieren. Der Kündigungsschutz muss auf alle Organe der 
Betriebsverfassung ausgeweitet und ab dem Zeitpunkt der Bewerbung für eine Betriebsratswahl von 12 
auf 24 Monate verlängert werden. Für Beschäftigte im öffentlichen Dienst müssen die gleichen 
Mitbestimmungsrechte gelten.  

Die Aufgaben von Betriebsräten werden auch durch die Digitalisierung vielfältiger. Wir wollen die 
Freistellungen von Betriebsräten im Verhältnis zu den Mitarbeiterzahlen unter BetrVG §38 deutlich 
anheben.  

Wer die Bildung eines Betriebsrats oder dessen Arbeit behindert, macht sich strafbar. Aber nur in 
seltenen Fällen kommt es zur Anklage. Um effektiv gegen solche Behinderung von Gewerkschaften und 
Betriebsräten (Union Busting und Betriebsräte-Bashing) vorgehen zu können, muss die Strafverfolgung 
bei Verstößen gegen das Betriebsverfassungsgesetzt verbessert werden. 

• Wir wollen schärfere Sanktionen gegen Arbeitgeber und Anwaltskanzleien, die sich auf die 
Verhinderung von gewerkschaftlicher Organisierung spezialisiert haben. 
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• Verstöße gegen die Betriebsverfassung müssen auch strafrechtlich stärker verfolgt werden. Die 
Bußgelder müssen erhöht werden und sich an der wirtschaftlichen Stärke des Unternehmens 
orientieren. Es muss ein zentrales Melderegister geschaffen werden, in dem Betriebsratswahlen mit 
ihrem Verlauf und Ergebnis erfasst werden. Darin sollen auch alle Informationen über Behinderung, 
Manipulation und Beeinflussung zusammenfließen. Über das Melderegister kann nachvollzogen werden, 
wie viele Betriebsratswahlen eingeleitet, aber nicht erfolgreich abgeschlossen wurden. Dadurch würde 
es für Gewerkschaften und NGOs einfacher, Strategien gegen Union Busting und 
Betriebsratsbekämpfung zu entwickeln. 

• Wirksame Mitbestimmung braucht starke Betriebsräte, die nicht durch das Management erpressbar 
sind. Die Verpflichtung der Betriebsräte auf die Wahrung des Betriebsfriedens im 
Betriebsverfassungsgesetz wollen wir deshalb abschaffen. Wir wollen zwingende Mitbestimmungs- und 
Vetorechte der Beschäftigten und ihrer Betriebsräte auf alle wirtschaftlichen Fragen. Das gilt besonders 
für Betriebsänderungen, Standortänderungen und Entlassungen sowie die Gestaltung der Tätigkeiten 
und der Arbeitsbedingungen. 

Viele Beschäftigte machen die Erfahrung, dass kreative Ideen und die Stimme der Belegschaft 
gegenüber den Vorgesetzten oder dem Management kaum zählen. Die Beschäftigten sind aber 
Expertinnen und Experten bei der Gestaltung der Arbeit. Deshalb wollen wir die Mitgestaltungsrechte 
jedes und jeder Beschäftigten durch mehr direkte Demokratie im Betrieb stärken. 

Belegschaften müssen einmal im Monat zwei Stunden Beratungszeit während der Arbeitszeit erhalten, 
um sich über Fragen zur Arbeitsgestaltung und Arbeitszeit austauschen und Initiativen zur 
Mitbestimmung entwickeln zu können.
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II. Gute Renten für alle! 

Die gesetzliche Rente muss den Lebensstandard im Alter wieder sichern und wirksam vor Armut 
schützen. Das sind die Grundpfeiler unserer Rentenpolitik. In einem der reichsten Länder der Welt muss 
das selbstverständlich sein. 

Wir wollen eine Umkehr in der Rentenpolitik: Mit den Renten»reformen« von SPD und Grünen wurde 
dafür gesorgt, dass die Unternehmen deutlich weniger in die Rentenkasse einzahlen als die 
Beschäftigten. Die Folge: Das Niveau der gesetzlichen Rente befindet sich im Sinkflug. Von einst rund 
53 Prozent im Jahr 2000 wird es auf 41,7 Prozent im Jahr 2045 fallen. Altersarmut bedroht viele 
Rentnerinnen und Rentner. Durch die Rente erst ab 67 können wir erst später ohne Abschläge in Rente 
gehen. Die meisten werden früher in Rente gehen: Damit wird ihre Rente noch mal drastisch gekürzt! 

Die staatlich geförderte Riesterrente ist gescheitert. Sie kann die in die gesetzliche Rente gerissenen 
Lücken nicht schließen. Es werden Milliarden an Subventionen verpulvert, die in den Kassen der 
Versicherungskonzerne statt in den Portemonnaies der Rentnerinnen und Rentner landen. Dies gilt 
ebenfalls für die Rürup-Rente (Basisrente). Millionen Menschen mit normalen  

und niedrigen Einkommen können nicht privat vorsorgen. Jahr für Jahr sind immer mehr Rentnerinnen 
und Rentner von Altersarmut und sozialem Abstieg betroffen. Derzeit leben 2,7 Millionen Menschen 
nach ihrem 65. Geburtstag in Armut oder sind von Armut bedroht. Das muss dringend geändert 
werden! 

Wir wollen diese Entwicklung umkehren! Es reicht nicht, nur die weitere Absenkung zu stoppen. Das 
Rentenniveau von 53 Prozent muss sofort wieder hergestellt werden. Das bedeutet: 122 Euro netto 
mehr im Monat für einen »Standardrentner«. 

Niemand darf im Alter arm sein – unabhängig von der Dauer der Erwerbsarbeit, durch 
Berufsunfähigkeit, Zeiten der Erwerbslosigkeit oder Kindererziehung. Niemand darf gezwungen sein, 
zum Überleben Pfandflaschen zu sammeln. Wir wollen eine Solidarische Mindestrente von 1.050 Euro 
netto im Monat – darunter droht Armut. Die Solidarische Mindestrente ist einkommens- und 
vermögensgeprüft, sie wird bei Bedarf gezahlt. Unser Nachbarland Österreich zeigt: Ein gesetzliches 
Rentensystem kann vor Armut schützen und zugleich finanzierbar sein. Statt einen Teil der 
Alterssicherung vom Kapitalmarkt abhängig zu machen, wurde in Österreich das gesetzliche 
Rentensystem zu einer Erwerbstätigenversicherung ausgebaut, in die auch Politikerinnen und Politiker 
einzahlen. Die Altersrenten sind deutlich höher als bei uns. Auch in Österreich sind die hohen Renten 
der Wirtschaft und den Arbeitgebern ein Dorn im Auge. Doch das bisherige Modell zeigt: Eine 
umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung ist finanzierbar, sie sichert den Lebensstandard und 
sie schützt vor Altersarmut. Und das spätestens ab 65 Jahren! 

Die Bundesregierung rechnet aktuell damit, dass der Beitragssatz bis 2030 auf 22 Prozent ansteigen 
wird und erwartet von den Beschäftigten, dass sie zusätzlich vier Prozent ihres Lohnes in Riester und 
3,2 Prozent in die betriebliche Altersversorgung oder die betriebliche Altersvorsorge stecken. DIE LINKE 
sagt: Die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung und zur betrieblichen Altersversorgung bzw. zur 
betrieblichen Altersvorsorge müssen paritätisch von den Unternehmen bzw. den Auftraggebenden und 
den Beschäftigten finanziert werden. Das gilt für alle Erwerbstätigen. Die Beitragshöhe darf sich nicht 
nach der Zahlungswilligkeit der Unternehmen richten! Perspektivisch kann der Arbeitgeberanteil, 
vergleichbar dem österreichischen Modell, über dem Arbeitnehmeranteil liegen.  

Erwerbslosigkeit, Niedriglöhne und prekäre sowie befristete Beschäftigung sind Gift für gute 
Rentenansprüche im Alter. Das erschwert es vor allem Frauen, sich eine eigenständige Alterssicherung 
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aufzubauen. Auch für sie muss gelten: von guter Arbeit zu guter Rente! 

• Wir wollen das Rentenniveau anheben: Das Sicherungsniveau der gesetzlichen Rente muss wieder 
auf 53 Prozent erhöht werden, damit die Renten für alle spürbar steigen. Ein Rentenniveau von 53 
Prozent kostet Beschäftigte und Arbeitgeber bei einem durchschnittlichen Verdienst von 3.092 Euro nur 
je 32 Euro mehr im Monat. Die vier Prozent Beitrag von 108 Euro (nach Zulagen) für eine Riesterrente 
könnten dafür entfallen. Durchschnittsverdienende hätten also 78 Euro mehr in der Tasche. 

• Solidarausgleich für Niedriglohn: Zeiten niedriger Löhne wollen wir ausgleichen. Die »Rente nach 
Mindestentgeltpunkten« wollen wir auch für Zeiten nach 1992 einführen. Vollzeiterwerbstätige mit zwölf 
Euro Stundenlohn und mehr erhielten dann in der Regel eine Rente von mehr als 1.050 Euro. Eine 
Einzelhandelskauffrau mit einem Verdienst von 1.940 Euro brutto hätte dadurch monatlich gut 270 
Euro mehr Rente. Von dieser Rente würden vor allem Frauen und Ostdeutsche profitieren!  

• Ausbildungszeiten müssen rentenrechtlich besser anerkannt werden und zu höheren Renten führen. 

• Zeiten der Erwerbslosigkeit, der Kindererziehung und Pflege müssen besser abgesichert werden, 
damit sie nicht zu Armutsrenten führen. 

• Für jedes Kind wollen wir drei Entgeltpunkte – das sind zurzeit über 90 Euro sogenannter 
»Mütterrente« – auf dem Rentenkonto gutschreiben. Egal, ob ein Kind 1960 oder 2010, in Ost oder West 
geboren wurde. Diese Verbesserung muss als gesamtgesellschaftliche Aufgabe aus Steuern finanziert 
werden.  

• Für regelmäßig geleistete freiwillige und unbezahlte Arbeit von Bürgerinnen und Bürgern im 
organisierten anerkannten Rettungsdienst, Brandschutz, Katastrophenschutz und THW werden durch 
den Staat angemessene Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung eingezahlt.  

Wir wollen eine Erwerbstätigenversicherung: Für alle Erwerbseinkommen müssen Beiträge in die 
gesetzliche Rentenversicherung gezahlt werden. Auch Politikerinnen und Politiker, Selbstständige, 
Freiberuflerinnen und Freiberufler, Beamtinnen und Beamte und Managerinnen und Manager sollen 
Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung einzahlen. Bereits erworbene Ansprüche werden 
erhalten bzw. überführt. Für Langzeiterwerbslosemüssen endlich wieder Beiträge in die Rentenkasse 
eingezahlt werden. 

• Die Beitragsbemessungsgrenze wollen wir vereinheitlichen, dann in mehreren Schritten drastisch 
anheben und schließlich aufheben. Wer ein Gehalt von 10.000 Euro und mehr im Monat hat, muss 
auch für 10.000 Euro und mehr Beiträge zahlen. Die Höhe der Rentenansprüche über dem Doppelten 
des Durchschnittes soll abgeflacht werden. 

• Die Riester-Rente wollen wir in die gesetzliche Rente überführen: Individuell erworbene 
Rentenansprüche können freiwillig auf das persönliche Rentenkonto bei der Rentenversicherung 
übertragen werden. Extraprofite für die Versicherungswirtschaft wollen wir dabei verhindern. Die 
staatlichen Subventionen von über drei Milliarden Euro  

jährlich werden wir abschließen und die Zuschüsse an die Gesetzliche Rentenversicherung 
entsprechend erhöhen. Außerdem soll es Versicherten und ihren Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
erleichtert werden, bis zu einer bestimmten Grenze freiwillig zusätzliche Beiträge in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzuzahlen. 

• Die Beschäftigten dürfen nicht den Risiken auf dem Kapitalmarkt ausgesetzt werden: Wir lehnen es 
ab, die Arbeitgeber im Rahmen kapitalgedeckter betrieblicher Altersvorsorge und sogenannter 
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»Zielrenten« aus der Haftung zu entlassen. Das gilt auch für den Verzicht auf Rentengarantien 
zugunsten einer reinen Beitragszusage. 

• DIE LINKE ist für eine betriebliche Altersversorgung, die überwiegend von den Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgebern finanziert wird. Der Ausbau der überwiegend von den Beschäftigten finanzierten 
betrieblichen Altersvorsorge – vor allem durch Entgeltumwandlung – darf nicht als Alibi für ein weiter 
sinkendes Rentenniveau missbraucht werden. Wir werden die Doppelverbeitragung mit 
Krankenversicherungsbeiträgen bei betrieblicher Altersvorsorge sofort beenden. Betriebsrenten dürfen 
nicht frei von Sozialabgaben sein. So werden die Finanzen der gesetzlichen Rentenversicherung 
geschwächt und die Rentenansprüche aller Versicherten – egal ob sie über den Betrieb vorsorgen oder 
nicht – sinken. Ungleichheit wird so verschärft. 

• Die Rente erst ab 67 muss zurückgenommen werden. Forderungen nach einem Renteneintritt erst 
ab 69, 70, 71 oder 73 sind unrealistisch und unverantwortlich. Arbeiten bis zum Umfallen ist unwürdig 
und weder gesellschaftlich noch sozialpolitisch akzeptabel. Jede und jeder muss wieder spätestens ab 
65 Jahren abschlagsfrei in Rente gehen dürfen. Das ist finanzierbar. Wenn Menschen mindestens 40 
Jahre Beiträge gezahlt haben, sollen sie bereits ab 60 Jahren abschlagsfrei in Rente gehen können. 
Perspektivisch sollen alle ab 60 Jahre in Rente gehen können. 

• Wer krank wird, darf nicht noch niedrige Renten zu fürchten haben: Der Zugang zu den 
Erwerbsminderungsrenten muss erleichtert werden. Die Abschläge wollen wir streichen, auch für 
diejenigen, die bereits eine Erwerbsminderungsrente beziehen. Die Zurechnungszeit (die Zeit, die 
»hinzugerechnet« wird, weil der oder die Versicherte wegen der Erwerbsminderung nicht einzahlen 
konnte) wollen wir in einem Schritt von 62 auf 65 Jahre anheben. 

• Wir wollen die Benachteiligung der ostdeutschen Rentnerinnen und Rentner endlich beenden. Wir 
fordern eine sofortige Angleichung an das Westniveau, ohne zukünftige Rentnerinnen und Rentner zu 
benachteiligen (vgl. Kapitel X »Gerechtigkeit für die Menschen in Ostdeutschland«). 

Solidarische Mindestrente: Wer bereits heute auf lange Phasen mit schlechten Löhnen, 
Erwerbslosigkeit oder Krankheit zurückblicken muss, hat trotzdem Anspruch auf ein würdevolles Leben 
im Alter. Kein Mensch soll im Alter von einem Einkommen unterhalb der Armutsgrenze leben müssen. 
Die Solidarische Mindestrente soll deshalb an alle Menschen im Rentenalter als Zuschlag – oder im 
Einzelfall auch als Vollbetrag – von der Rentenversicherung gezahlt werden, die weniger als 1.050 Euro 
Nettoeinkommen im Alter haben. Die Solidarische Mindestrente ist einkommens- und 
vermögensgeprüft. Sie wird aus Steuern finanziert. Die Unterhaltsansprüche nach dem BGB werden 
berücksichtigt. Wir werden mit deutlich höheren Vermögensfreibeträgen sicherstellen, dass soziale 
Härten vermieden und normales, selbstgenutztes Wohneigentum unangetastet bleibt. Unser Ziel lautet: 
Niemand soll im Alter von weniger als 1.050 Euro leben müssen. Die Höhe der solidarischen 
Mindestrente wird regelmäßig an die Entwicklung der Lebenshaltung angepasst, darf aber nicht 
abgesenkt werden.
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III. Soziale Sicherheit statt Hartz IV, Armut und Schikane 

Seit Jahren gibt es eine verfestigte Erwerbslosigkeit in Deutschland: zwischen drei und zehn Prozent in 
den verschiedenen Regionen. Die Regierung spricht von Aufschwung. Aber die Arbeitslosenstatistik ist 
schöngerechnet. Viele Menschen werden in sinnlosen Maßnahmen geparkt oder nicht mitgezählt: etwa 
wenn sie älter als 58 Jahre sind, arbeitsunfähig erkrankt oder in Fremdvermittlung. Andere sind trotz 
Arbeit arm und müssen aufstocken.  

Wer jahrelang in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt hat, ist trotzdem von Hartz IV und Armut 
bedroht. Lang erworbene Ansprüche werden vernichtet. Den Einzelnen wird in die Schuhe geschoben, 
was ein gesellschaftliches Problem ist. Die Angst vor dem sozialen Absturz soll Menschen drängen, 
auch schlechte oder schlecht bezahlte Arbeit anzunehmen. Wer sich wehrt, ist von Sanktionen und 
Kürzungen bedroht. Wer länger als ein Jahr erwerbslos ist, findet seltener eine neue Arbeit.  Diese 
Menschen werden bedrängt und diskriminiert. Das Hartz IV-System ist gescheitert und muss abgeschafft 
werden! Wir ersetzen es durch eine sanktionsfreie Mindestsicherung.  

Wir wollen die Ursachen der Erwerbslosigkeit bekämpfen, soziale Sicherheit garantieren und Armut 
beseitigen. Dazu müssen 1. zusätzliche, gut bezahlte und tariflich abgesicherte Arbeitsplätze 
geschaffen werden - statt Minijobs und unfreiwilliger Teilzeitarbeit. 2. Wer erwerbslos ist, darf nicht in 
Armut gedrängt werden. Weg mit Hartz IV! Und wir wollen 3. einen öffentlichen Beschäftigungssektor 
für Menschen schaffen, die derzeit keiner regulären Beschäftigung nachgehen können. Das sind drei 
Voraussetzungen für ein sozial sicheres Leben und Arbeiten. 

Eine gerechte Versicherung gegen Erwerbslosigkeit 

Wir wollen eine Versicherung gegen Erwerbslosigkeit, mit der der zuvor erreichte Lebensstandard 
annähernd gesichert werden kann. In die Versicherung zahlen Beschäftigte und Arbeitgeber ein. 

• Wir wollen, dass das Arbeitslosengeld I länger gezahlt wird und Ansprüche darauf schneller 
erworben werden. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld I wird nach einem mindestens sechsmonatigen 
Arbeitsverhältnisses erworben. Die Rahmenfrist wird auf drei Jahre verlängert. Bei Bedarf wird 
Arbeitslosengeld I steuerfinanziert auf Höhe der Mindestsicherung aufgestockt. 

• Sperrzeiten und Sanktionen im SGB II und SGB III werden ausnahmslos abgeschafft. Zuvor 
erarbeitete Ansprüche dürfen nicht verworfen werden. 

• Arbeitsangebote an Erwerbslose müssen deren Qualifikationen angemessen sein und den 
beruflichen Werdegang und ihre Weiterbildungsinteressen berücksichtigen. 

• Wir wollen ein Recht auf Erwerbsarbeit und ein Recht, auch eine konkrete Arbeit abzulehnen: 
Niemand darf gezwungen werden, gegen seine oder ihre Überzeugung eine  bestimmte Erwerbsarbeit 
anzunehmen. 

• Alle Erwerbslosen sollen einen Anspruch auf qualifizierte Förderung und Weiterbildung haben. 
Das gilt unabhängig davon, wie lange sie erwerbslos sind. 

Gute Arbeit und öffentliche Beschäftigung schaffen 

Wir wollen eine Arbeitsmarktpolitik, die mehr gute Arbeitsplätze schafft. Wir wollen die öffentliche 
Daseinsvorsorge stärken und mehr Personal in Bildung, Erziehung, Gesundheit und Pflege schaffen. 
Dazu legen wir ein Programm für Investitionen in die Zukunft auf (vgl. Kapitel VI »In die Zukunft 
investieren«). 
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• Wir wollen den Schutz der Arbeitsplätze stärken: Massenentlassungen bei profitablen 
Unternehmen wollen wir verbieten. Der Kündigungsschutz wird gestärkt. Das Kündigungsschutzgesetz 
gilt für alle Betriebe mit mehr als fünf Beschäftigten. Der Betriebsrat hat bei Kündigungen nicht nur ein 
Beteiligungs-, sondern ein Vetorecht. 

• Die Mittel für Bildung und Qualifizierung von Erwerbslosen wollen wir erhöhen. Sie sollen einen 
Rechtsanspruch auf Beratung und Weiterqualifizierung haben. Freiwilligkeit, Interessen und Fähigkeiten 
müssen bei der Vermittlung im Vordergrund stehen, statt Erwerbslose in sinnlose 
Schulungsmaßnahmen zu zwingen. 

• Wir wollen neue Perspektiven für Menschen, die derzeit keiner regulären Beschäftigung nachgehen 
können, auch aufgrund körperlicher oder psychischer Beeinträchtigungen. Dafür schaffen wir einen 
öffentlich geförderten Beschäftigungssektor mit zusätzlichen existenzsichernden und tariflich 
abgesicherten Arbeitsplätzen. Sie sollen Stadtteilzentren, Initiativen und kulturelle Projekte stärken. 
Sie müssen sich an den regionalen Gegebenheiten und den Bedürfnissen der Erwerbslosen ausrichten. 
Die Entlohnung darf den Mindestlohn und einen Bruttolohn von monatlich mindestens 1.500 Euro 
(Vollzeit) nicht unterschreiten. Alle verfügbaren Gelder wollen wir einsetzen, um gesellschaftlich 
nützliche Beschäftigung statt Erwerbslosigkeit zu finanzieren (sogenannter Passiv-Aktiv-Transfer.)  

• Die Beschäftigten haben einen Rechtsanspruch auf eine Arbeitszeit von mindestens 22 Stunden in 
der Woche. Die Angebote sind für die Erwerbslosen freiwillig. 

Mindestsicherung ohne Sanktionen statt Hartz IV 

Hartz IV bedeutet Armut per Gesetz. Statt auf Gängelung im Jobcenter und Kürzungen des 
Existenzminimums, setzt DIE LINKE auf die Sicherung der sozialen Garantien des Lebens. Wir 
unterstützen Gewerkschaften, Sozial- und Wohlfahrtsverbände sowie Erwerbslosengruppen im Kampf 
um die Verbesserung der sozialen Situation der Menschen, die in Armut leben.  

Wir kämpfen um jede Verbesserung für Menschen, die Sozialleistungen beziehen. Aber wir sagen 
deutlich: Bei Hartz IV reichen kleine Korrekturen nicht. Wir kämpfen gegen Armut und Sanktionen. Das 
Existenzminimum darf nicht gekürzt werden! 

• Deshalb wollen wir das Hartz IV-System abschaffen und ersetzen. Wir ersetzen es mit guter Arbeit, 
einer besseren Erwerbslosenversicherung und einer bedarfsgerechten individuellen Mindestsicherung 
ohne Sanktionen und Kürzungen. Die Höhe muss derzeit 1.050 Euro betragen. Sie gilt für Erwerbslose, 
aufstockende Erwerbstätige, Langzeiterwerbslose und Erwerbsunfähige ohne hinreichende Einkommen 
oder Vermögen. 

• Wir wollen, dass die Leistungen der sanktionsfreien Mindestsicherung jährlich entsprechend der 
Lebenshaltungskosten angehoben werden. Einmal in der Legislaturperiode wird die Höhe der 
Mindestsicherung anhand der Armutsrisikogrenze und anhand eines Warenkorbs überprüft. 

• Das Prinzip der Bedarfs- und Einstandsgemeinschaften wollen wir abschaffen. Wir ersetzen es durch 
individuelle Ansprüche (Individualprinzip) unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Unterhaltsverpflichtungen. 

• Kürzungen, Leistungseinschränkungen oder Sperrzeiten, egal mit welcher Begründung, lehnt DIE 
LINKE ab. 

Diese Mindestsicherung sichert sowohl erwerbsfähige als auch nicht erwerbsfähige Erwachsene, z.B. 
Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner. Zusätzlich fordern wir: 
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• Sonderbedarfe, z.B. für chronisch Kranke oder Menschen mit Behinderungen, werden im Rahmen 
der Solidarischen Gesundheitsversicherung bzw. des Bundesteilhabegesetzes gewährt. 

• Bei Bedarf wird zusätzlich ein Wohngeld (Bruttowarmmiete) gezahlt. 

• Wir setzen uns für eine Mindestsicherung für alle dauerhaft in Deutschland lebenden Menschen ein. 
Das Asylbewerberleistungsgesetz wird abgeschafft. Asylbewerberinnen und Asylbewerber und hier 
lebende EU-Bürgerinnen und -Bürger werden in die Mindestsicherung einbezogen. 

• Damit auch Menschen mit geringen Einkommen rechtlicher Beistand ermöglicht wird, fordern wir 
den Ausbau der Prozesskosten- und Beratungshilfe. Wir wollen die Kriterien für die Bewilligung, den 
Einsatz von Einkommen und Vermögen wie auch die Mutwilligkeitsklausel verändern. Zudem setzen wir 
uns für gebührenfreie und unabhängige Beratungsstellen ein. 

• Die Mittel für Mobilität müssen den realen Preisen entsprechen. Wir treten für ein Sozialticket im 
öffentlichen Nahverkehr ein. Perspektivisch wollen wir einen entgeltfreien öffentlichen Nahverkehr für 
alle. 

DIE LINKE thematisiert das Grundeinkommen wie viele soziale Bewegungen, Nicht-
Regierungsorganisationen und Verbände. Dabei ist DIE LINKE nicht entschieden, wir wollen die 
kontroversen Diskussionen weiterführen. Auch deshalb unterstützt DIE LINKE die Einsetzung einer 
Enquete-Kommission zum Grundeinkommen im Deutschen Bundestag. 

Wir unterstützen die Selbstorganisation von Erwerbslosen und Geringverdienenden in Initiativen, 
Betrieben und Gewerkschaften und streiten an ihrer Seite im Parlament und auf der Straße. Wir werden 
uns niemals damit abfinden, dass in einem der reichsten Länder der Welt Menschen dauerhaft in Armut 
leben. Das leitet auch unser Handeln in möglichen Regierungskoalitionen.  

Kinderarmut abschaffen! 

Der Armuts- und Reichtumsbericht der Wohlfahrtsverbände zeigt erneut, dass die Armut in Deutschland 
zunimmt. Besonders von Armut bedroht sind Alleinerziehende, Familien mit drei und mehr Kindern, 
Erwerbslose und Menschen mit Migrationshintergrund. Auch die Kinderarmut ist weiter angestiegen. 
Fast jedes fünfte Kind wächst in Armut auf. Die Armut von Kindern und Jugendlichen ist ein zentrales 
Problem und beschämend für unsere reiche Gesellschaft. Die Regierung hat kein Konzept vorgelegt, um 
Kinder und Jugendliche sicher vor Armut zu schützen. Armut grenzt aus, entmutigt und raubt den 
Kindern Chancen auf Entwicklung und Zukunft. Wir schaffen gleiche Chancen für alle Kinder!  

Unser Plan gegen Kinderarmut: 1. Kinderarmut ist »Elternarmut«. Wir kämpfen gegen Niedriglohn 
und für eine Mindestsicherung, die vor Armut schützt. 2. Gegen Armut von Kindern und jungen 
Erwachsenen brauchen wir einen eigenständigen Aktionsplan gegen Kinderarmut. Er muss von Bund 
und Ländern und unter der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen erarbeitet werden. Bürokratische 
Hürden und Scham verhindern häufig, dass Unterstützung beantragt wird. Wir wollen unbürokratische 
Lösungen schaffen, die allen Kindern die gleichen Chancen eröffnen. 

3. Darüber hinaus brauchen Kinder und Jugendliche eine bessere öffentliche soziale Infrastruktur. 
Diese beinhaltet die kostenfreie Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs und kostenfreien Zugang zu 
Kultur- und Bildungseinrichtungen. Vielerorts fallen die Angebote für Kinder und Jugendliche den 
kommunalen Schuldenbremsen zum Opfer. Wenn nur noch »zwingend notwendige« Aufgaben 
übernommen werden, leiden die Angebote, die Kinder und Jugendliche z.B. in ihrer kulturellen 
Selbstbestimmung unterstützen sollen. Soziale Ungleichheiten der Herkunftsfamilien schlagen dann 
stärker durch. Bildung muss gebührenfrei sein von der Kita bis zur Universität (vgl. Kapitel xx »Bildung«). 
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Wir wollen die Bildungseinrichtungen besser ausstatten. In Schule und Kita sollen kostenfreie 
hochwertige Mahlzeiten Standard sein. 

Die Bedarfe von Kindern, Jugendlichen und Familien unterscheiden sich nach Lebensform und familiärer 
Situation (wie z.B. bei Alleinerziehenden), Alter, Wohnort (Unterkunftskosten und soziale Infrastruktur), 
Förderungsbedarf und den Möglichkeiten, an der Gesellschaft teilzuhaben. Diese Unterschiede müssen 
mit einer eigenständigen Kindergrundsicherung gedeckt werden: Pauschale Geldleistungen wollen wir 
zu einer eigenständigen Kindergrundsicherung zusammenfassen. Somit werden Hürden und Schwellen 
abgebaut, die Menschen davon abhalten, Leistungen in Anspruch zu nehmen. Damit und mit den 
kostenfreien Angeboten wird Armut von Kindern und Jugendlichen verhindert und sie werden vor 
Ausgrenzung und Diskriminierung geschützt. Allen Kindern und Jugendlichen werden gute Teilhabe- und 
Entfaltungsmöglichkeiten geboten.  

• Jedes Kind ist uns gleich viel wert: Aktuell können wohlhabende Eltern für ihre Kinder einen höheren 
Betrag steuerlich geltend machen als Eltern mit geringerem Einkommen an Kindergeld bekommen. Wir 
wollen als Sofortmaßnahme das Kindergeld für alle Kinder auf 328 Euro erhöhen. In Gegenden 
mit besonders hohen Mieten wird das Kindergeld – wie die Kindergrundsicherung – im Bedarfsfall durch 
entsprechend regionalisiertes Wohngeld ergänzt. 

• Für alle in Deutschland lebenden Kinder und Jugendlichen fordert DIE LINKE gemeinsam mit 
Wohlfahrtsverbänden und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern eine eigenständige, individuelle 
Grundsicherung in Höhe von zu versteuernden 573 Euro. Die Kindergrundsicherung wird 
entsprechend der Entwicklung des Existenzminimums von Kindern angepasst. Sie soll Kinder und 
Jugendliche aus der verdeckten Armut und dem Stigma von Hartz IV-Leistungen herausholen. Sie setzt 
sich zusammen aus einem monetären Grundbetrag und einem Betrag, der die Mängel der Infrastruktur 
für Kinder ausgleichen soll. Wir streiten für eine Gesellschaft, in der sämtliche Leistungen für Bildung, 
Kinderbetreuung und Erziehung sowie öffentliche Güter wie Mobilität, Kultur und Freizeitangebote nicht 
nur, aber zuallererst für Kinder kostenfrei zur Verfügung stehen. Wenn diese soziale Infrastruktur für 
Kinder und Jugendliche geschaffen ist, kann die Kindergrundsicherung um den entsprechenden Betrag 
reduziert werden. 

Familien dort unterstützen, wo sie es brauchen 

Familie ist da, wo Menschen Verantwortung füreinander übernehmen: Als Lebensgemeinschaft, Ein-
Eltern-Familie, als Klein- oder Großfamilie, als Ehepaar, als Mehrgenerationenhaushalt oder in anderen 
Formen der Gemeinschaft. Familie ist da, wo Menschen füreinander da sind, gleichgültig welchen 
Geschlechts. Rechte und konservative Politikerinnen und Politiker greifen die Gleichberechtigung der 
Frauen an, wollen gleichgeschlechtliche Partnerschaften schlechter stellen und propagieren ein 
Familienbild des vorletzten Jahrhunderts. DIE LINKE steht für eine emanzipatorische und 
zukunftsweisende Familienpolitik. Familienpolitik muss darauf zielen, allen Menschen ein gutes, 
planbares Leben ohne Zukunftsangst zu ermöglichen. Dafür müssen öffentliche Infrastruktur und 
soziale Sicherheit wirksam ausgebaut werden. 

Doch der notwendige Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung stockt. Die Bundesregierung plant, 
zentrale Rechtsansprüche und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe abzubauen. Die öffentliche und 
soziale Infrastruktur für Kinder und Jugendliche hat sich vielerorts verschlechtert. Angebote wurden 
reduziert, Musikschulen verteuert oder Bibliotheken und Schwimmbäder geschlossen. Ein gutes 
Sozialsystem, besonders die Kinder- und Jugendhilfe, und öffentliche Angebote stärken die Familien. 

• DIE LINKE streitet für ein inklusives Kinder- und Jugendhilfegesetz. Die Rechtsansprüche und die 
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Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte von Kindern und Jugendlichen müssen gestärkt werden.  

• Wir wollen ein ausreichendes, bedarfsgerechtes und qualitativ hochwertiges beitragsfreies 
Ganztags-Betreuungsangebot für Kinder schaffen: Darauf sollen Kinder einen Rechtsanspruch haben, 
unabhängig vom Erwerbsstatus der Eltern. Es muss den unterschiedlichen und altersspezifischen 
Bedürfnissen gerecht werden. Bei der Bereitstellung von Kita-Plätzen gilt der tatsächliche Bedarf und 
nicht eine beliebig ermittelte Quote. Zudem ist die rechtliche und finanzielle Grundlage für ein flächen- 
und bedarfsgerechtes ganztägiges Schulangebot zu schaffen. 

• Eltern brauchen Betreuungseinrichtungen mit flexiblen Öffnungszeiten, damit sie Beruf und 
Familienleben vereinbaren können. Gleichzeitig müssen in diesen Einrichtungen die Standards guter 
Arbeit realisiert werden. Werden die Dienstleistungen ausgebaut, muss auch das Fachpersonal 
aufgestockt werden. DIE LINKE unterstützt die Beschäftigten in Kindertagesstätten bei ihren 
Forderungen nach Anerkennung ihrer Arbeit, angemessener Bezahlung und guten arbeitsrechtlichen 
Bedingungen (vgl. Kapitel XIII »Gute Bildung. Für alle«). 

• Wir wollen Arbeitszeitmodelle schaffen, die Müttern und Vätern ermöglichen, ihren Beruf mit Familie 
und Privatleben unter einen Hut zu bringen. Statt einer Flexibilisierung von Arbeitszeit, die sich lediglich 
an den betrieblichen Erfordernissen orientiert, brauchen die Beschäftigten mehr Zeitautonomie. 
Betriebe brauchen ausreichend Personal, um z.B. den Ausfall durch Kind-Kranktage auszugleichen. 

• Eltern erhalten besonderen Kündigungsschutz bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres des 
Kindes. 

• Der Wiedereinstieg in den Beruf nach einer schwangerschafts- und erziehungsbedingten Pause muss 
durch kostenfreie Weiterbildungsangebote erleichtert werden. 

DIE LINKE streitet für eine Kindergrundsicherung. Wir wollen die Rechte und Angebote in der Kinder- 
und Jugendhilfe und die Infrastruktur für Kinder verbessern. Wir wollen eine sichere Finanzierung von 
Frauenhäusern und so auch die Kinder stärken (vgl. Kapitel XI »Für einen linken Feminismus«).  

Wir wollen Alleinerziehende – Ein-Eltern-Familien – stärken. Sie machen einen großen Anteil der 
Familien aus. Sie sind zugleich am stärksten von Armut betroffen und werden vielfältig diskriminiert: 
beim Zugang zu Ausbildung und Arbeit, Teilhabe am öffentlichen Leben und Chancengerechtigkeit für 
Kinder in der Bildung. Hier sehen wir dringenden Handlungsbedarf. 

• Den Bezug des Unterhaltsvorschusses wollen wir bis zum Abschluss der Schulbildung oder 
Ausbildung und mindestens bis zum 18. Lebensjahr des Kindes ohne Einschränkungen ausweiten. Das 
Kindergeld soll nur zur Hälfte auf den Unterhaltsvorschuss angerechnet werden, statt wie jetzt zu 100 
Prozent. Unterhaltsvorschuss und Kindergeld dürfen nicht auf die SGB II-Leistungen angerechnet 
werden. 

• Der Bezug von Elterngeld, vor allem von Elterngeld Plus für Alleinerziehende, muss verbessert 
werden.  

• Alleinerziehende benötigen mehr Unterstützung, um ins Berufsleben zurückzukehren oder um eine 
Ausbildung abzuschließen. Entsprechende Förderung, Weiterbildungsangebote und Angebote zu 
sozialer Vernetzung wollen wir verbessern.  

• Kranksein ist für Eltern kleiner Kinder fast immer eine Belastung – für Alleinerziehende kann es 
schlicht eine Katastrophe sein. Langwierige Genehmigungsverfahren für eine Haushaltshilfe der 
Krankenkassen helfen hier kaum. Alleinerziehende brauchen schnelle und unbürokratische Hilfe. 
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IV. Solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung und mehr Personal in 
Pflege und Gesundheit 

Soziale Ungerechtigkeit macht krank. Als Folge eines starken Konkurrenzdrucks nehmen nicht nur 
psychische Erkrankungen zu. Generell gilt: Wer arm ist, ist häufiger krank und stirbt früher. Die 
Gesundheitsreformen der letzten Regierungen haben die Ungerechtigkeit im Gesundheitssystem 
verschärft. Unternehmen wurden entlastet, Versicherte müssen allein für steigende Kosten aufkommen. 
Gleichzeitig machen Pharmaindustrie und Krankenhauskonzerne Milliardenprofite mit 
Versichertengeldern. Gesetzliche Krankenkassen müssen miteinander konkurrieren – dabei müssten 
der Bedarf und die Versorgung im Mittelpunkt stehen. Leistungen wurden gekürzt, Zuzahlungen und 
Zusatzbeiträge für die Versicherten eingeführt. Wer heute krank wird, muss oft tief in die Tasche 
greifen. Allein der Zahnersatz kann zur Existenzfrage werden. In Krankenhäusern gibt es viel zu wenige 
Pflegekräfte. Seit Jahren werden dringend notwendige Investitionen in den Krankenhäusern 
zurückgehalten. 

Wir wollen ein solidarisches, gerechtes und barrierefreies Gesundheitssystem, in dem die Versorgung 
der Patientinnen und Patienten im Mittelpunkt steht. Gesundheit darf nicht weiter zu einem Markt 
verkommen, auf dem die Profite mehr zählen als die Menschen: Statt immer weiter zu privatisieren, 
muss das Gesundheitssystem als Teil des Sozialstaats öffentlich organisiert werden. Die 
Ökonomisierung des Gesundheitswesens steht nicht nur einer guten Versorgung, sondern auch guten 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten entgegen. Wir wollen Krankenhäuser bedarfsgerecht finanzieren 
und den Personalmangel bekämpfen. Die ambulante gesundheitliche Versorgung wollen wir sowohl in 
den Städten als auch auf dem Land verbessern.  

Wir setzen auf eine solidarische Gesundheitsversicherung, in die alle einzahlen. Die Zwei-Klassen-
Medizin wollen wir überwinden. Zuzahlungen und Leistungsausschlüsse wie etwa beim Zahnersatz und 
bei Brillen, bei Arzneimitteln und im Krankenhaus oder bei der Physiotherapie bilden eine zusätzliche 
Hürde für einkommensarme Menschen. Wir werden daher vollständig zum Sachleistungsprinzip 
zurückkehren: Alle Leistungen werden wieder ohne Zuzahlung gewährt. 

Der Einfluss der Pharmaindustrie muss zurückgedrängt werden. Medikamentenpreise wollen wir 
begrenzen. 

Wir wollen das Gesundheitswesen von Barrieren befreien: Hindernisse beim Zugang zu Arztpraxen und 
Krankenhäusern müssen beseitigt, Untersuchungstechniken und Behandlungsmethoden den 
besonderen Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen angepasst werden. Wir wollen auch die 
Kommunikation den besonderen Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen anpassen: leichte 
Sprache und verständliche Patienteninformationen müssen selbstverständlich werden. 

Eine Solidarische Gesundheitsversicherung für alle: Schluss mit der Zwei-Klassen-Medizin 

Die gesetzliche Krankenversicherung wurde als System der Solidarität entwickelt: Gesunde sind 
solidarisch mit kranken Menschen, die Versicherten und ihre Arbeitgeber zahlen gemäß dem 
Einkommen ein und alle Versicherten erhalten notwendige Leistungen nach ihrem individuellen Bedarf. 
Dieses Grundprinzip wurde in den letzten Jahrzehnten zunehmend ausgehöhlt. Von Gerechtigkeit in der 
Finanzierung des Gesundheitssystems kann heute keine Rede mehr sein. Einige Hunderttausend 
Menschen haben immer noch keinen Krankenversicherungsschutz – zehn Jahre nach Einführung der 
Krankenversicherungspflicht! 

Die paritätische Finanzierung wurde abgeschafft, steigende Kosten müssen allein die Versicherten 
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tragen, der Arbeitgeberanteil ist eingefroren. Zuzahlungen und Zusatzbeiträge belasten die 
Versicherten, sie sind sozial ungerecht und für viele kaum leistbar. Besserverdienende, falls sie 
überhaupt gesetzlich versichert sind, zahlen einen kleineren Anteil ihres Einkommens als Menschen mit 
einem durchschnittlichen Lohn oder Geringverdienende. Einkommen wie Aktiengewinne sind von 
Beiträgen ausgenommen, auf Lohneinkommen müssen Beiträge gezahlt werden. 

Im ersten Schritt wollen wir die paritätische Finanzierung wiederherstellen und die Zuzahlungen 
abschaffen. Der Zwei-Klassen-Medizin stellen wir unser Modell einer Solidarischen 
Gesundheitsversicherung entgegen. Wir wollen, dass alle in Deutschland lebenden Menschen Mitglied 
der Solidarischen Gesundheitsversicherung werden, auch die derzeit Privatversicherten. Alle – auch 
Beamtinnen und Beamte, Abgeordnete und Selbständige – zahlen entsprechend ihres gesamten 
Einkommens ein.  Alle erhalten eine gleichermaßen hochwertige medizinische Versorgung – ohne 
Zuzahlungen und Zusatzbeiträge, paritätisch von Arbeitgebern und Beschäftigten finanziert. Wir wollen 
Arbeitseinkommen nicht weiter benachteiligen und keine Ausnahmen für Kapitaleinkommen und 
Gewinne. Auch die Benachteiligung von kleinen und mittleren Einkommen wollen wir beenden, dazu 
wird die Beitragsbemessungsgrenze abgeschafft. Versicherte mit einem Einkommen oberhalb der 
bisherigen Beitragsbemessungsgrenze werden mit ihrem gesamten Einkommen in die solidarische 
Finanzierung einbezogen. Das Prinzip lautet: Alle zahlen ein, damit es für alle besser und bezahlbar wird. 

So kann der Beitragssatz von derzeit durchschnittlich 15,7 Prozent (2017) dauerhaft auf unter zwölf 
Prozent abgesenkt werden, ohne Leistungen zu kürzen. Im Gegenteil: Alle medizinisch notwendigen 
Leistungen werden wieder von der Krankenkasse bezahlt. Dabei wird der allergrößte Teil der 
Bevölkerung durch dieses Konzept finanziell entlastet, auch viele Selbstständige und Rentnerinnen und 
Rentner. Arbeitgeber und Versicherte zahlen jeweils die Hälfte, also dann weniger als sechs Prozent.  

Die private Vollversicherung wird damit abgeschafft. Die private Krankenversicherung wollen wir auf 
Zusatzleistungen beschränken und den Beschäftigten der Versicherungsunternehmen einen sozial 
verträglichen Übergang in die gesetzlichen Krankenkassen ermöglichen.  

Bessere Versorgung und mehr Personal im Krankenhaus 

Seit Anfang der 1990er Jahre werden Krankenhäuser zu Wirtschaftsunternehmen nach Kriterien des 
Marktes und des Wettbewerbs umgebaut. Viele wurden privatisiert. Es geht oft nur noch um 
Kosteneinsparung und Gewinnmaximierung. In den Krankenhäusern herrscht Pflegenotstand - es fehlen 
mindestens 162 000 Stellen, darunter 100 000 Pflegekräfte. Im europäischen Vergleich ist Deutschland 
Schlusslicht beim Pflegepersonal. Immer weniger Beschäftigte müssen immer mehr Patientinnen und 
Patienten in kürzerer Zeit versorgen. Die Folgen: fehlende Zuwendung, mangelnde Hygiene bis hin zu 
mehr Unfällen und Todesfällen. Nach vielen Studien steigt das Sterberisiko mit steigender 
Arbeitsbelastung: Wenn eine Pflegekraft einen Patienten oder eine Patientin mehr zu versorgen hat, 
steigt das Risiko um bis zu neun Prozent. Ein großer Anteil der Infektionen durch Keime im Krankenhaus 
kann auf den Personalmangel zurückgeführt werden. Krankenhausinfektionen haben in den letzten 
Jahren dramatisch zugenommen und führen jährlich zu bis zu 15 000 vermeidbaren Todesfällen. Rund 
die Hälfte der Todesfälle wäre durch bessere Hygiene vermeidbar! Personalmangel im Krankenhaus 
gefährdet die Gesundheit der Patientinnen und Patienten. 

Wir wollen den Abbau von Personal durch Einsparung und Outsourcing stoppen und rückgängig 
machen. Wir unterstützen die Forderungen der Gewerkschaften nach Besetzung der fehlenden Stellen 
im gesamten Bereich der Krankenhäuser sowie nach Rücknahme von Ausgliederungen und 
Privatisierungen (etwa der Küchen- und Reinigungsdienstleistungen). 
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Um den Personalnotstand zu bekämpfen, will DIE LINKE eine gesetzliche Personalbemessung 
einführen. Wir brauchen verbindliche bundesweite Vorgaben, wie viele Pflegekräfte für wie viele 
Patientinnen und Patienten vorhanden sein müssen. Wir brauchen 100000 Pflegefachkräfte mehr! 

Ökonomischer Wettbewerb zwischen Krankenhäusern führt dazu, dass zwischen lukrativen Patientinnen 
und Patienten und solchen, mit denen kein Gewinn zu machen ist, unterschieden wird. Viele 
Patientinnen und Patienten fragen sich, ob eine Behandlung aus ökonomischen Gründen erfolgt oder 
unterlassen wird. Stationen werden geschlossen, wenn sie sich nicht lohnen, obwohl sie gebraucht 
werden. Das System der Fallpauschalen (DRGs) zwingt Krankenhäuser dazu, mit dem wenigsten 
Personal in der kürzesten Zeit die meisten und schwersten »Fälle« zu behandeln, um nicht in die roten 
Zahlen zu geraten. Gleichzeitig machen private Krankenhauskonzerne Gewinne auf Kosten der 
Beschäftigten. Für Patientinnen und Patienten bedeuten Fallpauschalen oft zu frühe Entlassung und 
Wiedereinweisung (»Drehtüreffekt«). Diese Logik muss durchbrochen werden: 

• DIE LINKE will eine Finanzierung der Krankenhausbehandlung, die Patientinnen und Patienten nicht 
als pauschale Fälle betrachtet, sondern den notwendigen Bedarf des Krankenhauses deckt und sich 
am Gemeinwohl und nicht an wirtschaftlichen Kriterien orientiert. Die Fallpauschalen gehören 
abgeschafft. 

Krankenhäuser sind Teil des Sozialstaates. Ihr Zweck ist nicht die Gewinnmaximierung, sondern die 
bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit notwendigen stationären Leistungen. Die 
Finanzierung der Krankenhäuser durch Krankenkassen muss genauso an diesem Grundsatz 
ausgerichtet werden wie die öffentliche Krankenhausplanung und die Investitionen der Bundesländer. 
Diese gehen aber seit vielen Jahren stetig zurück. Folge ist ein ständig wachsender Investitionsstau. Um 
die dringlichsten Investitionen überhaupt noch zahlen zu können, greifen die Krankenhäuser auf 
Betriebsmittel zu, die eigentlich für Personal gedacht sind – mit allen negativen Folgen. 

• Um den Investitionstau in den Krankenhäusern abzubauen, muss der Bund die zuständigen Länder 
zweckgebunden unterstützen. Wir fordern eine jährliche Beteiligung des Bundes in Höhe von 2,5 Mrd. 
Euro (die andere Hälfte tragen die Länder). Damit kann der heute bestehende Investitionsbedarf bei den 
Krankenhäusern in den kommenden etwa zehn Jahren abgebaut werden. Darüber hinaus versetzen wir 
die Länder in die Lage, ihren Investitionsverpflichtungen nachzukommen: Wir führen die 
Vermögensteuer wieder ein (vgl. Kapitel VI »Ungleichheit ist unsozial«). Die Einnahmen daraus gehen 
in die Länderhaushalte. 

• Krankenhäuser gehören in die öffentliche Hand: Weitere Privatisierungen müssen verhindert und 
bereits privatisierte Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen in nicht-profitorientierte Trägerschaft 
überführt werden. Wir wollen Gesundheitseinrichtungen durch öffentliche Träger zurückkaufen. Wir 
erleichtern und fördern, dass kommunale Krankenhausverbünde geschaffen werden. Es muss gesetzlich 
ausgeschlossen werden, dass Krankenhäuser mit dem Ziel der Gewinnmaximierung und Kapitalrendite 
betrieben werden. Entstehende Überschüsse müssen wieder ins Gesundheitswesen zurückfließen, vor 
allem in eine verbesserte Personalbemessung und zur besseren Versorgung der Patientinnen und 
Patienten.  

Ambulante Versorgung in Stadt und Land verbessern – kürzere Wartezeiten! 

Zu einer guten gesundheitlichen Versorgung gehören Wohnortnähe, angemessen kurze Wartezeiten auf 
einen Termin und eine gute Notfallversorgung. Deutschland hat eine hohe durchschnittliche Arztdichte, 
trotzdem klagen viele Menschen über Unterversorgung. Nicht nur in ländlichen Regionen müssen teils 
lange Wege und lange Wartezeiten in Kauf genommen werden. In strukturstarken Regionen mit vielen 
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Privatversicherten finden sich dagegen oft mehr Ärztinnen und Ärzte als notwendig wären. 

• DIE LINKE tritt für eine gute, flächendeckende, barrierefreie und bedarfsgerechte gesundheitliche 
Versorgung in Stadt und Land ein. Dafür wollen wir die Arztsitze gleichmäßiger verteilen. Ein 
entscheidender Hebel ist dabei der Abbau von Überversorgung. 

• Wir wollen die bessere Bezahlung für die Behandlung von Privatversicherten und damit ungleiche 
Wartezeiten abschaffen. Neue Versorgungsformen wie Patientinnen- und Patientenbusse, 
Gemeinschafts- und Teilzeitpraxen oder medizinische Versorgungszentren in öffentlicher Hand können 
die Arbeit im ländlichen Raum für junge Medizinerinnen und Mediziner und nichtärztliches Fachpersonal 
attraktiver machen und somit garantieren, dass angestellte Allgemein- und Fachärzte auch in 
Teilzeitstellen arbeiten können. 

• Polikliniken sollen mittelfristig zu einem Rückgrat der ambulanten Versorgung werden. Denn sie 
gewährleisten nicht nur eine hochwertige, interdisziplinäre Behandlung, sondern bieten auch die von 
vielen jungen Ärztinnen und Ärzten gewünschten flexiblen und familiengerechten Arbeitsbedingungen. 
Wir wollen Kommunen unterstützen, eigene Gesundheitseinrichtungen zu betreiben und so die 
Versorgung zu sichern. Damit alle Menschen eine gute und wohnortnahe Gesundheitsversorgung 
erhalten, brauchen die Kommunen eine bessere finanzielle Ausstattung und - ähnlich wie bei der 
Krankenhausplanung - die Kompetenzen, Versorgungszentren zu planen. 

• Nicht nur die Versorgung mit Ärztinnen und Ärzten, sondern auch mit Psychotherapeutinnen und -
therapeuten, Physio- sowie Ergotherapeutinnen und -therapeuten, Logopädinnen und Logopäden, 
Podologinnen und Podologen, Hebammen und Entbindungspflegern sowie Apotheken muss 
gewährleistet werden – gerade im ländlichen Raum und in benachteiligten Regionen. Sie muss 
wohnortnah erfolgen, z. B. über integrierte Lösungen wie Versorgungszentren, Hebammenstützpunkte 
und Kooperationen. 

• DIE LINKE setzt sich für eine Stärkung der Qualifizierung und für eine bessere Bezahlung der 
Gesundheits- und Heilberufe ein. Ausbildungen in Gesundheitsberufen müssen gebührenfrei sein und 
Arbeitsleistungen während der Ausbildung vergütet werden. 

• Wir wollen eine gewaltfreie Psychiatrie und die Abschaffung von Sondergesetzen. Die räumlichen 
Bedingungen und die personelle Ausstattung müssen eine Behandlung ohne Zwang und Gewalt 
ermöglichen.  

• Psychisch kranke Menschen wollen wir vor dem Gesetz und in den Sozialversicherungen 
gleichstellen und ihnen Zugang zu unserem öffentlich geförderten Beschäftigungssektor ermöglichen 
(vgl. Kapitel III »Soziale Sicherheit«).  

• Wir wollen die häusliche und ambulante Versorgung ausbauen, so dass weniger stationäre 
Behandlungen notwendig sind. 

• Die psychotherapeutische Versorgung deckt in vielen Regionen bei weitem nicht den Bedarf. Die 
Bedarfsplanung muss gerade in diesem Bereich dringend überarbeitet werden. Auch die Finanzierung 
der Therapie muss den Bedarf decken. 

• Wir fordern ein gebührenfreies Direktstudium für Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten, das 
die psychologischen und die Kinder- und Jugendpsychotherapeutinnen und -therapeuten zusammen 
ausbildet. Für die Weiterbildung zur Teilnahme an der kassenpsychotherapeutischen Versorgung ist eine 
angemessene Vergütung zu zahlen. 
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• Das Gesundheitswesen wollen wir konsequent von Barrieren befreien. Das bedeutet nicht nur, 
Hindernisse beim Zugang zu Arztpraxen und Krankenhäusern zu beseitigen, sondern auch 
Untersuchungstechniken und Kommunikation den besonderen Bedürfnissen von Menschen mit 
Behinderungen anzupassen. Leichte Sprache und verständliche Patienteninformationen müssen 
selbstverständlich werden. 

• Für die Haftpflichtversicherungen der Hebammen und Entbindungspfleger muss endlich eine 
grundlegende Lösung gefunden werden. Wir wollen einen öffentlichen Haftungsfonds, um die 
Hebammen und Entbindungspfleger unabhängig von privaten Versicherungen zu machen. Hebammen 
können erste Ansprechpartnerinnen für Schwangere und die Schwangerenvorsorge sein – wie in den 
Niederlanden. Dieses Verständnis eines neuen Berufsbildes sollte sich auch in der Vergütung 
niederschlagen. 

• Wir wollen den heilberuflichen Charakter des Apothekerberufs stärken. Deswegen lehnen wir 
Apothekenketten, erst recht in der Hand von Aktiengesellschaften, ab. Den Versandhandel mit 
Arzneimitteln wollen wir so weit wie möglich begrenzen und damit die persönliche Beratung und die 
wohnortnahe Versorgung stärken. 

Bezahlbare Medikamente statt Profite für Pharmakonzerne 

Die gesetzlichen Krankenkassen geben in Deutschland über 35 Milliarden Euro für Arzneimittel aus – 
die Tendenz steigt schnell. Patientinnen und Patienten werden durch hohe Zuzahlungen belastet. Die 
meisten nicht-verschreibungspflichtigen Medikamente müssen sie komplett aus eigener Tasche 
bezahlen, selbst wenn diese ärztlich verordnet wurden. Keines der bisherigen Gesetze hat die Macht 
der Pharmaindustrie brechen können. Die Gesundheitspolitik der letzten Bundesregierungen hat es 
zugelassen, dass im ersten Jahr nach der Zulassung Fantasiepreise z.B. für Krebs-, Rheuma- und 
Multiple-Sklerose-Mittel verlangt werden dürfen. 

Wir wollen, dass alle Patientinnen und Patienten mit sicheren und wirksamen Arzneimitteln nach dem 
aktuellen Stand der Wissenschaft versorgt werden – unabhängig von ihrem Einkommen und ihrer 
Erkrankung. Eine medizinische Versorgung mit nachgewiesenem Nutzen erfordert dringend die 
Einführung einer Positivliste. Alle Medikamente mit nachgewiesenem Nutzen müssen vollständig 
erstattet werden – teure Medikamente, die nur scheinbar neu sind, gehören dagegen nicht in den 
Leistungskatalog. Mit der Forderung treten wir zugleich für eine effektive Begrenzung der 
Arzneimittelpreise per Gesetz ein. Angesichts begrenzter Ressourcen ist der Fokus auf wirksame 
Maßnahmen dringend.  

• Dafür fordern wir eine Preisgestaltung, die sich am Nutzen für die Patientinnen und Patienten 
orientiert und eine klare Deckelung für Medikamentenpreise ab der Zulassung beinhaltet. 

• Wir wollen den Einfluss der Pharmakonzerne auf allen Ebenen zurückdrängen. Ihre Marketing-
Aktivitäten müssen strikt begrenzt werden. Das betrifft nicht nur die Werbung, sondern auch die 
Beeinflussung der Ärzteschaft, der Wissenschaft und von Patientenorganisationen. Ärztinnen und Ärzte 
dürfen für das Verordnen bestimmter Medikamente nicht belohnt werden. Die Herstellung von 
Medikamenten und medizinischen Geräten darf nicht den Profitinteressen von Aktionären unterworfen 
sein. Die Pharmaindustrie muss dem Gemeinwohl verpflichtet und unter demokratische Kontrolle 
gestellt werden. 

• Wir wollen Korruption im Gesundheitswesen effektiv bekämpfen. Ein öffentliches Studienregister für 
Arzneimittelstudien soll gewährleisten, dass negative Studienergebnisse nicht mehr unterdrückt werden 
können. 
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• Wir fordern eine transparente, gesetzliche Regelung über Zuwendungen der Pharmaindustrie an 
Medizinerinnen und Mediziner sowie andere Heilberufe. 

• Daten, die mit der elektronischen Gesundheitskarte erhoben werden, dürfen nicht zentral 
gespeichert oder online weitergegeben werden. Eine Einsicht Dritter in die dezentralen Datenspeicher 
ohne Zustimmung der Versicherten muss verboten bleiben.  

Arzneimittelforschung ist von großem öffentlichem Interesse. Sie bestimmt nicht nur, ob Medikamente 
entwickelt werden, die wirklich gebraucht werden, sondern auch, wer die Eigentumsrechte besitzt, 
welche Preise aufgerufen werden, ob die Forschungsergebnisse transparent gemacht werden und nicht 
zuletzt, ob Menschen im globalen Süden Zugang zu Innovationen erhalten können. 

• Für DIE LINKE ist Arzneimittelforschung eine öffentliche Aufgabe. Patente für Arzneimittel und 
Heilverfahren müssen abgeschafft werden.  

Gesundheitsförderung statt Wettbewerbsdruck 

Die beste Gesundheitspolitik ist die, die Gesundheit fördert und Krankheit verhindert. Die Gestaltung 
eines lebenswerten Umfelds, gute Arbeit, gute Wohn- und Lernbedingungen und soziale Gerechtigkeit 
tragen maßgeblich zu Gesundheit bei. LINKE Gesundheitspolitik bezieht alle Politikbereiche ein, denn nur 
so kann der Teufelskreis aus Armut und Krankheit durchbrochen werden. 

DIE LINKE tritt für eine Gesundheitsversorgung ein, die hohe Qualität und Menschlichkeit miteinander 
verbindet. Das Gesundheitssystem ist für viele Menschen kaum durchschaubar. Es ist schwer, die 
eigenen Rechte in Erfahrung zu bringen und noch schwerer, sie gegen Krankenkassen, Ärztinnen und 
Ärzte oder Krankenhäuser durchzusetzen.  Der finanzielle Druck bringt alle Beteiligten zwangsläufig 
dazu, ihren eigenen Vorteil immer öfter vor die Interessen der Patientinnen und Patienten zu stellen. 
Patientinnen und Patienten dürfen nicht als Abrechnungsziffern behandelt und zwischen 
Gewinninteressen auf der einen und Ausgabenvermeidung auf der anderen Seite zerrieben werden. 

• Wir wollen den Wettbewerb zwischen und innerhalb der Krankenkassen, Ärzteschaft, 
Krankenhauslandschaft und Apotheken zurückdrängen. Die Versorgungsfunktion, die ihnen im 
Gemeinwohlinteresse per Gesetz zugeteilt wurde, muss wieder in den Mittelpunkt rücken. 

• Rabattverträge, Kassen-Ausschreibungen, z.B. bei Hilfsmitteln, und viele andere Selektiv-Verträge 
wollen wir abschaffen. Sie sind nicht transparent und gefährden die Versorgungsqualität sowie die 
Anbietervielfalt. 

• Für eine Versorgung auf dem aktuellen Wissensstand und zum Schutz der Patientinnen und 
Patienten fordern wir gute wissenschaftliche Belege über Nutzen und Schaden jeder 
Behandlungsmethode – gerade, wenn sie solidarisch finanziert wird. 

• Patientenvertreterinnen und -vertreter sollen in Zukunft mit Stimmrechten in Gremien der 
gemeinsamen Selbstverwaltung vertreten sein. Kurzfristig wollen wir ihnen ein Benennungsrecht für die 
Mehrheit der jeweils vorhandenen unparteiischen Mitglieder geben. Damit Selbsthilfe ihre 
Unabhängigkeit sichern und den großen Verbänden und Unternehmen im Gesundheitswesen auf 
Augenhöhe begegnen kann, muss sie angemessen finanziert werden.  

• Die Kommunen bieten kostenlose Beratung durch fachlich geschultes Personal für Patientinnen und 
Patienten an. Dabei soll die Wartezeit für eine Erstberatung nicht länger als sechs Wochen sein. Auf 
Wunsch sind Selbsthilfegruppen bzw. Patientenvertretungen entgeltlich einzubeziehen. Die Kommunen 
werden für diese Aufgabe voll entschädigt. 
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Gute Pflege für alle statt Pflegenotstand! 

Wer schwer erkrankt oder im Alter gebrechlich wird, braucht Pflege. Doch nicht an jedem Wohnort und 
nicht für jeden Menschen mit Pflegebedarf stehen gute Pflegeleistungen zur Verfügung. Mehr als die 
Hälfte der Menschen in Deutschland hat Angst davor, im Alter oder bei Krankheit auf Pflege angewiesen 
zu sein. Menschen mit Pflegebedarf und ihre Familien tragen mehr als die Hälfte der ständig steigenden 
Pflegekosten. Die Pflegeversicherung deckt die Kosten nicht, sie ist eine Teilleistungsversicherung. 
Daran hat sich auch mit den Pflegestärkungsgesetzen der Großen Koalition aus SPD und CDU/CSU 
nichts geändert. Im Gegenteil: Wir haben ein Zwei-Klassen-System in der Pflege. Immer mehr Menschen 
können sich gute Pflege nicht leisten, müssen sich verschulden oder geraten in die Sozialhilfe. Das ist 
für ein reiches Land wie Deutschland ein Armutszeugnis. 

Die vorhandenen Pflegeangebote sind unübersichtlich und für viele unerschwinglich. Pflegeleistungen 
werden teuer gekauft oder durch Laien unbezahlt erbracht. Noch immer pflegen vor allem Frauen – 
Ehe- und Lebenspartnerinnen, Töchter und Schwiegertöchter. Der Wunsch, zu Hause gepflegt zu 
werden, ist für viele nur erfüllbar, wenn die Familienangehörigen einspringen. Im Alltag kämpfen viele 
pflegende Menschen mit Dauerstress, Erschöpfung und Geldsorgen. Viele schränken ihre 
Berufstätigkeit ein oder geben sie auf. Das verringert die eigenen Rentenansprüche und führt die 
Pflegenden in die Altersarmut. 

Wir stellen uns gegen eine Pflegepolitik, die auf Wettbewerbsdruck und Profite für wenige setzt. Pflege 
ist zu einem Markt geworden, private Unternehmen machen Gewinne – auf Kosten der Menschen mit 
Pflegebedarf und der Beschäftigten in der Pflege. Es fehlt die Zeit für eine aktivierende Pflege und zum 
Zuhören, für Zuwendung und Förderung. In einigen Fällen mussten Menschen gegen ihren Willen 
Inkontinenz-Vorlagen tragen. Manche wurden sogar fixiert, weil für 50 Heimbewohnerinnen und -
bewohner in der Nachtschicht nur zwei Pflegekräfte zur Verfügung standen. Viele Pflegebeschäftigte 
werden krank, weil sie völlig überlastet sind und nicht einbringen können, was sie gelernt haben.  

Oft ist vom Fachkräftemangel die Rede. Wenn Arbeitsstress krank macht, gute Bezahlung und 
Anerkennung fehlen, ist es nicht verwunderlich, dass viele ausgebildete Pflegekräfte ihren Beruf nur 
einige Jahre ausüben. Vor allem Frauen arbeiten in der Pflege. Niedriglöhne und Teilzeitverträge führen 
trotz harter Arbeit zu Altersarmut. Die Lohnunterschiede zwischen einzelnen Regionen sind enorm. DIE 
LINKE steht an der Seite der Beschäftigten in der Pflege: Pflegearbeit muss endlich aufgewertet und 
besser bezahlt werden! Wir wollen die Arbeitsbedingungen verbessern und die Weichen dafür stellen, 
dass mehr Pflegekräfte eingestellt werden. 

DIE LINKE will einen grundlegenden Wandel: Gute Pflege soll ein verbindliches Recht für alle werden. 
Wir wollen ein Verständnis von Qualität, das nicht aufgrund von Aktenlage entscheidet, sondern die 
Arbeitssituation der Pflegenden und den tatsächlichen Betreuungsbedarf der zu Pflegenden in den 
Mittelpunkt stellt. Wir wollen die Familien entlasten: Pflegeleistungen sollen in einer Vollversicherung 
ausgeweitet werden, und wir wollen mehr professionelle Pflegekräfte. Das eröffnet die Möglichkeit, in 
der häuslichen Umgebung gepflegt zu werden und – wenn gewünscht – stärker auf professionelle 
Pflege zurückzugreifen. 

Jede und jeder muss selbstbestimmt entscheiden können, wo und von wem sie oder er welche Pflege in 
Anspruch nimmt. Die Entscheidung darf nicht vom Geldbeutel, vom Wohnort oder von der Herkunft 
abhängig sein. Keine Pflegeleistung darf aus Kostengründen verweigert werden. Das gilt auch für die 
Entscheidung über den Sterbeort. Für einen Urlaub in EU-Staaten sollen die Kosten für 
Pflegesachleistungen, Verhinderungspflege und Pflegehilfsmittel für bis zu sechs Wochen durch die 
gesetzliche Pflegeversicherung übernommen werden.  
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Die Pflege soll gerecht finanziert und von gut bezahlten Fachkräften erbracht werden. Familiäre Pflege 
und nachbarschaftliches Engagement können ergänzend und nicht aus der Not heraus geleistet 
werden. Daher will DIE LINKE die Pflege auf eine gerechte, bedarfsdeckende und solidarische 
Grundlage stellen: 

1. Wir wollen eine Pflegevollversicherung, die alle pflegebedingten Leistungen umfasst. Menschen mit 
Pflegebedarf und ihre Familien müssen keine Eigenanteile zahlen. Wer auf Sozialhilfe angewiesen ist, 
erhält dieselben Leistungen wie alle anderen Menschen mit Pflegebedarf. Gleichzeitig werden die 
Kommunen entlastet, weil weniger Menschen durch die Pflegekosten von Sozialhilfe abhängig werden. 
Alle Leistungen werden bedarfsdeckend und nach bundesweit verbindlichen Qualitätsstandards 
erbracht. Zu den Pflegeleistungen gehören Assistenz und solange wie möglich Teilhabe am öffentlichen 
Leben. 

2. Mit einer solidarischen Pflegeversicherung, in die alle einzahlen, wollen wir die finanziellen Lasten 
gerecht auf alle Schultern verteilen: auch privat Versicherte, Beamtinnen und Beamte, Abgeordnete und 
Selbständige müssen entsprechend ihres Einkommens in die solidarische Pflegeversicherung einzahlen 
– ohne eine Beitragsbemessungsgrenze, die Millionäre schont. Grundlage für eine menschenwürdige 
Pflege ist eine verlässliche, gerechte und zukunftsfeste Finanzierung. So werden finanzielle Spielräume 
für bedarfsdeckende Leistungen, mehr Personal und bessere Entlohnung geschaffen. Gute Pflege 
braucht gute Arbeit. Tarifliche Bezahlung muss Standard werden, um regionale Leistungs- und 
Lohnunterschiede abzubauen. 

3. Menschenwürdige Pflege kann und darf nicht auf Profit ausgerichtet sein. Die Infrastruktur der Pflege 
ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge; Bund und Ländern müssen hier endlich ausreichend 
investieren. Pflege gehört wieder in öffentliche Verantwortung und unter demokratische Kontrolle. 
Dafür wollen wir die Kommunen auch finanziell stärken. Denn gute Pflege wird vor Ort erbracht. Durch 
regionale Beschäftigungspolitik wollen wir gut entlohnte Arbeitsplätze bei öffentlichen und 
gemeinnützigen Trägern in der Pflege schaffen. 

4. Menschen mit Pflegebedarf müssen selbst bestimmen können, wo und wie sie wohnen. Sie brauchen 
barrierefreie und bezahlbare Wohnangebote. Sie brauchen wohnortnahe Unterstützungsnetzwerke und 
unabhängige Beratungsleistungen. Die Rechte von Menschen mit Pflegebedarf, pflegenden Angehörigen 
und Beschäftigten in der Pflege wollen wir stärken. Ihre Interessenvertretungen brauchen Antrags- und 
Stimmrechte in allen gesetzlich vorgeschriebenen Gremien, insbesondere im Qualitätsausschuss auf 
Bundesebene und in regionalen Pflegekonferenzen. 

Die Digitalisierung geht auch am Pflegebereich nicht vorbei. Bereits jetzt werden schon vereinzelt für 
bestimmte Aufgaben sogenannte Pflegeroboter eingesetzt. Menschenwürdige Pflege beinhaltet aber 
auch einen Anspruch auf Pflege durch Menschen und menschlichen Kontakt. Deshalb wird sich DIE 
LINKE für eine gesetzliche Mindeststundenanzahl an menschlichem Kontakt in Pflegeeinrichtungen 
einsetzen. 

Der derzeitige Pflegenotstand ist für die zu pflegenden Menschen, ihre Angehörigen und die 
Beschäftigten nicht mehr tragbar. Für eine menschenwürdige Pflege setzt DIE LINKE daher auch auf 
Sofortmaßnahmen:  

Es braucht sofort mehr Personal und einen Ausbau professioneller Angebote. Um das zu finanzieren, 
wollen wir den Pflegevorsorgefonds auflösen und in einen Pflegepersonalfonds umwandeln. Zusätzliche 
Pflegekräfte können so regulär beschäftigt und besser bezahlt werden. DIE LINKE fordert eine 
Fachkraftquote von mindestens 50 Prozent in Pflegeeinrichtungen, die bundesweit verbindlich 
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umgesetzt und deren Einhaltung wirksam kontrolliert wird. 

Gute Löhne für gute Pflege – Pflegeberufe aufwerten: Als Schutz gegen Lohndumping muss der 
Pflegemindestlohn sofort auf 14,50 Euro erhöht und auf weitere Tätigkeitsbereiche in der Pflege 
ausgedehnt werden. Verstöße gegen den Pflegemindestlohn müssen sanktioniert werden. Die tarifliche 
Vergütung von Pflegefachkräften muss bundeseinheitlich als allgemeinverbindlich erklärt werden. Keine 
Pflegefachkraft sollte unter 3.000 Euro (in Vollzeit) verdienen. Die Ausbildung in den Pflegeberufen 
muss als integrierte Ausbildung mit einer zweijährigen gemeinsamen und einer einjährigen ergänzenden 
spezialisierten Fachausbildung gestaltet werden. Die dreijährige Pflegeberufsausbildung muss die 
unmittelbare Berufsfähigkeit sichern. Die Ausbildung, Fort- und Weiterbildungen müssen für die 
Pflegekräfte schulgeldfrei sein. Neben der Pflegeausbildung wollen wir eine dreijährige Ausbildung zur 
Fachkraft Assistenz nicht nur für Menschen mit Behinderungen. Die steigende Qualifikation des 
Berufsbildes muss sich auch in einer höheren Ausbildungsvergütung und besseren Entlohnung 
niederschlagen. 

Versicherte wollen wir entlasten: Die Kosten der medizinischen Behandlungspflege müssen auch in 
stationären Pflegeeinrichtungen von der gesetzlichen Krankenversicherung getragen werden. Allein das 
entlastet die Pflegeversicherung um mehr als zwei Milliarden Euro und verringert die Eigenanteile der 
Menschen mit Pflegebedarf. Die Förderung der privaten Pflegevorsorge – der sogenannte Pflege-Bahr – 
wird eingestellt. 
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V. Ungleichheit ist unsozial. Wir steuern um. 

Reichtum und Armut in Deutschland nehmen zu. Die reichsten zehn Prozent besitzen weit mehr als die 
Hälfte des gesellschaftlichen Reichtums, die untere Hälfte der Bevölkerung besitzt gerade mal ein 
Prozent. Deutschland ist eines von vier Ländern mit den meisten Millionärinnen und Millionären. Über 
eine Million Menschen besitzen mehr als eine Million Euro (1,2 Millionen Menschen besitzen über eine 
Million US-Dollar). Aber eine Vermögensteuer wird nicht erhoben. Wer viel hat, kann es leicht 
vermehren. Auf Gewinne aus Kapital und Aktien wird eine Billigsteuer erhoben, weniger als die Hälfte 
von dem, was unter Helmut Kohl gezahlt wurde. Wer hingegen wenig oder nichts hat, zahlt mehr und 
mehrfach: Lohnsteuer kann man nicht hinterziehen, sie wird sofort abgezogen. Die Mehrwertsteuer 
trifft prozentual Menschen mit niedrigem Einkommen stärker. Weil öffentliches Eigentum privatisiert 
wurde, müssen viele Dienstleistungen privat bezahlt werden. Dem privaten Reichtum steht eine 
verarmte öffentliche Infrastruktur gegenüber: Bibliotheken und Schwimmbäder schließen, der 
Bildungsbereich ist chronisch unterfinanziert, Personal im Krankenhaus wird gekürzt, um notwendige 
Reparaturen finanzieren zu können. Hier würden die Einnahmen aus einer Vermögensteuer besonders 
helfen: Sie geht an die Länder und kann die öffentliche Infrastruktur stärken. 

Die Reichen haben viele Verbündete in der Politik. Sie können ihrer Stimme mehr Gewicht verleihen. Wir 
halten dagegen. Mehr Gerechtigkeit und eine starke öffentliche Daseinsvorsorge gibt es nur, wenn die 
Unteren entlastet werden – und die Oberen stärker belastet. Hohe Vermögen und Einkommen, 
Erbschaften und Gewinne aus Kapital und Aktien müssen stärker besteuert werden. Damit finanzieren 
wir Investitionen in eine gute öffentliche Versorgung und einen Sozialstaat, der alle Menschen sicher 
vor Armut schützt. Wir wollen solidarische und ökologische Formen der Wirtschaft stärken und 
Arbeitsplätze schaffen.  

Profit, Privatisierung und Preisdruck beschädigen die sozialen Grundlagen der Demokratie. Der 
öffentliche Nahverkehr, Wohnungen der öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften sollten keinen Profit 
abwerfen müssen. Die öffentliche Daseinsvorsorge bildet die Strukturen, die die Menschen in unserer 
Gesellschaft verbindet. Dafür ist notwendig, dass diese Strukturen am Bedarf in der Gesellschaft 
ausgerichtet werden. 

Unser Programm für eine Zukunft, für die es sich zu kämpfen lohnt, ist kein Wunschdenken. Es ist nicht 
unrealistisch. Es ist machbar und wir wissen, wie wir es bezahlen werden. Es ist genug für alle da, wenn 
alle genug beisteuern.  

• Wir wollen, dass Vermögen ab einer Million Euro mit fünf Prozent besteuert werden. Die erste 
Million ist davon freigestellt. Betriebsnotwendiges Vermögen kann bis fünf Millionen freigestellt werden. Wir 
stellen sicher, dass Privatvermögen nicht in Betriebsvermögen »versteckt« wird und dass Betriebsvermögen 
in ausländischem Eigentum ebenso besteuert wird wie inländische Eigentümer. Eine solche 
Vermögensteuer würde 80 Milliarden Euro Mehreinnahmen im Jahr bringen. 

• Erbschaftsteuer: Reichtum wird vererbt – meist ohne dass nennenswerte Steuern bezahlt werden. 
Gerade die Superreichen können ihre Millionenvermögen in Unternehmensanteilen steuerfrei vererben 
oder verschenken. Die von der Großen Koalition aus CDU/CSU und SPD beschlossene Reform der 
Erbschaftsteuer ändert das nicht, im Gegenteil. Wir werden dafür sorgen, dass die Steuerschlupflöcher 
geschlossen werden. Wir werden die Erbschaftssteuer auf hohe Erbschaften erhöhen. Normales, 
selbstgenutztes Wohneigentum bleibt freigestellt. Mehreinnahmen im Jahr: fünf Milliarden Euro. 

• Die Unternehmenssteuern wurden schon vor Jahren massiv gesenkt. Die Körperschaftsteuer muss 
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wieder auf 25 Prozent erhöht werden. Wir wollen den Wettlauf der Unternehmen um Steuervermeidung 
unterbinden und drängen auf europaweite Mindestsätze für Unternehmenssteuern. Wir werden 
sicherstellen, dass Unternehmen und Konzerne sich nicht den Steuern entziehen. 

• Für arbeitsintensives Handwerk, Produkte für Kinder und Arzneimittel wollen wir ermäßigte 
Steuersätze bei der Umsatzsteuer. 

• Steuerhinterziehung, Geldwäsche und Subventionsbetrug wollen wir wirksamer bekämpfen 
und somit Steueroasen – auch »Made in Germany« – austrocknen. Dafür wollen wir eine 
Bundesfinanzpolizei aufbauen und das Personal im Steuervollzug bedarfsgerecht aufstocken. Es ist 
realistisch, mit einem konsequenteren Steuervollzug und der Bekämpfung von Steuerhinterziehung in 
Steueroasen jährlich etwa 15 Milliarden Euro mehr einzunehmen. 

• Mit einer Finanztransaktionsteuer dämmen wir die Spekulationen auf den Finanzmärkten ein. Bei 
jeder Finanztransaktion soll ein Steuersatz von 0,1 Prozent fällig werden. Die eingenommenen Gelder 
sollen einerseits für eine nachhaltige Entwicklung in den Ländern des Südens und für globalen 
Klimaschutz und andererseits für den sozial-ökologischen Umbau unserer Industriegesellschaft genutzt 
werden. Jährliche Mehreinnahmen in Deutschland: mindestens 30 Milliarden Euro. 

Lebensqualität hat mit dem Angebot der Kommunen zu tun: Können sie nur das Nötigste finanzieren 
oder stellen sie Kulturveranstaltungen, Schwimmbäder, kommunalen Wohnungsbau, kostenfreie Kitas 
und Jugendzentren zur Verfügung? Wir wollen die Ausstattung der Kommunen verbessern. Wenn vom 
Bund oder von den Ländern Aufgaben an die Kommunen abgegeben werden, müssen sie auch die 
Finanzierung liefern (Konnexitätsprinzip: Wer bestellt, zahlt). 

• Wir wollen die bisherige Gewerbesteuer in eine Gemeindewirtschaftsteuer umwandeln. Die 
Bemessungsgrundlage wird ausgeweitet (Pachten, Mieten, Leasingraten und Lizenzgebühren werden 
berücksichtigt) und gutverdienende Selbständige und Freiberufler einbezogen. Dafür werden wir den 
Freibetrag auf 30.000 Euro anheben und die festgesetzte Steuer bei der Einkommensteuer 
berücksichtigen. Die Gewerbesteuerumlage wird abgeschafft, was Städte und Gemeinden finanziell 
entlastet. Mehreinnahmen für die Kommunen: 15 Milliarden Euro. 

Mit diesen Mehreinnahmen können wir den Einstieg in eine solidarische Gesellschaft finanzieren: 
Bessere soziale Sicherheit, mehr Personal in Bildung, Gesundheit und Pflege und einen Neustart im 
gemeinnützigen Wohnungsbau, Barrierefreiheit und den Einstieg in einen sozialen und ökologischen 
Umbau der Wirtschaft. Unsere Forderungen sind gegengerechnet und realistisch. 

Auch die Besteuerung von Einkommen wollen wir gerechter machen. Niedrige und mittlere Einkommen 
wollen wir entlasten. Hohe Einkommen müssen stärker besteuert werden. 

• Alle zu versteuernden Einkommen unter 12.600 Euro im Jahr bleiben steuerfrei. Das bedeutet, 
dass Beschäftigte bis zu einem Bruttolohn von etwa 1.400 Euro im Monat keine Lohnsteuer zahlen 
müssen. Der Steuerverlauf wird abgeflacht. 

• Höhere Einkommen wollen wir stärker besteuern. Ab 70.000 Euro zu versteuerndem Einkommen im 
Jahr beträgt der Steuersatz 53 Prozent. Zu versteuerndes Einkommen bedeutet: Das, was vom 
Bruttoeinkommen nach den üblichen Abzügen (pauschale Freibeträge und Sonderausgaben) übrigbleibt: 
70.000 Euro zu versteuerndes Einkommen entspricht etwa 81.000 Euro Bruttoverdienst eines oder 
einer Alleinstehenden ohne Kinder. 53 Prozent Steuersatz gilt für das Einkommen ab 70.000 Euro. Der 
durchschnittliche Steuersatz für 70.000 Euro Einkommen liegt bei ca. 30 Prozent.  

• Wir sehen zwei Stufen einer gesonderten Reichensteuer vor: 60 Prozent ab der aktuellen 
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Reichensteuergrenze von 260.533 Euro und 75 Prozent für Einkommen oberhalb von einer Million Euro 
zu versteuerndem Einkommen. 

• Als Faustregel gilt: Wer (als Single, Steuerklasse I) weniger als 7.100 Euro im Monat brutto 
hat, zahlt nach unserem Tarif weniger Steuern, wer mehr verdient, zahlt mehr Steuern. Alle haben 
Vorteile von der verbesserten öffentlichen Daseinsvorsorge und einer solidarischen 
Gesundheitsversicherung. 

• Einkommen aus Kapitalerträgen sollen nicht weiter bevorzugt werden, sondern nach denselben 
Sätzen versteuert werden wie alle Einkommen. Die Abgeltungssteuer von 25 Prozent werden wir 
abschaffen, Einschränkungen der Verrechnung von Verlusten aus Kapitalvermögen sowie den 
Sparerpauschbetrag allerdings beibehalten. 

• Das Ehegattensplitting wird durch familienfreundliche Steuermodelle ersetzt. Dabei muss das nicht 
ausgeschöpfte steuerliche Existenzminimum zwischen Eheleuten bzw. Lebenspartnerinnen und 
Lebenspartnern übertragbar sein. 

• Bei Entlassungen wollen wir Steuerfreibeträge für Abfindungen wieder einführen. 
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VI. In die Zukunft investieren 

Seit Jahren werden notwendige Investitionen in die soziale Infrastruktur zurückgehalten. Dahinter 
stehen die Dogmen des Neoliberalismus – Kürzen, genannt »Sparen« und »Austerität«. Langfristige 
Ausgaben werden immer weniger über langfristige Finanzierung, also Kredite organisiert. Sie werden 
fälschlich als »Schulden« bezeichnet und von der Schuldenbremse ausgeschlossen. Länder und 
Kommunen haben zu wenig Einnahmen aus Steuern– es fehlen die Vermögensteuer und eine 
Gemeindewirtschaftsteuer (vgl. Kapitel V »Ungleichheit ist unsozial«). Viele Kommunen sind strukturell 
überfordert. Sie müssen laufende Aufgaben zunehmend aus Kassenkrediten finanzieren, die eigentlich 
als kurzfristige Finanzierungshilfen gedacht sind.  

Wenn die öffentliche Infrastruktur schlechter wird, betrifft das unmittelbar die Lebensqualität der 
Bevölkerung. Soziale Unterschiede schlagen stärker im Alltag durch. In der Versorgung der Bevölkerung 
sind große Lücken entstanden. Sozialer Wohnungsbau, Schulen, Krankenhäuser, Straßen, Schienen – 
überall fehlt es an Investitionen in die öffentliche Infrastruktur. Statt Privatisierungen und öffentlich-
privaten Partnerschaften, die nach Markt und Profit wirtschaften, wollen wir Investitionen so gestalten, 
dass der Reichtum allen zugutekommt. Dabei müssen zuerst die Bereiche gestärkt werden, in denen für 
die Menschen dringender Bedarf besteht. Die Investitionen müssen die Lebensqualität der Menschen 
spürbar verbessern. Allein in der Bildung fehlen Investitionen in Gebäude, Technik und Personal in Höhe 
von 50 Milliarden Euro. Es fehlt an Personal und Investitionsmitteln in den Krankenhäusern. Es fehlt in 
allen großen Städten an bezahlbarem Wohnraum. Durch mehr öffentliche Investitionen auf kommunaler, 
Bundes- und Länderebene und durch eine gerechte Verteilung der Arbeit können Millionen neue 
Arbeitsplätze in kurzer Vollzeit (30 bis 35 Stunden pro Woche) geschaffen werden. Wir werden jährlich 
über 120 Milliarden Euro in die öffentliche Daseinsvorsorge und Infrastruktur investieren. Durch höhere 
Einnahmen aus Steuern und Sozialbeiträgen können diese Ausgaben mindestens zur Hälfte refinanziert 
werden. 

Das Investitions- und Zukunftsprogramm zielt auf: 

• Gute Bildung: Wir schaffen mehr Personal, Inklusion, stocken das BaföG auf und sanieren Gebäude. 

• Bessere Ausstattung in der Gesundheitsversorgung und Pflege.  

• Wir schaffen einen Neustart im sozialen und gemeinnützigen Wohnungsbau und ein 
Förderprogramm für sozial gerechte Modernisierungen. 

• Wir finanzieren eine echte Energiewende, in der die fossilen, umweltschädlichen Energien durch 
regenerative ersetzt werden. Die großen Energiekonzerne wollen wir ablösen: saubere Energie in 
Bürgerhand. 

• Die üblichen Innovationsstrategien in Bereichen wie Energiemanagement und Logistik sind 
profitgetrieben. Wir wollen stattdessen in die gemeinwohl- und bedürfnisorientierte Entwicklung 
notwendiger Innovationen investieren.  

• Wir verbessern die Ausstattung des öffentlichen Nahverkehrs und führen ein Sozialticket ein. 

• Wir entlasten die Kommunen und stärken sie bei der öffentlichen Daseinsvorsorge. 

• Wir stärken regionale Wirtschaftskreisläufe, indem wir die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen 
fördern. 

• Wir fördern benachteiligte Regionen. 
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• Wir schaffen Zugang zu schnellem Internet überall. 

• Wir investieren in Barrierefreiheit: im Verkehr, in öffentlichen Gebäuden und beim Wohnungsbau. 

• Wir schaffen mehr Lebensqualität vor Ort durch Mittel für Maßnahmen gegen Umgebungs-, Straßen-, 
Schienen-, und Fluglärm.  

• Wir stellen Innovationen und Digitalisierung in den Dienst des Öffentlichen. »Smart Cities« von links 
sind öffentlich, transparent und für alle zugänglich. 

• Wir wollen eine an den gesellschaftlichen Bedürfnissen orientierte Aufstockung des Personals im 
Öffentlichen Dienst fördern und durchsetzen. 

 
Das Öffentliche und die Kommunen stärken: Privatisierungsstopp statt Schuldenbremse 

Eine Mehrheit der Menschen in Deutschland lehnt die Privatisierung wichtiger Bereiche der öffentlichen 
Daseinsfürsorge ab. Der Widerstand gegen die Privatisierung von Krankenhäusern und 
Wasserversorgung war auch bei den Protesten gegen das Freihandelsabkommen TTIP für viele ein 
wichtiger Grund, auf die Straße zu gehen. Vielerorts haben sich in den letzten Jahren Initiativen für eine 
Re-Kommunalisierung der Wohnungs-, Energie-, Wasser- und Abfallwirtschaft oder gegen die 
Privatisierung von kommunalen oder landeseigenen Krankenhäusern gebildet. DIE LINKE steht an ihrer 
Seite und kämpft gegen Privatisierungen und für eine Stärkung des Öffentlichen durch Re-
Kommunalisierung. 

Denn: Privatisierung von Wasser, öffentlichem Wohnungsbestand, von Energieversorgung, Nahverkehr 
und Bildung zerstören die Grundlagen einer demokratischen Gesellschaft und machen sie ungerechter. 
Privatisierungen wurden lange Zeit damit gerechtfertigt, dass sie die Dienstleistungen für die 
Bürgerinnen und Bürger preiswerter und den Service besser machen. Nachweisbar ist das Gegenteil 
eingetreten. Privatisierung bedeutet, dass die Menschen mehr zahlen müssen: für Wassergebühren, den 
Eintritt im Schwimmbad, den Nahverkehr oder die Musikschule. Die Privatisierung befördert eine 
Parallelwelt der Reichen und Besserverdienenden, wer sich den Eintritt nicht leisten kann, bleibt außen 
vor. Wo öffentliches Eigentum verkauft wird, verschlechtert sich die Lebensqualität, besonders für 
Normal- und Geringverdienende. 

Kürzungen bei der öffentlichen Daseinsvorsorge und Privatisierungen werden häufig mit der 
Schuldenbremse begründet. Angeblich könnten »wir« uns das Öffentliche nicht mehr leisten, sonst 
würden wir unseren Kindern und Enkeln nur noch Schulden hinterlassen. Aber gerade im Interesse 
unserer Kinder und Enkel dürfen wir die Daseinsvorsorge nicht den Profitinteressen privater 
Unternehmen überlassen. Die Schuldenbremse und die »Schwarze Null« sind vor allem Hebel, um die 
Daseinsfürsorge kaputt zu sparen und neue Märkte für private Konzerne zu schaffen. Infrastruktur, die 
Generationen halten wird, kann auch im Vorgriff auf die nächsten Generationen finanziert werden. 
Kredite in diesem Sinne auszuschließen, ist unverantwortlich und wirtschaftlich unsinnig, noch dazu 
angesichts der aktuellen Zinsen. Investitionen des Staates in die öffentliche Daseinsvorsorge und 
Infrastruktur sind wichtige Investitionen in die Zukunft, die sich gerade auch für die nachfolgenden 
Generationen rechnen. Zu ihrer Finanzierung will DIE LINKE die Multi-Millionäre endlich durch höhere 
Steuern angemessen zur Finanzierung des Gemeinwohls heranziehen.  

DIE LINKE setzt auf Privatisierungsstopp statt Schuldenbremse:  

• Die Schuldenbremse muss zurückgenommen werden. DIE LINKE setzt sich für eine entsprechende 
Veränderung  des Grundgesetzes ein. Bis dahin muss der Vollzug der Schuldenbremse ausgesetzt 
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werden. Wir wollen die Zwangsverwaltung kommunaler Haushalte abschaffen. Kommunen und Länder 
sollen die Möglichkeit haben, über kommunale bzw. landeseigene Unternehmen Kredite aufzunehmen, 
um die öffentliche Daseinsvorsorge gewährleisten zu können.  

• Grundlegende Bereiche der Daseinsvorsorge wie Gesundheitsversorgung, Wohnungen, Bildung, 
Jugendhilfe, Kultur, Energie- und Wasserversorgung, öffentlicher Personennahverkehr, Fernverkehr, 
Kommunikationsinfrastruktur und Abfallentsorgung müssen in öffentlicher Hand organisiert sein. Wir 
werden uns daher an keiner Regierung beteiligen oder sie tolerieren, die öffentliche Daseinsvorsorge 
privatisiert. 

• Wir wollen, dass die Privatisierung von öffentlichen Dienstleistungen ebenso gestoppt wird wie alle 
Public-Private-Partnership-Projekte. Bis das durchgesetzt ist, müssen alle Privatisierungsvorhaben 
den Bürgerinnen und Bürgern zur direkten Abstimmung per Volksentscheid vorgelegt werden. 

• Wir wollen die Privatisierung der Autobahnen verhindern. Die Bundesautobahnen und 
Bundesfernstraßen gehören in öffentliches Eigentum und sind Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge. 
Die Privatisierung der Infrastruktur soll lediglich renditeträchtige Anlagemöglichkeiten für die 
Finanzbranche schaffen, die von Autofahrerinnen und Autorfahrern bezahlt werden müssen. 
Leidtragende sind auch die Beschäftigten. 

• Privatisierte Bereiche der Daseinsvorsorge wollen wir re-kommunalisieren. Wir wollen dafür sorgen, 
dass der Bund den Kommunen Mittel für die Re-Kommunalisierung von Wohnungen, Krankenhäusern, 
Wasser- und Energieversorgung zur Verfügung stellt. Dies kann über einen Re-Kommunalisierungsfonds 
geschehen. Unterstützung und rechtliche Beratung können durch eine Re-Kommunalisierungsagentur 
organisiert werden, damit nicht in jeder Kommune das Rad neu erfunden werden muss. 

• Eine besondere Bedeutung kommt dabei der Partnerschaft zwischen Kommunen und Ländern in 
ÖÖP Projekten zu (ÖÖP: öffentlich-öffentlichen Partnerschaften). 

• Privatisierte Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen wollen wir in nicht-kommerzielle, öffentliche, 
gemeinnützige oder genossenschaftliche Trägerschaften überführen (vgl. IV Solidarische 
Gesundheitsversicherung). 

DIE LINKE sieht das Öffentliche als zentralen Bestandteil der Demokratie. Der Reichtum einer 
Gesellschaft muss sich in einem öffentlichen Reichtum und in den Lebenschancen aller niederschlagen. 
Nur diese Art von Reichtum kommt allen zugute. Ohne ein leistungsfähiges öffentliches Eigentum – also 
kommunales, regionales, genossenschaftliches, gemeinwirtschaftliches oder staatliches Eigentum – 
kann eine Demokratie nicht funktionieren. DIE LINKE will das Öffentliche durch Investitionen stärken 
und zugleich sozial gerechter und demokratischer organisieren. Wir wollen ein neues Modell einer 
leistungsfähigen, demokratischen, öffentlichen, für alle zugänglichen und ökologisch zukunftsfähigen 
Daseinsvorsorge und Infrastruktur durchsetzen: 

• Öffentliche Dienste und Einrichtungen müssen für alle Menschen zugänglich sein, unabhängig davon, 
wie hoch ihr Einkommen ist, wo sie wohnen, welche Staatsbürgerschaft sie haben. Öffentliche 
Dienstleistungen müssen für jede und jeden erschwinglich und barrierefrei sein. 

• Nur öffentliche Unternehmen, zivilgesellschaftliche Non-Profit-Organisationen und öffentliches 
Eigentum bieten die Chance einer demokratischen Kontrolle und Mitbestimmung durch Bürgerinnen und 
Bürger sowie Beschäftigte. Den öffentlichen Unternehmen müssen die Ziele des Wirtschaftens, die 
Orientierung an den Zielen guter Arbeit, Verringerung sozialer Ungleichheit, Partizipation, Klima- und 
Umweltschutz und ein klar definierter Handlungsrahmen durch die Parlamente vorgegeben werden. 
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• Der Öffentliche Dienst und die öffentlichen Unternehmen müssen sich am gesellschaftlichen Bedarf 
orientieren. Unter anderem heißt das: Es darf kein Personalabbau stattfinden. Verwaltungen können 
ohne Stellenkürzungen reformiert werden, um auf veränderten Bedarf zu reagieren. 

Öffentliches Eigentum und Bürgerbeteiligung gehören zusammen. Partizipation heißt nicht, mitreden zu 
dürfen, sondern Entscheidungen wirksam beeinflussen zu können. 

• DIE LINKE streitet dafür, dass Bürgerinnen und Bürger den Zweck öffentlicher Unternehmen 
mitbestimmen und öffentliche Unternehmen und Einrichtungen kontrollieren können. Sie müssen an 
Entscheidungen und der Gestaltung ihres Lebensumfeldes beteiligt sein. Dazu bedarf es einer 
umfassenden Änderung des Gesellschaftsrechts. 

• Wir wollen, dass öffentliche Unternehmen und Einrichtungen transparent arbeiten und dass 
Verträge, die die öffentliche Verwaltung abschließt, offengelegt werden. Die Mitbestimmungsrechte der 
Beschäftigten müssen ausgeweitet werden. 

• DIE LINKE tritt dafür ein, dass das Personalvertretungsrecht uneingeschränkt für alle Menschen gilt, 
die für eine Dienststelle tätig sind. 

• Für Aufsichtsgremien öffentlicher Unternehmen, gleich welcher Rechtsform, muss Transparenz und 
Mitbestimmung der Kommunalräte und Belegschaften sowie die Mitwirkung von Nutzergruppen 
gewährleistet sein. Aufsichtsratsmitglieder müssen an die Weisungen der entsendenden Gremien 
(Kommune, Betriebsrat etc.) gebunden sein, ihre Rechenschaftspflicht muss ausgeweitet und ihre 
Verschwiegenheitspflicht gegenüber dem entsendenden Gremium aufgehoben werden. Die 
Unternehmensinteressen dürfen keinen Vorrang vor der Gemeinwohlverpflichtung für die aus den 
Kommunen entsandten Aufsichtsratsmitglieder haben. 

• Öffentliche Dienstleistungen müssen einem hohen Umweltstandard gerecht werden. DIE LINKE will 
in die ökologische Modernisierung der öffentlichen Infrastruktur investieren (vgl. Kapitel XIII »Menschen 
und Natur vor Profite«). 

• Der Öffentliche Dienst muss Vorbild in Sachen guter Arbeit und Ausbildung sein (vgl. Kapitel I »Gute 
Arbeit«). Den Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund wollen wir erhöhen, auch um dort, wo 
es den Bedarf gibt, die Mehrsprachigkeit in der Verwaltung zu gewährleisten. Die Beschäftigten in der 
Verwaltung, in öffentlichen Einrichtungen und Unternehmen müssen Einfluss auf deren Entwicklung 
nehmen können. 

Lebensqualität und Demokratie in den Kommunen 

In den Kreisen, Städten und Gemeinden entscheidet sich, wie es um Kinderbetreuung und Kultur, um 
Wohnen und Gesundheitsversorgung bestellt ist. In den Ballungsräumen verfestigt sich die soziale 
Spaltung. Die Entwicklung von einigen wenigen großen Städten auf der einen Seite und dem »ländlichen 
Raum« (der auch viele mittlere und Kleinstädte umfasst) driftet auseinander. Die neoliberale Politik, die 
die Reichen steuerlich entlastet und die Kommunen mit Aufgaben und Mehrkosten belastet, führt dazu, 
dass es in den Kommunen einen Rückstau an Investitionen von weit über 100 Milliarden Euro gibt. 
Schon jetzt sind viele Kommunen in wirtschaftlich benachteiligten Regionen überschuldet und unter 
Zwangsverwaltung. Die Schuldenbremse wirkt sich verheerend auf die Lebensqualität von Menschen 
mit geringeren Einkommen und auf die kommunale Demokratie aus. Wenn im Stadt- oder Gemeinderat 
bisweilen nur noch über die Verwaltung des Mangels und vermeintlicher Sachzwänge entschieden wird, 
wird die Demokratie in der Kommune erstickt. 

• Kommunale Daseinsvorsorge muss sich am Bedarf und den Bedürfnissen der am stärksten 
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Benachteiligten orientieren. Um gleichwertige Lebensbedingungen in allen Regionen und Kommunen zu 
schaffen, wollen wir ein verbindliches Anhörungs- und Mitwirkungsrecht der Kommunen auf 
Bundesebene, wenn Gesetzentwürfe und Verordnungen erarbeitet werden, die kommunal relevant sind. 
Kommunen sollen auch im Bund ein Selbstbefassungsrecht haben. 

• Wir wollen, dass Kommunen grundsätzlich über alle Angelegenheiten der kommunalen 
Daseinsvorsorge und der örtlichen Gemeinschaft eigenverantwortlich entscheiden und die sich daraus 
ergebenden Aufgaben wahrnehmen können. Die Kommunen sind kein neoliberales Experimentierfeld. 

• Wir wollen einen Solidarpakt, der den am meisten benachteiligten Gemeinden zugutekommt und 
nicht mehr nach Himmelsrichtung verteilt. 

• Die Überschuldung der Kommunen ist wesentlich auf die Veränderungen im Steuerrecht der 
vergangenen Jahrzehnte zurückzuführen. Wir brauchen einen Altschuldenfonds unter Beteiligung von 
Bund und Ländern. 

• Gemeinden dürfen nicht für Aufgaben bezahlen müssen, die die Bundesregierung ihnen auferlegt, 
ohne ausreichende Finanzmittel dafür bereit zu stellen: Das Konnexitätsprinzips (»Wer bestellt, zahlt.«), 
muss umgesetzt werden. Wir wollen eine umfassende Gemeindefinanzreform, die die Selbständigkeit 
der Kommunen erhöht. Dafür soll die Gewerbesteuer zu einer Gemeindewirtschaftssteuer 
weiterentwickelt werden (vgl. Kapitel V »Ungleichheit ist unsozial«). 

Die Kommunen in Deutschland haben durch die Klimakrise in der Zukunft große Aufgaben zu 
bewältigen. Die Klimafolgen wirken sich am direktesten bei den Menschen vor Ort aus. DIE LINKE setzt 
sich dafür ein, dass der Bund die Kommunen bei Bewältigung dieser Herausforderungen stärker 
unterstützt und gemeinsam mit den Kommunen verbindliche Rahmenbedingungen für 
Klimaschutzkonzepte schafft. Die Kommunen müssen bei der Energieversorgung vor Ort mehr und 
mehr auf erneuerbare Energien setzen. Der öffentliche Nahverkehr soll auf neue Antriebsmodelle 
umstellen. Hier haben kommunale Unternehmen und die örtliche Verwaltung eine Vorbildfunktion – 
nicht nur bei der Umrüstung, auch bei der Bereitstellung der Energie (z.B. Ladestationen). Das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz muss umgebaut oder durch eine neue Energiegesetzgebung abgelöst 
werden: Kommunen, Stadtwerke und Bürger-Energie-Genossenschaften sollen einen gleichberechtigten 
Zugang zum Ausbau der erneuerbaren Energien erhalten. Es braucht einheitliche Standards für 
Klimaschutzkonzepte auf Bundesebene, die sicherstellen, dass Kommunen bei der Bewältigung der 
Klimafolgenanpassung unterstützt werden und der Bund entsprechende finanzielle Mittel dafür 
bereitstellt. 
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VII. Die Mieten runter! Neustart für den sozialen, gemeinnützigen 
Wohnungsbau und ein grundlegend verbessertes Mietrecht  

In großen Städten, Ballungszentren und Universitätsstädten explodieren die Mieten. Weil die Miete 
nicht mehr bezahlbar ist, werden viele aus ihren Wohnungen verdrängt. Die Städte verändern sich: Die 
attraktiven Innenstädte sind mehr und mehr den Reichen vorbehalten. Arme, Studierende, Menschen 
mit geringem Einkommen, Rentnerinnen und Rentner werden verdrängt. Und auch für Menschen mit 
mittlerem Einkommen wird es eng! Immer mehr Anteile von Lohn und Gehalt müssen fürs Wohnen 
aufgebracht werden und fehlen an anderer Stelle. Die Angst, sich keine Wohnung mehr leisten zu 
können, verunsichert viele Menschen. Die Mietpreisbremse der Regierung ist wirkungslos: Sie hat die 
Explosion der Mieten nicht stoppen können. Der soziale Wohnungsbau ist weiter im Niedergang. 

Die Mieten steigen, weil die Spekulation den Wohnungsmarkt erreicht hat und in vielen Orten zu wenig 
Wohnraum zur Verfügung steht. Das Kapital walzt durch die Städte. Nach der Finanzkrise und 
angesichts von niedrigen Zinsen suchen Immobilienfonds und Finanzfirmen nach neuen 
Profitmöglichkeiten: Sie kaufen Mietshäuser und »modernisieren« die Mieter heraus: Die 
Bestandsmieten steigen, bei Neuvermietung oder Umwandlung in Eigentumswohnungen winken große 
Gewinne. Inzwischen hat es auch viele mittlere und kleinere Städte erreicht: Wohnraum, 
Modernisierung und die Spekulation mit Immobilien ist das neue »Beton-Gold«. Große Immobilienfonds 
und private finanzmarktgetriebene Wohnungsunternehmen wie Vonovia und Deutsche Wohnen 
erwerben immer größere Bestände und unterwerfen Mieterinnen und Mieter ihren Renditeinteressen. 
Unser Grundgesetz bindet Eigentum an das Gemeinwohl. Der Wildwuchs von Mietsteigerungen und 
Privatisierungsgewinnen dagegen erinnert an die Goldgräber-Zeit: Regulierungen greifen nicht oder 
werden straffrei unterlaufen. Alle Erfahrung lehrt: Wenn nicht staatlich investiert, kaum bezahlbarer 
Wohnraum gebaut und nicht staatlich reguliert wird, wird Wohnraum als reine Ware verwertet. Die Krise 
auf dem Wohnungsmarkt braucht entschlossene und schnell wirkende Maßnahmen. Es müssen 
Instrumente geschaffen werden, um überhöhte Mieten zu senken und in jedem Bereich Höchstmieten 
festzulegen. Möglichkeiten der Enteignung von Grundeigentum zum Wohle der Allgemeinheit und 
dessen Überführung in öffentliches Eigentum bestehen schon jetzt; sie müssen erleichtert werden. 

Wir brauchen mehr bezahlbare Wohnungen. Niemand darf mehr als ein Drittel seines Einkommens 
für die Miete ausgeben müssen. In den letzten 30 Jahren hat sich der Bestand an Sozialwohnungen um 
zwei Drittel verringert. Die Politik der Regierung? geht ganz am Bedarf vorbei: Es fehlen fünf Millionen 
Sozialwohnungen! 50 000 Sozialwohnungen fallen jedes Jahr aus der Sozialbindung. Wir wollen einen 
Neustart im sozialen Wohnungsbau. Das ist ein zentraler Bestandteil unseres Zukunftsprogramms: 
Sozialwohnungen müssen gebaut und angekauft werden – mindestens 250 000 im Jahr – vor allem 
durch gemeinnützigen kommunalen Wohnungsbau. Dieses Vorhaben unterstützen wir mit über 5 
Milliarden Euro. Die Wohnungen bleiben Sozialwohnungen: Öffentlich geförderter Wohnungsbau darf 
nicht aus der Sozialbindung entlassen werden. Das »Wiener Modell« hat es vorgemacht: Bezahlbare 
Wohnungen mit festgelegten Mieten, die in öffentlichem Eigentum sind und in denen die Mieterinnen 
und Mieter mitbestimmen.  

Wir wollen eine neue Wohngemeinnützigkeit einführen! Die Wohngemeinnützigkeit wurde in 
Deutschland 1990 abgeschafft. Wohnen wurde damit dem Markt und Profitstreben überlassen. Ein 
Sektor auf dem Wohnungsmarkt, der nicht profitorientiert ist, ist Kernbestandteil einer neuen sozialen 
und nachhaltigen Wohnungspolitik. Er soll die Miete bezahlbar machen, Gewinne deckeln und wieder in 
bezahlbare Wohnungen investieren. Dafür gibt es steuerliche Vergünstigungen, bevorzugte Förderung 
und einen bevorzugten Zugang zum Boden. Gemeinwohlorientierte Unternehmen müssen transparent 
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arbeiten und Mietermitbestimmung garantieren. 

Das sind Grundlagen einer demokratischen, sozial gerechten und sicheren Organisation des Wohnens. 
DIE LINKE stellt die Interessen der Mieterinnen und Mieter in den Mittelpunkt. Wir unterstützen 
Mieterinnen und Mieter, die sich gegen Mietwucher und Verdrängung wehren! In den meisten Städten 
gibt es inzwischen zahlreiche Initiativen, die um ihre Häuser, ihren Stadtteil, die für das Recht auf Stadt 
kämpfen. DIE LINKE ergreift Partei für Mieterinnen und Mieter und ist Partnerin der mietenpolitischen 
Bewegung. Wohnen ist ein Menschenrecht, das nicht dem Markt überlassen werden darf. Wir wollen 1. 
die Explosion der Mieten und Verdrängung stoppen, 2. die Privatisierung von und Spekulation mit 
Boden und Wohnraum beenden und 3. den öffentlichen und sozialen Wohnungsbau neu starten und 
gemeinnützigen und genossenschaftlichen Wohnungsbau stärken. 

Die Mieten sind zu hoch! Mieterhöhungen stoppen! 

• Wir wollen die »Mietpreisbremse«, die sich für den Schutz der Mieterinnen und Mieter als untauglich 
erwiesen hat, durch eine echte Mietpreisbremse ersetzen, die flächendeckend, bundesweit, unbefristet 
und ausnahmslos gilt. Bis zu ihrer Einführung wollen wir ein Moratorium für Mieterhöhungen, d.h. bis 
dahin werden Mieterhöhungen ausgeschlossen. 

• Keine Mieterhöhungen ohne Verbesserungen des Wohnwertes! Vermieter können lediglich den 
Inflationsausgleich umlegen. 

• Der Mietspiegel darf kein Mieterhöhungsspiegel sein. Alle Mieten müssen in die Berechnung einfließen 
und nicht nur die der letzten vier Jahre. Für Städte ab einer bestimmten Größe werden Mietspiegel 
verpflichtend. Die Kommunen erhalten hierfür finanzielle Unterstützung durch den Bund. 

• Vermieter, die gegen den Mietendeckel verstoßen, müssen bestraft werden. Wir brauchen ein Register, 
das Transparenz über die bisherige Miete herstellt und den Datenschutz der Mieterinnen und Mieter 
berücksichtigt. Mietwucher muss endlich wirkungsvoll geahndet werden. 

Verdrängung und Gentrifizierung stoppen 

• In Kommunen mit angespannten Wohnungsmärkten sollen Mietwohnungen nicht kommerziell als 
Ferienwohnungen angeboten werden dürfen. Die Zweckentfremdung von Wohnraum wollen wir 
stoppen. 

• Zweckentfremdung von Wohnraum wollen wir mit einem Zweckentfremdungsverbot mit hohen 
Leerstandsabgaben stoppen.  

• Die Umsetzung des Mieterschutzes, von Mietspiegel, Milieuschutz und Verbot von Entmietung und 
kommerziellen Ferienwohnungen müssen wirksam kontrolliert werden. Dafür wollen wir eine 
Sonderkommission »Gerecht Wohnen« und eine öffentliche Beschwerdestelle schaffen. 

• Wir wollen den Milieuschutz ausweiten und wirksam machen. Bis zur Umsetzung eines verbindlichen 
Mietspiegels wird in Milieuschutzgebieten eine Obergrenze für Mieten von 8,50 Euro eingeführt. 
Niedrigere Mieten werden eingefroren und dürfen nicht erhöht werden. Die Obergrenzen werden 
quartiersbezogen überprüft. Hier wollen wir ein generelles Umwandlungsverbot von Miet- in 
Eigentumswohnungen.  

• Wir wollen Wohnraum für alle, nicht Abschreibungsobjekte für wenige fördern. 
• Die Modernisierungsumlage wollen wir abschaffen, da sie eines der zentralen Instrumente der 

Entmietung ist.  

Wir wollen den Kündigungsschutz für Mieterinnen und Mieter verbessern: 

• Wenn Rückstände bei der Miete beglichen sind, darf nicht gekündigt werden. 
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• Mietminderung ist kein Kündigungsgrund! Bei Unrechtmäßigkeit der Mietminderung ist eine 
angemessene Frist zur Begleichung der Mietrückstände einzuräumen.  

• Kündigungen wegen Eigenbedarfs der Wohnungseigentümer wollen wir strenger regeln. Wenn 
Unternehmen die Eigentümer sind, sollen sie ausgeschlossen werden. 

• Die Mieterrechte sind geschliffen und Räumungsklagen erleichtert worden. Das werden wir rückgängig 
machen!  

• Auch der Kündigungsschutz für Gewerbemietverträge muss verbessert werden, um kleine Läden vor 
Verdrängung zu schützen. 

Für eine neue Wohngemeinnützigkeit. Ein Bremsklotz gegen Spekulation und Privatisierung! 

Wohnen ist ein Menschenrecht und muss dem Markt und Profit entzogen werden. 

• Wir wollen Wohnungen zurück in die öffentliche Hand bringen. In erster Linie Kommunen, aber auch 
Genossenschaften und Mietergemeinschaften wollen wir den Rückkauf von Wohnungen ermöglichen 
und durch die öffentliche Hand fördern. Dafür soll ein Re-Kommunalisierungsfonds aufgelegt und ein 
kommunales Vorkaufsrecht gestärkt werden. 

• Die Privatisierung von öffentlichen Grundstücken und Wohnungen werden wir stoppen. Liegenschaften 
der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben dürfen nur noch an Kommunen, Länder, Mieterinitiativen 
und Mietersyndikate abgegeben werden. 

• Immobilienfonds wollen wir die Zulassung entziehen. 

• Bei Verkauf von Immobilien sollen die Kommunen sowie Mieterinnen und Mieter einzeln und als 
Gemeinschaft ein Vorkaufsrecht haben. 

• Öffentlicher Boden darf nicht privatisiert, sondern nur im Erbbaurecht vergeben werden. Gemeinnützige 
Nutzung wird dabei bevorzugt. 

• Leerstand zu Mietwohnungen! In angespannten Wohnlagen dürfen leerstehende Wohnungen nicht von 
der Steuer abgeschrieben werden. Das setzt die falschen Anreize. 

• Die Regelung, dass nach Ablauf einer Frist von zehn Jahren auf Gewinne aus Immobilienverkäufen keine 
Steuern bezahlt werden müssen, wollen wir abschaffen. Gewinne, die durch Spekulation und 
Immobilienverkäufe entstehen, müssen deutlich stärker besteuert werden. 

• Wohnungsunternehmen brauchen gesetzliche Vorgaben, um sie auf eine soziale Bewirtschaftung, 
Instandhaltung und Mietermitbestimmung zu verpflichten. 

• Mit ShareDeals umgehen große Investoren die Grunderwerbssteuer. Kommunen und Ländern werden 
damit Einnahmen in Millionenhöhe vorenthalten. Wir wollen sie abschaffen. 

• Wir wollen ein neues Bodenrecht. Ohne eine Bodenpreisdeckelung wird es keine wirksame 
Mietpreisdeckelung geben. Veräußerungsgewinne aus Bodenpreissteigerungen müssen abgeschöpft 
und für sozialen, kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsbau verwendet werden. 

• Angesichts der aktuellen Notlage gilt: Wohnraum oder als Wohnraum nutzbarer Gewerberaum, der aus 
Spekulationsgründen oder ähnlichem leer steht oder zweckentfremdet wird, muss beschlagnahmt und 
einer obligatorischen Zwischennutzung zugeführt werden. Zivilgesellschaftliche Initiativen, die sich mit 
Mitteln des zivilen Ungehorsams für eine zweckgemäße Nutzung von Wohnraum einsetzen 
(»Besetzungen«), müssen legalisiert werden. 

Für lebenswerte und soziale Städte. Wir wollen sozial durchmischte Stadtviertel erhalten statt 
Bettenburgen für die Armen an den Stadträndern und Hochglanzviertel für die Reichen in den Zentren. 
Dafür zielen wir auf einen prozentualen Anteil von Sozialwohnungen in allen Vierteln.  
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• Wohnen ist Teil unserer Investitionen in die Zukunft: Wir wollen einen Neustart für öffentlichen sozialen 
und gemeinnützigen Wohnungsbau. Dafür wollen wir dauerhaft mindestens 250 000 neue 
Sozialwohnungen im Jahr schaffen. Bund, Ländern, Kreisen und Kommunen müssen überprüfbarer zur 
Schaffung sozialen Wohnraums verpflichtet werden. Fehlbelegungen müssen abgebaut werden. 

• Wenn die Sozialbindung ausläuft, führt das zu erheblichen Mietsteigerungen und Kündigungen. Die 
Zweckbindung muss erhalten bleiben. In Zukunft muss gelten: Einmal Sozialwohnung, immer 
Sozialwohnung. Die betroffenen Mieterinnen und Mieter brauchen Bestandsschutz. 

• Der Bund darf nach 2019 nicht aus der Verantwortung für den sozialen Wohnungsbau entlassen 
werden. Wir brauchen ein Bund-Länder-Programm. 

• Wir wollen barrierefrei bauen! Für inklusive Städte. Das barrierefreie Bauen wollen wir zukünftig 
grundsätzlich im Baugesetz der BRD als Allgemeinforderung verankern – Barrierefreiheit soll, wie die 
Statik, vor Erteilung der Baugenehmigung einer Prüfung unterzogen werden. 

• Die Studierendenwerke brauchen mehr finanzielle Mittel, um die Anzahl der zur Verfügung stehenden 
Wohnheimplätze zu erhöhen.  

• Auch Gewerbemieten müssen begrenzt werden, um kleine Geschäfte und eine wohnortnahe 
Versorgung mit Einkaufsmöglichkeiten zu erhalten. 

• Wir wollen flächensparend und ökologisch bauen und Kleingärten, Stadtgrün und Flächen für urban 
gardening erhalten. 

• Städte sind lebenswert, wenn die Menschen sie mitgestalten können. Es braucht mehr Mitsprache bei 
Stadtumbauprojekten, innerstädtischen Nachverdichtungen und bei großen Neubauvorhaben. 

• Schluss mit dem Abriss von preisgünstigen Wohnungen mit erhaltenswerter Bausubstanz zugunsten 
von teuren Neubauten. Die Kommunen sollen wohnungspolitische Konzepte erarbeiten, darunter 
Bestandskonzepte und Leerstandskonzepte.  

• Für den Wohnungsbau sollten alternative Konzepte wie das Überbauen von Parkplätzen, Lagerflächen, 
Schienen und Straßen sowie die Integration von Wohnraum in industriell oder landwirtschaftlich 
genutzten Gebäuden genutzt werden.  

Sanierungen sozial und ökologisch! Sanierungen werden häufig genutzt, um die Wohnungen zu 
»entmieten« und die Mieten in die Höhe zu treiben. 

• Nach energetischer Modernisierung darf die Mieterhöhung nicht höher sein, als die Mieterinnen und 
Mieter an Heizkosten sparen. Die Differenz muss durch ein Förderprogramm gedeckt werden. Dafür 
legen wir ein Bundesprogramm von fünf Milliarden Euro pro Jahr auf. 

• Mieterinnen und Mieter sollen einen Rechtsanspruch darauf haben, dass die Vermieter diese Förderung 
in Anspruch nehmen. Wenn die Förderung nicht in Anspruch genommen wird, müssen die Mieterinnen 
und Mieter die Modernisierung nicht dulden. 

• Die Modernisierungsumlage wollen wir abschaffen. 

Wir wollen die Wohnungen für diejenigen sichern, die am stärksten bedroht sind. Die Wohnungslosigkeit 
hat zugenommen. In einer reichen Gesellschaft wie unserer ist das eine Schande. Wir wollen 
Wohnungslosigkeit stoppen. Im Vordergrund muss stehen: Wohnungen zur Verfügung stellen (housing 
first). 

• Wir wollen Zwangsräumungen verhindern. Eine Räumung in die Obdachlosigkeit wollen wir gesetzlich 
ausschließen. Das Recht auf Wohnen gehört ins Grundgesetz. 

• Geflüchtete dürfen nicht zum Sündenbock für die Mängel der Wohnungspolitik gemacht werden. In 
einer sozialen Offensive für alle können wir gutes Wohnen für alle schaffen. Wir wollen die 
Unterbringung von Geflüchteten in Massenunterkünften beenden und dezentral organisieren. 
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• Bisher wird Wohnungslosigkeit nicht dokumentiert, wir wollen eine öffentliche Statistik. Wir wollen ein 
Gesamtkonzept gegen Wohnungs- und Obdachlosigkeit. Die Institutionen der Wohnungslosenhilfe 
müssen finanziell gestärkt werden. 

• Das Wohngeld muss erhöht und umgebaut werden. Die öffentliche Hand darf nicht die privaten 
Gewinne der Wohnungsbesitzer nähren – deshalb wollen wir den Mietendeckel. Wir wollen den 
Heizkostenzuschlag sofort wieder einführen und eine Klima-Komponente bei Wohngeld und Kosten der 
Unterkunft (vgl. XIV »Menschen und Natur vor Profite«). 

• Bis zur Einführung einer Mindestsicherung in Höhe von 1.050 Euro (vgl. Kapitel III »Soziale Sicherheit«) 
müssen die Angemessenheitsgrenzen für die »Kosten der Unterkunft« deutlich angehoben werden, 
damit sie den tatsächlichen Bedarf decken. Entsprechend muss der Bund seinen Anteil an der 
Kostenübernahme deutlich erhöhen. 

Die Häuser denen, die drin wohnen! 

Viele Menschen wehren sich gegen Mieterhöhungen, Verdrängung und Zwangsräumungen. DIE LINKE 
kämpft an ihrer Seite. Wir wollen, dass Mieterinnen und Mieter mehr Mitsprache erhalten oder ihre 
Häuser gemeinschaftlich übernehmen können (kollektives Vorkaufsrecht). In allen öffentlichen 
Unternehmen müssen demokratische Mieterräte gewählt werden. Mieterinnen und Mieter müssen an 
allen wichtigen Entscheidungen des Unternehmens beteiligt werden. Die Ergebnisse von 
Aufsichtsratssitzungen öffentlicher Unternehmen müssen öffentlich zugänglich sein. Mietervereine 
müssen ein Verbandsklagerecht erhalten. Wir wollen diese Forderungen in einem bundesweiten 
Mietermitbestimmungsrecht verankern, das für alle Wohnungsgesellschaften, öffentlich und privat, 
gleichermaßen gilt. Auch Genossenschaften wollen wir demokratisieren. Um die Gründung von kleinen 
Genossenschaften für kooperative und/oder altersgerechte Wohn- und Kulturprojekte zu erleichtern, 
wollen wir eine besondere Rechtsform im Genossenschaftsrecht einführen (Rechtsform der 
haftungsbeschränkten Kooperationsgesellschaft). 

Besserer Schutz für soziale Träger 

Viele sozialen Träger stehen aufgrund der angespannten Wohnraumsituation vor Problemen: Ihnen 
werden langjährige Mietverträge gekündigt und sie erhalten häufig nur noch Gewerbemietverträge. 
Diese erlauben den Vermietern unbegründete Mieterhöhungen und Kündigungen. Viele Projekte stehen 
daher vor dem Aus. 

• Soziale Träger für Wohnprojekte sollen einen Wohnungsmietvertrag mit dem dabei üblichen Schutz vor 
Kündigung und drastischen Mieterhöhung erhalten. Das Mietrecht für Gewerbemietverträge muss 
geändert werden. 

• DIE LINKE will, dass Mietverhältnisse mit sozialen Zielstellungen (etwa Kinderladen, Wohnprojekt, 
Physiotherapiepraxis) künftig einem besonderen Mietrecht unterliegen, das vor willkürlicher Kündigung 
schützt, längere Kündigungsfristen und nur begrenzte Möglichkeiten der Mieterhöhung vorsieht. 

• Wir wollen in den Kommunen ein Generalmietermodell einführen. Die Kommune oder ein Trägerverein 
mietet für Wohnprojekte geeignete Wohnungen vom Hauseigentümer an. Der Vermieter hat dadurch 
ein dauerhaftes Mietverhältnis und die sozialen Träger erhalten Planungssicherheit.  

Wohnen in der Stadt und auf dem Land 

Während in den Großstädten die Mieten explodieren, stehen in vielen ländlichen Regionen Wohnungen 
und Häuser leer. Wenn Wohnungen leer stehen und die Vermietung unsicher ist, wird weniger investiert, 
z.B. in energetische Sanierung, Barrierefreiheit oder Instandhaltung. Gerade Wohnungsunternehmen 
auf dem Land können zudem Belastungen durch Altschulden oft nicht abbauen. Deshalb ist 
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Mietwohnraum in ländlichen und strukturschwachen Regionen immer weniger bedarfsgerecht und 
attraktiv. Das beschleunigt den Wegzug der Bevölkerung. Kommunale und genossenschaftliche 
Wohnungsunternehmen im ländlichen Raum sind existenziell gefährdet. Das Dilemma: Die Vorteile 
ländlichen Wohnens (günstigere Mieten, nachbarschaftliches Zusammenleben, naturnahes Umfeld) 
gleichen die Nachteile (längere Wege, mehr Zeitaufwand, höhere Kosten für Mobilität usw.) nicht aus. 
Auch der Zugang zu sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und gesellschaftlichen Angeboten ist oft 
schwierig. Diese Situation verschärft das Ungleichgewicht der Lebensverhältnisse in Stadt und Land. 
Wir wollen bundesweit ländliche Regionen und strukturschwache Räume durch ein 
Stadtumbauprogramm des Bundes unterstützen, in dem die Stadtumbauprogramme Ost und West 
zusammengeführt werden. Der Rückbau von Wohnungen und die Aufwertung von Wohnraum und 
Wohnumfeld müssen dabei zusammen gedacht werden. 

• Wir setzten uns dafür ein, dass die Stadtumbauprogramme Ost und West zusammengeführt werden. 
Dies darf nicht dazu führen, dass die finanziellen Mittel für den Osten geringer werden (vgl. Kapitel X 
»Gleiche Lebensverhältnisse in Ost und West«). 

• Schwerpunkt der Förderung soll auf der Verbesserung der Wohnungen und des Wohnumfeldes in den 
Stadtteilen liegen, auf Modernisierung und auf altersgerechten und barrierefreien Umbau von 
Gebäuden. Der kommunale Eigenanteil bei Aufwertungsmaßnahmen wird gestrichen. In einigen 
Kommunen wird es weiterhin notwendig sein,  Wohnungsabriss zu fördern. Dabei soll auf sogenannten 
Teilrückbau, also das Abtragen der oberen Geschosse anstatt eines Komplettabrisses, gesetzt werden.  

• In vielen Dörfern und Kleinstädten werden neue Wohngebiete im Außenbereich ausgewiesen. Dies führt 
zum Flächenfraß. Die Ortskerne verfallen und leeren sich. Der Bund muss ein Förderprogramm zur 
Sanierung und zum Erhalt der Orts- und Dorfkerne auflegen. 

• Das Programm Soziale Stadt muss finanziell besser ausgestattet werden. Künftig sollen auch 
Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes ohne kommunalen Eigenanteil auskommen und je 
zur Hälfte von Bund und Ländern getragen werden. 

• Die Förderung für Städtebau und Dorferneuerung wollen wir niedrigschwellig zugänglich machen.  

• Grund- und Mittelzentren wollen wir stärken, damit sie dauerhaft ein Grundangebot an Daseinsvorsorge 
und Versorgung sowie bedarfsgerechten Mietwohnungsbestand vorhalten können. 

• Wir wollen mehr Raum für alternative Wohnkonzepte. Dafür braucht es eine Neugestaltung des 
Baurechts.  

Den ökologischen Umbau des Gebäudesektors fördern 

Der Gebäudesektor muss dringend ökologisch umgebaut werden, um den Klimawandel zu begrenzen 
und lebenswerte Städte zu schaffen. Der Gebäudestand muss saniert und Neubauten müssen gut 
gedämmt werden. Regenerative Energie und dezentrale Stromversorgung wollen wir ausbauen. 

• Die finanzielle Hauptlast für das Umsteuern im Bausektor haben die Gebäudebesitzer zu tragen. Sie 
sollen dafür durch gezielte Förderprogramme unterstützt werden. 

• Außerdem wollen wir Hindernisse für ökologische Baumaterialien im Baurecht beseitigen. Wir wollen 
die Ausbildung anpassen. Innovationen wollen wir fördern (vgl. KapitelVI »In die Zukunft investieren«) 
und günstige Kredite für ökologische Bauweisen und Mindeststandards für eine klimafreundliche 
Bauweise festschreiben. 
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VIII. Gute Bildung. Für alle. 

Der Zugang zu Bildung ist in Deutschland stark von der sozialen Herkunft abhängig. Wer wohlhabende 
Eltern hat, hat deutlich bessere Chancen, Abitur zu machen und zu studieren. Bildung ist ein 
Menschenrecht. Aber für viele Kinder fällt schon nach der Grundschule die Entscheidung, welche 
Schulform sie besuchen werden und damit auch, welche Türen ihnen künftig verschlossen bleiben. Das 
deutsche Bildungssystem verschärft die soziale Spaltung der Gesellschaft statt ihr entgegenzuwirken. 

In Bildung wird viel zu wenig Geld investiert. Ein sichtbares Zeichen dafür sind marode Schulen. Durch 
die Schuldenbremse verschärfen sich diese Probleme. Allein der Sanierungsbedarf bei Schulen wird 
bundesweit auf 34 Milliarden Euro geschätzt. An den Hochschulen müssten von 2017 bis 2025 
ungefähr 35 Milliarden Euro investiert werden, um den Modernisierungsstau abzubauen. Hörsäle und 
Seminarräume sind häufig überfüllt, und es gibt zu wenig Personal. Der Betreuungsschlüssel von 
Studierenden und Personal wurde 1980 mit 13 zu 1 festgelegt. Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft hat errechnet, dass 56 746 wissenschaftliche Stellen geschaffen werden müssen, um 
diesen zu erreichen.  

Wir kämpfen für mehr Personal in Bildung und Erziehung. Wir wollen die Gebäude sanieren, ausbauen 
und dem Bedarf anpassen. Wir stellen sozialer Spaltung in der Bildung, Leistungsdruck und 
Unterfinanzierung eine andere Idee entgegen. Unser Ziel ist, dass alle die gleichen Chancen auf und 
den gleichen Zugang zu Bildung haben, ein Leben lang. Durch den Zugang zu Bildung sollen soziale 
Benachteiligungen abgebaut, nicht noch verstärkt werden. Niemand darf ausgegrenzt werden. DIE 
LINKE setzt sich für ein inklusives Bildungssystem ein, in dem Menschen individuell gefördert werden. 
Wir wollen gemeinsames solidarisches Lernen statt Konkurrenz und Notendruck. Das Bildungssystem 
ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge. Sie muss ausreichend vom Staat finanziert werden. 
Privatisierungen – auch von öffentlichen Bildungseinrichtungen – müssen gestoppt und umgekehrt 
werden. 

Wir wollen Lehr- und Lernmittelfreiheit, kostenfreie Verpflegung in Kita und Schule sowie kostenfreie 
Beförderung von Schülerinnen und Schülern zur Schule. DIE LINKE steht für gute Bildung, die nicht vom 
Geldbeutel und der Herkunft abhängt. 

Kooperation statt Konkurrenz 

Die Bildungssysteme sind in den Bundesländern so unterschiedlich, dass ein Umzug zum Problem 
werden kann. Der im Grundgesetz verankerte Gedanke der gleichwertigen Lebensverhältnisse bleibt auf 
der Strecke. Einheitliche Standards würden vieles verbessern, stattdessen konkurrieren die 
Bundesländer miteinander. 

Bildungspolitik ist Ländersache, trotzdem müssen Bund und Länder in der Bildung zusammenarbeiten 
können. Diese Zusammenarbeit ist seit 2006 nicht mehr möglich. Das sogenannte Kooperationsverbot 
ist ein Hindernis für gleiche und vergleichbare Bedingungen beim Lernen und Lehren. Zwischen den 
Bundesländern bestehen bei Bildungsinfrastruktur, Bildungsabschlüssen und Bildungswegen große 
Unterschiede. Die Bundesregierung hat das Kooperationsverbot nur für ihre Prestigeprojekte im  

Hochschulbereich teilweise aufgehoben. Diese sogenannte Exzellenzstrategie hat zur Folge, dass der 
Wettbewerb um knappe Finanzmittel zunimmt, die Grundfinanzierung der Hochschulen durch die 
Länder zurückgeht und Kettenbefristungen im Mittel- und Unterbau der Hochschulen ausufern.   

Das ist der falsche Weg! Wir wollen das Kooperationsverbot komplett aufheben und Bildung als 
Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz verankern, damit für alle Kinder und Jugendlichen  
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Bildungsgerechtigkeit hergestellt werden kann.  

• Wir wollen Gebäude sanieren, Barrierefreiheit herstellen und die digitale Infrastruktur ausbauen. 
Das geht nur mit öffentlichen Investitionen. 

Wir brauchen mehr Personal in der Bildung! 

Wir beginnen damit in Wohngebieten mit sozial benachteiligter Bevölkerung. 

Wir wollen die inklusive Schule.  

• Befristete Stellen sind in der Bildung allgegenwärtig, ob an der Hochschule, in der Weiterbildung oder 
indem Lehrerinnen und Lehrer vor den Sommerferien entlassen werden. Die Sonderregelungen für 
Befristungen an den Hochschulen müssen beendet werden. Wir wollen unbefristete Beschäftigung 
als Regel. Ausnahmen müssen auf wenige sachliche Gründe beschränkt bleiben (z.B. 
Elternzeitvertretung). 

• Standards in der Bildung sollen bundesweit vergleichbar sein. Mit einem Bildungsrahmengesetz 
wollen wir Standards der Lehr- und Lernbedingungen (Personal und Ausstattung) festlegen. Dabei soll 
die Vergleichbarkeit der Ansprüche an Bildungsarbeit und nicht der Leistungsbemessung von 
Schülerinnen und Schülern im Vordergrund stehen.  

Ungleiche Chancen und Lebensläufe werden auch über Bildung organisiert und zugewiesen. Eine frühe 
Einteilung in unterschiedliche Schulformen befördert das. An den Hochschulen hat sich diese 
Entwicklung in den letzten Jahren noch verstärkt: durch Leistungsdruck und ständiges Abprüfen von 
Wissen. Auch in der Schule und in der Ausbildung ist der Alltag oft stressig. Konkurrenz wird schon früh 
geübt. Damit soziale Ungleichheit zurückgedrängt statt verstärkt wird, wollen wir eine 
Gemeinschaftsschule, in der länger gemeinsam gelernt wird. 

Klasse Kitas 

Allen Kindern muss von Anfang an ganztägig das gemeinsame Leben und Lernen mit anderen Kindern 
in Kindertageseinrichtungen ermöglicht werden. Unabhängig davon, ob und wie lange die Eltern 
arbeiten. Solche Bedarfsprüfungen lehnen wir ab. Dafür brauchen alle Kinder einen Rechtsanspruch auf 
einen Ganztagsplatz in einer Kita. Derzeit fehlen aber fast 300 000 Plätze, die nötig wären, um den 
aktuellen Bedarf zu decken. Zur Sicherung der Qualität der Einrichtungen und für den weiteren Ausbau 
von Kitaplätzen muss der Bund mehr Geld zur Verfügung stellen. Wir brauchen ein Kitaqualitätsgesetz, 
das beim Kitaausbau die Belange der Kinder und der Beschäftigten in den Mittelpunkt rückt: 

• DIE LINKE fordert einen bundesweit einheitlichen Betreuungsschlüssel in Kindertagesstätten von 
mindestens einer anwesenden Erzieherin oder einem Erzieher zu maximal drei Kindern im Alter bis drei 
Jahren und mindestens einer Erzieherin oder einem Erzieher zu maximal acht Kindern ab drei Jahren. 

• Wir wollen gebührenfreie Kitas (Elternbeitragsfreiheit) und kämpfen für die Abschaffung jeglicher 
Gebühren im öffentlichen Bildungssystem. Die Umstellung auf eine Kitaversorgung ohne Kosten für die 
Eltern darf dabei nicht auf Kosten der Qualität der Bildungsarbeit an den Einrichtungen geschehen. 

• Alle Kinder sollen täglich kostenloses, gesundes, warmes Essen erhalten, wie es in einigen Städten 
bereits praktiziert wird. 

• Wir brauchen dringend mehr Erzieherinnen und Erzieher für eine gute Bildung, Erziehung und 
Betreuung.  

• Sozial- und Erziehungsberufe müssen aufgewertet werden. Sie verdienen größere Wertschätzung: 
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bessere Bezahlung und Arbeitsbedingungen. Dazu gehört auch die Anrechnung von Vor- und 
Nachbereitungszeiten, Fortbildung und Krankheit auf den Betreuungsschlüssel. Wir wollen die 
Ausbildung als Erzieherin und Erzieher in der frühkindlichen Bildung auf Hochschulniveau anheben. 
Aber auch für Frauen und Männer ohne Hochschulzugangsberechtigung wollen wir attraktivere 
Berufsbilder in der Kindertagesbetreuung schaffen. Das beginnt mit einer Vergütung in der Ausbildung 
und der Abschaffung des Schulgeldes.  

Eine Schule für alle 

Wesentliche Ursache der sozialen Spaltung in der Bildung ist die frühe Aufteilung der Schülerinnen und 
Schüler in unterschiedliche Schulformen.  

• Wir wollen eine Schule für alle: Eine Gemeinschaftsschule, die kein Kind zurücklässt und sozialer 
Ungleichheit entgegenwirkt. Statt Bildungschancen über unterschiedliche Bildungswege zuzuweisen, 
fordern wir inklusive Schulformen, die längeres gemeinsames Lernen ermöglichen. 

• Schule sollte so organisiert sein, dass die sozialen Unterschiede nicht noch verstärkt, sondern 
möglichst ausgeglichen werden. Deshalb soll die Eigenarbeit der Kinder nicht im familiären Bereich 
bleiben (Hausaufgaben). Im schulischen Alltag müssen dafür Raum und Zeit geschaffen werden. Jedes 
Kind muss die Möglichkeit haben, eine Ganztagsschule zu besuchen. Solange das nicht gewährleistet 
ist, fordern wir einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in der Grundschule.  

Die Gemeinschaftsschule fördert die Kinder individuell und umfassend. Private Nachhilfe und 
Hausaufgaben werden überflüssig. Die Gemeinschaftsschule hat einen hohen inhaltlichen Anspruch, 
fördert Stärken und gleicht Nachteile aus. Sie ist ganztägig organisiert und bietet alle Schulabschlüsse 
an. Lehrkräfte, Schulsozialarbeit und Schulpsychologie sollen in multiprofessionellen Teams 
zusammenwirken. Die Gemeinschaftsschule ist demokratisch organisiert mit einer wirklichen 
Mitbestimmung von Schülerinnen und Schülern. 

DIE LINKE will eine inklusive Schule, in der alle Kinder und Jugendlichen willkommen sind. Die 
inklusive Schule steht auch für die uneingeschränkte Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. 
Heute werden viele besondere Förderbedarfe festgestellt, es werden aber keine adäquaten Hilfen für 
diese Förderbedarfe angeboten. Das muss sich ändern. Inklusion ist für uns eine 
gesamtgesellschaftliche Verpflichtung, alle müssen gleichberechtigt dazugehören und teilhaben 
können. 

• Bund, Länder und Kommunen müssen dafür ein Investitionsprogramm »nklusive Bildung« auflegen, 
um Bildungseinrichtungen umfassend barrierefrei umzubauen und auszustatten. 

• Der Rechtsanspruch auf inklusive Bildung und das Recht auf das gemeinsame Lernen in einer 
Regelschule gehört in jedes Schulgesetz. Alle Schulen müssen über barrierefreie Zugänge für alle 
Kinder verfügen, die nicht nur auf die baulichen Voraussetzungen beschränkt werden dürfen. Sie 
müssen über eine adäquate Ausstattung und Qualifizierung an Personal, Assistenzleistungen, Lehr- und 
Lernmitteln sowie sonstigen Hilfsmitteln für jedes Kind verfügen. Wir wollen ein 2-Lehrerinnen- bzw. 2-
Lehrer-System umsetzen, als eine der Rahmenbedingungen, mit der wir Förderschulen überflüssig 
machen. Inklusion darf nicht davon abhängig gemacht werden, wie viel sie kostet! 

• Tausende geflüchtete und andere zugewanderte Kinder und Jugendliche gehen in Deutschland in die 
Schule oder machen eine Ausbildung. Wir wollen ein Bund-Länder-Programm »Sofortmaßnahmen in der 
Bildung«. Es muss vom Bund mitfinanziert werden und umfasst Aus- und Weiterbildung von zusätzlichen 
Lehrkräften, die Deutsch als Zweitsprache unterrichten, eine Erstausstattung an Schulbedarf für alle 
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Kinder, zusätzliche Sprach- und Alphabetisierungskurse auch für geflüchtete Erwachsene und 
Informationen zu Berufsausbildungen, die für Geflüchtete in der Bundesagentur für Arbeit angeboten 
werden. Den Kommunen müssen dafür entsprechende Mittel zur Verfügung gestellt werden. 

Eine mehrsprachige Sozialisation wird in Deutschland nur bei ökonomisch als wichtig erachteten 
Sprachen geschätzt. Wir hingegen sehen die Mehrsprachigkeit auch bei Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund als ein Qualifikationsmerkmal. Die Muttersprache beim Erlernen weiterer 
Sprachen einzubeziehen ist wichtig, um in diesen Sprachen einen sicheren Stand zu erwerben.  

• Schulsozialarbeit muss ein fester Bestandteil von schulischer Arbeit werden – an jeder Schule und 
dauerhaft. Dafür muss sie im Jugendhilferecht verankert werden.  

• Der Personalmangel an Schulen führt zu Unterrichtsausfall und Stress. Das Personal muss Engpässe 
mit regulär beschäftigten Lehrkräften ausgleichen können. Um die Personalnot an Schulen zu beenden, 
müssen deutlich mehr Lehrkräfte ausgebildet und eingestellt werden.  

• Viele Sporthallen und Schwimmbäder sind baufällig, müssen gesperrt werden oder sind es schon, 
weil gespart werden muss. Hier wollen wir sanieren und in barrierefreie, energieeffiziente und schön 
gestaltete Schulräume investieren! 

• Wir wollen Lobbyismus in Schule und Unterricht unterbinden. Interessensgruppen dürfen dort nicht 
aus kommerziellen Gründen aktiv sein. Kommerzielle Werbung an Schulen muss gesetzlich untersagt 
werden. Schulen müssen besser mit Lehrmitteln ausgestattet werden. Lehrkräfte sollten nicht länger 
aus Finanznot gezwungen sein, auf externes Unterrichtsmaterial zurückgreifen zu müssen. DIE LINKE 
will freie, nicht-kommerzialisierte Lehr- und Lernmaterialien für den gesamten Bildungsbereich mit 
Bundesmitteln fördern.  

• Bildung ohne Bundeswehr! Die Bundeswehr soll nicht mehr in Schulen oder Universitäten werben 
oder auftreten dürfen. Stattdessen brauchen wir mehr politische und friedenspädagogische Bildung 
durch Lehrkräfte. 

• Alle Lehrämter sollen gleichgestellt werden. 

• Wir wollen Demokratie, Selbstverwaltung und die Mitbestimmungsrechte der Schülerinnen und 
Schüler an den Schulen stärken.  

Gut ausgebildet 

Jedes Jahr werden etwa 80 000 junge Menschen in Deutschland bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz vertröstet. Sie finden keinen Ausbildungsplatz mit Perspektive oder hängen in 
endlosen Warteschleifen fest. Besonders Hauptschülerinnen und Hauptschüler und Migrantinnen und 
Migranten werden benachteiligt. Eine Studie des DGB hat gezeigt: Es gibt nicht zu wenig qualifizierte 
Bewerberinnen und Bewerber, wie die Arbeitgeber behaupten. Rund 283 000 Jugendliche, die einen 
Ausbildungsplatz suchen, gehen leer aus. Mehr als die Hälfte der Auszubildenden klagt über zu hohe 
Belastung, viele gehen auch krank zur Arbeit oder werden als billige Arbeitskräfte ausgebeutet. Die 
Bedingungen und die Qualität der Ausbildung müssen dringend verbessert werden. Weil der 
Ausbildungsmarkt immer noch in sogenannte Frauen- und Männerberufe gespalten ist, sind die Hürden 
für Jugendliche groß, eine untypische Berufswahl zu treffen.  

DIE LINKE setzt sich für ein Recht auf eine gebührenfreie und vollqualifizierende Ausbildung für alle ein. 
Anonymisierte Bewerbungsverfahren sollen sicherstellen, dass alle die gleichen Chancen auf eine 
Ausbildung haben.  
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• Wir wollen eine solidarische Umlagefinanzierung, die alle Betriebe in die Pflicht nimmt, damit 
ausreichend duale und qualitativ hochwertige Ausbildungsplätze geschaffen werden (vgl. Kapitel I »Gute 
Arbeit«). 

• Auszubildende brauchen eine Ausbildungsvergütung, die zum Leben unabhängig von den Eltern 
reicht. Darum fordern wir eine gesetzlich geregelte Mindestausbildungsvergütung vergleichbar dem 
gesetzlichen Mindestlohn. Wir unterstützen die Gewerkschaften und Gewerkschaftsjugenden bei ihrem 
Kampf um bessere tarifvertragliche Lösungen. Die Ausbildung in den Berufen, die nicht dual geregelt 
sind, muss besser finanziert werden.  

• Am Ende von berufsvorbereitenden Maßnahmen muss ein verbindliches Ausbildungsangebot 
stehen. 

• Menschen ohne abgeschlossene Ausbildung sollen einen anerkannten Berufsabschluss machen 
können – unabhängig von ihrem Alter. 

• Wir wollen eine grundlegende Reform des Berufsbildungsgesetzes (BBiG), in der die Verbesserung 
der Ausbildungsqualität in den Mittelpunkt gerückt und ein Rechtsanspruch auf eine vollqualifizierende 
Ausbildung verankert wird. 

• Die Mitbestimmung der Auszubildenden wollen wir stärken. Ihre Mitwirkung in den 
Personalvertretungen muss garantiert werden. 

• Wir wollen einen Berufsschulpakt, damit längst überfällige Investitionen für gute Qualität an 
beruflichen Schulen getätigt werden. 

• Politische Bildung muss auch Teil der beruflichen Ausbildung sein. 

• Die Lehr- und Lernmittelfreiheit muss im Berufsbildungsgesetz verankert werden. 

Gute Weiterbildung 

Wir setzen uns für lebenslanges, lebensbegleitendes Lernen ein: als Angebot, nicht als Pflicht zur 
Selbstoptimierung! Die allgemeine, kulturelle, politische und berufliche Weiterbildung ist ein wichtiger 
Teil davon. Sie dient der Entwicklung der Einzelnen und der beruflichen Fortbildung oder 
Umorientierung und befördert die gesellschaftliche Teilhabe. Mit den Volkshochschulen haben auch die 
Kreise und kreisfreien Städte ein Instrument an der Hand, das unabhängig vom Profitinteresse privater 
Bildungsanbieter dafür geeignet ist, auch für das Nachholen von schulischen Abschlüssen. Dazu sollen 
die Volkshochschulen finanziell gestärkt werden, damit sie ihr Leistungsangebot ausbauen und 
kostenfrei anbieten können. Besonderes Augenmerk richten Volkshochschulen darauf, dass Angebote 
zur sprachlichen Förderung von Zugewanderten erbracht werden. Monatelange Wartezeiten auf einen 
freien Platz sind inakzeptabel. Wir wollen berufliche Weiterbildung erleichtern. DIE LINKE will zudem eine 
Bildungsfreistellung für alle Beschäftigten gesetzlich sichern, nicht nur für die berufliche Weiterbildung 
(vgl. Kapitel I »Gute Arbeit«).  

In der Weiterbildung sind die Arbeitsverhältnisse oft prekär. 

• Lehrkräfte in der Weiterbildung brauchen einen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag für alle 
Bereiche der Weiterbildung. 

• Honorarverträge sollen in feste Stellen umgewandelt werden. Honorarverträge, soweit sie noch 
nötig oder von den Beschäftigten gewollt sind, müssen an die Konditionen in diesem Tarifvertrag 
angepasst werden. Das gilt auch für Lehrkräfte in den Sprach- und Integrationskursen. 
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• Die Arbeitsagenturen und andere öffentliche Auftraggeber müssen bei der Vergabe die Qualität von 
Bildung und eine gute Bezahlung der Lehrkräfte in den Mittelpunkt stellen. Bei der Vergabe von 
Bildungsdienstleistungen durch die Bundesagentur für Arbeit sollen die geltenden tariflichen 
Bestimmungen für alle Anbieter verbindlich sein. 

• Volkshochschulen und andere öffentlich geförderte Weiterbildungseinrichtungen müssen 
ausreichend und dauerhaft finanziert werden. Lehrkräfte dürfen sich nicht von einem befristeten 
Projekt zum nächsten hangeln müssen. 

Demokratische Hochschule und kritische Wissenschaften 

Seit Jahren werden die Hochschulen und Universitäten unter dem Druck der öffentlichen 
Finanzierungssysteme zur unternehmerischen Hochschule ausgebaut. Das Ziel ist, Wissen, Bildung und 
Forschung wirtschaftlich verwertbar zu machen. Das lehnen wir ab. Durch die chronische 
Unterfinanzierung bleibt der Raum für unabhängige und gesellschaftskritische Forschung und Lehre 
und damit eine wesentliche Funktion von Wissenschaft auf der Strecke. Forschung ohne Drittmittel ist 
kaum noch möglich. Das Studium ist von Leistungsdruck und Zeitdruck geprägt. Viele werden durch 
Zugangshürden ausgeschlossen. Das ist politisch gewollt. Es muss aber nicht so bleiben. Dass es sich 
lohnt zu kämpfen, hat die Abschaffung der regulären Studiengebühren gezeigt. Nach langen Protesten 
wurden die Gebühren nach und nach in allen Bundesländern abgeschafft, zuletzt 2013 in Bayern. Hier 
wollen wir anknüpfen und gemeinsam mit Studierenden und Lehrenden dafür streiten, die Studien- und 
Arbeitsbedingungen an den Universitäten und Fachhochschulen zu verbessern. DIE LINKE setzt sich für 
eine soziale, demokratische, offene und solidarische Hochschule ein. 

• Zugangs- und Zulassungsbeschränkungen wie Numerus Clausus, Auswahlgespräche, IQ-Tests oder 
Bewerbungsgespräche müssen überwunden werden. Wir schlagen dazu ein Hochschulzulassungsgesetz 
vor. Die Zugangsmöglichkeiten für Menschen ohne Abitur müssen verbessert werden. 

• Der Zugang zum Master muss zulassungsfrei sein. Dafür müssen Masterstudienplätze bedarfsgerecht 
ausgebaut werden. 

• Im CDU/SPD-regierten Sachsen und unter der Führung des grünen Ministerpräsidenten Baden-
Württembergs, Winfried Kretschmann, wurden Studiengebühren teilweise wieder eingeführt. Diese 
Hochschulpolitik befördert Ausgrenzung. Dem stellen wir uns entgegen. Jegliche Form von 
Studiengebühren für Menschen mit und ohne deutschen Pass schaffen wir ab. Wir schlagen dazu ein 
Bundesgesetz zur Hochschulzulassung vor. 

• DIE LINKE bleibt bei ihrer Kritik am neoliberalen Bologna-Prozess. Wir setzen uns daher für ein 
emanzipatorisches, demokratisch organisiertes, interdisziplinäres und kritisches Studieren ein, das die 
Fehler des aktuellen Bachelor-Master-Systems behebt. Die Möglichkeiten für einen Hochschulwechsel 
und ein Auslandsstudium müssen verbessert werden. 

• Wir wollen die inklusive und barrierefreie Hochschule. 

• Wir wollen die Hochschulen für Geflüchtete öffnen. Dafür müssen zusätzliche Studienplätze 
geschaffen werden und im Ausland erworbene Bildungsabschlüsse schnell und unbürokratisch 
anerkannt werden. Die Aufnahme eines Studiums muss das Bleiberecht sicherstellen und vor 
Abschiebung schützen. 

Demokratisierung der Hochschulen: Wir streiten bundesweit für verfasste Studierendenschaften mit 
allgemeinpolitischem Mandat. Hochschulgremien sollen paritätisch besetzt werden, so dass alle 
Statusgruppen, auch die Studierenden, gleich stimmberechtigt vertreten sind. 
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Statt einseitiger Stärkung der Hochschulleitung brauchen wir eine Stärkung der demokratisch durch 
alle Hochschulangehörigen gewählten Hochschulgremien. Gremien, die sich an Aufsichtsräte anlehnen 
– wie Hochschulräte – gehören abgeschafft. Stattdessen wollen wir Beiräte schaffen, die aus der 
Zivilgesellschaft besetzt werden. Den demokratischen Austausch der Hochschule mit 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, Gewerkschaften, Bürgerinitiativen, Sozialverbänden wollen wir stärken. 

• Wir wollen, dass sich Studierende an den Hochschulen organisieren können. Hochschulen sollen 
offene Orte der gesellschaftlichen Debatte sein. Das muss Vorrang vor kommerzieller Nutzung der 
Hochschulräume haben. 

• Inhalte von Lehre und Forschung orientieren sich immer stärker an wirtschaftlicher Verwertbarkeit und 
Konzerninteressen. Wir wollen ein vielfältiges Angebot und setzen uns für kritische Wissenschaft und 
Lehre ein, die im Sinne einer sozial gerechten, ökologisch  

nachhaltigen und friedlichen Welt eingreift. 

• Die Hochschulen werden zu einem wesentlichen Teil durch nichtwissenschaftliches Personal in der 
Verwaltung, dem Gebäudemanagement und dem Forschungsbetrieb mitgetragen. Wer von 
Arbeitsbedingungen an Universitäten spricht, darf diesen Teil der Beschäftigten nicht vernachlässigen. 
Sie sind gleichermaßen von den Reformen der letzten Bundesregierungen mit benachteiligt worden.  

Wir wollen gute Arbeitsbedingungen für Studierende und wissenschaftliches Personal. Dazu muss die 
Unterfinanzierung der Hochschulen beendet werden. 

• Der Bund muss Verantwortung für die Grundfinanzierung der öffentlichen Hochschulen übernehmen. 
Wir wollen den Hochschulpakt entfristen und zu einem Dauerzuschuss weiterentwickeln. Statt 
einseitiger Exzellenz-Förderung benötigen wir eine öffentliche Ausfinanzierung. Die Exzellenzinitiative 
muss  eingestellt und die Mittel müssen für die Grundfinanzierung verwendet werden. 

• Investitionen in die soziale Infrastruktur: Die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau muss wieder im 
Grundgesetz verankert und ein Sonderprogramm für den Neubau von Wohnheimplätzen gestartet 
werden. Die Lehre soll durch eine Grundfinanzierung gesichert werden, die sich an der Zahl der 
tatsächlichen Studienanfänger und an den Kosten des Studienplatzes bemisst. 

• Das BAföG muss an die Lebenswirklichkeit angepasst werden und die Ausbildung umfassend 
finanzieren. Wir setzen uns für ein elternunabhängiges, rückzahlungsfreies BAföG in Höhe von 1.050 
Euro netto ein. Der BAföG-Fördersatz muss regelmäßig und automatisch an die steigenden 
Lebenshaltungskosten angepasst werden. Wir wollen die Altersgrenzen beim BAföG abschaffen und die 
Bezugsdauer an die reale, durchschnittliche Studiendauer anpassen. Ebenso muss die Koppelung des 
BAföG an Leistungsüberprüfungen abgeschafft werden. Förderlücken müssen geschlossen werden. 
Menschen mit Duldung, Aufenthaltsgestattung und mit humanitären Aufenthaltstiteln müssen mit 
Aufnahme des Studiums oder der Ausbildung Zugang zur Ausbildungsförderung haben. Das 
Deutschlandstipendium hat sich als Flop erwiesen. Lediglich 0,6 Prozent der Studierenden profitieren 
von dieser Fördermöglichkeit. Die Bundesmittel des Deutschlandstipendiums wollen wir stattdessen zur 
Finanzierung des BAföG nutzen.  

Gute Wissenschaft braucht gute Arbeit. Dazu muss der wissenschaftliche und nichtwissenschaftliche 
Unter- und Mittelbau gestärkt werden. Daueraufgaben müssen durch Dauerstellen bearbeitet werden. 
Prekäre Arbeit, Lehre zu Dumping-Vergütung und die Ausbeutung von Lehrbeauftragten und 
nichtwissenschaftlichen Beschäftigten  lehnen wir ab. Die Honorare für Lehraufträge wollen wir 
erhöhen, sie müssen auch die Vor- und Nachbereitung abdecken. Lehraufträge sollen das Lehrangebot 
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ergänzen. Lehranteile in Forschungs- und Qualifizierungsverträgen müssen begrenzt werden. Zentrale 
Lehraufgaben müssen auf festen, unbefristeten Stellen geleistet werden. Die Anzahl von Lehraufträgen 
wollen wir zu Gunsten von regulären Arbeitsverhältnissen verringern. 

• Schluss mit den Ketten-Befristungen. Das Sonderbefristungsrecht für wissenschaftliches 
Personal unterhalb der Professur wollen wir abschaffen. In einem ersten Schritt müssen die erfolgten 
Verbesserungen im Wissenschaftszeitvertragsgesetz konkretisiert und ausgebaut werden. Das betrifft 
zum Beispiel die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.  

• Wir fordern ein bundesfinanziertes Anschubprogramm, mit dem 100 000 unbefristete Stellen 
geschaffen bzw. existierende Stellen entfristet werden. Die Mindestvertragslaufzeiten für 
Drittmittelstellen und in der Qualifizierung sollen der Dauer der bewilligten Finanzierung entsprechen. 
Statt von einzelnen Professorinnen und Professoren abhängig zu sein, soll der wissenschaftliche 
Nachwuchs Abteilungen (Departments) zugehören. Qualifikationsstellen von Doktorandinnen und 
Doktoranden müssen mit 100 Prozent vergütet werden.  

• Wir brauchen einen flächendeckenden Tarifvertrag für studentische Beschäftigte. 

• Frauen stärken: Wir wollen eine 50-prozentige Frauenquote auf jeder Karrierestufe durchsetzen und 
das Professorinnen-Programm zu einem Programm für die Förderung von Frauen auf allen 
Karrierestufen weiterentwickeln. 

• Das duale Studium muss öffentlich-rechtlich akkreditiert werden und zu gleichwertigen Abschlüssen 
führen. Dual Studierende müssen einen Ausbildungsvertrag mit einer Mindestvergütung bekommen. 
Der Zugang zum dualen Studium muss ohne Abitur möglich sein.  

Transparente Forschung und gesellschaftliche Verantwortung 

• Kooperationsvereinbarungen, Sponsoring und sonstige Verträge zwischen öffentlichen Hochschulen 
und privaten Unternehmen und Stiftungen müssen offengelegt werden. Sie nehmen direkt oder indirekt 
Einfluss auf Wissenschaft. 

• Um urheberrechtlich geschützte Werke für Zwecke der Bildung, Forschung und Lehre frei zugänglich 
zu machen, wollen wir eine allgemeine Ausnahme (Wissenschaftsschranke) für Bildung und Forschung 
im Urheberrecht verankern. Das Zweitveröffentlichungsrecht für Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler muss von den engen einschränkenden Vorgaben befreit werden, damit die 
Nutzungsrechte nicht exklusiv durch Verlagsunternehmen angeeignet werden können. 

• Informationen und wissenschaftliche Erkenntnisse, die mit Steuermitteln erarbeitet wurden, müssen 
allen zu Verfügung stehen. Daher setzen wir uns für OpenAccess-Strategien zur Veröffentlichung von 
Forschungsergebnissen und dem Zugang zu Forschungsdaten ein. Wir fördern eine Open Science-Kultur 
und wollen bedürfnis- und teilhabeorientiertes wissenschaftliches Arbeiten ermöglichen. Nutzungs- und 
Publikationsgebühren an Verlage, die über transparent gemacht Satz- und Lektoratsarbeiten 
hinausgehen, wollen wir verbieten. Die Paketverhandlungen von Forschungseinrichtungen mit einzelnen 
Großverlagen lehnen wir ab. 

• Forschung für Frieden statt für Krieg und Rüstungsindustrie: Wir fordern die Verankerung von 
Zivilklauseln an allen Hochschulen und allen wissenschaftlichen Einrichtungen sowie die Förderung von 
Friedensforschung.  

Forschung und Wissenschaft müssen zur Lösung von sozialen Spaltungen, dem Wandel von Klima und 
Umwelt beitragen. In diesem Sinne wollen wir die milliardenschwere Innovations- und 
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Technologieförderung des Bundes, auch die gemeinsam von Bund und Ländern finanzierte 
außeruniversitäre Forschung, strategisch ausrichten. Neben technischen sind dabei besonders soziale 
Innovationen wichtig. Wir wollen diese Forschungslandschaft stärker mit der Arbeit der Hochschulen 
verknüpfen. Ein transparentes System von öffentlicher Steuerung ist notwendig. Die  

Verbesserung der Arbeitsbedingungen für eine planbare Lebensperspektive für Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler und technisches Personal, mit weniger befristeten Verträgen ist auch in der 
außeruniversitären Forschung unerlässlich. Wir wollen Open Access als Veröffentlichungsstandard bei 
überwiegend öffentlich geförderter Forschung. 

Zugang zu Bildung für alle, auch digital  

Die Digitalisierung bietet die Chance, vielen Menschen einen schnellen Zugang zu Informationen zu 
ermöglichen. Das geschieht aber nicht von selbst, sondern muss durchgesetzt werden.  

Wir wollen stärker Kompetenzen im Bereich Medien und Information vermitteln. Ein selbstbestimmter 
und kritischer Umgang mit digitalen Technologien und dem Internet sind mit Bildung verbunden.  

• Der Ausbau der IT muss einhergehen mit der Ausbildung und mit Fortbildungsangeboten für 
Lehramtsstudierende und die aktiven Lehrkräfte.  

• Digitale Medien dürfen nicht zum Einfallstor für Privatisierung der Bildung durch private 
kommerzielle Anbieter, Unternehmen oder Verlage sein. In Bildungseinrichtungen eingesetzte Software 
sollte Freie Software sein, die Hardware sollte nach Möglichkeit offen spezifiziert sein. 

• Wir wollen, dass jedes Kind ein mobiles Endgerät als Teil der Bildungsausstattung zur Verfügung hat 
und frühzeitig und regelmäßig mit den Prinzipien der digitalen Technologien (etwa Funktionsweise von 
Speichern, Sensoren, Programmierkenntnisse) vertraut gemacht wird. Deshalb brauchen Schulen 
kostenlose Leihgeräte für alle, die sich selbst keines leisten können. 

• Die IT-Infrastruktur an Schulen muss durch Fachpersonal betreut werden. Entsprechende Planstellen 
sollen kurz- und mittelfristig geschaffen werden. 

Die IT-Infrastruktur aller Schulen und Hochschulen muss mit schnellen und leistungsfähigen 
Breitbandanschlüssen, WLAN für alle und einer zeitgemäßen Hard- und Software-Ausstattung 
ausgebaut werden. 
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IX. Für eine vielfältige, partizipative und allen zugängliche Kultur  

Kultur eröffnet neue Räume im Denken und Handeln und wirft immer wieder die Frage auf: Wie wollen 
wir zusammen leben? Kultur und Kunst ermöglichen Kommunikation und Verständigung, Bildung, 
Freiheit und Selbstvergewisserung. Fantasie und Kreativität zeigen, dass wir uns mit der Realität nicht 
abfinden müssen, sondern sie gestalten können. DIE LINKE tritt für eine demokratische Kultur ein, in 
der alle in Deutschland Lebenden, unabhängig von ihrer Herkunft, ihre kulturelle Identität finden und 
ausdrücken können. Wir werden das kulturelle Leben fördern in allen Milieus und Regionen, in 
Metropolen und in ländlichen Räumen, in Kulturinstitutionen und freier Szene, als Basis für die 
Verständigung zwischen den verschiedenen Gruppen der Gesellschaft. 

Kürzungen der Kulturförderung, Schließungen oder Privatisierungen von öffentlichen Einrichtungen und 
ein massiver Personalabbau haben den öffentlichen Kultursektor geschwächt. Kommerzielle Angebote 
sind nicht für alle Menschen zugänglich und häufig nicht demokratisch gestaltet. Die wirtschaftlichen 
und sozialen Risiken für die Kulturschaffenden haben sich vergrößert. Ihre Situation ist zunehmend von 
sozialer Unsicherheit sowie geringen und schwankenden Einkünften gekennzeichnet. Digitalisierung und 
die wachsende Kreativwirtschaft haben den Charakter der Arbeit verändert: Mehr zeit- und 
ortsungebundenes Arbeiten ermöglicht mehr Selbstbestimmung und Zeitsouveränität. Aber die Gefahr 
der (Selbst-)Ausbeutung wächst. Befristete Beschäftigungsverhältnisse und Soloselbständigkeit lösen 
das alte Normalarbeitsverhältnis zunehmend ab. DIE LINKE will gute Arbeitsbedingungen, die Stärkung 
des Öffentlichen und mehr Demokratie auch im Bereich der Kultur durchsetzen: 

• Kultur ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge. Eine kommunale Haushaltsnotlage darf nicht zur 
Schließung von Kultureinrichtungen führen. Wir wollen gute Rahmenbedingungen für Archive, 
Bibliotheken, Kinos, Museen, Musik- und andere Kunstschulen, Opernhäuser, Orchester, soziokulturelle 
Zentren, Theater, Tanz, Volkshochschulen und die vielfältigen Vereine schaffen. Kultureinrichtungen, 
freie Szene und die vielfältigen Akteure kultureller Bildung in den Metropolen wie in den ländlichen 
Räumen brauchen eine sichere finanzielle und personelle Basis und längerfristige 
Planungsmöglichkeiten.  

• Wir setzen uns für eine grundlegend andere Kulturförderung ein: Statt Druck durch die 
Ökonomisierung wollen wir eine solide, nicht produkt-, sondern prozessorientierte Grundfinanzierung. 
Sie soll genügend Freiräume für Projektentwicklung bieten und die Kulturschaffenden – ob angestellt 
oder freischaffend – sozial absichern. 

• Für öffentliche Bibliotheken muss der Medienerwerb in den Händen der jeweiligen Einrichtung 
liegen. Eine Privatisierung durch Überlassung dieser Aufgabe an externe Dienstleister lehnen wir ab.  

Wir streiten für gute, existenzsichernde Arbeit, ein neues Normalarbeitsverhältnis und soziale Sicherung 
im Kulturbereich. (vgl. Kapitel I »Gute Arbeit«)  

• Wir wollen die Vergabe öffentlicher Fördermittel an eine gute, existenzsichernde Vergütung, gute 
Arbeitsbedingungen und Gendergerechtigkeit koppeln. Wir streiten für branchenspezifische 
Mindesthonorare und Ausstellungshonorare für bildende Künstlerinnen und Künstler. Wir unterstützen 
den Erhalt von Ensemble-Theatern, damit Theater konstante politische Akteure in der Stadtgesellschaft 
bleiben können.  

• Wir wollen die Verhandlungsmacht der Kreativen im Urhebervertragsrecht stärken. 

• Die Künstlersozialkasse muss erhalten und ausgeweitet werden. Wir wollen neu entstandene 
Tätigkeitsfelder einbeziehen und den Bundeszuschuss erhöhen.  
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• Wir streben die Einbeziehung von (Solo-)Selbstständigen in unsere solidarischen 
Versicherungsmodelle (Gesundheit, Erwerbslosigkeit, Rente, Pflege) an.  

• Die Verwertungsgesellschaften wollen wir reformieren und die Mitbestimmungsrechte der Kreativen 
verbessern. 

Wir wollen Kulturgüter digital sichern und für alle zugänglich machen. Dafür brauchen wir eine 
gesamtstaatliche Digitalisierungsstrategie. 

• Wir setzen uns für eine Open Access-Strategie auch im Kulturbereich ein. Wir schaffen Möglichkeiten 
und Anreize für Kultureinrichtungen, ihre digitalen Veröffentlichungen unter freie Lizenzen zu stellen. 
Die Kooperation mit der Deutschen Digitalen Bibliothek wollen wir ausbauen.  

• Wir wollen Filme auf Dauer bewahren und zugänglich machen. 

• Für öffentliche Bibliotheken wollen wir den Verleih digitaler Medien vereinfachen. 

DIE LINKE steht für einen barrierefreien und gleichberechtigten Zugang zur Kultur. Wir wollen Räume für 
Dialog und transkulturellen Austausch schaffen. Wir wollen Unterschiede nicht leugnen, sondern 
produktiv machen. Wir wollen das gegenseitige Verständnis und einen Perspektivwechsel befördern. 

• Der Eintritt in vom Bund geförderte Museen und Sammlungen muss perspektivisch kostenfrei sein. 
Wir wollen das museumspädagogische Personal aufstocken. 

• Kultureinrichtungen müssen barrierefreie und inklusive Angebote unterbreiten. 

• Die Erfahrungen von Kultureinrichtungen und Projekten mit inter- bzw. transkulturellen 
Vermittlungskonzepten gilt es zu nutzen und zu verbreiten.  

• Wir fördern und fordern die Produktion und den Schutz von temporären und nicht-institutionellen, 
frei zugänglichen Künsten, wie Street Art und Kunst im öffentlichen Raum, in soziokulturellen und 
selbstverwalteten Zentren.  

• Wir setzen uns ein für flächendeckende Kooperationen zwischen Schulen und Kunst-Institutionen 
sowie freien Künstlerinnen und Künstlern.  

Wir wollen die Bundeskulturförderung neu strukturieren. DIE LINKE stellt sich gegen die Ökonomisierung 
und Privatisierung von Aufgaben der Daseinsvorsorge. Wir bestehen auf der Einhaltung der UNESCO-
Konvention für kulturelle Vielfalt bei internationalen Handelsabkommen.  

• Das Kooperationsverbot zwischen Bund und Ländern muss beendet werden. Wir wollen Kultur als 
Gemeinschaftsaufgabe und Staatsziel im Grundgesetz. Damit wollen wir den kooperativen 
Kulturföderalismus stärken. 

• Wir wollen einen Bundeskulturminister bzw. eine -ministerin mit Kabinettsrang und ein 
Kulturministerium, um die Belange der Kultur gegenüber anderen Ressorts sowie auf europäischer 
Ebene wirksamer vertreten zu können.  

• Länder und Kommunen müssen ausreichend Mittel erhalten, damit sie ihren Aufgaben in der 
Kulturpflege und Kulturförderung nachkommen und eine große Vielfalt der kulturellen Angebote sichern 
können. Die Ausschöpfung der finanziellen Mittel für Kunst am Bau muss stärker forciert und in den 
Kommunen mehr publik gemacht werden. 

• Wir wollen die Kulturpolitikforschung ausbauen, einen Kulturbericht etablieren und die 
Kulturförderung des Bundes neu systematisieren.  
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• Wir wollen die Kulturförderfonds bedarfsgerecht ausstatten und sie als zentrales Instrument der 
freien Szene stärken.  

• DIE LINKE setzt sich auf Bundesebene dafür ein, dass Förderprogramme des Bundes besser mit 
Landesprogrammen verzahnt werden können.  

DIE LINKE steht für eine lebendige und plurale Geschichts- und Erinnerungspolitik. Wir wollen zur 
kritischen Auseinandersetzung mit der Geschichte Deutschlands im 19. und 20. Jahrhundert anregen, 
insbesondere zur Aufarbeitung der Verbrechen des Nationalsozialismus. Wir engagieren uns für eine 
differenzierte Aufarbeitung der Geschichte der DDR.  

• Gedenkstätten wollen wir als Orte des Gedenkens und als zeithistorische Museen stärken. Die 
Arbeitsbedingungen v.a. des pädagogischen Personals müssen verbessert werden. 

• Wir wollen lebendige Erinnerungskulturen fördern, die an den Realitäten der 
Einwanderungsgesellschaft orientiert sind. 

• Wir engagieren uns für demokratische, antifaschistische Kultur und einen kritischen Umgang mit der 
kolonialen Vergangenheit. 

• Raubkunst der Nazis muss zurückgegeben werden. Dazu bedarf es einer besseren Erforschung der 
Herkunft der Kunst- und Kulturgüter (Provenienz-Forschung). 

• Wir wollen die Stasi-Unterlagen ins Bundesarchiv überführen. Ihre Nutzung muss über das 
Bundesarchivgesetz geregelt werden.  

• Wir wollen die spezielle Kulturförderung nach § 96 Bundesvertriebenengesetz in die allgemeine 
Kulturförderung überführen. 



Programm zur Bundestagswahl 2017 DIE LINKE 

63  

X. Gleichwertige Lebensverhältnisse in Ost und West 

Die Unterschiede zwischen Ost und West, zwischen strukturschwachen und Wachstumsregionen in 
Deutschland insgesamt werden größer statt kleiner. Das neoliberale Gesellschaftsmodell führt zu 
wachsender Ungleichheit zwischen den Regionen. Die Bundesregierung befördert diese durch ihre 
ungerechte Wirtschafts- und Steuerpolitik.  

Seit Jahren stagniert die Wirtschaftskraft im Osten bei nur 72 Prozent des Westniveaus. Die 
ostdeutsche Wirtschaftsstruktur ist kleinteilig und es gibt keine großen Unternehmenszentralen. Bis 
2030 wird ein Bevölkerungsrückgang von sieben Prozent erwartet. Die Armutsgefährdung von 
Rentnerinnen und Rentnern ist allein 2015 um 0,7 Prozent gestiegen und lag bei 16 Prozent. 
Hauptursache dafür ist die Ausweitung des Niedriglohnsektors.  

Die Lücken in der öffentlichen Daseinsvorsorge in einigen Regionen, Bundesländern und Kommunen 
sind dramatisch. Der Investitionsstau in den Kommunen beträgt weit über 100 Milliarden Euro. Städte 
und Gemeinden in Ost und West brauchen mehr Mittel, um in ihre öffentliche Infrastruktur investieren 
zu können. 

Gerechtigkeit für die Menschen in Ostdeutschland 

Auch im dritten Jahrzehnt nach der deutschen Einheit sind die Menschen in Ostdeutschland in vielen 
Bereichen nicht gleichgestellt: Der Rentenwert und die Standardrente sind niedriger, die Löhne und 
Gehälter sind durchschnittlich niedriger, die Wirtschaftsleistung liegt immer noch über ein Viertel unter 
der der westlichen Bundesländer.  

So unterschiedlich die persönlichen Erfahrungen vor und nach 1989 waren und sind, und  so vielfältig 
deren Bewertungen ausfallen – es bleibt, dass die Wirklichkeit in den ostdeutschen Ländern weit hinter 
dem zurückbleibt, was in der Wendezeit versprochen und erwartet wurde. Die Art und Weise der 
Vereinigung hat die Lebensperspektiven von vielen Menschen beschnitten. Und neue strukturelle 
Probleme sind entstanden. Auch hoher Leistungswille aller Generationen im Osten, auch ausgeprägte 
Bereitschaft zum Verzicht sowie große Investitionen und eine weithin moderne Infrastruktur haben es 
nicht vermocht, die kulturelle Demütigung und die soziale Benachteiligung vieler Ostdeutscher sowie 
den ökonomischen Zusammenbruch des Wirtschaftsraumes der ehemals sozialistischen Länder nach 
1989/90 zu kompensieren. Zwei verfehlte Politikansätze sind dafür verantwortlich: 1. Immer noch 
leiden die ostdeutschen Bundesländer unter der falschen Treuhand-Politik, die auf Deindustrialisierung 
gesetzt oder sie bewusst in Kauf genommen hat. Der Widerstand gegen diese Politik – etwa der 
Hungerstreik in Bischofferode – gegen die politische Ausschaltung unliebsamer Konkurrenz durch die 
Treuhand und andere politische Sachverwalter im Interesse westdeutscher Konzerne wurde 
ausgesessen und im Westen kaum wahrgenommen. Gleiches gilt für Protest und Empörung über 
Investoren, die den Ausverkauf der industriellen Struktur und öffentlichen Eigentums nach 1989 für 
kriminelle Machenschaften nutzten. Positive wirtschaftliche Elemente aus der DDR wurden nicht 
aufgegriffen. 2. Die Formen der Investitionen folgten neoliberalen Vorstellungen von 
Wirtschaftsförderung: Niedriglohn für die Beschäftigten und Steuervorteile für die Unternehmen. Die 
soziale Infrastruktur, die öffentliche Daseinsvorsorge wurden vielerorts aufs Allernötigste gekürzt oder 
privatisiert. Die Folgen neoliberaler Politik der vergangenen 25 Jahren zeigen sich in Ostdeutschland 
wie unter einem Brennglas. Sie verbinden sich mit sozialen Benachteiligungen und kulturellen 
Demütigungen der Menschen in Ostdeutschland. Nur 2,8 Prozent aller Entscheidungsträger in 
Deutschland stammen aus Ostdeutschland. In den neuen Bundesländern selbst sind nur etwa 20 
Prozent der Führungskräfte aus dem Osten. 
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Der Osten bleibt die größte Ansammlung von strukturschwachen Regionen bundesweit. Ostdeutschland 
ist zwar nicht durchgängig eine wirtschaftlich abgehängte Region. Gerade in den größeren Städten 
überwiegen Zukunftschancen und gute Entwicklung. Doch auch die vergleichsweise erfolgreichen 
Teilräume können mit den Leistungszentren im Westen nicht mithalten. 

Das Versprechen aller Bundesregierungen seit der Vereinigung, gleichwertige Lebensverhältnisse in Ost 
und West zu schaffen, ist gebrochen worden. Die beschlossene »Rentenanpassung« setzt das nur fort: 
Sie sieht vor, dass eine Gleichbehandlung erst 2025 erreicht ist. 35 Jahre nach der Vereinigung! Wir 
wollen eine vollständige Angleichung der Renten als Sofortmaßnahme. Noch immer gibt es im Osten 
weniger Rente für dieselbe Lebensleistung. Die Löhne und Gehälter sind niedriger, die Armutsquote ist 
höher, und es sind mehr Menschen erwerbslos. Ostdeutsche haben weniger Vermögen, die Tarifbindung 
und die Gewerkschaften sind schwächer. Kein Wunder, dass 65 Prozent der Ostdeutschen der Meinung 
sind, die Bundesregierung tue zu wenig, um die Lebensverhältnisse in Ost und West anzugleichen. 
Diese Hinhaltepolitik, die fehlende Anerkennung ostdeutscher Lebensleistungen sowie die Tatsache, 
dass ostdeutsche Interessen häufig keine Lobby im Bund haben, führen dazu, dass viele Menschen in 
Ostdeutschland nach wie vor nicht das Gefühl haben, gleichwertig behandelt zu werden. 

Wir haben eine besondere Verantwortung im Umgang mit diesen sozialen wie regionalen 
Ungleichheiten und Umbrüchen. Wir kämpfen für soziale Gerechtigkeit und gleichwertige 
Lebensverhältnisse. Wir verstehen uns im Unterschied zu allen anderen im Bundestag vertretenen 
Parteien als Vertreterin der Interessen der Menschen in Ostdeutschland. Das bleiben wir auch in 
Zukunft. 

Aus den Erfahrungen in Ostdeutschland lässt sich lernen: Die Probleme von deindustrialisierten 
Regionen lassen sich gerade nicht durch Niedriglohn-Politik, durch Lohnverzicht oder durch die 
Schaffung von Sündenböcken lösen. Die Menschen brauchen eine engagierte, aktive Politik für 
gleichwertige Lebensverhältnisse. Dazu gehören auch die Fortführung und Stärkung positiver Aspekte 
der Erfahrungsumbrüche aus den letzten Jahrzehnten. Es gilt, die eigenverantwortlichen Erfolge in der 
Erhaltung und im Ausbau bewährter sozialer Strukturen und Kompetenzen vor Ort zu nutzen, um in 
Ostdeutschland Perspektiven für gewachsene Lebensqualität aufzuzeigen.  

Treuhandpolitik, Privatisierungen und die Goldgräberstimmung krimineller Investoren in den 1990er 
brauchen Aufarbeitung. Wir sehen ein massenhaftes Politikversagen auf allen Ebenen. DIE LINKE wird 
sich daher in der nächsten Legislaturperiode des Deutschen Bundestages für eine Enquetekommission 
einsetzen, die diese tiefen Einschnitte im Leben Millionen Ostdeutscher aufarbeitet und damaligen 
Politikansätze und Institutionen wie die Treuhand überprüft. Wir werden endlich mit den 
Benachteiligungen für Ostdeutsche Schluss machen: 

• Wir fordern gleiche Rente für gleiche Lebensleistung! Noch immer erhalten Rentnerinnen und Rentner 
in Ost und West keine gleichwertige Rente. Die Große Koalition will die Ostdeutschen nun mit ihren 
Rentenplänen bis 2025 hinhalten. Wer 1990 in Rente gegangen ist, müsste dann 100 Jahre alt werden, 
um noch die Renteneinheit zu erleben. Gleichzeitig plant die Große Koalition, die Umrechnung der 
niedrigeren ostdeutschen Löhne abzuschaffen, was zu erheblichen Rentenkürzungen für die heute in 
Ostdeutschland Beschäftigten führen würde. 

• DIE LINKE will die Benachteiligung ostdeutscher Rentnerinnen und Rentner endlich beenden. Daher 
muss der Rentenwert Ost sofort steuerfinanziert an das Westniveau angeglichen werden. Solange es 
noch starke Lohnunterschiede zwischen Ost und West gibt, muss die Umrechnung erhalten bleiben. Die 
Angleichung der Ostrenten darf nicht zum Nachteil der heutigen Beschäftigten führen. Für Zeiten des 
Niedriglohns wollen wir generell für alle Beschäftigten in Ost wie West eine Hochwertung in der Rente 
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einführen und darum wollen wir die Rente nach Mindestentgeltpunkten entfristen und verbessern (vgl. 
Kapitel II »Gute Renten«). 

• Bei der Überführung der Alterssicherungssysteme der DDR in bundesdeutsches Recht wurden 
Rentenansprüche für verschiedene Gruppen, zum Beispiel Krankenschwestern, Beschäftigte der 
Braunkohleveredelung und in der DDR Geschiedene unzureichend anerkannt. Hunderttausende 
Ostdeutsche und 17 Berufsgruppen sind davon nach wie vor betroffen. Dabei geht es nicht nur um 
empfindliche finanzielle Einbußen bei der Rente, es geht auch um das Gefühl, dass die eigene Leistung 
weniger wertgeschätzt wird, nur weil man im Osten des Landes gelebt und gewirkt hat. Wir sagen 
hingegen: Die Lebensleistungen im Osten müssen anerkannt werden! 

• Neoliberale Arbeitsmarktpolitik ist überall und insbesondere im Osten gescheitert: Wir wollen gute 
Arbeit statt prekärer Jobs. Den Niedriglohnsektor wollen wir mit einem gesetzlichen Mindestlohn von 
zwölf Euro trockenlegen. Tarifflucht durch Werkverträge und Leiharbeit muss unterbunden werden. Die 
ausufernden Befristungen wollen wir zurückdrängen und auf wenige Sachgründe beschränken. DIE 
LINKE steht für den Grundsatz »Gleicher Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit!« – in Ost und West. 

• Die Treuhand hat in Ostdeutschland ein weitgehend deindustrialisiertes Land zurückgelassen. Wir 
brauchen Investitionen und regionale Entwicklungspläne für gute Arbeit und sozial und ökologisch 
nachhaltige Produktion. Daher fordern wir ein Investitionsprogramm für eine nachhaltige 
Landwirtschaft. Wir wollen den Genossenschaftsgedanken als solidarisches Wirtschaftsmodell stärken. 
Dazu gehören für uns auch Agrargenossenschaften als wichtiges soziales Bindeglied zwischen einer 
nachhaltigen Landwirtschaft und den Dörfern. 

• Die ostdeutschen Wohnungsbauunternehmen werden von ihren Altschulden befreit und die freien 
finanziellen Mittel im Interesse der Mieterinnen und Mieter und der öffentlichen Unternehmen 
eingesetzt. 

• Wir wollen besonders innovative Industrien und Forschungen im Osten fördern, um neue 
Entwicklungswege gehen zu können. 

Beim Wandel von Lebens- und Arbeitswelt sowie gesellschaftlichen Werten haben Ostdeutsche 
besondere Erfahrungen gemacht. Bis heute entfalten auch Erfahrungen aus der Zeit vor der »Wende« 
ihre Wirkung: Viele Frauen empfinden es als selbstverständlich, sich nicht zwischen Kindern und Beruf 
entscheiden zu müssen. Egalitäre Rollenvorstellungen in Familien sind weiterhin verbreitet. Wer soziale 
Absicherung erfahren hat, ist weniger bereit, alle Lebensbereiche Konkurrenz und Wettbewerb zu 
unterstellen. Diese Haltungen müssen auch aus ökonomischer und ökologischer Sicht wieder stärker 
ins Blickfeld gerückt werden. Hinzu kommen positive Erfahrungen und Modelle wie Polikliniken und 
Agrar- sowie andere Genossenschaften als Formen solidarischer Ökonomie. Diese unterschiedlichen 
Erfahrungen und progressiven ostdeutschen Lebensmodelle müssen auch in der Bundespolitik als 
wichtige Impulse für die Zukunft anerkannt werden. Sie sind wertvolle Alternativen zu sozialer Kälte und 
einer Dominanz von Profit und Wettbewerb in immer mehr Lebensbereichen. 

Die Regionen stärken: Gleichwertige Lebensverhältnisse 

DIE LINKE kämpft für die Verwirklichung der im Grundgesetz verankerten Gleichheit der 
Lebenschancen: Weder die soziale noch die regionale Herkunft von Menschen darf ein Hindernis bei 
der Wahrnehmung von Lebenschancen und der Gewährleistung von Lebensqualität sein. Auch zwischen 
nord- und süddeutschen Regionen, zwischen Regionen der Deindustrialisierung und der industriellen 
Zentren gibt es ein Gefälle der Einkommen wie zwischen Ost und West. Zerfallende Infrastruktur, hohe 
Erwerbslosigkeit und wachsende Armut führen etwa im Ruhrgebiet und in anderen benachteiligten 
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Regionen für viele Menschen zu Perspektivlosigkeit. 

Die Erfahrungen vieler Beschäftigter in Ostdeutschland belegen: Als Billiglohn-Regionen hatten und 
haben weder die ostdeutschen Länder noch die strukturschwachen Regionen im Westen eine Chance - 
das Gegenteil ist der Fall. Gerade die Erfahrungen aus Ostdeutschland zeigen, dass 
Wirtschaftsförderung, die eine Billiglohn-Strategie bedient, langfristig Abhängigkeiten schafft. Das 
ostdeutsche Wirtschaftsprofil als Zulieferer westdeutscher Konzerne hat die ungleiche Entwicklung 
dieser Region in der Wirtschafts- und Steuerkraft sowie in der Entwicklung der Einkommen der  

Beschäftigten seit 1989/90 zementiert. Wir setzen der Strategie von Kürzungen und Niedriglohn eine 
aktive regionale Wirtschaftsförderung und Strukturpolitik entgegen, die gute Arbeit an erste Stelle setzt 
und zukunftsfähige Forschungs- und Industrieentwicklung mit dem ökologischen Umbau von Wirtschaft 
und Infrastruktur verbindet. Ein wichtiger Ansatzpunkt für diesen Prozess ist die Stärkung von 
regionalen Wertschöpfungsketten, bei denen kleine und mittlere Unternehmen im Fokus stehen 
müssen. Statt nur verlängerte Werkbank großer Konzerne zu sein, müssen diese Unternehmen bei 
Forschung und Entwicklung gezielt gefördert werden. Um die industriellen und handwerkliche Kerne im 
ländlichen Raum zu sichern, bedarf es Begleitung bei Unternehmensnachfolgen, dabei ist der 
Firmenübergang in die Hand der Beschäftigten als Produktivgenossenschaften zu unterstützen (vgl. 
Kapitel XIV »Menschen und Natur vor Profite«). 

Gerade in Kleinunternehmen mit weniger als zehn Beschäftigten verwischen im Arbeitsprozess die 
Unterschiede zwischen Unternehmer und Beschäftigten. Auch hier geht es darum, Tarifbindung und 
Bedingungen guter Arbeit zu verankern, etwa durch eine veränderte Vergabepolitik der öffentlichen 
Hand. Nur so können Fachkräfte in ländlichen Räumen und strukturschwachen Regionen gehalten 
werden. Dazu gehören auch existenzsichernde Mindestlöhne. Leiharbeit und Werkverträge passen nicht 
in das Modell einer zukunftsorientierten Regional- und Strukturpolitik. Mit den Gewerkschaften, den 
Kammern und Wirtschaftsverbänden beraten wir kontinuierlich über geeignete Maßnahmen, um das 
Unterlaufen von Arbeitsrecht und Tarifverträgen zu unterbinden, Leiharbeit und Werkverträge 
zurückzudrängen. Und streiten gemeinsam mit den Gewerkschaften dafür, sie umzusetzen. 

Für die Entwicklung der Regionen brauchen wir dringend die Einnahmen aus einer Vermögensteuer, 
deren Aufkommen durch einen solidarischen Länderfinanzausgleich auf alle Bundesländer verteilt wird: 
Wir wollen Reichtum besteuern, damit mehr Geld vor Ort da ist. Nur durch gut bezahlte Arbeit, eine 
sanktionsfreie Mindestsicherung und eine zukunftsfähige Wirtschaft, die mehr als bloß eine verlängerte 
Werkbank ist, lässt sich Armut dauerhaft bekämpfen. 

• Wir wollen eine umfassende Gemeindefinanzreform, in der u.a. die Gewerbesteuer zu einer 
Gemeindewirtschaftsteuer umgewandelt wird. 

• Wir wollen einen Solidarpakt III für strukturschwache Regionen in Ost und West einführen. 

• Im Zuge des sozial-ökologischen Umbaus wollen wir die Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur« als wichtiges Instrument der Wirtschaftsförderung sichern. 

• In Wissenschaft und Forschung muss umfangreicher investiert werden, um Innovationen und die 
Hochschulen besonders in Ostdeutschland zu stärken. 

• Wir setzen uns dafür ein, dass die Stadtumbauprogramme Ost und West zu einem Programm für 
strukturschwache Regionen umgearbeitet werden, ohne die derzeitigen finanziellen Mittel für den Osten 
zu verringern. Städte und Gemeinden müssen in die Lage versetzt werden, die Herausforderungen der 
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demographischen Entwicklung, des energetischen Umbaus, der Konversion und des sozialen 
Zusammenhalts zu bewältigen. 
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XI. Integration heißt soziale Offensive und gleiche Rechte für alle:  
Eine solidarische Einwanderungsgesellschaft 

Ein gutes Zusammenleben ist nicht voraussetzungslos. Eine auf Partizipation und Anerkennung 
basierende Gesellschaft braucht eine soziale Infrastruktur, die nicht privaten Profitinteressen, sondern 
dem öffentlichen Bedarf verpflichtet ist. Und sie braucht gleiche Rechte für alle Menschen, einen 
wirksamen Schutz vor Diskriminierung und die Möglichkeit, sich sozial, kulturell und politisch 
einzubringen. Wir sehen Integration als Aufgabe der gesamten Gesellschaft: Damit sie nicht 
auseinanderdriftet, müssen Strukturen der Beteiligung und des Zusammenhalts geschaffen werden. 
Integration ist keine Bringschuld der Einzelnen. Die Integration einer demokratischen Gesellschaft 
schließt das Recht auf unterschiedliche Lebensentwürfe ein. Eine Integration, die auf einem System von 
bürokratischen und juristischen Schikanen aufbaut und Migrantinnen, Migranten und Geflüchtete 
andauernder Diskriminierung aussetzt, ist keine.  

Die Bundesregierung hat keine Voraussetzungen für eine gute Integration geschaffen und betreibt 
stattdessen weiter eine Politik der Abschottung, des Generalverdachts und der Entrechtung gegenüber 
Einwanderern, Geflüchteten und Menschen nichtdeutscher Herkunft. Mit Stimmungsmache simuliert 
sie Handlungsfähigkeit. Gegen die Krise auf dem Wohnungsmarkt und den Verfall der sozialen 
Infrastruktur bleibt die Regierung untätig. In der Parallelgesellschaft der Reichen und Steuerflüchtlinge 
ist das egal: Auf eine öffentliche Infrastruktur und soziale Rechte ist man hier nicht angewiesen. Wir 
hingegen kämpfen für gleiche Rechte und eine soziale Offensive für alle. Das ist das beste Mittel gegen 
die Brutalisierung der Gesellschaft und eine reaktionäre Antworten auf die Krisen. 

DIE LINKE steht an der Seite aller, die für Bewegungsfreiheit, Grundrechte und soziale Gerechtigkeit für 
alle einstehen. Deutschland ist längst ein Einwanderungsland. Wir wollen die solidarische 
Einwanderungsgesellschaft gestalten. Wir setzen dabei auf ein inklusives »Wir, die hier leben«. Das ist 
vielfach bereits gelebte Praxis in Kommunen, in der Arbeit und der Freizeit, in Gewerkschaften genauso 
wie in Sportvereinen und zivilgesellschaftlichen Initiativen. All jene, die diese Praxis bereits in ihrem 
Alltag leben oder darum kämpfen, werden wir unterstützen. Wie viel Offenheit und Engagement in 
unserer Gesellschaft vorhanden ist, zeigen die Vielen, die in der Flüchtlingssolidarität aktiv sind. DIE 
LINKE steht für offene Grenzen für alle Menschen in einem solidarischen Europa, das sich nicht 
abschottet. Wir streiten für sichere Fluchtwege und eine Gesellschaft, die Menschenrechte verwirklicht 
– statt Mauern zu bauen und Grundrechte der aktuellen Haushalts- und Stimmungslage anzupassen. 

• Im Gegensatz zu allen anderen im Bundestag vertretenen Parteien haben wir jede Einschränkung des 
Asylrechts abgelehnt. Wir wollen das Grundrecht auf Asyl wiederherstellen. Menschenrechte kennen 
keine Obergrenze (vgl. Kapitel XVII »Demokratie, Asylrecht verteidigen«). 

• Auch Menschen, die nicht wegen politischer Verfolgung oder vor Krieg geflüchtet sind, sondern aus 
anderen Motiven einwandern, wollen wir die Möglichkeit geben, in der Bundesrepublik Deutschland zu 
leben. Das geltende restriktive Aufenthaltsgesetz wollen wir abschaffen.  

• Wir stellen uns klar gegen jede Diskriminierung von Geflüchteten und Eingewanderten. Eine 
funktionierende Demokratie braucht gleiche politische und soziale Rechte für alle, die hier leben (vgl. 
Kapitel XVII »Demokratie, gleiche Rechte für Migranten«). 

• Wir wollen endlich die Ursachen der Fluchtbewegungen bekämpfen, in dem wir Waffenexporte 
verbieten, friedliche Konfliktlösung unterstützen und eine gerechtere Weltwirtschaft schaffen (vgl. 
Kapitel XV Nein zum Krieg). 
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• Wir fordern eine Initiative zur Legalisierung von Menschen, die ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung 
in Deutschland leben. Diese sollen eine unbefristete Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis erhalten, um ein 
geregeltes Leben in Würde führen zu können.  

Wir wollen echte Integrationsangebote ausbauen und Bürokratie abbauen: 

• Migrantinnen und Migranten und Geflüchtete müssen frühzeitig Zugang zu Integrations- und 
Sprachkursen erhalten, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus. Dafür müssen Sprachkurse in 
ausreichender Zahl angeboten werden. 

• Lehrkräfte wollen wir entsprechend ihrer Aufgabe und Qualifikation besser bezahlen. Niedrigschwellige 
Angebote, insbesondere für Migrantinnen und geflüchtete Frauen, werden wir ausbauen. Wir werden ein 
flächendeckendes Programm auflegen, um Frauen dabei zu unterstützen, ein selbstbestimmtes Leben 
zu führen.  

• Gute Bildung für alle! Wir werden ein Sofortprogramm auflegen, um zusätzliche Schulsozialarbeiter 
und Lehrkräfte auszubilden und einzustellen, die Deutsch als Zweitsprache unterrichten. Die 
Schulpflicht muss für alle Kinder bundesweit und unabhängig vom Aufenthaltsstatus gelten, gleiches 
gilt für den Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung und Ganztagesplätze. Dabei wollen wir alle 
Bildungsangebote flexibel an längeren Verweildauern ausrichten. Angebote des Erwerbs von 
Qualifikationen für die Berufsausbildung dürfen nicht an Altersgrenzen gebunden sein. Bildungs- und 
Integrationsangebote wollen wir unabhängig vom aufenthaltsrechtlichen Status gewähren. (Vgl. Kapitel 
XIII »Gute Bildung«)  

• Guter und bezahlbarer Wohnraum für alle! Asylsuchende in Not- und Massenunterkünften 
unterzubringen ist unmenschlich, teuer und integrationsfeindlich. Wir wollen einen Neustart des 
sozialen Wohnungsbaus für alle. Leerstehende Wohnungen sollen obligatorisch vermietet werden. 
Unterkünfte wollen wir in den Wohnquartieren statt in abgeschiedenen Randlagen schaffen.  

• Die Zuständigkeit für Migration und Integration muss dem Bundesinnenministerium entzogen 
werden. Wir fordern ein Bundesministerium für Migration und Integration, ähnlich dem Thüringer 
Ministerium für Migration, Justiz und Verbraucherschutz oder der Berliner Senatsverwaltung für 
Integration, Arbeit und Soziales. 

• Gute Ausbildung und Arbeit für alle! Gerade Migrantinnen und Migranten sowie Geflüchtete werden 
am Arbeitsmarkt ausgegrenzt. Wir wenden uns gegen Ausnahmen beim Mindestlohn und wollen 
Asylbewerber und Geflüchtete schnell, aber fair in den Arbeitsmarkt integrieren. Wir lehnen Quoten, 
Kontingente und Punktesysteme ab. Sie dienen lediglich der Verwertungslogik des Kapitals und sind 
Instrumente einer selektiven Einwanderungspolitik. Die Identitätsprüfung bei der Ausbildungsduldung 
wollen wir abschaffen. Geflüchtete sollen bereits nach drei Monaten in Deutschland eine 
Arbeitserlaubnis bekommen. 

• Wir werden den Personalbestand im öffentlichen Dienst im Zuge der sozialen Offensive insgesamt 
deutlich anheben. 

• Wir wollen 300 000 sozialversicherungspflichtige, tariflich abgesicherte und existenzsichernde 
Arbeitsplätze im Bereich öffentlich geförderter Beschäftigung für Langzeiterwerbslose und Geflüchtete 
schaffen. 

• Solidarische Gesundheitsversicherung für alle! Leistungen für Geflüchtete dürfen nicht eingeschränkt 
werden. Besondere Bedarfe aufgrund von Kriegs- und Fluchterlebnissen müssen berücksichtigt werden. 
Die psychotherapeutische Versorgung traumatisierter Flüchtlinge muss gewährleistet sein. 



Programm zur Bundestagswahl 2017 DIE LINKE 

70  

• Selbstorganisation stärken! Zivilgesellschaftliche Gruppen, die sich gegen Rassismus, 
Antisemitismus, Antiziganismus und für mehr Demokratie engagieren, Flüchtlingsräte, migrantische 
Verbände, selbstverwaltete Beratungsangebote und die Selbstorganisation von Flüchtlingen wollen wir 
stärken. 

• Unsere Kommunen unterstützen! Sie schaffen die Bedingungen für eine gelingende Integration. Der 
Bund muss 100 Prozent der Kosten für die Aufnahme, Unterbringung (inklusive der 
Gesundheitsversorgung) und Integration von Geflüchteten sowie deren nachgezogenen 
Familienangehörigen übernehmen. 

• Ombudsstellen für Flüchtlinge einrichten! Zu ihren Aufgaben sollten die unabhängige Aufnahme und 
Bearbeitung von Hinweisen auf Übergriffe, Diskriminierungen und Verletzungen der Menschenwürde 
gehören. 

• Mindeststandards für Unterbringung und Betreuung durchsetzen! DIE LINKE setzt sich dafür ein, 
dass in den Kommunen bauliche und soziale Mindeststandards für die Unterbringung und Betreuung 
Geflüchteter verbindlich festgelegt und eingehalten werden. Der Bund muss sich an den Kosten für 
Bildung und frühkindliche Erziehung von Geflüchteten sowie deren nachziehenden Familienangehörigen 
angemessen beteiligen.  

• Den öffentlichen Nahverkehr ausbauen! Der Bund muss die Regionalisierungsmittel erhöhen und 
Kommunen bei der Ausweitung des öffentlichen Nahverkehrs (ÖPNV) und der Einführung von 
Sozialtickets unterstützen. 

• Wir wollen die Kinder- und Jugendhilfe ausbauen! Die Bundesregierung will wegen der Betreuung von 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen die Standards absenken. Wir wollen die gesamte Kinder- und 
Jugendhilfe stärken. Die EU-Aufnahmerichtlinie werden wir umsetzen, damit die Bedürfnisse von 
besonders schutzbedürftigen Gruppen endlich beachtet werden.  

Sport bringt Menschen zusammen und bietet Raum für gemeinsame Erfahrungen. Deshalb gilt es, die 
90 000 Sportvereine und die vielfältigen Fan-Initiativen bei der Integration zu unterstützen. 

• Der Bund muss sich an der Sanierung der Sportstätten, die als Unterkunft für Geflüchtete genutzt 
wurden, beteiligen.  

• Antirassistische Fan-Initiativen sollten mehr finanzielle Unterstützung erhalten. Trainerinnen und 
Trainer, Betreuerinnen und Betreuer und ehrenamtliche Verantwortliche in Vereinen und Fanprojekten, 
die Integrationsarbeit leisten, müssen stärker als bisher darin unterstützt werden.  
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XII. Für einen linken Feminismus – sozial gerecht, sexuell selbstbestimmt 
und aktiv gegen Gewalt 

Die feministischen Bewegungen und viele mutige Menschen haben in den vergangenen Jahrzehnten so 
manchen Fortschritt erkämpft – auch gegen heftige Widerstände: stereotype Rollenbilder wurden 
aufgeweicht, und es sind mehr Frauen erwerbstätig als noch eine Generation zuvor.  

Doch die Revolution der Geschlechterverhältnisse ist unvollendet. Noch immer sind die Tätigkeiten 
zwischen den Geschlechtern ungerecht verteilt. Noch immer verdienen Frauen im Schnitt 21 Prozent 
weniger als Männer, in vielen Bereichen trotz gleicher Qualifikation und gleicher oder gleichwertiger 
Arbeit. In den Familien übernehmen im Durchschnitt immer noch die Frauen den größeren Teil der 
Haus- und Pflegearbeit. Und Berufe, in denen überproportional viele Frauen arbeiten, sind in der Regel 
die schlechter bezahlten. Die Führungsetagen sind überwiegend von Männern besetzt. Der Kampf 
gegen den alltäglichen Sexismus stößt noch immer auf erbitterten Widerstand von Verteidigern des 
Patriarchats. 

Der Niedriglohnsektor wächst, in dem besonders viele Frauen sich z.B. als Verkäuferinnen, 
Friseurinnen, Masseurinnen oder Gebäudereinigerinnen abrackern und mit dem Geld kaum über die 
Runden kommen. Frauen arbeiten häufiger in unfreiwilliger Teilzeit, insbesondere Alleinerziehende. Das 
führt dazu, dass vor allem Frauen von Altersarmut betroffen sind. Frauen erleben Sexismus zu Hause, 
am Arbeitsplatz und in der Öffentlichkeit – bis hin zu sexueller Belästigung oder Gewalt. Migrantinnen 
werden durch Rassismus doppelt diskriminiert und in der Folge besonders stigmatisiert und 
ausgebeutet.  

Von rechts wird die heteronormative Kleinfamilie – Vater, Mutter, Kind – als vermeintlich sicherer Hafen 
in unsicheren Zeiten verkauft. Die rechtspopulistische Bewegung macht Stimmung gegen Menschen 
und deren Forderungen nach Gleichstellung, die nicht in ihr reaktionäres Weltbild passen. Und sie 
instrumentalisiert feministische Kritik für ihre rassistischen Parolen. Wichtige emanzipatorische Erfolge 
und Forderungen werden ins Gegenteil verkehrt und sollen wieder dem Weltbild des 19. Jahrhunderts 
angepasst werden. Diesem Kulturkampf von rechts stellt DIE LINKE einen solidarischen und freiheitlich-
emanzipatorischen Entwurf einer Gesellschaft entgegen, in der alle selbstbestimmt leben können. Wir 
kämpfen für eine Gesellschaft, in der Menschen sich frei von Existenzangst und Diskriminierung 
entfalten können. Wir streiten für die Gleichwertigkeit aller Lebensentwürfe, sexuellen Orientierungen 
und geschlechtlichen und ethnischen Identitäten. 

Wir wollen die Gleichstellung von Frauen und Männern. Doch Gleichstellung ist nur ein Etappenziel. Es 
geht nicht darum, dass Frauen das gleiche Recht bekommen sollen, sich im Hamsterrad bis zur 
Erschöpfung abzustrampeln, ihre Arbeit unter Zeitstress zu erledigen und schlecht bezahlt zu werden – 
so wie viele Männer auch. Es geht nicht nur um die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, damit 
Frauen Kinder und Karriere noch schneller jonglieren können. Wir brauchen neue Arbeitszeitmodelle – 
und zwar für alle! Wir streiten deshalb für eine revolutionäre Veränderung der Gesellschaft, in der alle 
Tätigkeiten und Bedürfnisse zu ihrem Recht kommen, und nicht die Erwerbsarbeit allein den Takt 
vorgibt. Eine solche Gesellschaft muss verschiedene Lebensentwürfe absichern und Selbstbestimmung 
in Solidarität fördern, statt Ich-AGs in Konkurrenz. 

Geschlechtergerechtigkeit heißt Emanzipation für die ganze Gesellschaft. Es geht um soziale 
Gerechtigkeit und Solidarität statt individuellem Durchschlagen gegen Männerdominanz und 
Konkurrenz. Das ist linker Feminismus. 
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Zeit für eine radikale Umverteilung von Erwerbsarbeit und Sorge-Arbeit 

Dass wir die notwendigen Güter mit weniger Arbeit herstellen, könnte ein Glück sein: Wenn die Arbeit 
gerecht verteilt wird. Stattdessen müssen die einen Überstunden machen, während andere gar keine 
Arbeit finden. Um selbstbestimmt zu leben, müssen wir über die Zeit anders verfügen können. Vier 
Bestandteile gehören zusammen: Zeit für Erwerbsarbeit, für Familie und Freundinnen und Freunde, für 
gesellschaftliches Engagement, Bildung und Kultur sowie ausreichend Erholung und Zeit für sich selbst. 
Wir wollen 

• eine Arbeitszeitverkürzung, die um 30 Wochenstunden oder einen Sechs-Stunden-Tag kreist, bei vollem 
Lohn- und notwendigem Personalausgleich. In diesem neuen Normalarbeitsverhältnis werden die 
individuellen Bedürfnisse in der Arbeitszeit stärker berücksichtigt.  

• ein individuelles Recht auf Teilzeit sowie das Rückkehrrecht auf die vorherige Arbeitszeit, die Einführung 
von Auszeiten-Regelungen und die stärkere Kontrolle von Überstunden und Arbeitszeitgesetzen durch 
Betriebsräte, Personalräte und Mitarbeitervertretungen. 

• die Stärkung sozialer Dienstleistungen und der öffentlichen Daseinsvorsorge, hin zu einer 
bedarfsgerechten Versorgung, durch bessere Finanzierung und mehr Personal. 

• Alle Menschen sollen gleichermaßen freie Zeit genießen können und Zugang zu unterschiedlichen 
Freizeit- und Kulturangeboten haben. Doch nicht nur die Zeit, auch Arbeit und Löhne sind ungerecht 
verteilt zwischen Frauen und Männern. Deshalb fordern wir: 

• Gleichen Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit! Dafür brauchen wir ein verbindliches 
Entgeltgleichheitsgesetz samt Verbandsklagerecht, damit Frauen nicht mehr allein vor Gericht ziehen 
müssen. 

• Die gerechte Verteilung von Erwerbsarbeit, unbezahlter Hausarbeit, Kindererziehung und Betreuung 
sowie von Pflege innerhalb der Gesellschaft und zwischen den Geschlechtern. Das heißt auch, eine 
Umverteilung der gut bezahlten Erwerbsarbeit hin zu Frauen. Wir wissen: Mehr Männer wollen und 
würden sich mehr an der Familienarbeit beteiligen, wenn die ökonomischen Verhältnisse es zuließen. 
Dass sie das genauso gut können wie Frauen, beweisen täglich viele Männer, die erziehen und pflegen.  

• Ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft, das nicht nur die 101 Dax-notierten Unternehmen 
und nicht nur die Aufsichtsräte betrifft. 

• Weg mit der unverbindlichen Flexi-Quote! Wir brauchen eine verbindliche Frauenquote von 50 Prozent 
für alle Aufsichtsräte sowie für die Vorstände aller Unternehmen. 

Noch immer leisten Frauen den Löwinnen-Anteil der sogenannten Sorge-Arbeit. Dabei steht die Sorge 
um sich und andere im Zentrum einer solidarischen Gesellschaft. Wer sich professionell um andere 
sorgt, seien es Kinder, Alte oder Kranke, verdient ein hohes Maß gesellschaftlicher Anerkennung – nicht 
nur, aber auch finanziell. Viele werden zwischen Sorgeverpflichtung und eigener Erwerbsarbeit 
zerrieben, häufig bleibt Hartz IV als einziger Ausweg. Meist trifft es Frauen. Zudem sind immer mehr 
Frauen erwerbstätig, nicht selten sind sie Familienernährerinnen. Familien leben räumlich oft nicht 
mehr nah beieinander. Öffentliche Angebote fehlen, professionelle Rund-um-die-Uhr-Pflege können sich 
nur wenige leisten. 

Wir brauchen ein revolutionäres Umdenken, wie Sorge- und Pflegearbeit (= Care) verteilt und anerkannt 
wird. Deshalb fordern wir im Sinne einer »Care Revolution«: 

• Eine solidarische Pflegevollversicherung (vgl. Kapitel IV »Solidarische Gesundheitsversorgung«). 

• Einen Rechtsanspruch für Beschäftigte auf regulär und durch den Arbeitgeber bezahlte Freistellung von 
bis zu sechs Wochen für die akut notwendige Pflegeversorgung. Menschen übernehmen heute in sehr 
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unterschiedlichen Lebensmodellen Verantwortung füreinander. Der Rechtsanspruch auf Pflegezeit 
muss daher auch für Angehörige ohne verwandtschaftliche Beziehung gelten. 

• Die volle Anrechnung von Kindererziehung und eine bessere Anrechnung von Pflegezeiten bei der 
Rentenberechnung. So wirken wir Altersarmut entgegen, von der vor allem Frauen betroffen sind. 

• Eine Neubewertung aller gesellschaftlich erforderlichen Tätigkeiten und eine neue Verteilung aller 
bezahlten und unbezahlten Arbeit zwischen Männern und Frauen. Nur so kann Sorge-Arbeit langfristig 
aufgewertet werden. 
 
Die Erkämpfung des Frauenwahlrechts war ein Meilenstein auf dem Weg der Gleichberechtigung. Dass 
die tatsächliche Geschlechtergleichstellung immer noch in weiter Ferne ist, liegt auch an der 
mangelnden Vertretung von Frauen bei den Wahlämtern.  

• Wir fordern ein Parité-Gesetz, das – wie in verschiedenen Ländern bereits üblich – die Parteien 
verpflichtet, ihre Wahllisten und Wahlkreise geschlechterparitätisch aufzustellen. 

Ohne Angst verschieden sein können 

Vielfalt ist für uns kein Lippenbekenntnis, sondern eine Selbstverständlichkeit, ein Zeichen von 
Lebensqualität und Humanismus. Dafür müssen wir gegen Diskriminierung vorgehen. Wir stehen an der 
Seite derjenigen, die von prekärer Arbeit und Niedriglohn, ungleichen Bildungschancen, Rassismus, 
Sexismus, Behindertenfeindlichkeit und Altersdiskriminierung, Homo- und Transfeindlichkeit betroffen 
sind. Von Diskriminierung betroffene Menschen müssen aber nicht nur geschützt werden. Zugleich ist 
notwendig, ihre (Selbst-)Organisationen finanziell und politisch zu stärken. 

Wir wollen, dass die vielfältigen Lebensweisen rechtlich gleichgestellt werden und setzen uns für ihre 
gesellschaftliche Akzeptanz ein. Dazu gehört, die Ungleichbehandlung von eingetragenen 
Lebenspartnerschaften zu überwinden. Bisher sind Ehe und Lebenspartnerschaft in den Pflichten 
gleichgestellt (z.B. gegenseitige Unterhaltspflichten). Doch gleiche Rechte, wie z.B. ein gemeinsames 
Adoptionsrecht, haben sie nicht. 

Die Anerkennung aller Familienformen und Lebensentwürfe ist für uns leitendes Prinzip. Überkommene 
Privilegien der Ehe sollen überwunden werden. Deswegen sollen der besondere Schutz und die 
Förderung durch Staat und Gesellschaft in Zukunft nicht Ehepaaren, sondern denjenigen zu Gute 
kommen, die mit Kindern oder Pflegebedürftigen leben und Kompensation für daraus erwachsende 
Nachteile benötigen. 

• Die staatliche Subventionierung eines überholten Alleinernährer- oder Zuverdienerinnen-Modells wollen 
wir beenden. Stattdessen sollen die tatsächlichen Betreuungs- und Pflegeleistungen sowie das 
Zusammenleben mit Kindern gefördert und im Rentenrecht ausgeglichen werden. Das 
Ehegattensplitting wird durch familienfreundliche Steuermodelle ersetzt. Dabei muss das nicht 
ausgeschöpfte steuerliche Existenzminimum zwischen den Eheleuten bzw. Lebenspartnerinnen und 
Lebenspartnern frei übertragbar sein.  

• Wir wollen als ersten Schritt die Öffnung der Ehe und das Adoptionsrecht für alle. Die Ehe soll 
perspektivisch durch ein System der Wahlverwandtschaften ergänzt werden (vgl. Kapitel XIII »Queer«). 

• Reproduktionsmedizin muss auch nicht-verheirateten, lesbischen und Single-Frauen durch 
Kostenübernahme der Krankenkasse zur Verfügung stehen.  

• Kinder brauchen Erwachsene, die sich liebevoll und verbindlich um sie kümmern. Eltern und 
Sorgeberechtigte sind nicht unbedingt dieselben Personen. Wir setzen uns dafür ein, dass auch (bis zu) 
vier Personen Eltern für ein Kind sein können, also in Co-Elternschaft das gemeinsame Sorgerecht 
innehaben. Neben den Pflichten betrifft das auch Rechte wie Kinderfreibeträge und Rentenansprüche. 
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Diese vertraglich zu regelnde Verbindlichkeit betrifft umgekehrt auch Rechte des Kindes gegenüber 
allen Elternteilen, wie Unterhaltsanspruch und Erbe. 

• Jede Diskriminierung von lesbischen, schwulen, bisexuellen, transsexuellen, transgender, 
intersexuellen, queeren und asexuellen Menschen (LSBTTIQA) muss aufhören. Das gilt auch für Kirchen 
und Religionsgemeinschaften als Arbeitgeber. Ebenso müssen Geschiedene, von ihren Partner*innen 
getrennt oder unverheiratet in Beziehungen Lebende vor Diskriminierung und Kündigung durch Kirchen 
und Religionsgemeinschaften aufgrund Ihres Beziehungsstatus’ geschützt werden.  

• Die Unrechtsurteile der nach § 175 StGB in der BRD und DDR verfolgten Homosexuellen und Menschen 
mit Trans*hintergund müssen aufgehoben werden! Die Betroffenen müssen vollständig rehabilitiert und 
entschädigt werden. 

Frauen müssen Zugang zu gesellschaftlichen Positionen haben, ohne dass ihnen Lebensformen 
aufgedrängt werden. Sowohl das Verbot von Kopftüchern wie der Zwang dazu wären eine 
Einschränkung der Entfaltungsmöglichkeiten von Frauen. Es gilt, Frauen in ihrer persönlichen 
Entscheidung, wie sie sich kleiden, nicht zu bevormunden und keinen Druck auf sie auszuüben – weder 
in die eine noch die andere Richtung. 

• Wir wollen mehr und ausfinanzierte Hilfs- und Beratungsangebote für unter Druck gesetzte Frauen 
schaffen, kostenlos und in ihrer Sprache. Das Personal dafür benötigt gute Arbeitsbedingungen.  

Rechte von Frauen stärken  

Wir setzen uns ein für das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung und Selbstbestimmung über den 
eigenen Körper und treten jeglichem Sexismus energisch entgegen.  

• In diesem Sinne sind wir für die Streichung der Paragraphen 218 und 219 aus dem Strafgesetzbuch, die 
Schwangerschaftsabbruch weiterhin als Straftatbestand aufführen und nur unter der Bedingung einer 
Zwangsberatung in den ersten drei Monaten straffrei lässt. Wir wollen stattdessen eine gesetzliche 
Regelung, die das Recht auf und den Zugang zu sicheren Schwangerschaftsabbrüchen wohnortnah und 
barrierefrei garantiert. Wir wollen eine dichte Beratungsstellenlandschaft, damit Frauen im Falle 
gewollter und ungewollter Schwangerschaften professionelle Unterstützung erfahren. 
Plankrankenhäuser müssen verpflichtet werden, Schwangerschaftsabbrüche durchzuführen.  

• Verhütung ist Teil der Selbstbestimmung aller Menschen. DIE LINKE fordert deshalb, sämtliche 
Verhütungsmethoden in den Leistungskatalog der Krankenkassen aufzunehmen. Ihre Kosten sind 
vollständig durch die Krankenkassen zu tragen. Auch Frauenhygieneprodukte müssen von öffentlichen 
Gesundheitsstellen kostenfrei zur Verfügung gestellt werden. Als Zwischenschritt sollen sie zumindest 
mit dem ermäßigten Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent belegt werden, anstatt weiter als 
»Luxusprodukte« mit einem Mehrwertsteuersatz von 19 Prozent zu gelten.  
 
Gesellschaftliche Machtverhältnisse schlagen sich auch in der Prostitution nieder. In der LINKEN 
werden unterschiedliche  Wege diskutiert, mit Prostitution politisch umzugehen. Einigkeit besteht darin: 
Die in der Prostitution Tätigen müssen geschützt und gestärkt werden. Sie dürfen nicht zu Objekten 
gemacht werden.  

Schutz vor Gewalt  

Jeder Mensch ist – unabhängig von Geschlecht, sexueller Orientierung und Lebensentwurf - effektiv vor 
Gewalt zu schützen. Dies muss als bundespolitische Pflichtaufgabe anerkannt und rechtlich verbindlich 
verankert werden. Sicherer, schneller und bedarfsgerechter Schutz und qualifizierte Hilfe, zum Beispiel 
in Frauenhäusern und anderen Schutzräumen sowie Beratungsstellen, müssen den Betroffenen 
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zugänglich sein – unabhängig von körperlichen Beeinträchtigungen, ihrem Aufenthaltsstatus oder ihrer 
Lebenssituation. Das muss einheitlich im Bund finanziert werden. 

• Wir wollen ein Gesetz, das den Rechtsanspruch auf sofortigen Schutz und umfassende Hilfe für 
von Gewalt betroffene Frauen und deren Kinder regelt –  ohne Nachweispflichten, die die Frauen 
zusätzlich belasten oder ihre Sicherheit gefährden.  

• Schutz- und Hilfseinrichtungen sollen einzelfallunabhängig, pauschal und verlässlich finanziert sowie 
barrierefrei werden. Die Finanzierung über Tagessätze muss beendet werden. Die Finanzierung der 
Frauenhäuser ist Bestandteil einer Schutzpflicht und darf nicht länger eine freiwillige Leistung bleiben. 
Hier muss auch der Bund endlich in die Verantwortung genommen werden und die Kommunen 
entsprechend finanziell ausstatten.  

• Staatliche Behörden wie Polizei, Gerichte und Ämter sowie die Notaufnahmen von Krankenhäusern 
müssen für das Thema Gewalt gegen Frauen noch stärker und intensiver durch kontinuierliche 
Fortbildungen sensibilisiert werden. Besondere Aufmerksamkeit gilt dem Umgangs- und Sorgerecht, 
wenn Kinder als Zeugen oder selbst von Gewalt betroffen sind. 

• Alle Formen von Gewalt und Gewaltverherrlichungen gegen Frauen, Kinder und LSBTTIQ*-Menschen – 
in den unterschiedlichsten Medien – müssen konsequent geahndet werden.  

• Wir wollen Zwangsprostitution als Ausbeutung bekämpfen, ohne die zur Prostitution gezwungenen 
Menschen zu bekämpfen. DIE LINKE will Opfer von Menschenhandel besser schützen. Solange die 
Betroffenen keinen sicheren und eigenständigen Aufenthaltsstatus erhalten, sind die Täter durch die 
Angst der Opfer geschützt. Aufenthaltstitel, Schutz und Entschädigung müssen unabhängig von der 
Bereitschaft der Opfer, als Zeugin oder Zeuge in einem Strafverfahren auszusagen, gewährt werden. Für 
die Betroffenen fordern wir Therapiemittel, medizinische sowie psychologische Betreuung, 
Rechtsbeistand und Rechtshilfe, Zugang zu sozialen Leistungen und Bildungsangebote. 

• Zur Durchsetzung des Verbots der weiblichen Genitalverstümmelung müssen geeignete Maßnahmen 
entwickelt werden. Zum Schutz der betroffenen Mädchen und Frauen werden Beratungsmöglichkeiten 
und Schutzräume geschaffen. 

• Eine besondere Rolle spielt Gewalt gegen Frauen in Kriegs- und Krisengebieten. Wenngleich das 
Zuwanderungsgesetz in Deutschland die geschlechtsspezifische Verfolgung als Asylgrund anerkennt, 
haben in der Praxis viele betroffene Frauen keine Chance auf Asyl. Insbesondere das vom Ehemann 
bisher abhängige Aufenthaltsrecht muss aufgehoben und in ein eigenständiges Aufenthaltsrecht 
umgewandelt werden. Auch der Schutz in Flüchtlingsunterkünften weist noch erhebliche Defizite auf. 
Damit wird auch die aufnehmende Gesellschaft mitverantwortlich für die Gewalt, die vielen Frauen 
widerfährt. 

• Wir wollen eine bedürfnisorientierte Unterbringung und ausreichend Schutzräume für geflüchtete 
Frauen und ihre Kinder sowie für Lesben, Schwule und Trans-Menschen. 

• Das Personal in den Unterkünften muss entsprechend sorgsam geschult werden. 
 
Weltweit kämpfen Frauen nach wie vor um die völlige Gleichstellung. Aber immer noch arbeiten 
vorwiegend Frauen in Teilzeit, der Gender Pay Gap liegt bei über 20 Prozent. Altersarmut ist weiblich. 
Alleinerziehende, die das höchste Armutsrisiko tragen, sind fast immer Frauen. Trotzdem werden 
Frauenrechte seit einiger Zeit wieder in Frage gestellt. Es gilt, sie weiter zu verteidigen und sich nicht 
zufrieden zurückzulehnen. Bessere Löhne und Gehälter, sichere Arbeitsplätze, Einbeziehung der Haus- 
und Pflegearbeit in Gehaltsverhandlungen, der Kampf um weitere Verkürzungen der Arbeitszeiten. Um 
diesen Kämpfen eine besondere Würdigung zu verleihen, aber auch unseren Vorkämpferinnen und 
Vorkämpfern zu gedenken, wollen wir den 8. März als gesetzlichen Feiertag! 
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XIII. Queer – Gleichberechtigung für alle Lebensweisen! 

DIE LINKE setzt sich für die Gleichberechtigung aller Lebensweisen ein. Sexuelle und geschlechtliche 
Vielfalt ist gesellschaftliche Realität. Wir fordern, die gesetzliche Realität der gesellschaftlichen Realität 
anzupassen und wenden uns gegen jegliche Diskriminierung, sei es privat, in der Schule oder am 
Arbeitsplatz. Wir unterstützen alle Schritte, die dabei helfen, mit der staatlichen und gesellschaftlichen 
Heteronormativität, Cisnormativität und der Zweigeschlechtlichkeit als Norm zu brechen. Neben dem 
Recht auf Selbstbestimmung von Menschen mit Trans*- oder Inter*hintergrund im 
Personenstandsrecht ohne das entwürdigende Begutachtungswesen streben wir auch eine Änderung 
der gesetzlichen Bestimmungen im Ehe- und Adoptionsrecht ein.  

Es darf keine Ungleichbehandlung der eingetragenen Lebenspartnerschaft gegenüber der Ehe mehr 
geben. Wir fordern die Öffnung der Ehe, um rechtliche Gleichstellung für alle zu ermöglichen. 
Gleichzeitig fordern wir, dass die Privilegien der Ehe zurückgenommen werden. Das Ehegattensplitting, 
begünstigt eine klassische Hausfrauenehe oder Zuverdienst-Ehe, besonders von Gutverdienenden. Wir 
wollen es durch Steuermodelle ersetzen, die der Vielfalt der Lebensweisen mit Kindern gerecht werden 
und niemanden benachteiligen: nicht Alleinerziehende und Regenbogenfamilien oder allgemein 
Menschen, die nicht-heteronormativ oder in einer Ehe leben. (vgl. Kapitel IX »Linker Feminismus«) 

Gleichberechtigung aller Lebensweisen voranbringen! 

Die Gleichberechtigung der Lebensweisen ist mit einer Gleichbehandlung von Ehe und 
Lebenspartnerschaft noch nicht erreicht. Sie ist durch ein System der Wahlverwandtschaften zu 
ergänzen. Hierbei sollen nicht nur monogame Zweierbeziehungen Verantwortung füreinander 
übernehmen dürfen, sondern jegliche Gemeinschaft, die sich einander verbunden fühlt. Dies kann eine 
mehr als zwei Personen umfassende Beziehung meinen. Diesen Menschen ist ein umfangreiches 
Besuchsrecht im Krankheitsfall, Adoptionsrecht und Aussageverweigerungsrecht einzuräumen. 
Gleichzeitig werden besondere Zuwendungen fällig, wenn ein Angehöriger (nach dem 
Wahlverwandtschaftsrecht) gepflegt werden muss oder sich Kinder in einer Wahlverwandtschaft 
befinden. Lebensweisen in allen Formen verdienen Akzeptanz und gesellschaftliche Gleichstellung. 

Gewaltprävention und Hilfe für Gewaltopfer 

Noch immer sind queere Menschen überproportional von Übergriffen und Gewalttaten betroffen. Dies 
betrifft sowohl das private bzw. familiäre Umfeld als auch den öffentlichen Raum. Homo- und 
transfeindliche Übergriffe nehmen seit dem Aufschwung von Rechtspopulisten und anderen radikalen 
Gruppen sogar zu. Hier kommt dem Staat eine Schutzrolle zu. DIE LINKE setzt sich für die umfassende 
Unterstützung–von Präventionsprojekten und Organisationen ein, die sich mit der Hilfe für Gewaltopfer 
beschäftigen. Die Strafverfolgung von queerfeindlicher Gewalt muss dementsprechend geahndet und 
stärker verfolgt werden als bisher.  

Inter- und Transsexualität 

Die Ordnung der Zweigeschlechtlichkeit – die Anforderung der Gesellschaft, sich unzweifelhaft als Frau 
oder Mann zu definieren – grenzt aus. Eine geschlechtergerechte Politik muss darauf hinwirken das 
Frauen, Männer, Menschen mit Trans*hintergrund und Menschen mit Inter*hintergrund gleich zu 
behandeln und rechtlich gleichzustellen sind, ohne dass ein Geschlecht oder eine Lebensweise als 
Norm gesetzt wird. Geschlechtergerechtigkeit muss schon im Kindesalter gefördert und dabei Raum für 
persönliche Entfaltung und geschlechtliche Vielfalt gesichert werden. 

Wir unterstützen Menschen mit Trans*hintergrund in ihrem Kampf für das Recht auf Selbstbestimmung 
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und Selbstverwirklichung. Menschen mit Trans*hintergrund sollen bei ihren eigenen Veränderungen 
unterstützt werden. Die Eingriffe sollen abgesichert und nicht mehr als Krankheit angesehen werden: 
Die derzeitige Klassifikation als »psychische Erkrankung« stammt noch aus dem 19 Jahrhundert. Die 
entsprechenden Sexualforscher diagnostizierten Neurosen bei Menschen mit Trans*hintergrund und 
stuften sie Menschen als entartet ein. Menschen mit Inter*hintergrund sind gezwungen, ihren 
Hintergrund verschleiern, damit sie über das Transsexuellengesetz Operationen und Maßnahmen 
bewilligt und bezahlt bekommen. 

• Begutachtungspflicht, Therapiezwang und das gerichtliche Verfahren müssen abgeschafft werden, 
wenn es darum geht, Vornamen und Personenstand zu ändern. Stattdessen muss dieses Verfahren in 
einen Verwaltungsakt überführt und auf Antrag ohne Vorbedingung diskriminierungsfrei geregelt 
werden. 

• Medizinisch nicht notwendige Operationen an Menschen zum Zwecke der Geschlechtsangleichung 
dürfen nur durchgeführt werden, wenn diese selbst einwilligungsfähig sind und ihre Zustimmung selbst 
gegeben haben. 

• Das Transsexuellengesetz muss als Sondergesetz aufgehoben und in bestehendes Recht integriert 
werden. Im Sinne einer bedürfnisorientierten und präventiven Gesundheitsversorgung brauchen 
Menschen mit Trans*hintergrund und Inter*hintergrund (auch Geflüchtete) Zugang zu allen spezifischen 
medizinischen, therapeutischen und beratenden Leistungen (und die damit verbundenen Medikamente) 
und eine unbürokratische Kostenübernahme durch die Krankenkassen. Alle benötigten Leistungen 
müssen im Katalog der Kostenträger enthalten sein. Wir setzen uns für den flächendeckenden Ausbau 
von Beratungsangeboten in Zusammenarbeit mit Trans*Initiativen ein. 

• Wir fordern Beratungs- und Aufklärungszentren für Betroffene und deren Angehörige sowie einen 
Entschädigungsfond für Menschen mit Inter*hintergrund, denen durch geschlechtsangleichende 
Operationen erhebliches Leid widerfahren ist. 

• Wir fordern Reproduktionsmöglichkeiten für Trans*menschen. Sie müssen in den Leistungskatalog der 
Krankenkassen aufgenommen werden. Wenn das Recht auf Reproduktion nicht willentlich abgetreten 
wurde, kann Anspruch auf eine Entschädigung erhoben werden. 

• Wir wollen den Schutz vor Diskriminierungen aufgrund der körperlichen Variation, sexuellen Identität 
und Lebensweise in Artikel 3 des Grundgesetzes und in das Antidiskriminierungsgesetz aufnehmen. Um 
dieses erweiterte Grundrecht zu garantieren, braucht es Antidiskriminierungsstellen, ein echtes 
Klagerecht für Verbände im Allgemeinen Gleichstellungsgesetz sowie dessen EU-rechtskonforme 
Ausgestaltung. 

• Die Unrechtsurteile gegen und Verfolgung im Nationalsozialismus von Menschen mit Transhintergrund 
und Interhintergrund müssen aufgearbeitet werden! Die Betroffenen müssen vollständig rehabilitiert 
und gewürdigt, wertgeschätzt und entschädigt werden. 

Wir wollen mit Angeboten und Maßnahmen einen Wandel im gesellschaftlichen Bewusstsein anstoßen. 
In den Lehrplänen der Bildungseinrichtungen muss sich die real existierende Vielfalt an 
Lebensentwürfen und Identitäten ganzheitlich abbilden, statt Klischees und alte Rollenmuster zu 
bedienen. 

Dialog der queeren Community mit allen gesellschaftlichen Gruppen stärken 

DIE LINKE setzt sich für die Förderung des Dialogs mit dem Ziele der Verständigung und der 
Bekämpfung von Vorurteilen ein. Dies betrifft auch den Diskurs mit christlichen Kirchen, jüdischen 
Gemeinden und nicht-jüdisch-christlichen Glaubensgemeinschaften. Insbesondere von einem Dialog 
mit den vielfältigen muslimischen Gemeinschaften erhoffen wir uns emanzipatorische Fortschritte auf 
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beiden Seiten sowie ein konfliktärmeres Zusammenleben.  

Dieser Dialog ist auch deshalb dringend, weil u.a. rechte Gruppen und Parteien Kapital daraus schlagen 
wollen, dass sie die queere und die muslimische Community gegeneinander aufhetzen und spalten 
wollen. Für DIE LINKE ist die Bekämpfung von Rechtsradikalismus, antimuslimischem Rassismus und 
anderen Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit ebenso wichtig wie die von queerfeindlichen 
Übergriffen. 
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XIV. Menschen und Natur vor Profite – für eine soziale, ökologische und 

demokratische Wirtschaft der Zukunft 

Statt Wirtschaftspolitik an sozialen und ökologischen Zielen auszurichten, setzt die Bundesregierung 
auf mehr Wettbewerbsfähigkeit und mehr Standortwettbewerb im Interesse der Konzerne. Sie macht 
damit Druck auf Löhne und Umweltstandards. Die Bundesregierung treibt gegen hunderttausendfachen 
Protest die Freihandelsabkommen TTIP und CETA voran. Sie stellt das ökonomisch unsinnige Ziel der 
»Schwarzen Null« über dringend notwendige Investitionen und blockiert so eine sozial gerechte und 
ökologisch zukunftsfähige Entwicklung. Während in die Förderung der Exportindustrie Milliarden 
fließen, verkommt die öffentliche Infrastruktur. Für die Versorgung der Menschen wichtige Bereiche wie 
der Wohnungsbau und die sozialen Dienstleistungen in der Gesundheitsversorgung, Pflege und Bildung 
werden vernachlässigt, unterfinanziert und privatisiert (vgl. Kapitel VI »In die Zukunft investieren«). 

Die dringende Klima- und Energiewende wird ebenso blockiert wie eine Regulierung der Banken und 
Finanzmärkte, weil die Bundesregierung keinen Konflikt mit den wirtschaftlich Mächtigen eingehen will. 
Profitorientierte Konzerne fragen nicht nach dem gesellschaftlichen Nutzen oder ökologischem 
Schaden. Der Druck der Finanzmärkte und der globale Standortwettbewerb führen dazu, dass selbst im 
Aufschwung zu wenig investiert wird. Die Spaltung zwischen reichen und wirtschaftlich abgehängten 
Regionen wächst. Der Markt kann Investitionen nicht gesellschaftlich sinnvoll lenken. 

Die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung stärkt vor allem die Exportkonzerne. Die einseitige 
Orientierung führt nicht nur zu massiven wirtschaftlichen Ungleichgewichten u.a. zwischen den EU-
Ländern und trägt so zu Krisen bei. Sie führt auch dazu, dass die Erwerbstätigen hierzulande trotz 
harter Arbeit und hoher Produktivität unter den Möglichkeiten eines reichen Landes leben müssen. 
Prekäre Arbeit und Massenerwerbslosigkeit sind trotz positiver Wirtschaftsentwicklung verfestigt. Die 
wachsende Polarisierung in Arm und Reich ist nicht nur sozial ungerecht, sondern auch wirtschaftlich 
destruktiv. 

DIE LINKE tritt für einen grundlegenden Richtungswechsel in der Wirtschafts- und Finanzpolitik ein. Wir 
kämpfen dafür, dass in der Wirtschaft gilt: Menschen und Natur vor Profite. Nur wenn die Macht von 
profitorientierten Großkonzernen gebrochen und Entscheidungen über Investitionen in 
Schlüsselbereichen der Wirtschaft demokratisch getroffen werden, können der notwendige ökologische 
Umbau der Wirtschaftsstruktur und die Digitalisierung auch sozial gerecht und am Gemeinwohl 
orientiert gestaltet werden. Unsere Wirtschaftspolitik besteht u.a. aus folgenden Elementen: 

• Löhne und Gehälter müssen steigen, insbesondere die unteren und mittleren Einkommen. Das 
bewirken wir einerseits durch die Anhebung des gesetzlichen Mindestlohnes auf zwölf Euro. 
Andererseits beseitigen wir die Lohnbremsen in der Arbeitsmarktpolitik: Leiharbeit, Werkverträge, Hartz 
IV und Sanktionen, sinkende Tarifbindung usw. So erhöhen wird die Kaufkraft und stärken den 
Binnenmarkt (Vgl. Kapitel I »Gute Arbeit«). 

• Gute Arbeit schaffen. Zur Bekämpfung der Massenerwerbslosigkeit, die etwa doppelt so hoch ist wie 
die offiziellen Erwerbslosigkeitszahlen, setzt DIE LINKE auf die Stärkung der Binnenwirtschaft, der 
Kaufkraft der Beschäftigten und auf öffentliche Investitionen. Darüber kann durch eine Umverteilung 
und Verkürzung der Arbeit das Versprechen der Digitalisierung, selbstbestimmter zu arbeiten und zu 
leben, für alle Wirklichkeit werden (vgl. Kapitel I »Gute Arbeit «).  

Wir wollen neue Perspektiven für Menschen, die derzeit keiner regulären Beschäftigung nachgehen 
können. Dafür schaffen wir einen öffentlich geförderten Beschäftigungssektor mit zusätzlichen, 
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existenzsichernden und tariflich abgesicherten Arbeitsplätzen. Sie müssen sich an den regionalen 
Gegebenheiten und den Bedürfnissen der Erwerbslosen ausrichten (vgl. Kapitel III »Soziale Sicherheit 
statt Hartz IV«).  

• Wir investieren in die öffentliche Daseinsvorsorge und öffentliche Infrastruktur. Mit einem 120-
Milliarden-Euro-Investitionsprogramm sollen die öffentlichen und privaten Investitionen angehoben und 
gleichzeitig mehr tarifliche und sozial regulierte Arbeitsplätze geschaffen werden. Es wird finanziert aus 
einer gerechten Steuerreform. Gleichzeitig kann damit auch die regionale Wirtschaft gefördert werden, 
wie das Handwerk oder regionale Dienstleistungsbetriebe (vgl. VI »Kapitel In die Zukunft investieren«). 

• Der dringend notwendige sozial-ökologische Umbau der Wirtschaft betrifft die gesamte Art und 
Weise, wie und was wir produzieren und wie der gesellschaftliche Reichtum verteilt und verwendet 
wird. An die Stelle blinden Wachstums müssen gezielte, am Gemeinwohl und dem Bedarf der 
Bevölkerung orientierte Investitionen in den sozialen und ökologischen Umbau von Produktion und 
Dienstleistungen treten. Diese müssen dazu beitragen, den Verbrauch natürlicher Ressourcen und den 
Energieverbrauch zu reduzieren. Das will DIE LINKE auf den Weg bringen durch eine Demokratisierung 
der Wirtschaft, eine andere Steuerpolitik und eine grundlegende Reform der staatlichen 
Wirtschaftsförderung. Umweltschädliche Subventionen wollen wir beenden. 

• Den Finanzsektor wollen wir regulieren und Finanzspekulation eindämmen: wir lassen die Luft 
aus den Spekulationsblasen. So werden den internationalen Finanzmärkten Gelder entzogen und für 
dringend notwendige Investitionen zur Verfügung gestellt. 

Unsere Alternative zu gefährlichen Freihandelsabkommen, Wachstum um jeden Preis und Zerstörung 
der Umwelt ist ein Zukunftsprogramm für den sozialen und ökologischen Umbau der Wirtschaft. 

Finanzmärkte schrumpfen – und die Macht der Banken brechen 

Die Ursachen der Finanz- und Weltwirtschaftskrise sind nicht überwunden – weil die Regierungen nicht 
den Mut hatten, sich mit den Großbanken, Hedgefonds und den Multi-Milliardären anzulegen. Wenn die 
Spekulation schneller wächst als die wirtschaftliche Produktion sind immer neue Krisen die Folge. Ein 
wirklicher Bruch mit dem Kapitalismus ist notwendig – sonst werden der Sozialstaat und die 
Demokratie in Europa weiter ausgehöhlt werden. Wir wollen die Gesellschaft und die Demokratie aus 
dem Würgegriff der Finanzkonzerne befreien: 

• Auf den Finanzmärkten werden verschiedene Vermögensformen (Aktien, Devisen, Derivate...) 
getauscht, vermehrt und in wenigen Händen konzentriert. Nur wenn die großen Vermögen umverteilt 
werden, versiegt die Quelle, die die Spekulation anheizt. 

• Auch aus der kapitalgedeckten Altersvorsorge fließen den Finanzmärkten Milliardenbeträge zu. Wir 
wollen die Rentenprivatisierungen zurücknehmen und die Mittel der Spekulation entziehen. 

Die Bundesregierung hat bei der Bankenregulierung versagt. Die Verstrickung der Deutschen Bank in 
kriminelle Geschäfte zeigt, dass private Großbanken immer noch tickende Zeitbomben sind. Sie sind 
abgesichert, weil ihnen indirekt garantiert wird, dass sie vom Steuerzahler gerettet werden. Diese 
Garantie nutzen sie für riskantes Investmentbanking. Es wäre verantwortungslos, Deutsche Bank und 
Commerzbank zusammenzuführen, weil die so entstehende größere Bank die Bevölkerung noch besser 
erpressen könnte. Die Gesellschaft ist nicht für die Banken da, sondern die Banken haben der 
Gesellschaft zu dienen. DIE LINKE will Großbanken entmachten, Banken unter demokratische Kontrolle 
bringen und in öffentliches Eigentum überführen, um den Finanzsektor auf gesellschaftlich sinnvolle 
Kernaufgaben wie Kreditvergabe und Zahlungsverkehr für die Realwirtschaft zu konzentrieren: 
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• Private Großbanken und Landesbanken müssen verkleinert und effektiver öffentlicher Kontrolle 
unterstellt werden. Die Basis eines neuen Finanzsektors sind Sparkassen und Genossenschaftsbanken. 
Sie wollen wir fördern. Die Geschäftsbanken müssen wie Sparkassen auf das Gemeinwohl verpflichtet 
werden. 

• Mit einer demokratischen Kontrolle der Banken durch Vertreter von Beschäftigten, Gewerkschaften 
und öffentlicher Hand könnten die Ressourcen der Banken dazu genutzt werden, die Wirtschaft im 
Interesse der Mehrheit der Bevölkerung zu lenken. Nur so können die Einlagen der Kleinsparerinnen und 
Kleinsparern geschützt und Gewerbetreibende mit günstigen Krediten versorgt werden.  

• Der überwiegende Teil des sogenannten Kapitalmarktgeschäfts der Banken folgt spekulativen 
Motiven. Es dient nicht den Bedürfnissen der Realwirtschaft oder der Mehrheit der Bevölkerung. Im 
Gegenteil: In guten Zeiten wandern spekulative Gewinne in die Taschen der Reichen. Im Krisenfall ruft 
die Finanzindustrie nach dem Staat, der die Verluste übernehmen soll. Das Investmentbanking – das 
nur in Betriebe investiert, um hohe Renditen zu erzielen – wollen wir als Geschäftsfeld abwickeln. 
Schattenbanken, außerbilanzielle Zweckgesellschaften, Derivate, Hedgefonds und Private Equity-
Gesellschaften müssen aufgelöst werden. Die Spekulation mit Agrarrohstoffen und Nahrungsmitteln 
wollen wir verbieten. 

• DIE LINKE fordert die Einführung eines Finanz-TÜV, der die Geschäftspraktiken der Banken und 
sämtliche angebotenen Finanzprodukte prüfen und vor der Einführung genehmigen muss. Darüber 
hinaus wollen wir die provisionsgestützte Beratung überwinden. Die unabhängige Finanzberatung durch 
Verbraucherzentralen und die Honorarberatung sollen ausgebaut werden. Die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) muss in ihrer Rolle für den kollektiven Verbraucherschutz gestärkt 
werden. 

• Eine neu geschaffene demokratische Bankenaufsicht muss verdächtige Guthaben einfrieren können. 
Institute, die sich der Transparenz in den Weg stellen, verlieren die Bankenlizenz. Banken zu regulieren 
kann nicht durch die Banken selbst geschehen. In den Kontrollgremien müssen auch Gewerkschaften, 
Sozialverbände, Verbraucherschutz- und Umweltverbände und andere zivilgesellschaftliche Akteure 
vertreten sein. 

• Alle Menschen müssen einen Rechtsanspruch auf ein kostenfreies Giro-Konto erhalten. Dispo-Zinsen 
wollen wir auf höchstens fünf Prozent oberhalb des Zinssatzes der Zentralbank begrenzen.  

Steueroasen trocken legen – die organisierte Finanzkriminalität stoppen 

Durch Steueroasen und Steuertricks entziehen die Reichen und Konzerne der Allgemeinheit jedes Jahr 
hunderte Milliarden Euro. Die Regierungen der Europäischen Union lassen zu, dass internationale 
Konzerne wie Apple, Google & Co. ihre Gewinne an der Steuer vorbei lenken. Sie zahlen auf ihre 
Gewinne weniger als ein Prozent Steuern. Die Panama Papers haben ein Geflecht von Briefkastenfirmen 
enthüllt, die der Steuerflucht und kriminellen Geschäften wie Korruption, Finanzierung von Terror, 
Menschen- und Waffenhandel dienen. DIE LINKE will organisierte Steuerkriminalität bekämpfen:  

• Strafverfolgungsbehörden und Finanzämter müssen personell, technisch und vom gesetzlichen 
Rahmen her in die Lage versetzt werden, Steuerhinterziehung als Geschäftsmodell konsequent zu 
verfolgen. Deutschland braucht eine Bundesfinanzpolizei gegen Steuerhinterziehung und Geldwäsche. 
Jede Steuerfahnderin und jeder Steuerfahnder bringt etwa eine Million Euro mehr ein als sie oder er 
kostet. 

• Vermögen und kriminelle Gelder werden oft über Briefkastenfirmen und andere Rechtskonstrukte 
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verschleiert. Das wollen wir unmöglich machen. Deutschland blockiert immer noch, dass ein 
öffentliches, im Internet zugängliches Transparenzregister aller Eigentümer und Begünstigten von 
Firmen, Stiftungen und Trusts auf EU-Ebene eingerichtet wird. Das muss aufhören. Wir wollen auch auf 
nationaler Ebene ein solches Register einführen. Falschinformationen im Register müssen bestraft 
werden. 

• Um Steuerdumping zu verhindern, müssen in der EU endlich verbindliche Mindeststeuersätze für 
Konzerne eingeführt und dafür eine breite und umfassende Ermittlung der Gewinne zugrunde gelegt 
werden. Hierzu müssen die EU-Verträge geändert werden. Als verbindlicher Standard für deutsche 
Steuerabkommen muss ein automatischer Informationsaustausch der Steuerbehörden eingeführt 
werden. 

• Transnationale Konzerne sollen dazu verpflichtet werden, ihre Kerndaten wie ihre Wertschöpfung, 
Umsätze, Gewinne und Steuerzahlungen länderweise offenzulegen. 

• Doppelbesteuerungsabkommen mit unkooperativen Staaten müssen sofort gekündigt und ihren 
Finanzinstituten muss die Lizenz in Deutschland entzogen werden. 

• Durch eine Quellensteuer von 50 Prozent auf alle in nicht kooperative Staaten abfließende 
Zahlungen, auf Dividenden, Zinsen und Lizenzabgaben von Unternehmen wollen wir Steuerflucht 
unattraktiv machen. Das ist auch im nationalen Alleingang sofort möglich. Die Beweislast muss bei den 
Unternehmen und Vermögenden liegen, durch eine Anrechnung der Quellensteuer nur bei Offenlegung 
aller steuerrelevanten Informationen. 

• Wir wollen die Verlagerung von Konzerngewinnen ins Ausland bekämpfen: bestehende 
Steuerbefreiungen für ins Ausland abfließende Kapitalerträge müssen abgeschafft werden. 
Steuervorteile für in einem Niedrigsteuerland erzielte Kapitalerträge wollen wir beseitigen: die 
Steuerdifferenz muss in Deutschland erhoben werden. 

• Banken, Wirtschaftsprüfer und Kanzleien, die Beihilfe zur Steuerhinterziehung leisten, müssen 
empfindlich bestraft werden – bis hin zum Entzug der Bank- bzw. Geschäftslizenz. Um gegen die 
Wirtschaftskriminalität von juristischen Personen vorzugehen, wollen wir ein Unternehmensstrafrecht 
einführen. Nach dem Vorbild des US-amerikanischen Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA) 
werden Finanzinstitute zur Weitergabe von steuerrelevanten Informationen verpflichtet. 

Wirtschaft demokratisieren 

Demokratie darf nicht an der Bürotür, am Werkstor oder am Eingang einer Konzernzentrale enden. 
Wirtschaft ist im heutigen Kapitalismus aber eine weitgehend demokratiefreie Zone. In den 
Unternehmen geraten die bestehenden Möglichkeiten demokratischer Mitbestimmung der 
Beschäftigten unter den Druck des Managements und der Standortkonkurrenz. Wirtschaftliche und 
politische Macht konzentrieren sich immer mehr in der Hand weniger Großkonzerne, Banken und 
Milliardäre. So wird die Demokratie ausgehöhlt. Die Eigentumsfrage ist die Schicksalsfrage für die 
Zukunft der Demokratie. 

DIE LINKE kämpft dafür, Unternehmen der Daseinsvorsorge, Banken und Versicherungen, 
Energiekonzerne, Unternehmen der Pharma- und medizinischen Industrie, der Post, der 
Telekommunikationsinfrastruktur sowie weiterer Schlüsselindustrien in öffentliche (oder 
genossenschaftliche) Hand und in gesellschaftliche Eigentumsformen zu überführen. Wir wollen die 
großen Stromkonzerne entmachten und in öffentliches Eigentum überführen. Die Energiewirtschaft soll 
durch Stadtwerke organisiert werden, die in den Kommunen dezentral und demokratisch gestaltet 
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werden. Überwachungstechnologien und privatwirtschaftliche Monopole über Wissen nehmen zu. 
Damit der technologische Fortschritt zum Wohle aller Menschen und zur Entwicklung einer ökologisch 
nachhaltigen Wirtschaftsweise eingesetzt werden kann, ist eine umfassende Demokratisierung der 
Wirtschaft erforderlich. Wir wollen Entwicklung, Produktion und Distribution demokratisieren: Dazu 
gehören Open Innovation-Programme. Standards müssen offengelegt werden und Patentmissbrauch, 
der Produktvielfalt verhindert, muss  eingedämmt werden. 

Unternehmensmitbestimmung ausweiten  

Mehr Demokratie in der Wirtschaft beginnt damit, die Mitbestimmung der Beschäftigten in den 
Betrieben sowie in Aufsichts- und Verwaltungsräten zu stärken und weiterzuentwickeln. Die 
Machtkonzentration bei den Eigentümern von Konzernen und dem Management braucht ein wirksames 
demokratisches Gegengewicht.  

• In allen privaten, öffentlichen und gemeinwirtschaftlichen Unternehmen mit mehr als 100 
Beschäftigten wollen wir eine echte paritätische Mitbestimmung einführen. In diesen Unternehmen 
müssen die Eigentümer und die Beschäftigten zu gleichen Teilen vertreten sein. Den Vorsitz übernimmt 
eine weitere Person, auf die sich beide Seiten verständigen müssen. Zudem wollen wir Wege finden, die 
öffentliche Hand an Unternehmensentscheidungen mit erheblichen gesellschaftlichen Auswirkungen zu 
beteiligen. Wir wollen, dass der Aufsichtsrat bei allen wichtigen Entscheidungen der 
Unternehmensführung zustimmen muss. Das gilt insbesondere für die Verlegung von Betrieben und 
Betriebsteilen, die Zusammenlegung oder Spaltung von Unternehmen und Betrieben, 
Kapitalerhöhungen, Kapitalherabsetzungen sowie der Kauf eigener Aktien, Kreditaufnahmen, 
Übernahmen von Unternehmen oder Anteilen anderer Unternehmen sowie der Verkauf bzw. die 
Schließung von Betrieben oder Betriebsteilen. Bei Fragen von erheblicher Bedeutung für die Belegschaft 
wollen wir, dass zuerst eine Belegschaftsabstimmung durchgeführt wird. Entscheidungen gegen das 
Votum der Belegschaft bedürfen mindestens einer Zweidrittelmehrheit im Aufsichtsrat.  

• Die Aushöhlung der Mitbestimmung durch international agierende Konzerne muss gestoppt werden. 
Wir wollen es Konzernen erschweren, die Mitbestimmungesetze durch die Verlagerung ihres 
Unternehmenssitzes oder durch Gründung von Scheinauslandsgesellschaften zu umgehen. Die 
Unternehmensmitbestimmung muss ausnahmslos auf internationale Unternehmen mit 
Standortniederlassungen in Deutschland ausgeweitet werden. 

• Die Gewerkschaften, Umwelt- und Sozialverbände müssen ein umfassendes Verbandsklagerecht 
erhalten. 

Genossenschaften und solidarische Ökonomie  

Wir werden demokratische öffentliche und genossenschaftliche Eigentumsformen fördern. Sie können 
in Zukunft im Mittelpunkt einer nicht-kapitalistischen Wirtschaftsweise stehen, einer demokratischen, 
sozialistischen und ökologisch nachhaltigen Zukunftswirtschaft. Genossenschaften und 
Belegschaftsbetriebe bauen auf Wissen, Erfahrung und Planungsfähigkeiten der Beschäftigten auf und 
geben ihnen mehr Möglichkeiten, über Art und Inhalt der Produktion mitzubestimmen. 

• Genossenschaften müssen in allen Bereichen der staatlichen Wirtschaftsförderung gleichberechtig 
berücksichtigt werden. 

• Wir wollen Unternehmen fördern, die ganz oder zum Teil im Eigentum der Belegschaft stehen: mit 
Steuererleichterungen und durch Bevorzugung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge. 

• DIE LINKE unterstützt Belegschaften, die ihre in die Krise geratenen Betriebe in Eigenregie weiterführen 
wollen: Staatliche Subventionen an Unternehmen und Hilfen in wirtschaftlichen Krisen müssen, wo die 
Belegschaften dieses befürworten, in Form von kollektiven Belegschaftsanteilen vergeben werden. 
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Beim Verkauf von Unternehmen müssen die Belegschaften ein Vorinformations- und Vorkaufsrecht 
erhalten. 

Industrie- und Dienstleistungspolitik 

Eine Steigerung der Arbeitsproduktivität und neue Formen der Produktion können Chancen eröffnen für 
ein stärker selbstbestimmtes Arbeiten und Leben, für eine sozial gerechtere und ökologische 
Gestaltung der Wirtschaft. Derzeit werden die Chancen der Digitalisierung durch die Konzerninteressen 
blockiert. Um flächendeckende Breitbandinfrastruktur auszubauen, sind staatliche Investitionen in 
Milliardenhöhe notwendig, die direkt durch öffentliche Träger ausgeführt werden sollen. Die digitale 
Infrastruktur muss für alle zugänglich sein und demokratisch gestaltet werden – daher muss sie am 
Gemeinwohl und nicht am Profit ausgerichtet werden. Unter dem Druck der Aktionäre setzen 
Industrieunternehmen auf Verdichtung der Arbeit, Auslagerung und permanente Umstrukturierung. Wir 
wollen eine aktive staatliche Industriepolitik, die sich am Gemeinwohl orientiert, nicht an den Profiten 
der Exportindustrie: Wir setzen auf eine stärkere Konzentration auf den Binnenmarkt und, wo möglich, 
auf regionale Wirtschaftskreisläufe und ökologisch zukunftsfähige alternative Produktion. Wir wollen 
den Ausbau gesellschaftlich notwendiger Dienstleistungen fördern und damit sinnvolle und tariflich 
bezahlte Arbeitsplätze schaffen. Sozial schädliche Wirtschaftsbereiche wie die Rüstungsindustrie und 
fossile Energieversorgung wollen wir umbauen und durch eine Umstellung der Produktion Arbeitsplätze 
sichern und neue schaffen. Für diesen Umbau der Industrie setzt DIE LINKE auf verbindliche 
ökologische Zielvorgaben und mehrjährige Stufenpläne. Es braucht eine Kombination von finanziellen 
Anreizen, Verboten und verbindlicher öffentlicher Kontrolle sowie mehr Demokratie in der 
Wirtschaftspolitik und in den Unternehmen: 

• Die LINKE will einen Zukunftsfonds einrichten, um für eine Übergangszeit den sozial-ökologischen 
Umbau der Industrie, Genossenschaften und die Übernahme von Betrieben in kollektives 
Belegschaftseigentum, gemeinwohlorientierte und regionale Wirtschaftsstrukturen zu fördern. In dem 
Leitungsgremium, das über die Investitionsmittel entscheidet, sollen neben Vertretern des Bundes zur 
Hälfte Gewerkschaften, Umweltverbände und Akteure gemeinwohlorientierter Ökonomie vertreten  
sein. 

Die Bundesregierung gibt Milliarden für Wirtschaftsförderung aus. Wir wollen sie demokratischer 
gestalten und an verbindliche Anforderungen binden: an gute Arbeit und Löhne, Tarifverträge, 
ökologisch sinnvolle Produktion und die Förderung solidarischer Ökonomie. Dies muss auch für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge gelten. 

• Die Fördergelder müssen vorrangig für ökologische Modernisierung, regionale Strukturpolitik in 
wirtschaftlich abgehängten Regionen und für Genossenschaften verwendet werden. Im 
Forschungsförderungsgesetz wollen wir einen verbindlichen Anteil für Grundlagenforschung im Bereich 
der solidarischen Ökonomie verankern. Zudem wollen wir eine sozial-ökologische Wirtschaftskammer 
einrichten, die regionale Leuchtturmprojekte und Unternehmensgründungen im Bereich solidarischer 
Ökonomie durch Beratung und finanzielle Förderung unterstützt. 

• Die Digitalisierung und die Krise der Automobilindustrie stellen große Herausforderungen für die 
Gestaltung der Zukunft der Industrie dar. Rahmenkonzepte zur sozial gerechten und ökologisch 
nachhaltigen Gestaltung der Digitalisierung und zur »Zukunft der Mobilität« müssen unter 
demokratischer Beteiligung und mit dem Sachverstand der Beschäftigten in der Industrie entwickelt 
werden. 

• Wir wollen Wirtschaftsräte einführen, die den sozialen und ökologischen Umbau der Wirtschaft fachlich 
begleiten. Sie sollen auf den unterschiedlichen Ebenen von der Region bis zur bundesweiten 
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Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik Initiativrecht haben. In ihnen sind Wissenschaft, Umwelt- und 
Konsumentenverbände, Gewerkschaften sowie zur Hälfte direkt gewählte Bürgerinnen und Bürger und 
Vertreterinnen und Vertreter der Belegschaften vertreten. 

Wirtschaft sozial und ökologisch umbauen 

Die Klima- und Umweltkrise zeigt: Ein grundlegender Wandel unserer Gesellschaft ist dringend 
notwendig. Aber die Politik versagt angesichts dieser Zukunftsfrage für die Menschheit. Die 
Bundesregierung bremst den Kohleausstieg und zugleich das Wachstum der erneuerbaren Energien. 
Ihre Energiepolitik orientiert sich maßgeblich an den Profitinteressen der fossilen Energiekonzerne und 
der Autoindustrie. Weil die Bundesregierung sich nicht ernsthaft mit den Unternehmen anlegen will, 
vermeidet sie wirksame gesetzliche Vorgaben zum Umsteuern. Deutschland wird seine Klima-Ziele 
verfehlen – das ist verheerend für unsere Zukunft. Und für die Menschen in den Ländern des globalen 
Südens, die am härtesten von den Folgen des Klimawandels betroffen sind. Eine sozial-ökologische 
Wende hier in Deutschland ist auch eine Frage der globalen Gerechtigkeit. Deshalb muss Deutschland 
seinen Beitrag dazu leisten, die weltweite Erderwärmung deutlich unter zwei Grad, möglichst auf 1,5 
Grad, zu begrenzen. Wir wollen, dass die Bundesrepublik den Ausstoß von Treibhausgasen bis 2020 um 
40 Prozent gegenüber dem Jahr 1990 verringert, bis 2030 um 60 Prozent und bis 2050 um 95 Prozent. 
Die genannten Ziele müssen in einem Klimaschutzgesetz festgeschrieben werden. Der Klimaschutzplan 
2050 der Bundesregierung muss darüber hinaus den Ambitionen des UN-Klimaschutzabkommens von 
Paris entsprechend verschärft und mit wirksamen Maßnahmen untersetzt werden. Die Umsetzung der 
universellen UN-Agenda 2030 und der darin formulierten »17 Nachhaltigkeitsziele« muss die 
Verantwortung des Nordens verstärkt ins Zentrum rücken. Sie muss auf strukturelle Veränderungen 
zielen, um Armutsbekämpfung, Entwicklung und den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen weltweit 
zu ermöglichen. 

Kapitalismus bedeutet Wachstum um jeden Preis, auf Kosten von Mensch und Natur. DIE LINKE streitet 
dafür, dass der dringend notwendige ökologische Umbau der Gesellschaft nicht länger durch die 
Profitinteressen von Konzernen blockiert wird. Wir wollen eine sozial-ökologische Wende, von der alle 
Menschen durch bezahlbare Energie, erschwingliche Mobilität, gesunde Nahrungsmittel und mehr 
Lebensqualität profitieren. Unsere Forderungen knüpfen an gesellschaftliche Debatten und 
Bewegungen an. Viele Menschen machen sich Gedanken darüber, wie ihre Nahrungsmittel produziert 
werden oder wie sie mobil sein wollen und können. Die geplante Aushöhlung von Verbraucherschutz 
und Umweltstandards durch die Freihandelsabkommen TTIP und CETA hat in den letzten Jahren 
hunderttausende Menschen auf die Straßen gebracht. Gegen den Braunkohleabbau in Deutschland 
haben Aktivistinnen und Aktivisten mit spektakulären Aktionen protestiert. Angesichts der Klimakrise 
organisieren sich Menschen weltweit, auch beim UN-Klimagipfel im November in Bonn wird es 
internationale- Proteste geben, um Druck für schnelles Handeln zu machen (Gerade jetzt, wo in den 
USA ein Präsident im Amt ist, der den Klimawandel leugnet, während Menschen im globalen Süden vor 
den Folgen von Klimakatastrophen flüchten, müssen wir dringend handeln). 

DIE LINKE kämpft für den Einstieg in einen sozial gerechten und demokratisch durch die Menschen 
gestalteten ökologischen Umbau: hin zu erneuerbaren Energien, Energieeffizienz, ökologischer 
Mobilität, Klimaschutz und gerechten Übergängen zu einem nachhaltigen Wirtschaften. 

Um den ökologischen Umbau unserer Energieversorgung, der Mobilität, der Nahrungsmittelproduktion 
und der gesamten Wirtschaft zu ermöglichen, braucht es eine Politik, die zugleich sozial gerecht, 
ökologisch und radikal demokratisch ist. Ein starkes soziales Gefälle wirkt sich auch ganz konkret auf 
die Umwelt aus: Wer erwerbslos ist oder wenig verdient, kann sich Bio-Produkte oder gesunde 
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Lebensmittel kaum leisten. Je höher die Einkommen sind, desto höher sind in der Regel die 
Umweltbelastung und der CO2-Ausstoß pro Haushalt.  

In erneuerbare Energie investieren, Energiekonzerne entmachten 

Die Energiewende wird nur dann erfolgreich sein, wenn sie sozial gerecht und durch die Bürgerinnen 
und Bürger selbst gestaltet ist. DIE LINKE streitet dafür, dass die Vormachtstellung von Großkonzernen 
in der Energieversorgung beendet und die Energieversorgung umfassend bürgernah und als Teil der 
öffentlichen Daseinsvorsorge organisiert wird. Energieversorgung muss dem Gemeinwohl dienen und 
der Profitgewinnung entzogen werden. Wir wollen die notwendigen Milliarden-Investitionen in den 
Ausbau erneuerbarer Energien nutzen, um einen Machtwechsel von den Stromkonzernen zu den 
Bürgerinnen und Bürgern zu befördern. Im Gegenzug sollen ungerechtfertigte Industrierabatte bei 
Ökosteuer, Netzentgelten, Emissionshandel und im Erneuerbare-Energien-Gesetz entfallen. Sie 
verhindern den notwendigen Strukturwandel: 

• Strom- und Wärmenetze müssen in die öffentliche Hand überführt und demokratisch kontrolliert 
werden. Der Netzentwicklungsplan muss anhand neuer Zielkriterien überarbeitet und an ambitionierten 
Klimaschutzzielen ausgerichtet werden. Wenn der Kohleausstieg beschleunigt wird und eine dezentrale 
Energieversorgung sowie ein Ausbau der Speichersysteme voran gebracht werden, ist auch ein deutlich 
geringerer Netzausbau erforderlich als er jetzt – getrieben von den Profitinteressen der 
Übertragungsnetz- und Kohlekraftwerksbetreiber – geplant ist.  

• Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) in seinen zentralen Säulen – vorrangige Einspeisung von 
Ökostrom, garantierte kostenorientierte Vergütungssätze – ist von der Bundesregierung durch ein 
System vom Marktprämien und Ausschreibungen zu großen Teilen zerstört worden. So wird seit 2017 
die Förderhöhe für Ökostrom über Ausschreibungen ermittelt. Ausschreibungssysteme sind für 
Bürgerenergieprojekte jedoch teuer, riskant und aufwändig, wir lehnen sie ab. Wir wollen eine 
strukturelle Reform des EEG mit sozialen Komponenten und wollen den Ökostromanteil auf 43 Prozent 
bis zum Jahr 2020, 70 Prozent bis 2030 und auf 100 Prozent bis 2040 erhöhen. 

DIE LINKE unterstützt eine regional ausgerichtete und in der Bevölkerung verankerte Energiewende: 
Energiegenossenschaften, Bioenergiedörfer, Institutionen, Einrichtungen, Betriebe, Städte und 
Kommunen sollen das gesetzliche Recht zum Kauf der von ihnen für die Energie-Eigenversorgung 
genutzten Netze erhalten. Wir setzen uns dafür ein, dass Investoren verpflichtet werden, den 
Standortgemeinden eine Beteiligung an neuen Windkraftanlagen, Photovoltaik -Kraftwerken und 
Energiespeichern anzubieten. Um die Energiewende voranzubringen, wollen wir die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen für Hauseigentümer, Mietervereinigungen, Betriebe und Kommunen verbessern, 
die ihre Energieversorgung in die eigene Hand nehmen wollen. In kommunalen Stadtwerken unter 
direkter demokratischer Mitgestaltung der Bevölkerung können ökologische Energiegewinnung und 
bezahlbare Energiepreise am besten erreicht werden. Gleichzeitig werden damit Grundlagen zur 
Förderung regionaler Wirtschaftsstrukturen geschaffen. 

• Den Einsatz von Blockheizkraftwerken (BHKW) und anderen Formen der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 
als hocheffiziente Brückentechnologie wollen wir besser fördern, um ihren Anteil bis 2020 auf 25 
Prozent an der Bruttostromerzeugung zu erhöhen. DIE LINKE unterstützt Mieterstromkonzepte einer 
hauseigenen Stromversorgung durch BHKWs im Keller oder Photovoltaik-Anlagen (PV) auf dem Dach. 

Wir wollen die Strompreise stärker kontrollieren und Energie für alle bezahlbar machen: 
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• Der Zugang zu Energie ist ein Grundrecht. DIE LINKE will Energiearmut verhindern. 
Zahlungsschwierigkeiten dürfen nicht dazu führen, dass Menschen im Dunkeln sitzen oder frieren 
müssen. Strom, Gas, Wasser, Heizung dürfen nicht abgestellt werden! 

• Für den durchschnittlichen Verbrauch von elektrischem Strom, Wasser und Heizenergie werden 
preisgünstige Sockeltarife geschaffen. Diese decken einen Teil des durchschnittlichen Verbrauchs ab. 
Was über den durchschnittlichen Verbrauch hinausgeht, wird teurer. Damit werden Anreize zum 
Stromsparen geschaffen. Darin sehen wir ein Instrument, mit elektrischem Strom, Heizenergie und 
Wasser sparsamer umzugehen. Gleichzeitig werden einkommensschwache Haushalte entlastet, der 
durchschnittliche Stromverbrauch bleibt für alle bezahlbar. 

• Die Strompreise müssen stärker überwacht und sozial gerechter ausgerichtet werden. Der zuständigen 
staatlichen Behörde soll daher ein Beirat zur Seite gestellt werden, in dem Verbraucher, Umwelt- und 
Sozialverbände sowie Gewerkschaften vertreten sind. 

• Wir wollen ein bundeseinheitliches Netzentgelt über alle Spannungsebenen einführen, um zu 
verhindern, dass in Regelzonen mit einem hohen Anteil von Ökostromanlagen deutlich höhere 
Netzentgelte anfallen als in Regionen mit geringer regenerativer Erzeugung. 

• Wir fordern ein schärferes Wettbewerbs- und Kartellrecht für Strom-, Gas- und Mineralölkonzerne. 
Unberechtigte Industrierabatte bei Ökosteuer, Netzentgelten, Emissionshandel oder im Erneuerbare-
Energien-Gesetz zu Lasten der Privathaushalte und öffentlichen Haushaltes wollen wir abschaffen. 

• Die Stromsteuer für private Verbraucherinnen und Verbraucher wollen wir senken. Für zusätzliche 
Entlastungen wollen wir einen Energiewendefonds auflegen, der die Zahlungsverpflichtungen der 
Stromkunden über die EEG-Umlage über einen längeren Zeitraum streckt. Außerdem wollen wir Rabatte 
bei der EEG-Umlage für energieintensive Industrien abschaffen. 

• Wohngeld soll auf der Basis der Bruttowarmmiete gezahlt und um eine Komponente für Stromkosten 
erweitert werden. Die Heiz-, Warmwasser- und Stromkostenkomponente soll im Wohngeld zu einer 
Energiekostenkomponente (»Klimawohngeld«) zusammengeführt werden. Das Klimawohngeld ist so 
auszugestalten, dass Energiearmut bei umsichtigem Verbrauch sicher verhindert wird. 

• Die energetische Sanierung von Bestandsgebäuden darf nicht zu höheren Warmmieten oder gar 
Verdrängung führen. Wir fordern darum ein stärkeres Engagement der öffentlichen Hand, um hier die 
Kosten für Mieterinnen und Mieter zu begrenzen (vgl. Kapitel VII »Mieten und sozialer Wohnungsbau«). 
Um den Altbaubestand bis 2050 nahezu vollständig energetisch zu sanieren, muss sich die 
Sanierungsrate von derzeit 1,1 Prozent auf zwei Prozent im Jahr verdoppeln. Dazu soll ein verbindlicher 
Plan erstellt und die Förderprogramme für energetische Gebäudesanierung deutlich und dauerhaft 
erhöht werden. Bei der Wärmedämmung werden vorrangig die Maßnahmen gefördert, bei denen 
umweltfreundliche Dämmstoffe verwendet  werden.  

• Die im vergangenen Jahr ausgelaufene Öko-Abwrackprämie für Kühlschränke wird erneut aufgelegt und 
erweitert: Jeder Privathaushalt soll bei der Neuanschaffung eines Kühlschranks, einer Wasch- oder 
Spülmaschine der Energieeffizienzklasse A+++ einen Zuschuss von 200 Euro erhalten. Aus Gründen des 
Ressourcen- und Umweltschutzes müssen die zu ersetzenden Elektrogeräte mindestens zehn Jahre alt 
sein. Das Neugerät gehört maximal  der gleichen Geräteklasse (Größe) wie das Altgerät an. 

DIE LINKE will die staatliche Förderung für erneuerbare Energien und für mehr Energieeffizienz 
ausbauen und neu ausrichten: 

• Der verpflichtende Anteil erneuerbarer Energien an der Wärmeversorgung für Neubauten muss 
schrittweise gesteigert und bei grundlegenden Sanierungen auch auf den Gebäudebestand ausgeweitet 
werden. Der regenerative Wärmeanteil in Deutschland soll 2020 mindestens 20 Prozent betragen. 
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Am preiswertesten und umweltfreundlichsten ist immer noch die Kilowattstunde, die erst gar nicht 
bereitgestellt werden muss. Effizienzpolitik braucht nicht nur Fördermittel, sondern auch Gesetze und 
Verordnungen, die Mindeststandards für den Energieverbrauch von Produkten, Produktionsweisen und 
Gebäuden (auch im Bestand) vorgeben. Es dürfen nur langlebige, reparaturfreundliche, material- und 
energiesparende Produkte hergestellt werden. Ein Energieeffizienzfonds kann den Umstieg auf eine 
effiziente Wirtschaftsweise unterstützen und sozial begleiten. Wir wollen außerdem eine 
Innovationspolitik umsetzen, die die Erforschung, Entwicklung und Umsetzung neuer Technologien und 
Praktiken fördert, die nicht allein durch Profitlogik getrieben, sondern zu allererst an den Bedürfnissen 
der Menschen und der Schonung von Ressourcen orientiert ist.  

Energie muss sauber sein: Fracking verbieten. Aus Kohle und Atomkraft aussteigen! 

Ein zukunftsfähiges Energiesystem bedeutet den Ausstieg aus Energieerzeugung durch Uran und Kohle. 
Fracking ist keine Alternative, sondern eine unbeherrschbare und teure Risikotechnik, die zu 
Grundwasserverschmutzung und Erdbeben führen kann. Mit ihrem Fracking-Erlaubnisgesetz vom Juni 
2016 haben CDU/CSU und SPD trotzdem Fracking im Sandgestein (sogenannten Tight Gas-Reservoirs) 
zugelassen. 

• Wir wollen Fracking ohne Ausnahmen verbieten. Wir setzen uns dafür ein, dass auch die unterirdische 
Verpressung von CO2 (Carbon Capture and Storage, CCS) dauerhaft und ausnahmslos verboten wird. 

Profiteure zur Kasse: die Energiekonzerne wollen sich um ihre finanzielle Verantwortung für die 
Kosten der Atommüllentsorgung drücken und diese auf die Gesellschaft abwälzen. Unternehmen, die an 
der Atomwirtschaft und am Kohlebergbau jahrzehntelang Milliarden verdient haben, müssen die 
Nachsorgekosten für ihre Geschäftsfelder übernehmen. Wir wollen die Konzerne daran hindern, sich 
durch Unternehmensabspaltungen arm zu rechnen oder aus der Haftung zu fliehen. 

• Das Verursacherprinzip muss auf alle Vorhaben der Aufsuchung und Gewinnung von Rohstoffen 
angewendet werden. 

Raus aus der Kohle, Übergänge gerecht gestalten: Wir wollen einen zügigen und sozial abgefederten 
Ausstieg aus der Kohlestromversorgung. Der EU-Emissionshandel hat hier versagt. Drei Milliarden 
überschüssige CO2-Zertifikate haben das Emissionshandelssystem untergraben, sie müssen stillgelegt 
werden. Die Bundesregierung muss sich im Zusammenhang mit den Neufestlegungen der EU-
Klimaschutz- und Energieziele für 2030 für eine Minderung der Treibhausgasemissionen gegenüber dem 
Jahr 1990 um 60 Prozent einsetzen; für einen Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch 
von 45 Prozent und eine Minderung des Primärenergieverbrauchs gegenüber dem Jahr 2000 um 40 
Prozent. 

• DIE LINKE fordert ein nationales Kohleausstiegsgesetz mit folgenden Eckpunkten: Der schrittweise 
Kohleausstieg beginnt 2018. Spätestens 2035 muss der letzte Kohlemeiler vom Netz gehen. 
Bestandteil des Gesetzes ist ein Verbot für den Neubau von Kohlekraftwerken sowie den Neuaufschluss 
und die Erweiterung von Braunkohletagebauen. Der Strukturwandel in den Tagebauregionen darf nicht 
auf dem Rücken der Beschäftigten erfolgen – daher fordert DIE LINKE einen Strukturwandelfonds in 
Höhe von jährlich 250 Millionen Euro für die soziale Absicherung der im Bergbau Arbeitenden und zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

• Bis der notwendige Ausstieg aus der Kohle erreicht ist, müssen die gravierenden Folgen des Abbaus 
von Braunkohle begrenzt werden. DIE LINKE tritt für eine Reform des Bundesberggesetzes ein. Bisher 
haben Konzerninteressen und Rohstoffgewinnung dort Vorrang vor den Interessen der Umwelt und der 
Bevölkerung. Stattdessen müssen umfassende statt eingeschränkte Planfeststellungsverfahren 
eingeführt werden. Sie sollen ermöglichen, dass in den Abwägungen und Planungsermessen neben der 
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Umweltverträglichkeit auch die Erforderlichkeit der Vorhaben geprüft. Beteiligungs-, Informations- und 
Klagerechte von Bürgerinnen und Bürgern müssen garantiert werden.  

• Der Ausstieg aus der Atomkraft muss im Grundgesetz festgeschrieben und alle in Betrieb 
befindlichen Atomkraftwerke unverzüglich abgeschaltet werden. Wir setzen uns für einen 
gesamteuropäischen Plan zur Stilllegung von Atomkraftwerken ein.  

• Den Im- und Export von Uranbrennstoffen zum Betrieb von Atomkraftwerken und Atommüll wollen 
wir verbieten. Die Fertigung von Uranbrennstoff in den vom Atomausstieg bislang ausgenommenen 
Anlagen in Gronau und Lingen muss beendet werden. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) darf 
keine Atomkraftwerke im Ausland fördern. 

• Keine Lagerung im »Endlager« Schacht Konrad in Salzgitter. Gorleben muss als ungeeigneter und 
politisch verbrannter Standort aufgegeben werden. Atommülllagerung kann nicht von oben und ohne 
Beteiligung der Betroffenen und der Aktiven in der Anti-Atom-Bewegung durchgesetzt werden. DIE 
LINKE unterstützt eine offene Debatte unter Beteiligung aller Betroffenen über die Lagerung aller Arten 
von Atommüll mit der größtmöglichen Sicherheit und dem Ziel eines gesellschaftlichen Konsenses. 
Dafür braucht es umfassende Mitsprache und Klagerechte in allen Phasen des zu entwickelnden 
Suchverfahrens. 

• Die Kosten für die Stilllegung und den Rückbau von Atomanlagen müssen die Atomkonzerne tragen. 
Dabei muss ein Höchstmaß an Strahlenschutz und Sicherheit gelten sowie eine umfassende 
Öffentlichkeitsbeteiligung ermöglicht werden, die über das bestehende Atomrecht hinausgeht. Eine 
unkontrollierte Freigabe von gering radioaktiv belasteten Abfällen beim Rückbau der Anlagen lehnen wir 
ab. Die langwierige Suche nach einem Atommüll-Endlager erfordert eine längere Zwischenlagerung 
hochradioaktiver Abfälle. Den dadurch wachsenden Risiken müssen wir mit verbesserten 
Sicherheitskonzepten der Zwischenlagerung begegnen. Dies erfordert zunächst einen umfassenden 
gesellschaftlichen Dialog. 

• Wir setzen uns für den Atomausstieg in Europa und überall auf der Welt ein. 

• Öffentliche Gelder, inklusive der Pensionsrücklagen und Rentenkassen, müssen umgehend aus Anlagen 
in Unternehmen der fossilen Energiebranche abgezogen werden. Öffentliche Institutionen dürfen nicht 
in fossile und nukleare Energieunternehmen investieren. Dies gilt auch für öffentliche Geldgeber wie die 
KfW. 

Gerechte Verkehrsverhältnisse: flexibel, ökologisch, barrierefrei und bezahlbar für alle 

Die herrschenden Verkehrsverhältnisse sind ungerecht: Viele Milliarden Euro werden in 
umweltschädlichen Straßen- und Flugverkehr investiert, aber vielerorts fehlt das Geld für gute 
Alternativen wie Busse, Bahnen, Fuß- und Radwege. Die Belastung durch Autos und LKWs trifft vor 
allem diejenigen, die es sich nicht leisten können, von der Hauptverkehrsstraße wegzuziehen. 
Arbeitsbedingungen von Beschäftigten in der Logistikbranche sind oft miserabel – Gewinner sind 
internationale Konzerne. Spitzenmanager und Aktionäre von Automobilkonzernen profitierten vom 
Abgasbetrug – der Schaden wird auf die Bevölkerung und die Beschäftigten abgewälzt. Für Öl und 
andere Rohstoffe werden weltweit Diktaturen unterstützt, Kriege geführt, einheimische 
Bevölkerungsgruppen vertrieben und ausgebeutet. Nicht zuletzt ist der stetig wachsende Verkehr eine 
Hauptursache für Klimawandel. 

Diese Verhältnisse wollen wir ändern. Und wir sind nicht allein: Bürgerinitiativen gegen zerstörerische 
Verkehrsprojekte, gegen Autobahn-Privatisierung, für bessere Bahnangebote oder Fahrradbedingungen 
sind überall im Land aktiv. Von Umweltverbänden gibt es Unterstützung und die 
Klimaschutzvereinbarungen machen eine sozial-ökologische Verkehrswende zwingend. 
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• DIE LINKE lehnt den Bundesverkehrswegeplan 2030 in seiner derzeitigen Form ab. Stattdessen 
wollen wir einen Verkehrswegeplan, mit dem die sozial-ökologische Mobilitätswende vollzogen wird und 
bei dem der schienengebundene Personen- und Güterverkehr im Mittelpunkt steht. Statt neue 
Autobahnen zu bauen, wollen wir den Ausbau des ÖPNV sowie des Rad- und Fußverkehrs in den 
Kommunen und Regionen finanzieren. 

• Bei Planung von Verkehrsprojekten wollen wir Bürgerinnen und Bürger und Interessenvertretungen 
von Anfang an voll einbeziehen und wirkliche Alternativen zur Diskussion stellen. Wir wollen Bürgerräte 
auf Bundes-, regionaler und kommunaler Ebene einführen, um die Verkehrsplanung zu demokratisieren. 

• Die geplante Infrastruktur-GmbH lehnen wir ab. Sie ist der Kontrolle des Bundestages entzogen und 
ermöglicht Privatisierung durch die Hintertür. Autobahnen und Bundesstraßen sind aber wesentlicher 
Teil der öffentlichen Infrastruktur. Wir lehnen alle direkten oder indirekten Privatisierungen von 
Verkehrsinfrastruktur ab. Auch öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP) verursachen langfristig 
Mehrkosten, sind ein Risiko für die öffentliche Hand und schränken die Demokratie ein.  
Wir beteiligen uns aktiv an außerparlamentarischen Protesten gegen die drohende Privatisierung der 
Bundesfernstraßen und stellen uns dieser verhängnisvollen Entwicklung konsequent entgegen.  

• Keine Pkw-Maut, weder für Aus- noch für Inländer. Sie schafft den gläsernen Bürger und ist 
Voraussetzung für Privatisierung. 

• Die staatliche Subvention von Dieseltreibstoff, Flugbenzin und »Biokraftstoff« wollen wir abschaffen. 
Dabei geht es um eine Summe von über 15 Milliarden Euro jährlich. Internationale Flugtickets sollen 
nicht von der Mehrwertsteuer befreit bleiben. Wir wollen diese Subvention (4,7 Milliarden Euro) 
streichen und stattdessen den Mehrwertsteuersatz für Bahntickets halbieren. 

• Das steuerliche Dienstwagenprivileg muss nach ökologischen Kriterien umgestaltet werden, damit 
nicht weiterhin vor allem Gutverdienende, Arbeitgeber und die Automobilindustrie  auf Kosten der 
Allgemeinheit und der Umwelt profitieren. 

• Die Pendlerpauschale wollen wir in eine sozial gerechte Mobilitätszulage umwandeln und zusätzlich 
einen Anreiz zum Benutzen des Umweltverbunds bieten. Die hier frei werdenden Mittel der 
Pendlerpauschale werden in den Ausbau des Öffentlichen Personennahverkehrs investiert. 

• Fast alle Autohersteller haben beim Spritverbrauch und den Abgaswerten »manipuliert« bzw. 
betrogen. So wurden und werden die ohnehin laxen Grenzwerte für gesundheits- und klimaschädliche 
Abgase enorm überschritten. Wir wollen, dass die Folgekosten nach dem Verursacherprinzip den 
Herstellern in Rechnung gestellt werden. Die rechtlichen Möglichkeiten müssen ausgeschöpft und 
erweitert werden, um die in den Abgasskandal involvierten Manager sowie die Eigentümer der Konzerne 
auch mit ihren Privatvermögen heranzuziehen. Die Einhaltung muss in unabhängigen Praxistests 
regelmäßig überprüft werden.  

• Um Menschen und Klima zu schützen, brauchen wir endlich auch Tempolimits: 120 km/h auf 
Autobahnen und eine Regelgeschwindigkeit von 30 km/h in Ortschaften. 

• Wildtierbrücken müssen auch an Bundesstraßen ab drei Fahrspuren Standard werden. 

• Die Verkleinerung bzw. der Rückbau von Straßen bei Unterschreitung von Mindestnutzungsfrequenzen 
muss Praxis werden. 

Mobilität für alle – mit weniger Verkehr  

Mobilität und Verkehr sind nicht dasselbe. Mobilität bedeutet Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 
Mobil zu sein heißt nicht, möglichst weit und schnell unterwegs zu sein, sondern die Orte des Lebens 
(Arbeit, Schule, Freizeit, Einkauf usw.) gut zu erreichen. Am besten mit wenig Aufwand an Zeit, Geld und 
Energie. Diejenigen, die zu Fuß oder mit dem Fahrrad unterwegs sind, belasten andere am wenigsten und 
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brauchen bessere Bedingungen. Wir wollen wirklich barrierefreie Mobilität: Niemand darf auf das (eigene) 
Auto angewiesen sein; alle müssen Zugang haben. Im Mittelpunkt steht für uns deshalb das öffentliche 
Mobilitätsangebot. 

• Der ÖPNV muss flächendeckend und barrierefrei ausgebaut werden. Dafür wollen wir mehr Mittel vom 
Bund und eine Nahverkehrsabgabe für Unternehmen. Wir streben bundesweit einheitliche Standards 
beim Angebot und den Tarifbedingungen an, um den Flickenteppich der Verkehrsverbünde zu 
überwinden. Wir treten für kommunale, demokratisch kontrollierte Nahverkehrsunternehmen ein. Der 
Vorrang eigenwirtschaftlicher Betriebe muss abgeschafft werden. Statt Profite für UBER & Co. wollen 
wir den regulierten Taxibetrieb als Teil des öffentlichen Verkehrs. 

• Wir wollen eine Mobilitätsgarantie für den ländlichen Raum: Anbindung zum nächsten Oberzentrum 
mindestens im Stundentakt. Dabei können Angebote wie Bürgerbusse oder Anruf-Sammeltaxis sowie 
moderne Flächenrufbussysteme einbezogen werden. 

• Die Fahrpreise im ÖPNV sind für viele zu hoch. Wir wollen deutlich günstigere Fahrpreise, 
flächendeckend Sozialtickets für einkommensschwache Haushalte, eine Sozial-Bahncard sowie 
kostenlose Schüler- und Azubitickets. Unser Ziel ist der solidarisch finanzierte Nulltarif im ÖPNV für 
alle. Einstweilen soll das »Schwarzfahren« entkriminalisiert und nicht härter bestraft werden als 
Falschparken. 

• Fuß und Fahrrad vor! Wir wollen Radfahren und Zufußgehen im Alltag attraktiver und sicherer machen: 
Mehr Platz auf den Straßen, mehr sichere und intakte Rad- und Fußwege und mehr 
Fahrradabstellanlagen sind nötig.  

In den Städten und Ballungsgebieten müssen Radschnellwege mit grüner Welle geschaffen werden. 
Dafür muss der Bund ausreichend zweckgebundene Mittel für die Kommunen bereitstellen. Wir wollen 
die Straßenverkehrsordnung fahrradfreundlicher gestalten.  

• Bahn für alle! DIE LINKE tritt für eine bedarfsdeckende Finanzierung der Bahn und für den Ausbau ein, 
um Engpässe zu beseitigen, Lücken zu schließen und neue Anschlüsse zu schaffen. Wir fordern 
barrierefreie und nutzerfreundliche Bahnhöfe mit Servicepersonal, verlässliche, getaktete Fahrpläne 
und setzen uns für eine Änderung der Geschäftspolitik der Deutschen Bahn-AG ein: Diese muss sich am 
Gemeinwohl ausrichten und nicht am Bilanzgewinn. Der Schienenverkehr muss öffentlich organisiert 
werden. Notwendig ist Kooperation statt Konkurrenz. Alle weiteren Schritte in Richtung Liberalisierung 
und Privatisierung im Schienenverkehr müssen gestoppt werden. Alle erfolgten Privatisierungen, 
Ausgliederungen und Aufspaltungen bestehender Eisenbahngesellschaften müssen rückgängig gemacht 
werden. Wir wollen eine Reform der Bahnreform, mit der die DB auf Privatisierungskurs gesetzt wurde; 
eine demokratische Bürgerbahn, bei der auch die Kompetenz und Erfahrung der Beschäftigten zum 
Tragen kommt. 

• Wir sagen nein zum Abbau von Eisenbahninfrastruktur! Güterverkehr muss auch unter 300 km wieder 
auf die Bahn. Kein Stellenabbau bei DB-Cargo! Daher setzen wir uns für ein bundesweites 
Investitionsprogramm zur zügigen Elektrifizierung der bisher nur von Dieselfahrzeugen genutzten 
Bahnstrecken ein. Die weitaus beste und sinnvollste Form von Elektromobilität ist und bleibt der 
Schienenverkehr. 

• Wir setzen uns für ein europäisches Nachtzugnetz ein, damit Reisen in Europa wieder bequem und 
ökologisch möglich ist. 

• Wir fordern die Halbierung der Trassenpreise, damit mehr Verkehr auf die Schiene kommt. 
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• Wir sind gegen teure und unsinnige Projekte: Wir wollen Stuttgart 21 stoppen und setzen auf das 
Konzept »Umstieg 21«. Die zweite Stammstrecke München ist zu teuer und nützt wenig. Wir wollen das 
Projekt verhindern und das Geld in bessere Lösungen stecken. Und auch den Fehmarnbelt-Tunnel 
lehnen wir ab, weil es ökologische Alternativen gibt. 

Güterverkehr vermeiden, verlagern, verbessern 

Die internationalen Konzerne sorgen dafür, dass immer mehr Transportkilometer in den Produkten 
stecken, weil die profitabelsten Bedingungen in allen Ecken Europas und der Welt genutzt werden. Der 
Preis dafür ist hoch: Unfälle, Lärm, Abgase, Klimawandel und Umweltzerstörung. Die Kosten dafür 
werden der Allgemeinheit aufgebürdet (externalisiert) – sie summieren sich auf 77 Milliarden Euro pro 
Jahr und belasten vor allem die Krankenkassen. Wir wollen diese Entwicklung umkehren, Transporte 
verteuern und regionale Wirtschaft stärken. 

• Die Lkw-Maut wollen wir auf alle Straßen ausweiten und erhöhen. Die externen Kosten wie 
Luftverschmutzung und Lärmbelästigung müssen einbezogen werden. 

• Wir wollen ein Lkw-Fahrverbot ab Freitagnachmittag und nachts einführen und die Nutzung von Bundes- 
und Landstraßen untersagen, wenn eine Bundesautobahn parallel vorhanden ist. Die Zulassung von 
Gigalinern (Lang-LKW) lehnen wir ab. Ebenso lehnen wir staatlich geförderte Projekte zur Erprobung 
und Einführung von Oberleitungen für Hybrid- Lkw mit Stromabnehmer auf Autobahnen und 
elektronischen Deichseln für Kolonnenfahrten von Lkw und anderen Nutzfahrzeugen ab. 

• Wir wollen längere Ruhezeiten und bessere Arbeitsbedingungen für Lkw-Fahrerinnen und -Fahrer 
durchsetzen und Straßenverkehrskontrollen ausweiten. 

• Wir wollen die Innenstädte vom Lieferverkehr entlasten. Die Anschaffung von E-Lastenfahrrädern soll 
ebenso gefördert werden wie Kombibusse, die auch Pakete transportieren. 

• Staatliche Hilfen für die Schifffahrt müssen an soziale und ökologische Kriterien geknüpft werden. 
Billigflaggen für deutsche Reedereien wollen wir verbieten. Die Konkurrenz der Häfen muss durch eine 
enge Kooperation abgelöst werden. 

• In die Hoheitsgewässer der EU sollen nur noch mit Diesel oder umweltfreundlicheren Antriebsarten 
betriebene Fracht- und Kreuzfahrtschiffe einfahren dürfen. Die Verwendung von stark 
umweltschädlichem Schweröl würde damit eingeschränkt. 

Flugverkehr reduzieren 

• Wir treten für ein striktes Nachtflug-Verbot von 22 bis 6 Uhr ein, insbesondere für stadtnahe Räume. 
Dieses Nachtflugverbot muss im Bundesluftverkehrsgesetz verankert werden. Flugrouten müssen in 
einem transparenten, öffentlichen, demokratischen und bundesländerübergreifenden Verfahren 
ausgearbeitet werden. 

• Wir wollen den innerdeutschen und innereuropäischen Flugverkehr so weit wie möglich auf die Schiene 
verlagern. Öffentliche Zuschüsse für Flughäfen sollen gestrichen werden. Den sozialen und 
ökologischen Dumpingwettbewerb im Luftverkehr wollen wir unterbinden. Wir wollen eine einheitliche 
Kerosinsteuer in der EU. Auf Flugtickets soll der volle Mehrwertsteuersatz fällig werden. Als 
Sofortmaßnahme wollen wir den Ausbau weiterer Flugkapazitäten sofort beenden. 

Lärm- und Umweltschutz stärken 

• DIE LINKE will Umgebungslärm, Straßen-, Schienen- und Flugverkehrslärm mit einem verbindlichen 
Lärmschutzgesetz regeln und verringern. Die Mittel für den Lärmschutz müssen aufgestockt werden. 
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Lärm macht krank! 

• Der CO2-Grenzwert für Neuwagen in Europa soll ab 2025 deutlich unter 60 Gramm betragen. Wir 
unterstützen den Vorschlag des Bundesrates, ab 2030 nur noch Pkw mit Null CO2-Emission zuzulassen. 
Für die Überwachung der Abgasnormen wollen wir eine neue, unabhängige und schlagkräftige Behörde 
beim Umweltbundesamt ansiedeln. 

• Die Kaufprämie für Elektroautos lehnen wir ab. Stattdessen wollen wir Elektromobilität im 
öffentlichen Verkehr fördern. Zuschüsse für E-Autos sind darüber hinaus sinnvoll für Fahrzeuge, die viel 
unterwegs sein müssen –  z.B. jene von Handwerkern, sozialen Diensten, Taxen. 

• DIE LINKE will den Import von »Biokraftstoffen« verbieten, weil damit Nahrungsmittelproduktion in 
Ländern des globalen Südens verdrängt und Biotope zerstört werden. Regionale Pflanzenölkraftstoffe 
sollten nur im Agrarbereich und beim ÖPNV eingesetzt werden. 

Für eine nachhaltige Agrarwirtschaft und gesunde Nahrungsmittel für alle 

Studien belegen, dass arme Menschen einen kleineren ökologischen Fußabdruck haben als reiche – 
gleichzeitig sind sie aber stärker von Umweltbelastungen betroffen. Umweltgerechtigkeit heißt für uns, 
diese Ungleichheit aufzuheben und gleichzeitig Natur und Tiere zu schützen. Wir wollen eine ökologisch 
verträgliche Lebensweise für alle Menschen ermöglichen und bezahlbar machen. 

Die Agrarwirtschaft wird europaweit immer stärker auf den Export ausgerichtet. Dabei wird 
insbesondere auf die wachsenden Märkte außerhalb der EU gesetzt. Der Export von Agrarrohstoffen 
und Nahrungsmitteln darf nicht länger subventioniert werden. Er trägt zur Zerstörung lokaler 
landwirtschaftlicher Strukturen in vielen Ländern des globalen Südens bei. DIE LINKE wendet sich 
gegen die weitere Globalisierung der Agrarmärkte. Wir wollen die Exportstrategie in der Agrarpolitik 
beenden. Wir wollen eine sozial gerechte und ökologische Landwirtschaft mit dem Schwerpunkt auf 
regionaler Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung stärker fördern. Leitendes Prinzip linker 
Agrarpolitik ist auf das Gemeinwohl orientierte  Landwirtschaft, die auf das internationale Konzept der 
Ernährungssouveränität ausgerichtet ist und einen angemessenen Beitrag zu einer nachhaltigen 
Versorgung mit erneuerbaren Energien leistet. 

• Auch in der Landwirtschaft muss man von der Arbeit gut leben können. Wir setzen uns für gute 
Arbeits- und Einkommensbedingungen in der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft ein und fordern 
gesetzliche Rahmenbedingungen, die einen respektvollen Umgang mit Mensch, Natur und Tier 
sicherstellen. 

• Wir wollen regionale Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen als Gegenstrategie zur Marktmacht 
von Schlachthof-, Molkerei- und Handelskonzernen.  

• Die Hofabgabeklausel wollen wir abschaffen: Sie kommt einem Zwangsverkauf der Höfe für eine 
Minirente gleich.  

• Wir wollen Bodeneigentum für regional verankerte Landwirtschaftsbetriebe und ländliche 
Bevölkerung sichern. Es soll sozial breit gestreut bleiben. Bauernland gehört nicht in Investorenhand.  

• Das wollen wir mit einer umfassenden Reform der ordnungs-, steuer-, förder- und preisrechtlichen 
Regelungen zum Boden angehen. Der Verkauf von landwirtschaftlichen Flächen soll grundsätzlich an 
Landwirtinnen und Landwirte sowie gemeinnützige Landgesellschaften erfolgen – und zwar zu Preisen, 
die dem Ertragswert entsprechen. Dafür schaffen wir eine wirksame Preismissbrauchsgrenze. Für 
Anteilskäufe von Landwirtschaftsbetrieben wollen wir eine bundeseinheitliche Regelung zum 
Genehmigungsverfahren. Die im Grunderwerbssteuergesetz angelegte Möglichkeit zur 
Steuervermeidung schließen wir aus. 

• Wir wollen den Anbau und den Handel mit gentechnisch veränderten Pflanzen verbieten. Das Verbot 
des Klonens von Tieren muss erhalten werden. Wir wollen eine Kennzeichnung von importierten 
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Lebensmitteln, die aus geklonten Tieren und ihren Nachkommen hergestellt werden. Wir wollen den 
Anbau und den Handel mit sowie den Import von gentechnisch veränderten Pflanzen verbieten. Die 
heimische Produktion von Eiweißfuttermitteln wollen wir stärken und den Import für die Tierhaltung 
verbieten. Dieser nimmt landwirtschaftliche Flächen in Anspruch, die in den Exportländern dringend für 
die eigene Ernährung benötigt werden. 

• Wir wollen eine Nutztierhaltung, die flächengebunden, auf die einheimische Nachfrage bezogen und 
tiergerecht ist. Dazu sollen Bestandsobergrenzen für Regionen und Standorte eingeführt werden. 
Formen der Nutztierhaltung mit quälerischen Produktionsweisen und einem hohen Bedarf an 
Antibiotika wollen wir verbieten. Der Einsatz von Antibiotika und Wachstumsmitteln in der Tierzucht 
können zu gesundheitlichen Risiken führen und belasten die Umwelt. Der Einsatz von Antibiotika in der 
Landwirtschaft muss auf zwingend notwendige Behandlungen begrenzt werden, Kontrollen müssen 
verschärft und Verstöße härter bestraft werden. 

• DIE LINKE setzt sich für eine grundliegende Reform der EU-Agrarpolitik ein. Ab der kommenden 
Förderperiode nach 2020 darf es nur noch Geld für konkret nachweisbare öffentliche Leistungen 
geben. Bei der Flächenprämie sollen sozialpflichtige Arbeitskräfte berücksichtigt und Investoren 
ausgeschlossen werden. Mit höheren Erzeugerpreisen wollen wir die Abhängigkeit der 
Landwirtschaftsbetriebe von Fördermitteln reduzieren und über eine gerechte Gewinnverteilung in der 
Wertschöpfungskette sichern, dass Lebensmittel bezahlbar bleiben. 

Wir wollen bezahlbare und gesunde Nahrungsmittel für alle, gerechte Übergänge und nachhaltige 
Zukunftsperspektiven für die Landwirtschaft. Wir fördern bäuerliche, genossenschaftliche und 
ökologische Landwirtschaft statt Agrarkonzerne. 

• Wir wollen den Ökolandbau ausbauen und regionale Produktions- und Verkaufsstrukturen stärker 
fördern. Auch genossenschaftliche Landwirtschaft und bezahlbare Bio-Lebensmittel in der Schul- und 
Kitaverpflegung müssen stärker unterstützt werden. DIE LINKE will  
landwirtschaftliche Betriebe auch in Metropolen erhalten. Dies leistet auch einen Beitrag für kurze 
Wege in der Versorgung mit Nahrungsmitteln. 

• DIE LINKE will Patente auf Leben verbieten. Zur Sicherung der genetischen Vielfalt sollen alte 
Pflanzensorten und Nutztierrassen erhalten und freie Nachbaurechte gesichert werden. 

• Wir wollen Anbausysteme fördern, die Boden, Tiere und Pflanzen besonders berücksichtigen. Besonders 
Nutzinsekten wie Bienen und Hummeln müssen erhalten und gefördert werden. Wir brauchen eine 
Landwirtschaftsforschung, die anwendungsnah, auf Praxis orientiert und ökologisch ist. 

Die Rechte der Verbraucherinnen und Verbraucher stärken 

Unternehmen, Banken und Konzerne sitzen gegenüber Verbraucherinnen und Verbrauchern am 
längeren Hebel und nutzen ihre Macht regelmäßig zum Nachteil der Verbraucherinnen und Verbraucher 
aus. Durch die Liberalisierung und Globalisierung werden neue Märkte geschaffen, die immer 
unübersichtlicher werden. DIE LINKE setzt hier nicht allein auf Transparenz, sondern will die Rechte von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern stärken. Sie verbindet Verbraucherpolitik mit der sozialen Frage, 
denn es sind vor allem Menschen mit geringem Einkommen und Seniorinnen und Senioren, auf die 
windige Geschäftspraktiken abzielen – und denen diese Abzocke im Portemonnaie besonders weh tut. 
Wir wollen eine eigenständige Verbraucherschutzbehörde mit starken Durchsetzungsbefugnissen. Die 
Verbraucherschutzverbände sollen finanziell besser ausgestattet, ihre Rechte sollen gestärkt werden. 
Dazu sollen sie auch Einnahmen des Bundes aus den Geldbußen der Kartellstrafen erhalten. 

• Guter Verbraucherschutz ist auf Hinweisgeber angewiesen, die auf Missstände in Unternehmen, 
Behörden und anderen Einrichtungen aufmerksam machen. Wir brauchen ein Whistleblower-
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Schutzgesetz. Der von der Großen Koalition neu geschaffene Straftatbestand (§ 202d StGB) der 
»Datenhehlerei« stellt den Umgang mit geleakten Daten unter Strafe, ohne Whistleblower und 
Journalistinnen und Journalisten angemessen zu schützen. Wir setzen uns dafür ein, dass dieser 
Straftatbestand angepasst wird, so dass die Presse- und Rundfunkfreiheit gewährleistet wird und 
Whistleblower vor Strafverfolgung geschützt werden. 

• Verbraucherinnen und Verbraucher müssen ein Recht darauf haben, direkt durch das Unternehmen 
über die sozialen und ökologischen Herstellungsbedingungen informiert zu werden. Dazu brauchen wir 
ein starkes Verbraucherinformationsgesetz (nicht beschränkt auf Lebensmittel). 

• Damit sich Verbraucherinnen und Verbraucher gemeinsam gegen Tricks und Irreführungen von 
Unternehmen und Bereicherung auf Verbraucherkosten wehren können, machen wir uns für die 
Einführung von Gruppenklagen stark. 

• Zwei Jahre Gewährleistung für Mängel mit einem Beweisschutz von 6 Monaten sind uns zu wenig. 
Wir wollen die Garantie- und Gewährleistungspflichten verlängern und geplanten vorzeitigen Verschleiß 
gesetzlich verbieten. 

• Unlautere Telefonwerbung, überhöhte Inkassokosten und Kostenfallen beim Telefonieren oder Surfen im 
Internet müssen endlich beendet werden. 

• DIE LINKE will einen Anspruch der Verbraucherinnen und Verbraucher auf kurze, klare und 
vergleichbare Informationen, zum Beispiel bei Kosten von Krediten und Geldanlagen, bei 
Internetangeboten, Versicherungen oder beim Telefonieren. 

• Bei Lebensmitteln muss klar sein, was drin steckt. Deshalb machen wir uns für eine deutliche  
Kennzeichnung der Inhalts- und Zusatzstoffe sowie der Nährwerte stark. Eine zusätzliche, verständliche 
Kennzeichnung mit der »Nährwert-Ampel« soll die Qualitätseinordnung »auf den ersten Blick« 
erleichtern. Wir wollen auch bei verarbeiteten Lebensmitteln eine echte Herkunftskennzeichnung, damit 
regionale Erzeugnisse gestärkt werden. Vegetarische und vegane Lebensmittel sind einheitlich zu 
definieren und zu kennzeichnen. 

• Wir wollen eine schrittweise Einschränkung von Produkt- und Markenwerbung im öffentlichen Raum. 
Sofort fordern wir ein Verbot von Werbung in Schulen und Kitas sowie von beleuchteter Werbung im 
öffentlichen Raum.  

• Verbraucherbildung muss soziale und ökologische Auswirkungen mit einbeziehen.  

• Jede Verbraucherin und jeder Verbraucher muss das Recht darauf haben, selbst zu bestimmen, was 
mit ihren oder seinen Daten geschieht, ohne benachteiligt zu werden. 

• Verbraucherinnen und Verbraucher müssen beim Einkauf im Internet um Zustimmung gebeten 
werden, wenn Daten von ihnen erfasst werden. Zuvor sind sie zu informieren, welche Daten von ihnen 
erfasst und wie diese Daten verwendet werden. 

• Wir wollen den Verbraucherschutz bei Finanzdienstleistungen verbessern (vgl. oben »Finanzmärkte 
schrumpfen«). 

• Wir wollen den Paragraphen zu Diebstahl reformieren: Sich Lebensmittel aus Abfall-Containern zu 
holen, soll nicht mehr strafbar sein.  

Prekäre Beschäftigung und Erwerbslosigkeit, hohe Mieten und Krankheit, um einige der vielen Gründe 
zu nennen, treiben die Menschen unverschuldet in die Armuts- und damit zwangsläufig auch in die 
Schuldenfalle. Die sogenannte Reform des Verbraucher-Insolvenzverfahrens von 2013 hat die Lage der 
Menschen, die in der Schuldenfalle stecken, weiter verschlechtert und nicht verbessert. Wir sagen: raus 
aus der Schulden- und Armutsfalle! Für eine wirkliche, soziale Reform des Verbraucher-
Insolvenzverfahrens. Dazu gehört für uns: 

• Menschen, die schon durchgehend seit mindestens 72 Monaten im »Schuldturm« (öffentliches 
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Schuldnerverzeichnis) eingetragen sind, sollen eine verkürzte vollständige Restschuldbefreiung von 12 
Monaten erhalten. 

• Wir wollen Schulden verhindern, bevor sie entstehen. Dafür wollen wir Schuldnerberatungsstellen 
stärken und eine mobile Schuldnerberatung in ländlichen Gebieten einführen. Wir wollen kostenfreie 
juristische Hilfe für jeden betroffenen Verbraucher ohne Bedingungen. 

Die Vielfalt der Natur und Tiere schützen 

Natur, Umwelt und Klima sind öffentliche Güter und unsere Lebensgrundlage, die es zu schützen gilt. 
Naturschutz- und Biodiversitätsziele müssen zukünftig in andere Politikbereiche integriert werden, um 
den Erhalt von Natur und Biodiversität zu gewährleisten. Dafür müssen die Umweltverwaltungen mit 
mehr Personal ausgestattet werden. 

• Um die Natur nachhaltig zu schützen und biologische Vielfalt zu erhalten, müssen die EU-
Naturschutz-Richtlinien und ihre nationalen Entsprechungen umgesetzt und finanziell gestützt werden. 

• Wir wollen die Umsetzung der »Nationalen Strategie für Biologische Vielfalt« zügig vorantreiben. 
Dafür muss ein länderübergreifend zusammenhängender Biotopverbund geschaffen werden. Öffentliche 
Flächen sollen öffentlich bleiben und bestehende Lücken geschlossen werden. 

• Das Bundesprogramm »Biologische Vielfalt« wollen wir auf mindestens 50 Millionen Euro jährlich 
aufstocken.  

• Wir wollen natur- und umweltzerstörende Subventionen sukzessive abbauen und die freiwerdenden 
Gelder in Natur- und Umweltprogramme investieren. 

• Naturschutzflächen gehören in öffentliche Hand und dürfen höchstens an Naturschutz- und 
Umweltverbände vergeben werden. 

• Das nationale Naturerbe wollen wir sichern und ausweiten – finanziert durch einen Naturerbe-Fonds. 
Auch über diese Flächen hinaus müssen Gebiete zur Wildnis-Entwicklung ausgewiesen werden, um das 
2020-Ziel von zwei Prozent Wildnis zu erreichen. 

• Ausbildungsmethoden und die artgerechte Haltung von Pferden sind durch das Veterinäramt 
regelmäßig zu prüfen. 

• Wildlebende Tiere müssen besser geschützt werden. DIE LINKE will Wilderei und illegalen 
Wildtierhandel bekämpfen. Die Haltung bestimmter Wildtierarten und Dressur von Wildtieren in 
Zirkussen und Delfinarien wollen wir im Sinne des Tierwohls ebenso beenden wie den Handel mit 
Wildfängen auf gewerblichen Tierbörsen.  

• Tierversuche müssen durch Alternativmethoden ersetzt werden. 

• Wir wollen ein Verbot von Lebendtiertransporten, die über das Höchstmaß von vier Stunden 
hinausgehen. Der nächstgelegene Schlachthof soll stets bevorzugt werden. 

• Wir setzen uns für die gesetzliche Verankerung und vollumfängliche Ausweitung der 
Verbandsklagerechte für Umwelt-, Natur- und Tierschutzvereinigungen und Einzelne im Sinne der 
Aarhus-Konvention ein. 

• Der Tierschutz muss gestärkt werden. Das Schreddern von Küken, die Anbindehaltung für Rinder und 
Kühe wollen wir verbieten. Zuchtsauen dürfen im Deck- und Abferkelbereich nicht im Kastenstand 
gehalten werden.  

• Daunen dürfen nicht durch Rupfung von lebenden Tieren gewonnen werden. Den Import von Produkten 
aus Zwangsfütterung (Stopfen) wollen wir verbieten.  

• Der Verkauf und Handel mit echtem Pelz von Tieren zum alleinigen Zweck der Pelzgewinnung soll 
verboten werden. 
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Böden, Wasser und Luft nachhaltig nutzen und schützen  

• Bodenschutz ist Klimaschutz, er ist wichtig für den Wasserkreislauf als Kohlenstoffspeicher  und zur 
Ernährungssicherung. Diese Funktionen reichen über Landesgrenzen hinaus. Deswegen setzen wir uns 
für eine rechtliche Verankerung des Bodenschutzes auf EU-Ebene ein. 

• Die Neuversieglung von Boden muss deutlich verringert werden. Neuversiegelungen dürfen nur 
genehmigt werden, wenn sie mit einer mindestens ebenso großen Flächenentsiegelung in der Region 
einhergehen. Straßenneubau darf es nur bei einem unabhängig ermittelten Bedarf geben. In den 
Regionalplänen müssen Entsiegelungspotenziale erarbeitet werden. 

• DIE LINKE setzt sich ein für die Konkretisierung des Bundes-Bodenschutz-Gesetzes in Anlehnung an 
bestehende DIN-Normen.  

• Wir setzen uns für eine naturnahe Waldwirtschaft und den Waldumbau in Bund, Ländern und 
Gemeinden ein. Das Ökosystem Wald mit seinen vielfältigen ökologischen Schutz- und Filterfunktionen 
muss durch eine abgestimmte Forst- und Jagdpolitik erhalten werden. 

• Wir wollen die Privatisierung von Waldflächen verhindern, der Wald gehört allen. Privatwald soll nach 
Möglichkeit zurückgekauft und in öffentliches Eigentum überführt werden.  

• Wir wollen die Wasserrahmenrichtlinie entschieden vorantreiben. Dazu gehören die Erhaltung bzw. 
Wiederherstellung naturnaher Strukturen, die Reduzierung des Schadstoffeintrags durch Düngemittel 
und Pestizide in Flüsse und Meere und die Sicherung von Auenflächen. Besonders umweltschädliche 
Pestizide wie Glyphosat und Neonikotinoiden sowie von Mikroplastik in Kosmetik und Reinigungs- und 
Pflegeprodukten wollen wir sofort verbieten. Der »Nationale Aktionsplan Pflanzenschutz« (NAP) soll zu 
einem wirkungsvollen Plan zur Reduktion von Pestiziden in Deutschland umgestaltet werden. 

• Das Bundesprogramm »Blaues Band« wollen wir weiterführen, umsetzen und finanziell absichern. 

• Die Umweltbelastung von Gewässern durch unsachgemäße Entsorgung von Human-Arzneimitteln ist 
gefährlich. Wir wollen das Rücknahmesystems von Medikamenten (wieder) einführen. Abwässer aus 
»Hotspots« wie Altenheimen oder Krankenhäusern müssen erfasst und vorgeklärt werden. 

• Es muss ein Fonds einführt werden, um belastete Flächen von Altlasten zu befreien. 

• Wir setzen uns für den Schutz der NATURA2000-Schutzgebiete in Nord- und Ostsee ein. Die 
Schutzgebiete sollen frei von Fischerei, militärischer Nutzung, Ressourcenabbau und sonstigen 
wirtschaftlichen Eingriffen sein. Wir wollen alternative Fangmethoden fördern, um auf grundberührende 
(Schleppnetze) und lebensraumschädliche Methoden zu verzichten, und eine nachhaltige Fischerei mit 
Fangquoten betreiben, die auf wissenschaftlichen Empfehlungen basieren.  

 

Eine Abfallwirtschaft, die Ressourcen schont 

Um die natürlichen Ressourcen zu schützen, wollen wir regionale Wirtschaftskreisläufe fördern und eine 
Ressourcenverbrauchsabgabe für nicht erneuerbare Primärrohstoffe und Einwegverpackungen 
einführen. 

• Die EU-Abfall-Richtlinie muss umgesetzt und das Näheprinzip der Abfallentsorgung und -verarbeitung 
eingehalten werden. Abfallentsorgung muss als Bestandteil der Daseinsvorsorge in die öffentliche 
Hand! 

• Wir wollen ein Pfandsystem für Energiesparlampen, Einwegbecher, Mobiltelefone und Fernseher 
einführen, um die Sammelquoten bei technischen Produkten zu erhöhen. 

• Die Einfuhr von seltenen Rohstoffen, die in Konfliktregionen gefördert werden, wollen wir beenden. 
Deshalb sprechen wir uns für ein Zertifizierungsgebot aus. Die Verordnungen der EU-
Ökodesignrichtlinie müssen auf das Produktdesign erweitert werden, damit leichte Reparaturen durch 
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die Nutzerin oder den Nutzer gewährleistet werden. Zudem unterstützen wir das »Top-Runner-Modell« 
(das effizienteste Gerät zu einem bestimmten Zeitpunkt setzt den neuen Standard) für die Produktion 
von Geräten. 

• Umweltdaten über die Nutzung von stofflichen und energetischen Ressourcen sollen für die gesamte 
Lebenskette eines Produkts erhoben werden. Das Unternehmen muss diese Daten anschließend 
offenlegen. Wir setzen uns dafür ein, dass die Sorgfaltspflicht entlang der gesamten Lieferkette von 
Mineralien aus Konflikt- und Hochrisikogebieten – einschließlich von den Produkten, die diese 
Ressourcen enthalten – eingehalten wird. Unternehmen müssen dazu verpflichtet werden, öffentlich 
darüber Bericht zu erstatten. 

• Kommunen sollen bei der Abfallbeseitigung vor Ort weiterhin eine herausragende Stellung und in 
Sachen Umwelt- und Sozialstandards eine Vorbildfunktion haben. 

• Natur, Umwelt und Klima sind Gemeingüter. Doch der Zugang etwa zu Grünflächen und damit zu 
Bewegungs- und Erholungsmöglichkeiten ist sozial ebenso ungleich verteilt wie die Belastung mit Lärm 
und Schadstoffen. Ungleich verteilt sind auch gesundheitliche Risiken und unterschiedliche 
Lebenserwartungen. Umweltpolitische Maßnahmen müssen auf ihre Auswirkungen hinsichtlich der 
sozialen Verteilung von Chancen und Kosten und am Verursacherprinzip ausgerichtet werden. 
Umweltgerechtigkeit ist nicht nur eine nationale, sondern auch eine internationale Frage. Europäische 
Standards, z. B. des Umwelt- und Verbraucherschutzes, müssen erhalten und erweitert werden. 
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XV. Nein zum Krieg. Für eine demokratische und gerechte Welt 

DIE LINKE ist die Partei des Friedens. Wir haben als einzige Partei und Fraktion im Deutschen 
Bundestag den Auslandseinsätzen der Bundeswehr nicht zugestimmt und werden es auch in Zukunft 
nicht tun. Wir kämpfen für konsequente Abrüstung und wollen den Export und die Produktion von 
Waffen und Rüstungsgütern verbieten. Die Umbrüche in der Weltordnung, die Militarisierung von 
weltweiten Konflikten, die Aufrüstungspolitik der EU und ihrer Mitgliedsstaaten  machen diese 
Forderungen dringlicher denn je. Mit den Geflüchteten ist für viele Menschen erlebbar geworden: Die 
Welt von heute kennt kein Außen mehr, wir leben alle in derselben Welt. Im Inneren bedroht die 
gewollte Aufrüstung – besonders unter den Bedingungen der »Schuldenbremse« – den Bestand bzw. 
nötigen Ausbau des Sozialstaates. Nach Außen deformieren Krieg, Waffenexport und Militarisierung die 
zivile, soziale und demokratische Entwicklung vieler Länder. Viele Menschen sind besorgt und 
verunsichert durch Krieg und  Terrorismus und eine drohende militärischen Konfrontation zwischen den 
NATO-Staaten bzw. den USA und Russland. Waffenexporte, Freihandel und Direktinvestitionen, 
Konkurrenz um knappere Ressourcen und Folgen der Klimakatastrophe führen zu Aufständen, 
kriegerischen Auseinandersetzungen und Fluchtbewegungen über die Kontinente. Seit 16 Jahren führen 
die USA und die NATO mit Beteiligung Deutschlands einen Krieg um  Einflussnahme und Zugriff auf die 
Ressourcen in Zentralasien und dem Nahen Osten. Die Kriege in Afghanistan und dem Irak haben zur 
Destabilisierung der Regionen geführt und das Entstehen des »Islamischen Staates – Daesh« 
begünstigt. Dieser angebliche »Krieg gegen den Terror« ist gescheitert. Auch Russland führt in Syrien 
einen »Anti-Terror-Krieg«. Der »Krieg gegen den Terror« hat vielen Menschen das Leben gekostet und 
noch mehr Gewalt hervorgebracht. Die Mehrzahl der Opfer dieses Krieges sind keine »Terroristen«. Der 
Terror wurde nicht besiegt, sondern in viele weitere Länder auf dem gesamten Globus, auch  nach 
Europa geholt. 

In den Ländern, in denen der »Krieg gegen den Terror« geführt wird, wie Afghanistan, Pakistan  oder 
Irak, hat er die Gesellschaften zerstört. Er hat die bekämpften Gruppen wie Taliban und Al Kaida kaum 
geschwächt oder ihren Terror gegen die Zivilbevölkerung wirksam unterbunden, sondern andere 
Gruppen wie den »Islamischen Staat - Daesh« überhaupt erst stark gemacht. Deutschland ist eines der 
reichsten Länder der Welt und hat Macht und Einfluss auf diese Entwicklungen. Im Weißbuch der 
Bundeswehr wird der Anspruch erhoben, die globale Ordnung – auch militärisch – aktiv mitzugestalten, 
vor dem Hintergrund der »wirtschaftlichen, politischen und militärischen Bedeutung« Deutschlands.  

DIE LINKE wird ein Motor für eine globale Gerechtigkeit sein, wir stellen uns gegen die Pläne der 
Bundesregierung für Aufrüstung und Weltmachtpolitik. Wenn die Regierung von »deutscher Verantwortung 
in der Welt« spricht, sagen wir: Das muss eine Verantwortung für Abrüstung und friedliche 
Konfliktlösungen sein. Um Krieg und Gewalt zu beenden und allen Menschen ein gutes Leben zu 
ermöglichen, müssen globale friedliche und kooperative Lösungen gefunden werden. Das geht nur, 
wenn Konflikte friedlich gelöst werden, wenn konsequent abgerüstet und die Weltwirtschaftsordnung 
gerecht organisiert wird – und mit internationaler Solidarität. 

Alle Menschen haben ein Recht auf Schutz vor Tod, Folter, Verfolgung und Diskriminierung. Ein Blick 
nach Syrien, Irak, Afghanistan oder auf die zahlreichen Kriege und Konflikte auf dem afrikanischen 
Kontinent zeigen: Es ist schlecht bestellt um diese Menschenrechte. In Syrien haben Groß- und 
Regionalmächte sowie das Assad-Regime und terroristische Organisationen  eine der größten 
humanitären Katastrophen  seit dem 2. Weltkrieg zu verantworten: Millionen Menschen sind auf der 
Flucht, Hunderttausende müssen hungern. Wir brauchen eine aktive Friedenspolitik! Die Vorherrschaft 
des Militärischen muss beendet werden. Wir wollen alle deutschen Soldatinnen und Soldaten aus den 
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Auslandseinsätzen zurückziehen und Rüstungsexporte verbieten. Das sind wichtige erste Schritte auf 
diesem Weg. Ein weiterer Schritt ist die Konversion der Rüstungsindustrie. Wir setzen auf die Stärkung 
zivilgesellschaftlicher Initiativen und völkerrechtlicher Mechanismen einer nichtmilitärischen 
Konfliktlösung – statt einer imperialen Politik des »RegimeChange«, statt Drohnenkriegen und 
Militäreinsätzen. In allen Ländern müssen die Bevölkerungen das Recht haben, über ihre 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung selbst zu bestimmen. Wir streiten für das Recht auf 
soziale und individuelle Sicherheit sowie Schutz vor Gewalt für alle Menschen auf der Welt. 

Konflikte friedlich lösen – Auslandseinsätze beenden 

Krieg und die Androhung militärischer Gewalt können keine Mittel einer friedensstiftenden Politik sein. 
Die friedliche Prävention und frühzeitige Lösung von potenziell kriegerischen Konflikten müssen im 
Zentrum der deutschen Außenpolitik stehen. Wir wollen, dass sich Deutschland an das Völkerrecht und 
die universellen Menschenrechte in ihrer Gesamtheit der bürgerlichen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte hält. Wenn die Bundesregierung dagegen von »mehr Verantwortung« in Europa und 
der Welt spricht, meint sie damit die Durchsetzung geopolitischer Interessen, Auslandseinsätze der 
Bundeswehr und mehr Geld für Rüstungsprojekte. 

Die Bundesregierung verfolgt eine gefährliche Politik der Militarisierung der deutschen und europäischen 
Außenpolitik. Deutschland droht, nicht erst seit der Wahl von US-Präsident Trump, eine neue, führende 
Rolle in der militärischen Sicherheitsarchitektur der Welt(un)ordnung und innerhalb der Europäischen 
Union zu übernehmen. Obwohl der deutsche Militärhaushalt in den letzten fünfzehn Jahren deutlich 
angestiegen ist, fordert das Verteidigungsministerium bis 2030 rund 130 Milliarden Euro für die 
Modernisierung bestehender Waffensysteme und die Aufrüstung neuer Rüstungsprojekte. Statt 
momentan 1,2 Prozent des Bruttoinlandproduktes pro Jahr für Militärisches auszugeben, fordert die 
NATO sogar zwei Prozent des BIP. Die Bundesregierung will das größte Aufrüstungsprogramm der 
vergangenen zwei Jahrzehnte auflegen. Auslandseinsätze der Bundeswehr haben zugenommen: 1992 
bis 2016 haben sie mindestens 17,2 Milliarden Euro gekostet. Eine verantwortungsvolle Außenpolitik 
sieht anders aus: Verantwortung für den Frieden heißt für DIE LINKE, internationale Verantwortung zu 
übernehmen für ein kooperatives Verhältnis der Staaten und ihrer Bevölkerungen in einer 
demokratischen Weltgemeinschaft. Eine Politik der Dominanz und Hegemonie einzelner Staaten weisen 
wir zurück. Aus diesen Gründen lehnen wir Auslandseinsätze der Bundeswehr ab. 

• Die Bundeswehr muss aus allen Auslandseinsätzen zurückgezogen werden und darf nicht in neue 
Auslandseinsätze entsandt werden. 

• Die Mittel, die heute für militärische Interventionen ausgegeben werden, sollen umgewidmet werden 
für zivile Aufbau- und Friedenssicherungsprogramme und die Entwicklungszusammenarbeit: Wir wollen 
die Mittel der Auslandseinsätze für ein friedliches Zukunftsprogramm einsetzten. 

• Wir lehnen es ab, dass deutsche Soldatinnen und Soldaten andere Armeen ausbilden, die dann 
ihrerseits direkt oder indirekt an Kriegshandlungen beteiligt sind.  

• DIE LINKE lehnt eine weitere Erhöhung des Rüstungsetats ab.  

• Wir wenden uns gegen eine militärische Komponente im Europäischen Auswärtigen Dienst. 

• Wir wollen die Beteiligung von Bundes- und Länderpolizeien an internationalen Polizeieinsätzen 
beenden, die der Unterstützung von Kriegen und autoritären Regimen dienen. Eine Zusammenarbeit im 
Sicherheitsbereich mit autoritären Regimen zur Flucht- und Migrationsabwehr lehnen wir ab. 

• Wir setzen uns für ein Ende der aktuellen Militärberatungsmissionen ein. Sie heizen weltweit 
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Konflikte an, statt sie zu entschärfen. 

Eine Vermischung von zivilen und militärischen Maßnahmen lehnen wir ab. Mit »zivil-militärischer 
Kooperation« und »vernetzter Sicherheit« wird die Militarisierung der Außenpolitik verschleiert. Die 
Einbindung von Entwicklungszusammenarbeit und humanitärer Hilfe in sicherheitspolitische 
Konzeptionen – wie etwa in Afghanistan geschehen – verhindert nicht nur soziale Entwicklung in diesen 
Ländern. Sie widerspricht auch dem zivilgesellschaftlichen Auftrag von Nichtregierungsorganisationen. 
Die internationale Hilfe darf niemals Teil einer militärischen Strategie sein, sondern muss sich allein an 
dem Gebot der Hilfe für die von Hunger und Krieg betroffenen Bevölkerungen orientieren. 

Wir wollen Politik auf gewaltlose, soziale und proaktive Friedensförderung ausrichten. Die Beteiligung 
und der Schutz der lokalen Bevölkerung stehen dabei im Zentrum. 

• Projekte zum Ausbau der zivilen Konfliktbearbeitung wollen wir umfassend fördern. 

• Wir wollen die Mittel für den Zivilen Friedensdienst, der Fachleute in Konfliktgebiete entsendet, bis 
2020 verdoppeln. Zusätzlich wollen wir einen europäischen Zivilen Friedensdienst ins Leben rufen und 
die Länder Afrikas bei der Einrichtung eines afrikanischen Zivilen Friedensdienstes unterstützen. Das 
kann aus einem Teil der Gelder finanziert werden, die bisher für Militärausbildungsmissionen 
ausgegeben werden. 

• Wir wollen Zivilklauseln in den Gesellschafterverträgen der Durchführungsorganisationen der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit verankern. 

• Wir wenden uns entschieden gegen den Einsatz der Bundeswehr im Innern. 

• DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass rechtextremes Gedankengut und die Pflege der 
Wehrmachtstraditionen in der Bundeswehr restlos aufgedeckt und bekämpft werden. 

Frieden schaffen ohne Waffen: Rüstungsexporte verbieten.  

Unsere internationale Politik zielt auf Frieden, Abrüstung und Entmilitarisierung. Derzeit ist Deutschland 
der weltweit drittgrößte Exporteur von Waffen. Jede Waffe, die aus Deutschland exportiert wird, dient 
der Aufrüstung eines anderen Landes. Waffenexporte fördern Unterdrückung und machen es möglich, 
dass anderswo in der Welt Konflikte gewaltsam ausgetragen und Kriege geführt werden. 

• Als ersten Schritt wollen wir alle Exporte von Kleinwaffen und Waffenfabriken verbieten. Mit diesen 
sogenannten Kleinwaffen – darunter Sturmgewehre und Maschinenpistolen – werden die meisten 
Menschen in den Kriegen dieser Welt getötet. Sie sind die Massenvernichtungswaffen des 21. 
Jahrhunderts. 

• Rüstungsexporte dürfen nicht mehr mit Steuergeldern unterstützt werden – weder durch die 
staatliche Absicherung mit Hermesbürgschaften noch durch Ausbildungsunterstützung oder über 
andere Wege. 

• Software und Geräte, mit denen Internetnutzerinnen und -nutzer verfolgt und Internetsperren 
errichtet werden können, dürfen nicht exportiert werden.  

Unser Ziel ist, dass Rüstungsexporte verboten werden und die gesamte Rüstungsproduktion in der 
Bundesrepublik Deutschland eingestellt wird. Wir wollen mit gesellschaftlichen Partnerinnen und 
Partnern aus Gewerkschaften, Friedensbewegung und Kirchen Konversionsprogramme für die 
Beschäftigten in der Rüstungsindustrie entwickeln, um neue Arbeitsplätze zu schaffen. Ein 
umfassendes Produktionsverbot ist das beste Mittel zur Eindämmung und Verhinderung von 
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Rüstungsexporten. 

• Die Forschung zur Rüstungskonversion, also zur Umstellung von militärischer auf zivile Produktion, 
soll sowohl durch öffentliche Gelder als auch durch die davon betroffene Privatwirtschaft und ihre 
Verbände finanziert werden. 

• DIE LINKE fordert ein Beteiligungsverbot deutscher Unternehmen an internationalen oder 
ausländischen Rüstungsunternehmen. 

• Mit Unterstützung der Bundesregierung verwandelt die islamistische Diktatur in Saudi-Arabien den 
Jemen in einen Ort des Schreckens. DIE LINKE fordert einen sofortigen Stopp der Rüstungslieferungen 
sowie der geplanten Ausbildung saudischer Militärs durch die Bundeswehr. Deutsche 
Rüstungsunternehmen wie Rheinmetall müssen gezwungen werden, ihre Rüstungsproduktion in Saudi-
Arabien einzustellen. 

• Wir beteiligen uns an der Bewegung für Zivilklauseln an den Hochschulen bundesweit. 

• DIE LINKE unterstützt die Initiative für ein so genanntes Zivilsteuergesetz. Damit wäre, entsprechend 
des Gewissensschutzes, die Möglichkeit gegeben, dass jede Bürgerin und jeder Bürger die Möglichkeit 
hätte, einer Verwendung seiner Steuern für militärische Zwecke zu widersprechen. 

Zur Vision einer Welt ohne Massenvernichtungswaffen gehört auch konsequente Abrüstung im eigenen 
Land. 

• Die letzten noch in Deutschland stationierten US-Atomwaffen müssen sofort abgezogen und 
vernichtet werden. 

• Es dürfen keine modernisierten Atomwaffen in Deutschland stationiert und keine Mittel für die 
Modernisierung der Trägerflugzeuge für den Einsatz von Atomwaffen bereitgestellt werden. Die 
sogenannte Nukleare Teilhabe wollen wir beenden. 

• Vom Boden der Bundesrepublik Deutschland aus dürfen keinerlei militärische Drohneneinsätze in 
anderen Ländern koordiniert oder geleitet werden. Die militärischen Standorte in Deutschland, die 
derzeit an solchen Drohnenkriegen beteiligt sind – wie Ramstein, das AFRICOM und das EUCOM - 
müssen geschlossen werden. 

• Deutschland muss endlich seine Verpflichtungen aus dem Nichtverbreitungsvertrag von 1968 
erfüllen. 

• DIE LINKE tritt auch in der nächsten Legislaturperiode für eine vertragliche Ächtung von Atomwaffen 
weltweit ein. 

• Die Bundeswehr oder die Polizeien des Bundes und der Länder dürfen keine Drohnen anschaffen, die 
gegen Menschen gerichtet sind (im Kampf oder zur Überwachung) oder sich am Betrieb solcher 
Systeme im Ausland beteiligen. Wir wollen alle unbemannten und vollautonomen Kampfsysteme 
(bewaffnete Drohnen und Kampfroboter) im Rahmen einer internationalen Konvention ächten. 

• Die Rekrutierung von Minderjährigen durch die Bundeswehr muss beendet werden. Wir wollen keine 
Rekrutierungskampagnen im öffentlichen Raum. 

• Wir lehnen die Offensivstrategie der Bundeswehr im Cyber-Raum ab – die Abwehr dieser Gefahren 
ist Sache von Strafverfolgungsbehörden des Inneren, nicht der Armee. 

• Alle ausländischen Militärbasen in Deutschland müssen geschlossen werden. Entsprechende 
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Verträge, auch mit den USA im Rahmen von Aufenthaltsvertrag und dem Zusatzabkommen zum NATO-
Truppenstatut, werden gekündigt. Die Infrastruktur in der Bundesrepublik darf nicht genutzt werden, 
um völkerrechtswidrige Kriege und menschenrechtswidrige Maßnahmen wie die Verschleppung von 
Gefangenen zu ermöglichen. 

• Keine Bundeswehr in Bildungseinrichtungen und auf Ausbildungsmessen! (vgl. Kapitel VIII »Gute 
Bildung«) 

Fluchtursachen bekämpfen – nicht Flüchtlinge!  

Über 65 Millionen Menschen sind auf der Flucht vor Kriegen, Bürgerkriegen und Verfolgung. Die 
meisten kommen nicht nach Europa, sondern suchen Zuflucht in den Nachbarländern ihrer Heimat. Die 
internationale Flüchtlingshilfe ist unterfinanziert. Die Bundesregierung und die EU müssen die 
finanziellen Mittel für die Flüchtlingshilfe, vor allem für das UNHCR, erheblich anheben. Große 
Flüchtlingslager, in denen Geflüchtete über viele Jahre untergebracht werden, schaffen Probleme, statt 
sie zu lösen. Deshalb müssen die Bundesregierung und die EU ihre Flüchtlingspolitik darauf ausrichten, 
den Geflüchteten die Möglichkeiten zur Arbeit und Integration in den Zufluchtsländern zu eröffnen. 

DIE LINKE will die Ursachen von Flucht und Vertreibung bekämpfen, anstatt Flüchtende zu bekämpfen 
und deren Fluchtwege zu blockieren. Im Zentrum steht das Recht, nicht migrieren zu müssen. 
Fluchtursachen sind vielfältig. Fast immer hängen sie mit der weltweiten Ungleichheit zwischen Arm 
und Reich zusammen. Diese Ungleichheit wächst durch Ausbeutung in unfairen Handelsbeziehungen, 
das Erstarken der großen Agrarkonzerne, rücksichtslos agierende transnationale Konzerne und den 
durch die Industrieländer in erster Linie zu verantwortenden Klimawandel. Die Bundesrepublik 
Deutschland stützt und verschärft oft bestehende Konflikte - indem Waffenexporte in Krisengebiete 
genehmigt und indem selbst undemokratische Regime unterstützt werden, nur damit sie Fluchtwege 
versperren (vgl. Kapitel XVI »Für ein Europa der Menschen«). 

DIE LINKE kämpft für eine solidarische, gerechte Weltwirtschaftsordnung, gegen Krieg und 
Rüstungsexporte, gegen Landraub, für faire Produktionsverhältnisse, für Demokratie und 
Menschenrechte, weltweit. Geflüchtete sollen das Recht auf soziale, kulturelle und demokratische 
Teilhabe in unserem Land haben. 

Soziale Gerechtigkeit weltweit – solidarische Zusammenarbeit stärken 

DIE LINKE ist die Partei der internationalen Solidarität. Die acht reichsten Menschen auf der Welt 
besitzen mehr als die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung. Weltweit hungern über eine Milliarde 
Menschen, mehr als zwei Milliarden leben von weniger als zwei Dollar am Tag. Die wenigen Reichen 
werden immer reicher. 

Gerechtigkeit in den internationalen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen ist eine direkte Prävention 
gegen Armut, Gewalt und Krieg. Wir wollen den Reichtum radikal umverteilen und die ungerechten 
weltweiten Handels- und Wirtschaftsbeziehungen so verändern, dass alle Menschen sich sozial, 
kulturell und politisch entfalten können. Hierfür bilden die Nachhaltigen Entwicklungsziele (SDG) der 
UNO eine wichtige Grundlage. Um sie zu erreichen, braucht es einen politischen und wirtschaftlichen 
Richtungswechsel. Die deutsche und europäische »Entwicklungshilfe« ist oftmals an erpresserische 
»Strukturreformen« geknüpft und untergräbt eigenständige Entwicklung. 

• Wir setzen uns für eine Neuausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit ein. Sie muss auf die 
Interessen und Bedürfnisse der unterstützten Länder ausgerichtet sein und sich am Gedanken von 
Gerechtigkeit, Solidarität und der nachhaltigen Entwicklung orientieren. Sie muss ein Instrument 
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globaler Umverteilung im Sinne sozialer Gerechtigkeit sein und darf nicht als Instrument der 
Einmischung sowie als ein Druckmittel zugunsten der wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen 
Interessen der Geberländer und internationaler Konzerne missbraucht werden. 
Entwicklungszusammenarbeit muss den unterstützten Ländern dabei helfen, ihre Vorstellungen von 
einer eigenständigen, souveränen Entwicklung umzusetzen. 

• Wir lehnen eine Verknüpfung von Entwicklungsgeldern und andere Fördermittel mit Maßnahmen des 
Grenzschutzes und der Migrationskontrolle ab.  

• Wir treten für eine vorrangig öffentliche Entwicklungsfinanzierung auf allen Ebenen ein, wollen den 
undemokratischen Einfluss privater Stiftungen in der Entwicklungszusammenarbeit beenden und 
lehnen öffentlich-private Partnerschaften mit deutschen Firmen als gescheitertes Modell ab. 

• Deutschland soll sich mindestens auf die Umsetzung der Nachhaltigen Entwicklungsziele der UNO 
(SDG) verbindlich verpflichten. Die deutschen Gelder für Entwicklungszusammenarbeit müssen endlich 
auf die international zugesagten 0,7 Prozent des Bruttoinlandsproduktes angehoben werden. 

Statt an der Politik von ungleichen Handelsbeziehungen festzuhalten, sollte deutsche Außenpolitik an 
der Schaffung einer globalen sozialen Infrastruktur mitwirken, die allen Menschen auf dieser Welt den 
Zugang zu Bildung, Gesundheit, Arbeit und einem selbstbestimmtes Leben in Würde und sozialer 
Sicherheit ermöglicht. 

Den geplanten Freihandelsabkommen TTIP, CETA und TiSA setzen wir mit hunderttausenden von 
Menschen unseren Widerstand entgegen. Das gleiche gilt für die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
(EPA) mit den AKP-Staaten und andere unfaire Handelsabkommen der EU mit den Ländern des globalen 
Südens. Diese Abkommen sollen Märkte öffnen und Privatisierungen zementieren. Wir brauchen einen 
gerechten Welthandel und eine neue gerechte Weltwirtschaftsordnung, die hohen ökologischen und 
sozialen Standards gerecht werden: 

• Wir treten dafür ein, dass das globale Recht auf Nahrung umgesetzt wird. Landraub (land grabbing) 
und die Spekulation mit Nahrungsmitteln müssen verboten werden. Wir wollen Ernährungssouveränität 
fördern statt der Zusammenarbeit mit der Agroindustrie. 

Wir setzen uns dafür ein, dass Rohstoffe angemessen bezahlt und ihre Verarbeitung und Wertschöpfung 
in den Herkunftsregionen gezielt gefördert werden. Dazu müssen die Länder des Südens entgegen den 
Freihandelsdiktaten die lokalen und regionalen Märkte vor Billigimporten und die Weiterverarbeitung im 
Land durch Ausfuhrzölle schützen können. 

• Wir fordern ein gerechtes internationales Steuersystem und die Trockenlegung von Steueroasen, um 
transnationale Konzerne stärker an der Entwicklung der Länder zu beteiligen, von deren Ausbeutung sie 
massiv profitieren. Durch Steuerflucht und Steuervermeidung verlieren die Länder des Südens jährlich 
100 Milliarden Dollar - weit mehr, als sie umgekehrt an Entwicklungsgeldern erhalten -, die für die 
öffentliche Entwicklungsfinanzierung dringend gebraucht werden. 

• Wir setzen uns dafür ein, dass der Aufbau öffentlicher sozialer Sicherungssysteme in den Ländern 
des Südens unterstützt wird. 

• Auf UN-Ebene wollen wir einen Kompensationsfonds für die Folgen von Klimawandel und 
Kolonialismus einrichten, der von den Industriestaaten finanziert wird. Zusätzlich fordern wir einen 
solidarischen Wissens- und Technologietransfer für eine Energiewende in den Ländern des Südens. Die 
Klimafinanztransfers Deutschlands sollen bis 2020 auf sieben Milliarden Euro jährlich ansteigen und 
zum Großteil zusätzlich zur Entwicklungszusammenarbeit bereitgestellt werden. (vgl. Kapitel XIV 
»Menschen und Natur vor Profite«). 
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• Wir wollen die deutschen Konzerne verpflichten, weltweit die sozialen und ökologischen Standards 
einzuhalten und die demokratischen Rechte zu wahren. Die Einfuhr von Produkten aus Kinderarbeit 
wollen wir verbieten. 

• Wir setzen uns für verbindliche Regeln für multinationale Unternehmen ein. Deshalb unterstützen wir 
den sogenannten Treaty-Prozess der Vereinten Nationen, der ein weltweites Unternehmensstrafrecht 
einführen will und von den EU-Staaten, einschließlich Deutschlands, bisher blockiert wird. Beschäftigte 
sollen gegen Konzerne auch an deren Heimatstandorten klagen können. 

• Wir wollen, dass deutsche Firmen ihre Zulieferer und deren Arbeitsbedingungen offenlegen  
müssen. Sie haben eine – auch menschenrechtliche - Sorgfaltspflicht entlang der gesamten Lieferkette. 
Das gilt für die Rohstoffe wie für die Produktion selbst, für die Baumwolle in T-Shirts wie für die 
Arbeitsbedingungen der Näherinnen und Näher. 

• Wir unterstützen Bemühungen der eigenständigen regionalen Integration, wie zum Beispiel ALBA und 
CELAC in Lateinamerika, sowie eine gleichberechtigte und solidarische Süd-Süd-Kooperation. 

• Wir setzen uns für die vollständige und bedingungslose Aufhebung der US-Blockade gegen Kuba ein, 
inklusive der Drittstaatenregelung der US-Blockade. Wir unterstützen die Normalisierung der 
Beziehungen zu Kuba und fordern eine gleichberechtigte, solidarische Zusammenarbeit. 

• Wir verurteilen die Destabilisierungsversuche der Europäischen Union (EU) und der Organisation 
Amerikanischer Staaten (OAS) gegen Venezuela. Wir fordern, dass der Handelskrieg gegen die 
Wirtschaft des Landes und gegen die Versorgung der Bevölkerung eingestellt wird. Wir treten solchen 
Versuchen auf internationaler Ebene energisch entgegen. Die sozialen Veränderungen, die durch die 
linken Regierungen in Lateinamerika in Gang gesetzt wurden, haben Millionen Menschen wirtschaftliche 
Perspektiven und demokratische Teilhabe ermöglicht. Wir unterstützen die linken Regierungen und die 
selbstbestimmten regionalen Integrationsprozesse in Lateinamerika. 

Das internationale Recht stärken 

DIE LINKE ist die Partei des Völkerrechts. Wir sehen in den Vereinten Nationen das zentrale Organ für 
die friedliche Verständigung zwischen den Staaten und Gesellschaften. Das Gewaltverbot, wie es die 
UNO-Charta vorsieht, muss gestärkt werden. Wir stellen uns gegen jeden Versuch, Menschenrechte 
gegen das Völkerrecht auszuspielen und sie als Kriegsbegründung zu missbrauchen, wie es alle 
Bundesregierungen der letzten knapp 20 Jahre getan haben. Menschenrechte sind universell und 
unteilbar. Alle Menschenrechte – einschließlich der sozialen, kulturellen und ökologischen – müssen 
uneingeschränkt und weltweit für alle Menschen gelten. 

• Die Bundesregierung muss das Zusatzprotokoll zum Internationalen Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte unterzeichnen, das Einzelpersonen bei Verletzung dieser Menschenrechte 
den Beschwerdeweg bei den Vereinten Nationen ermöglicht.  

Wir wollen die Vereinten Nationen stärken und demokratisieren. Die Generalversammlung, in der alle 
Mitglieder der Vereinten Nationen vertreten sind, muss mehr entscheiden können. Die 
Zusammensetzung und die Kompetenzen des UN-Sicherheitsrates gehören auf den Prüfstand. 

Die zivilen UN-Gremien müssen effizienter gestaltet, finanziell besser gestellt und politisch gestärkt 
werden. Die Mittel des UNO-Hilfswerks und des Welthungerprogramms müssen ausreichend erhöht 
werden. Wir lehnen die Militarisierung der UN ab. Wir setzen auf die Entwicklung multi- und 
supranationaler Instrumente der Friedenssicherung und demokratischer Konfliktprävention. Fragen der 
globalen wirtschaftlichen Entwicklung müssen in den Gremien der Vereinten Nationen wie dem 
Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) und der Konferenz für Handel und Entwicklung (UNCTAD) 
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verhandelt werden – und nicht in selbst ernannten Zirkeln wie den G8 oder den G20. Einen ständigen 
deutschen Sitz im UN-Sicherheitsrat lehnen wir ab. 

Für eine europäische Friedens- und Entspannungspolitik 

Ein geeintes soziales Europa kann nur als ein Projekt des Friedens eine wirkliche, demokratische 
Zukunft haben (vgl. Kapitel XVI »Für ein Europa der Menschen«). Die NATO dehnt ihren Einflussbereich 
bis an die Westgrenze Russlands aus. Der Beitritt weiterer Länder zur NATO wie Georgien, der Ukraine 
oder Mazedonien würde die Spannungen mit Russland weiter anheizen. Viele Menschen in unserem 
Land sind beunruhigt wegen der Verschlechterung der Beziehungen Deutschlands und der EU zu 
Russland. Von einem gemeinsamen Haus Europa, von der Friedensdividende nach dem Ende des Kalten 
Krieges, spricht heute keiner mehr. Stattdessen findet mitten in Europa, in der Ukraine, ein heißer Krieg 
statt. Zwischen der EU und Russland bestimmen Sanktionen und Gegensanktionen das Bild. Wo 
Abrüstung geboten wäre, dominiert auf beiden Seiten verbale und militärische Aufrüstung. Diplomatie 
und militärische Zurückhaltung sind ins Abseits geraten. Wir halten diese Konfrontationspolitik für fatal. 

DIE LINKE wendet sich dagegen, EU-Beitrittsverhandlungen mit autoritären Regimen wie im Falle der 
Türkei zu intensivieren. Wir treten für eine radikale Wende der deutschen und europäischen 
Türkeipolitik ein. Wir stehen an der Seite der Demokraten in der Türkei und fordern einen sofortigen 
Stopp der Rüstungsexporte und der Lieferungen von Rüstungsfabriken. DIE LINKE setzt sich für die 
Freilassung der politischen Gefangenen in der Türkei ein und steht allen Versuchen, dem türkischen 
Staatspräsidenten Erdogan unter die Arme zu greifen, wie mit einer Erweiterung der Zollunion, 
entgegen. 

DIE LINKE tritt für die Stärkung der OSZE als wichtigem Format der gesamteuropäischen Kooperation 
ein. Um dies zu erreichen, muss als Erstes eine Vereinbarung getroffen werden, keine neuen Mitglieder 
in die NATO aufzunehmen. Wir wollen eine neue, auf Entspannung orientierte Ostpolitik. Sicherheit in 
Europa kann nur Sicherheit mit und nicht gegen Russland sein. Das muss die sicherheitspolitische 
Orientierung von europäischem und deutschem Handel werden. Militärmanöver oder Pläne zur 
Stationierung von Waffensystemen entlang der russischen Westgrenze heizen Konflikte an. Wir setzen 
uns gegen Militärmanöver ein. Den Einsatz und die Stationierung deutscher Soldaten in den 
osteuropäischen Staaten wollen wir unterbinden. Das NATO-Rüstungsziel von zwei Prozent des BIP 
lehnen wir ab. Wir wollen die NATO auflösen und durch ein kollektives Sicherheitssystem unter 
Einbeziehung von Russland ersetzen, das auf Abrüstung zielt. Wir wollen, dass die Bundeswehr dem 
Oberkommando der NATO entzogen wird und die Bundesrepublik aus den militärischen Strukturen des 
Bündnisses austritt. 

• DIE LINKE fordert, dass der Paragraph 80 StGB wieder eingeführt wird, der die »Vorbereitung eines 
Angriffskrieges« verbietet.  

• Als ersten Schritt wollen wir eine konventionelle Rüstungskontrolle in Europa nach dem Vorbild des 
AKSE-Vertrags (Angepasster Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa). 

• Wir lehnen neue NATO-Kriegsbeteiligungen wie in Syrien und im Irak ab. Die deutsche Beteiligung an 
NATO-Kriegen wie in Afghanistan muss eingestellt werden. 

• Wir wollen die US- und NATO-Infrastruktur in Deutschland beseitigen, die für den Aufmarsch gegen 
Russland, eine verheerende Regime Change-Politik sowie ganz allgemein für Interventionskriege genutzt 
wird. 

• Einen NATO-Raketenschild lehnen wir ab. 

• Wir wollen den Umbau der Bundeswehr zu einer Einsatzarmee stoppen. Alle offensivfähigen 
Waffensysteme müssen abgerüstet werden. 
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• DIE LINKE setzt sich für eine schrittweise Abrüstung der Bundeswehr. 

• DIE LINKE verfolgt langfristig das Ziel eines Deutschlands und eines Europas ohne Armeen und einer 
Welt ohne Kriege. Im Zuge der Verkleinerung der Bundeswehr muss ihren Angehörigen eine Perspektive 
in zivilen Berufen eröffnet werden. Umschulungen, Aus- und Weiterbildungen werden unterstützt. 

• DIE LINKE fordert ein Verbot von militärischen Sicherheits- und Söldnerfirmen. Die Bundesregierung 
darf sie nicht beauftragen oder unterstützen.  

• DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass der 8. Mai als internationaler Tag des Gedenkens an die 
Befreiung vom Faschismus zum gesetzlichen Feiertag erklärt wird.  

In Zeiten der globalen Verwerfungen und Krisen muss sich linke Politik von dem Auftrag leiten lassen, ein 
menschenwürdiges Zusammenleben zu ermöglichen. Frieden ist mehr als die Abwesenheit von Krieg. 
Frieden bedarf einer Politik, die allen Menschen über die Ländergrenzen hinweg ein Leben in Würde, 
Anerkennung und sozialer Gerechtigkeit ermöglicht. Eine lebendige Demokratie bedarf der gemeinsamen 
Suche nach Alternativen. Wir stellen uns den zahlreichen Akteuren und multilateralen Verpflichtungen der 
internationalen Politik, um nachhaltige Transformationsprozesse für eine verlässlichere und friedlichere 
Welt zu eröffnen. DIE LINKE wird sich nicht an einer Regierung beteiligen, die Aufrüstung und Militarisierung 
vorantreibt, die Kriege führt oder Kampfeinsätze der Bundeswehr im Ausland zulässt. 
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XVI. Für ein Europa der Menschen statt der Banken und Konzerne 

Die Europäische Union ist in einer grundlegenden Krise. Die soziale Ungleichheit ist gewachsen, 
Reichtum und Armut explodieren. Die Militarisierung wird vorangetrieben. Die neoliberale Politik der 
Konkurrenz und Austerität hat zu Massenerwerbslosigkeit geführt und in Südeuropa eine verlorene 
Generation hervorgebracht. In der ganzen EU sind es fast ein Viertel, in Italien, Spanien, Griechenland 
40 bis 60 Prozent der jungen Menschen, die keine Arbeit finden. In dieser EU hat die 
Wettbewerbsfähigkeit im Interesse der Profite von Banken und Konzernen Vorrang vor den Interessen 
der Bevölkerungen. Die »Rettung« Griechenlands war zu über 90 Prozent eine Finanzierung von reichen 
Gläubigern und Bankprofiten, nicht zuletzt deutscher Banken. Die Durchsetzung von neoliberalen 
Handelsabkommen wie TTIP und CETA gegen den Willen von Hundertausenden Menschen oder die 
Erpressung Griechenlands, die verheerende neoliberale Kürzungspolitik fortzusetzen, zeigt: Wenn die 
Menschen eine andere Politik wollen, wird die Demokratie als Wettbewerbshindernis 
beiseitegeschoben. Das Ergebnis: Diese EU und dieses Projekt der europäischen Integration verlieren 
bei den Menschen an Vertrauen. 

Viele Menschen in Europa fühlen sich zunehmend abgehängt. Dies wird von der politischen Rechten 
ausgeschlachtet, um die Menschen gegeneinander auszuspielen und den Kontinent zu polarisieren.  
Die Krise der EU heute ist vor allem eine soziale Krise. Ganze Regionen, Industrien und 
Wirtschaftssektoren wurden in den Ruin getrieben. Dies hat sich infolge der Flucht- und 
Migrationsbewegungen zugespitzt. Nationalistische Töne in öffentlichen Debatten nehmen zu. Neben 
der linken, sozialen Kritik am neoliberalen Projekt EU nimmt auch eine von dumpfem Nationalismus und 
irrationalen Ängsten gespeiste Kritik von rechts zu. Wahlerfolge rechter, rechtsextremer und 
faschistischer Parteien in zahlreichen Ländern sind ein Ausdruck dieser politischen Krise. Spätestens 
mit dem »Brexit«-Referendum in Großbritannien ist offenbar geworden, dass die Gefahr eines 
Auseinanderbrechens der EU ganz real ist. Es sind diese unsoziale und undemokratische EU und die 
Politik ihrer Mitgliedstaaten, die autoritären Kräften, Rassismus und Nationalismus Auftrieb geben. 
Europa kann durch Demokratie und soziale Gerechtigkeit verändert werden – andernfalls besteht die 
Gefahr, dass rechte Parteien und Populisten Europa nach ihrem Bild verändern. 

Wer den Rechtsruck in Europa stoppen will, muss sich für einen grundlegenden Politikwechsel gerade  
in Deutschland einsetzen. Die deutsche Regierung spielt eine zentrale Rolle dabei, die Europäische 
Union weiter zum Wettbewerbsraum umzubauen. Standortkonkurrenz, Druck auf die Löhne und den 
Sozialstaat, Freihandel und Aufrüstung sind weder im Interesse der Menschen in Deutschland noch der 
Menschen im restlichen Europa. Die einseitige Exportorientierung vor allem der deutschen Wirtschaft 
führt zu Deindustrialisierung, Verschuldung und Massenerwerbslosigkeit in weiten Teilen der EU. Sie 
geht auch zu Lasten der Beschäftigten in Deutschland: Die Folge sind prekäre Arbeit, Niedriglohn und 
Dauerstress. DIE LINKE kämpft daher für einen Politikwechsel in Deutschland und eine andere 
Wirtschaftspolitik - für höhere Löhne, Umverteilung des Reichtums und öffentliche Investitionen, für 
einen sozial-ökologischen Umbau der Wirtschaft. Nur so kann die tiefe Krise in Europa überwunden 
werden. 

Der deutsche Exportüberschuss führt zur Verschuldung anderer Länder. Die neoliberale Konstruktion 
des Euros nützt vor allem der deutschen Exportindustrie und internationalen Großkonzernen, während 
Europa wirtschaftlich und sozial gespalten wird. Die Politik von Troika, Merkel & Co. zerstört die 
Gemeinschaftswährung. Auch die Währungsunion muss radikal reformiert werden oder sie wird mit 
unabsehbaren Folgen zerbrechen. Voraussetzung dafür ist eine andere deutsche Wirtschaftspolitik und 
ein Ende der Austerität. Dies ist möglich, indem mit der deutschen Hegemonie in der EU gebrochen und 
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eine demokratische EU, die aus gleichberechtigten Partnern besteht, entsteht. Wir lehnen alle 
Bestrebungen ab, Euro-Länder, die die neoliberale Politik beenden wollen, mit der Drohung eines 
Ausschlusses aus der Eurozone zu erpressen. 

DIE LINKE will einen Neustart der Europäischen Union. Die Verträge von Maastricht und Lissabon 
haben den Neoliberalismus in die Grundlagen der EU eingeschrieben. Wir brauchen eine grundsätzliche 
soziale und demokratische Alternative zu dieser neoliberalen EU: mit neuen Verträgen, neuen 
Strukturen, neuen Hoffnungen. 

Wir wollen die linke europäische Idee von sozialer Gerechtigkeit, Humanismus und internationaler Solidarität 
vor ihrer Zerstörung durch die neoliberale Politik der EU bewahren. Nur so kann Europa, kann eine soziale, 
demokratische EU eine wirkliche und dauerhafte Antwort auf die jahrhundertelange Geschichte von Kriegen 
und Gewaltherrschaft in Europa sein - insbesondere dem verbrecherischen Zweiten Weltkrieg und dem 
Nationalsozialismus. Ein Scheitern der EU würde dem Nationalismus und Rassismus in Europa weiteren 
massiven Auftrieb geben. 

Eine Verbesserung demokratischer und sozialer Standards wird es im 21. Jahrhundert in Europa nur auf 
der Grundlage des solidarischen Miteinanders geben. Diese feste Überzeugung teilen wir mit vielen 
Menschen, die sich für die europäische Integration einsetzen. Wir wollen den Neustart der 
Europäischen Union durch eine Initiative für ein Europa von Unten. 

In allen Mitgliedstaaten muss über die neuen Verträge in Volksabstimmungen entschieden werden. Wir 
wollen die Finanzmärkte entmachten und den europäischen Bankensektor demokratisch kontrollieren. 
Im Vordergrund stehen für uns die Interessen der Menschen in Europa, nicht Kapitalinteressen 
einzelner Länder oder ein Währungssystem. Wir wollen mit der neoliberalen Wettbewerbspolitik 
brechen. Wir wollen die Binnennachfrage stärken und die Spekulation zurückdrängen. DIE LINKE setzt 
sich auf allen politischen Ebenen dafür ein, dass bei den Verhandlungen über den Austritt 
Großbritanniens aus der EU: 1. der Schutz des Rechts auf Arbeitnehmerfreizügigkeit gewahrt bleibt, 
damit britische Staatsbürger weiterhin das Recht haben, in EU-Mitgliedsstaaten zu arbeiten und 
gleichzeitig Bürger von Mitgliedsstaaten der EU in Großbritannien arbeiten können. 2. das Bleiberecht 
von britischen Staatsbürgern mit Wohnsitz in EU-Mitgliedsstaaten sowie das Bleiberecht von Bürgern 
aus EU-Mitgliedsstaaten in Großbritannien gewahrt bleibt. 

Die EU kann durch Bewegung von unten, ein Aufstehen der Menschen in Europa für Demokratie und 
soziale Gerechtigkeit, verändert werden. Bereits früher konnten durch den Druck von Gewerkschaften 
und sozialen Bewegungen neoliberale Vorstöße zur Privatisierung der Wasserversorgung (2014) und die 
sogenannte Bolkestein-Richtlinie (2006) zur Liberalisierung von Dienstleistungen im EU-Binnenmarkt 
verhindert werden. Nur so werden wir auch TTIP, CETA und TiSA verhindern. DIE LINKE steht an der 
Seite der Gewerkschaften und ist Teil der sozialen Bewegungen. Wir werden in Deutschland und in 
Europa gemeinsam mit unserer Fraktion im EU-Parlament sowie unseren Schwesterparteien in der 
Europäischen Linken (EL) weiter dafür kämpfen, dass die Interessen der Menschen Vorrang vor Profit 
und Wettbewerb haben. DIE LINKE ist solidarisch mit den linken fortschrittlichen Kräften in Europa, die 
ein soziales und solidarisches Europa anstreben. 

Austerität für die unten, Profite für die oben? Die Macht der Banken und Konzerne brechen! 

Wir wollen die Kürzungsdiktate in Europa, die besonders von Deutschland vorangetrieben werden, 
beenden. Es müssen sofort wirksame Schritte gegen Massenerwerbslosigkeit, Armut und 
Perspektivlosigkeit der Jugend in den Krisenländern eingeleitet werden. Die Löhne in Deutschland 
müssen steigen, den deindustrialisierten Regionen in der EU müssen alternative 
Entwicklungsmöglichkeiten gegeben werden. 
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• Daher fordert DIE LINKE ein öffentliches europäisches Investitionsprogramm, das vor allem auf 
Entwicklung im Bereich öffentlicher und sozialer Dienstleistungen wie Bildung, Gesundheitsversorgung 
und Pflege, Verkehr und Wohnen sowie auf einen sozial-ökologischen Umbau der Wirtschaft setzt. Zur 
Finanzierung wollen wir in allen EU-Staaten eine einmalige Vermögensabgabe auf Vermögen über einer 
Million Euro erheben. 

• Wir wollen die öffentliche Kreditaufnahme vom Finanzmarkt abkoppeln: Die EZB soll den Euro-Staaten 
in festgelegtem Rahmen direkt leihen dürfen. Dabei sollen nicht nur Preisstabilität, sondern auch 
nachhaltige Wirtschaftsentwicklung und Vollbeschäftigung berücksichtigt werden. Dies wäre als erster 
Schritt über öffentliche Banken wie die Europäische Investitionsbank sowie nationale Förderbanken 
möglich. Wir wollen eine öffentliche europäische Ratingagentur schaffen. Ratings von privaten 
Agenturen dürfen nicht Gegenstand von verbindlichen Regeln der EU sein. 

• Investitionsprogramme wie der Juncker-Plan der EU fördern die Privatisierung von Autobahnen, 
Krankenhäusern und öffentlicher Daseinsvorsorge. Wir wollen öffentliche Investitionen in der EU 
fördern, statt mit öffentlichen Geldern private Investitionen und private Renditen abzusichern.  

• Wir wollen den europaweiten Ausbau öffentlicher und ökologisch sinnvoller Infrastruktur und den 
Ausbau regenerativer Energien gezielt fördern.  

• Keine Bankenrettung auf Kosten der Gesellschaft! Die Eigentümer und Gläubiger müssen für die 
Banken haften. Die Einlagen von Kleinsparerinnen und Kleinsparern müssen öffentlich abgesichert 
werden (vgl. Kapitel XIV »Menschen und Natur vor Profite«). Sparkassen und Genossenschaftsbanken 
dürfen nicht für Mega-Banken haften. 

• Wir wollen eine europäische Schuldenkonferenz, bei der die Staatsschulden auf ihre Legitimität und 
ihre Tragbarkeit geprüft und Lösungen gefunden werden, die den am stärksten verschuldeten Ländern 
einen Ausweg aus der humanitären Katastrophe und den Pfad zu einer nachhaltigen Entwicklung 
eröffnen. 

• Wir setzen uns für einen Schuldenschnitt für Griechenland ein. Die Bundesregierung muss endlich in 
Rechtsnachfolge des Nazi-Regimes die erpressten Kredite beim griechischen Staat begleichen und 
Reparationen für begangene Kriegsverbrechen zahlen. 

• Wir wollen den Unterbietungswettbewerb – welches Land bietet dem Kapital die niedrigsten Steuern, 
Löhne und Sozialleistungen – unterbinden. Wir kämpfen für Mindeststandards und eine abgestimmte 
Besteuerung der Superreichen in Europa. Wir wollen, dass Lohndumping in der EU gestoppt wird. Lohn-, 
Steuer- und Sozialpolitik müssen in diesem Sinne aufeinander abgestimmt werden. DIE LINKE kämpft 
für einen Europäischen Mindestlohn, der bei 60 Prozent des nationalen Durchschnittslohns liegen 
muss. 

• Wir lehnen die Kapitalmarktunion ab, mit der die Kapitalmärkte der Mitgliedstaaten stärker 
miteinander verkoppelt werden. 

• DIE LINKE fordert gemeinsam mit den Gewerkschaften eine Klausel für sozialen Fortschritt in den 
EU-Verträgen. Soziale Grundrechte und die Tarifautonomie müssen Vorrang vor der Binnenmarktfreiheit 
haben. Sozialstaatlichkeit muss in den EU-Verträgen neben Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
geschützt werden. 

In der Euro-Krise wurde offensichtlich: Wir brauchen Mechanismen gegen die Ungleichgewichte in den 
Handelsbilanzen. Die Exportüberschüsse der einen sind notwendig die Schulden der anderen. So kann 
kein soziales Europa entstehen! Wir wollen die Staaten auf ausgeglichene Handelsbilanzen verpflichten. 
Das ist im Interesse unserer europäischen Nachbarn. Und es ist im Interesse der Menschen in 
Deutschland, weil die Löhne steigen und die Wirtschaft stärker auf Nachfrage im Inneren statt auf 
Spekulation ausgerichtet wird.  
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• Wir wollen Steuerflucht bekämpfen und Steueroasen austrocknen: durch automatische Meldepflichten 
für Banken, die Möglichkeit, verdächtige Guthaben einzufrieren, Entzug von Banklizenzen für nicht 
kooperative Banken, verbesserte Strafverfolgung von Steuerhinterziehung und durch 
Kapitalverkehrskontrollen.  

• Die Kreditaufnahme der Staaten, zunächst derjenigen im Euro-Verbund, muss durch eine 
gemeinsame Haftung abgesichert werden, um zu verhindern, dass mit den Schulden der Länder 
spekuliert wird und die Verzinsung in nicht mehr bezahlbare Höhen getrieben wird. Die bestehenden 
Regelungen der Finanzaufsicht des Europäischen Stabilitätsfonds sind entsprechend anzupassen. 

Die Regierenden der EU nutzen die Verhandlungen der Freihandelsverträge TTIP, CETA und TiSA, um 
Rechte der Beschäftigten und den Verbraucherschutz weiter zu schleifen. Fiskalpakt und Troika 
schaffen weitere Eingriffsmöglichkeiten in die Entscheidungen gewählter Volksvertretungen. 

• TTIP, CETA, TiSA und EPAs stoppen! In der Handelspolitik werden wir uns weiter allen Handels- und 
Investitionsabkommen widersetzen, die Verschlechterungen der Rechte der Beschäftigten, im 
Verbraucher-, Umwelt- und Klimaschutz und beim Schutz der öffentlichen Daseinsvorsorge sowie der 
Förderung von Kulturgütern bedeuten. DIE LINKE setzt sich daher für eine grundlegende 
Neuausrichtung der Wirtschafts- und Handelsbeziehungen weltweit ein. 

Eine EU, in der die Parlamente entscheiden  

Statt einer im Kern undemokratischen EU wollen wir die Institutionen der EU grundlegend 
demokratisieren und damit einen Neustart für die Demokratie in Europa ermöglichen. Wir wollen die 
Rechte des Europaparlaments stärken. Unter den gegebenen Bedingungen dürfen keine weiteren 
Kompetenzen auf die europäische Ebene verlagert werden, die zu einer Verfestigung der neoliberalen 
EU führen können.  

Es muss der Grundsatz der Subsidiarität gelten: Das stellt sicher, dass politische Entscheidungen in der 
EU so bürgernah wie möglich getroffen werden. Entscheidungen sollen auf den Ebenen getroffen 
werden, die am stärksten davon betroffen sind: Kommunale Angelegenheiten in den Kommunen und 
bundesweite Angelegenheiten in den nationalen Parlamenten. Grundlegende Entscheidungen in der EU 
müssen vom Europaparlament und den nationalen Parlamenten getroffen  werden statt von nicht-
legitimierten Gremien wie der EU-Kommission oder dem Rat. 

• Das Europäische Parlament muss das Initiativrecht bekommen. 

• Im Bereich der Wirtschafts- und Währungsunion soll das EP gleichberechtigt zu Rat und Eurogruppe 
entscheiden können.  

• Die Abgeordneten sollen die Kommission und ihren Präsidenten wählen und abwählen können. 

• Die Hürden für Europäische Bürgerinitiativen müssen gesenkt werden.  

• Alle sollen in den EU-Staaten, in denen sie leben, volle bürgerliche Rechte genießen können.  

• Wir wollen ein verpflichtendes und verbindliches Lobbyregisters. Lobbyisten, die Einfluss auf Politik 
nehmen, sollen registriert werden. 

• Die EZB muss unter demokratische Entscheidungen und Kontrolle des Europäischen Parlaments 
gestellt werden, statt »unabhängig« von diesem zu sein und über der Demokratie zu stehen. Die EZB 
muss neben der Preisstabilität gleichrangig auf wirtschaftliche Entwicklung und Beschäftigung verpflichtet 
werden. 

• Wir lehnen die Entmachtung der Parlamente und Eingriffe in die Tarifautonomie durch eine Euro-
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Wirtschaftsregierung ab. 

• Wir wollen EU-weite Volkbegehren und Volksentscheide ermöglichen. 

• Die EU muss der Europäischen Menschenrechtskonvention beitreten. Soziale Grundrechte – 
entsprechend der revidierten Europäischen Sozialcharta des Europarates – müssen von einzelnen 
Personen auch beim Europäischen Gerichtshof einklagbar sein. 

• Wir wollen europaweite öffentlich-rechtliche Medien und Plattformen und einen gleichberechtigen 
Zugang dazu für alle demokratischen politischen und sozialen Kräfte und Bewegungen. 

• Wir wollen die Grundrechte in Europa stärken: Keine verdachtsunabhängige Datenspeicherung und kein 
Profiling. Unter dem Vorwand der Sicherheit und des Kampfes gegen den Terrorismus werden 
Überwachungstechnik und Datensammlung ausgebaut und die Freiheitsrechte ausgehöhlt, die man zu 
verteidigen vorgibt. Wir brauchen einen starken europäischen Datenschutz, damit der Datenschutz in 
Deutschland besser funktioniert. Im europäischen Haftbefehl und der europäischen 
Ermittlungsanordnung muss das Recht auf anwaltliche Unterstützung und Übersetzung gesichert 
werden. 

Eine EU, die gute Arbeit und soziale Rechte schafft 

• Das Prinzip »Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort« muss rechtlich verankert werden, um 
Lohndumping zu unterbinden. 

• Wir streiten für einen Europäischen Mindestlohn in Höhe mindestens 60 Prozent des 
Durchschnittsentgelts des jeweiligen Landes. 

• Mitbestimmungsrechte und Rechte von Gewerkschaften und Beschäftigten müssen wieder hergestellt 
und ausgebaut werden. 

• Arbeitsinspektionen auf europäischer Ebene müssen personell besser und mit unabhängigen 
Kontrollrechten ausgestattet werden. 

• Wir wollen soziale Sicherheit mit verbindlicher sozialer Mindestsicherung und verbindlichen sozialen 
Mindeststandards nach der Günstigkeitsklausel.  

Das Freizügigkeitsrecht in der EU muss für alle gelten. Ungleiche Lebensverhältnisse und die hohe 
Arbeitslosigkeit in Süd- und Osteuropa zwingen insbesondere junge Menschen zur Abwanderung und 
untergraben echte Freizügigkeit. Wir sind gegen den Ausschluss von Arbeit suchenden 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern aus der Sozialhilfe. Stattdessen sollen sie dabei unterstützt 
werden, eine gute Arbeit zu finden. Die Alternative sind Armut, Verelendung und Ausbeutung.  

Gleichwertige Lebensverhältnisse schaffen 

EU-Programme – wie der Kohäsionsfonds, der Sozialfonds, Fonds für ländliche Entwicklung, der 
Fischereifonds und der Fonds für Regionale Entwicklung – haben in den Mitgliedsstaaten, ihren 
Regionen und Kommunen den Ausbau von technischer und sozialer Infrastruktur befördert. Doch trotz 
dieser wichtigen Beiträge waren sie nicht ausreichend, um die ungleiche Entwicklung der Wirtschaft zu 
korrigieren und über Grenzen hinweg vergleichbare Lebensbedingungen zu schaffen. Daher müssen 
diese Fonds deutlich gestärkt werden, statt von Kürzungen bedroht oder zur Durchsetzung neoliberaler 
politischer Vorgaben missbraucht zu werden. Das von uns geforderte Europäische 
Investitionsprogramm soll diese Fonds nicht ersetzen, sondern ergänzen: als Bestandteil für einen 
sozialen Neustart der EU. 

• Die Kohäsionspolitik muss auch ab 2021 weitergeführt werden und insbesondere südeuropäische 
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Länder der EU fördern. 

• Der Europäische Sozialfonds zur Förderung der Beschäftigungspolitik des sozialen Zusammenhalts 
muss weiterentwickelt werden. 

• Der Europäische Globalisierungsfonds (EGF) soll Beschäftigten helfen, wenn sie aufgrund von 
Globalisierungsfolgen ihren Arbeitsplatz verloren haben. Er muss auch Betrieben mit weniger als 500 
Beschäftigten zugänglich gemacht werden und zu einem Beschäftigungssicherungsfonds ausgebaut 
werden.  

• Das INTERREG-Programm muss zur Förderung grenzüberschreitender Kooperation weiterhin 
Unterstützung erhalten. 

• Die Mittel der EU-Agrarförderung wollen wir im Sinne einer linken Agrarpolitik nutzen, um die 
Exportorientierung zu beenden und ökologische Nachhaltigkeit, regionale Erzeugung, Verarbeitung und 
Vermarktung stärker zu fördern. 

Keine Europäische Union der Aufrüstung und Militarisierung 

Die Mitgliedsstaaten der NATO haben sich verpflichtet, jährlich zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
in Aufrüstung und Kriegsfähigkeit zu investieren. Die Antwort auf die Wahl von Trump zum Präsidenten 
der USA und das »Brexit«-Votum der britischen Bevölkerung sind auch in der EU Pläne zu weiterer 
Aufrüstung mit dem Ziel einer »strategischen Autonomie«. Gemeint sind: eine europäische Armee, 
finanziert und geführt von der Europäischen Union. Ein gemeinsamer Rüstungsmarkt soll geschaffen 
und die Rüstungsindustrie europäisiert werden. Der Binnenmarkt für Verteidigungsgüter soll gestärkt 
werden. Dafür werden auch Förderungsmöglichkeiten für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) aus 
den Fördertöpfen der EU geprüft. 

Auf die wirtschaftlichen und sozialen Zerfallsprozesse in der EU folgen militärische und 
sicherheitspolitische Integrationspläne. Wirtschaftliche Entwicklung wird als Rüstungsförderung 
betrieben. Der Ausbau einer »Verteidigungsunion« oder »Militärunion«, die Schaffung einer 
europäischen Armee und andere Vorhaben der Militarisierung führen nicht zu mehr Sicherheit für die 
Menschen in Europa, sondern sichern Konzerninteressen militärisch ab. Wir wollen die Militarisierung 
der EU beenden. Sicherheit gibt es nur mit konsequenter Friedenspolitik und Förderung globaler 
Gerechtigkeit statt Standortkonkurrenz.  

• Wir wollen die EU-Rüstungsagentur abschaffen. 

• Wir setzen uns für ein EU-weites Verbot von Rüstungsexporten ein. 

• Unser Investitionsprogramm umfasst auch Mittel für den zivilen Umbau der Rüstungsindustrie. Die 
Arbeitsplätze in der Rüstungsindustrie müssen in ökologisch und wirtschaftlich nachhaltige Arbeits-
plätze überführt werden. 

• Wir lehnen die Pläne einer europäischen Verteidigungsunion, inklusive einer intensivierten EU-NATO-
Kooperation, ab. Die EU muss eine dem Frieden verpflichtete Politik betreiben, und ihre auswärtige 
Politik ist strikt auf zivile Instrumente zu orientieren. 

• Wir wollen den EURATOM-Vertrag auflösen und von den vertraglichen Grundlagen der EU entflechten, 
denn er blockiert eine transparente, sozial und demokratisch- gestaltete Energiewende und den 
unumkehrbaren Atomausstieg. Wir setzen uns ein für die Einrichtung einer alternativen »Europäischen 
Gemeinschaft zur Förderung von erneuerbaren Energien und Energieeinsparung«. Wir treten ein für eine 
Europäische Friedens- und Entspannungspolitik (vgl. Kapitel XV »Nein zum Krieg«). 
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Sichere Fluchtwege und Schutz der Menschenrechte statt Krieg gegen Flüchtlinge 

Es ist mit einem demokratischen und menschlichen Europa nicht vereinbar, dass Tausende von 
Menschen auf ihrem Weg in ein vermeintlich sicheres Europa im Mittelmeer ertrinken oder in 
rechtsfreien Räumen in Auffanglagern und Abschiebezentren vor den Grenzen der EU interniert werden. 
Zur Beseitigung der Fluchtursachen wird ein gemeinsames Agieren der EU-Mitgliedsstaaten benötigt (zu 
den Fluchtursachen vgl. Kapitel XV »Nein zum Krieg«). Wir streiten für legale und sichere Fluchtwege 
nach Europa. Dies würde Leben retten und das Geschäft der Schlepper unterbinden. Der aktuelle »Krieg 
gegen die Schlepper« ist allzu oft ein Krieg gegen Boote voller Flüchtlinge. Repression und 
Überwachung, Entmündigung und Entrechtung ziehen sich durch die Vorschläge der Europäischen 
Kommission. Wir brauchen eine humane Asylpolitik und einen ebenso zu definierenden Rahmen für 
Einwanderung in die EU. 

• Fähren statt Frontex! Frontex muss abgeschafft und durch eine koordinierte Seenotrettung in 
europäischer Verantwortung ersetzt werden. 

• Die Finanzierung und Ausbildung der libyschen Küstenwache im Rahmen der Operation EUNAVFOR 
Med wird eingestellt.  

• Die Verantwortung, die Flüchtlinge zu schützen, darf nicht auf Drittstaaten außerhalb der EU 
übertragen werden. Der von der Kanzlerin vorangetriebene EU-Türkei-Deal muss aufgekündigt werden! 
Die Pläne, in Nordafrika Auffanglager zu schaffen, lehnen wir ab. Nach der Genfer Flüchtlingskonvention 
dürfen Flüchtlinge nicht abgewiesen werden! 

• Das EU-Dublin-System ist gescheitert. Wir setzen uns für ein faires und solidarisches System der 
Flüchtlingsaufnahme und Verantwortungsteilung in der EU ein. Ein Ausgleich soll vor allem finanziell 
hergestellt werden (»Fluchtumlage«). Wir wollen das Prinzip der freien Wahl des Mitgliedsstaates für die 
Geflüchteten.  

• Die Grenzen der EU müssen für schutzsuchende Menschen offen sein, es muss sichere und legale 
Fluchtwege geben. 
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XVII. Für eine Demokratie, in der es etwas zu entscheiden gibt. 

Soziale Ungleichheit nährt die Zweifel an der Demokratie. Viele bezweifeln, dass sich durch Wahlen 
etwas ändert. Wenn Kürzungspolitik und Schuldenbremse als alternativlos dargestellt werden, sinkt das 
Vertrauen in Demokratie: Was gibt es noch zu entscheiden? Wenn sich soziale Ungleichheit in politische 
Ungleichheit übersetzt, wird der Riss in der Demokratie tiefer. Ohnmacht, Verdruss, Unzufriedenheit 
und Ängste vor sozialem Abstieg. Die Gefahren, die daraus erwachsen, sehen wir in den Erfolgen 
rechter Parteien in Europa und den USA. Der Zulauf der Rechtspopulisten hängt eng mit der Krise der 
Demokratie zusammen – in Europa und in Deutschland. »Wir werden Wege finden, die parlamentarische 
Mitbestimmung so zu gestalten, dass sie trotzdem auch marktkonform ist, also dass sich auf den 
Märkten die entsprechenden Signale ergeben.« (Angela Merkel) Das ist das Demokratieverständnis der 
Bundeskanzlerin. Sie will eine marktkonforme Demokratie. Das Primat der Politik, den Willen, auch 
Wirtschaft mittels Politik zu gestalten, gibt die Bundesregierung auf. Das Vertrauen der Märkte, nicht 
das der Bürgerinnen und Bürger, ist ihr Maßstab. Politik soll sich selbst disziplinieren: überall, in Europa, 
auf Bundesebene, in Ländern und Kommunen. 

Demokratie bedeutet mehr, als alle vier Jahre Wahlen abzuhalten oder im Parlament abzustimmen. Wir 
wollen die Demokratie ausweiten: indem wir mehr direkten Einfluss von Bürgerinnen und Bürgern auf 
politische Entscheidungen schaffen. Wir brauchen mehr direkte Demokratie und Volksentscheide auch 
auf Bundesebene. Wir wollen Bürgerrechte verteidigen und ausweiten. Wir wollen, dass Demokratie 
wieder Vorrang vor wirtschaftlicher Macht hat. Und wir wollen Demokratie im Alltag stärken: durch 
Bürgerhaushalte, durch Demokratisierung der Wirtschaft, durch eine demokratische, solidarische 
Öffentlichkeit. Alle müssen gleichermaßen wirksam an den Entscheidungen beteiligt werden. Dies setzt 
voraus, dass alle Menschen frei von Angst vor dem Verlust von sozialer, ökonomischer und politischer 
Sicherheit leben können.  

Wir wollen eine Demokratisierung der Demokratie, von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft befördern. 
Politische, soziale und kulturelle Rechte müssen universell gesichert werden. Soziale und 
demokratische Rechte sind unteilbar. Grundrechte müssen für alle Bürgerinnen und Bürger in gleicher 
Weise gelten und nicht nur privilegierten Schichten nützen. Sie dürfen nicht eingeschränkt werden: 
nicht für Erwerbslose, Hartz IV-Betroffene, Migrantinnen und Migranten oder für 
außerparlamentarische Initiativen und Bewegungen. 

Eine Demokratisierung der Demokratie bedeutet auch, den Einfluss der Menschen zu stärken, die bei 
Bildung, Einkommen, Zugang zur Öffentlichkeit oder wegen zu viel Arbeit oder zu wenig Zeit ohnehin 
weniger Möglichkeiten zum politischen Engagement haben. Unser Ziel ist, das Öffentliche auszubauen 
und die Bürgerinnen und Bürger stärker zu beteiligen: eine neue Solidarität und Demokratie von unten. 

Rechte Gewalt stoppen: Antifaschismus ist gelebte Demokratie  

Die politische Landschaft der Bundesrepublik hat sich in den letzten Jahren nach rechts verschoben. 
Mit der AfD hat sich eine nationalistische und in weiten Teilen rassistische Partei etabliert, die 
ideologische und personelle Verbindungen zur extremen Rechten hat. Rechte Gruppen und Parteien 
versuchen die Ängste und Nöte der Menschen vor den Folgen neoliberaler Politik zu bedienen. Mit 
Pegida und seinen zahlreichen regionalen Ablegern ist eine rassistische Bürgerbewegung in Teilen des 
Landes entstanden, die Hetze gegen Geflüchtete und Muslime betreibt. Die Angriffe auf Geflüchtete 
und ihre Unterkünfte nehmen dramatisch zu. 2014 waren es nach offiziellen Angaben 180 solcher 
Angriffe, 2015 weit über 1000. 2016 hielten die Angriffe unvermindert an. Unabhängige Stellen 
kommen zu weit höheren Zahlen. Alltägliche rassistische Angriffe und Taten sogenannter 
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Hasskriminalität, die sich gegen Minderheiten richten, haben ebenfalls zugenommen. Sie richten sich 
nicht allein gegen die Geflüchteten selbst, sondern auch gegen Menschen, die sich für Geflüchtete 
engagieren. Die Täter entgehen oft einer Strafverfolgung. 

• Jeder Angriff auf Flüchtlingsheime oder Asylunterkünfte ist ein Angriff auf die Demokratie. Wir 
fordern den Schutz der Menschen. 

• Wir wollen eine unabhängige Beobachtungsstelle »Extreme Rechte, Rassismus, Antisemitismus, 
Islamfeindlichkeit und andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit« schaffen. Wir 
unterstützen die Initiative des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma zur Schaffung eines unabhängigen 
Expertenausschusses, der Vorurteile und Diskriminierung gegen Sinti und Roma untersucht.  

• Wir wollen ein Bleiberecht für die Opfer rechter Gewalt, um der auf Vertreibung gerichteten Intention 
der Täter entgegenzutreten. 

• Wir verurteilen die Angriffe auf Moscheen, Synagogen und andere sakrale oder symbolische Orte.  

• Auch linke Menschen und Strukturen geraten immer wieder in den Fokus rechter Angriffe. Wir 
stehen zusammen und weichen nicht. Wir sind solidarisch mit Opfern rechter Gewalt und unterstützen 
sie gegen jedwede Angriffe. 

DIE LINKE blockiert weiterhin gemeinsam in breiten Bündnissen Naziaufmärsche auf Straßen und 
Plätzen und kämpft gegen rassistische Angriffe. Ziviler Ungehorsam gehört zum demokratischen 
Protest und darf nicht kriminalisiert werden.  

Die Große Koalition hat mit ihrer Politik den Nährboden bereitet, auf dem Rassismus und Ideologien der 
Ausgrenzung gedeihen. Der Aufstieg der AfD ist auch Ergebnis dieser verfehlten Politik. Eine wirksame 
Politik dagegen muss die Ursachen bekämpfen und aufklären: Prekarisierung zurückdrängen, die 
Demokratisierung der Gesellschaft vorantreiben und soziale Sicherheit schaffen. 

• Die Bundesprogramme gegen Rechtsextremismus müssen dauerhaft gefördert werden. Projekte der 
Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus, Opferberatungen und zivilgesellschaftliche 
Demokratiebündnisse wollen wir stärker unterstützen, um den erstarkenden rechten 
Bürgerbewegungen in den Regionen effektiv etwas entgegensetzen zu können. Wir setzen uns für eine 
antifaschistische Erinnerungskultur ein, um das Gedenken an die Opfer damals und heute zu bewahren. 
Der 8. Mai soll als Tag der Befreiung vom Faschismus bundeseinheitlicher Feiertag werden.  

• DIE LINKE fordert ein Verbot aller neofaschistischen Organisationen. Es wird das Problem von 
Rassismus und extremer Rechte allein nicht lösen, steht aber für eine gesellschaftliche Ächtung und 
verhindert staatliche Unterstützung für die Strukturen der extremen Rechten. Genauso wichtig sind 
zivilgesellschaftliche Gegenmobilisierungen. 

• Aus der Mordserie des »Nationalsozialistischen Untergrundes« und dem skandalösen Verhalten der 
Sicherheitsbehörden sind bisher keine Lehren gezogen worden. Die Fälle sind noch nicht vollständig 
aufgeklärt. Bereits jetzt steht aber fest: Es bedarf eines tatsächlichen Mentalitätswechsels im Umgang 
mit rechten und rassistischen Straftaten. Der Staat muss früher und nachhaltiger gegen 
rechtsterroristische Strukturen vorgehen, auch in den eigenen Reihen. Rassistische, antisemitische, 
homo- und transfeindliche, sowie sexistische Ansichten müssen auch in den Behörden bekämpft 
werden, da diese die Grundwerte der Gesellschaft untergraben. Wir fordern die schnelle Einsetzung 
eines Untersuchungsausschuss zum Rechtsterrorismus, um die nicht abgeschlossene Aufklärung der 
NSU-Verbrechen fortzusetzen und die lange Geschichte anderer rechtsterroristischer Strukturen in der 
Bundesrepublik und die Verantwortung staatlicher Stellen bei der nicht ausreichenden Verfolgung 
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aufzuarbeiten.  

• Deutschland hat wegen der beispiellosen Verbrechen der Deutschen an den Jüdinnen und Juden, 
wegen der Entfesselung des Zweiten Weltkrieges und den daraus resultierenden Verbrechen an den 
Völkern Europas – besonders massenhaft an den Völkern der Sowjetunion, an den Sinti und Roma, an 
politisch Andersdenkenden, behinderten Menschen und Homosexuellen – eine besondere 
Verantwortung und muss jeder Art von Menschenfeindlichkeit, Antisemitismus, Antiziganismus und 
Rassismus entgegentreten. Der zunehmende Antisemitismus ist für uns ein erneuter Anlass, das Recht 
von Jüdinnen und Juden in Israel auf politische Selbstbestimmung zu betonen. Daher stehen wir für das 
Existenzrecht Israels ein. Wir stehen für eine friedliche Beilegung des Nahostkonfliktes im Rahmen einer 
Zwei-Staaten-Lösung. Angesichts des Wahlsiegs von Donald Trump in den USA, des alarmierenden 
Ergebnisses für Marine Le Pen in Frankreich, der Etablierung rechtspopulistischer Regierungen in 
verschiedenen EU-Staaten und des Aufstiegs rechtspopulistischer und rechtsradikaler Parteien und 
Bewegungen betont DIE LINKE die Verpflichtungen, die aus der nationalsozialistischen Vergangenheit 
Deutschlands resultieren. DIE LINKE unterstützt den Kampf gegen Antisemitismus.  

• Deutschland trägt eine koloniale Schuld mit der Verantwortung für den ersten Völkermord des 20. 
Jahrhunderts an den Herero und Nama in »Deutsch-Südwest« (heute Namibia).  

 
Unabhängigkeit der Politik sichern 

DIE LINKE ist die einzige Partei im Bundestag, die keine Spenden von Konzernen, Banken, 
Versicherungen oder Lobbyisten erhält. Der Einfluss des Lobbyismus auf die Politik muss 
zurückgedrängt werden. Gesetze dürfen nicht von denen geschrieben werden, die von ihnen profitieren. 
Korruption und Bestechung, Vorteilsgewährung, Vorteilsnahme, Intransparenz und Parteiensponsoring 
dürfen nicht die Politik bestimmen. 

• Wir wollen Abgeordnetenbestechung wirksam unter Strafe stellen. Wer Gegenleistungen für 
Handlungen oder Unterlassungen im Zusammenhang mit der Ausübung des Abgeordneten-Mandats 
annimmt, soll bestraft werden. 

• Wir wollen ein verbindliches, maschinenlesbares und transparentes Lobbyregister einführen und 
treten für ein Beschäftigungsverbot von Lobbyisten in Bundesministerien und – bei Vollzeitparlamenten 
– von Abgeordneten bei Unternehmen und Lobbyorganisationen ein. Kein Lobbyismus an Schulen! 

• Die Nebenverdienste von Abgeordneten sind auf Euro und Cent zeitnah zu veröffentlichen. 
Unternehmens- und Lobbyistenspenden an Parteien sowie das Parteiensponsoring, wie 
Unternehmensstände auf Parteitagen, wollen wir verbieten und Spenden von Privatpersonen auf 
25.000 Euro im Jahr begrenzen. 

• Der Vermengung von politischen und wirtschaftlichen Interessen wollen wir Einhalt gebieten: 
Bundesministerinnen und Bundesminister, parlamentarische Staatssekretärinnen und  

Staatssekretäre müssen nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt mindestens drei Jahre bzw. für die 
Dauer des zeitlichen Anspruchs auf Übergangsgeld warten, bevor sie in Unternehmen wechseln, mit 
deren wirtschaftlichen Interessen sie zuvor politisch befasst waren.  

• Wir wollen die europäische Anti-Korruptionsbehörde OLAF ausbauen und stärken.  

Mehr Mitbestimmung, mehr Beteiligung 

Wenn öffentliche Gelder verwendet werden, bedarf es öffentlicher Kontrolle. Ökonomischen, 



Programm zur Bundestagswahl 2017 DIE LINKE 

118  

ökologischen und technischen Großprojekten fehlt es an Transparenz, demokratischer Beteiligung, 
unabhängigem Monitoring und Regelungen zur Schadenshaftung, obgleich sie immer wieder eine 
Goldgrube für Großkonzerne und ein Anlass für Korruption sind wie z. B. beim Berliner Flughafen BER, 
der Hamburger Elbphilharmonie oder Stuttgart 21. 

• DIE LINKE fordert für Großprojekte in Bund, Ländern und Kommunen eine Demokratisierung der 
Demokratie, öffentliche und angekündigte Bürgerversammlungen, verpflichtende Bürgerentscheide, 
parlamentarische Beratungen mit allen Informationen zum 

Planungsprozess, nach einem Drittel der Umsetzung und zur Nachkontrolle. 

• Wir setzen uns für ein bundesweites Register für korrupte Unternehmen ein. 

• DIE LINKE fordert eine umfassende Wahlrechtsreform. Die Fünf-Prozent-Sperrklausel gehört 
abgeschafft. Wir wollen das Wahlrecht ab der Vollendung des 16. Lebensjahres und für alle seit fünf 
Jahren hier lebenden Menschen. Wir lehnen ab, dass Menschen, die unter Vollbetreuung stehen, von 
der Wahl ausgeschlossen werden. 

• Demokratie darf nicht am Betriebstor oder an der Bürotür enden. Wir brauchen eine 
Demokratisierung der Wirtschaft (vgl. Kapitel XIV »Menschen und Natur vor Profite«). 

• Wir wollen umfassende Informations- und Auskunftsrechte einführen. Gesetzgebung und 
Regierungshandeln sollen für Bürgerinnen und Bürger transparent gemacht werden. Wir wollen die 
Weiterentwicklung des Informationsfreiheitsgesetzes zu einem Transparenzgesetz, damit die 
Bürgerinnen und Bürger nicht erst Auskünfte beantragen müssen. Alle Bundesbehörden sollen von 
vornherein zur Veröffentlichung amtlicher Dokumente verpflichtet werden. Diese sind in offenen, 
maschinenlesbaren Formaten mit Auskünften über die Quelle zur Verfügung stellen (Open Data). 

• Wir wollen Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheide auf Bundesebene einführen. Die 
Ausweitung der Mitbestimmungsrechte schließt auch die Einführung von Referenden ein, d.h. die 
Bürgerinnen und Bürger können gegen parlamentarische Entscheidungen ein Veto einlegen. 

• Wir wollen verbindliche Bürgerinnen- und Bürgerforen einrichten. Planfeststellungsverfahren sind so 
anzulegen, dass allen ausreichend Zeit bleibt, sich zu informieren, zu überprüfen, ob ihre Interessen 
gewahrt bleiben, und sich zu beteiligen. Eine Beschleunigung des Planfeststellungsverfahrens zulasten 
von Bürgerbeteiligungsverfahren lehnen wir ab. 

• Das Petitionsrecht wollen wir als Bürgerrecht weiter ausbauen.  

• Die Barrierefreiheit von Wahllokalen und Wahlvorgängen ist längst überfällig und muss gewährleistet 
werden. Das selbstverständliche Recht zu wählen ist – unabhängig vom Gesundheitsstatus – für 
Menschen mit und ohne Behinderungen zu wahren. 

• Die Oppositionsrechte in allen Parlamenten, Plenen und Ausschüssen wollen wir stärken. 
Ausschusssitzungen sollen grundsätzlich öffentlich sein. 

• Im europäischen Maßstab ist Deutschland bei der Selbstverwaltung der Justiz Schlusslicht. Zur 
Sicherung der strukturellen Unabhängigkeit der Justiz wollen wir die Selbstverwaltung der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften durch Justizräte einführen. 

• DIE LINKE setzt sich auf Bundes- und Landesebene für eine konsequente Durchsetzung des 
Gewaltenteilungsprinzips und eine Demokratisierung der Justiz ein. Richterinnen und Richter und 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sollen ausschließlich durch Richterwahlausschüsse ernannt 
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werden, statt wie bisher unter maßgeblichem Einfluss der Justizministerinnen und Justizminister. Alle 
gesellschaftlichen Schichten sollen angemessen repräsentiert sein. 

• DIE LINKE will die Prozesskostenhilfe auf Bundes- und Landesebene ausbauen. Rechtsschutz darf 
nicht eine Sache des Geldes sein.Die Stärkung des Rechtsstaates erfordert außerdem eine den 
Richterinnen und Richtern gleiche Unabhängigkeit der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte durch 
Abschaffung des Weisungsrechts.  

• Die lebenslange Freiheitsstrafe wollen wir abschaffen. Wir setzen uns für die Abschaffung der 
Ersatzfreiheitsstrafe ein.  
 

Mehr freiwilliges Engagement ermöglichen  

Demokratie lebt von der kritischen und mitgestaltenden Beteiligung aller. Ob in Vereinen und 
Verbänden, Freiwilliger Feuerwehr oder bei den Rettungsdiensten und auch in der Nachbarschaftshilfe 
– überall ist freiwilliges Engagement von Menschen wichtig für den Zusammenhalt in der Gesellschaft.  
Bei der Aufnahme und Betreuung der Geflüchteten im Jahre 2015 hat ehrenamtliches Engagement das 
Versagen des Staates aufgefangen. Freiwilliges Engagement darf nirgendwo für den Ersatz öffentlicher 
Aufgaben der Daseinsvorsorge missbraucht werden. Wir wollen die Bedingungen für freiwilliges 
Engagement so verbessern, dass alle Menschen, die hier leben, sich beteiligen können. 

• Zivilgesellschaftliche Organisationen bündeln Engagement und machen Forderungen hör- und 
sichtbar. Für diese Arbeit sind sie auf Spenden und öffentliche Unterstützung angewiesen. Das 
Gemeinnützigkeitsrecht ist dabei manchmal mehr Hürde als Hilfe. Das wollen wir ändern.  

• Die Zunahme freiwilliger Arbeit gegen geringe Aufwandsentschädigungen befördert den 
Niedriglohnsektor. Freiwilliges ehrenamtliches Engagement darf keine sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsplätze ersetzen.  

• Die Freiwilligendienste der Jugend im Inland wie im Ausland sind wichtig für die Orientierung 
und das soziale Engagement junger Menschen. Wir wollen sie als Bildungsdienste besser fördern. Das 
gilt auch für die internationalen Freiwilligendienste. 

• Die ehrenamtliche Arbeit der Einsatzkräfte im Brand- und Katastrophenschutz sowie im 
Rettungswesen sollen auf eine bessere Grundlage gestellt werden.  

• Hauptamtliche Strukturen sind nötig für die Sicherung der Rahmenbedingungen für 
ehrenamtliche Arbeit. Wir wollen diese Strukturen sichern und ausbauen. 

• Wer sich ehrenamtlich engagiert, soll mehr öffentliche Anerkennung erfahren. 
 

Freiheit und Sicherheit für alle: Bürgerrechte ausbauen 

Die Grund- und Bürgerrechte geraten auch in parlamentarischen Demokratien immer wieder unter 
Druck. Das gesellschaftliche Klima verroht. Auf den Straßen und in den sozialen Netzwerken werden 
Menschen bedroht oder angegriffen, die gegen Rechtspopulisten Position beziehen oder weil ihnen 
Herkunft oder Glaubensbekenntnis zum Vorwurf gemacht werden. Ökonomische und politische 
Interessen von Unternehmen und staatlichen Behörden gefährden den Datenschutz, indem sie 
personenbezogene Daten unbegrenzt sammeln und verwerten.Der öffentliche Raum wird im Namen der 
Sicherheit einer permanenten Überwachung unterworfen, ebenso werden Beschäftigte in den Betrieben 
oftmals durch Kontrolle und Beobachtung ihrer Persönlichkeitsrechte beraubt. DIE LINKE kämpft für die 
Verteidigung und Wiedereinsetzung der Grund- und Bürgerrechte.  
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Der Vollzug bestehenden Rechts zur Abwendung von Gefahren muss ebenso gewährleistet sein wie der 
Schutz der Freiheits- und Bürgerrechte. Dazu zählen Meinungs- und Pressefreiheit, Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit, die Freiheit der Bürgerinnen und Bürger vor staatlicher Ausspähung und 
Überwachung durch den Staat. 

Wir wollen das Recht auf informationelle Selbstbestimmung sichern: gegen Vorratsdatenspeicherung, 
Bestandsdatenauskunft und Online-Durchsuchungen, nichtindividualisierte Funkzellenabfrage, 
allgegenwärtige Videoüberwachung, Späh- und Lauschangriffe und Rasterfahndung. Mit Blick auf die 
sozialen Medien müssen die Bürgerrechte erneuert und gesichert werden. Dies schließt einen Schutz 
vor Mobbing ebenso ein wie das Recht auf eine vollständige Löschung aller gespeicherten Daten. 

Dafür muss die vermeintliche Anti-Terrorgesetzgebung der Bundesregierungen der vergangenen 15 
Jahre auf den bürgerrechtlichen Prüfstand. Die Abwehr von Gefahren ist Aufgabe der Polizei. Sie ist 
auch für die Terrorabwehr zuständig. 

• Das Recht auf Privatsphäre und informationelle Selbstbestimmung gilt auch für Beschäftigte. 
Arbeitgeber dürfen nur Daten abspeichern, die für die Erfüllung des Arbeitsvertrages erforderlich sind. 
Einer Überwachung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern durch Video, Detektive oder des E-Mail-
Verkehrs stellen wir uns entgegen. 

• Wir wollen Personen und Strukturen schützen, die kritische Öffentlichkeit möglich machen: 
sogenannte Whistleblower. Das betrifft die Informanten über Missstände in Unternehmen und 
Behörden und Plattformen im Internet, auf denen kritische Informationen veröffentlicht werden können 
(Leakingplattformen; vgl. in Kapitel XIV: »Verbraucherschutz«) 

• Geheimdienste sind Fremdkörper in einer Demokratie. Statt die Demokratie zu schützen, agieren sie 
mit zweifelhaften Mitteln wie der massenhaften Überwachung des Internetverkehrs und dem Einsatz 
von V-Leuten. Nicht zuletzt der NSU-Skandal, aber auch die aufgedeckten Praktiken von NSA und BND 
zeigen, dass Geheimdienste sich weder kontrollieren lassen noch zur Aufklärung von Skandalen 
beitragen. Durch ihre Intransparenz und den Vorrang des Schutzes von Informantinnen und 
Informanten behindern sie polizeiliche Ermittlungen und juristische Aufklärung. Deshalb wollen wir den 
Verfassungsschutz und perspektivisch alle Geheimdienste abschaffen. Als erstes muss der Einsatz von 
V-Leuten durch Polizei und Verfassungsschutz beendet werden. 

• Verbrechen zu bekämpfen und Gefahren abzuwehren ist Aufgabe der Strafverfolgungsbehörden. 
Hierfür braucht es weder Geheimdienste noch ein politisches Sonderstrafrecht (§§ 129a und 129b 
StGB), wir wollen diese Paragraphen abschaffen.  

• Wir fordern die Aufhebung des PKK-Verbotes. 

• Staatliche und nichtstaatliche zivile Organisationen dürfen nicht weiter militarisiert werden. Wir 
wollen die Zivil-Militärische Zusammenarbeit (ZMZ) zugunsten einer Stärkung des Technischen 
Hilfswerkes und des Katastrophenschutzes beenden. Die schon bestehenden Strukturen der ZMZ sowie 
die in Aufbau befindlichen Strukturen der Reservekräfte (RSUKr) müssen aufgelöst werden. 

• Der Waffenbesitz soll strenger reglementiert und in Privathaushalten weitestgehend untersagt 
werden. Wir wollen die Anforderung an die Aushändigung des kleinen Waffenscheins erhöhen.  

Eine bürgernahe Polizei 

Viele Menschen wünschen sich mehr Sicherheit und bessere Erreichbarkeit der Polizei. Den Kürzungen 
im öffentlichen Dienst sind auch 18 000 Stellen bei der Polizei zum Opfer gefallen. Gleichzeitig werden 
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zentrale Einheiten bei der Bundespolizei gestärkt, die für die Bürgerinnen und Bürger nicht ansprechbar 
sind. Wir wollen Personalmangel beseitigen. Eine umfassende Aufgabenkritik muss die Polizei von 
sinnlosen Arbeiten befreien. Diese Aufgabenkritik hat die Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns zum 
Maßstab, soll ihr Aufgabengebiet auf die Gefahrenabwehr begrenzen und die Verfügbarkeit für die 
Bürgerinnen und Bürger erhöhen. Eine bürgernahe Polizei muss die Rechte etwa von Migranten und 
linken Demonstrierenden genauso schützen wie für die Menschen erreichbar, im Stadtbild präsent und 
damit ansprechbar sein. 

• In öffentlichen Räumen wollen wir die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger durch mehr Personal 
schützen. Auch in sozialen Netzwerken muss wie allgemein im öffentlichen Raum der Schutz vor 
verbalen Angriffen, Hetze und Rufmord durchgesetzt werden. 

• Die Privatisierung von Sicherheit durch Ordnerdienste, »Schwarze Sheriffs« usw. wollen wir 
verhindern bzw. rückgängig machen. Es ist schon schwierig genug, staatliche Sicherheitsbehörden zu 
überwachen, bei privaten Diensten ist das unmöglich. 

• Die demokratische Kontrolle aller Sicherheitsbehörden des Bundes, wie BKA und Bundespolizei, 
muss u.a. durch die Kennzeichnungspflicht von uniformierten Polizeibeamten und eine unabhängige 
Ombudsstelle zur Untersuchung polizeilichen Fehlverhaltens gestärkt werden. Die parlamentarischen 
Kontrollbefugnisse gegenüber den Sicherheitsbehörden müssen deutlich erweitert werden. 

• Die geplanten Strafverschärfungen für Widerstandsdelikte lehnen wir ab. 

• Staatliches Handeln soll sich an der Verhältnismäßigkeit orientieren: Wir wollen das Strafrecht 
wieder enger an die Verfolgung von Straftaten gegen Leib, Leben und die sexuelle Selbstbestimmung 
binden.  

• Die Polizei soll von der Verfolgung von Bagatelldelikten wie illegale Einreise, Schwarzfahren, 
Drogengenuss entlastet werden. So wird sie besser für Bürgerinnen und Bürger ansprechbar. 

 
Gleiche Rechte für Migrantinnen und Migranten! 

DIE LINKE tritt für eine weltoffene Gesellschaft und ein respektvolles Miteinander ein. Wir wollen der 
Verschiedenheit aller Menschen Anerkennung verschaffen. Alle in Deutschland müssen die gleichen 
Rechte haben. Wir lehnen eine Einwanderungs- und Integrationspolitik ab, die Rechte danach vergibt, 
ob Menschen den richtigen Pass haben oder als »nützlich« für Unternehmen gelten. Quoten, 
Kontingente und Punktesysteme lehnen wir deshalb ab.  

Wir stellen uns gegen Verschärfungen des Aufenthaltsrechts und stigmatisierende Debatten über 
angebliche Integrationsverweigerer (vgl. Kapitel IX »Eine soziale Offensive für alle«).  

• Alle hier geborenen Kinder und Jugendlichen sollen die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten und 
ein Recht auf Mehrstaatlichkeit haben – ohne die Staatsbürgerschaft der Eltern ablegen zu müssen. Wir 
wollen Migrantinnen und Migranten nach drei Jahren legalem Aufenthalt in der Bundesrepublik einen 
Rechtsanspruch auf Einbürgerung ermöglichen.  

• Wer hier lebt, soll hier wählen! Wir wollen das aktive und passive Wahlrecht für dauerhaft in 
Deutschland lebende Migrantinnen und Migranten auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene, damit 
sie gleichberechtigt die Gesellschaft mitgestalten können.  

• Qualifikationen, die im Ausland erworben wurden, müssen unbürokratisch anerkannt werden. Bei 
Bedarf müssen ergänzende Qualifizierungen angeboten werden. 
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• Der Familiennachzug darf nicht behindert werden. Diskriminierende Deutsch-Tests beim 
Ehegattennachzug und im Aufenthaltsrecht wollen wir abschaffen, der Familiennachzug darf nicht nur 
auf engste Angehörige beschränkt werden. 

• Das Aufenthaltsrecht darf nicht vom Familienstatus, Deutschkenntnissen, einem Job oder dem 
Kontostand abhängig gemacht werden. 

• DIE LINKE fordert umfassende Visaliberalisierungen bzw. eine Aufhebung der Visumspflicht. Wir 
wollen Kriege und Armut überwinden, gerechte Lebensverhältnisse schaffen und offene Grenzen für 
alle Menschen.  

• Das menschenwürdige Existenzminimum gilt für alle Menschen in Deutschland gleichermaßen. Es 
darf nicht,  wie es das SPD-geführte Arbeitsministerium jüngst getan hat, zur Abschreckung oder um 
Migrantinnen und Migranten aus dem Land zu treiben, gekürzt werden. 

• Wir wollen eine aktive Antidiskriminierungspolitik. In Verwaltung und Wirtschaft sollen Migrantinnen 
und Migranten gefördert werden. Eine interkulturelle Öffnung der Verwaltungen und Unternehmen ist 
erforderlich.  

• Menschen dürfen nicht wegen ihrer Hautfarbe im Fokus polizeilicher Kontrollen stehen (racial 
profiling). 

• Wir sind gegen Ausweisungen und Abschiebungen als eine Form der Doppelbestrafung für hier 
lebende Migrantinnen und Migranten. 

• Zahlreiche Menschen werden aktuell in Rechtlosigkeit und Illegalität gedrängt, nur weil sie keine 
gültige Aufenthaltsbewilligung haben. Wir fordern eine Initiative zur Legalisierung dieser Menschen. Sie 
sollen eine unbefristete Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis erhalten, um ein geregeltes Leben in Würde 
führen zu können.   

Die Rechte von Minderheiten stärken  

Dänen, Friesen, Sinti und Roma und die Sorben/Wenden leben seit Jahrhunderten in Deutschland. Ihre 
in den europäischen Minderheitenabkommen festgeschriebenen Rechte müssen in der Bundesrepublik 
umgesetzt werden.  

• Wir erneuern unsere Forderung nach Erarbeitung von bundespolitischen Grundsätzen zur Wahrung und 
Weiterentwicklung der Identität, Sprache und Kultur der ethnischen Minderheiten in Deutschland, die 
mittelfristig in einen Grundgesetzartikel münden könnten.  

• Wir wollen Institutionen und Projekte, die zum Erhalt, zur Pflege und zur Entwicklung der 
Minderheitensprachen und -kulturen beitragen, finanziell so auszustatten, dass sie den gewachsenen 
Aufgaben entsprechen können. Vor allem dem Bildungsbereich kommt dabei eine wichtige Bedeutung 
zu, aber auch der Wissenschaft und der Basis- und Hochkultur. Unabhängige Medien in den 
Minderheitensprachen sollen Bedingungen erhalten, damit sie weiterhin ihren Beitrag zum Erhalt und 
zur Weiterentwicklung der Sprachen leisten können. 

• Wir setzen uns dafür ein, dass die Rechte der Sinti und Roma als vom Nationalsozialismus grausam 
verfolgte Minderheit in besonderer Weise geschützt werden. Die sozialen und ökonomischen Folgen 
des Holocausts und der auch danach fortgesetzten rassistischen Verfolgung sind bis heute wirksam. 
Wir wollen  den Beitrag von Sinti und Roma zu Kultur und Wirtschaft in Deutschland einem breiteren 
Kreis von Menschen vermitteln und damit Vorurteilen und einer tief verankerten Ablehnung gegenüber 
dieser Minderheit begegnen.  
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Wir wollen die Rechte der demokratisch legitimierten Gremien der Minderheiten gegenüber staatlichen 
und kommunalen Stellen erweitern und wirken auf die Schaffung bzw. Stärkung von spezifischen 
Minderheitengremien auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene hin. 
 

Das Asylrecht verteidigen und ausbauen 

Millionen von Menschen sind in der Flüchtlingshilfe aktiv. Dieses ehrenamtliche Engagement muss 
anerkannt und gefördert werden. Es zeigt, dass es in Deutschland nicht nur Hass, sondern auch und 
vorallem eine große Offenheit und ein starkes bürgerschaftliches Engagement für Geflüchtete gibt. Die 
staatliche Politik wirkt dem jedoch oft entgegen. Eine Flut von Gesetzesverschärfungen gegen 
angeblichen Asylmissbrauch beförderte eine negative Wahrnehmung.  

Dabei ist die Quote der Anerkennung von Asylanträgen mit über 60 bis 70 Prozent so hoch wie nie und 
zeigt den großen Schutzbedarf. Viele Probleme bei der Aufnahme von Schutzsuchenden sind 
staatlichem Versagen oder politischem Unwillen geschuldet: Zu wenig Personal im Asyl-Bundesamt, 
Asylverfahren wurden nicht wirksam beschleunigt, Aufnahme- und Unterbringungskapazitäten von hier 
lebenden Verwandten oder zivilgesellschaftlichen Organisationen wurden nicht genutzt. Dieser 
Notstand war und ist kalkuliert. Der Bund hätte den Kommunen schnell die Kosten der Aufnahme von 
Geflüchteten erstatten müssen, damit es zu keinen Einschränkungen bei öffentlichen Angeboten vor Ort 
kommt (zu unseren Alternativen vgl. Kapitel XI »Eine soziale Offensive für alle«). Es braucht einen 
Kurswechsel: Das Grundrecht auf Asyl muss in seiner Substanz wiederhergestellt werden. Regelungen 
zu vermeintlich sicheren Dritt- und Herkunftsstaaten, die Ablehnung und Abschiebung von 
Schutzsuchenden ohne wirksame Einzelfallprüfung ermöglichen, lehnen wir ab. Sie müssen 
zurückgenommen werden. 

Das Asylrecht gerät immer wieder ins Visier rechter Kampagnen – und wird von einer ganz großen 
Koalition von Union über SPD bis zu den Grünen bereitwillig geschleift. Das ist mit uns nicht zu machen! 
Bis weit in die bürgerliche Mitte reichen rassistische Vorwürfe, die in den vergangenen Jahren 
besonders auf Muslime, schutzsuchende Roma sowie Menschen aus Nordafrika abzielten. Zur 
Abschreckung werden sie einem diskriminierenden und ausgrenzenden Regime von Schikanen 
unterworfen. Der Rechtsschutz im Asylverfahren wird auf vielen Wegen ausgehebelt. Zugleich errichtet 
die EU an ihren Außengrenzen ein zivil-militärisches Abschottungsregime, in das autoritäre Regime wie 
die Türkei ganz offen einbezogen werden. Dagegen wollen wir eine humane und offene 
Flüchtlingspolitik auf deutscher wie europäischer Ebene. Schluss mit den Schikanen gegen Geflüchtete! 

• Die Residenzpflicht, Wohnsitzauflagen und die Unterbringung in Sammellagern müssen bundesweit 
abgeschafft werden. Wir stellen uns gegen das System der Zwangsverteilung und wollen persönliche 
wie familiäre Bindungen bei der Verteilung berücksichtigen. Asylsuchenden und Einwanderern steht das 
gleiche Recht auf Bewegungsfreiheit wie allen anderen Menschen zu. 

• Der Alltag der Flüchtlinge und ihrer Helferinnen und Helfer ist oftmals durch Schikanen und 
Rechtsbrüche gekennzeichnet. Das Recht auf Beistand wird immer wieder missachtet. Wir wollen einen 
Anspruch auf eine unabhängige Anhörungsvorbereitung und Rechtsberatung für Asylsuchende 
schaffen.  

• Geschlechtsspezifische Fluchtursachen sollen nicht mehr nur formell als Asylgrund anerkannt 
werden, sie müssen in der (Prüf-)Praxis auch umfassend berücksichtigt werden (vgl. Kapitel IX »Linker 
Feminismus«). 

• Die Ausnahmen vom Mindestlohn und das Asylbewerberleistungsgesetz wollen wir abschaffen. 



Programm zur Bundestagswahl 2017 DIE LINKE 

124  

Geflüchtete dürfen nicht in prekäre Arbeitsverhältnisse mit geringeren Rechten gezwungen werden. 
Asylsuchenden und Eingewanderten steht das gleiche Recht auf Arbeit, Grundsicherung und 
Gesundheitsversorgung wie allen anderen Menschen zu. 

• Bestehende Arbeitsverbote müssen aufgehoben werden. Die Vorrangprüfung bei der Beschäftigung 
von Asylsuchenden und Geduldeten wollen wir abschaffen. Auch die Hürden und Wartefristen, um eine 
Schule besuchen zu können, müssen gestrichen werden. 

• Asylsuchende und Geduldete in Ausbildung brauchen eine Aufenthaltserlaubnis für die gesamte 
Dauer der Berufsausbildung. Die Anerkennung ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse wollen wir 
vereinfachen. 

• Wir fordern ein Bleiberecht für alle Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus, spätestens, wenn 
sie fünf Jahren in Deutschland leben. Die Praxis der sogenannten Kettenduldungen wollen wir 
zugunsten von dauerhaften Perspektiven abschaffen. An Stelle des Rückkehrmanagements fordern wir 
ein Bleibemanagement.  

• Abschiebungen lehnen wir ab. Insbesondere Abschiebungen in Kriegsgebiete und existenzielle Not 
wie Obdachlosigkeit, mangelhafte medizinische Versorgung und Diskriminierung werden wir sofort 
stoppen. 

• LSBTTIQ- Personen werden in vielen Ländern mit dem Tod bedroht, häufig auch in sogenannten 
sicheren Herkunftsländern. Verfolgung aufgrund der sexuellen oder geschlechtlichen Identität ist ohne 
Einschränkung als Fluchtgrund anzuerkennen, unabhängig vom Herkunftsland.  

• Gleiche Rechte analog wie digital: Schutzsuchenden muss der Zugang zum Internet offen stehen. 
 

Selbstbestimmt leben in einem inklusiven Land 

Seit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention steht das Thema Inklusion in Hinblick auf 
Menschen mit Behinderungen stärker im Fokus. DIE LINKE tritt für eine volle und wirksame Teilhabe 
aller Menschen mit Behinderungen ein. Wir wollen Barrieren abbauen – bauliche, kommunikative und 
strukturelle – und Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensführung erleichtern. 

Doch Inklusion geht weit darüber hinaus. Inklusion ist Menschenrecht: Sie eröffnet allen Menschen die 
Möglichkeit, überall im politischen, sozialen und kulturellen Leben nicht nur dabei zu sein, sondern es 
auch selbstbestimmt aktiv gestalten zu können. Doppelstrukturen in Bildung, Wohnen und Arbeit wollen 
wir auflösen. Für Menschen mit Behinderungen gibt es besonders viele Diskriminierungen und 
strukturelle Zugangsbeschränkungen: auf dem Arbeitsmarkt, im Sozialraum, im Verkehr, in der Bildung 
und in der ehrenamtlichen und politischen Betätigung. Das wollen wir ändern. 

• Wir wollen ein beschäftigungspolitisches Rahmenprogramm für Menschen mit Behinderungen 
auflegen, das dem Grundsatz folgt »so wenig Sonderarbeitswelten wie möglich und so regulär wie 
möglich«. Es soll schrittweise die Rahmenbedingungen für eine inklusive Arbeitswelt für alle 
Beschäftigten schaffen. U.a. soll die Mindestbeschäftigungsquote auf sechs Prozent angehoben 
werden.  

• Wir wollen die Werkstätten schrittweise überflüssig machen. Das »Budget für Arbeit« darf keinem 
begrenzten Leistungsanspruch unterliegen. Auf dem ersten Arbeitsmarkt wollen wir geschützte 
Arbeitsplätze einrichten. Die Rechte der Schwerbehindertenvertretungen und der Werkstatträte müssen 
an die Rechte der Betriebs- und Personalräte angeglichen werden. 
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• Öffentliche Aufträge sollen bevorzugt an Betriebe mit einem hohen Schwerbehindertenanteil, an 
Integrationsunternehmen und Betriebe mit Integrationsabteilungen vergeben werden. An Werkstätten 
für behinderte Menschen (WfbM) dürfen ausschließlich zivile Aufträge vergeben werden, die Herstellung 
von Rüstungsprodukten in WfbM wird verboten. 

• Teilhabeleistungen sollen einkommens- und vermögensunabhängig sein. Das betrifft etwa ein 
anrechnungsfreies Teilhabegeld. Das gleicht behinderungsbedingte Nachteile finanziell aus und 
ermöglicht auf diesem Weg ein selbstbestimmtes Leben von Menschen mit Behinderung. 

• Wir wollen bedarfsgerechte, einkommens- und vermögensunabhängige Persönliche Assistenz in 
jeder Lebenslage und -phase und in jedem gesellschaftlichen Bereich ermöglichen. Damit gehen der 
konsequente Ausbau und die Vereinfachung der Strukturen des Persönlichen Budgets einher. 

• Menschen mit Behinderung sollen gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu 
wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben. Sie sollen nicht verpflichtet sein, in besonderen 
Wohnformen zu leben (UN-BRK, Artikel 19). Der Artikel 1 § 104 SGB IX schränkt dieses Recht durch 
den Mehrkostenvorbehalt ein. Der Mehrkostenvorbehalt muss gestrichen werden, so dass das Wunsch- 
und Wahlrecht hinsichtlich Wohnort und Wohnform uneingeschränkt garantiert wird.  

• Wir wollen einen Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention unter 
tatsächlicher und wirksamer Beteiligung der Betroffenen und ihrer Selbstvertretungsorganisationen. 
Der Aktionsplan wird regelmäßig fortgeschrieben und konkretisiert. Nachprüfbare Zielvorgaben, 
Umsetzungsfristen und eine ausreichende Finanzierung sind unumgänglich – Menschenrechte dürfen 
nicht unter Finanzierungsvorbehalt gestellt werden. Neue und ältere Gesetze sollen dabei auf 
Konformität mit der UN-Behindertenrechtskonvention regelmäßig überprüft werden. 

Wir setzen uns dafür ein, dass alle rechtlichen Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen 
aufgehoben werden, insbesondere psychiatrische Sondergesetze und ärztliche oder 
betreuungsrechtliche Zwangsbefugnisse. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) wollen wir 
novellieren. 

• Das Wahlrecht für alle soll umgesetzt und alle Wahlrechtsausschlüsse sollen abgeschafft werden. 
Wahllokal, Wahlverfahren, Wahlmaterialien, Wahleinrichtungen müssen barrierefrei sein. 

• Wir wollen ein bundesweites Rahmenprogramm »Inklusive Bildung« für alle Bildungsbereiche und 
Altersstufen. 

Menschen mit Behinderungen und ihre Selbstvertretungsorganisationen benötigen Unterstützung. Das 
beinhaltet vor allem die Förderung unabhängiger Beratung durch Expertinnen und Experten in eigener 
Sache, von Initiativen und öffentlichkeitswirksamen Maßnahmen. 

• Jegliche baulichen und kommunikativen Barrieren müssen beseitigt werden. Hierfür wollen wir ein 
Sonderinvestitionsprogramm von jährlich einer Milliarde Euro in einem Zeitraum von fünf Jahren 
auflegen. Öffentliche Investitionen und Fördergelder sollen zukünftig auch an das Kriterium der 
Barrierefreiheit gebunden werden. 

• DIE LINKE will ein barrierefreies Gesundheitssystem. Barrierefreiheit muss ein Zulassungskriterium 
bei Arztpraxen und medizinischen Einrichtungen sein, und Umbaumaßnahmen müssen gefördert 
werden. 

• Mobilität, Informations-, Kommunikations- und andere Dienste müssen barrierefrei sein. Für 
Schwerbehinderte oder Kranke, die den öffentlichen Nahverkehr nicht nutzen können, soll zur 
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Ermöglichung der Teilhabe am öffentlichen Leben ein kostenfreier Fahrdienst zur Verfügung stehen. Wir 
wollen Bankautomaten barrierefrei umrüsten, so dass auch Menschen mit Sehschwäche sie nutzen 
können. 

Alter in Würde 

In der öffentlichen Diskussion werden Ältere oft auf einen Kostenfaktor reduziert. Das Alter scheint 
Verfügungsmasse für längere Arbeitszeiten oder ehrenamtliche Lückenbüßer der öffentlichen 
Daseinsvorsorge zu sein. Aber: Veränderte Leistungsfähigkeit gehört zum Leben und darf nicht als 
Belastung für die Sozialversicherungssysteme dargestellt werden. Alter ist ein Lebensabschnitt mit 
eigenständigen Bedürfnissen, Ansprüchen, Vorstellungen und Erlebnismöglichkeiten. Wie die Menschen 
das Alter erleben wollen, in wohlverdienter Ruhe, aktiv und politisch engagiert oder einbezogen in 
Familie, Sorge-Arbeit oder andere solidarische Beziehungen muss ihre freie Entscheidung sein. Die 
Jungen und Alten dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden. Wir streiten für eine solidarische 
Gesellschaft, in der Menschen in Würde altern können sollen. 

• Wir wollen die Mitbestimmungs- und Teilhabeinteressen von Seniorinnen und Senioren stärken. Wir 
setzen uns für eine stärkere Mitsprache der Älteren im politischen Entscheidungsprozess auf Bundes-, 
Länder-, Kreis- und Kommunalebene ein. 

• Wir wollen altersgerechte Arbeits- und Lebensbedingungen. Lebensqualität steht immer im 
Zusammenhang mit der aktuellen Lebenssituation, die von Person zu Person unterschiedlich ist. Um 
diese sicherzustellen, unterstützen wir die Forderung nach Verabschiedung eines Leitgesetzes, welches 
die Grundsätze der Seniorenpolitik verbindlich fixiert. 

• Altersgerechtes Leben und Wohnen schließt ein, dass Ältere so lange wie gewünscht in ihrer eigenen 
Wohnung und im gewohnten Wohnumfeld bleiben können. Das Zusammenleben der Generationen steht 
gegen Ausgrenzung und Isolation. Wir wollen altersgerechtes Wohnen und das Zusammenleben von 
unterschiedlichen Generationen in Mehrgenerationenhäusern fördern. 

• Die gesundheitliche und pflegerische Betreuung muss wohnort- und patientennah sichergestellt bzw. 
ausgebaut und zur kommunalen Pflichtaufgabe gemacht werden, wozu auch eine verbindliche 
finanzielle Basisausstattung gehört. 

• Digitale Kommunikationsformen müssen altersgerecht angepasst werden. 

Für eine selbstbestimmte Jugendpolitik 

Die Erwartungen an Jugendliche sind vielfältig. Von der Erwachsenenwelt werden sie kritisch beäugt. 
Die Rahmenbedingungen ihres Aufwachsens sind unterschiedlich: Rund ein Viertel sind von Armut 
bedroht oder arm, von eigener Erwerbslosigkeit oder der der Eltern. Wenige sind vom Wohlstand ihrer 
Eltern verwöhnt. Das Leben vieler junger Menschen in der Bundesrepublik ist belastet durch 
wachsenden Leistungsdruck. Über Jugend wird meist gesprochen, wenn es Probleme gibt. Ihr Recht auf 
kulturelle Selbstbestimmung endet oft an den leeren Kassen der Kommunen. Jugendliche sind deshalb 
nicht unbedingt politikverdrossen. Viele wollen die Gesellschaft verändern. Sie haben aber kein 
Interesse an der herrschenden Art von Politik. Die Politik ist jugendverdrossen. Wir wollen Jugendliche 
in ihrer politischen und sozialen Selbstorganisation unterstützen. Wir wollen ihre sozialen Rechte 
stärken und bessere Möglichkeiten für ihre gesellschaftliche und politische Teilhabe schaffen. 

Die offene Kinder- und Jugendarbeit und die Jugendverbandsarbeit leisten als Orte nicht-formaler und 
informeller Bildung einen unverzichtbaren Beitrag zur Entwicklung von Kindern und Jugendlichen. 
Bereits der 11. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung hält einen Anteil von mindestens 15 
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Prozent der Jugendhilfegesamtausgaben beim örtlichen Träger der Jugendhilfe für erforderlich. 

Dafür fordern wir, dass 

• Kinder und Jugendliche in ihrer politischen und sozialen Selbstorganisation gestärkt werden und der 
Aufbau der Jugendverbandsarbeit sowie von Kinder- und Jugendparlamenten unterstützt wird. 

• ihre sozialen Rechte gestärkt und bessere Möglichkeiten für ihre gesellschaftliche und politische 
Teilhabe geschaffen werden. 

• der öffentliche Nahverkehr für Kinder und Jugendliche kostenlos ist. 

• internationale Jugendbegegnungen im Sinne des weltweiten Austauschs und zur Stärkung Europas 
unterstützt und gefördert werden. 

• ehrenamtliche Tätigkeit von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen als Mitbestimmung und 
Mitgestaltung des gesellschaftlichen Lebens Anerkennung finden und gefördert wird. Die Ausbildung 
zur Erlangung der Jugendleitercard soll durch Bereitstellung ausreichender finanzieller Mittel 
sichergestellt werden. 

• die Erstwähler optimal auf demokratische Entscheidungsprozesse / Wahlen (Mitbestimmungsrecht) im 
Rahmen der schulischen und außerschulischen Bildung vorbereitet werden. 

• das Wahlalter auf 16 Jahre gesenkt wird, das betrifft die Teilnahme an allen demokratischen 
Entscheidungsprozessen auf europäischer, Bundes-, Länder-  und Kommunalebene. 

Jugendliche brauchen bessere Angebote, um ihr Recht auf kulturelle Selbstbestimmung zu leben: 

• Wir wollen die Kinder- und Jugendhilfe nachhaltig stärken, dazu gehören für uns der Erhalt und der 
Ausbau von Jugendclubs, die Offene Jugendarbeit sowie die Ferien- und Freizeitangebote für Kinder und 
Jugendliche. Zur zielgerichteten Stärkung und zum Wiederaufbau verlorengegangener kommunaler 
Einrichtungen legen wir einen Sonderfond Jugendarbeit von 250  

Millionen Euro an.  

• Der Eintritt in Museen, Theater, Konzerte sollte für Kinder und Jugendliche kostenlos sein. 

• Wir wollen ein offenes und gebührenfreies Angebot an Musikschulen und an Sportmöglichkeiten. 

• Ausdrucksformen verschiedener Jugendkulturen sollen anerkannt und gefördert werden. Dazu gehört 
z.B. Graffiti, Street Art und Freiluftfestivals. 

• Wir wollen den internationalen Jugendaustausch fördern und die Gedenkstättenfahrten weiter  
ausbauen und gebührenfrei gestalten. 

• Wir wollen die Jugendfreiwilligendienste stärken, auch den Freiwilligendienst im Ausland. Die 
Aufwandsentschädigung soll erhöht werden. 

DIE LINKE wird weiterhin dafür streiten, Kinder- und Jugendrechte ins Grundgesetz aufzunehmen. Ein 
Kinder- und Jugendbeauftragter soll die Einhaltung der Rechte und alle Gesetze hinsichtlich ihrer 
Auswirkungen prüfen und Maßnahmen zur Beseitigung von Nachteilen für Kinder und Jugendliche 
vorschlagen. 
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Schluss mit der Kriminalisierung der Drogen 

DIE LINKE setzt sich für einen Paradigmenwechsel ein: weg von der Strafverfolgung, hin zu Prävention, 
Beratung und Hilfe. Wir sehen es nicht als Aufgabe der Politik an, Menschen zu erziehen, sondern ihnen 
eine informierte und risikobewusste Konsumentscheidung, ähnlich wie bei Tabak und Alkohol, zu 
ermöglichen. Wir wollen den Wunsch nach Rausch nicht moralisch werten; er ist ein Bestandteil der 
Kultur. 

Mit dem Verbot von Drogen werden die Risiken für Konsumierende und Gesellschaft nicht wirksam 
reduziert. Es verhindert weder den Drogenhandel noch senkt es wirksam den Konsum. Die 
Gesundheitsgefährdung durch Streckmittel, die Finanzierung der Mafia, Beschaffungskriminalität, 
sozialer Abstieg von Abhängigen, Begleiterkrankungen wie HIV/AIDS und Hepatitis – viele 
drogenbezogene Probleme werden mehr durch die Repression verursacht als durch die Drogen selbst. 
Zugleich bindet die Repression große finanzielle Mittel: Mehrere Milliarden Euro werden für die 
Strafverfolgung ausgegeben, für Hilfe und Prävention nur ein Bruchteil davon. 

Abhängigkeit ist ein alltägliches Phänomen. Abhängig sein kann man nicht nur von illegalen oder 
legalen Subtanzen, Tabak oder Alkohol, sondern z.B. auch von Glücksspiel, Arbeit, Essen. Sie hat 
vielfältige soziale und psychologische Ursachen und sollte – wie andere Erkrankungen auch – nicht als 
Versagen einzelner Menschen interpretiert werden. 

• Substitutionstherapie muss allen Opiatabhängigen offen stehen. Bisherige politische Vorgaben in 
Gesetzen und Verordnungen behindern eine gute Substitutionstherapie. Sie gehören gestrichen. 

• DIE LINKE fordert eine unabhängige wissenschaftliche Überprüfung, ob die bisherige repressive 
Drogenpolitik ihre Ziele erreicht und welche Nebenwirkungen sie entfaltet hat. 

• Wir wollen die Kriminalisierung von Konsumierenden beenden. Dafür sollen für häufig gebrauchte 
Drogen bundeseinheitliche Höchstmengen festgelegt werden, bei deren Besitz keine Strafverfolgung 
erfolgt. So werden Mittel frei, die organisierte Kriminalität zu bekämpfen sowie Hilfe und Prävention zu 
stärken. 

• Wir wollen für Cannabis eine legale und vorranging nichtkommerzielle Bezugsmöglichkeit schaffen 
und den Besitz sowie Anbau zum eigenen Bedarf erlauben. Das Bundesbetäubungmittelrecht soll so 
geändert werden, dass Bundesländer eigenständig über wissenschaftliche Modellprojekte zur 
regulierten Abgabe von Cannabis entscheiden können. 

• Im Vordergrund muss stehen: Schaden reduzieren und Leben retten. Deshalb wollen wir 
Möglichkeiten schaffen, unter sicheren und hygienischen Bedingungen und unter Aufsicht zu 
konsumieren. Die Drogen sollen auf Verschnitt und schädliche Wirkungen getestet werden können (drug 
checking). 

• Wir wollen die Regelungen zu Drogen im Straßenverkehr anpassen. Für alle Drogen werden 
Grenzwerte für die Blutkonzentration festgelegt, bei denen eine Einschränkung der Fahrtüchtigkeit 
ausgeschlossen werden kann. Dabei soll das Nüchternheitsgebot nicht angetastet werden. 

• Werbung und Sponsoring für Tabak- und Alkoholprodukte in der Öffentlichkeit wollen wir verbieten. 
Wir wollen den Nichtraucherschutz weiter ausbauen. 

• Wir wollen die Gefahren der Spielsucht verringern. Für gastronomische Einrichtungen wollen wir ein 
Automatenverbot. 
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Demokratisierung der Medien  

Eine demokratische Gesellschaft braucht eine lebendige Öffentlichkeit und die Vielstimmigkeit der 
Diskussion. Medien tragen darin zur umfassenden Information sowie zur Meinungs- und Willensbildung 
bei – wenn die Pluralität hergestellt und gesichert ist. 

Wir wollen den öffentlich-rechtlichen Rundfunk erhalten. Der Empfang der Öffentlich-rechtlichen muss 
für die Bürgerinnen und Bürger bezahlbar bleiben. Der Kommerzialisierung des öffentlich-rechtlichen 
Programmangebots wollen wir entgegenwirken. Öffentlich-rechtliche Sender geraten unter Druck von 
Quoten oder parteilichen Mehrheiten im Rundfunkrat. Kritische Berichterstattung und 
Qualitätsjournalismus – und damit die Information der Bevölkerung und eine demokratische 
Meinungsbildung – werden so erschwert. Für Journalistinnen und Journalisten in den privaten 
Printmedien wird der Meinungskorridor eng: Ihre Arbeitsplätze hängen von Gewinn und 
Werbeeinnahmen ab. Ohne Unterstützung und Kontrolle durch die Öffentlichkeit besteht die Gefahr, 
dass die Medien selbst zur Aushöhlung der Demokratie beitragen. 

Eine Anpassung des Urheberrechts an die veränderten Bedingungen der Verbreitung von Musik, Texten, 
Bildern und Filmen sowie bei Bildung, Forschung und Wissenschaft im digitalen Zeitalter ist dringend 
erforderlich. Im Kampf um ein modernes Patent- und Urheberrecht geht es darum, Wissen produktiv 
weiterverwenden zu dürfen und das Recht auf Nutzung mit den Rechten der Schöpferinnen und 
Schöpfer geistiger Werke solidarisch in Einklang zu bringen. Wir wollen gute Arbeitsbedingungen und 
Gendergerechtigkeit für Medien- und Filmemacherinnen und -macher. 

• Wir wollen das Urheberrecht modernisieren und fordern ein Recht auf Remix, wollen neue Lizenz- 
und Vergütungsmodelle etablieren, das Recht auf Privatkopie stärken und das unsinnige 
Leistungsschutzrecht für Presseverlage wieder abschaffen.  

• Wir treten für die Gewährleistung der Kommunikations- und Medienfreiheit in traditionellen und 
digitalen Medien ein. DIE LINKE steht für ein öffentlich-rechtliches Rundfunksystem, in dem die festen 
und freien Beschäftigten mehr und die Verwaltungen weniger zu sagen haben. Zuschauerinnen und 
Zuschauer müssen dafür Mitsprachrechte haben. Die Rundfunkräte müssen demokratisiert und quotiert 
werden. In den Redaktionsstatuten wird eine hohe Mitbestimmung der Beschäftigten verankert. 

• DIE LINKE setzt sich für eine sofortige Ausweitung der sozialen Ausnahmen beim Rundfunkbeitrag 
sowie die Beitragsbefreiung einzelner Gruppen, u.a. von Menschen mit Behinderungen, und 
gemeinnützigen Einrichtungen ein. 

• Produktionen, die die Rundfunkanstalten selbst produziert oder in Auftrag gegeben haben, sollen 
zeitlich unbegrenzt in den Mediatheken abrufbar sein. Die öffentlich-rechtlichen Internet-Angebote 
sollen zu einer unabhängigen öffentlich-rechtlichen Plattform ausgebaut werden, die durch 
Datensicherheit und Datensparsamkeit gekennzeichnet ist, ihre Algorithmen transparent macht und 
auch von anderen Anbietern genutzt werden kann. 

• DIE LINKE setzt sich für eine echte Reform des Urhebervertragsrechts ein, die Urheberinnen und 
Urhebern den Rücken stärkt. Viele Kreative werden für ihre Werke mit einer Einmalzahlung vergütet, die 
Werke aber bis zu 70 Jahre immer wieder verwertet. Jede Nutzung ihrer Werke, jeder Wiederabdruck, 
jede Wiederholungssendung, die Nachnutzung im Internet oder beim Merchandising muss den 
Kreativen von den Verwertungsunternehmen vergütet werden. Die Verwertungsunternehmen sollen 
verpflichtet werden, den Urheberinnen und Urhebern einmal jährlich Auskunft darüber zu erstatten, in 
welcher Art und in welchem Umfang ihre Werke verwendet werden. Nur so können Kreative 
einschätzen, ob ausgehandelte Vergütungen tatsächlich angemessen sind. 
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• Gemeinsame Vergütungsregeln, die von Verbänden der Urheberinnen und Urheber mit Vertretern der 
Verwerter ausgehandelt werden, müssen von der Ausnahme zur Regel werden. Das Ergebnis solcher 
Verhandlungen muss für beide Seiten bindend sein. Die Berufsverbände der Kreativen müssen das 
Recht ihrer Mitglieder notfalls stellvertretend einklagen können. 

• Wir setzen uns dafür ein, dass sportliche und kulturelle Großereignisse frei und unverschlüsselt 
übertragen werden. Dabei dürfen die finanziellen Aufwendungen, die die öffentlich-rechtlichen Sender 
für Sportrechte insgesamt aufbringen, nicht steigen. 

• Wir wollen den Umfang der Werbung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk schrittweise reduzieren. 

• Die Sender müssen bei der Vergabe von Aufträgen berücksichtigen, dass die Auftragnehmerinnen 
und -nehmer ihre Angestellten und Partnerfirmen sozialen Standards gemäß (Tariflohn bzw. 
Mindestlohn, branchenspezifische Mindesthonorare, angemessene Vergütung aller in Anspruch 
genommenen Rechte, Kalkulationsrealismus,) vergüten. Die Aufteilung der Rechte zwischen Sendern 
und Produzenten hat fair zu erfolgen.  

•  Wir setzen uns für das Konzept des Friedensjournalismus ein. Bisher spielen Medien zu häufig eine 
zentrale Rolle bei der Propagierung und Rechtfertigung von Kriegen und bewaffneten Interventionen als 
Mittel der Politik, auch gegen den Mehrheitswillen der Bevölkerung. 

Die Förderung des Films muss – wie die des Kulturguts Computer- und Videospiel – finanziell gestärkt 
werden. Wir setzen uns dafür ein, dass die Projekte sozialverträglich kalkuliert werden und Tarif- und 
Mindestlöhne gezahlt werden. Wir setzen uns für Mindesthonorare, für Geschlechtergerechtigkeit und 
Entgeltgleichheit ein (vgl. Kapitel I »Gute Arbeit«). 

• Die Kartellgesetze müssen verschärft werden, um die Medienkonzentration einzudämmen. 

• Wir wollen Medienkompetenz und Medienbildung umfassend stärken: in der vorschulischen Bildung, 
in Schule und Unterricht, in zivilgesellschaftlichen Projekten und in der Arbeitswelt. Insbesondere für 
ältere Menschen bedarf es spezieller und gendergerechter Konzepte, damit sie adäquat teilhaben und 
sich einbringen können. 

• Barrierefreiheit in den Medien und die Vertretung von Behindertenverbänden in den Rundfunkräten 
sind uns wichtig. 

Für ein offenes und freies Internet: solidarisches Handeln stärken, Überwachung beenden 

Das Internet ist Feld gesellschaftlicher Auseinandersetzungen. Es bietet freieren Informationszugang, 
direktere Vernetzung mit Gleichgesinnten und die praktische Vereinfachung der Organisation des 
Alltags. Gleichzeitig haben Staaten mit dem Internet nie dagewesene Mittel zur Überwachung in die 
Hand bekommen. Auch wir wurden und werden von NSA, BND und Verfassungsschutz ausgespäht. 
Große Konzerne beherrschen zunehmend das Internet. Soziale Netzwerke und andere Plattformen zum 
Informationsaustausch sind im Besitz von Konzernen. Unsere Möglichkeiten werden so durch ihre 
Profitinteressen beschränkt.  

Information und Kommunikation ist für uns kein Luxus, sondern ein Recht. Es ist auch eine Frage von 
Macht, wer über Inhalte des und Zugang zum Internet entscheidet. Der Zugang zu digitalen 
Technologien und zum Internet muss unabhängig von Einkommen und sozialem Hintergrund ermöglicht 
werden. In Deutschland ist der Zugang zum Internet noch immer eine Frage des sozialen  

Status. Der »D21-Digital-Index« zeigt, dass 2016 fast alle Menschen, die mehr als 3.000 Euro 
Haushaltseinkommen haben, das Internet nutzen. Bei jenen, die weniger als 1.000 Euro zur Verfügung 
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haben, sind es nur gut die Hälfte.  

• Die Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben muss für alle Menschen 
gewährleistet sein. Die Verfügung über Computer und Internetzugänge ist ein Teil des 
Existenzminimums. 

• Die von Internetzugangsanbietern beworbenen Verfügbarkeiten und Geschwindigkeiten der 
Anschlüsse müssen auch tatsächlich zur Verfügung stehen: Wo 100 MBit drauf steht, müssen auch 100 
MBit drin sein. Die Anbieter müssen statt maximal zu erreichender Datenmengen die garantierte 
Mindestmenge angeben. 

• DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass jeder Haushalt ein Anrecht auf einen bezahlbaren, schnellen 
Breitband-Internetanschluss hat. 

• Die Förderprogramme der Bundesregierung müssen dem Bedarf angepasst werden. Kommunen, die 
sich den Eigenanteil an Förderprogrammen nicht leisten können, müssen zusätzlich unterstützt werden. 
E-Government-Angebote wollen wir ausgebauen. Die Möglichkeit der verschlüsselten Kommunikation 
mit Behörden muss sichergestellt werden.  

In der digitalen Welt gilt es, den Zugang zu Informationen zu verteidigen. Wir fordern, dass Daten und 
Informationen, die von Regierungen mit öffentlichen Geldern gesammelt und erstellt wurden, allen 
Menschen frei zugänglich und nutzbar gemacht werden. Die so geschaffenen »offenen Daten« (Open 
Data) können ein Beitrag zu einer Öffnung und Demokratisierung von Verwaltung sein. Dabei muss 
selbstverständlich der Datenschutz berücksichtigt werden. Wir wollen, dass die Nutzerinnen und Nutzer 
sich im Internet frei informieren, weiterbilden, äußern und partizipieren können. Wir wollen die offene 
Architektur des Netzes bewahren und so sein Potenzial für Innovation und Entwicklung fördern. Dazu 
gehört für uns, die Netzneutralität abzusichern. Um Netzneutralität und gute Versorgung sicher zu 
stellen, sollen die Telekommunikationsnetze in öffentliches und gemeinwirtschaftliches Eigentum 
überführt werden.Die Glasfaserinfrastruktur wollen wir rasch und flächendeckend ausbauen (vgl. 
Kapitel VI »In die Zukunft investieren«). Wir unterstützen Open Content-Lizenzen, die sich an 
Grundwerten von Offenheit und Teilhabe orientieren.  

• Wenn das Netz als Marktplatz genutzt wird, gelten dieselben Regeln wie auf dem Warenmarkt. Wenn 
Nutzerinnen und Nutzer wie bei E-Books und elektronische Spielen nicht mehr Dateien zum Download 
verkauft bekommen, sondern nur noch einen Zugriff, sollen sie das Recht bekommen, diesen zu 
verleihen oder weiterzuverkaufen (Digitaler Secondhand).  

• Wir wollen commons-basierte, selbstverwaltete, nichtkommerzielle und öffentliche Alternativen zu 
Mainstream-Angeboten in Form von offenen Technologien und Plattformen sowie dezentralisierten 
Infrastrukturen fördern.   

Die widerrechtliche Erhebung, Speicherung und Weitergabe persönlicher Daten sowie ihre 
Zusammenführung zu Personenprofilen ist heute sehr weit verbreitet. Das betrifft die sensorgestützte 
Datenerhebung wie beispielsweise Geolokalisationsdienste ebenso wie die massenhafte Erhebung und 
Analyse des Internetverkehrs. Staatliche Sicherheitseinrichtungen und privatwirtschaftliche Konzerne 
machen sich dies zunutze und sammeln enorme Datenmengen über die Nutzerinnen und Nutzer. Wir 
wollen die datenintensive und flächendeckende Überwachung durch Geheimdienste und 
Technologiekonzerne beenden und den Datenschutz aktualisieren. Um Privatsphäre im Internet unter der 
Bedingung des permanenten Datenflusses zu gewährleisten, ist das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung nur mit einem Recht auf Ende-zu-Ende-Verschlüsselung in persönlicher Kommunikation 
realisierbar - ohne Hintertüren. 
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• Wir wenden uns gegen jede Sperr- und Überwachungsinfrastruktur, denn das Netz soll ein freier 
gesellschaftlicher Diskursraum sein. Wir wehren uns gegen staatliche Kontroll- und Zensurzugriffe 
genauso wie gegen ökonomische. Netzsperren und Haftungsverschärfungen für Provider und Verbote, 
auf andere Webseiten zu verlinken, lehnen wir ab. Illegale Inhalte müssen schon jetzt sofort gelöscht 
werden. 

• Die Nutzerinnen und Nutzer des Netzes sollen über die Erhebung von personenbezogenen Daten 
umfassend informiert werden. Unternehmen, die gegen Datenschutzauflagen verstoßen, müssen 
konsequent sanktioniert werden. Dazu gehört eine Stärkung der Datenschutzbeauftragten. 

• Auch in sozialen Netzwerken muss die körperliche und geistige Unversehrtheit der User  gewahrt 
werden. Unternehmen müssen Hatespeech oder Mobbing sowie Beleidigung, Verleumdung und 
Volksverhetzung auch durch Social Bots zur Anzeige bringen und nach gerichtlicher Entscheidung 
löschen. 

• Die automatisierte Auswertung von großen Datenmengen (Big Data) soll dem Gemeinwohl nicht 
entgegenstehen. Algorithmische Verfahren zur automatisierten Überwachung, Bewertung oder 
Verhaltensvorhersagen von einzelnen Menschen sehen wir kritisch. Bei der Bewertung und Einordnung 
von individuellem Verhalten zum Beispiel im Rahmen der Bewertung der Kreditwürdigkeit (Scoring), 
hinsichtlich der Inanspruchnahme sozialer Sicherungssysteme oder bei Ermittlungstätigkeiten 
(Predictive Policing) lehnen wir sie ab. 

• Im Bereich der zivilen Cybersicherheit haben Bundeswehr und Geheimdienste nichts zu suchen, 
stattdessen werden wir die Unabhängigkeit des Bundesamtes für die Sicherheit in der 
Informationstechnologie (BSI) stärken und dessen Beratungs- und Hilfsangebote ausbauen. 
Überwachungstechnologien dürfen nicht exportiert werden. Das verfassungswidrige BND-
Überwachungsgesetz heben wir auf.  

• Aufgrund immer stärkerer Überwachung digitaler Kommunikation ist Ende-zu-Ende-Verschlüsselung 
für Journalistinnen und Journalisten mitunter die einzige Chance, vertraulich zu kommunizieren und so 
Meinungs- und Pressefreiheit zu gewährleisten. Zur Gewährleistung freier Recherche und 
journalistischer Arbeit wollen wir die Ausbildung von Journalistinnen und Journalisten an neuen 
Technologien für sichere digitale Kommunikation fördern. 

Wir verteidigen die Freiheit zur und von der Religion und die Trennung von Staat und Kirche 

Religiösen Minderheiten wird immer wieder die Freiheit abgesprochen, sich zu einer Religion zu 
bekennen, oder sie werden wegen ihrer Religion diskriminiert. Häufig wird unter dem Deckmantel der 
Islamkritik antimuslimischer Rassismus verbreitet. Radikalisierte Bewegungen in fast allen Religionen 
setzen Gläubige und Nichtgläubige unter Druck und greifen im Namen der Religion Grundrechte an.  

Wir verteidigen die Freiheit der Gedanken, des Gewissens und Glaubens. Gegen einen vermeintlichen 
»Kampf der Kulturen« unterstützen wir den Einsatz von Menschen unterschiedlicher Weltanschauungen 
und Religionen für globale soziale Gerechtigkeit, Demokratie und Frieden. 

Wir treten für die institutionelle Trennung von Staat und Kirche ein. Der Staat muss unabhängig von den 
Religionen sein und Menschen, die aus weltanschaulichen oder religiösen Gründen verfolgt werden, 
schützen. Allen Versuchen, Demokratie und gleiche Rechte für alle mit dem Verweis auf vermeintlich 
natürliche oder göttliche Gesetzmäßigkeiten einzuschränken, setzen wir Widerstand entgegen. 

• Das Menschenrecht auf freie Religionsausübung schließt das Recht auf öffentliches Bekenntnis zu 
einer Religion ein. DIE LINKE spricht sich gegen Verbote von religiös motivierter Bekleidung aus und 
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lehnt eine Einschränkung von Beschäftigtenrechten auf dieser Grundlage ab. Beim Baden soll jede und 
jeder die Badebekleidung tragen, die beliebt.  

• DIE LINKE unterstützt den Kampf der Gewerkschaften und Kirchen für den erwerbsarbeitsfreien 
Sonntag.  

• Für Menschen, die wegen ihrer Entscheidung gegen religiös motivierte Bekleidung, wegen eines 
Konfessionswechsels oder des Austritts aus einer Religionsgemeinschaft unter Druck gesetzt werden, 
wollen wir Einrichtungen zur Beratung und Unterstützung schaffen. 

• Wir wollen sicherstellen, dass der Austritt aus allen Religionsgemeinschaften und Kirchen kostenlos 
ist. 

• Wir wollen einen Ethikunterricht, in dem alle Schülerinnen und Schüler mit ihren unterschiedlichen 
weltanschaulichen, kulturellen und religiösen Hintergründen gemeinsam über ethische Fragen 
diskutieren können. Im Rahmen des Bildungsauftrages sollen Schulen auch weiterhin Wissen über 
Religionen vermitteln. Soweit bekenntnisorientierter Religionsunterricht an Schulen als Wahlfach 
angeboten wird, sollten sich alle Religionsgemeinschaften beteiligen können. 

• Die Militärseelsorge wollen wir abschaffen. Sie entspricht in der jetzigen Form nicht dem 
verfassungsmäßig gegebenen Recht auf Religionsfreiheit und ist auch innerhalb der Kirchen umstritten. 
Sie muss durch einen Vertrag ersetzt werden, der eine religiöse Betreuung durch alle Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften und eine freie Religionsausübung der Angehörigen der Bundeswehr 
garantiert. Das Weisungsrecht für Pfarrerinnen und Pfarrer und die staatliche Finanzierung durch die 
Bundeswehr müssen abgeschafft werden. 

• Die Kirchen sollen ihre Mitgliedsbeiträge selbstständig und selbstverantwortlich erheben. Wir treten 
für den seit 1919 bestehenden Verfassungsauftrag zur Ablösung der Staatsleistungen an die Kirchen 
ein. 

• DIE LINKE tritt für die rechtliche Gleichstellung aller Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 
ein.  

• Die LINKE ist gegen ein Bauverbot von Sakralbauten.  

• Jüdische und muslimische Feiertage sollen als staatlich geschützte Feiertage anerkannt werden. 

• Wir stehen an der Seite derjenigen, die sich innerhalb der Kirchen für eine Verbesserung von 
arbeitsrechtlichen Standards und gegen Diskriminierung einsetzen. 
 

Sport frei!  

Sport ist kein Luxusgut, sondern für alle da. Dafür müssen wir die Zugangsbedingungen zum Sport 
verbessern. Sport treiben zu können soll nicht vom Einkommen und sozialen Status abhängen. 
Sportvereine sind auch Orte erfolgreicher Integration. Wir fördern behindertengerechten, integrativen, 
natur- und umweltverträglichen Sport. 

DIE LINKE steht für einen Sport ohne Barrieren. Menschen mit Behinderungen müssen gleichermaßen 
wie Menschen ohne Behinderung am Sport teilhaben können und entsprechend gefördert werden, 
zusätzliche Aufwendungen müssen ausgeglichen werden. 

• DIE LINKE sieht Breitensport und Spitzensport als wechselseitiges Verhältnis. Sie will sowohl den 
Breitensport mit seiner positiven sozialen und gesundheitlichen Wirkung fördern als auch mögliche 
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Sportkarrieren unterstützen. Sport muss kommunale Pflichtaufgabe werden.  

• Die Sportförderung soll zukünftig nicht mehr indirekt durch spezielle Einheiten bei Bundeswehr, 
Grenzschutz und Polizei stattfinden, sondern direkt den Sportlerinnen und Sportlern zu Gute kommen. 

• Viele Sporthallen, Sportplätze und Schwimmbäder sind baufällig, teilweise bereits gesperrt. Unser 
Zukunftsprogramm sieht ausreichend Investitionen vor, um die Einrichtungen barrierefrei und 
ökologisch sinnvoll zu sanieren. 

• Doping, Korruption und andere Manipulationen müssen bekämpft werden. Die Kommerzialisierung 
des Sports zum Zwecke der Profitmaximierung muss zurückgedrängt und die Vermittlung von Werten 
wie Toleranz, Respekt und Fairness gestärkt werden. 

• Verwertungsunternehmen wie die Deutsche Fußball Liga GmbH müssen demokratisiert werden, 
damit die Gewinne aus dem Profi-Fußball auch den Amateuren und allen 7 Millionen DFB-Mitgliedern 
zugutekommen (vgl. Kapitel XIV »Menschen und Natur vor Profite«). 

• Der Kita-, Schul-, Hochschul- und Berufsschulsport soll durch Qualitätsstandards nachhaltig 
verbessert werden, damit Jugendliche nicht auf Fitnessstudios angewiesen sind, wenn sie Sport treiben 
wollen. In allgemeinbildenden Schulen muss der Schwimmunterricht garantiert werden. 

• Die Mittel für Fanprojekte, Initiativen und Projekte gegen extreme Rechte, Diskriminierung und 
Gewalt sowie für die integrative Wirkung der Sportvereine sollen erhöht und nachhaltig festgeschrieben 
werden. 

• Wir wenden uns gegen die zunehmende Kriminalisierung nicht rassistischer und gewaltfreier Fußball-
Fan- und Ultragruppen, Fanbetreuung, Fanprojekten, Fanbeauftragten und Verantwortlichen, wie u.a. in 
Leipzig geschehen. 
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XVIII. Für eine Zukunft, für die es sich zu kämpfen lohnt!  
Ohne dich geht es nicht! 

DIE LINKE ist die Kraft für soziale Gerechtigkeit und Frieden und kämpfen für eine Demokratie, in der 
die Menschen entscheiden, nicht die Profitinteressen. Wir nennen die Namen derjenigen, die von 
prekärer Arbeit, Armutslöhnen, steigenden Mieten und Pflegenotstand in den Krankenhäusern 
profitieren. Wir wollen die Superreichen entmachten und Reichtum umverteilen. Wir sagen den 
herrschenden Verhältnissen, die für die ungerechte Verteilung von Reichtum, Vermögen und Macht 
sorgen, den Kampf an. Wir stehen auf gegen Rassismus und rechte Hetze. Für eine soziale Offensive für 
alle und eine solidarische Einwanderungsgesellschaft. Wir hören zu. Wir wollen wissen, was sonst 
niemand hören will. Wir wirken in den Parlamenten und streiten im Alltag für bessere Arbeits- und 
Lebensbedingungen. Wir stehen für eine Revolution der Gerechtigkeit, die Armut beseitigt, gute Renten, 
gute Bildung, Gesundheitsversorgung, Pflege und bezahlbares Wohnen für alle schafft. Das sind die 
sozialen Tatsachen, die eine soziale Demokratie auszeichnen. Sie müssen gemeinsam erkämpft werden. 
Dabei halten wir uns an klare Linien: An einer Regierung, die Kriege führt und Kampfeinsätze der 
Bundeswehr im Ausland zulässt, die Aufrüstung und Militarisierung vorantreibt, die Privatisierungen der 
Daseinsvorsorge oder Sozialabbau betreibt, deren Politik die Aufgabenerfüllung des Öffentlichen 
Dienstes verschlechtert, werden wir uns nicht beteiligen. Einen möglichen Koalitionsvertrag werden wir 
unseren Mitgliedern zur Entscheidung vorlegen.  

Eine andere Politik wird nicht allein im Parlament erreicht werden, sie braucht Druck. Druck aus der 
Gesellschaft, aus Gewerkschaften und sozialen Bewegungen, aus Sozialverbänden. Druck von unten 
und Druck von der Straße. Ohne die Kraft der Gewerkschaften und von großen Arbeitskämpfen gäbe es 
keine Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, keine Arbeitszeitverkürzung, keine Vertretungsrechte der 
Belegschaften. Ohne die Friedensbewegung wäre die Einbindung der deutschen Regierungen in 
internationale kapitalistische Kriege noch viel größer als heute. Ohne die Frauenbewegung gäbe es die 
Fortschritte bei der Gleichstellung der Frauen nicht. Ohne die Umweltbewegung gäbe es keinen 
Atomausstieg und kein breites Umweltbewusstsein. Ohne den erfolgreichen Streik an der Charité gäbe 
es heute keine breite Debatte über mehr Personal in den Krankenhäusern. DIE LINKE ist Teil und 
Verbündete, wenn es darum geht, diesen Druck aufzubauen. Und wir wollen ihn im Parlament in 
Veränderung übersetzen. Widerstand und Protest, die Gestaltung der Gesellschaft im Hier und Jetzt und 
die Vision einer über den Kapitalismus hinausweisenden Alternative bilden für unsere Politik ein 
unauflösbares Dreieck. 

Wir versprechen: Die Abgeordneten der LINKEN binden sich an einen Verhaltenskodex. Sie stehen für 
die hier vorgestellten Ziele und Projekte. Sie erklären, 

• die Programmatik der Partei DIE LINKE aktiv zu vertreten; 

• die eigene politische Biografie offenzulegen; 

• dass sie keine Spenden oder Geschenke von Lobbygruppen oder Großunternehmen annehmen. 
Bürgerwille und Gemeinwohl gehen vor Einzelinteresse! 

• dass sie nicht mit Geheimdiensten zusammenarbeiten. 

• dass sie Informationen und Wissen aus ihrer parlamentarischen Tätigkeit zum allgemeinen Interesse 
einsetzen. Wir sind keine Partei der Hinterzimmer. Informationsfreiheit statt Geheimniskrämerei! 

• dass sie sich auch für die eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Abgeordnetenbüros und 
Fraktionen für gute Arbeit und Mitbestimmung einsetzen.  
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• weitgehend barrierefreie und für Anliegen der Bevölkerung offene Wahlkreisbüros zu unterhalten 
sowie Mittel und Infrastruktur dieser Büros der lokalen Bevölkerung, sozialen Bewegungen oder 
Solidaritäts- und Hilfsprojekten zur Verfügung zu stellen. 

Ohne dich, ohne euch geht es nicht. Wahlen und Wahlkämpfe können viele Menschen begeistern, wenn 
sie sich Veränderung erwarten. Gemeinsam können wir etwas erreichen: eine Zukunft, für die es sich zu 
kämpfen lohnt. 
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IV.  WIR MACHEN DEN 
SOZIALSTAAT SICHER  
UND ZUKUNFTSFEST

Gesund bleiben, auch im Alter würdig und selbstbestimmt leben, bis 
zuletzt. Einen Platz in der Gesellschaft finden: All das schaffen wir 
nicht allein. Nur zusammen und solidarisch können wir einander  
soziale Sicherheit geben, uns bei Krankheit, Armut oder Verlust  
des Arbeitsplatzes gegenseitig zur Seite stehen. Unser Ziel: Alle 
Bür gerinnen und Bürger sollen gegen die großen Risiken des Lebens 
gut abgesichert sein – zu fairen und gerechten Bedingungen.

Unsere sozialen Sicherungssysteme leisten viel, gerade auch im 
internationalen Vergleich. Aber wir müssen dafür sorgen, dass der 
Sozialstaat sein Versprechen auf Sicherheit auch in Zukunft noch 
einlösen kann und dass es dabei gerecht zugeht. Digitalisierung, 
Globalisierung und demografischer Wandel sind und bleiben große 
Herausforderungen. Viele Menschen machen sich zu Recht Gedan-
ken darüber, ob die Rente für einen guten Ruhestand reicht oder ob 
beim Jobverlust Armut droht. Wenn Menschen den Abstieg fürch-
ten, ist das Gift für den sozialen Zusammenhalt. Deshalb ist soziale 
Sicherheit eine Bedingung für den inneren Frieden. Sie ist auch eine 
Voraussetzung für Kreativität und Lebensmut. Denn wer verunsi-
chert ist, kann nicht frei aufspielen. Gerade weil wir außen-, gesell-
schafts- und wirtschaftspolitisch in unruhigen Zeiten leben, ist  
soziale Sicherheit wichtiger denn je. Solidarität ist das Rückgrat un-
serer Gesellschaft. Doch es gibt Gruppen, die sind schlecht abgesi-
chert: kleine Selbständige mit unsteten Lebensläufen, Frauen ohne 
eigene Rentenansprüche, niedrig Entlohnte ohne Geld für die Al-
tersvorsorge. Die Angleichung der Renten Ost an die Renten West 
treiben wir weiter voran. Dabei werden wir auch die Interessen der 
zukünftigen Rentnerinnen und Rentner in allen Teilen des Landes 
im Blick behalten. Wir müssen den Sozialstaat verbessern, damit er 
sein Sicherheitsversprechen für alle halten kann.

Wie soziale Sicherung auch im Zuge der Digitalisierung und  
aufgrund des demografischen Wandels nachhaltig, solidarisch und  
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armutsfest organisiert werden kann, ist eine der großen Herausfor-

derungen der Zukunft. Wir wollen eine breite gesellschaftliche De-

batte vorantreiben und Fragen von einer Einführung eines bedin-

gungslosen Grundeinkommens, das gesellschaftliche Teilhabe er-

möglicht, über die Frage einer Wertschöpfungsabgabe bis hin zu 

institutionellen Reformen der Sicherungssysteme in den Blick neh-

men. Viele von unseren Vorschlägen von der Kindergrundsicherung 

bis zur Garantierente wurden auch von dem Vorschlag eines Grund-

einNommens beeinˊusst. Wir wollen diese ,deen weiterdisNutieren. 
Wir brauchen Antworten auf bisher nicht geklärte Fragen. Dabei 

wollen wir auch Erfahrungen aus anderen Ländern berücksichtigen 

und das Grundeinkommen in einem Modellprojekt erproben.

1. Wie die Rente wirklich sicher wird

Um die Rente wieder sicher und verlässlich, nachhaltig und genera-

tionengerecht zu machen, setzen wir uns dafür ein, das Drei-Säulen-

System der Alterssicherung auf eine solide Basis zu stellen. In erster 

Linie stärken wir die erste Säule, die gesetzliche Rentenversiche-

rung. Denn sie ist und bleibt die wichtigste Säule, der Altersvorsor-

ge. Durch die Rentenreformen der vergangenen Jahre ist das Ren-

tenniveau gesunken. Eine Stabilisierung ist dringend notwendig. 

Das heutige – gegenüber dem Jahr 1998 bereits erheblich abge-

senkte – Rentenniveau sollte nicht weiter fallen. Dabei müssen 

Rentenniveau und Beitragssatz in einem angemessenen Verhältnis 

stehen, damit auch die junge Generation weiter in die gesetzliche 

Rente vertrauen kann. Wer viele Jahre eingezahlt hat, soll von sei-

ner Rente auch leben können. Mit der Garantierente wollen wir für 

alle Menschen, die den größten Teil ihres Lebens rentenversichert 

waren, gearbeitet, .inder erzogen oder andere 0enschen geSˊegt 
haben, ein Mindestniveau in der Rentenversicherung einführen. Die 

Garantierente ist steuerfinanziert und die +¸he wird oberhalb der 
Grundsicherung liegen. Es findet Neine %ed¾rftigNeitsSr¾fung statt 
und betriebliche und private Altersvorsorge wird nicht angerech-

net. 8m die gesetzliche 5ente finanziell und solidarisch breiter auf-
zustellen, wollen wir versicherungsfremde Leistungen aus Steuern 

bezahlen und die Beschäftigungsbedingungen gerade für Frauen so 

verbessern, dass sie öfter und gleichberechtigt erwerbstätig sind.
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Wir wollen den ersten Schritt zur Bürger*innenversicherung  

gehen und hierfür die nicht anderweitig abgesicherten Selbständi-

gen, Minijobber*innen und Abgeordnete in die gesetzliche Renten-

versicherung einbeziehen. Auch Langzeitarbeitslose sollen wieder 

versichert werden. Für die Selbständigen und insbesondere die 

Existenzgründer*innen wird es Übergangsregelungen geben. Zu-

dem wollen wir Selbständigen mit Beitragsrückständen bei der 

Krankenversicherung helfen und Schulden erlassen. In einem spä-

teren 6chritt wollen wir auch )reiberuˊerinnen und %eamtinnen 
in die gesetzliche Rentenversicherung einbeziehen. Hierfür werden 

wir mit den Ländern zusammenarbeiten. Bereits erworbene An-

wartschaften auf Versorgung und bestehende Beamtenverhältnisse 

bleiben dabei aus Gründen des Vertrauensschutzes unberührt.

Grundsätzlich halten wir an der Rente mit 67 fest. Wir wollen es 

Menschen aber leichter machen, selbst darüber zu entscheiden, 

wann sie in Rente gehen wollen. Dazu fördern wir eine echte Alters-

teilzeit durch eine attraktive Teilrente ab 60 Jahren, die insbesonde-

re Arbeitnehmer*innen in belastenden Berufen zugutekommt. Für 

Menschen, die länger arbeiten wollen, soll sich das lohnen. Damit 

sie eine höhere Rente erhalten, führen wir einfache Hinzuverdienst-

regeln ein und erleichtern es, Teilrente und Erwerbseinkommen zu 

kombinieren. So erleichtern wir es Menschen, selbst zu bestimmen, 

wann sie in Rente gehen. Arbeitnehmer*innen, die nicht mehr arbei-

ten können, sollen nicht länger auch noch dafür bestraft werden, 

deshalb schaffen wir die Abschläge bei der Erwerbsminderungs-

rente ab.

Neben der gesetzlichen Rente wollen wir auch die private und 

betriebliche Altersvorsorge stärken. Kapitalgedeckte Altersvorsor-

ge kann zu einem Bruchteil der Kosten und mit einer deutlich höhe-

ren Rendite als in Deutschland durchgeführt werden. Wir wollen 

deshalb einen Bürger*innenfonds in öffentlicher Verwaltung ein-

führen und diesen sowohl für die betriebliche wie auch die private 

Vorsorge öffnen. Bei hinreichender Größe kann die laufende Ver-

waltungsgebühr sehr gering sein. Die Sparleistung der Menschen 

kann so fast vollständig in die Altersvorsorge gehen. Der 

Bürger*innenfonds soll nachhaltig investieren und dabei soziale 

und ökologische Belange berücksichtigen.

Alle Arbeitgeber*innen sollen künftig ihren Beschäftigten eine 

Betriebsrente anbieten und sie mit einem eigenen Arbeitge-
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ber*innen beitrag unterstützen. Kleinen Betrieben erleichtern wir 
dies mit einer Änderung der Haftungsregeln. Wenn sie diese nicht 
im eigenen Betrieb oder überbetrieblich organisieren, soll sie unbü-
rokratisch über den Bürger*innenfonds durchgeführt werden kön-
nen. 'ie Ar beit nehmerinnen sind nicht YerSˊichtet, das Angebot 
ihrer Arbeit geber*innen anzunehmen. Die öffentliche Förderung 
der privaten Altersvorsorge soll in Zukunft vor allem Geringverdie-
nenden zugutekommen. Die Entgeltumwandlung lehnen wir ab, 
weil sie die gesetzliche Rente schwächt.

Viele Frauen sind von Armut im Alter bedroht. Sie leisten  
mehr Erziehungs- und Pˊegearbeit, arbeiten oft in 7eilzeit oder in 
schlecht bezahlten Branchen und erwerben weniger Rentenansprü-
che. Für Frauen muss es einfacher werden, sich durch Erwerbsarbeit 
selbst besser abzusichern. Mit guten Angeboten für die Kinderbe-
treuung, einer Umwandlung der Minijobs in sozialversicherungs-
Sˊichtige %esch¦ftigung, einem 5¾cNNehrrecht auf 9ollzeit, einer 
echten Pˊegezeit, einer fairen Abbildung Yon Pˊegezeiten bei der 
Rente und mit gleichem Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit 
können wir die Rentenlücke für Frauen mittelfristig schließen. Auch 
die Anrechnung von Aufwandsentschädigungen für Ehrenämter auf 
die Rente werden wir neu ordnen.

Wir wollen die Benachteiligung der jüdischen Zuwanderinnen 
und Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion gegenüber Spät-
aussiedlerinnen und Spätaussiedlern im Rentenrecht beenden.

2.  Gesundheit solidarisch für alle – raus aus der  
Zwei-Klassen-Medizin

Gesundheit und Pˊege sind 7eil der Daseinsvorsorge. Die Pa ti e n   tin-
nen und Patienten gehören in den Mittelpunkt, an ihren Bedürfnissen 
muss sich die Versorgung ausrichten. Wir wollen eine qualitativ 
hochwertige, wohnortnahe Versorgung unabhängig von Alter, Ein-
kommen, Geschlecht, Herkunft und Behinderung sicherstellen, re-
gionale Über- und Unterversorgung gleichermaßen korrigieren. Um 
zum Bei spiel auch dünner besiedelte Regionen besser zu versorgen, 
brauchen .ommunen und 5egionen mehr Einˊuss und sollten inno-
vative Lösungen, wie die Gründung von lokalen Gesundheitszent-
ren vorantreiben. Stationäre und ambulante Versorgung sind stark 
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voneinander getrennt, was viele Nachteile für Pati e n tinnen und Pati-

enten hat. Wir wollen eine bessere Vernetzung, Koordination und 

Zusammenarbeit aller im Gesundheitswesen und eine gemeinsame 

Planung ambulanter und stationärer Leistungen.

Wir stärken die Patient*innenverbände und die Selbsthilfe. Wir 

wollen eine Patient*innenstiftung, einen Härtefallfonds für Be-

handlungsfehler und eine unabhängige Patient*innenberatung. Un-

ser Ziel ist eine Primärversorgung, in der insbesondere Haus- und 

Kinder ärzt*innen sowie Angehörige weiterer Gesundheitsberufe 

auf Augenhöhe zusammenarbeiten. Deshalb setzen wir uns auch für 

eine stärkere interdisziplinäre Ausbildung und eine Aufwertung der 

Allge meinmedizin ein.

Wir sollten aber nicht erst handeln, wenn die Krankheit schon da 

ist. Das Gesundheitswesen muss Gesundheit besser fördern: Von 

der Kindertagesstätte über die Schule bis zum Arbeitsleben und 

dem Leben im Alter sollte ein gesundes Leben ermöglicht und un-

terst¾tzt werden. GeschlechtssSezifische AsSeNte m¾ssen in unse-

rem Gesundheitswesen st¦rNere %eachtung finden.
Jedoch erleben wir heute in Deutschland eine Zwei-Klassen-Me-

dizin. Gesetzlich Versicherte bekommen später einen Termin bei 

Fachärztin oder Facharzt als privat Versicherte. Ärztinnen und Ärzte 

lassen sich vor allem dort nieder, wo sie attraktive Lebens- und  

Arbeitsbedingungen finden. ,n der SriYaten .ranNenYersicherung 
(PKV) zahlen Alte und Kranke mehr als Junge und Gesunde. Oft sind 

Versicherte durch die hohen Beiträge in der PKV schnell überfor-

dert. Gleichzeitig werden viele Gutverdiener*innen in der PKV nicht 

an der Solidarität mit den sozial Benachteiligten beteiligt. Das 

übernehmen die gesetzlich Versicherten, also vor allem die mit ge-

ringen und mittleren Einkommen. Ein solches System ist ungerecht 

und nicht solidarisch.

Wir GRÜNE wollen die gesetzliche und private Krankenversiche-

rung zu einer Bürger*innenversicherung weiterentwickeln. Alle  

Bür ger*innen, auch Beamt*innen, Selbständige und Gutverdienen-

de, beteiligen sich. Auf Aktiengewinne und Kapitaleinkünfte wer-

den ebenfalls Beiträge erhoben. Arbeitgeber*innen und Arbeitneh-

mer*in  nen übernehmen wieder jeweils die Hälfte des Beitrags und 

die bisher allein von den Arbeitnehmer*innen getragenen Zusatz-

beiträge werden wieder abgeschafft. Bei den Arzthonoraren soll 

nicht mehr zwischen gesetzlich und privat Versicherten unter-
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schieden werden. Zuzahlungen für Medikamente und andere Selbst-
beteiligungen wollen wir abschaffen. Mit der Bürger*innen ver sich-
erung wäre Gesundheit stabil, zuNunftsfest und fair finanziert und 
alle Kassen würden auf Grundlage eines weniger manipulationsan-
fälligen Risikoausgleichs um die beste Versorgung konkur rieren. 

Wir wollen Menschen in psychischen Krisen möglichst frühzeitig 
die passende Unterstützung und Therapie zukommen lassen, die 
Hilfen vor Ort besser aufeinander abstimmen und die Prävention 
ausbauen. Darüber hinaus ist die bessere Erforschung von alterna-
tivmedizinischen Verfahren mit anerkannten Methoden erforder-
lich. Wir wollen einen möglichst großen Infektionsschutz der Be-
völkerung, auch im Interesse derjenigen, die nicht geimpft werden 
können. Dafür setzen wir auf freiwillige Beratung und bessere In-
formation.

Gute Versorgung erfordert ausreichendes Personal. Dazu setzen 
wir uns für bundesweit verbindliche Bemessungsinstrumente bei 
den Personalbesetzungen in der Pˊege ein. 'adurch wird die Arbeit 
wieder attraktiver. Ebensolche Regelungen braucht es in der Alten-
Sˊege. 8m die 4ualit¦t der 9ersorgung zu Yerbessern, streben  
wir auch bei Berufsgruppen wie Hebammen und Entbindungs-
Sˊegerinnen im .ranNenhaus 5egelungen f¾r eine ausreichende 
Personalbesetzung an. Die Geburtshilfe wollen wir stärken und  
insbesondere bei angestellten und freiberuˊichen +ebammen und 
EntbindungsSˊegerinnen f¾r eine bessere 9erg¾tung sorgen. Wir 
wollen darauf hinwirken, dass im Rahmen der Selbstverwaltung die 
beteiligten Institutionen neue Vergütungsmodelle zur Stärkung der 
physiologischen Geburt und Selbstbestimmung der Frauen sowie 
zur 6enNung der .aiserschnittrate erarbeiten. )reiberuˊiche +eb-
ammen brauchen eine dauerhafte Lösung für die hohen Beiträge 
der +aftSˊichtYersicherung. +ierf¾r wollen wir eine gesetzliche 
+aftSˊichtYersicherung f¾r +ebammen und die anderen Gesund-
heitsberufe.

Wir setzen uns ein für eine gute, zahlenmäßig ausreichende und 
kostenlose Ausbildung aller Gesundheitsberufe, beispielsweise in 
der AltenSˊege, Ph\sio� oder ErgotheraSie, /ogoS¦die und f¾r +eb-
ammen. Zudem wollen wir die Psychotherapeut*innenausbildung 
reformieren, auch um eine angemessene Ausbildungsvergütung zu 
ermöglichen. Außerdem fordern wir bessere Mitspracherechte für 
die Pˊege� und die anderen Gesundheitsberufe in den Gremien der 
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Selbstverwaltung, damit sie mit ihren Erfahrungen und ihrem Wis-
sen zu einer guten Weiterentwicklung des Pˊege� und Gesundheits-
systems beitragen können.

Es bedarf zusätzlicher Ausbildungsplätze für die Gesundheits-
berufe an Hochschulen und Universitäten, auch für Ärztinnen und 
Ärzte. Zur Finanzierung müssen Bund und Länder zusammenarbei-
ten. Viele Krankenhäuser leiden unter Finanzierungsproblemen. 
Universitätskliniken benötigen aufgrund der spezialisierten Patien-
t*innen versorgung eine solidere Vergütung. Wir wollen in allen Re-
gionen eine bedarfsgerechte stationäre Versorgung sicherstellen. 
Mit einer Reform wollen wir Qualität verbessern, Fehlanreizen zur 
/eistungsausdehnung entgegenwirNen und die ,nYestitionsfinan-
zierung auf die Schultern von Ländern und Krankenkassen verteilt 
neu aufstellen. Die Notfallversorgung in Deutschland wollen wir 
reformieren, damit Patient*innen adäquat versorgt werden. Die Di-
gitalisierung kann im Gesundheitswesen vieles verbessern, etwa 
für chronisch Kranke. Patient*innen brauchen dabei selbstbestimm-
ten Zugang zu ihren Daten und einen höchstmöglichen Daten-
schutz. Alle Patient*innen sollen einen Anspruch auf eine sichere 
und vernetzte elektronische Patient*innen akte erhalten.

3.	Gute	Pflege	–	selbstbestimmt	und	würdig

+eute noch leisten Sˊegende Angeh¸rige einen sehr hohen Anteil 
an der Pˊege� und 6orgearbeit. Auch aufgrund des demografischen 
Wandels wird dieses Potenzial zukünftig weniger werden. Ein ver-
l¦ssliches Wohn� und Pˊegeangebot, bei %edarf auch Ȥrund um die 
Uhr“, ist immer stärker gefragt. Statt weiterer Großeinrichtungen 
setzen wir dabei auf einen umfassenden Ausbau an ambulanten 
Wohn� und Pˊegeformen. 1otwendig sind auch 7ages�, 1acht� und 
.urzzeitSˊege sowie Einrichtungen wie 4uartierst¾tzSunNte oder 
1achbarschaftszentren, die auch Ȥrund um die 8hrȢ eine Pˊege und 
Unterstützung sichern. Dabei müssen die unterschiedlichen kultu-
rellen, religi¸sen, se[uellen oder geschlechtssSezifischen ,den�
titäten der Menschen Eingang in die Gestaltung der sozialen Infra-
struNtur und PˊegeNonzeSte Yor 2rt finden.

Ebenso wollen wir die Wohn� und Pˊegesituation f¾r die %ewoh-
nerinnen und Bewohner in den bestehenden Einrichtungen deutlich 
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verbessern. Beim Aufbau von Hilfenetzen wollen wir die Kommu-
nen unterstützen und ihnen mehr Rechte geben, selbst aktiv zu 
werden. Wir wollen, dass die Angebote vor Ort Familien entlasten 
und dass auch Menschen mit kleiner Rente die Hilfe bekommen, die 
sie brauchen. Damit Sˊegebed¾rftige 0enschen und ihre Angeh¸ri-
gen das f¾r sie Sassende Angebot finden, schaffen wir einen 5echts-
anspruch auf unabhängige Beratung durch Fallmanager*innen.

0enschen, die 9erwandte oder )reundinnen und )reunde Sˊe-
gen, wollen wir darüber hinaus besser unterstützen. Dafür schlagen 
wir die dreimonatige Pˊege=eit Plus und M¦hrlich zehn 7age f¾r aNu-
te 1otsituationen Yor. Pˊegende erhalten eine /ohnersatzleistung 
und werden von der Arbeit freigestellt.

Pˊegerinnen und Pˊeger m¾ssen besser bezahlt werden. 'urch 
ausreichendes Personal wollen wir Überlastung vermeiden. Der 
Pˊegeberuf muss aufgewertet und die Arbeitsbedingungen Yerbes-
sert werden. Eine gemeinsame Pˊegeausbildung ist dabei ein wich-
tiger Schritt. Dabei muss sichergestellt sein, dass das Ziel ohne Ver-
lust bisher bestehender sSezifischer .omSetenzen und ohne 9erlust 
von Ausbildungskapazitäten erreicht werden kann. Und wir treten 
in den 'ialog mit den ANteurinnen in der Pˊege ¾ber neue Wege, 
die 4ualit¦t in der Pˊege zu sichern, zum %eisSiel auch mit einem 
unabh¦ngigen ,nstitut f¾r 4ualit¦t in der Pˊege. 6chließlich wollen 
wir auch die PˊegeYersicherung zu einer Bürger*innenversicherung 
machen und so langfristig ausreichend finanzieren.

=u einer guten Pˊege geh¸rt auch, 6terbenden ein /ebensende 
in Würde zu ermöglichen. Einen wichtigen Beitrag hierfür leisten 
die Hospizbewegung und die Palliativversorgung, deren Rahmen-
bedingungen wir verbessern wollen.

4. Schutz vor Armut, Unterstützung bei Arbeitslosigkeit

Die Grundsicherung muss das soziokulturelle Existenzminimum für 
alle gewährleisten. Das verlangt die Würde des Menschen. Der Re-
gelsatz des Arbeitslosengeldes II muss so berechnet und erhöht 
werden, dass man menschenwürdig davon leben kann, soziale und 
kulturelle Teilhabe möglich ist. Die Kinderregelsätze müssen sach-
gerecht ermittelt werden, damit alle Kinder wirklich teilhaben  
können. Für die Stromkosten wollen wir eine gesonderte Pauschale 
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einführen und die Übernahme der angemessenen Wohnkosten si-

cherstellen. Auch unvermeidlich nötige größere Anschaffungen, 

wie Waschmaschinen, müssen möglich sein. Die Grundsicherung 

werden wir zu einer individuellen Leistung weiterentwickeln, denn 

das Prinzip der Bedarfsgemeinschaften benachteiligt Frauen und 

zementiert ihre Abhängigkeit.

Wir wollen, dass das Grundrecht auf Existenzsicherung einfach 

und zuverlässig wahrgenommen werden kann. Jobcenter sollen zu 

Dienstleistern der Arbeitsuchenden werden und kooperativ mit ihnen 

zusammenarbeiten. Wir stärken die Rechte der Leistungsberechtig-

ten und setzen in der Grundsicherung nicht auf Sanktionen, sondern 

auf Motivation, Anerkennung und Beratung. Daher wollen wir die 

Sanktionen abschaffen. Dies gilt insbesondere für die Sonderregeln 

für unter 25-Jährige und für die Kosten der Unterkunft und Heizung. 

Gas- und Stromsperren müssen gesetzlich eingeschränkt werden. 

Diskriminierende Regelungen nur für Grundsicherungsbeziehende 

wollen wir streichen. Damit liegt der Fokus der Arbeitsvermittlung 

wieder darauf, Arbeitslose passgenau dabei zu unterstützen, einen 

neuen -ob zu finden, etwa durch Weiterbildung, Sprachförderung, So-

zialberatung, Eingliederungs- oder Gründungszuschüsse. Es braucht 

zudem mehr 0¸glichNeiten, .onˊiNte ohne Prozess zu l¸sen. 'azu 
wollen wir sicherstellen, dass Eingliederungsvereinbarungen nicht 

durch einen Verwaltungsakt ersetzt werden. 

Arbeit ist ein wichtiges Feld der sozialen Teilhabe, der Anerkennung 

und der Sinngebung im Alltag. Deshalb wollen wir die Arbeitslosenver-

sicherung zur Arbeitsversicherung weiterentwickeln, die Arbeit neh-

mer*innen bereits im Job, aber auch bei Arbeitslosigkeit bei der Wei-

terbildung unterstützt (´ Kapitel: Wir kämpfen für gute Arbeit und 

bessere Vereinbarkeit, S. 216). Wir geben auch Lang zeitarbeitslose 

nicht auf und fordern einen verlässlichen sozialen Arbeitsmarkt. Da-

bei soll der Grundsatz gelten: Wer Beiträge in die Arbeitslosenver-

sicherung einzahlt, muss einen angemessenen Anspruch auf Arbeits-

losengeld erhalten.

5. Sicherheit in der Selbständigkeit

Um die soziale und ökologische Modernisierung zu meistern, brau-

chen wir auch die innovative Kraft von Gründer*innen. Wir wollen 
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alle, die den mutigen Schritt in die Selbständigkeit wagen, dabei un-
terstützen, sich besser und einfacher abzusichern und Ungleich-
behandlungen gegenüber Arbeitnehmer*innen zeitnah abzubauen. 
Gesetzlich versicherte Selbständige wollen wir bei den Kranken- und 
PˊegeYersicherungsbeitr¦gen mit geringeren 0indest bei tr¦gen sehr 
deutlich entlasten. Wir wollen eine freiwillige Arbeitsversicherung 
für Selbständige, die erschwinglich, für alle  Selbständigen geöffnet 
und gerechter ausgestaltet ist. Wahltarife sollen dabei mehr Flexibi-
lität für Selbständige ermöglichen. Wir wollen alle nicht ander weitig 
abgesicherten Selbständigen in die gesetzliche Rente ein beziehen 
und ihnen eine gr¸ßere %eitragsˊe[ibilit¦t als heute erm¸gli chen. 
Selbständige sollen in guten Zeiten höhere Beiträge vor- oder nach-
zahlen können, damit sie in schlechten Zeiten entlastet werden. Wir 
stehen ohne Wenn und Aber zur Künstlersozialkasse. Analog zu Min-
destlöhnen, die nur abhängig Beschäftigten zustehen, wollen wir 
auch branchensSezifische 0indesthonorare erm¸glichen.

Wer GRÜN wählt, stimmt für diese drei Projekte:

Gesetzliche Rente stärken, das Rentenniveau stabil halten, 
Garantierente einführen
Für die meisten Menschen ist die gesetzliche Rente nach wie vor 
die zentrale Säule der Altersvorsorge. Und sie ist viel besser als 
ihr Ruf. Das Niveau der gesetzlichen Rente sollte nicht weiter 
sinken. Wir können das schaffen und werden dabei darauf ach-
ten, dass Rentenniveau und Beitragssatz in einem angemes-
senen Verhältnis stehen, sodass auch die junge Generation  
bedacht wird. 8m die gesetzliche 5ente finanziell besser aufzu-
stellen und solidarischer zu finanzieren, wollen wir Yersiche-
rungsfremde Leistungen aus Steuergeldern bezahlen und insbe-
sondere Frauen bessere Beschäftigungsmöglichkeiten bieten 
und gezielte Zuwanderung ermöglichen. Menschen, die den 
größten Teil ihres Lebens gearbeitet, Kinder erzogen oder Ange-
h¸rige geSˊegt haben, garantieren wir eine echte 5ente anstatt 
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bedürftigkeitsgeprüfter Grundsicherung. Private und betriebli-

che Vorsorge werden auf unsere Garantierente nicht angerech-

net. Mittelfristig streben wir eine Rentenversicherung für alle 

an. In einem ersten Schritt zur Bürger*innenversicherung wollen 

wir Abgeordnete, Minijobber*innen und bisher nicht abgesicher-

te Selbständige in die Rentenversicherung einbeziehen.

Die Bürger*innenversicherung im Gesundheitssystem – 
erstklassig für alle!
Wir wollen eine gerecht finanzierte %¾rgerinnenYersicherung 
im Gesundheits- und Pˊeges\stem. Alle zahlen dort ein, auch 
Beamt*innen, Selbständige, Unternehmer*innen und Abgeord-

nete werden einbezogen. Alle werden bei Ärzt*innen auf dem 

gleichen hohen Niveau behandelt. Das Zwei-Klassen-System, 

in dem Privatpatient*innen bevorzugt werden, hat ein Ende. 

Neben Löhnen und Gehältern werden auch auf Kapitaleinkünf-

te Bei träge erhoben. Dabei werden wir Freibeträge auf Zinsein-

künfte einführen. Bei den Löhnen zahlen Arbeitgeber*innen 

und Ar beitnehmer*innen wieder jeweils die Hälfte des Beitra-

ges und die Zusatzbeiträge werden abgeschafft. So werden Ge-

sundheit und Pˊege fair finanziert und die )inanzierungs-

grundlage er weitert. Bürger*innen erhalten endlich echte 

Wahl freiheit: Alle Krankenversicherungen bieten künftig die 

Bür ger*in nen ver sich erung an und konkurrieren über die Höhe 

des Beitrages, über den Service, das zusätzliche Leistungsan-

gebot und vor allem die Qualität.

=eit	Iür	gute	Pflege	–	9ereinbDrNeit	YRn	Pflege	und	 
Beruf fördern
Wenn nahestehende 0enschen Sˊegebed¾rftig werden, m¾ssen 
viele Dinge geregelt werden. Dafür benötigt man Zeit, ebenso 

um Angeh¸rigen nahe zu sein und eine =eit lang selbst die Pˊe-

ge zu übernehmen. Das wollen wir erleichtern: Mit der Pˊege-

Zeit Plus gibt es erstmals einen Lohnersatz für die Zeit der  

Pˊege. )¾r drei 0onate ersetzen wir 0enschen, die Angeh¸rige 
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selbst Sˊegen, ihren /ohn, genauso wie f¾r Eltern in der Eltern-

zeit. Zudem sollen sich Pˊegende zehn 7age im -ahr freinehmen 
N¸nnen, um sich besonders intensiY um eine zu Sˊegende Per-
son zu kümmern. Ganz so, wie sich Eltern freinehmen können, 

wenn ihr .ind NranN ist. Wir finden, wer f¾r einen Sˊegebed¾rf-
tigen Menschen Verantwortung übernimmt, hat unsere Unter-

stützung und Wertschätzung verdient. Die Pˊege=eit Plus ist 
unsere Antwort darauf. Das kombinieren wir mit mehr entlasten-

den Angeboten wie Betreuung, einer umfassenden ambulanten 

Pˊege und %etreuung. 'ie Kommunen sind die richtige Ebene, 

um ein passendes Umfeld für alle Generationen zu schaffen, 

dazu geh¸ren auch mehr alternatiYe Wohnformen wie Pˊege�
WGs und Hausgemeinschaften.
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Schauen wir nicht länger zu! 

Wir sehen die Herausforderungen 

Wir sehen, wie sich unsere Welt rasend schnell verändert. Die Digitalisierung formt unsere 
Wirtschaft um. Selbst gestandene Unternehmen aus Industrie und Finanzwesen drohen, den 
Anschluss zu verlieren. Immer schnellere Medien konkurrieren um unsere Aufmerksamkeit. 

Wir sehen, dass Kriege und schlechte Lebensbedingungen Millionen von Menschen weltweit 
in Bewegung setzen – viele von ihnen wollen zu uns kommen. Die Finanzierung unserer 
sozialen Sicherungssysteme läuft aus dem Ruder. 

Wir sehen, wie extreme Gruppen von Links und Rechts die politische Landschaft verändern. 
Nationalisten machen gegen die Europäische Union mobil. Islamistische Terroristen versuchen 
mit Gewalt, unsere tolerante Lebensweise zu vernichten. 

Wir sehen, dass der Rechtsstaat und die Weltoffenheit unseres Landes wanken. Dass vieles, 
das vor kurzem noch selbstverständlich war, plötzlich wieder zur Disposition steht. 

Jeder von uns sieht das. Jeden Tag. Seit vielen Monaten, gar Jahren. 

Jetzt ist der Zeitpunkt, zu dem es nicht mehr reicht, zuzuschauen. Wir müssen etwas tun – 
schauen wir nicht länger zu. 

Wir sehen die Chancen 

Wir Freie Demokraten sehen nicht nur die Herausforderungen. Vor allem sehen wir ein Land 
voller Kraft und Gestaltungswillen. Ein Land, das platzt vor Ideen. Ein Land voller 
brachliegender Potenziale. 

Und wir sehen die Chancen, die in den Herausforderungen unserer Zeit stecken. 
Möglichkeiten, die darauf warten, von uns beim Schopfe gepackt zu werden – wenn man sich 
nicht von Angst, sondern von „German Mut“ leiten lässt: 

• Die Individualisierung der Gesellschaft öffnet den Menschen vielfältige Lebenswege, 
für die wir sie durch beste Bildung stark machen wollen. 

• Die Digitalisierung ist eine gewaltige Chance für mehr Wohlstand, selbstbestimmteres 
Arbeiten und einen unkomplizierteren Staat. 

• Die starke Einwanderung nach Deutschland ist ein Anlass, endlich für ein vernünftiges 
Einwanderungsrecht und klare Anforderungen für Integration zu sorgen. 

• In Zeiten von Rekordeinnahmen müssten Haushalte und soziale Sicherungssysteme für 
die Zukunft fit gemacht und die Bürger entlastet werden. 
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• Wenn sich echte Lücken in unserer Sicherheitsarchitektur auftun, dann muss man sie 

punktgenau reparieren, statt mit Symbolpolitik alle Bürger unter Generalverdacht zu 

stellen. 

• Wenn Nationalisten Europa mit Propaganda sturmreif schießen wollen, dann muss 

man für Europas Stärken werben, aber auch genauso entschlossen seine Schwächen 

beheben. 

Wir Freie Demokraten sind der festen Überzeugung: Wir können etwas tun – schauen wir nicht 

länger zu! 

Freie Demokraten: Die Richtigen für diese Zeit. 

Wir Freie Demokraten schöpfen unseren Aufbruchsgeist, unseren „German Mut“ aus der 

Grundüberzeugung, die Freie Demokraten in Deutschland schon immer geteilt haben:  

Wir glauben an die Potenziale und die Energie jedes Einzelnen und an die Kraft der Freiheit. 

Wir glauben daran, dass es immer eine Möglichkeit gibt. Wir wollen nicht, dass „Ja, aber …“ 

und Co. die Oberhand behalten. Daher lautet unser Auftrag: Stärken wir den Glauben der 

Menschen an sich selbst!  

Mit dieser Haltung haben Freie Demokraten wichtige Impulse für die großen Meilensteine in 

der Geschichte der Bundesrepublik gegeben:  

• für die liberalste Verfassung in der deutschen Geschichte und die Einführung der 

Sozialen Marktwirtschaft,  

• für die erfolgreiche Westintegration und die neue Ostpolitik,  

• für die Bewährung des Rechtsstaates in Zeiten des RAF-Terrors,  

• für die marktwirtschaftliche Erneuerung der 1980er-Jahre und  

• für die deutsche Wiedervereinigung.  

Aus dieser Haltung heraus sind wir überzeugt, dass wir auch die Zukunft am besten durch faire 

Spielregeln und klare Orientierung erfolgreich gestalten. Dafür setzen wir auf die freiheitlich-

demokratische Grundordnung unseres Grundgesetzes, den Rechtsstaat mit seinen 

Grundrechten und die Soziale Marktwirtschaft. Denn das Grundgesetz ist die freiheitlichste 

Verfassung, die Deutschland je hatte. Der Rechtsstaat balanciert Freiheit und Sicherheit so 

aus, dass er konkreten Gefahren entschieden entgegentritt, ohne aber die Grundrechte der 

Bürgerinnen und Bürger zu verletzen. Die Soziale Marktwirtschaft sorgt durch Wettbewerb für 

Wohlstand und Innovation. Diese Grundsätze haben nichts an Modernität verloren. 

Die Große Koalition lässt sich jedoch von Angst beherrschen. Sie wirkt, als sei sie mit allem 

überfordert. Statt die freiheitlich-demokratische Grundordnung zum Leitbild der Innen- und 

Außenpolitik zu machen, duckt sich die Große Koalition bei Konflikten weg. Statt geltendes 

Recht durchzusetzen, betreibt sie nur Symbolpolitik. Statt Markt und Wettbewerb zum Wohle 
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der Menschen zu nutzen, hebelt sie beide bei Euro, Energie und Wirtschaft aus. Sie handelt 

nicht. Sie führt Symboldebatten und schaut zu, wie die Dinge ihren Lauf nehmen. Sie ist nicht 

fit genug für unsere Zeit. 

In den letzten Jahren waren wir zum Zuschauen verdammt. Die Gründe dafür sind bekannt 

und dafür trägt niemand anderes Verantwortung als wir selbst. Viele Menschen sagen uns: Ihr 

fehlt! Denn unser Land braucht wieder Mut, frische Ideen und neue Entschlossenheit. Darauf 

haben wir uns in den letzten Jahren vorbereitet. Wir haben geklärt, was wir erreichen wollen 

und wofür wir uns mit unserer ganzen Kraft einsetzen: 

I. Weltbeste Bildung für jeden, 
II. Vorankommen durch eigene Leistung, 

III. Selbstbestimmt in allen Lebenslagen, 
IV. Freiheit und Menschenrechte weltweit, 
V. Politik, die rechnen kann und 

VI. Ein unkomplizierter Staat. 

Wir sind davon überzeugt, dass Millionen Menschen in Deutschland diese Ziele teilen. Daher 

wollen wir sie entschlossen umsetzen. Gemeinsam mit diesen vielen Menschen sagen wir: 

Schauen wir nicht länger zu! 

Gemeinsam mit allen Menschen in unserem Land, die sich Aufbruch, Entschlossenheit und 

Aktivität in der Politik wünschen statt Verzagtheit, Defensive und Orientierungslosigkeit sagen 

wir: Werden wir wieder das Land, das in uns steckt! Jeder Einzelne hat es in der Hand, um aus 

Veränderung neue Chancen zu formen. Auf geht’s! 

Weltbeste Bildung für Jeden 

In einer Welt der Veränderung gibt es keine Ressource, die wertvoller wäre, als Bildung. Sie 

befähigt die Menschen, auch in einer komplexen Umwelt selbstbestimmt ihren Weg zu gehen. 

Bildung ist die Chance zum sozialen Aufstieg. Wichtig ist, was ein Mensch kann, unwichtig 

wird, in welches Elternhaus er geboren wurde. 

Die Digitalisierung steckt voller Chancen für bessere Bildung: individuelleres Lernen, 

innovative Lehrmethoden und aktuellere Lehrmittel. Machen wir endlich davon Gebrauch! 

Deutschland war einmal die weltweit führende Bildungsnation. Das können wir wieder sein. 

Daher: Schauen wir nicht länger zu! Sorgen wir für weltbeste Bildung für jeden! 

Mondfahrtprojekt weltbeste Bildung 

Weltbeste Bildung für jeden ist ein „Mondfahrtprojekt“. So wie John F. Kennedy sein Land mit 

einer gewaltigen Kraftanstrengung auf den Mond führte, wollen wir Deutschland an die Spitze 
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der Bildungsnationen dieser Welt zurückführen. Ideologische Grabenkämpfe, 

Reibungsverluste in der Verwaltung und mangelnde Finanzierung bremsen Deutschland dabei 

aus. Das wollen wir ändern! 

Bildungsausgaben auf Top 5-Niveau der OECD-Staaten 

Wir Freie Demokraten wollen die Ausgaben für Bildung so erhöhen, dass gemessen am 

Staatshaushalt Deutschland zu den führenden fünf Ländern der 35 Organisation für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) Staaten zählt. Die umfassende 

Modernisierung des Bildungssystems würde Länder und Kommunen allein überfordern. Die 

Finanzierung muss daher eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe werden. Auch ideologisches 

Gezänk und bürokratische Reibungsverluste passen nicht mehr in eine Zeit, in der nicht mehr 

Bremen mit Bayern im Wettbewerb steht, sondern Deutschland als Ganzes mit Nordamerika 

und China. Daher wollen wir einheitliche Bildungsstandards in Deutschland. Insbesondere 

Schulabschlüsse müssen über einheitlich gestellte Abschlussprüfungen vergleichbarer 

werden. Dabei darf es aber keine Angleichung nach unten geben. Damit wir mit den führenden 

Nationen mithalten können, brauchen wir mehr Mobilität und mehr Vergleichbarkeit 

zwischen den 16 Ländern. Dafür muss unser Bildungsföderalismus grundlegend reformiert 

werden. 

Eigenständigkeit der Schulen 

Wir Freie Demokraten setzen für die weltbeste Bildung auf mehr Eigenständigkeit der Schulen. 

Wie die PISA-Studie zeigt, erzielen Kinder an Schulen mit größerer Gestaltungs- und 

Entscheidungsfreiheit deutlich bessere Leistungen. Denn wer eigene Entscheidungshoheit bei 

Organisation, Budget, Profilbildung und Personal besitzt, übernimmt auch engagiert 

Verantwortung und kann für beste Ergebnisse sorgen. Daher sollen Schulen selbst über ihren 

Haushalt, ihr Profil und ihr Personal entscheiden können. Einheitliche Bildungsstandards 

geben das Ziel vor, sich am Niveau der besten Bildungseinrichtungen der Welt zu orientieren. 

Ob die einzelne Schule sie erreicht, wird geprüft und transparent gemacht. Um die Standards 

erreichen zu können, müssen Schulen durch exzellente Fortbildungen bei der Schul- und 

Unterrichtsentwicklung unterstützt werden. Schulen mit besonderen Problemen, 

Brennpunktschulen und Schulen, die noch hinter den Ergebnissen vergleichbarer Schulen 

zurückbleiben, müssen besonders unterstützt werden, beispielsweise hinsichtlich der Lehrer-

Schüler-Relation. 

Bildungsgutscheine 

Wir Freie Demokraten fordern, die Finanzierung der Schulen, Kindergärten und Kitas 

schrittweise auf Bildungsgutscheine umzustellen. Denn so entsteht ein transparenter 

Qualitätswettbewerb um die besten Bildungsleistungen. Für jedes Kind gewährt der Staat 

Finanzierungsbeiträge. Damit diese Gelder transparent und bewusst eingesetzt werden, 

setzen wir uns für Gutscheine ein, die die Höhe der Beträge dokumentieren. Diese erhalten 
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Eltern pro Kind und geben diese an die von ihnen gewählte Bildungseinrichtung weiter. Nur 
diese Einrichtung kann den Bildungsgutschein beim Staat einlösen. Staatliche, kommunale 
und Bildungseinrichtungen in freier Trägerschaft erhalten pro Kind den gleichen Betrag, damit 
die Eltern nicht nur die freie Wahl zwischen verschiedenen öffentlichen Angeboten, sondern 
auch zwischen öffentlichen und freien Trägern haben. Der Gegenwert der Gutscheine kann 
sich nach Lebensalter, zeitlichem Umfang der wöchentlichen Betreuung sowie bei 
besonderem pädagogischem Betreuungsbedarf unterscheiden. 

Gleichwertige Unterstützung für freie Schulen 

Wir Freie Demokraten fordern eine gleichwertige Unterstützung der Schulen in freier 
Trägerschaft. Die Schulen in freier Trägerschaft sind oftmals Motor für pädagogische 
Reformprozesse und führen die Schülerinnen und Schüler zu den gleichen Abschlüssen wie 
staatliche Schulen. Allerdings erhalten die Schulen für ihre Arbeit weniger Geld pro Schülerin 
und Schüler als die staatlichen Schulen. Im Rahmen eines fairen Wettbewerbs aller Schulen 
miteinander fordern wir für die Schulen in freier Trägerschaft die gleiche Anerkennung und 
finanzielle Unterstützung wie für die staatlichen Schulen. Im Gegenzug sorgt ein 
Aufnahmegebot für die Schulen für gleiche Zugangschancen aller Kinder. 

Geld folgt Studierenden – länderübergreifende Hochschulfinanzierung  

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine Absicherung des finanziellen Grundbedarfs der 
Hochschulen ein, die den Wettbewerb um Studierende anregt. Das macht die staatliche 
Berechnung der Ausbildungskapazität sowie die staatliche Festsetzung von Zulassungszahlen 
überflüssig. Wenn die Hochschulen für jeden aufgenommenen Studierenden einen Betrag in 
einer Höhe erhalten, die den Kosten des Studiengangs gerecht wird, dann werden sie so viele 
Studierende aufnehmen, wie es ihre Kapazitäten erlauben. Ausreichende Bewerberzahlen, 
um geeignete Studierende auszuwählen, werden sie nur erreichen, wenn die Qualität des 
Studienangebots gut ist. Nur bei richtiger Abwägung zwischen Quantität und Qualität wird der 
Erfolg einer Hochschule nachhaltig sein. Die Qualität des Studiums sollte nicht von der 
Finanzkraft des Sitzlandes der Hochschule abhängig sein. Um für gute Studienbedingungen zu 
sorgen, wollen wir einen bundesweiten Fonds errichten. In diesen Fonds zahlt jedes Land nach 
dem sogenannten Königsteiner Schlüssel ein. Das heißt, der Beitrag eines Landes errechnet 
sich anteilig aus dem Steueraufkommen und der Bevölkerungszahl. Für jeden 
eingeschriebenen Studierenden erhält die Hochschule einen Beitrag aus dem Fonds. Das Geld 
folgt also den Studierenden. So erreichen wir einen fairen Qualitätswettbewerb um 
Studierende in ganz Deutschland. 

Digitalisierung der Bildung 

Digitalisierung eröffnet großartige Möglichkeiten für weltbeste Bildung: Für individuelles 
Lernen gemäß der eigenen Bedürfnisse und Talente. Für neue Methoden, die zu den 
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unterschiedlichsten Lebensentwürfen passen. Für eine neue Qualität von Bildung. Machen wir 
endlich davon Gebrauch! 

1.000 EUR Technik-Investition pro Schülerin und Schüler 

Wir Freie Demokraten wollen in den nächsten fünf Jahren pro Schüler zusätzlich insgesamt 
1.000 Euro für Technik und Modernisierung investieren. Neue Technologien und Methoden 
bieten Raum für Kreativität und Neugier und werden immer wichtiger für spätere Berufe. Um 
diese Chancen zu nutzen, brauchen Kinder Anleitung in Schulen mit entsprechender 
Ausstattung. Die technische Aufrüstung unserer Schulen erfordert eine finanzielle 
Kraftanstrengung. Deshalb streben wir Freie Demokraten einen Staatsvertrag zwischen Bund 
und Ländern an: Hier soll der Ausbau der digitalen Infrastruktur geregelt werden. Dafür sollen 
Anreize für die kommunalen Träger der Schulen geschaffen werden, um durch den Ausbau 
digitaler Infrastrukturen die Integration der digitalen Bildung voranzutreiben. Die Länder 
werden dafür in die Pflicht genommen, die digitale Bildung als festen Bestandteil in der 
Lehreraus- und Weiterbildung zu verankern und die Lehrerinnen und Lehrer fit zu machen im 
Umgang mit und beim Einsatz neuer digitaler Medien. 

Medienkompetenz in die Bildungsstandards 

Wir Freie Demokraten fordern einen Fokus auf Medienkompetenz in den Bildungsstandards. 
Dank der digitalen Revolution hat man ganze Bibliotheken jederzeit zur Hand. Doch 
Informationen werden nicht durch Suchmaschinen zu Wissen und die vielen digitalen Kanäle 
können auch schnell zu Überforderung führen. Im digitalen Zeitalter sind Nachrichten immer, 
überall und sofort verfügbar. Menschen müssen lernen, sich daraus eine sachkundige eigene 
Meinung zu bilden. Hierzu müssen sie in der Lage sein, aufgrund von fundiertem Fachwissen 
aus der Informationsflut die Spreu vom Weizen zu trennen und Quellen kritisch zu 
hinterfragen. Dazu gehört von klein auf die Vermittlung von Medien- und 
Methodenkompetenz. Dementsprechend sollen auch in Prüfungen künftig moderne Konzepte 
wie „Open Book Tests“ oder internetfähige Geräte zum Einsatz kommen dürfen. Lehrerinnen 
und Lehrer sollen im Bereich Medienkompetenz verpflichtend weitergebildet werden. 

Lebenslanges Lernen mit Online-Tools 

Wir Freie Demokraten setzen uns für ein lebenslanges Lernen ein. Gerade kombiniertes 
Lernen bietet hierfür viele Möglichkeiten durch die Kombination aus Präsenzunterricht, 
Online-Selbstlerneinheiten und Praxisphasen. Jeder Mensch spricht auf andere Methoden an 
und zieht erst aus der Vielfalt von Angeboten das beste Ergebnis für sich. Die Kombination 
verschiedener Unterrichtsformen vermittelt und nutzt den Umgang mit verschiedenen 
Methoden und Lernkanälen. Die Bildung in Deutschland wird so zukunftsweisend gestaltet, 
indem mit digitalen Medien und über digitale Medien gelernt wird. 
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Weltbeste Lehrer für weltbeste Bildung 

Weltbeste Bildung für Jeden funktioniert nur mit den weltbesten Lehrerinnen und Lehrern. 
Dafür brauchen wir die richtigen Rahmenbedingungen. Nur dann werden sich die Besten der 
Herausforderung des Lehrerberufs stellen. Kümmern wir uns darum! 

Anreize, Auswahl und Ausbildung von Lehrern 

Wir Freie Demokraten fordern bessere Anreize, Auswahl und Ausbildung von Lehrern. Denn 
weltbeste Bildung braucht weltbeste Lehrer. Nur mit den richtigen Anreizen wählen 
engagierte und motivierte junge Menschen den Lehrerberuf. Das heißt, die besten Lehrer 
sollen auch die besten Rahmenbedingungen vorfinden und unsere Wertschätzung genießen. 
Dazu gehört auch, bessere Lehrer besser zu bezahlen. In der Ausbildung setzen wir auf 
Fachlichkeit, Praxisnähe und eine Stärkung der Diagnosefähigkeit. Durch eine frühe 
Praxisphase sollen Studierende rechtzeitig erkennen, ob der Beruf das Richtige für sie ist und 
was sie im Alltag vor der Klasse wirklich brauchen. Wir fordern eine bewertete Praxisphase 
mit Beratung über Perspektiven zum Berufswechsel, wenn erkennbar ist, dass jemand nicht 
für den Lehrberuf geeignet ist. In der Ausbildung sollen die angehenden Lehrer auf die 
fortschreitende Digitalisierung und Internationalisierung vorbereitet werden. Ferner wollen 
wir die Rahmenbedingungen für einen Quereinstieg in den Lehrerberuf verbessern. Hierzu 
fordern wir berufsbegleitende Aufbaustudiengänge und Ressourcen zur Betreuung der 
Quereinsteiger in den Schulen durch erfahrene Lehrkräfte. Den Schulleitungen vor Ort wollen 
wir mehr Entscheidungsfreiheiten über die Einstellung von Quereinsteigern geben. 

Digitalkompetenz zählt 

Wir Freie Demokraten wollen die besten Lehrerinnen und Lehrer für unsere Kinder und auch 
in der Erwachsenenbildung. Ob bei neuen Technologien, Internationalität oder 
Praxiserfahrung – wir wollen den Horizont der Lehrkräfte verbreitern. Dabei dürfen Lehrkräfte 
vor allem keine digitalen Amateure sein, sondern müssen den Kindern Lust an Fortschritt und 
Technik vermitteln können. 

Bessere Bezahlung und Ausbildung von Kita-Personal 

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine bessere Bezahlung und Ausbildung des Kita-
Personals ein. Kitas sollen unsere Kinder fördern und nicht nur aufbewahren und betreuen - 
das Motto „sicher, sauber, satt“ ist zu anspruchslos. Dabei sollen auch Sport- und 
Musikangebote sowie Ergotherapie in den Kitabetrieb integriert werden. Dafür sind 
Fachkräfte nötig, die zur Anregung und Entwicklung von Kindern ausgebildet sind und 
Probleme erkennen und Talente fördern. Für diese wichtige Aufgabe müssen Erzieherinnen 
und Erzieher entsprechend qualifiziert sein und sollten dafür auch angemessen bezahlt 
werden. 
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Bildung für Chancengerechtigkeit 

Weltbeste Bildung für Jeden sorgt dafür, dass alle ihre Talente und Begabungen frei entfalten 
können. Das Elternhaus oder die Lebenssituation darf dabei nicht ausschlaggebend sein, 
sondern Engagement und Leistung.  

Sprachförderung vor der Einschulung 

Wir Freie Demokraten fordern eine umfassende Sprachförderung der Kinder vor der 
Einschulung. Sprache ist das zentrale Mittel, um sich am sozialen Leben und am Unterricht 
beteiligen zu können. Alle Kinder mit Sprachdefiziten müssen noch vor der Einschulung die 
Möglichkeit zum Erlernen der deutschen Sprache erhalten. Nur so ist ein erfolgreicher und 
gleichberechtigter Start ins Schulleben möglich. 

Inklusion mit Förderschulen 

Wir Freie Demokraten setzen uns für die Realisierung eines inklusiven Bildungssystems 
unabhängig von Bildungsort, Schulform und Bildungs- oder Ausbildungsgang ein. Dies ist eine 
wichtige gesellschaftliche Aufgabe, die nicht nur die Schulen in der Verantwortung der Länder 
betrifft. Dabei müssen das Kindeswohl und das Wohl der Jugendlichen im Mittelpunkt aller 
Bemühungen stehen. Deshalb gehören zu einem inklusiven Schulsystem unabdingbar auch 
gut ausgestattete Förderschulen, um Wahlfreiheit zu gewährleisten. Dabei setzen wir uns 
auch für verbindliche Qualitätsstandards für den inklusiven Unterricht ein. Das schafft 
Sicherheit für alle Beteiligten. Die Schulen wissen, dass sie nicht allein gelassen werden, 
sondern sich auf den Staat verlassen können.  

Der Sport ist einer der Schlüssel zur Integration und Inklusion. Wir wollen Menschen 
unterschiedlicher Herkunft und unterschiedlicher Anlagen (Menschen mit körperlicher und 
geistiger Behinderung und Menschen mit Migrationshintergrund) bei Sport und Spiel 
zueinander finden lassen. Dabei fördern wir die herausragende Arbeit der Sportvereine und 
der Fachverbände. 

Elternunabhängige Ausbildungsförderung 

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine elternunabhängige Ausbildungsförderung für 
volljährige Schüler, Auszubildende und Studierende ein. Junge Menschen sind eigenständige 
Persönlichkeiten, die sich selbst für ihren Ausbildungsweg entscheiden wollen. Die Wahl der 
Ausbildung stellt für sie die Weichen für die Zukunft. Schüler, Auszubildende und Studierende 
sollen ihren Talenten folgen und müssen ihre Wahl frei und ohne Geldsorgen treffen können. 
Deshalb darf die Finanzierung auch für niemanden an den Vorstellungen der Eltern oder deren 
Einkommen scheitern. Die Förderung besteht aus einem Zuschuss in Höhe von 300 Euro sowie 
einem Darlehensangebot. Die Refinanzierung des Zuschusses erfolgt über die Verlagerung von 
Steuervergünstigungen der Eltern hin zu den Schülern, Azubis und Studierenden. Für den Teil, 
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der als Darlehen gewährt wird, sollen sich die Rückzahlungsmodalitäten am späteren 

Einkommen orientieren.  

Stipendien für 15 Prozent der Studierenden 

Wir Freie Demokraten streben eine leistungsorientierte Förderung von mindestens 15 Prozent 

der Studierenden mit Stipendien an. Derzeit werden in Deutschland nur etwa fünf Prozent 

aller Studierenden mit einem Stipendium unterstützt. Wenn wir dem Fachkräftemangel in 

Deutschland entgegentreten wollen, müssen unsere Studierenden zu qualifizierten 

Spezialisten werden. Wer sich auf sein Studium konzentrieren kann, schließt besser ab. Wir 

Freie Demokraten möchten Studierende entlasten und Talente und besondere Anstrengung 

stärken, indem wir hierbei unter anderem private Initiativen unterstützen und das 

Deutschlandstipendium ausbauen. 

Bildungssparen 

Wir Freie Demokraten fordern staatliche Unterstützung beim Bildungssparen für ein 

lebenslanges Lernen. Damit jeder seinen Talenten folgen und seine Träume verwirklichen 

kann, wollen wir jedem Bürger ein Leben lang die Chance zum Aufstieg geben. Bildung ist der 

Schlüssel zum Aufstieg, aber die gibt es kaum zum Nulltarif. Daher setzen wir uns für ein 

Bildungssparen ein: das heißt für jeden Euro, der für Bildung zur Seite gelegt wird, gibt es einen 

staatlichen Zuschuss. So können Eltern den Bildungsweg ihrer Kinder von klein auf absichern. 

Bildung jenseits des Tellerrands 

Weltbeste Bildung für Jeden dreht sich nicht nur um Fachwissen oder –kenntnisse. Weltbeste 

Bildung für Jeden hat immer auch die Gesellschaft als Ganzes im Blick. Schauen wir genau hin 

und schauen wir voraus! 

Teilnahmerecht von Flüchtlingen am Unterricht 

Wir Freie Demokraten fordern ein sofortiges Teilnahmerecht für Flüchtlinge am Unterricht. In 

manchen Bundesländern beginnt mit dem Aufenthalt auch die Schulpflicht. In anderen 

Ländern haben Flüchtlingskinder dagegen erst beim Verlassen der 

Erstaufnahmeeinrichtungen ein Recht auf Unterrichtsbesuch. Dabei ist Bildung der wichtigste 

Grundstein zur Integration. Deshalb fordern wir ein sofortiges Teilnahmerecht am Unterricht 

in ganz Deutschland, auch wenn die Aufenthaltsdauer unklar oder nur kurz ist. 

Für technische und mathematische Fächer begeistern 

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, Kinder schon in jungen Jahren für technische und 

mathematische Fächer zu begeistern. In Deutschland haben wir jetzt schon einen 

Fachkräftemangel, den der demografische Wandel noch verstärken wird. Der 

Ingenieursnation Deutschland droht der Nachwuchs an Tüftlern und Erfindern auszugehen. 
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Für eine spätere Berufswahl sind ein frühes Interesse und eine anschauliche Erklärung 

ausschlaggebend. Für die Schulen ist eine sehr gute fachliche Ausbildung der Lehrkräfte sowie 

Unterricht in den verschiedenen naturwissenschaftlichen Fächern durch Fachpersonal 

wichtig. Die Kooperation mit außerschulischen Partnern wollen wir ausdrücklich fördern und 

unterstützen. 

Förderung des Breiten- und Spitzensports 

Wir Freie Demokraten bekennen uns zur Förderung des Breiten- und Spitzensports in 

Deutschland. Der Sport bildet mit seinen Millionen Vereinsmitgliedern und ehrenamtlich 

Tätigen in den verschiedenen Verbänden die größte Bürgerbewegung Deutschlands für ein 

faires Miteinander, gelebtes Engagement und ein gesundes Leben. Sport bringt Menschen 

unabhängig von Geschlecht, Alter, sozialem Status, religiöser oder politischer Anschauung, 

körperlichen Voraussetzungen, Herkunft oder sexueller Orientierung zusammen. Er fördert 

die gesundheitliche Prävention, den Aufbau von Gemeinschaftsgeist und den Abbau von 

Vorurteilen. Sport hält Deutschland sprichwörtlich in Bewegung. Deshalb wollen wir die 

ehrenamtlich Tätigen von unnötiger Bürokratie befreien, denn der Sport ist auf die freiwillige 

ehrenamtliche Hilfe angewiesen – egal ob als Trainer, Betreuer oder in den Vereins- und 

Verbändeleitungen.  

Für Sportlerinnen und Sportler muss es attraktiv sein, für unser Land Spitzensport zu 

betreiben. Gemeinsam mit dem Deutschen Olympischen Sportbund, der Bundeswehr, der 

Polizei, dem Zoll, der Sporthilfe und den Spitzenverbänden wollen wir zudem den 

Hochleistungssport so fördern, dass die Athletinnen und Athleten sich freiheitlich entfalten 

können. Besonders in Ausbildung und Beruf dürfen ihnen keine Nachteile entstehen. Denn 

Spitzensportlerinnen und -sportler begeistern und animieren als Vorbilder zum Sporttreiben. 

Sowohl für Breiten- als auch für Spitzensport gilt jedoch: Förderfähig ist nur ein sauberer 

Sport. Denn Doping ist Betrug an den sauberen Athletinnen und Athleten, den Zuschauerinnen 

und Zuschauern, den Veranstaltern und den Sponsoren und muss daher nachhaltig bekämpft 

werden. Deshalb unterstützen wir die Arbeit der Anti-Doping-Agenturen (NADA national und 

WADA international). Wir wollen auf diesem Feld die Forschung verstärken und mit 

technologischen Innovationen intelligentere und effizientere Kontrollen ermöglichen. Die 

Kontrollen der Athletinnen und Athleten müssen aber stets auf rechtsstaatlicher Grundlage 

erfolgen und die Persönlichkeitsrechte achten. 

Weltbeste Bildung stärkt berufliche Bildung 

Weltbeste Bildung für Jeden hält für alle den passenden Weg bereit. Im Bereich der 

beruflichen Bildung verfügt Deutschland bereits über eine Form der Qualifizierung, die 

weltweit Strahlungswirkung entfaltet und zahlreiche Aufstiegsmöglichkeiten bereit hält. 

Stärken wir diese Stärke auch weiterhin! 
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Duale Ausbildung stärken 

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine Aufwertung und Ausweitung der dualen Ausbildung 

in Deutschland ein. Das duale Ausbildungssystem in Deutschland ist Vorbild für politische 

Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger auf der ganzen Welt. Dennoch halten 

viele ein Hochschulstudium für den einzig richtigen Bildungsweg. Zahlreiche Studien belegen 

dagegen, dass die Verbindung aus praktischem Arbeiten und theoretischem Lernen für die 

Auszubildenden effektiv ist und für die Unternehmen genau der richtige Mix aus Wissen und 

Können. Diese Verbindung und individuelle Förderung trägt weiter zu einer höheren 

Durchlässigkeit unseres Bildungssystems bei. Wir Freie Demokraten wollen daher unser 

erfolgreiches berufliches Bildungssystem stärken, zu dem die duale Ausbildung und die 

Abschlüsse der Höheren Beruflichen Bildung (zum Beispiel: Meister, Fachwirte und 

Betriebswirte) gehören.  

Exzellenzinitiative berufliche Bildung 

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine Exzellenzinitiative für die berufliche Bildung ein. Mit 

Blick auf den bereits vorhandenen Fachkräftemangel, die Demographie und unsere 

Wettbewerbsfähigkeit, brauchen wir eine Stärkung der Aus- und Weiterbildung. Für den 

Hochschulbereich gibt es solche Initiativen bereits. Die Hochschulen und Universitäten 

profitieren nachweislich davon. Das brauchen wir in Deutschland auch für die berufliche 

Bildung. Denn der Fachkräftemangel und die Herausforderungen für die Wirtschaft in der 

Zukunft lassen sich nicht alleine durch Hochschulabsolventen lösen. Im Gegenteil: 

Deutschland braucht mehr Fachkräfte mit einer dualen Lehre als Fachkräfte mit einer 

akademischen Vorbildung. Deshalb ist jede Investition in die berufliche Bildung eine 

Investition in die Zukunft.  

Duale Ausbildung und Digitalisierung 

Wir Freie Demokraten setzen uns für mehr digitale Bildung in der dualen Ausbildung ein. Die 

vielfältigen Angebote lassen sich genau auf das Können der Auszubildenden und die 

Bedürfnisse der Betriebe zuschneiden. Auszubildende können so Techniken und Fachwissen 

von internationalen Spezialisten lernen, ohne den Arbeitsort zu verlassen. Zudem bieten 

individuelle Lernprogramme mit digitaler Unterstützung Chancen, selbstständig zu lernen und 

Lücken zu schließen. Das sorgt für besser ausgebildetes Personal. 

Austauschprogramm auch für Auszubildende 

Wir Freie Demokraten setzen uns für den Ausbau europäischer Austauschprogramme wie 

"ERASMUS plus" ein. Nicht nur Studierende sollen in den Genuss des europäischen Austauschs 

kommen. Auch die Teilnahme von Auszubildenden und jungen Berufstätigen an europäischen 

Austauschprogrammen muss gefördert werden. Dazu bedarf es schon in den berufsbildenden 

Schulen einer verstärkten Aufklärung über vorhandene Programme. Denn neben der 

Verbreiterung des fachlichen Wissens trägt auch die Begegnung mit vielen Menschen aus den 
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unterschiedlichen Staaten Europas zum gegenseitigen Vertrauen und einem europäischen 

Bewusstsein bei. So lernen wir aus unserer Vielfalt die Kraft für eine gemeinsame Zukunft in 

Frieden und Wohlstand zu schöpfen. Die Geschichte lehrt uns, dass wir dies nicht als 

Selbstverständlichkeit hinnehmen dürfen.  

Forschung nützt allen 

Weltbeste Bildung für Jeden führt zu hervorragender Forschung, die allen nützt: Den 

Forschern, den Lehrenden, den Studierenden und allen Interessierten. Alle sollen am 

Erkenntnisgewinn soweit wie möglich teilhaben können. Teilen wir unser Wissen für mehr 

Erkenntnis, neue Produkte und mehr Aufklärung! 

Zugänglichkeit öffentlich finanzierter Forschungsergebnisse 

Wir Freie Demokraten fordern den öffentlichen Zugang zu Forschungsergebnissen, die 

wesentlich aus öffentlichen Mitteln finanziert werden. Deutschland hat starke Köpfe in der 

Forschung. Damit auch die Allgemeinheit von den Ergebnissen profitieren kann, setzen wir 

uns für eine Open-Access-Politik ein: Ergebnisse und Publikationen, die wesentlich mit 

öffentlichen Geldern finanziert wurden, sollen unter Berücksichtigung eines 

Erstverwertungsrechts auch für die Öffentlichkeit zugänglich sein. 

Online-Zugang zu Lehrmaterialien an öffentlichen Hochschulen 

Wir Freie Demokraten fordern die Online-Bereitstellung von Unterrichts- und Lehrmaterialien 

im Zusammenhang mit der universitären Lehre, sofern keine Rechte Dritter verletzt werden. 

Die digitale Revolution ermöglicht auch eine Revolution in der Lehre und Forschung. 

Vorlesungsaufzeichnungen, Livestreams oder Online-Zugänge zu Forschung erlauben es 

Studierenden, flexibel und selbstbestimmt Inhalte zu erarbeiten. 

Der neue Generationenvertrag: Nachgelagerte Studiengebühren 

Wir Freie Demokraten sind der Ansicht, dass Hochschulen nachgelagerte Studienbeiträge 

erheben dürfen sollen. Studienbeiträge sind für uns gerecht, solange sie erst nach dem 

Abschluss erhoben werden und Generationen von ehemaligen Studierenden über einen 

umgekehrten Generationenvertrag zur Verbesserung der Studienbedingungen beitragen. Die 

Hochschulen werden von diesem Recht im Wettbewerb um gute Studierende voraussichtlich 

nur bei Studiengängen Gebrauch machen, deren Absolventen gute Berufsaussichten haben. 

Mit Studienbeiträgen können Hochschulen schneller modernisiert und die 

Studienbedingungen verbessert werden. Studierende selbst haben aber in der Regel wenig 

Geld und dürfen daher nicht während des Studiums finanziell belastet werden. Nach dem 

Studium verdienen sie allerdings meistens mehr und finden schneller Arbeit als Menschen 

ohne Hochschulzeugnis. Studienbeiträge dürfen erst nach Überschreiten einer angemessenen 

Einkommensschwelle fällig werden. Gezahlte nachgelagerte Studienbeiträge sind bei der 
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Einkommensteuer als Werbungskosten anzuerkennen. Studienbeiträge dürfen weder direkt 
noch indirekt (etwa als Kürzungen im Hochschulbereich) in den allgemeinen Etat der 
Bundesländer fließen. Sie müssen als zusätzliche Finanzierungsmittel für die Lehre an der 
besuchten Hochschule verbleiben. 

Gründerkultur für die Hochschulen 

Wir Freie Demokraten fordern die Unterstützung von Gründungen an Hochschulen. 
Studierende haben oft gute Ideen und die nötige Energie, um ein eigenes Unternehmen zu 
gründen. Jedoch mangelt es teilweise an der Unterstützung von Seiten der Hochschule. Damit 
unsere Studierenden nicht ausgebremst werden, fordern wir Hilfe bei studentischen 
Gründungen: Beispielsweise sollen Studierende die Möglichkeit haben für Gründungen 
Urlaubssemester zu nehmen und sie sollten fächerübergreifend über die Möglichkeit zur 
Existenzgründung an Lehrstühlen für Entrepreneurship lernen können. 

Vorankommen durch eigene Leistung 

Das große Versprechen der Sozialen Marktwirtschaft lautet, dass jeder Mensch seine eigene 
Lage mit eigener Leistung verbessern kann. Doch immer mehr Menschen zweifeln daran, ob 
dieses Versprechen heute noch gilt. 

Eine starke Wirtschaft ist Voraussetzung für Infrastruktur, Kultur und ein hohes Niveau sozialer 
Sicherheit. Doch viele Menschen fragen sich, ob Deutschland morgen noch so wirtschaftliche 
stark sein wird wie heute. Gerade in einer Zeit der Veränderung müssen wir die 
Innovationskräfte der Marktwirtschaft nutzen, die auf die Ideen der vielen Unternehmer und 
mehr Freiraum statt auf Bürokratismus setzt. 

Daher: Schauen wir nicht länger zu! Sorgen wir für eine Gesellschaft, in der wieder jeder seine 
Ziele durch eigene Leistung erreichen kann. Schaffen wir die Voraussetzungen dafür, dass 
Deutschland auch morgen ein wirtschaftliches starkes Land sein wird! 

Gründerkultur vorantreiben 

In einer Zeit der Veränderungen erkennen Newcomer häufig schneller die Chancen, die darin 
verborgen sind. Sie sollten daher ermutigt werden, ihre Ideen in die Tat umzusetzen. Dazu 
wollen wir die Gründerkultur in Deutschland stärken. 

Gründergeist für Deutschland 

Wir Freie Demokraten wollen eine Kultur des Gründergeistes und der Risikobereitschaft 
fördern. Dafür möchten wir wirtschaftliches Grundwissen schon in der Schule stärken, die 
Finanzierung von Unternehmensgründungen erleichtern und dafür sorgen, dass auch im 
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Scheitern immer die Chance für etwas Neues liegt. Wir wollen Bürokratie abbauen, damit sich 

junge Unternehmen auf ihr Geschäft konzentrieren können, statt auf Formulare. 

Behördengänge für Gründer müssen soweit reduziert werden, dass eine Gründung an einem 

einzigen Werktag und online möglich ist. Hierzu braucht es eine zentrale behördliche 

Anlaufstelle für Gründer. Neben der Herstellung einer schnellen Geschäftsfähigkeit von 

Gründungen möchten wir deshalb zum Beispiel ein bürokratiefreies Jahr für Start-ups 

schaffen. Zudem sollen auch nebenberufliche Gründungen oder Gründungen aus der 

Elternschaft heraus erleichtert werden. Sie machen etwa ein Fünftel aller Gründungen aus 

und bieten großes Potential. Zudem sollen Gründerinnen und Gründer nicht schon Steuern 

zahlen, bevor die ersten Umsätze oder Gewinne überhaupt angefallen sind. Bei der 

Gewerbesteuer kann durch die sogenannten Hinzurechnungsbestimmungen eine Steuerlast 

auch dann entstehen, wenn keine Gewinne erwirtschaftet sind. Wir wollen deshalb in den 

ersten drei Jahren nach Gründung den Freibetrag bei der Gewerbesteuer verdoppeln. Denn 

Gründerinnen und Gründer schaffen Zukunft. Sie schaffen Arbeitsplätze für sich selbst und 

andere. Sie schaffen Innovation und sorgen damit für Dynamik in der gesamten Wirtschaft 

und Gesellschaft. 

Bessere Bedingungen für Wagniskapital 

Wir wollen durch ein Venture-Capital-Gesetz die steuerlichen Rahmenbedingungen für 

Wagniskapital in Deutschland verbessern. Denn die jungen Unternehmen in Deutschland 

stehen alle vor derselben Herausforderung: Spätestens nach dem Markteintritt fehlt es an 

Kapital. Wachsen, Nachfolgeprodukte entwickeln und sich internationalisieren können die 

Unternehmen nur mit entsprechender Finanzspritze. Eine klassische Bankfinanzierung aber 

kommt für Start-ups häufig nicht in Frage. Diese Lücke schließt Wagniskapital. Internationale 

Erfahrungen zeigen, dass Wagniskapitalgeber ihre Investitionsentscheidungen nach einer 

regionalen Bezogenheit treffen: Sie investieren am liebsten dort, wo sie ihren Sitz haben. 

Deshalb wollen wir ein Venture-Capital-Gesetz, das umfassend und ganzheitlich beste 

Bedingungen für Wagniskapital in Deutschland schafft und zwar auch und gerade im 

Steuerrecht. Als entscheidende Punkte im steuerrechtlichen Bereich in diesem Venture-

Capital-Gesetz sehen wir den Abbau der Substanzbesteuerung – wie etwa bei den 

Hinzurechnungsvorschriften in der Gewerbesteuer, eine transparente Besteuerung für 

Venture Capital-Gesellschaften, eine faire Besteuerung von Investoren, die sich von ihrer 

Beteiligung trennen und die Liberalisierung bei den Kapitalsammelstellen, damit privates 

Anlagekapital stärker genutzt werden kann. 

Unternehmensfinanzierung verbessern 

Wir Freie Demokraten wollen den rechtlichen Rahmen bei der Unternehmensfinanzierung 

vereinfachen. Denn junge Unternehmen benötigen am Anfang Geld, um ihr Geschäftsmodell 

auf- und auszubauen und Voraussetzungen für Wachstum zu finanzieren. Neben Eigenkapital 

und dem klassischen Bankkredit verbreiten sich innovative Finanzierungsmodelle wie das 

Crowdfunding immer stärker. Dabei stellen viele Investoren kleinere Beträge zur Verfügung, 
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die zusammen jedoch eine ordentliche Finanzierung ergeben. Deshalb wollen wir die 
Vorschriften für diese Investitionen beispielsweise bei Prospektpflicht oder Selbstauskunft so 
anpassen, dass diese Investitionen unkomplizierter und attraktiver werden. 

Moderner Rechtsrahmen für moderne Geschäftsmodelle 

Wir Freie Demokraten wollen einen zeitgemäßen Rechtsrahmen für traditionelle und neue 
Geschäftsmodelle wie die sogenannte Share Economy. Die Share Economy bietet mit ihren 
neuen Geschäftsmodellen den Bürgerinnen und Bürgern zusätzliche Wahlmöglichkeiten zu 
traditionellen Produkten und Dienstleistungen. Um das Innovationspotential der Share 
Economy zu nutzen, brauchen wir einen passenden Rahmen, der ihnen die Freiheit zur 
Entwicklung lässt. Deshalb wollen wir bestehende Regelungen etwa zur Personenbeförderung 
(inklusive Taximarkt) oder zur Nutzung von Wohnraum zeitgemäß gestalten.  

Im Personenbeförderungsgesetz soll künftig vorgesehen werden, dass die Länder den 
Kommunen oder bestimmten Regionen die Genehmigung von 
Personenbeförderungsleistungen außerhalb einer Taxi-Konzessionsvergabe gestatten 
können. Künftig ist zudem jedem Antragsteller, der über ein polizeiliches Führungszeugnis 
ohne einschlägige Verurteilungen sowie über eine Insassenversicherung verfügt, ein 
Personenbeförderungsschein zu erteilen.  

Für die zeitgemäße Nutzung von Wohnraum wollen wir die Vermietung für private 
Vermieterinnen und Vermieter vereinfachen, die nicht hauptberuflich vermieten. Dafür 
wollen wir Gesetze und Verordnungen zur Vermietung dahingehend prüfen, welche 
Anforderungen dadurch an privat Vermietende gestellt werden. Gleichzeitig zum zeitgemäßen 
Rechtsrahmen für neue Geschäftsmodelle brauchen aber auch die traditionellen 
Unternehmen mehr Spielraum, um wettbewerbsfähig zu sein. Wir wollen deshalb faire Regeln 
für alle: Klare Regeln für die Newcomer und weniger Bürokratie für die Etablierten. So 
entscheiden am Ende die Kunden, also wir alle, den fairen Wettbewerb um das beste Produkt. 

Einfachere Regeln für kleine und mittlere Unternehmen 

Kleine und mittlere Unternehmen, Handwerker und Freiberufler bieten den meisten 
Menschen in Deutschland einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz. Sie haben im Regelfall weder 
Rechts- noch Steuerabteilungen. Je komplizierter das Steuer- , Sozialversicherungs- oder 
Arbeitsrecht wird, desto stärker wirkt sich das als taktischer Nachteil im Wettbewerb mit 
großen Konzernen aus. Hier wollen wir abhelfen. 

Einfacheres Sozialversicherungsrecht  

Wir Freie Demokraten wollen die Regeln auf dem Gebiet der Sozialversicherungspflichten 
vereinfachen. Deshalb fordern wir die Rücknahme der Vorfälligkeit der 
Sozialversicherungsbeiträge. Denn momentan müssen Arbeitgeber den voraussichtlichen 
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Sozialversicherungsbeitrag für den laufenden Monat schätzen und diesen vor der Fälligkeit 

der Lohnzahlung abführen. Im Folgemonat müssen die Erklärungen dann entsprechend den 

tatsächlichen Entgelten korrigiert werden. Das führt dazu, dass faktisch nicht mehr zwölf, 

sondern 24 Monatsabrechnungen im Jahr erstellt werden müssen. Gerade für junge 

Unternehmen ist das eine gewaltige Belastung. Wenn die Fälligkeit der 

Sozialversicherungsbeiträge hingegen wieder mit den Lohnzahlungen zusammenfällt, kann 

die bürokratische Belastung an dieser Stelle halbiert werden. 

IST-Besteuerung in der Umsatzsteuer 

Wir Freie Demokraten wollen in Deutschland den Grundsatz der IST-Besteuerung bei der 

Umsatzsteuer durchsetzen. In der Regel gilt für Unternehmen in Deutschland die sogenannte 

SOLL-Besteuerung. Unternehmen müssen dabei die Umsatzsteuer für einen Auftrag an den 

Staat zahlen, egal ob der Kunde bereits bezahlt hat. Daher kann ein Unternehmen momentan 

beantragen, die Umsatzsteuer erst dann zu zahlen, wenn der Kunde gezahlt hat – die 

sogenannte IST-Besteuerung, die wir zum Grundsatz machen wollen. Voraussetzung für den 

Antrag auf IST-Besteuerung ist momentan, dass der Umsatz des Unternehmens im Vorjahr 

nicht höher war als 500.000 Euro. Mit Blick auf Start-Ups ist diese Schwelle jedoch zu niedrig. 

Durch Digitalisierung und Dynamik von neuen Produkten können Umsätze schnell über diese 

Schwelle steigen. Daher wollen wir, solange noch nicht der Grundsatz der IST-Besteuerung 

gilt, diese Schwelle deutlich erhöhen.  

Subventionsbremse für den Bundeshaushalt 

Wir Freie Demokraten wollen eine Subventionsbremse für den Bundeshaushalt einführen und 

alle staatlichen Subventionen überprüfen. Dazu sollen künftig alle Subventionen vom 

Bundeshaushalt getrennt festgelegt und stufenweise abgeschmolzen werden. Dabei gilt der 

Grundsatz: Was nicht der Förderung von Innovationen dient oder zwingend erforderlich ist, 

wollen wir streichen. Denn der Staat greift viel zu häufig in wirtschaftliche Prozesse ein, indem 

er Unternehmen und Verbraucherinnen und Verbrauchern für ein bestimmtes Verhalten Geld 

zahlt oder Steuervergünstigungen gewährt. Solche Subventionen nützen meist nur wenigen 

und schaden dem Gemeinwohl. So zum Beispiel die Kaufprämie für Elektroautos. Davon 

profitieren nur große Automobilkonzerne. Bezahlen müssen es die Steuerzahlerinnen und 

Steuerzahler. 

Mittelstandsklausel für den Bund 

Wir Freie Demokraten wollen eine verbindliche Mittelstandsklausel auf Bundesebene 

einführen. Demnach sollen alle Gesetze und Verordnungen bezüglich ihrer Auswirkungen auf 

kleine und mittlere Unternehmen geprüft werden. Denn der Mittelstand ist das Rückgrat und 

die Zukunft der deutschen Wirtschaft. Mehr als 99 Prozent aller Unternehmen in Deutschland 

sind kleine und mittlere Unternehmen. Rund 60 Prozent aller sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten arbeiten dort. Auch die meisten Auszubildenden lernen in kleinen und mittleren 
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Unternehmen. Deshalb müssen neue Gesetze und Verordnungen dieser besonderen 
Bedeutung des Mittelstandes in Deutschland gerecht werden.  

Landwirtschaft, die sich rechnet  

Wir Freie Demokraten wollen, dass die positiven Entwicklungen in der Landwirtschaft genutzt 
werden, damit die Landwirtschaft ihre Erlöse am Markt zukunftssicher erzielen kann. Das 
Greening als Kopplung der Direktzahlungen an öffentliche Leistungen werden wir mit Blick auf 
Praktikabilität und Bürokratie kritisch begleiten. Den Betrieben der Land- und Forstwirtschaft 
wollen wir die Einrichtung einer steuerbefreiten Risikoausgleichsrücklage ermöglichen, damit 
sie eigenverantwortlich und selbstbestimmt für die branchentypischen Krisen der „Werkbank 
unter freiem Himmel“ vorsorgen können. Somit werden sie unabhängiger von teuren 
öffentlichen Liquiditäts- und Rettungsprogrammen. Die jüngsten Preiskrisen der Branche 
haben zudem gezeigt, dass wir wieder für einen fairen Wettbewerb und eine 
marktwirtschaftliche Preisbildung in der gesamten Wertschöpfungskette des 
Lebensmittelhandels sorgen müssen. Dazu wollen wir die kartellrechtliche 
Missbrauchsaufsicht und Fusionskontrolle stärken, durch eine Reform des 
Genossenschaftsrechts die starren Lieferbeziehungen zwischen Genossenschaften und 
Erzeugern modernisieren und die innergenossenschaftliche Demokratie stärken.  

Chancen der Digitalisierung nutzen  

Die Digitalisierung ist die umwälzendste Veränderung unseres Lebens seit dem Übergang von 
der Agrar- zur Industriegesellschaft. Wir Freie Demokraten verstehen uns als Anwalt der 
neuen Möglichkeiten der Digitalisierung. Wir richten unseren Blick vor allem auf die Potenziale 
für mehr Wohlstand sowie bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen. 

Digitaler Binnenmarkt für Europa 

Wir Freie Demokraten wollen den europäischen digitalen Binnenmarkt. Denn laut Schätzung 
der Europäischen Kommission könnten dadurch jährlich 415 Milliarden Euro erwirtschaftet 
werden und hunderttausende neue Arbeitsplätze in Europa entstehen. Allerdings gibt es 
anders als wir es in Europa bei Waren, Dienstleistungen und Kapital gewohnt sind, im digitalen 
Bereich Hindernisse beim Grenzübertritt. Die Mitgliedstaaten haben alle ihren eigenen 
digitalen Markt mit unterschiedlichen Regulierungen. Das wollen wir ändern, indem wir 
regulierungsbedingte Barrieren abbauen. In einem gemeinsamen Binnenmarkt kann es zum 
Beispiel keine Rolle spielen, von welchem Ort aus Verbraucher auf Internetseiten zugreifen, 
um beispielsweise ein Hotel für den Urlaub zu buchen oder in einem Online-Shop einzukaufen. 
Durch ungerechtfertigte Zugangssperren werden Barrieren im digitalen Binnenmarkt 
errichtet. 
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Open-Data und Open-Government-Strategie 

Wir Freie Demokraten fordern eine Open-Data und Open-Government-Strategie für 
Deutschland. Open-Data und Open-Government bedeuten, dass nicht-
unternehmensbezogene oder nicht-personenbezogene Daten der Verwaltung in 
maschinenlesbarer Form veröffentlicht und frei zugänglich gemacht werden. Eine solche 
Offenlegung führt zu mehr Transparenz sowie einer größeren Möglichkeit der öffentlichen 
Teilhabe. Denn nur wenn Bürgerinnen und Bürger informiert sind, können sie auch an der 
öffentlichen Diskussion teilnehmen. Für Unternehmen können öffentlich zugängliche Daten 
wertvolle Informationen zu Absatzmärkten und Standortentscheidungen bringen. Laut 
Studien kann dieser Wert bis zu 43 Milliarden Euro an Wertschöpfung und 20.000 neue 
Arbeitsplätze generieren. Diese Chance müssen wir nutzen. 

Wettbewerbsrecht fit für die Digitalisierung machen 

Wir Freie Demokraten wollen das Wettbewerbsrecht fit für die Digitalisierung machen. In 
rasant wachsenden digitalen Märkten muss auch die zu erwartende wirtschaftliche Macht des 
fusionierten Unternehmens berücksichtigt werden. Ein Indikator dafür ist der 
Transaktionswert, der die Umsatz- und Gewinnerwartungen für die Zukunft widerspiegelt - 
etwa wenn umsatzmäßig noch kleine Unternehmen für Milliarden-Beträge gekauft werden, 
da sie Zugang zu Daten und Kommunikationskanälen eröffnen. Wir sprechen uns daher dafür 
aus, dass die Fusionskontrolle der nationalen und europäischen Kartellbehörden nicht nur bei 
Überschreiten bestimmter Umsatzschwellen greift, sondern zusätzlich auch bei Überschreiten 
festgelegter Transaktionswerte beim Kauf eines Unternehmens. Dazu ein Beispiel: Der 
Anbieter der App „WhatsApp“ hatte etwa 50 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und 
verzeichnete bei einem Jahresumsatz von rund 10 Millionen US-Dollar sogar Verluste. 
Trotzdem hat Facebook ihn 2014 für 22 Milliarden US-Dollar erworben, weil er damals bereits 
Zugang zu rund 450 Millionen Nutzerinnen und Nutzern und ihren Daten besaß. 

Modernes Urheberrecht 

Wir Freie Demokraten wollen ein modernes Urheberrecht, das auch die berechtigten 
Interessen von Nutzern und Investoren berücksichtigt. Ein wirksamer Schutz durch das 
Urheberrecht ist notwendige Voraussetzung für kreative Tätigkeit und für Investitionen in 
deren wirtschaftliche Verwertung. Das Urheberrecht vermittelt einen eigentumsähnlichen 
Schutz. Es entwickelt sich im Zuge der Digitalisierung zu einem Schlüsselrecht für Schaffung 
kreativer Inhalte und muss gerade auch in der digitalen Welt gewährleisten, dass die Erträge 
aus der Verwertung kreativer Leistungen den Urhebern und den weiteren Berechtigten 
zufließen.  

Komplexe Werke, deren Schaffung oft eine Vielzahl von Mitwirkenden und hohe Investitionen 
erfordern, wären auch in der digitalen Welt ohne den Schutz durch das Urheberrecht nicht 
möglich. Wir wollen deshalb ein Urheberrecht, das einen einfachen Rechteerwerb und die 
unbürokratische und transparente Beteiligung der Urheber an der Verwertung ihrer Werke 
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ermöglicht. Dies eröffnet auch Start-ups die Möglichkeit, einfach und rechtssicher die 
erforderlichen Lizenzen zu erwerben, um mit ihren Investitionen und mit der Verbreitung 
geistiger Leistungen Geld verdienen zu können.  

Wir Freie Demokraten setzen dabei vor allem auf technische Lösungen, die es besser als heute 
ermöglichen, die Entscheidung der Urheber über das „Ob“ und „Wie“ einer erlaubten Nutzung 
zu automatisieren und die Urheber an der Verwertung ihrer kreativen Schöpfungen zu 
beteiligen. Wir erkennen die Rolle von Verwertungsgesellschaften für eine vereinfachte 
Rechtewahrnehmung an, setzen hier aber auf eine Stärkung des Wettbewerbs, auch in Form 
von gemeinsamen Vergütungsregeln der Rechteinhaber. 

Netzneutralität und Innovationen fördern 

Wir Freie Demokraten bekennen uns zur Netzneutralität. Dies bedeutet, dass alle 
Datenpakete im Internet gleichberechtigt sind. So ist sichergestellt, dass keine Meinung 
diskriminiert wird und neue Unternehmungen Marktzugang erhalten. Diese 
Chancengleichheit wollen wir schützen und zugleich neue qualitätsgesicherte Dienste 
ermöglichen. Deren diskriminierungsfreie Ausgestaltung ist wettbewerbsrechtlich 
abzusichern. 

Moderne Infrastruktur für ein modernes Land 

Vorankommen ist buchstäblich einfacher, wenn man nicht durch kaputte Straßen oder 
fehlende Verbindungen aufgehalten wird. Jeder Einzelne, die Gesellschaft und für die 
Wirtschaft ist auf eine gut funktionierende Infrastruktur angewiesen, um voranzukommen. 
Machen wir den Weg frei! 

Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur 

Wir Freie Demokraten wollen die Investitionen des Bundes in die Verkehrsinfrastruktur 
erhöhen und damit die jahrelange Unterfinanzierung dort beenden. Denn heute verlieren wir 
viel zu viel Lebens- und Arbeitszeit, weil Straßen, Brücken oder Schienen nicht saniert oder 
ausgebaut werden: Laut ADAC standen 2015 die Autofahrer in Deutschland 341.000 Stunden 
im Stau. Der Staat nimmt jedes Jahr über 50 Milliarden Euro an Steuern und Abgaben aus dem 
Straßenverkehr ein. Aber nur etwa ein Fünftel davon fließt in Verkehrsinvestitionen. 
Angesichts bröckelnder Straßen und Brücken ist das zu wenig.  

Der Bund muss deutlich mehr Mittel für Verkehrswege bereitstellen. Und das nicht nur für 
Bundesautobahnen oder -fernstraßen. Wir wollen zudem, dass der Bund in den nächsten 20 
Jahren jeweils zwei Milliarden Euro in einen Fonds zur Sanierung der Verkehrsinfrastruktur 
einzahlt. Denn Kommunen und Länder können den Sanierungsstau bei ihren Verkehrswegen 
nicht allein beheben. Die Planung von wichtigen Verkehrsprojekten in Deutschland dauert zu 
lange, ist oft ineffizient und teuer. Wir Freie Demokraten wollen die Planungsprozesse 
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optimieren und mehr Transparenz im Zusammenhang mit der Nutzung des 
Verbandsklagerechtes. 

Trennung von Netz und Betrieb im Schienenverkehr 

Wir Freie Demokraten wollen die Netzsparte der Deutsche Bahn AG unabhängig machen und 
somit Netz und Betrieb trennen. Denn nur echter Wettbewerb auf dem Schienennetz führt 
dazu, dass es effizient genutzt wird und die Kundinnen und Kunden die besten Angebote 
erhalten. Momentan kann die Deutsche Bahn aber andere Wettbewerber benachteiligen. 
Denn sie betreibt fast das gesamte deutsche Schienennetz. Somit besteht der Anreiz, 
Mitbewerbern den Zugang zum Schienennetz zugunsten der eigenen Transportunternehmen 
zu erschweren. Das stellte die Monopolkommission in ihren Sondergutachten mehrmals fest. 
Genau das wollen wir ändern. Dazu werden wir Netz und Betrieb bei der Deutschen Bahn auch 
eigentumsrechtlich trennen. Im Anschluss sollen die Betreibergesellschaften an die Börse 
gebracht werden, während die Infrastruktur- und Netzgesellschaften im Eigentum des Bundes 
verbleibt. Gewinne der Infrastruktur- und Netzgesellschaften dienen der Reinvestition und 
nicht dem Ausgleich des Bundeshaushaltes. 

Digitalisierungsoffensive im Verkehrswesen 

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine Digitalisierungsoffensive im Verkehrswesen ein. 
Damit wollen wir den Verkehr hierzulande mit mehr Digitalisierung wieder auf die 
Überholspur bringen. Ob auf der Straße, Schiene, über Wasser oder in der Luft - überall bieten 
sich durch intelligente Verkehrssysteme und Mobilität 4.0 mit vollautomatisiertem und 
autonomem Fahren große Chancen: Innovative neue Entwicklungen im Verkehrswesen 
dürfen durch bestehende Monopolregelungen nicht behindert werden. Wir Freie Demokraten 
sehen autonomes Fahren als Chance für selbstbestimmte Mobilität und gesellschaftliche 
Teilhabe für diejenigen, deren Mobilität derzeit eingeschränkt ist. Autonom fahrende 
Verkehrsmittel bieten zudem neue Perspektiven für die Attraktivität des ländlichen Raumes. 
Wir halten zivilrechtliche Haftungsfragen rund um das autonome Fahren für geklärt, sehen 
jedoch Klärungsbedarf im Strafrecht. Bemanntes autonomes Fliegen ist bereits heute Realität. 
Drohnen sind eine Chance für den Rettungseinsatz in ländlichen Gebieten, daher fordern wir, 
die derzeit bestehenden gesetzlichen Beschränkungen von Drohnen im Zusammenhang mit 
Rettungseinsätzen abzuschaffen. Wir fordern zudem, dass der öffentliche Personennah- und 
Fernverkehr seine aktuellen Fahrplandaten in standardisierter maschinenlesbarer Form der 
Öffentlichkeit frei verwendbar zur Verfügung stellen muss. Ein generelles Tempolimit auf 
Autobahnen sowie die weitere Absenkung allgemeiner Höchstgeschwindigkeiten (wie 
beispielsweise innerorts flächendeckend auf 30 km/h) lehnen wir ab. 

Nutzung von Öffentlich-privaten Partnerschaften bei Verkehrsprojekten 

Wir Freie Demokraten sprechen uns für Öffentlich-private-Partnerschaften (ÖPP) im 
Verkehrsbereich aus. Dabei kooperieren Staat und Unternehmen, damit die Steuerzahler von 
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der Effizienz, Schnelligkeit und Flexibilität privatwirtschaftlicher Unternehmen profitieren 
können. Die Wirtschaftlichkeit muss über die Realisierung als staatliches oder ÖPP-Projekt 
entscheiden. Durch Aktivierung privaten Kapitals kann die Sanierung und der Ausbau der seit 
Jahren unterfinanzierten Verkehrsinfrastruktur schneller vorangebracht werden. Die 
Schuldenbremse der öffentlichen Haushalte darf dadurch aber nicht umgangen werden. 

Barrierefreiheit 

Wir Freie Demokraten fordern mehr Barrierefreiheit. Die Möglichkeit, an allen Facetten des 
Lebens teilzunehmen, ist Grundvoraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben. Damit ältere 
Menschen und Menschen mit Einschränkungen ungehindert am gesellschaftlichen Leben 
teilnehmen können, müssen wir Barrieren abbauen. Dies betrifft auch digitale Angebote. 
Gleichzeitig sollen digitale Angebote und Systeme genutzt werden, um Barrieren abzubauen 
oder zu verringern. Dies bedeutet auch, dass der Staat offene und freie Formate verwenden 
muss. Für uns Freie Demokraten ist Barrierefreiheit eine Haltung. Deshalb begrüßen wir jeden 
Schritt in jedem Bereich, der Hindernisse aus dem Weg räumt und somit zu mehr 
Barrierefreiheit beiträgt. Wir Freie Demokraten definieren aber Barrierefreiheit weiter: 
Barrierefreiheit auch im Kopf. Wir wenden uns beispielsweise gegen jede Art von 
Diskriminierung, insbesondere gegenüber Älteren. Altersgrenzen müssen der Vergangenheit 
angehören. Wir wollen eine vorurteilsfreie Gesellschaft mit Chancen für jeden. 

Privatisieren für bessere Digitalnetze 

Wir Freie Demokraten wollen, dass der Bund seine direkten und indirekten 
Aktienbeteiligungen an der Deutsche Telekom AG und der Deutsche Post AG vollständig 
verkauft. Denn diese ehemaligen Staatsbetriebe sind heute international tätige 
Unternehmen, die als Global Player dem Wettbewerb standhalten können. Sie müssen und 
sollen in dieser Form nicht mehr staatlich kontrolliert werden. Die Garantie für den Standort 
Bonn kann anders aufrechterhalten bleiben. Zudem besteht ein Interessenskonflikt für den 
Bund: Als Regulierer der Telekommunikations- und Postmärkte müsste er für fairen 
Wettbewerb sorgen. Als Aktionär der größten Unternehmen hat er dagegen ein Interesse an 
einer hohen Dividende und daher den Anreiz, diese Unternehmen bei der Regulierung zu 
begünstigen. Mit den Erlösen aus der Privatisierung lässt sich die notwendige Infrastruktur für 
die Gigabitgesellschaft stärken, damit Deutschland endlich den technologischen Anschluss an 
andere europäische Länder findet. Deshalb wollen wir den Erlös aus dem Verkauf der 
Beteiligungen vollständig in den Ausbau des Glasfasernetzes investieren.  

Kultur gibt Wurzeln und Zukunft zugleich  

Ein lebendiger Diskurs ohne Restriktionen ist Grundlage für eine freiheitliche Kultur. Doch in 
vielen Ländern wird das kulturelle Leben der Bürger eingeschränkt, nur einer Minderheit 
zugänglich gemacht und zensiert. Wir Freie Demokraten wollen die Vielfalt und die Freiheit 
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des Kulturlebens in Deutschland sichern und für alle Menschen in unserem Land zugänglich 

machen. Lasst uns freiheitliche Kultur stärken! 

Stärkung kultureller Bildung 

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine Stärkung der kulturellen Bildung ein. Das kulturelle 

(Vermittlungs-)Angebot darf sich nicht nur auf Kinder und Jugendliche beschränken, sondern 

gilt für Menschen aller Altersgruppen und mit ganz unterschiedlichen Lebenshintergründen. 

Wir streben die Festschreibung eines Anteils von zehn Prozent des jährlichen Budgets 

öffentlicher und öffentlich geförderter Kulturorganisationen für Kulturelle Bildung an. So kann 

gewährleistet werden, dass das Kulturleben in Deutschland seine gesellschaftliche Relevanz 

behält. 

Keine staatlichen Eingriffe in das Eigentumsrecht – Kulturgutschutzgesetz 

Wir Freie Demokraten lehnen jeden unnötigen staatlichen Eingriff in das Eigentumsrecht ab. 

Daher fordern wir eine Rücknahme jener Teile des Kulturgutschutzgesetzes (KGSG), die nicht 

die Raubkunst betreffen. Wir sprechen uns mit Nachdruck für eine freie Fluktuation von 

Kunstwerken und eine größtmögliche internationale Mobilität von Künstlerinnen und 

Künstlern aus. Für den Ankauf wichtiger Kunstwerke durch die öffentliche Hand ist ein 

Ankaufsfonds einzurichten. Die Restitution geraubter Kunstwerke werden wir durch die 

Unterstützung der hierfür zuständigen Einrichtungen weiter vorantreiben. 

Auswärtige Kulturpolitik 

Wir Freie Demokraten bekennen uns zur Auswärtigen Kulturpolitik. Das vielfältige und offene 

Kulturleben in Deutschland ist ein besonderes Aushängeschild der Bundesrepublik. Kunst und 

Kultur gebührt daher zu Recht ein besonderer Stellenwert in der deutschen Außenpolitik. 

Neben Repräsentationsfunktionen übernehmen sie wichtige Aufgaben im internationalen 

Dialog. Die Arbeit von Mittlerorganisationen wie dem Goethe-Institut und dem Institut für 

Auslandsbeziehungen wollen wir deswegen weiter fördern. Eine wichtige Rolle hierbei spielt 

die Deutsche Welle. Gleichzeitig unterstützen wir die Idee der Entwicklung eines 

gemeinsamen Europäischen Kulturinstituts. 

Aufarbeitung der deutschen Diktaturen als kontinuierliche Aufgabe 

Wir Freie Demokraten wissen, dass die Aufarbeitung und Vermittlung des Unrechts der beiden 

deutschen Diktaturen des Nationalsozialismus und der DDR eine kontinuierliche Aufgabe 

bleiben. Die Gedenkstätten wollen wir mit ausreichenden Mitteln ausstatten und durch 

innovative Vermittlungskonzepte die nachfolgenden Generationen erreichen. Vor allem in der 

Schule ist zu vermitteln, warum und wie es zu diesen Diktaturen kommen konnte, um die 

nachwachsenden Bürgerinnen und Bürger aktuelle und zukünftige Entwicklungen in diese 

Richtungen erkennen zu lassen. Wir wollen das Stasi-Unterlagen-Archiv zu einem modernen, 

nutzerfreundlichen Archiv in den Strukturen des Bundesarchivs sowie das Amt des 
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Bundesbeauftragten, insbesondere in seiner Bedeutung für die Opfer der SED-Diktatur, 

weiterentwickeln. 

Moderne Landwirtschaft 

Vorankommen durch eigene Leistung muss überall möglich sein, auf dem Land genauso wie 

in der Stadt. 50 Prozent der Bevölkerung lebt auf dem Land. Zeit für vernünftige Politik, die 

Artenvielfalt und artgerechte Tierhaltung sichert und dabei Land- und Forstwirtschaft 

unterstützt statt behindert!  

Selbstbestimmung von Landwirten 

Wir Freie Demokraten fördern landwirtschaftliche Unternehmerinnen und Unternehmer, die 

selbstbestimmt und sachkundig ihrer Arbeit nachgehen können. Daher setzen wir uns für ein 

praktikables und bewegliches Düngerecht ein. Der Grundsatz einer bedarfs- und 

standortgerechten Nährstoffversorgung der landwirtschaftlichen Kulturen bleibt für uns auch 

in Zukunft der Maßstab der Düngung. Landwirtinnen und Landwirte müssen in der Lage 

bleiben, nach Entzug und Bilanz zu düngen. Die Umsetzung des Nationalen Aktionsplans zur 

nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln wollen wir ohne Abstriche vorantreiben. 

Denn eine ausreichende Verfügbarkeit von verschiedenen Mitteln für den Pflanzenschutz und 

den Vorratsschutz ist im Sinne einer verlässlichen Versorgung mit Nahrungsmitteln 

unverzichtbar. Bei öffentlichen Diskussionen über bestimmte Wirkstoffe zählen für uns nicht 

Stimmungen, sondern nachvollziehbare Fakten und nicht zuletzt die Stellungnahmen des 

Bundesinstitutes für Risikobewertung. Mit neuen Forschungsrichtungen der Grünen 

Biotechnologie wie dem „Genome Editing“ wollen wir offen und transparent umgehen. Wir 

lehnen pauschalisierende Verbote ab und fordern stattdessen eine faktenbasierte, 

ergebnisoffene Bewertung neuer Technologien. Große Chancen sehen wir zudem in digitalen 

Innovationen für die Landwirtschaft: Wenn sich beispielsweise über Sensoren der 

Nährstoffgehalt im Boden messen lässt und mittels Drohnen eine punktgenaue Düngung und 

Schädlingsbekämpfung möglich wird, können Landwirtinnen und Landwirte den Einsatz von 

Dünge- und Pflanzenschutzmitteln nämlich viel spezifischer steuern. 

Sicherung der nachhaltigen Forstwirtschaft 

Wir Freie Demokraten wollen die Zukunft der nachhaltigen Forstwirtschaft mit ihren 

vielfältigen Funktionen für Wirtschaft, Ökologie und Naherholung sichern. Die 

Bundeswaldinventur, welche Waldbestände und deren Zustand in Deutschland erfasst, zeigt: 

Der deutsche Wald wird naturnah bewirtschaftet. Daher verdienen Kommunal- und 

Privatwaldbesitzer eine Politik, die es ihnen einfach macht. Deshalb wollen wir im Sinne eines 

Gemeinwohlausgleichs die Förderung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur 

und Küstenschutz fortführen und zur Stärkung des Kleinprivatwaldes forstwirtschaftliche 

Zusammenschlüsse unterstützen. Die Nutzung des klimafreundlichen Rohstoffes Holz wollen 
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wir durch ein gezieltes Innovations- und Forschungsprogramm voranbringen. Mit Blick auf 
eine verlässliche Versorgung mit dem Rohstoff Holz gehört das Ziel der nationalen Strategie 
zur biologischen Vielfalt, fünf Prozent der deutschen Waldfläche aus der forstwirtschaftlichen 
Nutzung zu nehmen und sich selbst zu überlassen, auf den Prüfstand. Denn Artenschutz und 
eine nachhaltige Waldbewirtschaftung in Verbindung mit Alt- und Totholzkonzepten sowie 
weiteren Maßnahmen des Vertragsnaturschutzes schließen sich keineswegs aus. 

Sicherung der Artenvielfalt 

Wir Freie Demokraten wollen die Zukunft der Artenvielfalt sichern. Dabei setzen wir bevorzugt 
auf freiwillige Maßnahmen und den eigentumsfreundlichen Vertragsnaturschutz. In diesem 
Sinne planen wir, die Bundesprogramme „Biologische Vielfalt“ und „Wiedervernetzung“, die 
in unserer Regierungszeit aufgelegt wurden, weiter auszubauen, um Lebensräume zu erhalten 
und miteinander zu verbinden. Das Jagdrecht soll weiterhin Vertrauen in die Sachkunde und 
das selbstbestimmte Handeln von Jägerinnen und Jägern setzen sowie das Recht am 
Grundeigentum achten. Neben den berechtigten Interessen einer naturnahen 
Waldbewirtschaftung und der dafür notwendigen Regulierung der Wildbestände wollen wir 
auch zum Schutz gesunder Populationen räuberische und invasive Arten kontrollieren. Eine 
Ausweitung der sachlichen Verbote im Bundesjagdgesetz lehnen wir daher strikt ab. Wir 
wollen eine Fischerei, welche die Bestände erhält und den Tierschutz sichert. Dazu soll die 
Grundschleppnetz-Fischerei beschränkt werden. Allgemeine Angelverbote für die 
Freizeitfischerei (zum Beispiel in Natura-2000-Gebieten in der Ausschließlichen 
Wirtschaftszone der Nord- und Ostsee) indes halten wir für unverhältnismäßig. Da das 
Grundnahrungsmittel Fisch durch die Überfischung der Meere gefährdet ist, sollen die 
Rahmenbedingungen für die Aquakultur entbürokratisiert werden. 

Artgerechte Tierhaltung und Tierernährung 

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine artgerechte Tierhaltung und Tierernährung ein. 
Wünschenswerte Verbesserungen bei der Nutztierhaltung wollen wir durch eine gezielte 
Agrarinvestitionsförderung erreichen. Starre ordnungsrechtliche Vorgaben oder zu ehrgeizige 
Tierwohl-Zertifizierungen hingegen überfordern vor allem kleine Landwirtschaftsbetriebe und 
beschleunigen somit den Strukturwandel. Beim Schutz von Heimtieren gilt für uns der 
Grundsatz „Lenken statt Verbieten“. In diesem Sinne wollen wir die Sachkunde von 
Heimtierhaltenden verbessern. Modelle wie Positiv- und Negativlisten, welche die Haltung 
bestimmter Arten untersagen, lehnen wir entschieden ab. Denn sie führen lediglich zu einer 
Kriminalisierung von Tierhaltenden und zu einem grauen Markt, der einen wirksamen 
Tierschutz letztlich nur erschwert. 
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Flexible Altersvorsorge für moderne Erwerbsbiografien 

Vorankommen durch eigene Leistung bedeutet, das Leben selbst in die Hand zu nehmen. Dazu 
gehört nicht nur, den Menschen ihre Wahlmöglichkeiten zu lassen, damit sie selbstbestimmt 
ihre eigene Erwerbsbiographie schreiben können. Dazu gehört auch, ihnen mehr 
Möglichkeiten zu geben, ihre Altersvorsorge und ihren Ruhestand flexibel an ihren Lebensweg 
anzupassen. Werden wir flexibel! 

Flexiblerer Übergang in den Ruhestand 

Wir Freie Demokraten wollen allen Älteren einen flexiblen Übergang in den Ruhestand 
ermöglichen. Dazu wollen wir ein politisch festgelegtes Renteneintrittsalter und die 
Hinzuverdienstgrenzen abschaffen. Ob 63, 67 oder sogar 70 – starre Altersgrenzen für den 
Renteneintritt werden den verschiedenen Lebensentwürfen längst nicht mehr gerecht. 
Gerade der flexible Renteneintritt schafft den notwendigen Freiraum für die Vereinbarkeit von 
Familie und Arbeit. Viele Ältere sind heute länger fit und aktiv. Sie wollen ihre Erfahrungen 
weitergeben oder sogar nochmal etwas Neues ausprobieren. Andere wiederum können oder 
wollen im Alter nicht mehr arbeiten. Daher soll künftig die einfache Regel gelten: Ab 60 
entscheidet jeder selbst, wann er in Rente geht. Wer früher in Rente geht, bekommt eine 
geringere, wer später geht, eine entsprechend höhere Rente. Voraussetzung ist nur, dass das 
Einkommen aus gesetzlicher Rente und sonstiger Altersvorsorge über dem 
Grundsicherungsniveau liegt – also das Existenzminimum abgesichert ist.  

Die Höhe der Rente berechnet sich anhand der durchschnittlichen Lebenserwartung der 
jeweiligen Generation und kann sich über die Jahre verändern. Dieser jahrgangsindividuelle 
Faktor sorgt für eine solide Finanzierung und einen fairen Ausgleich zwischen den 
Generationen. Damit trägt jede Generation ihre eigenen Kosten und bürdet sie nicht den 
nachfolgenden Generationen auf.  

Zudem setzen wir uns für eine Stärkung der Erwerbsminderungsrenten ein. Wer sich nicht 
gleich voll zur Ruhe setzen, sondern noch Teilzeit arbeiten möchte, soll es auch einfacher 
haben als heute. Momentan müssen noch viele Menschen Rentenkürzungen hinnehmen, 
wenn sie Teilrente und Teilzeitarbeit kombinieren oder nach dem vollen Renteneintritt doch 
noch einmal wieder arbeiten wollen. Das macht das Arbeiten im Alter für viele unattraktiv. 
Deshalb wollen wir alle Hinzuverdienstgrenzen neben dem Rentenbezug abschaffen. So kann 
jeder den Übergang in den Ruhestand so flexibel gestalten, wie er möchte. Und auch die 
ständigen Diskussionen über die Anhebung des fixen Renteneintrittsalters erübrigen sich. 

Altersvorsorge nach dem Baukastenprinzip 

Wir Freie Demokraten wollen die Altersvorsorge nach dem Baukastenprinzip organisieren. 
Denn das Praktische an Bausteinen ist, dass man sie immer wieder neu und vielseitig 
kombinieren kann. So kann sich jeder flexibel die Altersvorsorge zusammenstellen, die zu 
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seinem Lebensweg passt. Es muss ganz selbstverständlich werden, dass eine individuelle 
Kombination verschiedener Elemente das spätere Alterseinkommen ausmacht. Es ist 
unumgänglich, das Rentenniveau in der gesetzlichen Rente daran anzupassen, dass die 
Menschen in Deutschland immer älter und zugleich weniger werden. Als einzige Alternative 
zu drastisch steigenden Beitragssätzen ist die ergänzende Vorsorge unverzichtbar. 

Betriebliche und private Altersvorsorge müssen daher attraktiver werden. Zum Beispiel durch 
mehr Verbraucherfreundlichkeit und Vergleichbarkeit der Produkte. Zudem sollte ergänzende 
Altersvorsorge auf eine breitere Basis gestellt werden. Dazu sollte in allen Bereichen 
geförderter Altersvorsorge die Möglichkeit ausgeweitet werden, auch in Infrastruktur, Aktien 
und andere Unternehmensbeteiligungen zu investieren. So könnte die Mitte der Gesellschaft 
auch stärker an den Chancen von Globalisierung und Digitalisierung teilhaben.  

Unser Berufsleben wird zudem immer bunter. Gerade in der digitalen Arbeitswelt warten viele 
neue Tätigkeitsfelder und Geschäftsideen. Daher wird sich auch die berufliche Situation vieler 
Menschen häufiger verändern. Sie können öfter zwischen Anstellung und Selbstständigkeit, 
Voll- und Teilzeit sowie In- und Ausland wechseln. All das muss ohne Nachteile für die eigene 
Alterssicherung möglich sein. Wer etwa aus der Anstellung in die Selbstständigkeit wechseln 
will, darf nicht benachteiligt werden, sondern muss zum Beispiel seine Riester-Förderung im 
„Rentenbaukasten“ behalten können. Diese soll daher künftig ganz einfach allen zur 
Verfügung stehen. 

Mehr Übersicht durch freiwilliges Vorsorgekonto 

Wir Freie Demokraten wollen allen Bürgerinnen und Bürgern ein persönliches Vorsorgekonto 
anbieten. Es soll übersichtlich zusammenfassen, wie viel Rente man später aus gesetzlicher, 
betrieblicher und privater Vorsorge insgesamt erhält. Wer möchte, kann sich dieses Konto 
ganz einfach online auf einem sicheren Bürgerportal einrichten. Natürlich muss jeder dabei 
die Kontrolle über seine Daten behalten und sich auf höchste Schutzstandards verlassen 
können. Wir meinen, dass ein solches Vorsorgekonto zu einer besseren und umfassenderen 
Altersvorsorge führt. Denn wer ausreichend vorsorgen möchte, benötigt einen Überblick über 
alle Ansprüche, die er schon gesammelt hat. Das standardisierte Vorsorgekonto macht das 
einfach: Mit ein paar Klicks kann so jeder schnell ermitteln, wie hoch sein Alterseinkommen 
aus allen Elementen seines „Rentenbaukastens“ ist. Dadurch schafft das Konto jederzeit 
Transparenz und deckt mögliche Vorsorgelücken auf. 

Betriebliche Altersvorsorge stärken 

Wir Freie Demokraten wollen die betriebliche Altersvorsorge stärken. Die Reform der 
derzeitigen Bundesregierung ist zu kurz gesprungen. Sie beschränkt sich auf Unternehmen, 
die in einen Tarifvertrag einbezogen sind. Damit wird es vielen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern gerade in kleinen und neu gegründeten Unternehmen weiter erschwert, eine 
betriebliche Altersvorsorge aufzubauen. Die Vorteile der Reform, etwa die liberalisierten 
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Anlagevorschriften und die Zuschüsse für Arbeitnehmer mit niedrigen Einkommen, sollen auf 
alle Beschäftigte aller Unternehmen ausgeweitet werden. Die Auszahlung von 
Vorsorgeverträgen darf in der Kranken- und Pflegeversicherung nicht beitragspflichtig sein, 
weil dies eine unfaire Doppelbelastung darstellt. Die Bundesregierung hebt die 
Doppelverbeitragung nur für Riester-geförderte Altersvorsorge auf. Wir wollen eine solche 
Lösung für alle Konzepte der betrieblichen und privaten Altersvorsorge.  

Dem Arbeitnehmer soll es ermöglicht werden, dass bei einem Wechsel des Arbeitgebers der 
neue Arbeitgeber in den bestehenden Vorsorgevertrag gegebenenfalls in neuer Höhe 
einzuzahlen hat. Angesichts des inzwischen häufigeren Wechsels von 
Beschäftigungsverhältnissen sollten Wartezeiten auf zwei Jahre beschränkt werden. Betriebe, 
die dem Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern noch garantierte Direktzusagen geben, 
sollten für die bestehenden Pensionsverpflichtungen entlastet werden. Dazu wollen wir den 
Berechnungszeitraum für den handelsrechtlichen Abzinsungssatz von zehn auf zwölf Jahre 
verlängern und die Bewertung der Pensionsrückstellungen in der Handels- und Steuerbilanz 
vereinheitlichen. Denn die geltenden Regelungen führen angesichts der niedrigen Zinsen zu 
hohen Belastungen und einer ungerechten Besteuerung der Unternehmen, was es ihnen 
erschwert, weiter Direktzusagen zur betrieblichen Altersvorsorge zu geben. Verschärfend 
kommt hinzu, dass Pensionsrückstellungen steuerlich nur bis zu der Höhe berücksichtigt 
werden, wie sie mit einem Marktzins von sechs Prozent zu bilden wären. Somit können 
Unternehmen einen Teil ihrer handelsrechtlichen Pensionsrückstellungen steuerlich nicht 
geltend machen. Der Staat bedient sich also auf Kosten der Unternehmen, indem er 
Scheingewinne besteuert. Um dies künftig zu verhindern, wollen wir die steuer- und 
handelsrechtliche Bewertung von Pensionsrückstellungen angleichen. 

Breitere Investitionsmöglichkeiten für Kapitalsammelstellen 

Wir Freie Demokraten wollen es Lebensversicherern, Pensionskassen und Versorgungswerken 
ermöglichen, vermehrt und einfacher in Start-ups, Aktien oder Infrastrukturprojekte zu 
investieren. Denn eine freiwillige private Altersvorsorge ist künftig unverzichtbar, um den 
Lebensstandard im Alter zu erhalten. Die anhaltende Niedrigzinspolitik der Europäischen 
Zentralbank verringert jedoch deutlich die Renditen, da Versicherer, Pensionskassen und 
Versorgungswerke immer noch in ihren Anlagemöglichkeiten beschränkt sind und daher einen 
Großteil ihres verwaltenden Kapitals in festverzinslichen Wertpapieren anlegen. Für Sparer 
und Sparerinnen wird die private Altersvorsorge dadurch unattraktiv. Dabei könnten gerade 
bei langen Anlagezeiträumen, wie bei der Altersvorsorge, Aktien und alternative 
Anlageformen Chancen auf eine höhere Rendite bieten. Der langfristige Planungshorizont 
erlaubt es, temporäre Marktschwankungen auszuhalten. Lebensversicherer, Pensionskassen 
und Versorgungswerke sollen deshalb verstärkt in Aktien, Infrastrukturprojekte und 
Unternehmensbeteiligungen investieren können. Dies bietet zugleich die Chance, Kapital für 
neue Geschäftsideen oder für Deutschlands unterfinanzierte Infrastruktur zu mobilisieren.  
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Aktivierender Sozialstaat 

Viele großartige Ideen, Produkte und Unternehmen sind entstanden, weil Menschen ihre Ziele 
und Träume verfolgt haben. Andere Menschen sind bei dem Versuch, in ihrem Leben 
voranzukommen, gestolpert. Oftmals sind sie auf die Hilfe der Gesellschaft angewiesen, um 
einen neuen Anlauf zu nehmen. Diese Hilfe unkompliziert und fair zu leisten, ist in einer 
offenen Gesellschaft selbstverständlich. Der Sozialstaat der Gegenwart jedoch ist 
bürokratisch, unübersichtlich und teuer. Helfen wir lieber fair, transparent und unkompliziert!  

Das Versprechen, im Wandel durch Weiterbildung mithalten zu können  

Wir Freie Demokraten setzen auf das Versprechen, dass alle Bürgerinnen und Bürger durch 
Weiterbildung beim digitalen Wandel auch mithalten können Die Digitalisierung verändert 
unser Leben – und prägt die Arbeitswelt von morgen. Wie bei den großen Umbrüchen in der 
Vergangenheit, wird uns auch diesmal die Arbeit nicht ausgehen. Zahlreiche Jobs werden sich 
stark verändern, manchen Beruf wird es in Zukunft vielleicht gar nicht mehr geben – genauso 
werden aber viele neue Jobs entstehen, die wir uns heute noch gar nicht vorstellen können. 
Die Welle der digitalen Gründungen zeigt uns schon heute, welche großen Jobpotenziale 
bestehen. Aber im Wandel müssen die Menschen durch gute Rahmenbedingungen und 
Qualifizierung begleitet werden, denn der Weiterbildungsbedarf ist und wird gewaltig sein.  

Wir brauchen das Versprechen an alle Bürgerinnen und Bürger, beim digitalen Wandel auch 
mithalten zu können. Deshalb muss lebenslanges Lernen noch stärker vom Schlagwort zur 
gelebten Realität werden. So können Aufstiegschancen verbessert und das Risiko von 
Arbeitslosigkeit vermieden werden. Immer mehr Betriebe unterstützen die Weiterbildung 
ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter – aber für Zweidrittel der Beschäftigten bleibt hier 
noch viel zu tun. Deshalb muss auch die Arbeitsmarktpolitik die Weiterbildung von 
Beschäftigten stärker unterstützen. Diese wird von allen Beschäftigten und Arbeitgebern über 
Beiträge finanziert. Daher sollten sinnvolle Weiterbildungsmaßnahmen grundsätzlich auch für 
alle Betriebe mit maximal 50 Prozent gefördert werden können – unbürokratisch, 
bedarfsgerecht und am Markt orientiert. Wir wollen nicht mehr Geld ausgeben, sondern bei 
jedem Euro fragen, ob er nicht besser in Qualifikation als in Transferzahlungen investiert 
werden kann. Um alle Bürgerinnen und Bürger unabhängig von ihrer Beschäftigung 
fortlaufend bei Investitionen in ihre eigene Weiterbildung zu unterstützen, muss darüber 
hinaus ähnlich dem Bausparen ein einfaches und unbürokratisches Modell für Bildungssparen 
steuerlich gefördert werden.  

Zweite Chance bei persönlichem und wirtschaftlichem Scheitern  

Für uns Freie Demokraten sind der Wille zum Erfolg und der Mut zum Scheitern zwei Seiten 
einer Medaille. Deshalb wollen wir jedem Menschen eine zweite Chance ermöglichen, wenn 
er wirtschaftlich oder persönlich gescheitert ist. Ein Scheitern oder das Drohen desselben kann 
viele Gründe haben: die Entwertung von Qualifikationen im Strukturwandel, 
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unternehmerischer Misserfolg, das Scheitern privater Lebensentwürfe, Krankheit oder 
längerfristige Arbeitslosigkeit. Wir wollen jeden befähigen, immer wieder einzusteigen. Wer 
erwerbsfähig ist und die Teilhabe an Arbeit verloren hat, sollte nicht dauerhaft alimentiert 
werden, sondern Hilfe zu einer erneuten Chance auf Teilhabe erhalten. Dies ist eine zentrale 
Frage von Fairness. Ziel muss es immer sein, schnellstmöglich wieder den Einstieg in einen Job 
zu finden. Und wenn es aufgrund der persönlichen Situation sinnvoll ist, die Arbeitslosigkeit 
als Gelegenheit zur besseren Qualifikation zu nutzen, ist das richtig – und heute mit dem 
„Arbeitslosengeld Weiterbildung“ auch schon vollständig möglich. Eine Verlängerung von 
Transferzahlungen ist hingegen kontraproduktiv. Denn nur wer den Wiedereinstieg in den 
Arbeitsmarkt geschafft hat, kann auch aufsteigen und vorankommen.  

Deshalb verteidigen wir einen flexiblen Arbeitsmarkt und die Tarifautonomie und dürfen etwa 
die Zeitarbeit oder Befristungen nicht weiter einschränken. Flexibilität am Arbeitsmarkt 
schafft nicht nur Möglichkeiten zum Einstieg, sondern reduziert auch Arbeitsplatzverluste in 
Krisen. Darüber hinaus setzen wir uns für ein Gesamtkonzept zum Empowerment für 
Erwachsene ein. Elemente dieses Gesamtkonzepts sind die Möglichkeit zur Um- und 
Neuqualifizierung, Hilfen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, eine effektive 
Schuldnerberatung und erforderlichenfalls psychosoziale Betreuung (zum Beispiel bei 
Suchterkrankungen). Notwendig ist es, künftig einfacher auch Grundfertigkeiten unserer Zeit 
(IT-Grundlagen, Englisch) fördern zu können und bei abschlussorientierten Umschulungen 
Bürokratie abzubauen, gerade um nachholende duale Berufsausbildungen zu erleichtern. 
Zudem sollten hierbei spezielle Regelungen gefunden werden, damit auch Menschen ohne 
berufliche Qualifikation die finanzielle Chance haben, Helfertätigkeiten hinter sich zu lassen. 
Darüber hinaus müssen Kitas auch deshalb endlich flexibler und verlässlicher werden, damit 
gerade Alleinerziehende nicht mehr in so großer Zahl dauerhaft auf die Unterstützung der 
Solidargemeinschaft angewiesen sind. 

Abbau überflüssiger Regulierung in der Zeitarbeit 

Wir Freie Demokraten wollen überflüssige Regulierungen bei der Zeitarbeit abbauen. Denn 
Deutschland braucht auch in Zukunft einen flexiblen Arbeitsmarkt. Die Weltwirtschaft 
verändert sich schnell. Durch die Digitalisierung nehmen Projektaufträge zu. Darauf müssen 
Unternehmen flexibel reagieren, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Die Zeitarbeit ist hierfür 
ein wichtiges Instrument. Die Unternehmen können damit Auftragsspitzen abfangen oder 
kurzfristig spezialisierte Fachkräfte finden. Zugleich profitieren die Beschäftigten von der 
Zeitarbeit. So erhalten viele Menschen eine Einstiegschance am Arbeitsmarkt. Das zeigen die 
Zahlen der Bundesagentur für Arbeit ganz klar: Rund zwei Drittel aller Zeitarbeitnehmerinnen 
und Zeitarbeitnehmer übten vorher keine Beschäftigung aus. Jeder Vierte hat keinen 
Berufsabschluss. Für gut Ausgebildete kann die Zeitarbeit in der digitalen Welt zudem neue 
Wege eröffnen – zwischen Selbstständigkeit und der jahrelangen Arbeit für nur ein 
Unternehmen. Missbrauch ist in den vergangenen Jahren erfolgreich unterbunden worden: 
Die Tarifpartner haben bereits Lösungen gefunden, damit der Lohn der Zeitarbeitenden bei 
längeren Einsätzen an den der Stammbelegschaft angeglichen wird (Equal Pay). Trotzdem hat 
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die Große Koalition hier bürokratisiert. Die unnötigen gesetzlichen Vorschriften zur 
Überlassungsdauer und Entlohnung führen zu Unsicherheiten und Aufwand. Dies wollen wir 
ändern.  

Bürgergeld 

Wir Freie Demokraten setzen uns für mehr Transparenz und für die Vereinfachung bei den 
steuerfinanzierten Sozialleistungen ein. Aktuell gibt es viele verschiedene Sozialleistungen mit 
ganz unterschiedlichen Voraussetzungen. Diese Leistungen sind oft nicht ausreichend 
aufeinander und mit dem Steuersystem abgestimmt. Wem welche Leistungen zustehen, ist 
für die Betroffenen und auch für die Verwaltung oft nicht klar. Das System ist für die 
Betroffenen schwer durchschaubar und bestraft sogar teilweise die Arbeitsaufnahme. 
Beispielweise, wenn durch den Wegfall einer ergänzenden Sozialleistung am Ende trotz Arbeit 
weniger Geld übrig bleibt.  

Wir Freie Demokraten setzen uns deshalb für die Einführung eines liberalen Bürgergeldes ein. 
Dabei werden steuerfinanzierte Sozialleistungen wie beispielsweise die Regelleistung und die 
Unterkunftskosten des Arbeitslosengelds II, die Grundsicherung im Alter, die Sozialhilfe zum 
Lebensunterhalt, der Kinderzuschlag und das Wohngeld in einer Leistung und an einer 
staatlichen Stelle zusammengefasst. Das liberale Bürgergeld macht es für alle Menschen, die 
auf die Hilfe der Gesellschaft angewiesen sind, einfacher und lässt sie nicht länger von Amt zu 
Amt rennen.  

Auch die Arbeitsaufnahme lohnt sich mehr, als das heute der Fall ist. Wir wollen eine trittfeste 
Leiter in die finanzielle Eigenständigkeit bauen: Gerade Menschen, die es am Arbeitsmarkt 
schwer haben, gelingt über eine Teilzeittätigkeit im Rahmen eines Mini- oder Midijobs oft der 
erste Schritt. Gerade für Menschen im heutigen Arbeitslosengeld II („Hartz IV-Aufstocker“) 
lohnt es sich jedoch kaum, mehr Stunden zu arbeiten und so mehr zu verdienen. Denn die 
Zuverdienstregelungen sind demotivierend und werfen den Menschen Knüppel zwischen die 
Beine. Deshalb wollen wir diese in einem ersten Schritt reformieren. Es muss insbesondere 
attraktiver werden, vom Mini- in den Midijob zu wechseln und dort die Stundenzahl immer 
mehr auszuweiten. Das ist der zentrale gesetzgeberische Hebel beim Abbau der 
Langzeitarbeitslosigkeit, den wir endlich ziehen müssen. Ziel ist, dass es sich wieder lohnt, 
Schritt für Schritt voranzukommen und irgendwann finanziell ganz auf eigenen Beinen zu 
stehen. Deshalb setzen wir Freie Demokraten auf das liberale Bürgergeld, weil sich damit die 
eigene Anstrengung wieder lohnt. Daher ist das liberale Bürgergeld nicht bedingungslos. 

Neuanfang bei der Förderung von Langzeitarbeitslosen 

Wir Freie Demokraten fordern einen Neuanfang in der Arbeitsförderung für 
Langzeitarbeitslose. Denn eine große Zahl von Personen ist seit sehr langer Zeit 
langzeitarbeitslos und wird von den klassischen Mitteln der Arbeitsförderung nicht mehr 
erreicht. Wir wollen dazu die bereits vorhandenen finanziellen Mittel in der Grundsicherung 
für Arbeitslose zusammenfassen, um das Prinzip „Training on the Job“ für Langzeiterwerbslose 
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fruchtbar zu machen und statt Arbeitslosigkeit besser sozialversicherungspflichtige Arbeit für 
die Betroffenen zu unterstützen. Konkret sollen die finanziellen Leistungen von Bund und 
Kommunen (Arbeitslosengeld II, Kosten der Unterkunft und Heizung, 
Krankenversicherungsbeitrag) mit einem produktivitätsgerechten Lohn des Arbeitgebers 
kombiniert werden. Für den bisher Arbeitslosen bedeutet das einen Job und mehr Einkommen 
als zuvor. Der Arbeitgeber kann auch Arbeitssuchende mit geminderter Produktivität 
einstellen. Die bisher zur Verfügung stehenden Mittel zur Arbeitsmarktintegration von 
Langzeitarbeitslosen werden weiterhin zur begleitenden Förderung berufsspezifischer 
Kompetenzen und für Maßnahmen der psychosozialen Betreuung verwendet. Wir wissen, 
dass dieses Konzept Grenzen hat und eine gezielte und präzise Auswahl der Betroffenen 
voraussetzt. Die Fehler früherer Modelle von Lohnkostenzuschüssen müssen vermieden 
werden. Wir sehen diesen Weg aber als Möglichkeit eines Einstiegs auf dem ersten 
Arbeitsmarkt für diejenigen Arbeitslosen, die weder mit Qualifizierungsmaßnahmen und 
Fallmanagement noch mit Arbeitsanreizen des Bürgergeldes in den ersten Arbeitsmarkt 
gebracht werden können. 

Reform der Sozialgesetzbücher 

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine sinnvolle Verknüpfung und Verzahnung der 
verschiedenen Sozialgesetzbücher ein. Gerade in einer älter werdenden Gesellschaft müssen 
die Leistungen für Gesundheit und Pflege, aber auch für Menschen mit Behinderungen im 
Falle einer Erkrankung oder bei Eintritt der Pflegebedürftigkeit besser miteinander verzahnt 
werden. Zudem sollten die Sozialgesetzbücher verschlankt werden. Denn die 
Unübersichtlichkeit führt zu einer zunehmenden Bürokratisierung, unsinnigen Kontrollen und 
einer zunehmenden Verunsicherung bei Ärzteschaft, Pflegekräften und Patientinnen und 
Patienten. 

Altersvorsorge muss sich lohnen 

Wir Freie Demokraten halten es für richtig, die Einkünfte aus privater und betrieblicher 
Altersvorsorge nur teilweise auf die Grundsicherung im Alter anzurechnen. Auch über die 
vorgesehenen Begrenzungen soll Vorsorge nur prozentual die Leistungen aus der 
Grundsicherung mindern. Denn freiwillige Altersvorsorge muss sich für jeden immer 
auszahlen. Das betrifft zum Beispiel viele Menschen, die lange arbeitslos waren, Teilzeit 
gearbeitet oder wenig verdient haben. Es kann nicht sein, dass Einnahmen aus der freiwilligen 
Vorsorge vollständig auf die Grundsicherung angerechnet – also voll abgezogen werden. Wir 
finden: Der Anreiz zur zusätzlichen Altersvorsorge gegen Altersarmut muss erhalten bleiben. 
Wer sich anstrengt und vorsorgt, muss ein Alterseinkommen über Grundsicherungsniveau 
haben. Und er muss mehr haben als derjenige, der nicht vorgesorgt hat. 
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Vernünftiges Einwanderungsrecht 

In einer offenen Gesellschaft ist es egal, woher jemand kommt. Es ist wichtig, wohin er mit 
uns zusammen möchte. Als alternde Gesellschaft sind wir darauf angewiesen, dass 
qualifizierte und fleißige Menschen aus anderen Teilen Welt zu uns kommen. Im Moment 
fehlen dafür aber klare Regeln, die die erforderlichen Qualifikationen festschreiben. Ändern 
wir das! 

Klare Regeln durch ein Einwanderungsgesetz  

Wir Freie Demokraten wollen ein geordnetes Einwanderungsrecht schaffen, das nach 
Möglichkeit in einem Einwanderungsgesetzbuch zusammengefasst wird. Dabei muss zwischen 
individuell politisch Verfolgten, Kriegsflüchtlingen und dauerhaften Einwanderern klar 
unterschieden werden.  

Das Grundrecht auf Asyl für individuell politisch Verfolgte ist für uns unantastbar. Für 
Kriegsflüchtlinge wollen wir einen eigenen Status schaffen, einen nationalen 
vorübergehenden humanitären Schutz, der auf die Dauer des Krieges begrenzt ist. Nach 
Identitätsfeststellung soll dieser Status unkompliziert verliehen und damit das Asylsystem 
massiv entlastet werden. Kriegsflüchtlinge sollen dabei nach Beendigung des Krieges in der 
Regel in ihr Heimatland zurückkehren.  

Dauerhafte Einwanderer wollen wir uns wie jedes andere Einwanderungsland selbst 
aussuchen. Deutschland ist auf die Einwanderung von qualifizierten und fleißigen Menschen 
angewiesen, wenn wir unseren Wohlstand auch zukünftig erhalten wollen. Dazu wollen wir 
die Blue Card reformieren, sodass Arbeitskräfte, die aufgrund eines mit einem in Deutschland 
ansässigen Arbeitgeber abgeschlossenen Arbeitsvertrags ihren Lebensunterhalt dauerhaft 
bestreiten können, zu uns kommen können. Zudem wollen wir ein Punktesystem schaffen, bei 
dem sich Menschen aus aller Welt aufgrund ihres Bildungsgrades, Alter, ihrer 
Sprachkenntnisse und beruflichen Qualifikation um eine Einwanderung nach Deutschland 
bewerben können. Dabei ist auch Flüchtlingen, die sich entsprechend integriert haben, ein 
Rechtskreiswechsel und damit eine Einwanderungschance zu ermöglichen. Natürlich nur, 
wenn sie dieselben Kriterien erfüllen wie Fachkräfte aus dem Ausland.  

Zu einem geordneten Einwanderungsrecht gehören auch funktionierende 
Rückführungsregelungen. Wer kein Bleiberecht hat, muss konsequent abgeschoben werden. 
Dies muss bundeseinheitlich sichergestellt werden. Die der fehlenden 
Einwanderungssystematik und viel zu langer Asylverfahren geschuldete Tendenz, dass bereits 
integrierte Flüchtlingsfamilien abgeschoben werden, aber umgekehrt Findige unser System 
ausnutzen, ist humanitär nicht verantwortbar, gesellschaftspolitisch gefährlich und auch 
volkswirtschaftlich ein großer Fehler. 
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Doppelte Staatsbürgerschaft 

Wir Freie Demokraten wollen, dass die doppelte Staatsangehörigkeit beziehungsweise die 

Mehrstaatlichkeit grundsätzlich möglich ist. Einwanderer müssen zu deutschen Staatsbürgern 

werden können, ohne ihre kulturellen Wurzeln aufzugeben. Der Antrag auf Einbürgerung soll 

künftig zudem bereits nach vier statt bisher acht Jahren gestellt werden können. Für eine 

Einbürgerung gibt es aber klare Vorgaben, zum Beispiel gute Sprachkenntnisse, eine 

bestimmte Aufenthaltsdauer und nicht zuletzt die Akzeptanz unseres Grundgesetzes. Wer das 

erfüllt, muss Deutscher werden können – ohne den Zwang, seine alte Staatsbürgerschaft 

abzulegen. Damit ist für uns Freie Demokraten klar: Eine Einbürgerung kann zwar die 

Integration fördern; aber sie setzt auch voraus, dass der Einbürgerungswillige auf dem 

Integrationsweg bereits vorangekommen ist. Ohne ein Band der Zugehörigkeit und ein klares 

Bekenntnis zu unserem Staat ist eine Einbürgerung für uns undenkbar.  

Bessere Anerkennung ausländischer Berufs- und Bildungsabschlüsse  

Wir Freie Demokraten wollen die Anerkennung ausländischer Berufs- und Bildungsabschlüsse 

beschleunigen. Denn ein schneller Zugang zum Arbeitsmarkt ist doppelt wichtig: Er ist ein 

Grundpfeiler für eine gelungene Integration und führt dem deutschen Arbeitsmarkt dringend 

benötigte Fachkräfte zu. Wer als Flüchtling in Deutschland anerkannt ist oder über die 

gesteuerte Fachkräfte-Einwanderung nach Deutschland kommen möchte, soll daher schnell 

erfahren, was sein Abschluss hierzulande zählt. Bei der Anerkennung vergeht aber immer noch 

zu viel Zeit, weil es sehr viele Einzelvorschriften und unterschiedliche Zuständigkeiten von 

Bund und Ländern gibt. Das wollen wir ändern, indem wir unter anderem durch mehr Personal 

die Verwaltungspraxis beschleunigen und die bundesweite Vergleichbarkeit von 

ausländischen Abschlüssen sicherstellen. Zudem sollen Eingewanderte und potenzielle 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber einen Rechtsanspruch auf vorherige Beratung erhalten, 

sodass ihnen der Weg zur Anerkennung ihres Abschlusses konkret aufgezeigt wird. 

Englisch als ergänzende Verkehrs- und Arbeitssprache testen  

Wir Freie Demokraten wollen Englisch als ergänzende Verkehrs- und Arbeitssprache in der 

öffentlichen Verwaltung erproben. Denn der Kontakt mit Behörden ist für viele Ausländer ein 

regelmäßiger Kraftakt. Bis die deutsche Sprache sicher genug beherrscht wird, um sich allein 

durch den deutschen Bürokratie-Dschungel schlagen zu können, braucht es Zeit. Wir möchten 

nicht, dass sich ausländische Fachkräfte und Unternehmensgründer und -gründerinnen durch 

anfängliche Sprachbarrieren abschrecken lassen. Mit Englisch als Zweitsprache in der 

Verwaltung wollen wir es Einwandernden deshalb leichter machen, ihre 

Verwaltungsangelegenheiten zu regeln und sich über ihre Chancen und Pflichten in 

Deutschland zu informieren. 
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Gleiche Chancen für alle unabhängig vom Geschlecht 

Beim Vorankommen durch eigene Leistung zählt nur was man kann. Es darf keinen 
Unterschied machen, woher man kommt oder welches Geschlecht man hat. Es darf keinen 
Unterschied beim Vorankommen machen, ob man sich für eine Familie entschieden hat oder 
nicht. Hier bleibt noch viel zu tun. Strengen wir uns mehr an! 

Chancengleichheit von Frauen und Männern 

Wir Freie Demokraten setzen uns für Chancengleichheit von Frauen und Männern ein. Wir 
wollen, dass jeder Mann und jede Frau passende Rahmenbedingungen vorfindet, um das 
eigene Potential voll zu entfalten und das Leben nach eigener Vorstellung zu gestalten. Wir 
setzen uns dafür ein, dass alle Eltern frei entscheiden können, welches Arbeitsmodell sie 
wählen. Damit Väter und Mütter Beruf und Familie besser vereinbaren können, wollen wir 
flexible Angebote zur Kinderbetreuung, auch in Betrieben, fördern. Einseitige Modelle wie die 
Steuerklasse V wollen wir abschaffen. 

Flexibler Arbeitsmarkt für faire Chancen 

Wir Freie Demokraten fordern einen flexiblen Arbeitsmarkt, der Männern wie Frauen faire 
Chancen bietet. Eine Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung zeigt, dass das 
größte Hindernis für Frauen im Chefsessel Pausen im Arbeitsleben oder phasenweise Teilzeit 
darstellen. Um diese Hürden zu überwinden, setzen wir uns für flexible Arbeitszeitmodelle 
und digitale Arbeitsplätze ein. So wird zeit- und ortsunabhängiges Arbeiten möglich, so dass 
Familie und Job leichter vereinbar sind. Ferner wollen wir Frauen noch stärker ermuntern, 
klassische Männerbranchen zu erobern, deren Jobs meist besser bezahlt sind als diejenigen, 
die viele Frauen traditionell ergreifen. So kann die Lohnlücke zwischen den Geschlechtern 
verkleinert werden.  

Mehr Frauen in Führungsverantwortung  

Wir Freie Demokraten wollen mehr Frauen in Führungsverantwortung, sowohl in der 
Wirtschaft als auch im Öffentlichen Dienst. Frauen sind in der Leitung von Unternehmen sehr 
erfolgreich und gemischte Teams arbeiten produktiver und erfolgreicher. Wir erwarten daher 
von Unternehmen in Deutschland eine deutliche Verbesserung des Frauenanteils in 
Führungspositionen und werden uns dafür auch im Öffentlichen Dienst einsetzen. Eine 
gesetzliche Quote lehnen wir jedoch ab: So werden Frauen zu Platzhaltern degradiert und 
nicht entsprechend ihrer Leistungen gewürdigt. Wir setzen vielmehr auf Anreize für die 
Unternehmen, verbindliche Berichtspflichten und transparente Selbstverpflichtungen. 
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Selbstbestimmt in allen Lebenslagen 

Der Sinn aller Politik ist die Freiheit. Die spürbarste Form der Freiheit ist ein selbstbestimmtes 

Leben. Das gilt auch für eine Welt, in der sich viele Lebenssituationen ändern – durch Technik, 

den demografischen Wandel oder moderne Medizin. Heute haben viele Menschen aber den 

Eindruck, dass die Politik sie eher erziehen und bevormunden will, als einen Rahmen für 

selbstbestimmte Entscheidungen bereitzustellen. Sie haben die Sorge, dass es – sei es in der 

digitalen oder analogen Welt – immer mehr unbegründete Überwachung gibt, die ihre 

Privatsphäre gefährdet. Daher: Schauen wir nicht länger zu! Sorgen wir dafür, dass die 

Menschen selbstbestimmt in allen Lebenslagen handeln können. 

Datenschutz in der digitalisierten Welt 

Die Digitalisierung ist für die freie, selbstbestimmte Entscheidung jedes Einzelnen Chance und 

Herausforderung zugleich. Wenn man sich etwa gegen den Missbrauch personenbezogener 

Daten nicht zur Wehr setzen kann und der Staat es versäumt, einem die Mittel dafür an die 

Hand zu geben, ist die freie, selbstbestimmte Entscheidung in Gefahr. Schützen wir die 

selbstbestimmte Entscheidung! 

Verfügungsgewalt über personenbezogene Daten  

Wir Freie Demokraten wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger Verfügungsgewalt über auf 

ihre Person bezogene Daten haben. Niemand soll sie gegen deren Willen nutzen können. Dazu 

braucht es Transparenz: Jeder muss wissen, wer, wann und warum personenbezogene Daten 

speichert und darauf zugreift. Wer entschieden hat, staatlichen oder privaten Stellen Zugriff 

auf sie zu geben, muss auch weiterhin die Kontrolle behalten. Es muss überprüfbar sein, ob 

sich die Nutzer an die rechtlichen Rahmenbedingungen halten. Die digitale Infrastruktur 

effektiv zu schützen, ist deshalb staatliche Aufgabe ersten Ranges. In enger Zusammenarbeit 

mit den hier aktiven Unternehmen müssen Verschlüsselungstechnologien weiterentwickelt 

werden, ebenso wie die Sicherheit von Speichern und Zugriffssystemen. Sensible Daten sollen 

nur dann außerhalb der Reichweite deutscher Behörden und Gerichte auf Servern außerhalb 

des Anwendungsbereiches der EU-Datenschutzgrundverordnung gespeichert werden dürfen, 

wenn das Datenschutz- und Datensicherheitsniveau dort dem der EU-Datenschutzverordnung 

im Wesentlichen entspricht.  

Selbstbestimmung im Internet der Dinge  

Wir Freie Demokraten wollen, dass datenbezogene Geschäftsmodelle und Selbstbestimmtheit 

im Internet der Dinge sich nicht ausschließen. Dort, wo nicht-personenbezogene Daten in oder 

durch Maschinen erfasst und gespeichert werden, sollen nicht nur die Hersteller der Geräte 

und Dienstleister der Services ein Recht an der Nutzung der Daten haben, sondern auch die 

Nutzer der Maschinen selbst. Wir wollen ein eigentumsähnliches Recht an diesen Daten 
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schaffen, das alle Akteure in die Lage versetzt, die gewonnenen Daten für sich zu nutzen. 
Damit wollen wir gesellschaftlichen Fortschritt mit Verbraucherschutz und Datensouveränität 
in Einklang bringen. Unser Ziel ist es, dass Innovation möglich bleibt, ohne ungewollt 
Privatsphäre zu opfern. 

Schutz der Privatsphäre 

Für ein selbstbestimmtes Leben müssen sich die Menschen darauf verlassen, dass privates 
auch privat bleibt. Wer seinen intimsten Lebensbereich vor der Einsicht durch Unternehmen 
oder den Staat schützen will, soll nicht dazu gezwungen, ausgetrickst oder trotzdem bespitzelt 
werden. Lassen wir Privates auch privat! 

Keine anlasslose Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten  

Wir Freie Demokraten kämpfen gegen jede anlasslose Erhebung und Speicherung von 
personenbezogenen Daten – sei es aufgrund von Vorratsdatenspeicherung, 
Fluggastdatenerhebung oder automatischer Kennzeichenerfassung mit dauerhafter 
Datenspeicherung. Denn mehr Daten schaffen nicht mehr Sicherheit. Offensichtlich sind auch 
nicht fehlende Daten das Problem, sondern fehlendes Personal, um die Spuren zu verfolgen: 
Ein Großteil der Terroristen, die in den vergangenen Jahren in Europa Mordanschläge 
verübten, waren den Behörden bekannt – und dennoch konnten sie ihre verbrecherischen 
Taten ausführen. Um das zu verhindern, müssen nicht noch mehr Daten unbescholtener 
Bürgerinnen und Bürger ohne konkreten Anlass gesammelt werden. Sinnvoller ist es, 
Gefährder gezielt zu identifizieren und lückenlos zu überwachen.  

Gegen lückenlose Überwachung unbescholtener Bürger 

Wir Freie Demokraten wollen keine lückenlose Überwachung unbescholtener Bürgerinnen 
und Bürger. Deshalb wollen wir sowohl die Möglichkeiten zur Funkzellenabfrage als auch der 
Bestandsdatenauskunft deutlich einschränken. Beides soll grundsätzlich nur noch möglich 
sein, wenn ein Gericht es erlaubt. Denn beides greift tief in die Grundrechte ein: Mit der 
Funkzellenabfrage können Strafverfolgungsbehörden die Verkehrsdaten aller 
Mobilfunkteilnehmer erheben, die sich in einem bestimmten Zeitraum in einem festgelegten 
Gebiet aufgehalten haben. Durch die Bestandsdatenauskunft können Behörden zur 
Strafverfolgung und zur Gefahrenabwehr ermitteln, wem zum Beispiel eine Telefonnummer 
gehört oder wem zu einem bestimmten Zeitpunkt eine IP-Adresse zugeordnet war. Zusammen 
mit der neu gefassten Vorratsdatenspeicherung können daraus exakte Bewegungsprofile 
erstellt werden. Das ist für uns ein unangemessener Eingriff in die Grundrechte vieler 
Menschen. Auch die Bekämpfung von Terrorismus und Kriminalität rechtfertigt nicht die 
lückenlose Überwachung unbescholtener Bürgerinnen und Bürger. 



 

 
 

37

Quick Freeze statt Vorratsdatenspeicherung  

Wir Freie Demokraten wollen bereits vorhandene Verkehrsdaten im konkreten Verdachtsfall 
für die Strafverfolgung sichern („Quick Freeze“). Das ist unser Alternativvorschlag zur 
Vorratsdatenspeicherung. Quick Freeze sichert anlassbezogene Daten, die bei den 
Telekommunikationsunternehmen ohnehin bereits gespeichert sind. Nimmt eine 
Strafverfolgungsbehörde bei dringendem Tatverdacht an, diese Daten zur Aufklärung von 
Straftaten zu benötigen, kann sie anordnen, dass diese vorübergehend „eingefroren“ werden. 
Ob dem Ermittler die Daten tatsächlich zur Verfügung gestellt („aufgetaut“) werden, 
entscheidet ein unabhängiges Gericht. 

Bargeld ist geprägte Freiheit  

Wir Freie Demokraten setzen uns für die uneingeschränkte Nutzung von Bargeld als 
Zahlungsmittel ein. Bargeld ist ein Teil unserer Freiheit. Es ermöglicht uns, zum Beispiel ohne 
staatliche Kontrolle und Überwachung Geld aufzubewahren, Geschäfte ohne Bankgebühren 
abzuschließen und erfüllt eine wertvolle Aufgabe bei der Erziehung unserer Kinder. Denn der 
Umgang mit Geld lernt sich am besten mit Scheinen und Münzen. Es gibt keinerlei 
Anhaltspunkte, dass durch ein Verbot oder die Einschränkung der Bargeldhaltung Terrorismus 
oder Kriminalität bekämpft werden könnten. Wir Freie Demokraten fordern daher den Erhalt 
des Bargelds. 

Effektive Sicherheitsbehörden 

Menschen wollen Freiheit und Sicherheit. Doch wer die Freiheit der Sicherheit opfert, wird am 
Ende beides verlieren. Deshalb wollen wir effektive Sicherheitsbehörden, die Sicherheit als 
den Schutz der Freiheit begreifen. Sie sollen objektiv in die Lage versetzt werden, mit 
angemessener Ausstattung und professioneller Organisation ihren gesetzlichen Aufträgen 
nachzukommen. Das ist besser, als jeden Tag symbolische Gesetzesverschärfungen zu 
diskutieren, die am Ende nur Freiheit kosten und die ohnehin niemand effektiv umsetzt. 

Haushaltspriorität für Polizei und Justiz  

Wir Freie Demokraten fordern Haushaltspriorität für Polizei und Justiz. Für diese beiden 
klassischen Hoheitsaufgaben des Staates muss deutlich mehr Geld zur Verfügung stehen. 
Zusammen mit Bildung, Wissenschaft und Infrastruktur müssen sie Vorrang vor ideologischen 
und teuren Prestigeprojekten haben, die viel Geld kosten, aber für die Menschen nichts 
bewirken. Denn ein Staat, der sich in Kleinigkeiten verzettelt, aber seine Kernaufgaben 
vernachlässigt, verliert seine Handlungsfähigkeit. Das hat auch Folgen für den Rechtsstaat: 
Ermittlungen werden wegen Arbeitsüberlastung eingestellt und die Verfahrensdauer steigt. 
Es ist höchste Zeit für ein Umdenken bei Bund und Ländern. Wir Freie Demokraten sind 
überzeugt: Eine vernünftige Personal- und Sachausstattung von Polizei und Justiz ist die 
effektivste Waffe im Kampf gegen Verbrecher. 
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Ausrüstung und Technik auf dem neuesten Stand für Justiz und Polizei  

Für Polizei und Justiz wollen wir Freie Demokraten eine Ausrüstung auf dem neuesten Stand 

der Technik. Bei der Digitalisierung von Polizei und Justiz braucht es also mehr Tempo. So 

lassen sich Verfahren beschleunigen und überflüssige Bürokratie abbauen: Online-Klagen und 

elektronische Aktenführung (E-Justice) sparen Zeit und Geld und erleichtern den 

Informationsaustausch, zum Beispiel zwischen dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

und den Gerichten. Eine mit Smartphones oder Tablets ausgestattete Polizei kann direkt im 

Außeneinsatz Personalien überprüfen oder Anzeigen aufnehmen. Der Rechtsstaat muss 

besser organisiert sein als seine Feinde. Das erfordert modernste Technik. Die Straftäter 

haben diese nämlich auch. 

Sicherheitsbehörden von Nebensächlichkeiten entlasten 

Wir Freie Demokraten wollen die Sicherheitsbehörden von Nebensächlichkeiten entlasten. 

Ihre Tätigkeit unterziehen wir einer umfassenden Aufgabenkritik. So muss insbesondere die 

Polizei den nötigen Freiraum für ihre zentralen Aufgaben bekommen – den Schutz von Leib, 

Leben und Eigentum der Bürgerinnen und Bürger. An vielen Stellen der Polizeiarbeit ist 

Entbürokratisierung und Entlastung möglich: Man könnte den Bluttest bei unfallfreien Fahrten 

unter Alkoholeinfluss abschaffen, Cannabis freigeben oder bei Ruhestörungen, 

Verkehrsunfällen ohne Verletzten, der Begleitung von Schwertransporten und dem 

Objektschutz die Zuständigkeit auf andere Behörden verlagern. Alle diese Wege wollen wir 

prüfen. Gleiches gilt für die sogenannten „Victimless Crimes“, also Straftaten ohne 

Geschädigten. Hier ist zu klären, ob eine Strafverfolgung überhaupt notwendig ist. Zudem 

werden wir das ständig wachsende Verwaltungs- und Wirtschaftsstrafrecht in den Blick 

nehmen. Dieser Trend ist zu stoppen und möglichst umzukehren. 

Reform der Sicherheitsarchitektur in Deutschland  

Wir Freie Demokraten wollen eine Reform der Sicherheitsarchitektur in Deutschland. Denn 

zurzeit sind zu viele Behörden für unsere Sicherheit zuständig: das Bundesamt für den 

Verfassungsschutz, das Bundeskriminalamt, die Landesämter für Verfassungsschutz, die 

Landeskriminalämter, der Militärischer Abschirmdienst, das Zoll-Kriminalamt und andere 

mehr. Diese Strukturen wollen wir straffen und stärken. Klare Kompetenzabgrenzung ohne 

Doppelzuständigkeiten ist das Ziel. Gleichzeitig müssen die Sicherheitsbehörden enger 

zusammenarbeiten und Informationen leichter austauschen können, wenn angemessene 

rechtliche Voraussetzungen wie etwa ein Anfangsverdacht auf eine Straftat vorliegen. Das ist 

zum Schutz der Bevölkerung notwendig. Hierfür muss es eine funktionierende 

Koordinierungsstelle geben und einheitliche (unter anderem Ausbildungs-) Standards beim 

Bundesamt für Verfassungsschutz und den Landesämtern. Insbesondere der Einsatz von V-

Leuten und dessen Ausgestaltung sowie die Regelungen zum Austausch von wichtigen 

Informationen dürfen sich zwischen Bundesländern nicht unterscheiden. Denn 

verfassungsfeindliche Bestrebungen machen vor Ländergrenzen nicht halt. Neben der 
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verstärkten Koordination und Zusammenarbeit ist zudem die Möglichkeit der Arbeitsteilung 

insbesondere wegen geringerer Leistungsfähigkeit der kleineren Landesämter zu 

untersuchen. So könnte beispielsweise Hamburg Spezialaufgaben übernehmen und würde 

dafür in anderen Punkten durch zum Beispiel Niedersachsen und Schleswig-Holstein entlastet. 

Wir Freie Demokraten wissen: Gerade auch ein demokratischer Staat muss sich schützen. Das 

macht gut organisierte geheimdienstliche Arbeit unerlässlich.  

Effizientere Kontrolle der Sicherheitsbehörden  

Die Sicherheitsbehörden brauchen eine effizientere Kontrolle. Denn auch für sie darf es keine 

rechtsfreien Räume geben. Deshalb wollen wir das parlamentarische Kontrollgremium und 

die sogenannte G 10-Kommission stärken. Dem Kontrollgremium wird ein Parlamentarischer 

Geheimdienstbeauftragte zur Seite gestellt, den der Deutsche Bundestag wählt und der die 

Ermittlungsarbeit übernimmt. Beide – Kontrollgremium und Beauftragter – erhalten 

ausreichend Sach- und Personalmittel, um ihre Kontrollfunktion professionell zu erfüllen. 

Ihnen ist jederzeit ohne Anmeldung ungehinderter Zugang zu den Geheimdiensten sowie freie 

Akteneinsicht vor Ort zu gewähren. Zudem soll das Kontrollgremium auf Antrag von 

mindestens einem Viertel seiner Mitglieder Geheimdienstmitarbeiter vorladen können. Ihm 

dürfen künftig keine Auskünfte mehr verweigert werden. Dazu gehört auch die vollständige 

Information über die Zusammenarbeit des Bundesnachrichtendienstes mit ausländischen 

Diensten. Dem Kontrollgremium sollen zudem nicht nur Innenpolitiker, sondern auch 

Mitglieder des Auswärtigen und des Verteidungsausschusses angehören. Die Zuständigkeit 

der G 10-Kommission wollen wir auf die gesamte Überwachung der Telekommunikation – 

auch außerhalb Deutschlands – ausweiten. Diese Maßnahmen richten sich nicht gegen die 

Geheimdienste, sondern stärken die Legitimation für ihre Arbeit. Denn die Privatsphäre 

unbescholtener Bürgerinnen und Bürger sowie die Betriebsgeheimnisse rechtstreuer 

Unternehmen müssen vor Ausspähung sicher sein. 

Respekt vor Grundrechten und dem Rechtsstaat 

Wir Freie Demokraten verlangen von jedermann Respekt vor den Grundrechten, dem 

Rechtsstaat und seinen Gesetzen. Bei innerer Liberalität und Toleranz kann es für niemanden 

Rabatt geben. Die Werte unseres Grundgesetzes sind nicht verhandelbar. Sie garantieren die 

Gleichberechtigung der Geschlechter, den Schutz von Minderheiten, die sexuelle Identität und 

die Religionsfreiheit – auch in der Form, ganz frei von Religion zu leben oder sich satirisch mit 

Religionen auseinanderzusetzen. Toleranz gegenüber der Intoleranz darf es nicht geben. Die 

Ordnung des Grundgesetzes ist jedoch offen für alle, die seine Werte teilen – unabhängig von 

Religion und Weltanschauung. Im Rahmen dieser Ordnung muss es jedem Menschen 

freigestellt sein, so zu leben, wie er es für richtig hält; auch wenn dies den Traditionen der 

Mehrheitsgesellschaft widersprechen mag. Denn wir lehnen es prinzipiell ab, wenn eine 

Mehrheit versucht, dem einzelnen Individuum ihre Kultur aufzuzwingen, sondern 

respektieren jeden Menschen so wie er ist. 
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Religionsfreiheit und Gleichbehandlung von Kirchen-, Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften 

Wir Freie Demokraten setzen uns für die Religionsfreiheit und die Gleichbehandlung von 
Kirchen-, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften ein. Denn zur Freiheit des Einzelnen 
gehört die Suche nach dem Sinn und den Werten des eigenen Lebens, die viele Menschen in 
ihrer persönlichen Glaubensüberzeugung und Weltanschauung finden. Daher soll jeder seine 
Religion ausüben oder seiner atheistischen oder agnostischen Überzeugung folgen können. 
Zentral ist für uns bei jeder Religionsausübung die Orientierung am Grundgesetz. Wo das 
Grundgesetz als objektive Werteordnung unserer Gesellschaft missachtet und Gesetze 
verletzt werden, enden Toleranz und Respekt. Verständnis für religiösen oder ideologischen 
Fundamentalismus darf es nicht geben. In diesem Zusammenhang lehnen wir auch die 
Einflussnahme aus dem Ausland durch die Finanzierung religiöser Vereine und Einrichtungen 
ab, wie zum Beispiel durch die Türkei und Saudi-Arabien in Bezug auf bestimmte 
Moscheengemeinden.  

Moderne Arbeitswelt 

Selbstbestimmt zu leben, bedeutet auch selbstbestimmt zu arbeiten. Viele Unternehmen und 
viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind hier längst weiter als der Staat. Viele 
Regelungen des Industriezeitalters bremsen die Menschen und Unternehmen aus, um 
selbstbestimmter und flexibler zu arbeiten. Ändern wir das! 

Betriebsunabhängige Langzeitkonten  

Wir Freie Demokraten fordern betriebsunabhängige Langzeitkonten für Arbeitszeit, um mehr 
Souveränität in der beruflichen Lebensgestaltung zu ermöglichen. Sowohl die Arbeitswelt als 
auch unsere privaten Lebensentwürfe haben sich in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
gewandelt. Die wenigsten von uns fangen direkt nach der Ausbildung einen Job an, in dem sie 
bis zum Renteneintritt bleiben. Heute wechseln die meisten nach einigen Jahren den 
Arbeitsort oder den Arbeitgeber und suchen neue Herausforderungen im Beruf oder auch im 
Privaten. Damit jeder seinen individuellen Lebensweg beschreiten kann, brauchen wir mehr 
Freiräume und hierfür flexiblere Instrumente.  

Ein entscheidendes Element hierfür kann ein Langzeitkonto sein – zum Beispiel für mehr Luft 
in der „Rush-Hour“ des Lebens, bei der Vereinbarkeit von Arbeit und Familie, für ein 
Postgraduiertenstudium oder wenn man mit einem Sabbatical einmal aussetzen will. Ein 
Langzeitkonto (auch Wertguthaben- oder Zeitwertkonto genannt) funktioniert so: In einer 
arbeitsintensiven Phase sammeln Arbeitnehmer Überstunden, Boni, Resturlaub und 
Sonderzahlungen an. Diese werden in ein Wertguthaben auf dem Langzeitkonto 
umgewandelt. Auch über eine steuerfreie Entgeltumwandlung von Teilen des Gehaltes und 
Zuschüsse des Arbeitgebers kann man Geld ansparen. All das ist bereits jetzt nach dem Flexi 
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II-Gesetz möglich, allerdings ist die Verbreitung insbesondere in mittelständischen 
Unternehmen noch sehr gering.  

Wir Freie Demokraten fordern einen Rechtsanspruch auf ein solches Langzeitkonto. Dieses 
soll unabhängig vom Arbeitgeber sein, also auch einfacher als heute übertragbar sein. Das 
Guthaben soll für alle Formen der Freistellungen genutzt werden können, bestehende 
Einschränkungen etwa in der Kombination mit Elterngeld sollen beseitigt werden. Seitens der 
Unternehmen brauchen wir Bürokratieabbau und Vereinfachungen in der Durchführung, 
etwa bei Berichtspflichten und der Entstehung von Urlaubsansprüchen während der 
Auszeiten. Zudem sollte es mehr Freiheiten bei der Kapitalanlage geben. Damit schaffen wir 
einen großen Wurf für mehr Zeitsouveränität und Flexibilität und erleichtern die Umsetzung 
individueller Vorstellungen in der Lebensführung. 

Mehr Flexibilität bei der Regulierung von Arbeitszeitmodellen  

Wir Freie Demokraten fordern mehr Flexibilität bei der Regulierung von Arbeitszeitmodellen. 
Die digitale Arbeitswelt eröffnet mehr Spielraum für die moderne Arbeitswelt - also wann und 
wo gearbeitet werden kann. Gleichzeitig findet ein Umdenken statt: Weg von der Stechuhr, 
hin zum projektorientierten Arbeiten. Arbeitsformen wie die Vertrauensarbeitszeit stellen die 
Aufgaben in den Vordergrund, nicht die Stunden, die man am Arbeitsplatz verbringt. Deshalb 
wollen wir das Arbeitszeitgesetz flexibilisieren und die bisherige Grenze der täglichen 
Höchstarbeitszeit von acht bzw. zehn Stunden, sowie die elf stündige Ruhezeit aufheben. 
Stattdessen soll nur die wöchentliche Höchstarbeitszeit von 48 Stunden vorgegeben sein, so 
wie es auch die Europäische Arbeitszeitrichtlinie vorsieht. Gesetzliche Regelungen und 
faktische Hürden für mobiles Arbeiten, etwa durch veraltete Vorschriften der 
Arbeitsstättenverordnung, halten wir nicht für sinnvoll. Den Arbeitsschutz für Homeoffice-
Arbeitsplätze müssen wir entbürokratisieren. Der öffentliche Dienst als Arbeitgeber sollte an 
dieser Stelle vorangehen und seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern das Recht auf 
Homeoffice ermöglichen, sofern keine dringenden betrieblichen Belange dagegen stehen. 
Auch die Vertragsfreiheit zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer muss gewahrt bleiben. 
Projektorientiertes Arbeiten stellt bisherige Regelungen des Arbeitsrechtes in Frage und 
hochqualifizierte, mobile Menschen wünschen immer häufiger freie Formen der 
Arbeitsgestaltung. Die Politik muss diesen Trends folgen und darf nicht mit immer mehr 
einschränkenden Vorgaben in die Vertragsfreiheit zwischen Arbeitgeber und -nehmer 
eingreifen. Auch alte Regulierungen der Industriegesellschaft passen nicht mehr auf die neue 
Wirklichkeit und müssen auf ihre Tauglichkeit hin überprüft werden. Für eine zukunftssichere 
Arbeitswelt müssen diese und ähnliche Verordnungen im Gestern verbleiben. 

Positivkriterien für Selbstständige  

Die Vertragsfreiheit zwischen Arbeit-/Auftraggeber und -nehmer muss gewahrt bleiben. Um 
zu verhindern, dass Computerexperten und Freelancer fälschlich als Scheinselbstständige 
eingeordnet werden, braucht es moderne Positivkriterien. Denn die Überregulierung etwa 
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von selbständigen Beratungsleistungen führt zur ständigen Bedrohung durch die Einordnung 
bewährter Arbeitsmodelle als Scheinselbstständigkeit. Für Freiberufler und Selbstständige 
muss durch Positiv-Kriterien Rechtssicherheit geschaffen werden, indem das Vorliegen eines 
einzelnen oder einer Kombination von mehreren Kriterien eine Selbstständigkeit nachweisbar 
sicherstellt. In der Gesetzlichen Krankenversicherung wollen wir die Beitragsbemessung für 
Selbständige an den tatsächlichen Einnahmen orientieren – alles andere ist unfair. 

Der Patient im Mittelpunkt 

Selbstbestimmte Entscheidungen sind nicht nur für die Sonnenseiten des Lebens. In Notfällen 
oder Krankheit ist die Möglichkeit, frei zu entscheiden, besonders wichtig. Wenig ist in 
Deutschland jedoch so durchreguliert wie unser Gesundheitssystem. Enge Vorgaben rücken 
den Menschen aus dem Mittelpunkt heraus. Ein Dickicht aus Vorschriften schränkt die eigene 
Entscheidung ein. Stellen wir die Menschen wieder in den Mittelpunkt! 

Mehr Wettbewerb zwischen den Krankenkassen  

Wir Freie Demokraten wollen, dass gesetzliche Krankenkassen über die Leistungen, die sie 
anbieten, stärker miteinander in den Wettbewerb treten können. Denn ein solcher 
Wettbewerb trägt dazu bei, dass Patientinnen und Patienten gut versorgt werden und 
schneller von medizinischen Fortschritten profitieren. Bürokratische, zentralistische Lösungen 
behindern den effizienz- und innovationssteigernden Wettbewerb, der durch einen klaren 
wettbewerbs- und kartellrechtlichen Rahmen flankiert werden muss. Dazu wollen wir den 
gesetzlichen Spielraum für Verträge zwischen Krankenkassen und Leistungserbringern 
ausweiten, um innovative Versorgungsformen zu stärken. Verträge für 
Krankenhausleistungen müssen über die integrierte Versorgung hinaus möglich sein. Wir 
wollen dazu das Instrument der Qualitätsverträge dauerhaft einführen und die bisherigen 
Beschränkungen auf wenige Indikationen aufheben. Denn durch diese Verträge können 
Krankenkassen mit Krankenhausträgern gegen zusätzliche Anreize höherwertige 
Qualitätsanforderungen vereinbaren und dadurch die qualitativ hochwertige Versorgung der 
Patientinnen und Patienten fördern. Außerdem sollte bei integrierten und bei rein 
ambulanten Verträgen der besonderen Versorgung auf den Nachweis der Wirtschaftlichkeit 
verzichtet werden, wenn eine besondere Qualität der Versorgung erreicht wird. 

Freie Wahl der Krankenversicherung 

Wir Freie Demokraten stehen für Eigenverantwortung und Solidarität im Gesundheitssystem, 
in dem die Wahlfreiheit des Versicherten durch Kassenvielfalt gewährleistet ist. Dazu setzen 
wir uns neben einer starken privaten Krankenversicherung (PKV) auch für eine freiheitliche 
gesetzliche Krankenversicherung (GKV) ein. Einer als „Bürgerversicherung“ getarnten 
staatlichen Zwangskasse erteilen wir eine klare Absage. Staatlich organisierte und rationierte 
Zuteilungsmedizin führt langfristig zu einer drastischen Verschlechterung der Versorgung der 
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Bevölkerung und verschärft die demografischen Probleme der gesetzlichen 
Krankenversicherung.  

Jede Bürgerin und jeder Bürger soll frei und unabhängig vom Einkommen wählen können, ob 
sie oder er sich für den Versicherungsschutz bei der gesetzlichen Krankenversicherung oder 
bei einem Anbieter der privaten Krankenversicherung entscheidet. Hierbei wollen wir die 
Angebote beider Systeme erhalten und so sicherstellen, dass jeder Mensch die Möglichkeit 
hat, das für sich und seine Lebensform am besten geeignete Modell zu wählen. Beide 
Krankenversicherungen müssen auch zukunftsfest weiterentwickelt werden. Es muss aber 
auch Rückwege aus der PKV in die GKV geben. In beiden Systemen gibt es Reformbedarf. Im 
Fall der Öffnung des Marktes muss die PKV verpflichtet werden, jeden Antragsteller im 
Basistarif zu versichern. Zugleich muss die Möglichkeit für jeden Versicherten verbessert 
werden, Altersrückstellungen bei einem Versichererwechsel innerhalb der PKV mitzunehmen. 
Die gesetzlichen Kassen sollen mehr Selbstständigkeit bei Tarifoptionen und 
Leistungsangeboten bekommen, um den immer individuelleren Bedürfnissen ihrer 
Versicherten entgegenzukommen.  

Die Versicherungen sollen miteinander im fairen und transparenten Wettbewerb stehen. Um 
dieses zu gewährleisten, ist die Effizienz und der Verteilungsmechanismus des 
Gesundheitsfonds rasch und gründlich zu überprüfen, um entstandene Marktverzerrungen 
und Ungerechtigkeiten zu beseitigen. Vor allem ist der morbiditätsorientierte 
Risikostrukturausgleich (MorbiRSA), auf dessen Basis die Verteilung der Gelder aus dem 
Gesundheitsfonds an die einzelnen Krankenkassen vorgenommen wird, auf eine 
manipulationssichere Basis zu stellen. 

Abschaffung der Budgetierung 

Wir Freie Demokraten wollen die Budgetierung im Gesundheitswesen abschaffen. Sie hat zu 
einer Unterfinanzierung der medizinischen Versorgung sowie zu einem Ausbluten der 
gesundheitlichen Versorgung in den ländlichen Regionen und sozialen Brennpunkten geführt. 
Derzeit leisten die Bürgerinnen und Bürger Zusatzbeiträge, ohne damit direkt Einfluss auf Art 
und Qualität der Behandlung nehmen zu können. Gleichzeitig werden ihnen Untersuchungen 
und Therapien durch Budgetierung und versteckte Zwangsrationierung vorenthalten. Das 
schafft bei Patientinnen und Patienten Unzufriedenheit und Unsicherheit und ist eine 
drastische Form von Ungerechtigkeit. Wir wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger über ihre 
Behandlung mitentscheiden können und Leistungen sowie Kosten transparent werden. Nur 
so haben die Patientinnen und Patienten die Chance, die erbrachten Leistungen auf ihre 
Notwendigkeit hin kontrollieren zu können. Dazu sollen sie die freie Wahl zwischen 
verschiedenen Tarifen und Selbstbeteiligungen haben. Wir wollen, dass die Menschen durch 
Informationsangebote zum besseren Selbstmanagement befähigt werden. Dabei sind klare 
Härtefall- und Überforderungsregelungen aufzustellen, damit die Kosten für Gesundheit 
niemanden überlasten.  
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Weniger Bürokratie bedeutet mehr Zeit für die Pflege 

Wir Freie Demokraten wollen, dass bei Heil- und Pflegeberufen die Patientinnen und 
Patienten im Vordergrund stehen und nicht die Bürokratie. Daher wollen wir den Aufwand für 
Bürokratie und Dokumentation vermindern, damit mehr Zeit für Zuwendung zu 
pflegebedürftigen Menschen zur Verfügung steht. Ein Lösungsansatz ist unter anderem die 
verstärkte Nutzung von IT- und Assistenzsystemen. So stellen wir eine menschenwürdige 
Begleitung sicher. 

Gesellschaftliche Wertschätzung der Pflege 

Wir Freie Demokraten fordern mehr gesellschaftliche Wertschätzung und Würdigung der 
professionellen Pflege. Die Vergütung der Arbeit in der Pflege muss die fachliche Qualifikation 
widerspiegeln. Damit fördern wir die Attraktivität des Berufes. Darüber hinaus fordern wir die 
integrative Ausbildung der Pflegekräfte. Integrative Ausbildung bedeutet ein gemeinsames 
erstes Ausbildungsjahr und spezialisierte Folgejahre. Eine generalisierte Einheitsausbildung 
lehnen wir ab. So erhalten wir eine kompetente Kinder-, Kranken- und Altenpflege. Zudem 
wollen wir familienfreundliche Arbeitszeitmodelle fördern. 

Faire Wettbewerbsbedingungen für Apotheken 

Wir Freie Demokraten wollen die flächendeckende Versorgung mit rezeptpflichtigen 
Arzneimitteln rund um die Uhr sowie die qualifizierte Beratung von Patientinnen und 
Patienten erhalten. Wir setzen uns für faire Rahmenbedingungen zwischen inländischen 
Apotheken und ausländischen Versandapotheken ein und möchten die inhabergeführten 
Apotheken in Deutschland stärken. Ein pauschales Versandhandelsverbot von 
rezeptpflichtigen Arzneimitteln lehnen wir ab, denn jede Patientin und jeder Patient sollte die 
Wahlfreiheit haben, von wem er sein rezeptpflichtiges Arzneimittel bezieht. Wir halten ein 
differenziertes Angebot für zwingend erforderlich, welches einerseits Patientinnen und 
Patienten die Nutzung digitaler Angebote ermöglicht, andererseits die durch die inländischen 
Apotheken bisher sehr gut gewährleistete Versorgungsqualität sicherstellt.  

Daher fordern wir Freie Demokraten das Arzneimittelgesetz, die Arzneimittelpreisverordnung 
und das Sozialgesetzbuch V dahingehend anzupassen, dass faire Rahmenbedingungen für die 
Versorgung mit rezeptpflichtigen Arzneimitteln zwischen inhabergeführten Apotheken in 
Deutschland und ausländischen Versandapotheken geschaffen werden. Dafür ist dieses 
Versorgungssystem in Deutschland im Dialog mit Patientinnen und Patienten sowie 
Apothekerinnen und Apothekern weiterzuentwickeln.  

Zur Stärkung der inhabergeführten Apotheke vor Ort setzen wir Freie Demokraten uns ferner 
dafür ein, dass beispielsweise Abrechnungsmöglichkeiten für besondere Leistungen, 
insbesondere die individuelle Beratung, eingeführt werden. Ein Sicherstellungszuschlag für 
Apotheken in abgelegenen Standorten würde zudem dazu führen, dass die leistungsfähigen 
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Strukturen flächendeckend erhalten bleiben. Zusätzlich müssen Notdienste angemessen 
honoriert und dringend Bürokratie im Arzneimittelwesen abgebaut werden. 

Ausbau Palliativmedizin und Hospizwesen 

Wir Freie Demokraten wollen die Palliativmedizin und das Hospizwesen weiter ausbauen, um 
den Menschen individuelle Möglichkeiten anzubieten, am Ende des Lebens einen 
selbstbestimmten Weg zu gehen. Dabei sollte neben der Neueinrichtung von Hospizen vor 
allem die Palliativversorgung in Kliniken, Alten- und Pflegeheimen sowie im häuslichen Umfeld 
erweitert werden. Insbesondere Pflegeheimen benötigen einen Palliativaufschlag um zur 
deutlich besseren Personal- und Finanzierungssituation in den Hospizen aufzuschließen. 
Deutlich mehr Menschen verbringen ihre letzten Tage und Wochen in Pflegeheimen als in 
Hospizen – es ist ihr Zuhause. Die meisten Menschen möchten zu Hause sterben. Daher bedarf 
es einer flächendeckenden Förderung einer spezialisierten ambulanten Palliativversorgung 
(SAPV) in vernetzten Teams aus Ärzteschaft, Pflegekräften, Psychologinnen und Psychologen, 
Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten, Seelsorgenden, Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeitern und ehrenamtlich Helfenden, um den Sterbenden und ihren Angehörigen den 
Abschied vom Leben zu erleichtern. Diese SAPV-Teams sollten mit telemedizinischer 
Unterstützung und einem Minimum an bürokratischer Belastung flexibel ihre wichtige 
Aufgabe erfüllen können. Der neue § 217 StGB muss wieder abgeschafft werden. Die 
Strafandrohung für die Beihilfe zur Selbsttötung eines Schwerkranken schafft eine erhebliche 
Grauzone für Palliativmediziner, beeinträchtigt das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und 
Patient und verletzt das Selbstbestimmungrecht als Kern der Menschenwürde. 

Kontrollierte Freigabe von Cannabis 

Wir Freie Demokraten fordern eine kontrollierte Freigabe von Cannabis. Schätzungen zufolge 
konsumieren rund vier Millionen Menschen in Deutschland Cannabis. Damit werden unzählige 
Menschen kriminalisiert und immense Ressourcen bei der Polizei gebunden, die etwa bei der 
Verfolgung von Einbrüchen besser eingesetzt wären. Das Verbot von Cannabis erleichtert 
durch den illegalen Kontakt zu Dealern erst recht den Einstieg zu härteren Drogen. Wir setzen 
uns dafür ein, den Besitz und Konsum für volljährige Personen zu erlauben. Denn nur mit 
einem kontrollierten Verkauf in lizenzierten Geschäften, kann die Qualität kontrolliert und so 
die Weitergabe von verunreinigten Substanzen verhindert sowie der Jugendschutz 
gewährleistet werden. Wenn Cannabis dabei ähnlich wie Zigaretten besteuert wird, können 
jährlich bis zu einer Milliarde Euro zusätzlich eingenommen werden. Dieses zusätzliche Geld 
soll für Prävention, Suchtbehandlung und Beratung eingesetzt werden. 

Modernes Recht für Ehe und Familie 

Die wichtigsten Entscheidungen sind oft die persönlichsten. Wen wir lieben, wie wir lieben, 
wie wir leben, wie wir Kinder erziehen und aufziehen – darin müssen alle frei sein. Der Staat 
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und die Gesellschaft können Glück nicht verordnen. Glück kann nur jeder und jede für sich 

selber finden. Lassen wir jedem diese Freiheit! 

Öffnung der Ehe  

Wir Freie Demokraten fordern die Öffnung der Ehe für alle. In der halben EU, den USA, Kanada, 

Südafrika und selbst in Teilen Mittel- und Südamerikas wurde die gleichgeschlechtliche Ehe 

anerkannt. In Deutschland dagegen stellt man sich immer noch gegen ein Stück Fortschritt, 

der für viele gar nichts, aber für manche alles ändert. Wir Freie Demokraten wollen das Prinzip 

„Gleiche Pflichten, gleiche Rechte“ für alle Paare umsetzen. 

Kindergeld 2.0  

Wir Freie Demokraten wollen Kinderarmut bekämpfen und deshalb Kinder in den Mittelpunkt 

der familienpolitischen Förderung rücken. Dazu wollen wir die bisher den Eltern zustehenden, 

kindesbezogenen Leistungen zu einem „Kindergeld 2.0“ zusammenfassen und damit einen 

eigenständigen Anspruch des Kindes schaffen. Denn Chancengerechtigkeit und 

Bildungszugang ist die Grundlage für das persönliche Vorankommen und ein selbstbestimmtes 

Leben. Heute haben Kinder in Deutschland aber noch ungleiche Startchancen im Leben. Ein 

Grund dafür ist, dass die familienbezogenen Leistungen wegen der zahlreichen Bedingungen, 

Berechtigungen, Anrechenbarkeiten zu kompliziert geregelt sind und Kinderarmut nicht 

ausreichend entgegenwirken. So werden zum Beispiel familienbezogene Leistungen wie 

Kindergeld, Betreuungsgeld oder Unterhaltsvorschuss auf Leistungen nach dem SGB II 

angerechnet. Das wollen wir ändern: Der Strauß der kindesbezogenen Leistungen wird zu 

einem Leistungspaket gebündelt und von einer zentralen Stelle ausbezahlt. Dieses „Kindergeld 

2.0“ besteht aus folgenden Komponenten: Dem einkommensunabhängigen Grundbetrag, 

dem einkommensabhängigen Kinder-Bürgergeld (Flexibetrag), das die wirtschaftliche 

Situation der Eltern berücksichtigt, und den Gutscheinen für Leistungen für Bildung und 

Teilhabe. Darüber soll zum Beispiel die Mitgliedschaft im Sportverein oder das Erlernen eines 

Musikinstrumentes in einer Musikschule unbürokratisch möglich sein. Diese Neuregelung des 

Kindergeldes soll sicherstellen, dass die Leistungen auch bei den Kindern ankommen. Falls 

Erziehungsberechtigte hier Geld zweckentfremden, ermöglicht der eigenständige Anspruch 

des Kindes, das Geld anderweitig verwalten zu lassen, zum Beispiel von Verwandten oder dem 

Jugendamt. Zudem fallen durch die Bündelung der Leistungen unnötige bürokratische 

Hemmnisse weg. 

Wechselmodell 

Variante A:  

Wir Freie Demokraten wollen das sogenannte „Wechselmodell“ als Modell zur Regelung der 

Betreuung minderjähriger Kinder nach Trennung und Scheidung der Eltern sowohl im 

gesellschaftlichen Bewusstsein als auch in der Rechtsprechung implementieren. Denn Kinder 

haben ein Recht auf beide Elternteile, auch nach einer Trennung und Scheidung. Das BGB setzt 
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derzeit jedoch an verschiedenen Stellen voraus, dass minderjährige Kinder nach Trennung und 
Scheidung ihrer Eltern bei einem der beiden Elternteile leben und der andere Elternteil seinen 
Unterhaltspflichten durch Barzahlungen nachkommt (Residenzmodell). In den 
zurückliegenden Jahren und Jahrzehnten haben sich die Lebenswirklichkeiten der Familien 
und die Betreuungsmodelle aber geändert. Nach Trennung und Scheidung praktizieren Eltern 
häufiger Betreuungsmodelle, bei denen entweder beide Elternteile die Kinder im gleichen 
Umfang betreuen (paritätisches Wechselmodell) oder der zeitliche Umfang der Betreuung 
über die im Residenzmodell üblichen Umgangskontakte hinausgeht (asymmetrisches 
Wechselmodel). Die gesellschaftliche Entwicklung vom starren Residenzmodell hin zu 
individuellen Lösungen für das Kind kann in der momentanen Rechtsprechung jedoch nicht 
abgebildet werden. Es geht deshalb nun darum, dass die Abgrenzung von Residenz- und 
Wechselmodell in ihrer jeweiligen Ausprägung mehr und mehr verschwindet und zugunsten 
passgenauer individueller Lösungen überwunden wird. Gesetzgebung und Rechtsprechung, 
die Beratungspraxis der Behörden, insbesondere der Jugendämter, haben dieser Entwicklung 
Rechnung zu tragen. Ziel der gesetzgeberischen Entwicklungen muss es sein, im Rahmen des 
Kindeswohles dem Recht von Kindern auf beide Elternteile Rechnung zu tragen. Alle 
Betreuungsmöglichkeiten beziehungsweise Aufteilungen sollen zukünftig gleichberechtigt 
nebeneinander stehen. Es wird kein bestimmtes Modell präferiert. Das Gesetz muss die 
„modelloffene“ Wahrnehmung der gesamten elterlichen Verantwortung unter Maßgabe des 
Kindeswohles vorsehen. Auch das Unterhaltsrecht, das Recht der rechtlichen Vertretung des 
Kindes, das Sozialrecht, das Steuerrecht und das Rentenrecht sind zu überprüfen und 
gegebenenfalls dahingehend anzupassen, dass sie individuellen Lösungen von elterlicher 
Verantwortung und Kindesaufenthalt angemessen Rechnung tragen. 

Variante B:  

Wir Freie Demokraten wollen das sogenannte „Wechselmodell“ als Modell zur Regelung der 
Betreuung minderjähriger Kinder nach Trennung und Scheidung der Eltern zum Regelfall 
machen. Dies bedeutet eine gemeinsame Betreuung der Kinder mit zeitlicher Verteilung 
zwischen ein Drittel/zwei Drittel bis hin zur hälftigen Teilung. Falls die Eltern sich bei einer 
Trennung nicht über den gewöhnlichen Aufenthalt ihrer Kinder einigen können, so 
entscheidet ein Familiengericht. Wir sind der Ansicht, dass das Wechselmodell dem 
Kindeswohl besser Rechnung trägt und wollen daher, dass die Gerichte dieses künftig als 
Regelmodell anwenden. Deshalb fordern wir im Einklang mit der Wissenschaft, 
internationalen Rechtsnormen und den Empfehlungen des Ausschusses für 
Antidiskriminierung und Gleichstellung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
eine neue Rechtsgrundlage: Zukünftig ist im Streitfall durch die Familiengerichte grundsätzlich 
anzunehmen, dass die gemeinsame elterliche Betreuung von Trennungskindern in der Regel 
dem Kindeswohl am besten entspricht (Vorrang des Prinzips der Doppelresidenz, analog zur 
elterlichen Sorge). Im Einzelfall kann diese Annahme Gegenstand der gerichtlichen 
Überprüfung sein. Andere Gestaltungen zum Wohle des Kindes können notwendig sein. 
Entsprechend wollen wir auch das Unterhaltsrecht, das Recht der rechtlichen Vertretung des 
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Kindes, das Sozialrecht, das Steuerrecht und das Rentenrecht überprüfen und dort anpassen, 

wo individuelle Lösungen von elterlicher Betreuung und Kindesaufenthalt dies erfordern. 

Einführung der Verantwortungsgemeinschaft  

Wir Freie Demokraten setzen uns für die Einführung der Verantwortungsgemeinschaft als 

Rechtsinstitut ein. In einer Zeit, in der traditionelle Familienstrukturen gerade im Alter nicht 

immer tragen, wächst der Bedarf an neuen Formen gegenseitiger Absicherung – jenseits von 

Verwandtschaft oder Liebesbeziehungen. Deshalb wollen wir im Bürgerlichen Gesetzbuch 

neben der Ehe das Rechtsinstitut der Verantwortungsgemeinschaft mit flexiblen Bausteinen 

der Verantwortungsübernahme zwischen zwei oder mehreren Personen einführen. Um 

Rechtsklarheit gegenüber anderen Verpflichtungen zu wahren, dürfen diese Personen weder 

verheiratet, verpartnert oder in gerader Linie miteinander verwandt sein. Begünstigungen 

durch den Staat im Steuer- und Sozialrecht, aber auch im Erbrecht, sind nur gerechtfertigt, 

wenn die Partner volle Unterhalts- und Einstandspflichten wie Ehepaare übernehmen. 

Ablehnung von Homo- und Transphobie sowie Rassismus  

Wir Freie Demokraten halten Homo- und Transphobie für genauso wenig akzeptabel wie 

Rassismus. Sie sind der Boden, auf dem Gewalt und Diskriminierung gedeihen. Wir stehen für 

Vielfalt und Wertschätzung in der Gesellschaft. Insbesondere mit konkreten Maßnahmen für 

Bildung, Förderung von Selbsthilfe und Diversity Management, aber auch durch 

Sensibilisierung staatlicher Entscheidungsträger sollen Toleranz und Akzeptanz gestärkt 

werden. Die Bundesstiftung Magnus Hirschfeld ist dazu mit zusätzlichen Mitteln auszustatten. 

Um rechtliche Diskriminierungen wegen geschlechtlicher oder sexueller Identität zu 

beseitigen, wollen wir zum Beispiel das überholte Blutspende-Verbot für homo- und 

bisexuelle Männer abschaffen und das Transsexuellengesetz endlich so erneuern, dass die 

Personenstands- und Namensänderung ohne diskriminierende Hürden erfolgt. Die 

Krankenkassen müssen einheitlich die Kosten für alle geschlechtsangleichenden 

Behandlungen bei Transsexualität übernehmen. 

Presse- und Meinungsfreiheit sichern 

Selbstbestimmung setzt Information voraus. Nur wer weiß, was um ihn herum geschieht, kann 

souveräne Entscheidungen treffen. Deshalb setzen wir uns für Presse- und Meinungsfreiheit 

ein. Denn der Wettbewerb der Ideen und die Qualität der Berichterstattung sind der beste 

Schutz vor Desinformation und Manipulation. 

Fake-News 

Wir Freie Demokraten setzen uns für die Meinungs- und Pressefreiheit ein. Auch erfundene 

oder verfälschte Nachrichten, die sich in sozialen Netzwerken und einigen Presseportalen 

finden lassen, sind von der Meinungs- und Pressefreiheit abgedeckt. Diese muss gerade dann 
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gelten, wenn andere Meinungen als die eigenen verbreitet werden. Das bedeutet für uns, dass 

wir jede Form von staatlicher Kontrolle oder Prüfung auf die Richtigkeit von Nachrichten oder 

Meldung ablehnen. Ebenso lehnen wir die Einführung eines Straftatbestands der 

Desinformation ab.  

Hass-Postings  

Wir Freie Demokraten fordern, dass Polizei und Staatsanwaltschaft strafbewehrte Postings in 

Sozialen Netzwerken konsequenter verfolgen. Hierzu müssen diese Behörden finanzielle und 

personell angemessen ausgestattet werden. Den Betreibern der Angebote dürfen diese 

Aufgaben nicht übertragen werden. Sie sind keine Zensurbehörde. Das Gewaltmonopol des 

Staates muss überall gelten. 

Öffentlich rechtlichen Rundfunk reformieren  

Wir Freie Demokraten fordern eine Neudefinition des Auftrages des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks verbunden mit einer Verschlankung. Die Gebührenzahlerinnen und 

Gebührenzahler sollen aber keine Doppelstrukturen finanzieren, wie sie bei 60 eigenständigen 

Hörfunkprogrammen unvermeidbar und bei sich ähnelnden Sendungen im Fernsehen 

offenkundig sind. Deshalb wollen wir eine grundlegende Modernisierung des öffentlichen 

Rundfunks vorantreiben, die sich in der Struktur und dem Angebot an den Bedürfnissen der 

Menschen orientiert, die ihn bezahlen. Wir fordern eine Refokussierung auf die Themen 

Bildung, Kultur und Information. Dazu gehört auch, dass dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

die Möglichkeit gelassen werden muss, eigen- und auftragsproduzierte Inhalte länger in den 

Mediatheken vorzuhalten, sofern dafür die Rechte vorhanden sind und angemessen vergütet 

werden. Über einer Präzisierung des Grundversorgungsauftrages mit Fokus auf Public-Value 

und einer klaren Aufgabenbeschreibung möchte die FDP erreichen, dass der Rundfunkbeitrag 

nicht nur stabil bleibt, sondern mittelfristig auch auf die Hälfte gesenkt werden kann. 

Freiheit und Menschenrechte weltweit 

Freiheit ist kein Egoismus. Niemand kann sie für sich allein beanspruchen. Sie ist ein 

Ordnungsprinzip für alle, das nicht an Grenzen halt macht. Daher verfolgen wir Freie 

Demokraten das Ziel, Freiheit und Menschenrechte weltweit zu stärken. 

Auch der beste Zweck rechtfertigt nicht jedes Mittel. Wir stehen für den Vorrang von 

Diplomatie, Gespräch, Austausch und „Wandel durch Handel“ vor militärischer Intervention. 

Wenn es aber die Sicherheit Europas oder die Beendigung massenhafter, dauernder und 

schwerster Menschenrechtsverletzungen erfordern, dann muss Deutschland auch bereit 

sein, einen militärischen Beitrag zu leisten. Davor wird man vor dem Hintergrund der sich 

verändernden Weltlage nicht die Augen verschließen können.  
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Wir sind davon überzeugt, dass Europa ein Kontinent der Freiheit und der Menschenrechte 
bleiben soll. Deshalb setzen wir darauf, dass die Europäische Union ihre Handlungsfähigkeit 
erhöht, ihre Durchsetzungskraft stärkt, aber sich nicht im Kleinklein verzettelt.  

Daher: Schauen wir nicht länger zu! Sorgen wir dafür, dass Freiheit und Menschenrechte 
weltweit gestärkt werden! 

Besonnene Außenpolitik 

Vielen kommt es so vor, als sei die Welt aus den Fugen geraten. Doch Angst ist ein schlechter 
Ratgeber und darf nicht unser Handeln bestimmen! Unserer Kompass sind Besonnenheit statt 
Panik, Vernunft statt Populismus, klarer Blick nach vorn statt Orientierungslosigkeit. Seien wir 
vernünftig!  

Europa und die USA – Die westliche Wertegemeinschaft stärken 

Wir Freie Demokraten bekennen uns zu der transatlantischen Partnerschaft. Die 
transatlantischen Beziehungen, die auch Belastungen aushalten, sind eines der großen 
friedentiftenden Elemente in Europa und der Welt. Sie sind aufgrund der vielen Vorteile 
Kernbestand liberaler Außenpolitik. Die Wahl Donald Trumps zum neuen US-Präsidenten hat 
Fragen aufgeworfen, seine ersten Maßnahmen haben auch Irritationen ausgelöst. Doch aus 
berechtigter Kritik an der Politik der neuen US-Regierung darf kein Antiamerikanismus 
werden. Angesichts der Möglichkeit, dass die USA eine weniger aktive globale Rolle spielen 
könnten, ist aus Sicht der Freien Demokraten die Stärkung der Europäischen Union 
unabdingbar. Dafür muss die EU mehr denn je ihre Differenzen überwinden, auf Grundlage 
ihrer gemeinsamen Werte außenpolitische Prioritäten setzen und die eigene 
sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit stärken.  

Innerhalb der NATO muss Europa eine stärkere Rolle einnehmen. Entsprechend seiner 
Wirtschaftskraft muss auch Deutschland in der NATO mehr Verantwortung übernehmen. Wir 
wollen uns auch dafür einsetzen, dass Deutschland selbstbewusst für den Freihandel eintritt, 
der positive Auswirkungen auf Beschäftigung, Einkommen und Wachstum auf beiden Seiten 
des Atlantiks hat. Die USA sind einer der wichtigsten Exportmärkte der deutschen Wirtschaft 
und die transatlantischen Wirtschaftsbeziehungen ein Motor für globales Wachstum. Vor 
diesem Hintergrund muss der transatlantische Dialog eine neue außenpolitische Priorität 
erhalten. Dazu gehören neben zivilgesellschaftlichen und wirtschaftlichen Kontakten auch 
regelmäßige Parlaments- und Regierungskonsultationen mit den USA auf Ministerebene, wie 
sie schon mit Frankreich, Spanien, Indien, Brasilien und China bestehen. Auf akademischer 
Ebene sollen neben dem universitären Austausch auch Schüleraustauschprogramme, die seit 
Jahren rückläufig sind, gestärkt und erweitert werden. Außerdem muss der 
Fachkräfteaustausch zwischen und innerhalb von Unternehmen durch Visa-Erleichterungen 
entbürokratisiert und ausgeweitet werden. All diese Maßnahmen schaffen Vertrauen bei 
gleichzeitigem konkretem Nutzen für die Menschen in beiden Ländern. 
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Klare Haltung gegenüber Russland  

Wir Freie Demokraten fordern die russische Regierung auf, die völkerrechtswidrige Besetzung 
der Krim und den Krieg in der Ostukraine unverzüglich zu beenden. Diese verletzen nicht nur 
das Gewaltverbot nach Art. 2 Ziffer 4 der Charta der Vereinten Nationen, sondern auch die 
Souveränität und territoriale Integrität der Ukraine. Zudem beobachten wir die zunehmende 
Unterdrückung der Opposition und Zivilgesellschaft in Russland mit großer Sorge und treten 
dafür ein, diese Menschenrechtsverletzungen klar zu benennen und zu verurteilen. Für uns 
gelten die Prinzipien der europäischen Friedensordnung, zu denen sich auch Russland bekannt 
hat: die souveräne Gleichheit der Staaten, die Unverletzlichkeit ihrer Grenzen, die friedliche 
Beilegung von Konflikten sowie die freie Bündniswahl, Demokratie und Achtung der 
Menschenrechte. Für uns Freie Demokraten sind diese Prinzipien nicht verhandelbar. Solange 
Präsident Putin seine Interventionspolitik fortsetzt, müssen daher die Sanktionen gegen 
Russland aufrechterhalten und eine Wiederaufnahme Russlands in die G8 ausgeschlossen 
werden. Im Falle einer erneuten militärischen Eskalation müssen die Sanktionen gegen 
Russland weiter verschärft werden. Im Gegenzug können Sanktionen bei einem substantiellen 
Einlenken der russischen Regierung gelockert oder aufgehoben werden. Als Nachbarn auf dem 
europäischen Kontinent sind Deutschland und die EU mit Russland eng verbunden – 
wirtschaftlich, kulturell und politisch. Gerade in schwierigen Zeiten ist es unerlässlich, 
miteinander im Gespräch zu bleiben. Ob auf politischer Ebene, wie in der OSZE oder im NATO-
Russland-Rat oder durch zivilgesellschaftliche Kontakte: Dialog schafft Vertrauen, Vertrauen 
schafft Sicherheit. Mittelfristig muss es unser Ziel sein, über Dialog und vertrauensbildende 
Maßnahmen wieder zu einer verlässlichen Partnerschaft mit Russland zu kommen.  

Bekenntnis zur Nato  

Wir Freie Demokraten bekennen uns zur NATO und fordern einen Ausbau der Kooperation 
mit der EU. Denn die NATO ist das erfolgreichste Sicherheitsbündnis aller Zeiten. Eine 
Weiterentwicklung und Stärkung der Handlungsfähigkeit der Sicherheitspolitik der EU leistet 
einen maßgeblichen Beitrag zu den Fähigkeiten der NATO. Das Atlantische Bündnis muss 
zudem gestärkt werden, da die NATO weiterhin die zentrale Garantie für unsere Sicherheit ist. 
Wir Freie Demokraten fordern deshalb den Ausbau des Dialoges und der Zusammenarbeit der 
NATO und der EU für ein notwendiges komplementäres Handeln und wollen Konkurrenz 
zwischen den europäischen Sicherheitsinstitutionen verhindern. Um die Fähigkeitslücke zu 
den USA zu schließen, müssen die europäischen Staaten im Bereich der digitalen Sicherheit 
den Auf- und Ausbau des privaten Sektors weiter vorantreiben. So wird Europa zu einem 
besseren Partner innerhalb der NATO. Als solcher müssen wir uns unserer Verantwortung 
stärker bewusst werden und diese auch aktiv wahrnehmen. Dies schließt eine stärkere 
Beteiligung an der Finanzierung der NATO, aber auch an Einsätzen und Missionen mit ein. 
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Verstärkte Kooperation mit den östlichen Nachbarn der EU 

Wir Freie Demokraten fordern eine verstärkte Kooperation mit den östlichen Nachbarn der 

EU. Die Ukraine, Moldau und Georgien haben im Rahmen der EU-Nachbarschaftspolitik 

Assoziierungsabkommen angenommen. Dieser Weg der vertieften Zusammenarbeit mit den 

östlichen Nachbarn muss weiter ausgebaut werden. Daher sollte die EU ihre Politik strategisch 

anpassen und verstärkt mit den Partnern sicherheitspolitisch arbeiten, die sich für die 

europäische Ausrichtung entschieden haben. Wir wollen die Demokratie und die 

wirtschaftliche Transformation in diesen Ländern fordern und fördern. 

EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei beenden  

Wir Freie Demokraten wollen die Beitrittsverhandlungen der EU mit der Türkei in der 

bisherigen Form beenden und die Beziehungen mit der Türkei auf eine neue Grundlage enger 

sicherheitspolitischer und wirtschaftlicher Zusammenarbeit stellen. Denn eine von Präsident 

Erdogan zunehmend autoritär regierte Türkei kann für uns Freie Demokraten kein Kandidat 

für eine Vollmitgliedschaft in der EU sein. Grundlage für die Mitgliedschaft in der EU sind und 

bleiben die Kopenhagener Kriterien. Insbesondere die darin geforderten Bedingungen für 

einen funktionierenden Rechtsstaat erfüllt die Türkei zur Zeit eindeutig nicht. Die Türkei ist 

und bleibt aber als NATO-Mitglied und als eng mit der EU vernetzter Nachbar ein 

unverzichtbarer Partner, so wie umgekehrt auch die Türkei auf die Kooperation mit der EU 

angewiesen bleibt. Wie sich in mittlerer und ferner Zukunft die gegenseitigen Beziehungen 

der EU und der Türkei entwickeln können, bleibt offen. Umso mehr, als die EU sich selbst in 

einem Veränderungsprozess hin zu Modellen mit unterschiedlichen Integrationstiefen 

befindet, die in der Zukunft neue Formen der Einbindung in gemeinsame europäische 

Strukturen bieten könnten. 

Umgang mit dem Brexit  

Wir Freie Demokraten bedauern die Brexit-Entscheidung der britischen Bürgerinnen und 

Bürger, wollen aber nun pragmatisch mit der Situation umgehen. Denn wir respektieren diese 

Entscheidung. Es gilt jetzt, in einem partnerschaftlichen Verfahren die Bedingungen des 

Austritts mit London zu verhandeln. Dabei wollen wir auch die Interessen Schottlands und 

Nordirlands angemessen berücksichtigen. Sollten sie sich dazu entschließen, aus dem 

Vereinigten Königreich auszuscheiden, so sollten ihnen, genauso wie auch Großbritannien, die 

Türen der EU wieder offen stehen. Es ist wichtig, Großbritannien als einen starken Partner der 

EU zu erhalten, aber nicht um jeden Preis: Ein „Rosinenpicken“ oder die Aufgabe 

grundlegender Prinzipien des Binnenmarktes kommt für uns nicht in Frage. Besonders wichtig 

ist, dass die EU und Großbritannien vor Frühjahr 2019 Klarheit über ihr zukünftiges Verhältnis 

schaffen, damit die nächsten Wahlen zum Europäischen Parlament auf neuer Grundlage 

durchgeführt werden können. 
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Chancen des Freihandels nutzen  

Wir Freie Demokraten wollen die Chancen des Freihandels nutzen. Wachsende Tendenzen 
des Protektionismus lehnen wir ab. Der Alltag ist vielfältig geworden: die Pasta aus Italien, die 
Jeans aus der Türkei und das Handy aus Korea oder China. All das ist Normalität und eine 
Bereicherung für unser Leben. Der Welthandel ist der größte Motor für Wohlstand und schafft 
die Grundlagen für Beschäftigung und Einkommen. Grenzüberschreitender Handel kann das 
Potenzial für inklusiven und nachhaltigen Wohlstand am ehesten entfalten, wenn 
rechtsverbindliche Regelung für globale Wertschöpfungsketten bestehen. Wir Freie 
Demokraten setzen uns daher für eine Stärkung der multilateralen, rechtebasierten 
Handelsbeziehungen ein. Wir wollen dazu die Welthandelsorganisation (WTO) als zentralen 
Ort zur Schaffung eines gerechten globalen Welthandelssystems stärken. Viele Menschen 
haben Angst, dass Freihandel den hierzulande hohen Verbraucher- und Arbeitsschutz 
gefährdet. Wenn wir aber Handelshemmnisse abbauen und gleichzeitig unsere hohen 
Standards bei Menschenrechten, Lebensmittel- und Umweltsicherheit als Rechtsgrundlage 
nehmen, haben wir die einmalige Chance, der Globalisierung gerechte Regeln zu geben. 
Freihandelsabkommen können den rechtlichen Rahmen festlegen, um diese hohen 
Nachhaltigkeitsstandards zur Grundlage unseres Handels zu machen. Deutschland ist die 
exportstärkste und gleichzeitig aber auch exportabhängigste Volkswirtschaft weltweit und 
braucht den auf Rechtsgrundlagen beruhenden freien Handel. Die Angst vor Freihandel muss 
daher Optimismus und der Hoffnung auf Fortschritt und Frieden weichen. 

Förderung der internationalen Rüstungskontrolle und Abrüstung 

Wir Freie Demokraten wollen die internationale Rüstungskontrolle und Abrüstung 
vorantreiben. Die Weiterverbreitung von nuklearen, biologischen und chemischen Waffen ist 
eine Gefährdung der internationalen Sicherheit. Weitere Staaten stehen an der Schwelle zur 
Nuklearmacht, bestehende Nuklearmächte wollen wieder aufrüsten und die Bedeutung von 
Atomwaffen scheint in der globalen Sicherheitspolitik wieder zuzunehmen. Bestehende 
Abrüstungsregime drohen dabei zu stagnieren und die internationale Norm der 
Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen wird geschwächt. Wir brauchen deshalb 
einen neuen diplomatischen Anlauf für Rüstungskontrolle und Abrüstung. Deutschland sollte 
hier zusammen mit seinen engen Partnern eine Führungsrolle übernehmen. 

Datenschutz und -sicherheit international gedacht 

Durch Globalisierung und Digitalisierung sind Staaten heute vernetzter denn je. Das 
ermöglicht aber auch neue Formen der Wirtschaftsspionage und Cyberattacken und erfordert 
neue Strategien für Datenschutz und Cybersecurity. Sorgen wir grenzüberschreitend für 
digitale Sicherheit! 
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Verbesserung der nationalen und europäischen Datensicherheit  

Wir Freie Demokraten wollen eine Verbesserung der nationalen und europäischen Strategie 

zur Datensicherheit (Cyber Security). Die fortschreitende Digitalisierung erhöht zunehmend 

die Bedeutung des Cyberraums für globale Kommunikation, wirtschaftliche Innovation und 

strategische Infrastruktureinrichtungen. Ebenso steigt die Relevanz des Cyberraums für 

Nachrichtendienste und ausländische Streitkräfte sowie Wirtschaftsspionage und organisierte 

Kriminalität. Allein die deutsche Bundesregierung registriert pro Tag rund 20 

hochspezialisierte Cyberangriffe auf die Netze des Bundes. Die Zahl der Cyberangriffe auf 

große deutsche Unternehmen liegt noch viel höher, wie die rund vier Millionen 

automatisierten Angriffe pro Tag auf die Infrastruktur der Deutschen Telekom verdeutlichen. 

Deshalb braucht es sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene eine abgestimmte 

Strategie zum Schutz von privaten Unternehmen und öffentlichen Einrichtungen 

gleichermaßen, um diesen neuen Bedrohungen zu begegnen. Nationale Lösungen können 

aber langfristig alleine nicht bestehen. Auch im Cyberraum lohnt es sich, die europäischen 

Fähigkeiten zu bündeln. Im globalen Kontext wollen wir den Abschluss eines internationalen 

Informationsfreiheitsabkommens vorantreiben, das die Freiheit und Unabhängigkeit des 

Internets auch in Zukunft sichern, sowie die Überwachung und Zensur des Internets 

eindämmen soll. 

Besserer Schutz von Daten, die in die USA übermittelt werden  

Wir Freie Demokraten setzen uns für besseren Schutz von Daten ein, die in die USA übermittelt 

werden. Die USA bleiben ein zentraler Akteur in der digitalen Welt. Unzählige 

Internetunternehmen, darunter die größten der Welt, haben hier ihren Sitz. Allerdings sind 

personenbezogene Daten bei Verbindungen, Übermittlung und Speicherung in die USA 

deutlich schlechter geschützt, als es innerhalb von Europa der Fall ist. Mit dem vereinbarten 

„Privacy Shield“ als Nachfolger der „Safe-Harbor Regelung“ gibt es nur unzulänglichen Schutz. 

Daher fordern wir, einen wirksamen Datenschutz in Freihandelsabkommen wie TTIP mit 

aufzunehmen. Freihandelsabkommen sind eine Chance für die Öffnung des Weltmarktes und 

die internationale Zusammenarbeit. Sie bieten aber auch die Möglichkeit, die 

Durchsetzbarkeit von Daten- und Verbraucherrecht international zu stärken. Nach dem 

Scheitern des Safe Harbor-Abkommens zwischen der EU und den USA und der derzeitigen 

Diskussion um die Legitimität des Privacy-Shield Nachfolgeabkommens muss deshalb 

schnellstmöglich eine rechtssichere und technisch durchsetzbare Lösung für den 

transatlantischen Datenaustausch gefunden werden, der die europäischen 

Datenschutzstandards respektiert. 

Asylpolitik wieder ordnen 

Die großen Flüchtlingsbewegungen der letzten Jahre stellen Deutschland und Europa vor eine 

Herausforderung, die bisher mit Chaos und staatlichem Organisationsversagen beantwortet 
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wurde. Es wurde reagiert statt agiert. Rechtsstaatliche Mittel und klare Regeln können 
Ordnung in Einwanderung und Asylpolitik bringen. Leiten wir das wieder in geordnetet 
Bahnen! 

Menschenrecht auf Asyl  

Wir Freie Demokraten halten das Menschenrecht auf Asyl für nicht verhandelbar. Effektive 
Mechanismen zur Entscheidung über die Schutzbedürftigkeit müssen weiterentwickelt 
werden. Anträge von Asylsuchenden aus sicheren Herkunftsstaaten sollen in den 
Registrierungszonen, den sogenannten Hotspots, schnellstmöglich entschieden werden. 
Gleichzeitig ist aber entscheidend, dass Konflikte, Armut, Hunger und fehlende 
Rechtsstaatlichkeit vor Ort bekämpft werden müssen. Oberste Priorität hat die Beilegung von 
bewaffneten Konflikten. Um Menschen die lebensgefährliche Flucht zu ersparen, möchten wir 
es ermöglichen, Asylanträge auch bereits im Ausland zu stellen. Ein Visum aus humanitären 
Gründen sollte nach Schweizer Vorbild ebenfalls erteilt werden, wenn im Einzelfall 
offensichtlich ist, dass Leib und Leben des Antragstellers oder der Antragstellerin unmittelbar, 
ernsthaft und konkret gefährdet sind. 

Europäische Lösungen  

Wir Freie Demokraten wollen die Flüchtlingsfrage in enger Kooperation mit europäischen 
Nachbarregionen lösen. Wenn Staaten eine besondere Verantwortung bei der Aufnahme von 
Flüchtlingen übernehmen, wie etwa der Libanon oder Jordanien, wollen wir sie neben stark 
erhöhten finanziellen Beiträgen für Einrichtung und Betrieb des Schul- wie auch 
Gesundheitswesens bei der Schaffung von Sonderwirtschaftszonen unterstützen, um die 
Situation der Flüchtlinge zu verbessern. Dort sollen Investitionen aus der EU vereinfacht und 
Handelshemmnisse für die Ausfuhr in die EU beseitigt werden. Außerdem wollen wir mehr 
Anreize für reguläre Migration aus den betroffenen Regionen schaffen. Deutschland und die 
EU müssen die Anzahl an Arbeitsmarkt- und Ausbildungsvisa erhöhen. Zudem muss bereits in 
den betroffenen Staaten über Wege regulärer Migration aufgeklärt und dafür geworben 
werden.  

Fairer Schlüssel für die Verteilung von Flüchtlingen in Europa  

Wir Freie Demokraten wollen einen fairen Schlüssel für die Verteilung von Flüchtlingen in 
Europa durchsetzen. Um die Flüchtlingskrise zu meistern, braucht es die Beteiligung aller EU-
Mitgliedstaaten. Deswegen fordern wir, die Dublin-III-Verordnung durch einen fairen 
Verteilungsschlüssel zu ersetzen. Flüchtlinge mit Bleibeperspektive müssen nach 
verbindlichen Quoten verteilt werden. Zur Berechnung der Quoten sind Bevölkerungsstärke 
und Wirtschaftskraft eines Landes maßgeblich. Bei der individuellen Entscheidung müssen 
auch Kriterien wie familiäre Bindung oder Sprachkenntnisse berücksichtigt werden. Länder, 
die sich dieser Art der Solidarität verweigern, sollen in einen Fonds einzahlen müssen. Der 
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Fonds soll wiederum Aufnahme- und Grenzstaaten außerhalb der EU bei der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise finanziell unterstützen. 

Europäisch abgestimmte Entwicklungszusammenarbeit  

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine europäisch abgestimmte, effektive und wirksame 
Entwicklungszusammenarbeit ein, die auf Qualität der eingesetzten Mittel setzt statt auf 
deren Quantität. Dabei legen wir Wert auf eine bessere Differenzierung bei der Auswahl der 
Partnerländer. Es muss verstärkt auf die Kriterien Bedarf, Leistungsfähigkeit, 
Entwicklungsbereitschaft und Effizienz der Maßnahmen geachtet werden. Nötig sind neue 
Kooperationen zur Integration der deutschen und lokalen Privatwirtschaft und 
Entwicklungspartnerschaften mit neuen Gebern. Wir fordern kohärentere Ansätze innerhalb 
der Bundesregierung, insbesondere zwischen Wirtschafts-, Außen-, Handels- und 
Entwicklungspolitik sowie in Abstimmung mit der europäischen 
Entwicklungszusammenarbeit. Zusätzlich ist eine abgestimmte Außen-, Sicherheits-, Handels-
, und Entwicklungspolitik nötig, die verstärkt auf Krisenprävention und Konfliktbewältigung als 
wichtigstes Mittel zur Bekämpfung von Fluchtursachen setzt. 

Europa bleibt unsere Zukunft  

Wir Freie Demokraten sind überzeugte Europäer. Denn die Geschichte hat gezeigt, in welche 
Sackgassen aggressiver Nationalismus führt. Das europäische Projekt hat unserem Kontinent 
Frieden und Wohlstand gebracht. Doch kann niemand übersehen, dass einzelne Teile heute 
noch nicht perfekt sind. Daher lasst uns Europa stärker machen, indem wir seine Schwächen 
beheben! 

Reformen für eine bessere EU  

Wir Freie Demokraten fordern institutionelle Reformen für mehr Transparenz und Effizienz in 
der EU. Das Europäische Parlament soll nach einem einheitlichen Wahlrecht mit 
staatenübergreifenden Listen und Spitzenkandidaten gewählt werden. Es muss zu einem 
Vollparlament mit Initiativrecht aufgewertet werden. Ein Sitz in Brüssel ist dabei ausreichend. 
Das spart Zeit und Geld im Vergleich zum Parallelbetrieb zwischen zwei Parlamentssitzen. Die 
EU-Kommission kann auf 16 Kommissare verkleinert werden. Hierbei sollten klare und einfach 
zurechenbare Ressorts vergeben werden, die den EU-Zuständigkeiten entsprechen. Ferner 
soll sich die Kommission nur um die Dinge kümmern, die besser auf europäischer Ebene 
geregelt werden und den Rest den nationalen Ebenen überlassen. Der Rat der Europäischen 
Union muss sich zu einer modernen zweiten Kammer entwickeln. Dort kann jeder 
Mitgliedsstaat seine Position öffentlich vortragen. Mit diesen Reformen schaffen wir 
Transparenz und Effizienz, die wichtigsten Bausteine für eine gelungene Integration. 
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Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten  

Wir Freie Demokraten möchten, dass die europäische Integration durch ein „Europa der 
verschiedenen Geschwindigkeiten“ vereinfacht wird. Auch nach dem Brexit mit zukünftig 27 
Mitgliedstaaten bleibt die europäische Integration angesichts der Vielfalt und 
Unterschiedlichkeiten der Mitgliedsstaaten ein schwieriger Prozess. Deshalb möchten wir 
differenzierte Möglichkeiten für unterschiedliche Tiefen und Geschwindigkeiten bei der 
weiteren Integration schaffen. Mitgliedstaaten, die an der Weiterentwicklung der EU nicht 
oder nur langsamer teilnehmen wollen, sollen die anderen nicht aufhalten. Wenn weitere 
Schritte der europäischen Integration nicht von allen Mitgliedstaaten mitgetragen werden, 
wollen wir mehr Gebrauch von den Möglichkeiten der „Verstärkten Zusammenarbeit“ 
machen, um die Integration mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten voranzutreiben. Wir 
sind davon überzeugt, dass der europäische Einigungsprozess fortgesetzt werden muss, hin 
zu einer dezentral und bundesstaatlich verfassten Europäischen Union. Dieser Weg ist das 
erklärte Gegenmodell zum Rückfall Europas in nationalstaatliche Kleinstaaterei einerseits oder 
die Schaffung eines zentralisierten europäischen Superstaats andererseits. 

Effektiver Schutz der EU-Außengrenzen  

Wir Freie Demokraten wollen einen effektiven Schutz der EU-Außengrenzen. Nur so können 
wir wirksam kontrollieren, wer in die EU einreist und gleichzeitig die Grenzen zwischen den 
EU-Mitgliedstaaten offenhalten. Die Grenzagentur FRONTEX soll von der jetzigen 
zwischenstaatlichen Struktur zu einem echten europäischen Grenzschutz mit eigener 
Handlungsbefugnis und Kontrolle durch das Europäische Parlament ausgebaut werden. Sie 
braucht zentrale Führung, genügend schlagkräftiges Einsatzpersonal und modernste 
Überwachungs- und Reaktionsmittel. Wie alle EU-Akteure ist FRONTEX an die Europäische 
Charta der Grundfreiheiten gebunden, denn innere Sicherheit in Europa darf nie auf Kosten 
der Menschenrechte erzielt werden. 

Echte Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik in Europa 

Wir Freie Demokraten wollen eine echte Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
in Europa. Wir stehen zum Ziel, dass Europa gemeinsam Verantwortung für Frieden, Freiheit 
und Sicherheit trägt und wollen die GASP der EU stärken. Nur wenn wir in Fragen globaler 
Abkommen geeint auftreten, wird die europäische Stimme Gewicht erlangen. Der Hohen 
Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik sollte dabei eine Schlüsselposition als 
„EU-Außenministerin“ zukommen. Nur wenn es uns gelingt, auch in den strittigen Fragen im 
passenden Moment eine europäische Antwort zu geben, wird man uns als Friedensmacht 
ernst nehmen. Deswegen setzen wir uns für einen konsequenten Ausbau der gemeinsamen 
Fähigkeiten ein, auch abseits der Europäischen Verträge. Vielmehr sollen auch einzelne EU-
Staaten zusammenarbeiten, wenn es ihre Fähigkeiten und Sicherheit erhöht.  
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Nutzung europäische Synergien bei Rüstungsentwicklung und -beschaffung  

Wir Freie Demokraten wollen mehr europäische Synergien für die Rüstungsentwicklung und -

beschaffung. Rüstungsentwicklung und -beschaffung ist nicht nur politisch hochbrisant, 

sondern auch extrem kostspielig. Um Geld zu sparen und die europäische Partnerschaft zu 

vertiefen, soll es auch für die Rüstungsindustrie einen funktionierenden Binnenmarkt mit 

einheitlichen Beschaffungsregeln geben. Arbeiten die Mitgliedsländer zusammen, muss Geld 

nicht durch jedes Land einzeln ausgegeben werden, sondern es reicht die einmalige und 

zentrale Investition. Verwenden die europäischen Armeen die gleiche Ausrüstung, können in 

folgenden Schritten die gemeinsame Ausbildung und militärische Integration weiter 

vorangetrieben werden. 

Die Europäische Union braucht eine Europäische Armee  

Wir Freie Demokraten wollen den Aufbau einer europäischen Armee. Dazu streben wir 

schrittweise eine engere Verzahnung und den Ausbau der gemeinsamen Fähigkeiten der 

Streitkräfte der integrationswilligen Mitgliedsländer an und damit die Schaffung einer 

Europäischen Verteidigungsunion. Der erste Schritt hierzu wäre die Nutzung des im EU-

Vertrag bereits vorhandenen Instruments der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit in 

Verteidigungsfragen. Die Aufstellung europäischer, multinationaler Verbände gehört dazu 

ebenso wie eine schrittweise integrierte gemeinsame militärische Ausrüstung. So können 

Kosten optimiert und bisher getrennte Waffensysteme miteinander kompatibel gemacht 

werden. Es gilt, Strategien, Ausbildung und Einsatzverfahren anzugleichen und auf EU-Ebene 

zu integrieren. Ein gemeinsames Hauptquartier könnte aus den Stabselementen der fünf 

bereits bestehenden supranationalen Korps hervorgehen. Bei all diesen Schritten muss 

parallel die Interoperabilität mit Kräften und Instrumenten der NATO weiter verstärkt werden. 

Nur gemeinsam kann die EU auch in Zukunft Sicherheit für ihre Bürgerinnen und Bürger 

garantieren, insbesondere angesichts eines Präsidenten Trump, der das Verhalten der USA 

zunehmend unvorhersehbar macht.  

Menschenrechte gelten weltweit 

Menschenrechte gelten weltweit, doch sieht die Realität in vielen Ländern der Welt sieht 

immer noch anders aus. Freiheit und Menschenrechte sind aber Grundprinzipien, die nicht an 

Grenzen halt machen. Fordern wir sie ein!  

Universalität der Menschenrechte  

Wir Freie Demokraten bekennen uns zur Universalität der Menschenrechte und lehnen 

jegliche Versuche ab, ihre Anwendbarkeit zu relativieren. Wir wenden uns gegen jede 

Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Religion, Hautfarbe, ethnischer Herkunft, sexueller 

Orientierung, Behinderung, Alter oder einem sonstigen Status. Die Unterdrückung oder 

Angriffe auf anderer Menschen und Bevölkerungsgruppen sind stets Angriffe auf die Freiheit 
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der ganzen Gesellschaft. So treten wir unter anderem entschlossen der Diskriminierung von 
Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgender und Intersexuellen in der Außen- und 
Entwicklungspolitik entgegen und setzen uns dafür ein, LGBTI-Projekte weltweit zu fördern 
und bei Strafverschärfungen gegen LGBTI die Entwicklungszusammenarbeit zu kürzen.  

Werteorientierte Entwicklungspolitik 

Wir Freie Demokraten fordern eine werteorientierte Entwicklungspolitik, die auf Qualität statt 
auf Quantität der eingesetzten Mittel setzt, und einen besonderen Fokus auf 
Rechtsstaatlichkeit, gute Regierungsführung und soziale Marktwirtschaft hat. Die Grundlagen 
unseres Handelns sind dabei die Nachhaltigkeitsagenda 2030 der Vereinten Nationen und das 
Pariser Klimaabkommen. Eine zügige Umsetzung der Agenda 2030 erfordert einen kohärenten 
Ansatz innerhalb der Bundesregierung, insbesondere zwischen Wirtschafts-, Außen- und 
Entwicklungspolitik sowie in Abstimmung mit der Europäischen 
Entwicklungszusammenarbeit. Dazu setzen wir Freie Demokraten auf neue Partnerschaften 
und Kooperationen mit allen relevanten Partnern, insbesondere mit der Privatwirtschaft. Es 
gilt dabei, die am wenigsten entwickelten Länder in den Blick zu nehmen, vor allen Dingen auf 
dem Chancenkontinent Afrika. Die wichtigste Grundlage für die Armutsbekämpfung sind 
Bildung, Ausbildung und Qualifikation genauso wie die Chance auf eine wirtschaftliche 
Perspektive für den Einzelnen. Die Möglichkeiten, die sich durch Innovationen, Digitalisierung 
und neue Technologien bieten, müssen wir für Entwicklungsländer stärker in den Fokus 
nehmen und fördern.  

Maßnahmen gegen Grund- und Menschenrechtsverletzungen in der EU  

Wir Freie Demokraten setzen uns für Maßnahmen gegen EU-Staaten ein, die dauerhaft Grund- 
und Menschenrechte verletzen. Wir beobachten die innenpolitischen Entwicklungen in 
einigen EU-Staaten mit Sorge. Wer die verfassungsmäßige Gewaltenteilung in Frage stellt, 
greift den Rechtsstaat in seinem Fundament an. Wer die politische Kontrolle der Medien 
verschärft, zeigt, dass er von Meinungs- und Pressefreiheit wenig hält. Die EU ist auf 
gemeinsame Werte wie Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und Demokratie gestützt, die 
gemäß Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union für jedes Mitglied verbindlich sind. 
Wir setzen uns für eine Reform der Rechtsstaatskontrolle ein, um bei dauerhaften 
Verletzungen unserer Werte auch unterhalb der Schwelle des Stimmentzugs wirksame 
Sanktionen verhängen zu können. Denn nur wenn wir selbst von der Wirkungskraft unserer 
Werte überzeugt sind und ihnen bei Gegenwind Geltung verschaffen, stärken wir Europa als 
Wertegemeinschaft. 

Weltweite Anerkennung des Internationalen Strafgerichtshofs  

Wir Freie Demokraten setzen uns für die weltweite Anerkennung des Internationalen 
Strafgerichtshofs (IStGH) ein. Der IStGH ist bei schwersten Menschenrechtsverletzungen 
zuständig, sofern die Strafverfolgung im eigenen Land nicht willens oder nicht in der Lage ist, 
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die Verbrechen vor Gericht zu bringen. Zahlreiche Länder haben die Statuten des 
Gerichtshofes nicht unterzeichnet oder ratifiziert, unterlaufen die Gerichtsbarkeit oder 
kündigten gar ihre Mitgliedschaft aus politischen Gründen wieder auf. Als Freie Demokraten 
unterstützen wir mit Nachdruck seine Arbeit und Stärkung. Nur durch ihn können auch 
einzelne Amtsträger konsequent zur Verantwortung gezogen werden und rechtsstaatliche 
Prinzipien weltweit zur Anwendung kommen.  

Entschiedene Bekämpfung von Terror 

Internationaler Terrorismus gefährdet weltweit Freiheit und Menschenrechte. Dem muss sich 
Deutschland mit seinen Partnern entschlossen entgegenstellen. Seien wir standhaft! 

Bessere internationale Kooperation zur Terrorismusbekämpfung  

Wir Freie Demokraten wollen eine bessere internationale Kooperation zur 
Terrorismusbekämpfung. Der internationale Terrorismus macht nicht vor Ländergrenzen halt 
und ist das Problem der gesamten Staatengemeinschaft. Daher ist es auch nicht nur Aufgabe 
weniger Länder, dieser Bedrohung entgegenzutreten. Die internationale Gemeinschaft muss 
hier zusammenstehen. Der für die Terrorabwehr notwendige Datenaustausch und die 
konsequente Zusammenarbeit der Geheimdienste muss deshalb organisiert werden. 
Außerdem sind die europäischen Gremien wie Europol und das Amt des Anti-Terror-
Koordinators der Union aufzuwerten. Europol soll zu diesem Zweck zu einer EU-Bundespolizei 
ausgebaut und ein EU-Nachrichtendienst gegründet werden, welche beide dem EU-Parlament 
gegenüber rechenschaftspflichtig sind. Wichtig ist, dass ein Austausch nicht zur anlasslosen 
und verdachtsunabhängigen Überwachung aller EU-Bürgerinnen und EU-Bürger missbraucht 
wird. Es geht darum, die Rechte der Menschen zu schützen und nicht selbst anzugreifen.  

Bekämpfung des Islamistischen Terrorismus 

Wir Freie Demokraten haben erkannt, dass der Kampf gegen den internationalen 
islamistischen Terrorismus wie gegen den sogenannten Islamischen Staat und Al-Qaida eine 
globale Herausforderung darstellt. Um dieser Bedrohungslage entschlossen 
entgegenzutreten, ist es notwendig, eng mit ausländischen Nachrichtendiensten zu 
kooperieren, die finanzielle Basis von Terrorgruppierungen zu zerschlagen und an rechtlich 
legitimierten Militärmaßnahmen mitzuwirken. Gleichzeitig müssen regionale Kräfte, die sich 
gegen islamistische Terrorgruppierungen stellen, gestärkt und mit Beratung, Ausbildung und 
Ausrüstung unterstützt werden. 

Wirksame Maßnahmen gegen den radikalen Salafismus  

Wir Freie Demokraten fordern wirksame Maßnahmen gegen den radikalen Salafismus, einer 
ultra-konservativen Glaubensrichtung innerhalb des Islams. Dabei setzen wir auch auf die 
Kooperation mit all jenen Musliminnen und Muslimen und entsprechenden Verbänden, die 



 

 
 

61

Intoleranz, Gewalt und religiösen Extremismus bekämpfen wollen. Unser Ziel ist ein 
flächendeckendes Vorgehen, das Repression und Prävention vereint.  

Voraussetzung ist eine intensivere Beobachtung gewaltbereiter salafistischer Extremisten 
durch den Verfassungsschutz. Auf Grundlage der erzielten Erkenntnisse muss alles rechtlich 
Mögliche unternommen werden, um salafistische Bestrebungen effektiv zu unterbinden: 
Versammlungs- und Vereinsverbote, konsequente Strafverfolgung, Aus- und 
Wiedereinreisebeschränkungen für Gefährder sowie deren gezielte Überwachung, 
beispielsweise mittels elektronischer Fußfessel.  

Um der Radikalisierung junger Menschen entgegenzuwirken, darf salafistischer Propaganda 
kein Raum bleiben. Deshalb braucht es eine umfassende Prävention in Schulen, Moscheen, 
Jugendzentren, aber auch in Internetforen und sozialen Netzwerken. Die bisherigen 
Bemühungen und Investitionen sind dafür bei weitem nicht ausreichend. Insbesondere im 
Bereich der sozialen Medien muss mehr Aufklärungsarbeit geleistet werden, welche die 
jungen Menschen niedrigschwellig erreicht. Der sogenannte Islamische Staat investiert ein 
Vielfaches dessen, was der Staat an Gegenmaßnahmen ergreift. Die Ausbildung von 
Multiplikatoren und Fachkräften zur Erkennung und Verhinderung der Radikalisierung muss 
verstärkt werden.  

Ein weiterer wichtiger Baustein ist die Einbindung geläuterter Rückkehrer und Aussteiger in 
die Aufklärungsarbeit. Sie können authentisch von ihren Erlebnissen, den falschen 
Versprechungen und der Realität im Islamischen Staat berichten. Auch die mittlerweile 
zahlreichen betroffenen Eltern radikalisierter junger Menschen sollten in die 
Aufklärungsarbeit einbezogen werden. Mit besseren Bildungschancen und einer stärkeren 
Wertevermittlung kann dem Salafismus ebenfalls der Nährboden entzogen werden.  

Sicherheitspolitik mit Augenmaß 

Freiheit und Menschenrechte lassen sich nicht immer friedlich verteidigen. Gewaltanwendung 
muss immer das letztmögliche Mittel in engsten Grenzen sein, wenn alles andere bereits 
versucht wurde. Stellen wir das sicher! 

Parlamentsvorbehalt für gemeinsame EU- und NATO-Einsätze weiterentwickeln 

Für uns Freie Demokraten ist und bleibt die Bundeswehr eine Parlamentsarmee. Das 
Parlamentsbeteiligungsgesetz hat sich zur Schaffung von Rechtssicherheit bei bewaffneten 
Einsätzen der Bundeswehr im Ausland bewährt. Im Lichte der angestrebten verstärkten 
Schaffung gemeinsamer EU- und NATO- Einsatzkräfte wollen wir den Parlamentsvorbehalt des 
Deutschen Bundestags unter voller Berücksichtigung der Maßgaben des 
Bundesverfassungsgerichts so weiterentwickeln, dass gemeinsame Einsätze multinationaler 
Verbände von EU und NATO verfassungsfest ermöglicht werden. 
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Modernisierung der Bundeswehr  

Wir Freie Demokraten setzen uns für eine moderne Bundeswehr mit einsatzorientierten 

Strukturen ein, die sowohl zur Bündnis- und Landesverteidigung wie für internationale 

Einsätze befähigt ist. Dazu muss die Bundeswehr besser ausgestattet werden. Der 

Modernisierungsprozess der Bundeswehr muss weiter vorangetrieben und den neuen 

Anforderungen angepasst werden. Dabei wollen wir auch die Attraktivität des militärischen 

Dienstes steigern. Denn die Bundeswehr steht im Wettbewerb mit anderen Arbeitgebern um 

die besten Bewerberinnen und Bewerber. Um den Personalbedarf weiterhin zu decken und 

junge Menschen für den anspruchsvollen Dienst zu gewinnen, muss die Attraktivität des 

Dienstes kontinuierlich verbessert werden. Entscheidende Faktoren sind dabei moderne und 

ausreichende Ausrüstung, Arbeitszeitbelastung, Weiterbildungsmöglichkeiten, 

Versetzungshäufigkeit, die Versorgung im Falle der Verwundung und nicht zuletzt die 

Vereinbarkeit von Familie und Dienst. 

Keine Waffenlieferungen in Krisengebiete  

Wir Freie Demokraten wollen keine Waffenlieferungen in Krisengebiete. Denn 

Rüstungsexporte in Konfliktregionen können bereits instabile Regionen noch weiter 

destabilisieren. Die Unsicherheit und Bedrohung für die Menschen in den betroffenen 

Gebieten wird hierdurch nachhaltig erhöht und die Chancen auf Friedens- und 

Konfliktlösungen können ebenfalls behindert werden. Es sollte deshalb auch für die Zukunft 

Grundpfeiler deutscher Außenpolitik sein, Rüstungsexporte in Konfliktregionen 

auszuschließen. Die Entscheidung über Rüstungsexporte soll auch weiterhin durch die 

Bundesregierung erfolgen als Teil ihrer exekutiven Kernaufgaben. Jedoch fordern wir, dass ein 

Rüstungsexportgesetz die bestehenden nationalen, europäischen und internationalen 

Exportrichtlinien deutlich präzisiert und dadurch zu mehr Transparenz im Regierungshandeln 

und zu besserer Beteiligung des Deutschen Bundestags führt. 

Politik, die rechnen kann 

Politik muss gestalten. Aber sie ist kein Wunschkonzert. Die Dinge müssen so angepackt 

werden, dass sie funktionieren und finanzierbar sind. Kurz: Wir brauchen eine Politik, die 

rechnen kann. 

Gemessen daran, laufen viele Dinge in Deutschland aus dem Ruder: Die Belastung der Bürger 

mit Steuern und Abgaben ist in Deutschland nicht nur höher als anderswo, sondern steigt 

weiterhin an – und das, obwohl der Staat immer mehr Geld zur Verfügung hat. 

Wir wollen, dass der Staat mit dem Geld der Bürger sparsamer umgeht. Wir wollen, dass er 

es cleverer investiert als bislang. Wir wollen, eine neue Balance zwischen den Einnahmen der 

Bürger und den Einnahmen des Staates herstellen. 
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Faire Balance zwischen Bürger und Staat 

Eine Politik, die rechnen kann, achtet auf eine faire Balance zwischen den Belastungen der 
Bürgerinnen und Bürger und den Einnahmen des Staates. Hier ist Deutschland einiges aus dem 
Gleichgewicht geraten. Stellen wir die Balance wieder her! 

Fairer Anteil der Bürgerinnen und Bürger am Wachstum 

Wir Freie Demokraten wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger wieder einen fairen Anteil an 
den Wachstums- und Wohlstandsgewinnen haben. Seit über zehn Jahren ist die Steuer- und 
Abgabenquote kontinuierlich angewachsen. Zwischen Bürgerinnen und Bürgern und dem 
Staat öffnet sich eine gewaltige Schere: Das Lohnniveau stieg von 2005 bis 2015 gerade mal 
um 23 Prozent. Das Steueraufkommen von Bund, Ländern und Gemeinden erhöhte sich 
dagegen im gleichen Zeitraum um fast 50 Prozent. Mit hohen Steuern in Zeiten niedriger 
Zinsen treibt die Politik einen Keil zwischen Bürgerinnen und Bürger und den Staat. Das führt 
insbesondere zur Enteignung der Mittelschicht und der kleineren Einkommen. Deshalb wollen 
wir ein grundlegendes Umdenken in der Steuerpolitik. Von Wachstums- und 
Wohlstandsgewinnen darf nicht allein der Staat profitieren. Wir wollen die Balance zwischen 
Privat und Staat wiederherstellen und deshalb die übermäßige Umverteilung von Privat zu 
Staat beenden. Dabei halten wir ein Entlastungsvolumen von mindestens 30 Milliarden Euro 
für eine angemessene Zielgröße – gerade vor dem Hintergrund des von der Steuerschätzung 
vorhergesagten zusätzlichen Steueraufkommens von mehr als 110 Milliarden Euro bis zum 
Ende der Wahlperiode 2021. Wir wollen dabei eine seriöse Steuer- und Haushaltspolitik 
verantworten. Deshalb knüpfen wir die Umsetzung unserer steuerlichen Forderungen an das 
tatsächliche Eintreffen der durch die Steuerschätzung prognostizierten 
Steuermehreinnahmen. Die Einführung neuer Steuern – wie etwa der Vermögensteuer oder 
Finanztransaktionsteuer – lehnen wir ab. 

Faire Einkommensteuer  

Wir Freie Demokraten wollen einen fairen Tarif bei der Einkommensteuer. Heute steigt die 
Steuerlast bei kleinen und mittleren Einkommen besonders schnell an. Das ist 
leistungsfeindlich und ungerecht. Ein Durchschnittsverdiener darf nicht fast schon den 
höchsten Steuersatz zahlen. Deshalb wollen wir den Tarif „nach rechts verschieben“, sodass 
der jeweils nächste Steuersatz erst bei einem höheren Einkommen steigt. Den sogenannten 
Mittelstandsbauch wollen wir abflachen und so einen leistungsgerechteren Tarif gestalten. 
Am Splittingverfahren für Ehe- und eingetragene Lebenspartnerschaften wollen wir festhalten 
und Familien dadurch entlasten, dass wir die Kinderfreibeträge anheben und 
Betreuungskosten bis zum Höchstbetrag steuerlich voll absetzbar machen. Außerdem wollen 
wir eine weitergehende steuerliche Absetzbarkeit von gesetzlichen Unterhaltsleistungen 
einführen. Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wollen wir die Pauschbeträge erhöhen 
und die Steuererklärung insgesamt weiter vereinfachen. 
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Belastungsgrenze für Steuern und Sozialabgaben  

Wir Freie Demokraten wollen eine Belastungsgrenze für Steuern und Sozialabgaben im 
Grundgesetz festschreiben. Denn wir wollen, dass den Bürgerinnen und Bürgern genügend 
von ihrem Einkommen bleibt, damit sie sich ihre Wünsche erfüllen und eine eigene 
Altersvorsorge leisten können. Nur moderate Steuer- und Beitragssätze schaffen diese 
notwendigen Freiräume. Die Gesamtbelastungsgrenze sollte 50 Prozent nicht überschreiten. 

Keine heimlichen Steuererhöhungen durch die Kalte Progression  

Wir Freie Demokraten wollen den Einkommensteuertarif so ändern, dass der Staat nicht 
länger von heimlichen Steuererhöhungen profitiert. Nach Berechnungen des ifo Instituts hat 
der Staat seit 2010 ein zusätzliches Steueraufkommen in Höhe von 70 Milliarden Euro über 
die sogenannte Kalte Progression erhalten. Im gleichen Zeitraum ist für eine vierköpfige 
Familie, die ihr zu versteuerndes Jahreseinkommen von 40.000 Euro um 20 Prozent steigern 
konnte, die jährliche Steuerbelastung um 40 Prozent gestiegen. Allein durch die Kalte 
Progression hat diese Familie unter dem Strich laut ifo Institut seit 2010 mehr als 3.000 Euro 
verloren. Wenn eine regelmäßige Korrektur des Einkommensteuertarifs unterbleibt, werden 
die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler auch in den kommenden Jahren erhebliche 
Mehrbelastungen zu tragen haben. Bis zum Jahr 2030 erhöhen sich die jährlichen 
Mehreinnahmen auf 65 Milliarden Euro. Wir wollen einen dauerhaften Einstieg in eine 
regelmäßige Anpassung des Steuertarifs an die Inflation – der Tarif wird also „auf Räder 
gestellt“. 

Solidaritätszuschlag wie versprochen abschaffen 

Wir Freie Demokraten wollen den Solidaritätszuschlag abschaffen. Der Solidaritätszuschlag 
war und bleibt eine nicht auf Dauer angelegte Sondersteuer. Seine Einführung im Jahr 1991 
war von der Politik mit der Finanzierung der Deutschen Einheit gerechtfertigt worden. Bereits 
seit dem Jahr 2011 übersteigen die Soli-Einnahmen die jährlichen Ausgaben aus dem 
Solidarpakt. Ende 2019 läuft der Solidarpakt aus. Dann ist die Erhebung des 
Solidaritätszuschlags nicht mehr zu rechtfertigen. Die Abschaffung des Solidaritätszuschlags 
ist eine Frage der politischen Glaubwürdigkeit. Wir wollen den Solidaritätszuschlag innerhalb 
der nächsten Legislaturperiode abschaffen.  

Gerechte Erbschaftssteuer  

Wir Freie Demokraten wollen, dass sich Sparen und Vermögensaufbau lohnen. Ein 
nachhaltiger Umgang mit Vermögen ist gut: für jeden einzelnen Bürger und jede einzelne 
Bürgerin, ihre Familien und die Gesellschaft. Die Weitergabe von erarbeitetem Eigentum und 
Vermögen und die Fortführung von Familienunternehmen darf durch steuerliche Regelungen 
nicht behindert werden. Anstrengung muss sich lohnen. Für Unternehmen ist eine 
Besteuerung der Unternehmenssubstanz schädlich. Deshalb lehnen wir eine 
Wiedereinführung der Vermögensteuer und eine weitere Verschärfung der Erbschaftsteuer 
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ab. So halten wir die Unternehmer in Deutschland und sichern die Arbeitsplätze hier bei uns. 
Bei Erbschaften zwischen Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartnern wollen wir, dass 
zukünftig keine Erbschaftsteuer anfällt. 

Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer  

Wir Freie Demokraten wollen bei der Grunderwerbsteuer einen Freibetrag von bis zu 500.000 
Euro einführen. Denn die Steuertreiberei der Bundesländer macht es Familien aus der 
Mittelschicht fast unmöglich, Wohneigentum zu erwerben. Der Freibetrag soll für den Erwerb 
von Wohnimmobilien durch natürliche Personen gelten. Erst darüber kommt es zur 
Entstehung der Steuer. Dies ist notwendig, weil seit 2006 die Grunderwerbsteuerlast deutlich 
gestiegen ist, was vielen den Erwerb der eigenen Immobilie erschwert. Denn einige 
Bundesländer haben seitdem ihren Grunderwerbsteuersatz fast verdoppelt: Von dreieinhalb 
auf sechseinhalb Prozent. Bei einem Kaufpreis von 300.000 Euro beispielsweise fallen dort 
dann fast 20.000 Euro zusätzlich für die Grunderwerbsteuer an. Mit dem vorgeschlagenen 
Freibetrag würde die Grunderwerbsteuer in diesem Fall auf null sinken, also gar nicht anfallen. 
Dadurch wollen wir es den Menschen erleichtern, ihren Traum vom eigenem Haus oder der 
eigenen Wohnung zu verwirklichen und zugleich für das Alter vorzusorgen. Denn wer im Alter 
keine Miete zahlt, hat mehr Freiräume. 

Regeln einhalten 

Eine Politik, die rechnen kann, setzt faire Regeln. Diese Regeln gelten aber auch für Staat und 
Politik ausnahmslos selber. In Deutschland und Europa wurden die eigenen Regeln in den 
letzten Jahren aber allzu gerne links liegen gelassen, um es sich einfach zu machen. Es darf 
aber nicht der einfachste Weg das Ziel von Politik sein. Das Ziel muss der richtige Weg sein! 

Euro nachhaltig stabilisieren  

Wir Freie Demokraten wollen die Glaubwürdigkeit der im europäischen Recht verankerten 
Nichtbeistandsklausel stärken. Diese besagt, dass weder die Europäische Union noch einzelne 
Mitglieder für die Schulden eines anderen Mitgliedsstaates haften müssen. Sie soll hierdurch 
sicherstellen, dass die Mitgliedsstaaten die Folgen ihrer Wirtschafts- und Finanzpolitik tragen 
und somit Haushaltsdisziplin wahren. Wer den Staaten Geld leiht, soll deren eigene Bonität 
zur Grundlage dafür machen, wie hoch die Zinserwartung ist und nicht fremde Bonität. Denn 
nur so kann der Zins als ökonomische Schuldenbremse wirken. Allerdings hat die Große 
Koalition mit ihrer Zustimmung zum dritten Hilfspaket für Griechenland die Glaubwürdigkeit 
der Nichtbeistandsklausel erheblich in Frage gestellt. Denn sie hat Finanzhilfen gebilligt, 
obwohl die Schuldentragfähigkeit Griechenlands nicht gesichert war.  

Wir wollen, dass die Vermischung von Verantwortung durch gemeinschaftliche Haftung 
ausgeschlossen bleibt. Deshalb darf der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) nicht als 
ständiger Nothelfer missbraucht werden, sondern ESM-Finanzhilfen dürfen nur strikt nach 
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den dafür vorgesehenen Regeln vergeben werden. Um nicht dauerhaft falsche Anreize zu 
setzen, wollen wir zudem, dass die Ausleihkapazität des ESM kontinuierlich wieder 
zurückgefahren wird. ESM-Hilfen sollen auch nicht dauerhaft durch weitere Maßnahmen der 
Europäischen Zentralbank ergänzt oder ersetzt werden. Eine Staatsfinanzierung durch die 
Notenpresse lehnen wir strikt ab. Zudem wollen wir eine Staateninsolvenzordnung für die 
Eurozone schaffen, damit bei fehlender Schuldentragfähigkeit eine geordnete 
Schuldenumstrukturierung als Ausweg aus der bisher endlosen Rettungsroutine möglich wird. 
Denn nur so kann die Gefahr gebannt werden, dass die Währungsunion zu einer dauerhaften 
Transferunion zu Lasten der europäischen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler wird. 

Verfahren für geordnete Staatsinsolvenzen in der Eurozone schaffen  

Wir Freie Demokraten wollen ein Verfahren für geordnete Staatsinsolvenzen in der Eurozone 
schaffen. Dadurch können Mitglieder der Währungsunion ihre Schulden in einem 
regelgeleiteten Verfahren restrukturieren, wenn sie politisch und ökonomisch nicht mehr in 
der Lage sind, ihre Schuldentragfähigkeit wiederherzustellen. Die Gläubiger erhalten anders 
als bei einem ungeordneten Verfahren Planungssicherheit und Fehlanreize auf den 
Finanzmärkten werden reduziert. Denn mit einem Insolvenzverfahren wird der Ausfall eines 
Staates als Schuldner zum realistischen Szenario, was das Risikobewusstsein der Gläubiger 
erhöht. Ein wirksamer Insolvenzmechanismus setzt voraus, dass ein politisch unabhängiges 
Gremium für die Überwachung des Verfahrens zuständig ist. Verbindliche Regeln sollen allen 
Beteiligten Sicherheit darüber bieten, wann das Verfahren beginnt und dass es zügig beendet 
werden kann. Damit einzelne Gläubiger die Umschuldungsverhandlungen nicht blockieren 
können, sind die Umschuldungsklauseln in den europäischen Staatsanleihen entsprechend 
anzupassen. Zudem muss das Verfahren zwingend mit einem klaren makroökonomischen 
Reformprogramm verbunden sein. Finanzhilfen durch den Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM) sollen zeitlich begrenzt und nur gegen strikte Auflagen gewährt 
werden. Hier gilt ganz klar das Prinzip: Solidarität gegen Solidität. Eine automatische 
Verlängerung der Laufzeiten von Staatsschulden zu Beginn des Verfahrens könnte außerdem 
dazu beitragen, den Finanzierungsbedarf zu senken. 

Geregeltes Austrittsverfahrens aus dem Euro-Währungsgebiet 

Wir Freie Demokraten wollen die europäischen Verträge so anpassen, dass Mitgliedsstaaten 
nach einem geregelten Verfahren aus dem Euro-Währungsgebiet austreten können, ohne ihre 
EU-Mitgliedschaft zu verlieren. Denn wenn ein Staat dauerhaft überfordert ist, seine 
Wettbewerbsfähigkeit und Schuldentragfähigkeit innerhalb der Währungsunion 
wiederherzustellen, kann der Austritt aus dem Euro sinnvoll und notwendig sein. Mit der 
Rückkehr zu einer eigenen Währung und der Möglichkeit, diese abzuwerten, kann dieser Staat 
seine Wettbewerbsfähigkeit steigern. Staaten scheuen diesen Weg aber, weil er bislang 
rechtlich an den Austritt aus der Europäischen Union gekoppelt ist. Diese Koppelung wollen 
wir beenden. 
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Keine Privilegierung von Staatsanleihen in der Bankenregulierung  

Wir Freie Demokraten wollen die bevorzugte Behandlung von Staatsanleihen von 
Zentralregierungen des Europäischen Wirtschaftsraumes bei der europäischen Regulierung 
von Banken und Versicherungen beenden und durch marktorientierte Ansätze ersetzen. Die 
aufsichtsrechtliche Fiktion der Risikolosigkeit der von Euroländern begebenen Anleihen war 
eine wesentliche Ursache der europäischen Staatsschuldenkrise. Noch heute führt diese 
marktferne Praxis zu Fehlallokationen am Kapitalmarkt: Zum Beispiel werden Aktien oder 
Unternehmensanleihen im Wettbewerb um Anlegergelder marktwidrig benachteiligt. Auch 
für Staatsanleihen muss daher gelten, dass diese mit Eigenkapital zu unterlegen sind und eine 
Großkreditgrenze Klumpenrisiken vorbeugen muss. Außerdem sollte die Möglichkeit der 
mehrjährigen Verlängerung von Staatsanleihen geschaffen werden, damit die Risiken sich im 
Zinsniveau frühzeitig abbilden und den Gläubiger Möglichkeit entnommen wird, sich von 
Risiken auf Kosten der Staatengemeinschaft zu befreien. 

Automatische Sanktionen für den Stabilitäts- und Wachstumspakt 

Wir Freie Demokraten wollen die Durchsetzung automatischer Sanktionen zur Einhaltung des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes der Europäischen Union. Denn die bisher bestehenden 
Kontroll- und Sanktionsmechanismen funktionieren nicht. Wissenschaftliche Studien zeigen, 
dass EU-Mitglieder laufend gegen die Euro-Stabilitätskriterien verstoßen, ohne dass es zu 
finanziellen Sanktionen kommt. Damit der Stabilitäts- und Wachstumspakt nicht bloß 
Absichtserklärung bleibt, brauchen wir neue Regeln, die die EU-Mitgliedsstaaten spürbar zu 
mehr Haushaltdisziplin bewegen. Zentral ist für uns dabei, dass die Sanktionen bei einem 
abgeschlossenen Defizitverfahren automatisch vollzogen werden. Denn wenn Sanktionen 
ständig aus politischen Gründen ausgesetzt werden, sind sie unglaubwürdig. Zudem sollte die 
Blockierung von Unterstützungsgeldern durch die EU-Kommission als Sanktionsmaßnahme 
möglich sein. 

Effektiv haushalten 

Eine Politik, die rechnen kann, achtet auf Einnahmen und Ausgaben. Was für jeden Bürger 
selbstverständlich ist, muss auch für Staat und Politik gelten: Nicht mehr Geld ausgeben als 
man hat. Handeln wir wieder danach! 

Schuldenabbau  

Wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, dass Deutschland seine Altschulden abbaut, statt 
sich auf der „schwarzen Null“ auszuruhen. Denn sollte eines Tages das Zinsniveau wieder 
ansteigen, dann bricht uns der hohe Schuldenberg möglicherweise finanziell das Genick. 
Schließlich waren es vor allem die niedrigen Zinsen und Rekordsteuereinnahmen, die in den 
letzten Jahren einen ausgeglichenen Haushalt ermöglicht haben. Es wären sogar 
Haushaltsüberschüsse zum Schuldenabbau möglich gewesen, wenn die Bundesregierung die 
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zusätzlichen Einnahmen nicht sofort wieder für neu geschaffene Ausgabenposten verwandt 
hätte. Der Schuldenberg ist nach wie vor hoch. Mit 71,2 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
lag Deutschlands Schuldenstandsquote 2015 über der 60-Prozent-Marke nach den 
Maastricht-Kriterien, die die wirtschaftliche Stabilität des Euroraumes sicherstellen sollen. 
Deutschland muss daher mit gutem Beispiel vorangehen und seine Schulden zügig abbauen. 
Ein nachhaltiger Schuldenabbau ist zudem eine Frage der Generationengerechtigkeit. 
Schließlich kann sich das Zinsniveau mittelfristig wieder ändern. Steigende Zinszahlungen 
reduzieren zusammen mit vielen weiteren Zahlungsverpflichtungen des Staates dann immer 
mehr den haushaltspolitischen Ausgabenspielraum – und damit auch die Zukunftschancen 
unserer Kinder und Enkel. 

Jeder haftet für die eigenen Schulden  

Wir wollen, dass jede staatliche Ebene – Kommune, Bundesland, Bund – für ihre eigenen 
Schulden haftet. Deshalb wollen wir die Eigenverantwortung im deutschen Föderalismus 
stärken und eine Insolvenzordnung für Gebietskörperschaften nach dem Vorbild der Schweiz 
schaffen. Denn heute stehen die Gebietskörperschaften in einer Haushaltsnotlage als „Ultima 
Ratio“ füreinander ein. Dadurch ergibt sich faktisch eine Haftungsgemeinschaft. Diejenigen, 
die gut wirtschaften, müssen die Risiken derjenigen mittragen, die schlecht wirtschaften. Das 
wiederum setzt die disziplinierende Wirkung des Kapitalmarktes, beispielsweise durch 
Zinsaufschläge, außer Kraft. Wir wollen aber Anreize für solides Haushalten schaffen und klare 
Regeln für den Fall einer Überschuldung. Die Beispiele der Schweiz und Kanada zeigen, dass 
die Eigenverantwortung für die Schulden der Kantone und Provinzen zu solideren öffentlichen 
Finanzen führt. Eine Insolvenzordnung regelt im Fall der Überschuldung die Umstrukturierung 
der Schulden, ermöglicht eine geordnete Gläubigerbeteiligung und sichert die 
Handlungsfähigkeit der Kommune, des Landes oder des Bundes bei der Bereitstellung von 
öffentlichen Gütern und Dienstleistungen. 

Maßnahmen zur Vermeidung von Verstößen gegen die Schuldenbremse  

Wir Freie Demokraten wollen Bund und Länder in die Lage versetzen, frühzeitig und nachhaltig 
möglichen Verstößen gegen die Schuldenbremse entgegenzuwirken. Die Schuldenbremse 
regelt, dass der Bund seit 2016 und die Länder ab 2020 grundsätzlich ausgeglichene Haushalte 
aufweisen müssen. Abgesehen von wenigen Ausnahmen ist für die Länder dann keine 
Neuverschuldung mehr zulässig. Für den Bund ist die strukturelle Verschuldung auf 0,35 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes pro Jahr begrenzt. Die Gewerbesteuer sollte daher 
langfristig durch einen kommunalen Zuschlag mit eigenem Hebesatzrecht auf die 
Körperschaftsteuer und auf die zuvor abgesenkte Einkommensteuer sowie einen höheren 
Anteil der Kommunen an der Umsatzsteuer ersetzt werden. Zwischenzeitlich sollte die 
gewerbesteuerliche Bemessungsgrundlage um gewinnunabhängige Hinzurechnungen 
bereinigt und damit an die einkommen- und körperschaftsteuerliche Bemessungsgrundlage 
angeglichen werden. Darüber hinaus wollen wir wirksame Klagemöglichkeiten einführen, 
etwa durch eine aufschiebende Wirkung der Klageerhebung bei gerügten Verstößen gegen 
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die Schuldenbremse. Zudem soll der Stabilitätsrat stärkere Befugnisse zur Überwachung und 
Kontrolle der Umsetzung der Schuldenbremsen der Länder erhalten, zum Beispiel durch 
Widerspruchsrechte gegen Länderhaushalte. Neuverschuldungen sollen künftig nur noch mit 
Zweidrittelmehrheit in den Parlamenten beschlossen werden dürfen. 

Rahmenbedingungen für eine starke Wirtschaft 

Eine Politik, die rechnen kann sorgt für eine starke Wirtschaft. Denn es kann nur verteilt 
werden, was vorher auch erwirtschaftet wurde. Wenn es der Wirtschaft gut geht, haben auch 
der Staat und die Gesellschaft mehr davon. Dafür brauchen wir die richtigen 
Rahmenbedingungen. Stellen wir sie bereit! 

Verbesserte Abschreibungsbedingungen  

Wir Freie Demokraten wollen die Abschreibungsbedingungen verbessern. Für uns setzt ein 
faires Steuersystem die notwendigen Impulse für Innovation, Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung in Deutschland. Wir wollen deshalb die degressive AfA für bewegliche 
Wirtschaftsgüter wiedereinführen, auch um den technologischen Wandel zu beschleunigen. 
Für digitale Anlagegüter wie Hard- und Software wollen wir einheitliche und verkürzte 
Abschreibungsfristen von höchstens drei Jahren, um die kurzen technologischen Zyklen dieser 
Güter fair abzubilden und die Investitionen in die Digitalisierung zu stärken. Die Grenze für die 
Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter wollen wir ebenfalls erhöhen. Auch die 
steuerlichen Rahmenbedingungen für Investitionen in den Wohnungsbau sind nicht attraktiv. 
Hier wollen wir die Bedingungen verbessern und die lineare Abschreibung von zwei Prozent 
auf drei Prozent erhöhen. 

Einführung einer technologieoffenen steuerlichen Forschungsförderung  

Wir Freie Demokraten wollen eine technologieoffene steuerliche Forschungsförderung 
einführen. Dadurch sollen die Unternehmen in Deutschland einen bestimmten Prozentsatz 
ihrer Personalaufwendungen für Forschung und Entwicklung (FuE) als Steuergutschrift 
(Forschungsprämie) erhalten. Forschung und Innovationen werden also indirekt über das 
Steuersystem gefördert. Denn die Stärke unserer Wirtschaft liegt in der Innovationskraft der 
Unternehmen, in Spitzentechnologien, -produkten und -dienstleistungen. Und das umso mehr 
im digitalen Zeitalter. Daher sind FuE-Investitionen entscheidend für die künftige 
Wettbewerbsfähigkeit und damit Arbeitsplätze und Wohlstand. Bestehende 
Förderinstrumente, wie die Projektförderung mit direkten Mitteln, reichen hier nicht aus. Sie 
ist vor allem für kleine und mittlere Unternehmen wegen der vielen Auflagen und 
übermäßigen Bürokratie zu unattraktiv. Die steuerliche Forschungsförderung ist dagegen 
unbürokratisch, da Projektanträge und Genehmigungsverfahren entfallen. Zudem können die 
Unternehmen gleichermaßen davon profitieren, unabhängig von der Branche oder Art und 
Inhalt der Innovationsideen. Viele andere OECD- und EU-Mitgliedsstaaten verfügen bereits 
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über dieses Instrument. Auch die Expertenkommission Forschung und Innovation der 
Bundesregierung empfiehlt seit Jahren, die steuerliche Forschungsförderung einzuführen. Das 
wollen wir tun, damit deutsche Unternehmen nicht länger einen Standortnachteil haben. Wir 
wollen, dass Forschungsprämie mit der Steuerschuld verrechnet oder – im Verlustfall – als 
negative Einkommensteuer ausgezahlt wird. Diese Liquiditätsspritze hilft besonders Start-ups 
und Unternehmen in Erneuerungs- oder Krisensituationen.  

Verbesserte Standortbedingungen für den Industriestandort Deutschland  

Wir Freie Demokraten sehen mit Sorge, dass wichtige Schlüsselbranchen in Deutschland durch 
verschlechterte politische Rahmenbedingungen sowie im europäischen Maßstab 
überbordende Auflagen und Beschränkungen belastet werden. Als Ergebnis einer falschen 
Energiepolitik verliert Deutschland vor allem Unternehmen und Beschäftigte im Bereich der 
energieintensiven Industrien. Davon sind insbesondere die Chemie-, Stahl-, Metall-, Textil-, 
Bau- und Rohstoffindustrie betroffen. Wir wollen uns für bessere Investitionsbedingungen am 
Standort Deutschland einsetzen, damit die Investitionstätigkeit der Industrie nicht weiter 
zurückgeht, die zunehmend neue Anlagen und Standorte im Ausland errichtet. Wir wollen 
diesen wichtigen Branchen auch zukünftig wettbewerbsfähige Produktionsbedingungen in 
Deutschland ermöglichen, weil damit über eine Million hochqualifizierte, überdurchschnittlich 
vergütete Arbeitsplätze verbunden sind. Deutschland ist Industriestandort und Deutschland 
muss Industriestandort bleiben. 

Internationale Wettbewerbsfähigkeit erhalten 

Wir Freie Demokraten setzten uns für die internationale Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland ein. Leistungsfähige Häfen und Flughäfen sind für das 
Exportland Deutschland von strategischer Bedeutung. Denn unser Wohlstand hängt 
wesentlich vom Handel mit anderen Ländern ab. Häfen und Flughäfen sichern unseren Zugang 
zu den internationalen Märkten. Kapazitätsbeschränkungen lehnen wir deshalb ab. 
Branchenbezogene Steuern- und Gebühren müssen sich am europäischen Niveau orientieren 
und dürfen nicht zu einer Benachteiligung deutscher Standorte führen. Der freie Zugang zu 
den Finanz- und Kapitalmärkten ist essentiell für die deutsche Wirtschaft. Der Finanzplatz 
Deutschland steht in einem intensiven globalen Wettbewerb. Einseitige Belastungen und 
nationale Alleingänge lehnen wir ab. Stattdessen setzen wir auf die Weiterentwicklung 
europäischer und weltweit gültiger Regulierungsstandards. Die sichere Rohstoffversorgung ist 
grundlegend für unser Land. Wir wollen deshalb weitere internationale 
Rohstoffpartnerschaften abschließen und zugleich Handelshemmnisse abbauen. Mit Blick auf 
die wirtschaftliche Gewinnung heimischer Bodenschätze, wollen wir die notwendige 
Investitions- und Planungssicherheit schaffen. Wichtige Beiträge zur Versorgungssicherheit 
können auch Innovationen zur Ressourceneffizienz und zur Nutzung nachwachsender 
Rohstoffe in der Bioökonomie leisten. Entsprechende Ansätze in Forschung und Entwicklung 
wollen wir daher gezielt voranbringen. 
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 Anspruch auf verbindliche Auskunft im Steuerrecht  

Wir Freie Demokraten wollen durch einen Anspruch auf verbindliche Auskünfte im 
Steuerrecht durch die Finanzverwaltung zukünftig wirklich Rechtssicherheit schaffen. Im 
Vordergrund muss stehen, dass Bürger oder Unternehmer durch die verbindliche Auskunft die 
steuerlichen Folgen einer geplanten wirtschaftlichen Entscheidung mit möglichst wenig 
Aufwand, innerhalb einer angemessenen Zeit und sicher im Vorherein absichern kann. 

Klare internationale Regeln für fairen Steuerwettbewerb  

Wir Freie Demokraten wollen, dass alle Unternehmen – auch und gerade große internationale 
Unternehmen – selbstverständlich ihren Beitrag zur Finanzierung des Gemeinwesens leisten. 
Heute ist es so, dass gerade internationale Konzerne das internationale Steuerrecht zu 
aggressiver Steuerplanung ausnutzen. Wir setzen uns dafür ein, dass sowohl auf 
internationaler Ebene der Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenländer 
(G20) als auch auf Ebene der Europäischen Union Konzepte entwickelt werden, die eine faire 
Besteuerung für alle Unternehmen sicherstellen, den Standort Deutschland aber nicht 
gefährden.  

Generationengerechtigkeit 

Eine Politik, die rechnen kann, hat nicht nur das Heute im Blick. Politik auf Pump, die heute 
Wahlgeschenke verteilt, die die Generationen von morgen bezahlen müssen, ist ungerecht. 
Haushalten wir generationengerecht! 

Einführung einer Generationenbilanzierung von Gesetzen  

Wir Freie Demokraten wollen, dass die zukünftigen Generationen entlastet werden. Deshalb 
wollen wir die Nachhaltigkeitsprüfung von Gesetzen anhand von Nachhaltigkeitsindikatoren 
stärken, parlamentarisch effektiv verankern und durch eine Generationenbilanzierung 
ergänzen. Dabei werden Leistungen der Gesellschaft für nachfolgende Generationen den 
Lasten gegenübergestellt: Etwa Ausgaben für Bildung, Infrastruktur und soziale Sicherheit auf 
der Haben-Seite und Belastungen durch Staatsverschuldung, Pensionslasten und 
Verpflichtungen aus Generationenverträgen auf der Soll-Seite. Dies schafft Transparenz, vor 
allem, weil auch die impliziten Schulden erfasst werden, also zukünftige 
Zahlungsverpflichtungen durch zugesagte staatliche Leistungen. Die 
Generationenbilanzierung trägt somit zu einer nachhaltigen Finanzplanung bei und soll 
deshalb bei der Gesetzesfolgeabschätzung genutzt werden. Die Umstellung auf die doppelte 
Buchführung in Kommunen und öffentlich-rechtlichen Körperschaften (Doppik) in den 
Haushalten der Länder und des Bundes ist hier ein erster wichtiger Schritt. 
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Schuldenbremse 2.0  

Wir Freie Demokraten wollen eine „Schuldenbremse 2.0“ für die Sozialversicherungssysteme 
im Grundgesetz verankern. Denn Leistungen von gesamtgesellschaftlichem Interesse dürfen 
nicht weiter zu hohen Beiträgen für die Beitragszahlenden führen. Eine „Schuldenbremse 2.0“ 
soll festschreiben, dass versicherungsfremde Leistungen künftig vollständig aus dem 
Bundeshaushalt und nicht mehr aus den Sozialversicherungskassen finanziert werden. Dies ist 
notwendig, um die nachhaltige Finanzierung der Sozialversicherungssysteme zu sichern. Denn 
diese werden durch viele versicherungsfremde Leistungen belastet. Dazu zählen Leistungen 
an nicht versicherte Personen, nicht durch Beiträge gedeckte Leistungen an Versicherte oder 
auch Leistungen, die nicht dem Zweck der jeweiligen Sozialversicherung entsprechen. Zugleich 
wollen wir verhindern, dass die bisherige Schuldenbremse durch einen Griff in die 
Sozialkassen umgangen wird, indem zusätzliche soziale Leistungen dort versteckt werden. 
Dabei streben wir keine generelle Kürzung der Leistungen an, sondern fordern deren korrekte 
Zuordnung: Allgemeine sozialpolitische Aufgaben sollen direkt dem Bundeshaushalt 
zugeordnet werden. Bestimmte versicherungsfremde Leistungen können auch weiter von den 
Sozialversicherungsträgern ausgezahlt werden, zum Beispiel um Bürokratie zu vermeiden. Im 
Gegenzug muss der Bund ihnen aber die Kosten hierfür vollständig aus Bundesmitteln 
erstatten. 

Beendigung der Niedrigzinspolitik der EZB  

Aus Sicht der Freien Demokraten muss die Niedrigzinspolitik so schnell wie möglich 
zurückgeführt werden. Denn sonst gibt es keine Anreize, Strukturreformen voranzutreiben 
und das Schuldenmachen zu beenden. Der Grund für die Niedrigzinspolitik liegt vor allem am 
niedrigen Wachstum in der EU, das auf die massive Reformabstinenz in Europa 
zurückzuführen ist.  

Neustart in der Energiewende 

Eine Politik, die rechnen kann, bringt das Wünschenswerte mit dem Machbaren in Einklang. 
Die Energiewende ist das genaue Gegenbeispiel dazu: Das Wünschenswerte wird ohne 
Rücksicht auf das Machbare verfolgt, ohne dass es dabei erreicht würde. Wagen wir also einen 
Neustart bei der Energiewende! 

Vollendung des europäischen Energiebinnenmarktes  

Wir Freie Demokraten wollen die Energiewende zu einem gesamteuropäischen Projekt 
machen, in dessen Zentrum die Ziele Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit und 
Umweltschutz stehen. Dazu müssen die Liberalisierung des Energiebinnenmarktes 
abgeschlossen und der transeuropäische Netzausbau gestärkt werden. Strom soll dort 
produziert werden, wo die Standortbedingungen die geringsten Kosten erlauben. Der EU-
Emissionshandel als marktwirtschaftliches Steuerungsinstrument zur kosteneffizienten 
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Vermeidung von Emissionen muss gestärkt aus der bevorstehenden Reform hervorgehen und 
auf weitere Sektoren (zum Beispiel Wohnen und Verkehr) ausgedehnt werden. 

Wettbewerb und Marktwirtschaft für den Energiemix der Zukunft  

Wir Freie Demokraten setzen uns für einen vielfältigen Energiemix ein und stehen neuen 
Technologien dabei offen gegenüber, auch wenn auf fossile Energieträger auf absehbare Zeit 
nicht verzichtet werden kann. Erneuerbare Energien sind für uns ein wichtiges Element im 
Energiemix der Zukunft. Sie haben auf dem deutschen Strommarkt bereits einen Anteil von 
rund 30 Prozent. Damit ist das Ziel des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), die 
Markteinführung erneuerbarer Energien zu erreichen, längst umgesetzt. Viele 
Bestandsanlagen und Neubauprojekte können an geeigneten Standorten heute ohne 
Subventionen wirtschaftlich betrieben werden. Auch für die erneuerbaren Energieträger 
müssen in Zukunft die Regeln des Marktes mit allen Chancen und Risiken gelten. Denn 
nachhaltige und subventionsfreie Geschäftsmodelle lassen sich nur im technologieneutralen 
Wettbewerb unter marktwirtschaftlichen Bedingungen durchsetzen. Deshalb sollen künftig 
nicht Gesetze und durch die Politik festgelegte Ausbauziele darüber entscheiden, mit welchem 
Energieträger und welcher Technologie zur Energieversorgung beigetragen wird. Anstelle weit 
in eine ungewisse Zukunft geplanter Ausbauziele für erneuerbare Energieträger soll das 
Auswahlverfahren des Marktes die Leitplanken der Investitionen in Netz und 
Kraftwerkskapazitäten setzen. Das Tempo beim Zubau der erneuerbaren Energien muss mit 
dem Ausbaustand der Übertragungs- und Verteilnetze in einem zusammenwachsenden 
europäischen Energiebinnenmarkt sowie der Entwicklung von Speicher- und 
Steuerungstechniken zusammenpassen. Deshalb wollen wir das Dauersubventionssystem des 
EEG mit Einspeisevorrang und -vergütung beenden. Anlagen mit Förderzusage genießen 
Bestandschutz. 

Wirtschaftlich tragfähiger Ausbau der Stromnetze  

Wir Freie Demokraten sind für einen wirtschaftlich tragfähigen Netzausbau, der die Interessen 
der Bürgerinnen und Bürger aber auch der Unternehmen an hoher Versorgungssicherheit und 
niedrigen Strompreisen in einem europäischen Strombinnenmarkt fördert. Mit dem Ausstieg 
aus der Kernenergienutzung und dem rasanten Ausbau der erneuerbaren Energieträger hat 
sich die Belastung der Stromnetze erheblich erhöht. Wird jetzt nicht gehandelt, steigen die 
Kosten der Energiewende noch weiter. Für das bestehende Angebot an erneuerbaren 
Energien müssen Netzengpässe vor allem durch neue Leitungen und verbesserte 
Technologien (zum Beispiel Digitalisierung) beseitigt werden. Um künftig steigende Kosten zu 
vermeiden, müssen erneuerbare Energien besser, das heißt verbrauchs- und 
kapazitätsgerecht in den Markt integriert werden. Im Sinne des Verursacherprinzips fordern 
wir für alle Energieerzeuger mehr Verantwortung für die Netzstabilität. Das jetzige System der 
Netzfinanzierung muss reformiert werden, damit Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen endlich entlastet werden. Auch beim Netzausbau sind die Belastungen auf das 
unvermeidbare Maß zu reduzieren. So wollen wir die Bürgerinnen und Bürger zum Beispiel 
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bei der Netzumlage entlasten. Dazu sollen die Betreiber von Erzeugungsanlagen die Kosten 
für den Netzanschluss (zumindest teilweise) tragen. 

Windkraftanlagen brauchen öffentliche Akzeptanz 

Wir Freie Demokraten wollen die Interessen der Bürgerinnen und Bürger in der Energiepolitik 
unterstützen. Vor allem die Energieerzeugung durch Windkraftanlagen stößt bei immer mehr 
Menschen auf Widerstand, weil damit oftmals eine drastische Einschränkung der 
Lebensqualität für die Anwohnerinnen und Anwohner sowie massive Eingriffe in die Natur und 
das Landschaftsbild verbunden sind. Deshalb sind die gesetzlichen Mindestanforderungen an 
die Errichtung solcher Anlagen so zu ändern, dass bei zunehmender Größe von 
Windkraftanlagen und einer damit verbundenen stärkeren Belastung auch der Abstand zur 
nächsten Wohnbebauung, zu Brutstätten etc. entsprechend steigt. Das sehen wir mit der 
sogenannte 10H-Regel gewährleistet: Hier beträgt der Abstand zur Wohnbebauung 
mindestens das Zehnfache der Gesamthöhe der Windkraftanlage. Außerdem sollen sich die 
Abstandsgrenzen zu Brutstätten und Nahrungshabitaten gefährdeter Vogelarten verbindlich 
nach den Empfehlungen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzarten richten 
(Helgoländer Papier). Die besondere baurechtliche Privilegierung von Windkraftanlagen im 
Außenbereich soll entfallen. 

Klimaverträglichkeit und Effizienz 

Der Schutz des Klimas ist zu wichtig, um in bürokratisch und planwirtschaftlich anzugehen. 
Trotzdem dominieren diese Strategien mit verheerenden Folgen: Die Kosten laufen aus dem 
Ruder, ohne dass es zu angemessenen Erfolgen kommt. Ändern wir die Strategie in Richtung 
Marktwirtschaft! 

Weltweite Klimaschutzpolitik  

Wir Freie Demokraten treten für eine vernünftige, international abgestimmte Politik auf Basis 
des Klimaschutzabkommens von Paris ein und lehnen nationale Alleingänge ab. Wir wollen 
den Emissionshandel als globales Klimaschutzinstrument weiterentwickeln und dafür 
internationale Kooperationspartner gewinnen. Das wird uns nur gelingen, wenn wir uns 
langfristig realistische Ziele setzen und auf unnötige Markteingriffe verzichten. Technisch gibt 
es viele Wege das Klima zu schützen. Aus unserer Sicht sind alle gesellschaftlich akzeptierten 
Technologien und Energieträger gleichermaßen geeignet, die sich marktwirtschaftlich 
behaupten können und eine sichere Energieversorgung gewährleisten. Daher lehnen wir auch 
auf Ebene der Europäischen Union technische Auflagen zur Treibhausgasminderung ab und 
treten für einen Verzicht auf Subventionen für Vermeidungstechnologien ein. 
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Stärkung des EU-Emissionshandel für den Klimaschutz  

Wir Freie Demokraten wollen mit dem EU-Emissionshandel als zentralem 
Steuerungsinstrument im Klimaschutz die Innovationskraft der Märkte nutzen. Wir Freie 
Demokraten wollen mit dem EU-Emissionshandel als zentralem Steuerungsinstrument im 
Klimaschutz die Innovationskraft der Märkte nutzen, zunächst in der EU, so schnell wie 
möglich weltweit. Bis heute hat die deutsche Energiewende mehr als 150 Milliarden Euro 
gekostet, ohne dass es zu einer wirklichen Reduzierung der Emissionen gekommen wäre. Eine 
Unzahl von Klimaschutzzielen und -instrumenten für unterschiedliche Lebensbereiche und 
Branchen verteuern den Klimaschutz unnötig und blockieren die Mittel für alternative 
Optionen der Treibhausgasreduzierung. Bessere Impulsgeber für klimafreundliche 
Innovationen sind ein weltweiter Preis für CO2-Emissionen, langfristig verlässliche 
Emissionsziele und unternehmerische Flexibilität beim Handel mit den Emissionszertifikaten. 
Deshalb wollen wir als ersten Schritt den EU-Emissionshandel durch eine Ausweitung auf 
weitere Sektoren stärken und damit fit für zukünftige Kooperationen mit anderen 
internationalen Emissionshandelssystemen machen. Gleichzeitig lehnen wir Eingriffe in die 
Preisbildung am Markt für Emissionszertifikate wie etwa Mindestpreise ab. Mit den Erlösen 
aus der Versteigerung der Emissionszertifikate sollen keine Subventionstöpfe gefüllt werden. 

Stromsteuer senken  

Wir Freie Demokraten wollen die Stromverbraucherinnen und -verbraucher entlasten und 
deshalb die Stromsteuer auf das europäische Mindestniveau absenken. Heute macht die 
Stromsteuer einen erheblichen Anteil des Strompreises aus. Die Stromsteuer sollte das Klima 
schützen und die Rente finanzieren. Beides hat sich als Illusion erwiesen. Stromeinsparungen 
durch hohe Strompreise bewirken unter den Bedingungen des europäischen 
Emissionshandels keine Treibhausgasminderungen. Für eine nachhaltige Finanzierung der 
Rente ist eine vernünftige Rentenreform nötig, kein Stopfen der Finanzierungslöcher durch 
die Stromsteuer. 

Für den Wettbewerb neuer Technologien  

Wir Freie Demokraten stehen neuen Technologien gerade auch im Klimaschutz offen 
gegenüber. Niemand kann heute sagen, wie die Energieversorgung in 50 Jahren aussehen 
wird. Daher lehnen wir langfristige Pläne, mit denen für jeden Wirtschaftssektor spezifische 
Emissionsziele mittels restriktiver Vorgaben umgesetzt werden sollen, grundsätzlich ab. 
Dauersubventionssysteme wie das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) behindert die 
Durchsetzung neuer Ideen und müssen deshalb abgeschafft werden. Wir Freie Demokraten 
wollen die Potentiale der energietechnischen und energiewirtschaftlichen Verknüpfung von 
Strom, Wärme, Mobilität und Rohstoffen sowie deren Infrastrukturen („Sektorkopplung“) bei 
der Reduzierung von Treibhausgasemissionen marktwirtschaftlich nutzen. Wir lehnen eine 
planwirtschaftliche Umsetzung durch die Bundesregierung ab. Denn wir sehen in staatlicher 
Investitionslenkung, wie beispielsweise der zwangsweisen Einführung von Elektroautos durch 
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ein Verbot von Verbrennungsmotoren, keine geeignete Klimaschutzstrategie. Auch die 
Digitalisierung im Energiemarkt muss mit marktwirtschaftlichen Prinzipien statt staatlichem 
Zwang vorangetrieben werden. Intelligente Stromzähler sind derzeit Voraussetzung für 
lastabhängige Stromtarife. Sie helfen Angebot und Nachfrage besser zu steuern und 
ermöglichen zugleich Kosteneinsparungen bei den Kunden. Bei der Einführung intelligenter 
Stromzähler sind hohe Datenschutzstandards strikt zu beachten. Auch hier gilt: Nachhaltige 
und subventionsfreie Geschäftsmodelle lassen sich nur im technologieneutralen Wettbewerb 
unter marktwirtschaftlichen Bedingungen durchsetzen. Nur in neuen Technologien die am 
Markt bestehen, stecken wirtschaftliche Chancen und neue Beschäftigungsfelder. Und auch 
Möglichkeiten für eine sichere Energieversorgung, eine effizientere Energienutzung und für 
reduzierte Treibhausgasemissionen. 

Keine Alleingänge in der Klimapolitik ohne Nutzen 

Wir Freie Demokraten wollen, dass Energiepolitik nicht zur Verbotspolitik wird. Heute werden 
den Menschen die Ziele der Energiepolitik mit immer neuen Vorschriften, Subventionen und 
Zwangsabgaben aufgezwungen. Wir wollen marktwirtschaftliche Anreize und keine Verzichts- 
und Verbotsideologie mit staatlicher Gängelung. Nationale Alleingänge wie den 
Klimaschutzplan 2050 lehnen wir ab. Er schreibt für einzelne Sektoren in Deutschland 
konkrete Einsparziele vor, ohne einen wesentlichen Klimaeffekt zu haben. Damit verteuert er 
das Leben der Menschen und gefährdet Arbeitsplätze. Mit solcher planwirtschaftlichen 
Bevormundung nehmen wir uns die notwendige Offenheit für den technischen Fortschritt. 
Zudem sind gemeinsame europäische Klimaziele festgelegt. Das heißt, dass jede Tonne in 
Deutschland zusätzlich gespartes CO2 in anderen europäischen Ländern zusätzlich 
ausgestoßen werden kann. Alleingänge Deutschlands in der Klimapolitik sind also ökologisch 
wirkungslos. Daher müssen die Klimaziele Deutschlands wieder an die gemeinsamen 
europäischen Ziele angeglichen werden. 

Ein unkomplizierter Staat  

Das Leben ist schon kompliziert genug. Da braucht niemanden einen Staat, der es 
komplizierter als nötig macht. Deshalb setzen wir uns für einen Perspektivwechsel in der 
Politik ein: Die Dinge sollen künftig nicht so geregelt werden, dass sie es den Behörden so 
einfach wie möglich machen, ihre Ziele zu erreichen. Die Dinge sollen künftig so regelt werden, 
dass sie es den Bürgern so einfach wie möglich machen, ihre Ziele im Rahmen der Gesetze zu 
erreichen.  

Effiziente und unkomplizierte Verwaltung 

Ein unkomplizierter Staat macht es Menschen und Unternehmen einfach. Er spart Zeit, Nerven 
und Behördengänge. Machen wir Deutschland unkompliziert! 
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Bürokratieabbau durch Ausbau der Behörden zu One-Stop-Shops  

Wir Freie Demokraten wollen den Menschen den Umgang mit Behörden erleichtern und diese 

konsequent zu One-Stop-Shops ausbauen. Bürger und Unternehmen sollen nicht mehr zu 

verschiedenen Behörden müssen, um etwas zu erledigen, sondern nur noch zu einem 

Anlaufpunkt, an dem alles nötige erledigt werden kann – am besten online. So müssen alle 

Daten nur einmal erfasst werden und vormals unterschiedliche Anmeldevorgänge bei 

unterschiedlichen Stellen werden synchronisiert. Daher fordern wir die Ausweitung der 

sogenannten Einheitlichen Stelle. Dafür sollen die einheitlichen Ansprechpartner nach der 

Dienstleistungsrichtlinie (2006/123/EG) auf alle Verwaltungsbereiche ausgedehnt werden. 

Dafür muss die IT-Infrastruktur des öffentlichen Sektors in Deutschland dynamisch 

fortentwickelt werden. Dazu gehört die Konsolidierung der IT-Strukturen und die weitere 

Digitalisierung der Verwaltungsprozesse in den Behörden sowie zwischen den Behörden, 

Bürgern und der Wirtschaft. Die mittelständische IT-Wirtschaft ist dabei wegen ihrer hohen 

Innovationsfähigkeit und ihrer ordnungspolitischen Bedeutung besonders zu berücksichtigen. 

Einführung des "Once-Only"-Prinzips  

Wir Freie Demokraten fordern, dass Unternehmen Informationen, die sie an Behörden 

weitergeben, nur einmal übermitteln müssen, wenn sie das wollen. Gerade für kleine und 

mittelständische Unternehmen nehmen Formulare und Verwaltung einen unnötig hohen Teil 

ihrer kostbaren Zeit ein. Verschärft wird dieser Zeit-Killer noch, wenn die gleichen 

Informationen von unterschiedlichen verlangt werden. Daher fordern wir mehr Transparenz 

bei den Behörden untereinander: Wenn Unternehmen Informationen einmal weitergegeben 

haben, sollen die Behörden in ihrem Auftrag auch für die Weitergabe an weitere relevante 

Stellen sorgen („Once-Only“-Prinzip). Für die Weitergabe sensibler Daten muss es natürlich 

angemessene Regelungen geben, welche Informationen zu welchem Zweck weitergegeben 

werden darf. Wenn Arbeitgeber per Gesetz zur Herausgabe von Daten verpflichtet sind, muss 

dies auf die für Arbeitgeber unbürokratischste Art möglich sein. Bereits heute werden die 

vielen elektronischen Verfahren zwischen Arbeitgebern und den Behörden dadurch 

erschwert, dass Arbeitnehmer der elektronischen Übermittlung der Daten widersprechen 

können. Das heißt, Arbeitgeber müssen Papierformulare ausfüllen, wenn Arbeitnehmer dies 

möchten, obwohl bereits elektronische Verfahren existieren. Das konterkariert die erhofften 

Vorteile der elektronischen Datenübertragung. Die Einschränkung muss daher bei der 

Auskunftspflicht liegen, nicht bei der Art der Datenübertragung.  

Innovationsprinzip zusätzlich zum Vorsorgeprinzip bei politischen Entscheidungen 

Wir Freie Demokraten wollen, dass für politische Entscheidungen das Innovationsprinzip 

ergänzend zum Vorsorgeprinzip gilt. Das bedeutet, dass bei der Folgenabschätzung nicht nur 

auf mögliche Risiken einer Maßnahme geschaut wird. Genauso intensiv muss ermittelt 

werden, welche Chancen verloren gehen, wenn man die Maßnahme unterlässt. 
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Vereinfachung der Dokumentationspflichten beim Mindestlohn  

Wir Freie Demokraten fordern eine Vereinfachung der Dokumentationspflichten beim 
Mindestlohn. Zum 1. Januar 2015 wurde in Deutschland der flächendeckende Mindestlohn 
eingeführt. Die Gesetzgebung bürdet den Arbeitgebern dabei bürokratische Lasten auf, die in 
vielen Bereichen noch weit schwerer wiegen als die zusätzlichen Lohnkosten. Die 
Dokumentationspflichten führen besonders bei kleinen und mittelständischen Unternehmen 
zu einem Papierkrieg. Der damit verbundene Kontrollzwang verhindert eine flexible 
Gestaltung des Arbeitsalltags. So werden zum Beispiel Home-Office Lösungen gesetzlich 
erschwert. 

Bürokratieabbau durch "one in, two out"-Prinzip bei der Gesetzgebung  

Wir Freie Demokraten wollen die Belastungen der Bürgerinnen und Bürger und Betriebe durch 
zu viel Regulierung abbauen. Dazu schlagen wir eine zeitliche Begrenzung von Gesetzen sowie 
das „one in, two out“-Prinzip vor. Neue Regelungen sollen nur dann verabschiedet werden, 
wenn zugleich in doppeltem Umfang Folgekosten an anderer Stelle zurückgeführt werden. 
Außerdem sollen neue Regelungen ein Ablaufdatum erhalten, damit überprüft werden kann, 
ob sie sich bewähren.  

Digitalisierung richtig nutzen 

Ein unkomplizierter Staat nutzt alle Möglichkeiten, die sich durch die Digitalisierung bieten, 
um für seine Bürger schneller, anwendungsfreundlicher und günstiger zu werden. Legen wir 
endlich los damit! 

Einführung eines Digitalministeriums  

Wir Freie Demokraten fordern die Einführung eines Digitalministeriums. Digitalisierung ist 
eine der zentralen Herausforderungen der Gegenwart. Das macht sie zu einer komplexen 
Querschnittsaufgabe. Wir wollen das Kompetenzgerangel zwischen fünf Ministerien in Sachen 
Digitalisierung beenden. Wir setzen uns dafür ein, dass die Fäden in einer Hand 
zusammenlaufen. Diese Synergieeffekte führen zu einer schlankeren und effizienteren 
Regierung. 

Flächendeckendes Glasfasernetz 

Wir Freie Demokraten wollen überall in Deutschland hochleistungsfähiges Internet durch 
flächendeckende Gigabit-Infrastrukturen sowohl im Festnetz als auch beim Mobilfunk. 
Glasfaser überträgt bereits heute Daten deutlich schneller als die weit verbreiteten 
Kupferkabel. Selbst wenn Kupferkabel mittels des sogenannten Vectoring nachgerüstet 
werden, erreichen sie nicht annähernd die Übertragungsgeschwindigkeit von Glasfaser. Der 
Ausbau soll in Regions-Clustern ausgeschrieben werden, sodass ein Ausbau auch im ländlichen 
Raum attraktiv ist. Alle Provider müssen Kapazitäten auf neuen Glasfaserleitungen mieten 
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können. Dies ermöglicht echten Wettbewerb bis an die Grundstücke bei gleichzeitiger 
Refinanzierung über die kommenden Jahrzehnte. 

Digitale Infrastruktur auf dem neuesten Stand 

Wir Freie Demokraten wollen die digitale Infrastruktur – privater und staatlicher Stellen – auf 
den neuesten Stand der Technik bringen und effektiv schützen. Der unbefugte Zugriff auf 
persönliche Daten durch Dritte ist nicht nur ein Schaden für das betroffene Unternehmen, 
sondern vor allem auch für die betroffenen Kunden. Daher setzten wir uns für eine Haftung 
des Anbieters bei Fahrlässigkeit ein, wenn zum Beispiel nicht der Stand der Technik verwendet 
wurde. Wir Freie Demokraten fordern ein Grundrecht auf Verschlüsselung. Die 
Weiterentwicklung von Verschlüsselungstechnologien, der Sicherheit von Speichersystemen 
und von qualifizierten Zugriffs- und Berechtigungslogiken muss hierzu stärker vorangetrieben 
werden. Gesetzliche Beschränkungen oder Verbote kryptographischer Sicherungssysteme 
lehnen wir genauso wie den Einsatz von Backdoors und die staatliche Beteiligung an digitalen 
Grau- und Schwarzmärkten ab. 

Freies WLAN im öffentlichen Raum  

Wir Freie Demokraten möchten mehr freies WLAN in öffentlichen Räumen, Gebäuden und 
dem öffentlichen Nahverkehr ermöglichen. Soweit europäisches Recht es zulässt, sollen 
WLAN Betreiber für Urheberrechtsverletzungen nicht mehr als Störer in Haftung genommen 
werden, die von Nutzern begangen wurden. Wir setzen uns auf europäischer Ebene dafür ein, 
dass Betreiber von WLAN für die Unterlassung und Beseitigung von Rechtsverletzungen der 
Nutzer nicht mehr in Anspruch genommen werden.  

Nutzerfreundliche Identifizierung mit dem Personalausweis 

Für uns Freie Demokraten muss jeder am digitalisierten Leben teilhaben können – sicher und 
unkompliziert. Wir wollen den Personalausweis weiter entwickeln zu einer nutzerfreundlichen 
digitalen Identifizierung. Ob gegenüber Behörden, im Gesundheitswesen, im Austausch mit 
Banken, Unternehmen oder der Nutzer untereinander – überall soll eine sichere, digital 
nachweisbare Identifizierung zum Einsatz kommen können. Sie könnte alle anderen 
Berechtigungskarten und Identitätsnachweise ersetzen. 

E-Health 

Ein gutes Gesundheitssystem ist buchstäblich Lebensqualität. Viele Chancen bleiben hier 
bislang ungenutzt, weil wir Potenziale der Digitalisierung durch „E-Health“ nicht heben. 
Nutzen wir die Chance und machen unserer Gesundheitssystem unkomplizierter und smarter 
zugleich! 
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Ausbau digitaler Gesundheitsdienstleistungen  

Wir Freie Demokraten setzen uns für den weiteren Ausbau digitaler 
Gesundheitsdienstleistungen und für verbesserte Rahmenbedingungen für eine sichere 
Digitalisierung des Gesundheitssystems ein, die sich an den Bürgerinnen und Bürgern als 
dessen Nutzerinnen und Nutzer orientiert. Denn digitale Dienstleistungen sorgen für ein 
effizienteres, schnelleres und sichereres Gesundheitssystem. Sogenannte E-Health-Systeme, 
bei denen relevante Daten gesammelt und nutzbar gemacht werden, bieten eine Vielzahl von 
Möglichkeiten, um Verbesserungen im Gesundheitswesen einzuführen. Diese Systeme 
ermöglichen bei einer dezentralen Speicherung beim und in der Verfügungsgewalt des 
jeweiligen Bürgers und der jeweiligen Bürgerin den schnellen Zugriff im Notfall, soweit dies 
auch von den Patientinnen und Patienten gepflegt und gewünscht wird. Zum Dienst am 
Menschen gehört auch der Schutz seiner Daten. Der Staat muss die Hoheit des Einzelnen über 
seine Daten stets gewährleisten. Patientinnen und Patienten bestimmen über ihre Daten und 
wer wann wie lange und für welchen Zweck darauf zugreifen darf. Daher ist auch jeder Zugriff 
zu dokumentieren, damit Missbrauchsversuche zügig geahndet werden können. Die 
Digitalisierung verbindet dabei das Ziel des Bürokratieabbaus mit der Entschlackung von 
Diagnostik-, Dokumentations- und Abstimmungsprozessen und erweitert 
Forschungsmöglichkeiten zur Bekämpfung von Krankheiten. Dabei setzen wir uns für die 
technischen Möglichkeiten des freiwilligen, direkten und sicheren Datenaustauschs zwischen 
den Beteiligten im Gesundheitswesen bei Sicherung des höchstmöglichen Niveaus an 
Datenschutz und -sicherheit ein. 

Ambulante Versorgung stärken 

Wir Freie Demokraten wollen, dass die ambulante ärztliche Versorgung und die Niederlassung 
in eigener Praxis mit Übernahme einer langfristigen, wohnortnahen Verantwortung für die 
Patientenversorgung wieder an Attraktivität gewinnt. Die niedergelassenen Haus- und 
Fachärzte sind die Basis der flächendeckenden und hochwertigen ambulanten ärztlichen 
Versorgung in unserem Land. Besonders die demografische Entwicklung und die Zunahme des 
Anteils älterer Menschen erfordert ein gutes Angebot in diesem Bereich. Die ambulante 
ärztliche Versorgung und die Orientierung auf die häusliche Umgebung erleichtert zudem die 
Einbeziehung der Pflege und weiterer medizinischer Berufe. Hier steht der Patient im 
Mittelpunkt. Zentralisierte Versorgungsformen haben sich bisher nur punktuell als praktikabel 
erwiesen. 

Bremsen beim Wohnungsbau lösen 

Ein Staat, der die Dinge unnötig kompliziert macht, darf sich nicht wundern, wenn nichts mehr 
passiert. Kaum ein Lebensbereich wurde in den letzten Jahren so stark reguliert wie der 
Wohnungsbau. Die Folgen: Die Kosten steigen und es wird viel zu wenig gebaut. Lösen wir 
diese Bremsen und sorgen für mehr Wohnraum! 
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Mehr Wohnraum schaffen  

Wir Freie Demokraten wollen die Wohnungsnot in deutschen Großstädten bekämpfen. 
Mangel kann man aber nicht verwalten. Es muss schlicht mehr Wohnraum her. Dazu wollen 
wir den Neubau von Wohnungen attraktiver machen und zum Beispiel die jährliche 
Abschreibungsrate für Gebäude von zwei auf drei Prozent erhöhen. Dies setzt Anreize zum 
Bauen, weil Investitionen schneller steuerlich geltend gemacht werden können. 

Mietpreisbremse abschaffen  

Wir Freie Demokraten wollen die sogenannte Mietpreisbremse abschaffen. Denn sie ist 
tatsächlich eine Wohnraumbremse, weil sie Investitionen in mehr Wohnraum verhindert. 
Gerade Privatpersonen überlegen sich im Moment genau, ob sich Investitionen noch lohnen. 
Dabei stellen sie laut der Gebäude- und Wohnungszählung 2011 etwa zwei Drittel der 
Mietwohnungen bereit und wollen gewöhnlich auch keine horrenden Renditen 
erwirtschaften. Wenn sich die Vermietenden aus dem Markt zurückziehen, verknappt das 
Wohnungsangebot weiter. Die Chancen auf bezahlbaren Wohnraum werden dadurch nicht 
besser. 

1:1-Umsetzung der EU-Wohnimmobilienkreditrichtlinie 

Wir Freie Demokraten wollen die EU-Wohnimmobilienkreditrichtlinie so umsetzen, dass 
einzelne Verbrauchergruppen beim Neu- oder Umbau von Wohneigentum nicht unnötig 
benachteiligt werden. Denn die EU-Richtlinie sieht vor, dass der Wert eines Neu- oder Umbaus 
bei einer Prüfung der Kreditwürdigkeit ein entscheidendes Kriterium sein kann, statt allein auf 
das Einkommen des Schuldners zu schauen. Die deutsche Umsetzung klammert diese 
Möglichkeit aber aus. Gerade junge Familien vor einer Elternzeit oder Rentnerinnen und 
Rentner ziehen so den Kürzeren, wenn allein ihr Einkommen zur Berechnung herangezogen 
wird und sie deswegen keine Finanzierung mehr erhalten. Deshalb wollen wir die restriktiven 
Gesetzesvorschriften der Großen Koalition auf eine 1:1 Umsetzung der EU-Richtlinie 
zurückführen. 

Zweckbindung der Bundesmittel zur Wohnungsbauförderung  

Wir Freie Demokraten fordern eine Zweckbindung der Bundesmittel zur 
Wohnungsbauförderung. Vor allem in deutschen Ballungsräumen fehlen tausende 
Wohnungen, der Bedarf wächst von Jahr zu Jahr. Um diesen Engpass zu bekämpfen, stellt der 
Bund jährlich rund 500 Millionen Euro zur Verfügung. Anstatt damit die dringend benötigten 
Wohnungen zu bauen, versinken diese Gelder aber zum Teil in den Kassen der Länder und 
Städte. Wir fordern daher eine Zweckbindung der Bundesmittel: Geld, das zur Errichtung von 
Wohnungsbau zur Verfügung gestellt wird, muss auch dafür eingesetzt werden. 
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Nie genug gute Ideen 

Gute Ideen kann man nie genug haben. Auch wir haben hier nur einen Teil unserer Ideen für 
Deutschland darstellen können. Wir laden alle Bürgerinnen und Bürger in Deutschland dazu 
ein, diese und viele weitere Ideen mit uns zu diskutieren. Sie alle finden sich auf 
www.fdp.de/themen. 



Freie Demokratische Partei (FDP) 
Hans-Dietrich-Genscher-Haus 
Reinhardtstraße 14 
10117 Berlin  

Telefon: 030 284958-0 
E-Mail: info@fdp.de 

Erfahren Sie mehr unter: www.fdp.de

facebook.com/FDP

@fdp
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K
A

PITEL 1

Verteidigung der 
D

em
okratie in D

eutschland 



1.1 O
hne V

olkssouveränität keine D
em

okratie

W
ir w

ollen
 D

eu
tsch

lan
d

 reform
ieren

 u
n

d
 an

 d
ie P

rin
zip

ien
 

u
n

d
 W

u
rzeln

 an
kn

ü
p

fen
, d

ie zu
 sein

em
 jah

rzeh
n

telan
gen

 
sozialen

, w
irtsch

aftlich
en

 u
n

d
 gesellsch

aftlich
en

 E
rfolg ge-

fü
h

rt h
aben

. D
ie R

ech
tsstaatlich

keit m
u

ss w
ied

erh
ergestellt 

w
erd

en
, u

n
d

 d
er Staat m

u
ss sein

e eigen
tlich

en
 K

ern
au

fga-
ben

, in
sbeson

d
ere d

ie G
ew

äh
rleistu

n
g d

er in
n

eren
 Sich

er-
h

eit, w
ied

er w
ah

rn
eh

m
en

. M
it d

en
 V

erträgen
 von

 Sch
en

gen
, 

M
aastrich

t u
n

d
 L

issabon
 w

u
rd

e rech
tsw

id
rig in

 d
ie u

n
an

-
tastbare V

olkssou
verän

ität ein
gegriffen

. E
in

 Staat, d
er d

as 
G

ren
zregim

e u
n

d
 d

am
it d

ie H
oh

eit ü
ber sein

 Staatsgebiet 
au

fgibt, löst sich
 au

f. E
r verliert sein

e E
igen

staatlich
keit.

A
u

ch
 in

 D
eu

tsch
lan

d
 w

en
d

en
 w

ir u
n

s gegen
 Z

en
tralism

u
s, 

G
leich

m
ach

erei u
n

d
 U

n
iform

ität. D
en

n
 w

ir steh
en

 en
tsch

ie-
d

en
 fü

r Su
bsid

iarität u
n

d
 F

öd
eralism

u
s. Starke, eigen

stän
d

i-
ge B

u
n

d
eslän

d
er, R

egion
en

 u
n

d
 K

om
m

u
n

en
 in

 ein
em

 sou
ve-

rän
en

 D
eu

tsch
lan

d
 en

tsp
rech

en
 d

em
 Id

eal freier V
ölker u

n
d

 
vielfältiger ku

ltu
reller Id

en
titäten

. E
in

h
eit in

 V
ielfalt statt 

Selbstau
fgabe im

 K
ollektiv ist u

n
s U

rsp
ru

n
g u

n
d

 Z
iel d

eu
t-

sch
er Selbstbestim

m
u

n
g.

W
ir w

ollen
 d

en
 sou

verä
n

en
, d

em
okra

tischen
 N

a
tion

a
l-

sta
a

t erha
lten

!

D
ie A

fD
 steh

t fü
r d

ie F
reih

eit u
n

d
 Selbstbestim

m
u

n
g d

er 
eu

rop
äisch

en
 N

ation
en

. D
as bed

eu
tet, d

ass alle N
ation

en
 d

as 
R

ech
t h

aben
, sich

 in
 sou

verän
en

 Staaten
 zu

 organ
isieren

. A
ls 

solch
e kön

n
en

 sie völkerrech
tlich

e V
erbin

d
u

n
gen

 ein
geh

en
 

u
n

d
 gem

ein
sam

e In
teressen

 als Staaten
gem

ein
sch

aft w
ah

r-
n

eh
m

en
. In

 E
u

rop
a w

ar d
ies ü

ber d
ie E

u
rop

äisch
e W

irt-
sch

aftsgem
ein

sch
aft erfolgreich

 gelu
n

gen
. D

er V
ersu

ch
, ü

ber 

d
ie V

erträge von
 M

aastrich
t (19

9
2) u

n
d

 L
issabon

 (20
0

8
) 

ein
en

 „Staaten
verbu

n
d

“ zu
 sch

affen
, w

ie d
as B

u
n

d
esverfas-

su
n

gsgerich
t d

iese vorbild
lose K

on
stru

ktion
 n

en
n

t, m
u

ss als 
gesch

eitert betrach
tet w

erd
en

. 

Stattd
essen

 w
erd

en
 d

u
rch

 d
ie E

U
, d

ie d
en

 A
n

sp
ru

ch
 

erh
ebt, kon

tin
en

taler Staat zu
 w

erd
en

, d
ie existieren

d
en

, 
d

em
okratisch

en
 N

ation
alstaaten

 in
 ih

rer F
u

n
ktion

 ein
ge-

sch
rän

kt bzw
. d

au
erh

aft zerstört. E
s gibt w

ed
er ein

 eu
rop

ä-
isch

es Staatsvolk, d
as fü

r ein
 solch

es V
orh

aben
 kon

stitu
tiv 

w
äre, n

och
 ist erken

n
bar, d

ass sich
 ein

 solch
es au

f abseh
bare 

Z
eit h

erau
sbild

et. K
u

ltu
ren

, Sp
rach

en
 u

n
d

 n
ation

ale Id
en

-
titäten

 sin
d

 d
u

rch
 Jah

rh
u

n
d

erte d
au

ern
d

e gesch
ich

tlich
e 

E
n

tw
icklu

n
gen

 en
tstan

d
en

. Sie stellen
 fü

r ih
re A

n
geh

örigen
 

u
n

verzich
tbare Id

en
tifi

kation
sräu

m
e d

ar, d
ie n

u
r in

 n
atio-

n
alen

 Staaten
 m

it d
em

okratisch
er V

erfassu
n

g w
irku

n
gsvoll 

au
sgestaltet w

erd
en

 kön
n

en
. N

u
r h

ier kan
n

 V
olkssou

verän
i-

tät gelebt w
erd

en
, d

ie M
u

tter u
n

d
 d

as H
erzstü

ck d
er D

em
o-

kratie. 

1.2 Zurückführung der Europäischen U
nion in 

einen Staatenbund souveräner Staaten

D
as besteh

en
d

e „L
issabon

-E
u

rop
a“ ist d

ah
er zu

rü
ckzu

-
fü

h
ren

 zu
 ein

er O
rgan

isation
 von

 Staaten
, d

ie au
f d

er B
asis 

völkerrech
tlich

er V
erträge ih

re In
teressen

 u
n

d
 A

u
fgaben

-
w

ah
rn

eh
m

u
n

g d
efi

n
ieren

. N
ich

t rü
ckh

olbare Sou
verän

itäts-
verzich

te d
er Staaten

 d
ü

rfen
 m

it ein
er solch

en
 K

on
stru

ktion
 

n
ich

t verbu
n

d
en

 w
erd

en
. Ä

h
n

lich
 w

ie h
eu

te im
 V

ertrag ü
ber 

d
ie E

u
rop

äisch
e U

n
ion

 (E
U

V
) in

 A
rt. 50

 vorgeseh
en

, beh
ält 

sich
 jed

er Staat ein
 A

u
strittsrech

t vor. 
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Sofern
 ein

e solch
e K

on
zep

tion
 m

it d
en

 d
erzeitigen

 P
art-

n
ern

 d
er E

U
 n

ich
t ein

vern
eh

m
lich

 au
szu

h
an

d
eln

 ist, ist 
D

eu
tsch

lan
d

 gezw
u

n
gen

, d
em

 B
eisp

iel G
roßbritan

n
ien

s zu
 

folgen
 u

n
d

 au
s d

er besteh
en

d
en

 E
U

 au
szu

treten
. 

D
ie Sch

affu
n

g n
eu

er ü
berstaatlich

er V
erein

baru
n

gen
 bleibt 

vorbeh
alten

 u
n

d
 w

ird
 au

fgru
n

d
 n

ation
alstaatlich

er Sou
verä-

n
ität erst erm

öglich
t. 

1.3 D
as V

olk m
uss w

ieder zum
 Souverän w

erden

H
eim

lich
er Sou

verän
 in

 D
eu

tsch
lan

d
 ist ein

e klein
e, 

m
ach

tvolle p
olitisch

e O
ligarch

ie, d
ie sich

 in
 d

en
 besteh

en
d

en
 

p
olitisch

en
 P

arteien
 au

sgebild
et h

at. Sie h
at d

ie F
eh

len
tw

ick-
lu

n
gen

 d
er letzten

 Jah
rzeh

n
te zu

 veran
tw

orten
. E

s h
at sich

 
ein

e p
olitisch

e K
lasse h

erau
sgebild

et, d
eren

 vord
rin

glich
es 

In
teresse ih

rer M
ach

t, ih
rem

 Statu
s u

n
d

 ih
rem

 m
ateriellen

 
W

oh
lergeh

en
 gilt. D

iese O
ligarch

ie h
at d

ie Sch
alth

ebel d
er 

staatlich
en

 M
ach

t, d
er p

olitisch
en

 B
ild

u
n

g u
n

d
 d

es in
for-

m
ation

ellen
 u

n
d

 m
ed

ialen
 E

in
fl

u
sses au

f d
ie B

evölkeru
n

g in
 

H
än

d
en

. D
ie stetigen

 V
erletzu

n
gen

 d
er P

rin
zip

ien
 d

er d
eu

t-
sch

en
 Staatlich

keit gip
feln

 in
 d

er F
lü

ch
tlin

gsp
olitik d

er B
u

n
-

d
esregieru

n
g von

 C
D

U
/C

SU
 u

n
d

 SP
D

. D
ie V

olksvertreter 
h

aben
 sich

 d
en

 gru
n

d
gesetzlich

 garan
tierten

 P
arlam

en
tsvor-

beh
alt fü

r alle w
ich

tigen
 E

n
tsch

eid
u

n
gen

 im
 Staat n

eh
m

en
 

lassen
 u

n
d

 d
ie ü

ber ih
re K

öp
fe h

in
w

eg getroffen
en

 rech
ts- 

u
n

d
 verfassu

n
gsw

id
rigen

 E
n

tsch
eid

u
n

gen
 zu

r Z
u

w
an

d
eru

n
g 

klaglos h
in

gen
om

m
en

. N
u

r d
as Staatsvolk d

er B
u

n
d

esrep
u

-
blik D

eu
tsch

lan
d

 kan
n

 d
u

rch
 d

as M
ittel d

er u
n

m
ittelbaren

 
D

em
okratie d

iesen
 illegalen

 Z
u

stan
d

 been
d

en
.

1.4 V
olksabstim

m
ungen nach Schw

eizer V
orbild

W
ir w

ollen
 d

em
 V

olk d
as R

ech
t geben

, d
en

 A
bgeord

n
eten

 
au

f d
ie F

in
ger zu

 sch
au

en
 u

n
d

 vom
 P

arlam
en

t besch
lossen

e 
G

esetze zu
 än

d
ern

 od
er abzu

leh
n

en
. D

ies w
ü

rd
e in

 kü
rzes-

ter Z
eit d

ie F
lu

t d
er oftm

als u
n

sin
n

igen
 G

esetzesvorlagen
 

n
ach

h
altig ein

d
äm

m
en

 u
n

d
 d

ie P
arlam

en
te zu

 sorgfältigerer 
A

rbeit zw
in

gen
. E

in
 m

äßigen
d

er E
in

fl
u

ss au
f B

esch
lü

sse d
er 

A
bgeord

n
eten

 in
 eigen

er Sach
e –

 etw
a D
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D
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, k
o

r
r
u

p
t
i
o

n
s
f
ö

r
d

e
r
n

d
e

 

S
t
r
u

k
t
u

r
e

n
 u

n
d

 L
o

b
b

y
i
s
m

u
s
 w

a
r
e

n
 u

n
d

 s
i
n

d
 d

i
e

 F
o

lg
e

. 
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U
m

 u
n

ser Id
ea

l d
es B

ü
rg

era
bg

eord
n

eten
 herzu

stellen
, 

ford
ern

 w
ir ein

e M
a

n
d

a
tszeitbeg

ren
zu

n
g

 fü
r A

bg
eord

n
ete 

a
u

f vier u
n

d
 fü

r d
en

 B
u

n
d

eska
n

zler a
u

f zw
ei L

eg
isla

tu
rp

e-
riod

en
.

1.12 Lobbyism
us eindäm

m
en

W
ir w

ollen
, d

ass B
u

n
d

estagsabgeord
n

ete ih
re volle A

r-
beitskraft d

er p
arlam

en
tarisch

en
 A

rbeit w
id

m
en

. D
as M

an
-

d
at d

arf n
ich

t u
n

ter bezah
lten

 N
eben

tätigkeiten
 leid

en
. D

er 
ü

berbord
en

d
e L

obbyism
u

s in
 B

rü
ssel u

n
d

 B
erlin

 m
u

ss ein
-

ged
äm

m
t w

erd
en

. W
ir w

ollen
 d

ie R
egelu

n
gen

 d
er N

eben
tä-

tigkeiten
 fü

r P
arlam

en
tarier u

n
d

 gegen
 A

bgeord
n

eten
beste-

ch
u

n
g d

eu
tlich

 versch
ärfen

. U
n

seren
 eigen

en
 A

bgeord
n

eten
 

h
aben

 w
ir bereits jetzt ü

ber u
n

sere Satzu
n

g en
tsp

rech
en

d
e 

R
egeln

 au
ferlegt. F

ern
er setzen

 w
ir u

n
s fü

r ein
 L

obbyis-
ten

-G
esetz m

it kon
kreten

 R
ech

ten
, P

fl
ich

ten
 u

n
d

 San
ktion

en
 

fü
r M

an
d

atsträger u
n

d
 L

obbyisten
 ein

, d
as vorbild

lich
en

 
R

egelu
n

gen
 an

d
erer D

em
okratien

 en
tsp

rich
t.

1.13 Private Rentenvorsorge für Parlam
entarier

B
u

n
d

estagsabgeord
n

ete zah
len

 d
erzeit kein

e R
en

ten
beiträ-

ge u
n

d
 erh

alten
 n

ach
 w

en
igen

 Jah
ren

 bereits ein
e A

ltersver-
sorgu

n
g, d

ie ein
 A

rbeitn
eh

m
er m

ittleren
 E

in
kom

m
en

s n
ich

t 
ein

m
al n

ach
 4

5 B
eitragsjah

ren
 erreich

en
 kan

n
. D

ie A
fD

 
m

öch
te d

as kostsp
ielige u

n
d

 d
en

 Steu
erzah

ler ü
berm

äßig 
belasten

d
e V

ersorgu
n

gsm
od

ell fü
r A

bgeord
n

ete gru
n

d
legen

d
 

reform
ieren

 u
n

d
 es au

f ein
 System

 p
rivater A

ltersvorsorge 
u

m
stellen

. 

1.14 Einführung eines Straftatbestands der  
Steuerverschw

endung

W
äh

ren
d

 Steu
erh

in
terzieh

u
n

g au
ch

 vergleich
sw

eise 
klein

er B
eträge in

 D
eu

tsch
lan

d
 kon

sequ
en

t verfolgt u
n

d
 

bestraft w
ird

, bleibt d
ie w

eit m
eh

r gem
ein

w
oh

lsch
äd

lich
e 

Steu
erversch

w
en

d
u

n
g straffrei. H

orren
d

e B
au

kosten
ü

ber-
sch

reitu
n

gen
, u

n
sin

n
ige B

esch
affu

n
gsm

aßn
ah

m
en

 u
n

d
 

versch
w

en
d

erisch
e P

restigep
rojekte von

 A
m

tsträgern
 u

n
d

 
B

eh
örd

en
leitern

 bleiben
 n

ach
 d

er gegen
w

ärtigen
 R

ech
tslage 

w
eitgeh

en
d

 oh
n

e strafrech
tlich

e F
olgen

 fü
r d

ie V
eran

tw
ort-

lich
en

. 

D
ie A

fD
 ford

ert d
a

her d
ie E

in
fü

hru
n

g
 ein

es n
eu

en
 Stra

f-
ta

tbesta
n

d
s d

er H
a

u
sha

ltsu
n

treu
e. 

D
ie R

egelu
n

g soll d
ie R

ech
te d

er Steu
erzah

ler stärken
 

u
n

d
 d

ie B
estrafu

n
g von

 groben
 F

ällen
 d

er Steu
erversch

w
en

-
d

u
n

g d
u

rch
 B

ed
ien

stete u
n

d
 in

sbeson
d

ere h
erau

sgeh
oben

e 
A

m
tsträger erm

öglich
en

.

1.15 Bürgerlich-freiheitliche Rechtsordnung

D
ie P

rin
zipien

 der G
leich

h
eit vor dem

 G
esetz un

d der 
bürgerlich

en
 V

ertragsfreih
eit geh

ören
 zu den

 großen
 zivilisa-

torisch
en

 E
rrun

gen
sch

aften
 E

uropas. W
äh

ren
d des w

eitaus 
größten

 T
eils der M

en
sch

h
eitsgesch

ich
te geh

örte es zur un
-

h
in

terfragten
 N

orm
alität, dass M

en
sch

en
 durch

 G
eburt oder 

Stan
d un

gleich
 un

d in
 ih

rer rech
tlich

en
 Selbstbestim

m
un

g 
besch

rän
kt w

aren
, bis h

in
 zum

 E
xtrem

 der R
ech

tlosigkeit in
 

F
orm

 von
 L

eibeigen
sch

aft oder Sklaverei. E
rst die ch

ristlich
e 

un
d h

um
an

istisch
e K

ultur der europäisch
en

 V
ölker brach

te 
die vorgen

an
n

ten
 P

rin
zipien

 h
ervor un

d verw
irklich

te sie in
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ein
em

 jah
rh

u
n

d
ertelan

g
en

 P
ro

zess. In
 d

en
 letzten

 J
ah

rzeh
n

ten
 

ist ersch
reck

en
d

erw
eise ein

e A
b

k
eh

r vo
n

 d
iesen

 eu
ro

p
äisch

en
 

G
ru

n
d

w
erten

 zu
 verzeich

n
en

. D
iesem

 zivilisato
risch

en
 R

ü
ck

-

sch
ritt g

ilt es en
tg

eg
en

zu
treten

. 

D
ie A

ltern
ative für D

eutschlan
d tritt für die G

leichheit vor 
dem

 G
esetz ein

. D
eshalb lehn

en
 w

ir sogen
an

n
te „Q

uoten
rege-

lun
gen

“ ab. 

In
 A

rtik
el 3

 d
es G

ru
n

d
g

esetzes h
eiß

t es: „M
än

n
er u

n
d

  

F
rau

en
 sin

d
 gleich

b
erech

tig
t. D

er S
taat fö

rd
ert d

ie tatsäch
-

lich
e D

u
rch

setzu
n

g
 d

er G
leich

b
erech

tigu
n

g vo
n

 F
rau

en
 u

n
d

 

M
än

n
ern

 u
n

d
 w

irk
t au

f d
ie B

eseitigu
n

g b
esteh

en
d

er N
ach

teile 

h
in

. N
iem

an
d

 d
arf w

egen
 sein

es G
esch

lech
tes b

en
ach

teiligt 

o
d

er b
evo

rzu
g

t w
erd

en
.“ D

iese S
ätze h

ab
en

 ein
en

 k
laren

 u
n

d
 

g
u

ten
 S

in
n

. D
as R

ech
t, n

ich
t vo

m
 S

taat au
fgru

n
d

 d
es eigen

en
 

G
esch

lech
ts b

en
ach

teilig
t zu

 w
erd

en
, ist ein

 in
d

ivid
u

elles 

M
en

sch
en

rech
t. E

s k
o

m
m

t jed
em

 M
en

sch
en

 in
 gleich

er W
eise 

zu
. M

an
ch

e J
u

risten
 vertreten

 d
ie falsch

e T
h

ese, A
rtik

el 3
 G

G
 

erlau
b

e es d
em

 S
taat, ein

zeln
e M

en
sch

en
 „stellvertreten

d
“ fü

r 

ih
r jew

eilig
es G

esch
lech

t zu
 b

evo
rzu

gen
 o

d
er zu

 b
en

ach
teili-

g
en

, u
m

 d
ie als K

o
llek

tive vo
rg

estellten
 G

esch
lech

ter „gleich
-

zu
stellen

“. J
ed

o
ch

 k
an

n
 es in

 ein
em

 freih
eitlich

en
 R

ech
tsstaat 

n
iem

als leg
itim

es Z
iel staatlich

en
 H

an
d

eln
s sein

, in
 w

illk
ü

rlich
 

ab
g

eg
ren

zten
 g

esellsch
aftlich

en
 T

eilb
ereich

en
 ein

e eb
en

so
 

w
illk

ü
rlich

 festg
esetzte „G

esch
lech

terq
u

o
te“ zu

 erzw
in

gen
. 

G
en

au
so

 w
en

ig
 k

an
n

 ein
e g

esetzlich
 vo

rgesch
rieb

en
e U

n
gleich

-

b
eh

an
d

lu
n

g
 ein

 M
ittel zu

r V
erw

irk
lich

u
n

g vo
n

 G
leich

b
erech

-

tigu
n

g sein
. G

esetze, d
ie so

lch
es vo

rsch
reib

en
, sin

d
 verfas-

su
n

g
sw

id
rig

 u
n

d
 ab

zu
leh

n
en

. D
ie A

fD
 w

ird
 sich

 im
 D

eu
tsch

en
 

B
u

n
d

estag
 fü

r ih
re A

u
fh

eb
u

n
g

 ein
setzen

. 

1.15.1 V
ertragsfreiheit bew

ahren  

D
ie A

ltern
ative fü

r D
eu

tsch
lan

d
 tritt fü

r d
ie B

ew
ah

ru
n

g b
zw

. 

W
ied

erh
erstellu

n
g d

er b
ü

rgerlich
en

 S
elb

stb
estim

m
u

n
g im

 Z
i-

vilrech
tsverk

eh
r ein

. D
esh

alb
 leh

n
en

 w
ir so

gen
an

n
te ,,A

n
tid

is-

k
rim

in
ieru

n
gsgesetze“ ab

. Z
en

traler G
ru

n
d

w
ert ein

er freih
eit-

lich
en

 Z
ivilrech

tso
rd

n
u

n
g ist d

ie V
ertragsab

sch
lu

ssfreih
eit, d

as 

ist d
ie F

reih
eit jed

es E
in

zeln
en

, selb
st d

arü
b

er zu
 en

tsch
eid

en
, 

o
b

 er m
it ein

em
 an

d
eren

 B
ü

rger in
 rech

tlich
e B

ezieh
u

n
gen

 

treten
 w

ill oder n
ich

t. U
n

ter dem
 E

in
fl

uss der E
uropäisch

en
 

U
n

io
n

 w
ird

 d
ieses fu

n
d

am
en

tale P
rin

zip
 d

er P
rivatau

to
n

o
m

ie 

in
 d

er d
eu

tsch
en

 G
esetzgeb

u
n

g S
ch

ritt fü
r S

ch
ritt zerstö

rt. 

In
 ein

er freih
eitlich

en
 G

ru
n

d
o

rd
n

u
n

g ist d
er S

taat in
 sein

em
 

H
an

deln
 gegen

über dem
 B

ürger der P
fl

ich
t zur G

leich
beh

an
d

-

lu
n

g u
n

terw
o

rfen
 d

er B
ü

rger selb
st jed

o
ch

 ist in
 d

er G
estaltu

n
g

 

sein
er p

rivaten
 R

ech
tsverh

ältn
isse frei. 

E
in

e A
u

fh
eb

u
n

g d
ieser T

ren
n

u
n

g zw
isch

en
 S

taat u
n

d
 G

esell-

sch
aft b

esch
äd

igt d
ie freih

eitlich
e N

atu
r d

er R
ech

tso
rd

n
u

n
g

 

u
n

d
 ö

ffn
et d

ie T
ü

r fü
r ein

e in
 letzter K

o
n

seq
u

en
z to

talitäre 

H
errsch

aftso
rd

n
u

n
g. D

ie A
fD

 w
ird

 sich
 im

 D
eu

tsch
en

 B
u

n
-

d
estag gegen

 d
iese E

n
tw

ick
lu

n
g u

n
d

 fü
r d

ie B
ew

ah
ru

n
g ein

er 

freih
eitlich

en
 P

rivatrech
tso

rd
n

u
n

g ein
setzen

.
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K
A

PITEL 2

D
er EU

RO
 ist gescheitert: 

W
ährung, G

eld- und 
Finanzpolitik 



2.1 D
ie w

eitere M
itgliedschaft in der Eurozone ist 

für D
eutschland unbezahlbar 

D
ie G

esch
äftsgru

n
d

lage d
es E

u
ro w

ar: K
ein

e H
aftu

n
g fü

r 
d

ie Sch
u

ld
en

 an
d

erer L
än

d
er u

n
d

 kein
e Staatssch

u
ld

en
 ü

ber 
6

0
 P

rozen
t d

es jew
eiligen

 B
ru

ttoin
lan

d
sp

rod
u

kts. D
iese 

R
egeln

 sin
d

 zerstört w
ord

en
. 

D
esha

lb m
u

ss D
eu

tschla
n

d
 d

ie T
ra

n
sferu

n
ion

 a
u

fkü
n

d
i-

g
en

 u
n

d
 d

en
 E

u
rora

u
m

 verla
ssen

. 

2.2 Sparer und Rentner vor Enteignung durch die 
EZB schützen  

D
ie E

Z
B

 sollte ein
e zw

eite B
u

n
d

esban
k sein

. Stattd
essen

 
betreibt sie ein

e W
äh

ru
n

gsp
olitik d

er u
n

w
irtsch

aftlich
en

 
Z

in
sen

 (N
u

llzin
sp

olitik). D
ies zerstört alle kap

italged
eckten

 
A

lterssich
eru

n
gssystem

e von
 B

etriebsren
ten

, ü
ber staatlich

 
geförd

erte R
en

ten
system

e, p
rivate L

eben
sversich

eru
n

gen
 

bis zu
 p

rivaten
 Sp

arverm
ögen

. Seit d
em

 A
m

tsan
tritt von

 
G

ou
vern

eu
r D

ragh
i feh

len
 ru

n
d

 50
0

 M
illiard

en
 E

u
ro fü

r d
ie 

A
ltersvorsorge d

er D
eu

tsch
en

. D
ie A

fD
 ford

ert d
ie D

u
rch

set-
zu

n
g d

es vertraglich
en

 V
erbots d

er Staatsfi
n

an
zieru

n
g u

n
d

 
ein

e R
ü

ckfü
h

ru
n

g d
er B

efu
gn

isse d
er E

Z
B

 au
f G

eld
p

olitik 
im

 en
geren

, klassisch
en

 Sin
n

. A
lle M

aßn
ah

m
en

 d
er E

Z
B

 zu
r  

M
an

ip
u

lation
 d

es freien
 K

ap
italm

arkts m
ü

ssen
 ein

gestellt 
w

erd
en

. E
in

e P
olitik d

er kü
n

stlich
 h

erbeigefü
h

rten
 N

u
ll- u

n
d

 
N

egativzin
sen

 fü
h

rt zu
r Z

erstöru
n

g d
er zen

tralen
 M

ärkte fü
r 

A
n

leih
en

. D
ie d

u
rch

 d
ie E

Z
B

-P
olitik veru

rsach
te W

ech
sel-

ku
rsabw

ertu
n

g u
n

d
 d

ie P
reisexp

losion
 am

 A
ktien

- u
n

d
 Im

-
m

obilien
m

arkt zerstören
 d

ie K
au

fkraft von
 n

ich
t so sch

n
ell 

steigen
d

en
 E

in
kü

n
ften

, w
ovon

 in
sbeson

d
ere A

rbeitn
eh

m
er 

u
n

d
 R

en
tn

er betroffen
 sin

d
.  

W
äh

ren
d

 d
ie B

u
n

d
esban

k n
u

r ein
m

al in
 50

 Jah
ren

 Staats-
an

leih
en

 gekau
ft h

at, ist d
as fü

r d
ie E

Z
B

 d
as täglich

e „G
e-

sch
äftsm

od
ell“. B

is E
n

d
e 20

16
 h

at sie fü
r ü

ber zw
ei B

illion
en

 
E

u
ro staatlich

e u
n

d
 p

rivate A
n

leih
en

 erw
orben

. E
in

e solch
e 

„R
otation

 d
er G

eld
d

ru
ckm

asch
in

e“ ist n
ach

 d
en

 eu
rop

äi-
sch

en
 V

erträgen
 verboten

. 

D
er E

u
ro ist fü

r ein
 W

irtsch
aftsgebiet m

it völlig u
n

ter-
sch

ied
lich

 leistu
n

gsfäh
igen

 V
olksw

irtsch
aften

 ein
e F

eh
lkon

-
stru

ktion
. N

ach
 ach

tzeh
n

 Jah
ren

 Sp
an

n
u

n
gsau

fbau
 kan

n
 

d
ie G

em
ein

sch
aftsw

äh
ru

n
g n

u
r n

och
 ü

ber p
erm

an
en

te u
n

d
 

w
eitgeh

en
d

 d
eu

tsch
e H

aftu
n

gsü
bern

ah
m

en
 au

frech
terh

alten
 

w
erd

en
. D

ies ist kein
e B

asis fü
r d

ie ged
eih

lich
e E

n
tw

ick-
lu

n
g d

er V
olksw

irtsch
aften

 d
er E

u
rolän

d
er. D

ie F
olge ist 

ein
e d

au
erh

aft h
oh

e A
rbeitslosigkeit im

 Sü
d

en
 E

u
rop

as. D
ie 

Ju
gen

d
arbeitslosigkeit liegt in

 Sp
an

ien
 u

n
d

 G
riech

en
lan

d
 

bei ü
ber 4

0
 P

rozen
t, in

 Italien
 bei ü

ber 35 P
rozen

t u
n

d
 in

 
F

ran
kreich

 bei ü
ber 25 P

rozen
t. E

s en
tw

ickeln
 sich

 „verlore-
n

e G
en

eration
en

“. D
ie V

ölker E
u

rop
as w

erd
en

 d
iese E

n
t-

w
icklu

n
g n

ich
t klaglos h

in
n

eh
m

en
 u

n
d

 sich
 zu

 R
ech

t gegen
 

d
ie p

olitisch
en

 E
liten

 au
fl

eh
n

en
. 

D
ie su

p
rastaatlich

e R
ettu

n
gsp

olitik verletzt gelten
d

es 
R

ech
t, d

aru
n

ter d
as V

erbot d
er Staatsfi

n
an

zieru
n

g d
u

rch
 d

ie 
E

Z
B

 u
n

d
 d

as V
erbot d

er H
aftu

n
g fü

r Sch
u

ld
en

 an
d

erer M
it-

glied
staaten

 (A
rt. 123 u

n
d

 125 A
E

U
V

). D
ie R

ettu
n

gsp
olitik 

brich
t alle d

en
 W

äh
lern

 seit d
en

 19
9

0
er Jah

ren
 gegeben

en
 

Z
u

sich
eru

n
gen

 zu
r „n

iem
als zu

gelassen
en

 H
aftu

n
g D

eu
tsch

-
lan

d
s fü

r F
rem

d
sch

u
ld

en
“. 

W
illkü

rliche „R
ettu

n
g

sm
a

ßn
a

hm
en

“ zu
g

u
n

sten
 ein

zeln
er 

B
a

n
ken

 u
n

d
 U

n
tern

ehm
en

 od
er g

a
r ein

e „E
U

-W
irtscha

fts-
reg

ieru
n

g
“ lehn

en
 w

ir a
b. 
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D
ies sin

d
 vertragsw

id
rige E

in
griffe in

 d
ie M

arktw
irtsch

aft 
u

n
d

 in
 d

ie d
em

okratisch
en

 E
n

tsch
eid

u
n

gsstru
ktu

ren
 d

er 
beteiligten

 N
ation

alstaaten
. 

D
ie A

fD
 ist sich

 bew
u

sst, d
ass d

ie R
ü

ckabw
icklu

n
g ein

er 
fast 20

 Jah
re zu

rü
ckliegen

d
en

 F
eh

len
tsch

eid
u

n
g fi

n
an

ziell 
sch

w
ierig sein

 w
ird

. Solch
e K

osten
 w

erd
en

 jed
och

 n
ied

riger 
sein

 als d
ie ein

es w
eiteren

 V
erbleibs im

 E
u

rosystem
, d

a  
d

essen
 w

eitere E
n

tw
icklu

n
g bezü

glich
 d

er F
rem

d
h

aftu
n

g 
u

n
d

 d
er Z

in
sein

bu
ßen

 u
n

abseh
bar u

n
d

 d
ah

er in
 d

en
 K

osten
 

n
ich

t zu
 begren

zen
 ist. 

2
.3

 Erh
a

lt d
e
s B

a
rg

e
ld

s

U
n

ser B
argeld

 ist in
 G

efah
r. M

it U
n

terstü
tzu

n
g von

 B
u

n
-

d
esregieru

n
g, In

tern
ation

alem
 W

äh
ru

n
gsfon

d
s u

n
d

 E
u

ro-
p

äisch
er Z

en
tralban

k w
ird

 sein
e sch

leich
en

d
e A

bsch
affu

n
g 

vorbereitet.

D
ie A

fD
 ford

ert d
en

 d
a

u
erha

ften
 E

rha
lt d

er u
n

ein
g

e-
schrä

n
kten

 B
a

rg
eld

n
u

tzu
n

g
 a

ls w
ichtig

es bü
rg

erliches 
F

reiheitsrecht. 

M
it d

er A
bsch

affu
n

g d
es B

argeld
s w

ü
rd

e d
ie R

olle d
es 

G
eld

es als u
n

an
tastbarer u

n
d

 gebü
h

ren
freier W

ertsp
eich

er 
ein

gesch
rän

kt. E
in

e A
bsch

affu
n

g d
es B

argeld
s m

ach
t fü

r d
en

 
K

risen
fall d

ie E
n

teign
u

n
g von

 K
on

toin
h

abern
 m

öglich
. B

ar-
geld

 ist ein
 n

atü
rlich

es B
ollw

erk gegen
 ein

e w
eitere A

bsen
-

ku
n

g d
er Z

in
sen

 bis in
 d

en
 n

egativen
 B

ereich
.

E
in

 B
argeld

verbot w
ü

rd
e bed

eu
ten

, d
ass Z

ah
lu

n
gsvorgän

-
ge n

u
r n

och
 elektron

isch
 stattfi

n
d

en
 kön

n
en

. D
ies eröffn

et 
Staat u

n
d

 B
an

ken
 d

ie totale K
on

trolle ü
ber alle G

eld
ström

e 
u

n
d

 W
irtsch

aftsaktivitäten
, ü

ber jed
e fi

n
an

zielle H
an

d
lu

n
g 

d
er B

ü
rger, u

n
ter U

m
stän

d
en

 sogar ü
ber d

eren
 A

u
fen

th
alts-

orte. A
u

s d
em

 gläsern
en

 B
an

kku
n

d
en

 w
ü

rd
e d

er gläsern
e 

M
en

sch
 –

 V
ollü

berw
ach

u
n

g bis h
in

ein
 in

 p
rivate, ja in

tim
e 

L
eben

sbereich
e. M

it ein
em

 freih
eitlich

en
 R

ech
tsstaat sin

d
 

solch
e K

on
trollm

öglich
keiten

 n
ich

t verein
bar. 

2.4 K
eine deutsche H

aftung für ausländische  
B

a
n
k
e
n

D
ie A

fD
 verlan

gt, d
ass d

ie d
eu

tsch
en

 B
an

ken
 etw

aige 
H

aftu
n

gen
 au

f d
ie n

ation
ale E

ben
e begren

zen
 u

n
d

 w
ie bish

er 
eigen

e V
erbu

n
d

lösu
n

gen
 sch

affen
 kön

n
en

, d
ie d

en
 u

n
ter-

sch
ied

lich
en

 P
rofi

len
 d

er B
an

ken
gru

p
p

en
 R

ech
n

u
n

g tragen
. 

W
ir w

en
d

en
 u

n
s gegen

 jeglich
e V

ersu
ch

e d
er eu

rop
äisch

en
 

V
ergem

ein
sch

aftu
n

g von
 H

aftu
n

gsrisiken
, in

sbeson
d

ere au
s 

B
an

kgesch
äften

.

D
ie „B

an
ken

u
n

ion
“ w

äre ein
 w

eiterer Sch
ritt in

 d
ie von

 
d

er A
fD

 abgeleh
n

te H
aftu

n
gs- u

n
d

 T
ran

sferu
n

ion
. W

ir 
treten

 d
afü

r ein
, d

ie n
ation

ale Sou
verän

ität ü
ber d

ie B
an

-
ken

- u
n

d
 F

in
an

zd
ien

stleistu
n

gen
 w

ied
erh

erzu
stellen

; d
ieser 

W
irtsch

aftsbereich
 ist fü

r ein
 reibu

n
gsloses F

u
n

ktion
ieren

 
u

n
serer V

olksw
irtsch

aft leben
sw

ich
tig. 

D
ie gren

zü
bersch

reiten
d

e H
aftu

n
g d

er d
eu

tsch
en

 B
an

ken
 

fü
r alle an

d
eren

 E
U

-B
an

ken
 m

u
ss au

sgesch
lossen

 bleiben
. 

A
ls Sofortm

aßn
ah

m
e, n

och
 vor ein

em
 „D

-E
xit“, ford

ert 
d

ie A
fD

 d
aru

m
 d

ie B
u

n
d

esregieru
n

g u
n

d
 d

ie D
eu

tsch
e 

B
u

n
d

esban
k au

f, d
ie p

olitisch
 bislan

g ged
u

ld
ete Ü

berbean
-

sp
ru

ch
u

n
g d

es V
errech

n
u

n
gskon

tos „T
arget-2“ zu

 been
d

en
. 

 
W

a
h
lp

ro
g

ra
m

m
 B

u
n
d

e
sta

g
sw

a
h
l 2

017
 | D

e
r EU

R
O

 ist g
e
sch

e
ite

rt: W
ä

h
ru

n
g

, G
e
ld

- u
n
d

 Fin
a

n
zp

o
litik

  
15



D
e

rze
it h

a
t d

ie
 B

u
n

d
e

sb
a

n
k

 o
ffe

n
e

 F
o

rd
e

ru
n

g
e

n
 in

 H
ö

h
e

 v
o

n
 

ü
b

e
r 8

0
0

 M
illia

rd
e

n
 E

u
ro

 g
e

g
e

n
ü

b
e

r d
e

r E
Z

B
, d

e
re

n
 B

e
tre

i-

b
u

n
g

 m
a

n
g

e
ls h

in
te

rle
g

te
r S

ich
e

rh
e

ite
n

 u
n

g
e

w
iss ist. 

B
is zu

m
 A

u
sstie

g
 a

u
s d

e
m

 E
u

ro
 sin

d
 d

ie
se

 g
e

fä
h

rd
e

te
n

 

T
a

rg
e

t-2
-F

o
rd

e
ru

n
g

e
n

 d
e

r B
u

n
d

e
sb

a
n

k
 a

b
zu

sch
m

e
lze

n
, 

jä
h

rlich
 a

n
 S

tich
ta

g
e

n
 g

la
ttzu

ste
lle

n
 o

d
e

r m
it S

ich
e

rh
e

ite
n

 zu
 

u
n

te
rle

g
e

n
. A

lte
rn

a
tiv

 w
ird

 d
ie

 B
u

n
d

e
sb

a
n

k
 b

e
a

u
ftra

g
t, d

ie
se

 

F
o

rd
e

ru
n

g
e

n
 a

b
zu

sch
m

e
lze

n
, in

d
e

m
 sie

 S
a

ch
w

e
rte

 in
 d

e
n

 

S
ch

u
ld

n
e

rsta
a

te
n

 a
n

k
a

u
ft.

2.5 M
it uns ist Ihr G

eld sicher: A
bsicherung der 

Bürger gegen eine Eurokrise

D
e

u
tsch

la
n

d
 m

u
ss a

u
ch

 in
 e

in
e

m
 p

lö
tzlich

e
n

 w
ä

h
ru

n
g

sp
o

-

litisch
e

n
 K

rise
n

fa
ll h

a
n

d
lu

n
g

sfä
h

ig
 se

in
. 

W
ir w

o
lle

n
 d

e
sh

a
lb

 fü
r d

ie
 W

ie
d

e
re

in
fü

h
ru

n
g

 e
in

e
r n

e
u

e
n

 

n
a

tio
n

a
le

n
 W

ä
h

ru
n

g
 („D

e
u

tsch
e

 M
a

rk
“) re

ch
tze

itig
e

 V
o

r-

k
e

h
ru

n
g

e
n

 tre
ffe

n
. F

ü
r d

e
n

 F
a

ll e
in

e
r V

e
rsch

ä
rfu

n
g

 d
e

r 

F
in

a
n

zk
rise

 w
o

lle
n

 w
ir sch

o
n

 je
tzt v

o
rso

rg
lich

 e
in

 g
e

se
tzli-

ch
e

s M
a

ß
n

a
h

m
e

n
p

a
k

e
t a

u
f d

e
n

 W
e

g
 b

rin
g

e
n

. D
a

s im
 A

u
s-

la
n

d
 g

e
la

g
e

rte
 G

o
ld

 d
e

r B
u

n
d

e
sb

a
n

k
 m

u
ss v

o
llstä

n
d

ig
 u

n
d

 

u
m

g
e

h
e

n
d

 n
a

ch
 D

e
u

tsch
la

n
d

 ü
b

e
rfü

h
rt w

e
rd

e
n

. B
e

i d
e

r 

W
ie

d
e

re
in

fü
h

ru
n

g
 d

e
r D

e
u

tsch
e

n
 M

a
rk

 k
ö

n
n

te
 D

e
u

tsch
la

n
d

 

d
a

s G
o

ld
 a

ls te
m

p
o

rä
re

 D
e

ck
u

n
g

so
p

tio
n

 b
e

n
ö

tig
e

n
.
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K
A

PITEL 3

A
ußen- und Sicherheitspolitik: 

D
eutsche Interessen  

durchsetzen 



3.1 A
ußenpolitik m

uss sich an deutschen  
Interessen ausrichten

D
eu

tsch
lan

d
 ist als ein

e d
er bed

eu
ten

d
en

 W
irtsch

aftsn
ati-

on
en

 d
er W

elt d
aran

 in
teressiert, zu

 allen
 Staaten

 gu
te B

ezie-
h

u
n

gen
 zu

 p
fl

egen
 u

n
d

 d
as fried

lich
e Z

u
sam

m
en

leben
 d

er 
V

ölker zu
 förd

ern
. D

ie A
fD

 beken
n

t sich
 zu

 d
en

 W
erten

 d
er 

C
h

arta d
er V

erein
ten

 N
ation

en
 u

n
d

 d
es V

ölkerrech
ts. W

ir 
setzen

 u
n

s fü
r ein

e an
 d

eu
tsch

en
 In

teressen
 au

sgerich
tete 

A
u

ßen
p

olitik ein
. 

D
eu

tsch
lan

d
 brau

ch
t ein

e n
ation

ale Sich
erh

eitsstrategie, 
d

ie d
er P

roblem
lage an

gep
asst ist. A

ls G
estaltu

n
gsm

ach
t 

in
n

erh
alb d

er Staaten
gem

ein
sch

aft kan
n

 u
n

ser L
an

d
 zu

r 
K

risen
p

räven
tion

 u
n

d
 fried

lich
en

 L
ösu

n
g von

 K
on

fl
ikten

 
beitragen

.

D
ie Z

u
ku

n
ft E

u
rop

as liegt n
ich

t in
 d

er E
U

 in
 ih

rem
 jetzigen

 
Z

u
stan

d
 u

n
d

 au
ch

 n
ich

t in
 ih

rer w
eiteren

 Z
en

tralisieru
n

g, 
son

d
ern

 in
 ein

em
 E

u
rop

a sou
verän

er Staaten
, d

ie p
artn

er-
sch

aftlich
 zu

sam
m

en
arbeiten

.

D
ie A

fD
 tritt d

afü
r ein

, d
ie V

erein
ten

 N
ation

en
 so zu

 re-
form

ieren
, d

ass d
en

 verän
d

erten
 G

ew
ich

tu
n

gen
 in

 d
er W

elt 
R

ech
n

u
n

g getragen
 w

ird
. 

W
ir streben

 ein
en

 stän
d

igen
 Sitz D

eu
tsch

lan
d

s im
 Si-

ch
erh

eitsrat sow
ie d

ie A
bsch

affu
n

g d
er gegen

 D
eu

tsch
lan

d
 

gerich
teten

 F
ein

d
staaten

klau
sel in

 d
er C

h
arta d

er V
erein

ten
 

N
ation

en
 an

.

D
ie A

fD
 fordert ein

e strikte E
in

h
altu

n
g des N

ich
tein

m
i-

sch
u

n
gsgru

n
dsatzes in

 in
n

ere A
n

gelegen
h

eiten
 von

 Staaten
, 

au
ch

 d
u

rch
 n

ich
tstaatlich

e A
kteu

re. D
ie A

fD
 setzt sich

 d
afü

r 
ein

, d
ass d

ie R
olle d

er O
SZ

E
 bei d

er Stabilisieru
n

g von
 

K
risen

region
en

 in
 E

u
rop

a u
n

d
 sein

er P
erip

h
erie au

sgebau
t 

w
ird

.

D
er in

tern
ation

ale islam
isch

e T
errorism

u
s ist ein

e ern
ste 

B
ed

roh
u

n
g d

er in
tern

ation
alen

 Staaten
gem

ein
sch

aft. Sein
e 

E
n

tsteh
u

n
g u

n
d

 A
u

sbreitu
n

g m
u

ss m
it allen

 zu
r V

erfü
gu

n
g 

steh
en

d
en

 legalen
 M

itteln
 bekäm

p
ft w

erd
en

.

3.2 D
as V

erhältnis zu w
ichtigen Staaten  

ändert sich

D
ie U

SA
 sin

d
 d

er w
ich

tigste B
ü

n
d

n
isp

artn
er D

eu
tsch

lan
d

s. 
L

eitbild
 ein

er in
teressen

geleiteten
 d

eu
tsch

en
 A

u
ßen

- u
n

d
 

Sich
erh

eitsp
olitik ist d

ie G
leich

berech
tigu

n
g beid

er P
artn

er. 
D

ie zu
n

eh
m

en
d

e F
oku

ssieru
n

g d
er U

SA
 au

f d
en

 p
azifi

sch
en

 
u

n
d

 ostasiatisch
en

 R
au

m
 erford

ert ein
e au

ton
om

e d
eu

tsch
e 

Sich
erh

eitsstrategie.

Im
 E

in
klan

g m
it d

en
 lan

gjäh
rigen

 F
ord

eru
n

gen
 d

er U
SA

 
n

ach
 ein

er gerech
ten

 V
erteilu

n
g d

er L
asten

 u
n

d
 d

en
 eu

rop
ä-

isch
en

 B
estrebu

n
gen

 n
ach

 m
eh

r M
itsp

rach
e in

 d
er N

A
T

O
 ist 

es n
u

r folgerich
tig u

n
d

 in
 d

eu
tsch

em
 In

teresse, d
en

 eu
ro-

p
äisch

en
 E

in
fl

u
ss in

 d
er N

A
T

O
 zu

 stärken
. D

ie N
A

T
O

 m
u

ss 
w

ied
er ein

 rein
es V

erteid
igu

n
gsbü

n
d

n
is w

erd
en

. D
ie L

an
d

es-
verteid

igu
n

g ist d
u

rch
 d

ie eu
rop

äisch
en

 Staaten
 w

eitgeh
en

d
 

eigen
stän

d
ig zu

 gew
äh

rleisten
. 

D
ie Scha

ffu
n

g
 ein

er E
U

-A
rm

ee od
er d

en
 E

in
sa

tz d
eu

t-
scher Streitkrä

fte fü
r frem

d
e In

teressen
 lehn

t d
ie A

fD
 a

b. 
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E
in

e E
n

tsp
an

n
u

n
g im

 V
erh

ältn
is zu

 R
u

sslan
d

 ist fü
r d

ie 
A

fD
 V

orau
ssetzu

n
g fü

r ein
en

 d
au

erh
aften

 F
ried

en
 in

 E
u

rop
a. 

E
s liegt im

 d
eu

tsch
en

 In
teresse, R

u
sslan

d
 in

 ein
e sich

erh
eits-

p
olitisch

e G
esam

tstru
ktu

r ein
zu

bin
d

en
, oh

n
e eigen

e In
teres-

sen
 u

n
d

 d
ie u

n
serer B

ü
n

d
n

isp
artn

er au
ßer A

ch
t zu

 lassen
. 

D
ie A

fD
 tritt fü

r d
ie B

een
d

igu
n

g d
er San

ktion
sp

olitik ein
. 

D
ie w

irtsch
aftlich

e Z
u

sam
m

en
arbeit m

it R
u

sslan
d

 sollte 
vielm

eh
r vertieft w

erd
en

.

D
ie B

ezieh
u

n
gen

 zu
r T

ü
rkei sin

d
 d

agegen
 ersch

ü
ttert u

n
d

 
m

ü
ssen

 n
eu

 gestaltet w
erd

en
. 

D
ie T

ü
rkei geh

ört ku
ltu

rell n
ich

t zu
 E

u
rop

a. D
ie aktu

el-
len

 p
olitisch

en
 E

n
tw

icklu
n

gen
 geben

 A
n

lass zu
r Sorge u

n
d

 
zeigen

, d
ass sich

 d
ie T

ü
rkei n

och
 w

eiter von
 E

u
rop

a u
n

d
 d

er 
w

estlich
en

 W
ertegem

ein
sch

aft en
tfern

t h
at. D

ie M
itglied

-
sch

aft d
er T

ü
rkei in

 d
er N

A
T

O
 ist zu

 been
d

en
, d

ie B
u

n
d

es-
w

eh
r au

s In
cirlik abzu

zieh
en

 u
n

d
 alle d

irekt u
n

d
 in

d
irekt an

 
d

ie T
ü

rkei im
 R

ah
m

en
 in

tern
ation

aler, m
u

litilateraler u
n

d
 

bilateraler A
bkom

m
en

 gew
äh

rten
 G

eld
leistu

n
gen

 u
m

geh
en

d
 

zu
 stop

p
en

.

D
ie A

fD
 lehn

t fern
er d

en
 B

eitritt d
er T

ü
rkei zu

r E
U

 a
b u

n
d

 
ford

ert d
a

s sofortig
e E

n
d

e a
ller B

eitrittsverha
n

d
lu

n
g

en
.

3.3 D
eutschland m

uss sich selbst verteidigen 

D
ie A

fD
 ford

ert d
ie R

ü
ckkeh

r d
er Streitkräfte zu

r E
in

satz-
bereitsch

aft. D
eren

 A
u

fgaben
 ergeben

 sich
 au

s d
em

 G
ru

n
d

-
gesetz u

n
d

 d
er B

ed
roh

u
n

gslage. D
erzeit gen

ü
gt d

ie B
u

n
d

es-
w

eh
r d

iesem
 A

n
sp

ru
ch

 w
ed

er stru
ktu

rell u
n

d
 p

erson
ell n

och
 

m
ateriell. D

as ist an
gesich

ts d
er gegen

w
ärtigen

 B
ed

roh
u

n
g 

E
u

rop
as u

n
d

 d
er geop

olitisch
en

 N
eu

au
srich

tu
n

g d
er U

SA
 

gefäh
rlich

 u
n

d
 d

ah
er in

akzep
tabel. 

D
ie d

eu
tsch

en
 Streitkräfte sin

d
 so zu

 reform
ieren

, d
ass 

d
eren

 E
in

satzbereitsch
aft au

ch
 bei E

in
sätzen

 m
it h

öch
ster 

In
ten

sität gew
äh

rleistet ist. D
azu

 sin
d

 u
m

fan
greich

e stru
k-

tu
relle, p

erson
elle u

n
d

 m
aterielle V

erän
d

eru
n

gen
 u

n
abd

in
g-

bar.

D
ie W

eh
rp

fl
ich

tarm
ee h

at d
er B

u
n

d
esrep

u
blik D

eu
tsch

-
lan

d
 ü

ber m
eh

r als fü
n

f Jah
rzeh

n
te gu

te D
ien

ste geleistet. 
R

ech
tfertigu

n
g d

er W
eh

rp
fl

ich
t ist d

ie B
ed

roh
u

n
gslage, d

ie 
sich

 in
 abseh

barer Z
eit n

ich
t än

d
ern

 w
ird

. D
ie allgem

ein
e 

W
eh

rp
fl

ich
t verw

u
rzelt d

ie Streitkräfte in
 d

er G
esellsch

aft. 
D

azu
 kön

n
te d

er W
ied

erau
fbau

 von
 H

eim
atsch

u
tzkräften

 
od

er ein
 M

ilizsystem
 n

ach
 Sch

w
eizer V

orbild
 m

it ku
rzer 

P
räsen

zp
fl

ich
t geeign

et sein
.

D
ie A

fD
 ford

ert d
ie W

ied
erein

setzu
n

g
 d

er W
ehrp

fl
icht.

3.4 D
ie A

fD
 fordert eine nationale  

Sicherheitsstrategie

D
ie A

fD
 p

läd
iert fü

r ein
en

 gan
zh

eitlich
en

 A
n

satz beim
 

Sch
u

tz von
 Staat, W

irtsch
aft u

n
d

 B
ü

rgern
. D

azu
 geh

ören
 

sow
oh

l m
ilitärisch

e als au
ch

 zivile K
om

p
on

en
ten

. W
issen

s- 
u

n
d

 T
ech

n
ologied

iebstah
l m

ü
ssen

 verh
in

d
ert w

erd
en

. Im
 

Z
eitalter h

ybrid
er B

ed
roh

u
n

gen
 u

n
d

 von
 „C

yberan
griffen

“ 
d

u
rch

 staatlich
e u

n
d

 n
ich

tstaatlich
e A

kteu
re sow

ie d
u

rch
 

T
errorism

u
s gew

in
n

t ein
e zivil-m

ilitärisch
e Z

u
sam

m
en

arbeit 
an

 B
ed

eu
tu

n
g. D

ie gesam
te V

ersorgu
n

g u
n

d
 V

erw
altu

n
g d

es 
L

an
d

es h
än

gen
 von

 ein
er w

id
erstan

d
sfäh

igen
 In

frastru
ktu

r 
ab. Staat u

n
d

 B
ü

rger m
ü

ssen
 gegen

 gew
altbereite A

kteu
re, 
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d
ie sich

 bereits legal od
er illegal im

 L
an

d
 befi

n
d

en
, gesch

ü
tzt 

w
erd

en
. Z

u
 erreich

en
 ist d

ies d
u

rch
 n

eu
e d

ezen
tralisierte 

Stru
ktu

ren
 m

it zen
traler K

oord
in

ation
 u

n
d

 allzeit verfü
gbare 

sch
n

elle R
eaktion

skräfte.

D
ie A

fD
 ford

ert ein
e n

ation
ale Sich

erh
eitsstrategie m

it 
ein

er jäh
rlich

 stattfi
n

d
en

d
en

 D
ebatte zu

r d
eu

tsch
en

 Sich
er-

h
eitsp

olitik im
 B

u
n

d
estag sow

ie ein
er en

tsp
rech

en
d

en
 R

egie-
ru

n
gserkläru

n
g d

es B
u

n
d

eskan
zlers.

D
as Sch

en
gen

-A
bkom

m
en

 betrach
ten

 w
ir als gesch

eitert, da 
ein

e w
irksam

e K
on

trolle der A
u

ßen
gren

zen
 n

ich
t gegeben

 ist. 

E
s m

u
ss d

esha
lb w

ied
er ein

 d
eu

tscher G
ren

zschu
tz a

u
f-

g
eba

u
t w

erd
en

, d
er d

ie Sta
a

tsg
ren

zen
 zu

 schü
tzen

 verm
a

g
, 

w
obei d

er freie P
erson

en
- u

n
d

 G
ü

terverkehr zu
 g

ew
ä

hrleis-
ten

 ist.

3.5 D
eutschland soll seine w

irtschaftlichen  
Stärken ausbauen

D
ie A

fD
 fordert die W

ah
rn

eh
m

u
n

g deu
tsch

er W
irtsch

aftsin
-

teressen
 im

 gleich
en

 M
aß w

ie au
ch

 an
dere L

än
der ih

re eigen
en

 
In

teressen
 vertreten

. D
ie F

örderu
n

g der A
u

ßen
w

irtsch
aft m

u
ss 

au
f R

egieru
n

gseben
e h

oh
e P

riorität gen
ießen

.

D
ie A

fD
 fordert den

 diskrim
in

ieru
n

gsfreien
 Z

u
gan

g zu
 au

s-
län

disch
en

 Im
port- u

n
d E

xportm
ärkten

 fü
r deu

tsch
e U

n
ter-

n
eh

m
en

. D
azu

 geh
ören

 au
ch

 der Z
u

gan
g zu

 R
oh

stoffen
 u

n
d die 

F
reih

eit der H
an

delsw
ege. 

V
erlässlich

e H
an

d
elsregeln

 zu
 erh

alten
 u

n
d n

ach
 den

 In
te-

ressen
 u

n
seres L

an
des w

eiterzu
en

tw
ickeln

, ist K
ern

au
fgabe 

deu
tsch

er A
u

ßen
w

irtsch
aftspolitik.

W
ir fordern

 au
ßerdem

 ein
e stärkere K

on
trolle u

n
d B

erü
ck-

sich
tigu

n
g gesam

tw
irtsch

aftlich
er deu

tsch
er In

teressen
, w

en
n

 
au

slän
disch

e K
on

zern
e ein

e deu
tsch

e F
irm

a ü
bern

eh
m

en
 

w
ollen

. G
egeben

en
falls ist die Ü

bern
ah

m
e zu

 u
n

terbin
den

. 
D

ies gilt in
sbeson

dere, w
en

n
 staatlich

 kon
trollierte au

slän
di-

sch
e U

n
tern

eh
m

en
 beteiligt sin

d oder der A
bfl

u
ss w

ich
tiger 

T
ech

n
ologien

 zu
 befü

rch
ten

 ist. 

D
er A

u
sverkau

f von
 W

issen
, d

as in
 u

n
serem

 L
an

d
 in

 G
en

e-
ration

en
 au

fgebau
t w

u
rd

e, m
u

ss been
d

et w
erd

en
. 

D
ie A

n
m

aßu
n

g su
pran

ation
aler G

erich
te ist zu

 been
den

. 
Im

 A
u

slan
d verh

än
gte Strafzah

lu
n

gen
 in

 volksw
irtsch

aftli-
ch

en
 D

im
en

sion
en

 bedroh
en

 deu
tsch

e U
n

tern
eh

m
en

 in
 ih

rer 
E

xisten
z. W

ir w
erden

 au
f der politisch

en
 E

ben
e gegen

 solch
e 

gezielte Z
erstöru

n
g deu

tsch
er U

n
tern

eh
m

en
 in

terven
ieren

. 

D
ie In

teressen
 u

n
serer B

ü
rger im

 G
esu

n
dh

eits- u
n

d V
er-

brau
ch

ersch
u

tz, im
 T

ier- oder N
atu

rsch
u

tz m
ü

ssen
 in

 ein
er 

globalisierten
 W

elt vertreten
 w

erden
. D

afü
r brau

ch
en

 w
ir 

h
oh

e Sch
u

tzstan
dards u

n
d ein

en
 ein

deu
tigen

 U
m

gan
g m

it 
u

n
tersch

iedlich
en

 Stan
dards.

W
ir w

ollen
 m

u
ltilaterale H

an
delsabkom

m
en

 im
 R

ah
m

en
 

der W
elth

an
delsorgan

isation
 (W

T
O

). B
ilaterale H

an
delsver-

träge sollen
 n

u
r abgesch

lossen
 w

erden
, w

en
n

 m
u

ltilaterale 
H

an
delsverh

an
dlu

n
gen

 n
ich

t du
rch

fü
h

rbar sin
d. In

vestition
s- 

sch
u

tzverträge sollen
 n

u
r abgesch

lossen
 w

erden
, w

en
n

 sie 
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au
ch

 deu
tsch

e U
n

tern
eh

m
en

 gegen
 u

n
sich

ere R
ech

tsverh
ält-

n
isse absich

ern
. A

lle A
bkom

m
en

 m
ü

ssen
 in

 tran
sparen

ten
 

V
erfah

ren
 verh

an
delt w

erden
. 

D
ie A

fD
 lehn

t au
s d

en
 d

argelegten
 G

rü
n

d
en

 C
E

T
A

, T
ISA

 
u

n
d

 T
T

IP
 ab.

D
ort, w

o im
 F

reih
an

del die M
ärkte versagen

, soll die H
an

-
delspolitik korrigieren

d ein
greifen

. M
it ein

er strategisch
en

 
H

an
delspolitik n

eh
m

en
 w

ir die In
teressen

 u
n

serer B
ü

rger 
w

ah
r u

n
d sch

ü
tzen

 ih
re A

rbeitsplätze im
 globalen

 W
ettbe-

w
erb. D

ie A
fD

 fordert die B
ü

n
delu

n
g der A

u
ßen

w
irtsch

afts-
förderu

n
g im

 B
u

n
desm

in
isteriu

m
 fü

r W
irtsch

aft. 

3
.6

 En
tw

ick
lu

n
g

sp
o

litik
: S

ta
b

ilitä
t a

ls S
ich

e
rh

e
its- 

und W
irtschaftsinteresse

N
ach

 50
 Jah

ren
 E

n
tw

icklu
n

gsp
olitik ist d

as E
rgebn

is er-
n

ü
ch

tern
d

. B
eisp

ielsw
eise ist A

frika h
eu

te trotz (od
er w

egen
) 

aller H
ilfen

 n
u

r m
it ru

n
d

 zw
ei P

rozen
t am

 W
elth

an
d

el be-
teiligt. D

u
rch

 d
as rap

id
e B

evölkeru
n

gsw
ach

stu
m

 w
erd

en
 d

ie 
E

rgebn
isse d

er E
n

tw
icklu

n
gsp

olitik w
ied

er zu
n

ich
tegem

ach
t.

D
ie A

fD
 ford

ert ein
en

 g
ru

n
d

sä
tzlichen

 Stra
teg

iew
echsel in

 
d

er E
n

tw
icklu

n
g

sp
olitik. 

D
abei sollten

 d
ie d

eu
tsch

e u
n

d
 d

ie eu
rop

äisch
e E

n
tw

ick-
lu

n
gsh

ilfep
olitik sich

 bew
u

sst sein
, d

ass d
ie D

im
en

sion
 d

es 
afrikan

isch
en

 P
roblem

s (20
15 1,2 M

illiard
en

 E
in

w
oh

n
er; 

20
50

 p
rogn

ostizierte 2,4
 M

illiard
en

 E
in

w
oh

n
er) so gew

altig 
ist, d

ass au
ch

 d
u

rch
 ein

e op
tim

ierte E
n

tw
icklu

n
gsh

ilfep
olitik 

d
em

 K
on

tin
en

t von
 au

ßen
 n

ich
t n

ach
h

altig geh
olfen

 w
erd

en
 

kan
n

.

D
ie A

fD
 tritt fü

r ein
en

 w
eiter gefassten

 A
n

satz in
 d

er E
n

t-
w

icklu
n

gsp
olitik ein

, w
elch

er au
ch

 d
eu

tsch
en

 Sich
erh

eits- 
u

n
d

 W
irtsch

aftsin
teressen

 R
ech

n
u

n
g trägt. 

P
artn

erlän
d

er u
n

d
 P

rojekte m
ü

ssen
 u

n
ter B

erü
cksich

ti-
gu

n
g von

 E
rfolgsp

oten
zial, N

ach
h

altigkeit u
n

d
 d

es m
ögli-

ch
en

 E
igen

an
teils au

sgew
äh

lt w
erd

en
. H

ilfe soll p
rim

är H
ilfe 

zu
r Selbsth

ilfe sein
. 

W
en

n
 L

än
d

er in
 d

ie L
age versetzt w

erd
en

, sich
 au

s eigen
er 

K
raft w

eiterzu
en

tw
ickeln

, verrin
gert d

ies d
en

 A
n

reiz, n
ach

 
E

u
rop

a u
n

d
 in

sbeson
d

ere D
eu

tsch
lan

d
 au

szu
w

an
d

ern
. 

D
u

rch
 M

assen
zu

w
an

d
eru

n
g w

ird
 d

ie In
stabilität D

eu
tsch

-
lan

d
s u

n
d

 E
u

rop
as verstärkt, oh

n
e d

ie P
roblem

e in
 d

en
 

K
risen

region
en

 zu
 lösen

.

D
ie E

n
tw

icklu
n

gslän
d

er m
ü

ssen
 gerech

ter in
 d

as in
ter-

n
ation

ale H
an

d
elssystem

 ein
bezogen

 w
erd

en
 m

it E
rleich

-
teru

n
gen

 fü
r d

eren
 A

u
sfu

h
ren

 in
 d

ie In
d

u
strielän

d
er u

n
d

 
ein

em
 an

gem
essen

en
 Sch

u
tz fü

r d
en

 A
u

fbau
 d

er eigen
en

 
W

irtsch
aftsen

tw
icklu

n
g. M

arktw
irtsch

aftlich
e Stru

ktu
ren

 in
 

allen
 B

ereich
en

 sollen
 geförd

ert w
erd

en
. D

as bed
eu

tet ein
e 

w
eitgeh

en
d

e B
eteiligu

n
g d

er P
rivatw

irtsch
aft an

 E
n

tw
ick-

lu
n

gsp
rojekten

.

Statt F
in

an
ztran

sfers ford
ern

 w
ir d

ie Ö
ffn

u
n

g u
n

serer 
M

ärkte fü
r P

rod
u

kte au
s E

n
tw

icklu
n

gslän
d

ern
. Z

u
gleich

 
w

ollen
 w

ir d
eu

tsch
e U

n
tern

eh
m

er d
abei u

n
terstü

tzen
, in

 
d

iese L
än

d
er zu

 in
vestieren

 u
n

d
 d

ortige U
n

tern
eh

m
er bei 

d
er P

rofession
alisieru

n
g ih

rer T
ätigkeit förd

ern
.

 
W

a
h
lp

ro
g

ra
m

m
 B

u
n
d

e
sta

g
sw

a
h
l 2

017
 | A

u
ß
e
n
- u

n
d

 S
ich

e
rh

e
itsp

o
litik

: D
e
u
tsch

e
 In

te
re

sse
n
 d

u
rch

se
tze

n
21
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Innere Sicherheit



D
er T

erroran
sch

lag au
f d

en
 W

eih
n

ach
tsm

arkt an
 d

er 
B

erlin
er G

ed
äch

tn
iskirch

e w
ar d

er vorläu
fi

ge T
iefp

u
n

kt ein
er 

gan
zen

 Serie von
 E

reign
issen

, d
ie zeigen

, d
ass es u

m
 u

n
sere 

Sich
erh

eit sch
lech

t bestellt ist. T
error u

n
d

 K
rim

in
alität sin

d
 

kein
e N

atu
rereign

isse, d
ie m

an
 kritiklos h

in
n

eh
m

en
 m

u
ss. 

Sie sin
d

 m
en

sch
en

gem
ach

t u
n

d
 h

aben
 U

rsach
en

, d
ie m

an
 

bekäm
p

fen
 kan

n
. G

en
au

 d
as w

ollen
 w

ir tu
n

.

4.1 W
irksam

e Bekäm
pfung der A

usländer- 
krim

inalität  

D
er erh

eblich
e A

n
teil von

 A
u

slän
d

ern
 gerad

e bei d
er 

G
ew

alt- u
n

d
 D

rogen
krim

in
alität fü

h
rt d

erzeit viel zu
 selten

 
zu

 au
slän

d
errech

tlich
en

 M
aßn

ah
m

en
. In

sbeson
d

ere kön
n

en
 

sich
 au

slän
d

isch
e K

rim
in

elle seh
r h

äu
fi

g au
f A

bsch
iebu

n
gs-

h
in

d
ern

isse beru
fen

 u
n

d
 sin

d
 au

f d
iese W

eise von
 A

bsch
ie-

bu
n

g versch
on

t. 

W
ir ford

ern
 d

ah
er: 

 E
rleich

teru
n

g d
er A

u
sw

eisu
n

g, in
sbeson

d
ere d

ie W
ied

er-
ein

fü
h

ru
n

g d
er zw

in
gen

d
en

 A
u

sw
eisu

n
g au

ch
 sch

on
 bei 

gerin
gfü

giger K
rim

in
alität

 V
erh

än
gu

n
g d

er A
u

sw
eisu

n
g bereits d

u
rch

 d
ie Strafge-

rich
te

 E
rm

öglich
u

n
g d

er U
n

terbrin
gu

n
g n

ich
t absch

iebbarer 
K

rim
in

eller im
 A

u
slan

d
 au

fgru
n

d
 bilateraler V

erein
ba-

ru
n

gen
 m

it geeign
eten

 Staaten
.

D
ie E

in
bü

rgeru
n

g K
rim

in
eller ist zu

verlässig zu
 verh

in
-

d
ern

 d
u

rch
: 

 V
erh

in
d

eru
n

g d
es E

rw
erbs d

er d
eu

tsch
en

 Staatsan
geh

ö-
rigkeit d

u
rch

 bloße G
ebu

rt in
 D

eu
tsch

lan
d

, w
eil h

ier-
d

u
rch

 u
.a. A

n
geh

örige krim
in

eller C
lan

s au
tom

atisch
 zu

 
d

eu
tsch

en
 Staatsbü

rgern
 w

erd
en

 kön
n

en
 A

bsch
affu

n
g d

es ein
klagbaren

 A
n

sp
ru

ch
s au

f E
in

bü
rge-

ru
n

g
 V

ersch
ärfu

n
g d

er A
u

ssch
lu

ssgrü
n

d
e fü

r E
in

bü
rgeru

n
g 

bei K
rim

in
alität

In
 folgen

d
en

 F
ällen

 soll ein
e R

ü
ckn

ah
m

e d
er  

E
in

bü
rgeru

n
g erfolgen

: 
 bei erh

eblich
er K

rim
in

alität in
n

erh
alb von

 zeh
n

 Jah
ren

 
n

ach
 erfolgter E

in
bü

rgeru
n

g
 bei M

itw
irku

n
g in

 T
errororgan

isation
en

 (z.B
. IS)

 bei Z
u

geh
örigkeit zu

 krim
in

ellen
 C

lan
s u

n
d

 zw
ar au

ch
 

d
an

n
, w

en
n

 d
ie R

ü
ckn

ah
m

e d
er E

in
bü

rgeru
n

g zu
r Staa-

ten
losigkeit fü

h
rt

H
ierzu

 ist A
rt. 16

 A
bs. 1 G

G
 en

tsp
rech

en
d

 zu
 än

d
ern

.

4.2 V
ollstreckung im

 A
usland 

Z
u

r E
n

tlastu
n

g d
er in

n
erd

eu
tsch

en
 Ju

stizvollzu
gsan

stal-
ten

, aber au
ch

 zu
r E

rh
öh

u
n

g der A
bsch

recku
n

gsw
irku

n
g des 

Strafvollzu
ges, sin

d fü
r au

slän
disch

e Straftäter du
rch

 V
erein

-
baru

n
gen

 m
it au

slän
disch

en
, m

öglich
st h

eim
atn

ah
en

 Staaten
 

dort V
ollzu

gsan
stalten

 ein
zu

rich
ten

, die den
 A

n
forderu

n
gen

 
der E

M
R

K
 en

tsprech
en

, u
n

ter deu
tsch

er L
eitu

n
g u

n
d der A

n
-

w
en

du
n

g deu
tsch

en
 R

ech
ts steh

en
 u

n
d zu

 den
en

 jederzeitiger 
Z

u
gan

g zu
 d

ien
stlich

en
 Z

w
ecken

 eben
so m

öglich
 ist w

ie der 
B

esu
ch

 von
 A

n
geh

örigen
 u

n
d R

ech
tsan

w
älten

. 
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4.3 Jugendstrafrecht 

D
ie Sich

erh
eitslage versch

ärft sich
 vor allem

 in
 B

allu
n

gs-
gebieten

 d
ram

atisch
. E

in
e beson

d
ere R

olle h
ierbei sp

ielen
 

gerad
e ju

n
ge T

äter, d
en

en
 d

erzeit ein
 gerad

ezu
 zah

n
loses 

R
ech

t gegen
ü

bersteh
t. E

rzieh
erisch

e E
rfolge in

 d
iesem

 
Segm

en
t lassen

 sich
 erfah

ru
n

gsgem
äß n

u
r d

u
rch

 sofortige 
In

h
aftieru

n
g d

er T
äter sch

w
erer D

elikte erreich
en

. 

W
ir ford

ern
 d

ah
er ein

e en
tsp

rech
en

d
e Ä

n
d

eru
n

g d
er ein

-
sch

lägigen
 G

esetze, in
sbeson

d
ere d

es H
aftrech

ts. W
egen

 d
er 

im
m

er frü
h

er ein
setzen

d
en

 krim
in

ellen
 E

n
tw

icklu
n

g m
u

ss 
d

as Strafm
ü

n
d

igkeitsalter au
f zw

ölf Jah
re abgesen

kt u
n

d
 m

it 
d

em
 E

rreich
en

 d
er V

olljäh
rigkeit au

ch
 d

as E
rw

ach
sen

en
-

strafrech
t A

n
w

en
d

u
n

g fi
n

d
en

. 

4.4 Reform
 der Polizei 

D
ie öffen

tlich
e Sich

erh
eit ist trotz großen

 p
ersön

lich
en

 
E

in
satzes d

er P
olizeibeam

ten
 in

 B
u

n
d

 u
n

d
 L

än
d

ern
 n

ich
t an

-
gem

essen
 gew

äh
rleistet: P

erson
alm

an
gel, stru

ktu
relle U

n
zu

-
län

glich
keiten

, u
n

zu
reich

en
d

e A
u

srü
stu

n
g u

n
d

 B
ew

affn
u

n
g 

treffen
 au

f sch
lech

te B
ezah

lu
n

g u
n

d
 zu

m
 T

eil em
p

ören
d

 m
i-

serable soziale A
bsich

eru
n

g. D
u

rch
 h

öch
st u

n
tersch

ied
lich

e 
A

rbeitsbed
in

gu
n

gen
 m

ach
en

 sich
 B

u
n

d
 u

n
d

 L
än

d
er zu

d
em

 
u

n
terein

an
d

er K
on

ku
rren

z u
n

d
 jagen

 sich
 gegen

seitig d
ie 

besten
 B

eam
ten

 ab. D
am

it m
u

ss en
d

lich
 Sch

lu
ss sein

. 

D
ie A

fD
 ford

ert d
ah

er: 
 N

eu
stru

ktu
rieru

n
g d

er B
u

n
d

esp
olizeien

 u
n

ter ein
h

eitli-
ch

er F
ü

h
ru

n
g

 Ü
berfü

h
ru

n
g d

er B
ereitsch

aftsp
olizeien

 d
er L

än
d

er in
 

d
ie B

u
n

d
esp

olizei

 W
ied

erbelebu
n

g d
es E

in
satzes von

 W
eh

rp
flich

tigen
 im

 
G

ren
zd

ien
st

 G
leich

e B
esold

u
n

g bu
n

d
esw

eit d
u

rch
 ein

e eigen
e B

esol-
d

u
n

gsord
n

u
n

g fü
r P

olizei, Sold
aten

 u
n

d
 R

ettu
n

gsd
ien

ste 
m

it ein
er d

er jew
eiligen

 G
esu

n
d

h
eits- bzw

. L
eben

sge-
fäh

rd
u

n
g an

gem
essen

en
 Z

u
satzvergü

tu
n

g
 B

ezah
lte Ü

berstu
n

d
en

 u
n

d
 Son

d
erein

sätze
 B

u
n

d
esein

h
eitlich

e U
n

iform
en

 B
u

n
d

esein
h

eitlich
e, m

od
ern

ste u
n

d
 lagean

gep
asste B

e-
w

affn
u

n
g u

n
d

 A
u

srü
stu

n
g (u

.a. B
od

ycam
, T

aser)
 B

u
n

d
esein

h
eitlich

e D
ien

stvorsch
riften

 W
ied

erh
erstellu

n
g d

er freien
 H

eilfü
rsorge m

it p
rivatärzt-

lich
er B

eh
an

d
lu

n
g

 Ü
bern

ah
m

e von
 D

ien
stu

n
fäh

igkeits- u
n

d
 D

ien
sth

aft-
p

flich
tversich

eru
n

g d
u

rch
 d

en
 D

ien
sth

errn
 W

itw
en

- u
n

d
 W

aisen
ren

ten
 in

 H
öh

e d
er P

en
sion

s-
an

sp
rü

ch
e d

es E
n

d
am

tes bei T
od

 d
u

rch
 qu

alifizierten
 

D
ien

stu
n

fall

4.5 Bessere Fahndungsm
öglichkeiten 

F
ü

r d
ie V

erbesseru
n

g d
er F

ah
n

d
u

n
gsm

öglich
keiten

 sollen
 

d
ie P

olizeibeh
örd

en
 an

 krim
in

alitätsn
eu

ralgisch
en

 öffen
t-

lich
en

 P
lätzen

 u
n

d
 G

ebäu
d

en
 ein

e V
id

eoü
berw

ach
u

n
g m

it 
G

esich
tserken

n
u

n
gssoftw

are ein
setzen

 kön
n

en
. B

ei d
er 

F
ah

n
d

u
n

g n
ach

 u
n

bekan
n

ten
 T

ätern
 soll es erlau

bt w
erd

en
, 

vorh
an

d
en

es D
N

A
-Sp

u
ren

m
aterial au

ch
 au

f körp
erlich

e u
n

d
 

biogeografi
sch

e M
erkm

ale d
er gesu

ch
ten

 P
erson

 u
n

tersu
-

ch
en

 zu
 lassen

, u
m

 so zielgerich
tete F

ah
n

d
u

n
gsm

aßn
ah

m
en

 
zu

 erm
öglich

en
.
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4.6 O
rganisierte K

rim
inalität bekäm

pfen

D
ie O

rgan
isierte K

rim
in

alität (O
K

) m
u

ss n
ach

h
altig be-

käm
p

ft w
erd

en
. D

azu
 geh

ört, G
ew

in
n

e au
s Straftaten

 besser 
abzu

sch
öp

fen
 u

n
d

 folgerich
tig d

ie bereits besteh
en

d
en

 rech
t-

lich
en

 In
stru

m
en

te d
es V

erfalls u
n

d
 d

er E
in

zieh
u

n
g besser 

zu
 n

u
tzen

. D
ie M

eh
rzah

l d
er T

äter im
 B

ereich
 d

er O
rgan

i-
sierten

 K
rim

in
alität sin

d
 A

u
slän

d
er. Sie au

szu
w

eisen
, m

u
ss 

verein
fach

t w
erd

en
. D

esh
alb ist fü

r d
iesen

 P
erson

en
kreis bei 

en
tsp

rech
en

d
em

 V
erd

ach
t d

ie O
K

-Z
u

geh
örigkeit als A

u
sw

ei-
su

n
gsgru

n
d

 ein
zu

fü
h

ren
.

4.7 Sicherheit der Bürger verbessern   

A
u

f V
orsch

lag d
er E

U
-K

om
m

ission
 h

at d
as E

U
-P

arlam
en

t 
in

 R
eaktion

 au
f d

ie T
erroran

sch
läge von

 P
aris im

 N
ovem

ber 
20

15 d
ie E

U
-F

eu
erw

affen
rich

tlin
ie geän

d
ert. D

am
it kom

m
t 

es zu
 ein

er w
eiteren

 V
ersch

ärfu
n

g d
es W

affen
rech

ts. B
etrof-

fen
 von

 d
er V

ersch
ärfu

n
g ein

es oh
n

eh
in

 sch
on

 restriktiven
 

W
affen

rech
ts sin

d
 vor allem

 legale W
affen

besitzer, Sp
ort-

sch
ü

tzen
, Jäger u

n
d

 W
affen

sam
m

ler. D
ie illegalen

 W
affen

, 
d

ie fü
r terroristisch

e A
n

sch
läge ben

u
tzt w

erd
en

, w
erd

en
 

d
avon

 n
ich

t erfasst. D
ie U

m
setzu

n
g d

er E
U

-F
eu

erw
affen

-
rich

tlin
ie leh

n
en

 w
ir ab. D

er E
rw

erb d
es W

affen
sch

ein
s fü

r 
gesetzestreu

e B
ü

rger ist zu
 erleich

tern
.

G
leich

zeitig ford
ern

 w
ir ein

e E
rh

öh
u

n
g d

es M
in

d
est-

strafm
aßes fü

r „gefäh
rlich

e K
örp

erverletzu
n

g m
ittels ein

es 
gefäh

rlich
en

 W
erkzeu

gs“ (§ 224
 A

bs. 1 N
r. 2 StG

B
, also bei 

V
erw

en
d

u
n

g ein
es M

essers od
er ein

es äh
n

lich
en

 G
egen

stan
-

d
es, au

f F
reih

eitsstrafe von
 ein

em
 Jah

r (statt bish
er sech

s 
M

on
aten

 od
er d

rei in
 m

in
d

ersch
w

eren
 F

ällen
). 

4.8 A
bm

ahnvereine abschaff
en 

D
ie D

u
rch

setzu
n

g d
es R

ech
ts ist Sach

e d
es Staates. D

ieser 
h

at d
as G

ew
altm

on
op

ol u
n

d
 m

u
ss d

afü
r Sorge tragen

, d
ass 

d
as R

ech
t korrekt an

gew
an

d
t w

ird
. 

D
er A

bm
ah

n
in

d
u

strie, d
ie d

as U
rh

eberrech
t m

issbrau
ch

t, 
u

m
 von

 u
n

besch
olten

en
 B

ü
rgern

 im
 In

tern
et jäh

rlich
 M

illi-
on

en
beträge abzu

kassieren
, w

ill d
ie A

fD
 ein

en
 gesetzlich

en
 

R
iegel vorsch

ieben
.

4.9 Erstattungsfähigkeit vorgerichtlicher  
Inkassokosten gesetzlich unterbinden 

In
kassobü

ros stellen
 Sch

u
ld

n
ern

 regelm
äßig h

orren
d

e 
K

osten
 d

afü
r in

 R
ech

n
u

n
g, d

ass sie G
läu

bigern
 d

eren
 u

rei-
gen

e A
rbeit d

er Sch
u

ld
n

erverw
altu

n
g u

n
d

 vorgerich
tlich

er 
F

ord
eru

n
gsbeitreibu

n
g abn

eh
m

en
. D

em
 soll –

 m
it A

u
sn

ah
-

m
e zu

gu
n

sten
 d

er rech
tsberaten

d
en

 B
eru

fe –
 ein

 R
iegel vor-

gesch
oben

 w
erd

en
.  Im

 d
eu

tsch
en

 B
ü

rgerlich
en

 G
esetzbu

ch
 

(B
G

B
) gilt d

er G
ru

n
d

satz, d
ass d

er jew
eilige G

läu
biger ein

er 
F

ord
eru

n
g d

iese selbst zu
 verw

alten
 u

n
d

 gegeben
en

falls au
ch

 
beizu

treiben
 h

at: D
as M

ah
n

w
esen

 u
n

terfällt d
em

 origin
ä-

ren
 G

esch
äftsbereich

 ein
es kau

fm
än

n
isch

 ein
gerich

teten
 

G
ew

erbebetriebs. D
ie d

u
rch

 E
in

sch
altu

n
g ein

es In
kassou

n
-

tern
eh

m
en

s veru
rsach

ten
 K

osten
 sin

d
 d

em
 Sch

u
ld

n
er d

ah
er 

gru
n

d
sätzlich

 n
ich

t zu
zu

rech
n

en
. G

ru
n

d
sätzlich

 obliegt d
as 

F
ord

eru
n

gsm
an

agem
en

t d
em

 G
läu

biger au
f eigen

e K
osten

 
selbst. G

leich
w

oh
l w

erd
en

 in
 d

er P
raxis u

n
ter A

u
sn

u
tzu

n
g 

von
 R

egelu
n

gslü
cken

 in
 d

er R
ech

tsp
rech

u
n

g Sch
u

ld
n

ern
 

n
ach

 w
ie vor völlig ü

berzogen
e K

osten
 fü

r In
kassoleistu

n
-

gen
 bei d

er F
ord

eru
n

gsbeitreibu
n

g, au
ch

 zu
 Z

w
ecken

 d
er 

E
in

sch
ü

ch
teru

n
g, in

 R
ech

n
u

n
g gestellt. D

ie A
fD

 ford
ert ein

e 
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gesetzlich
e R

egelu
n

g, d
ass d

ie B
eitreibu

n
g von

 F
ord

eru
n

gen
 

als origin
äre A

u
fgabe ein

es jed
en

 G
läu

bigers kein
esfalls d

em
 

Sch
u

ld
n

er d
u

rch
 E

in
sch

altu
n

g D
ritter, in

sbeson
d

ere von
 

In
kassobü

ros, au
fgebü

rd
et w

erd
en

 d
arf. D

ies gilt n
u

r in
so-

w
eit n

ich
t, als d

ie E
in

sch
altu

n
g ein

es R
ech

tsan
w

altes in
s-

beson
d

ere zu
r V

orbereitu
n

g ein
er gerich

tlich
en

 B
eitreibu

n
g 

u
n

abd
in

gbar erford
erlich

 ist. D
essen

 G
ebü

h
ren

 sin
d

 bereits 
gesetzlich

 im
 R

ech
tsan

w
altsvergü

tu
n

gsgesetz geregelt.  
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K
A

PITEL 5

A
syl braucht G

renzen: 
Zuw

anderung und A
syl 



5.1 D
ie dem

ografischen Problem
e Europas 

und A
frikas 

W
äh

ren
d

 d
ie eu

rop
äisch

e B
evölkeru

n
g ü

beraltert u
n

d
 

sch
ru

m
p

ft, exp
lod

iert d
ie B

evölkeru
n

gszah
l in

 A
frika u

n
d in

 
den

 arabisch
-m

u
slim

isch
en

 L
än

dern
 des N

ah
en

 u
n

d M
ittleren

 
O

sten
s. In

 A
frika bekom

m
t jede F

rau
 im

 D
u

rch
sch

n
itt 4,5 

K
in

der. G
leich

zeitig n
im

m
t die K

in
dersterblich

keit dan
k in

ter-
n

ation
aler H

ilfe stark ab. D
ie G

ebu
rten

rate in
 E

u
ropa liegt 

dem
gegen

ü
ber bei 1,6 –

 in
 D

eu
tsch

lan
d sogar n

u
r bei 1,4.

D
ies bed

eu
tet, d

ass in
 d

er Z
eit bis 20

50
 d

ie P
op

u
lation

 
A

frikas, ein
sch

ließlich
 aller arabisch

en
 L

än
d

er, von
 h

eu
te 1,2 

M
illiard

en
 M

en
sch

en
 au

f 2,4
 M

illiard
en

 w
ach

sen
 w

ird
. D

ie 
d

erzeit in
 E

u
rop

a leben
d

en
 ru

n
d

 59
0

 M
illion

en
 M

en
sch

en
 

w
erd

en
 sich

 im
 gleich

en
 Z

eitrau
m

 zah
len

m
äßig au

f ca. 54
0

 
M

illion
en

 verrin
gern

, w
ovon

 ein
 D

rittel ü
ber 6

0
 Jah

re alt 
sein

 w
ird

.

Im
 V

erh
ältn

is zu
m

 w
oh

lh
aben

d
en

 E
u

rop
a stellt A

frika 
ein

 A
rm

en
h

au
s d

er W
elt d

ar. A
u

s beid
en

 U
rsach

en
 –

 d
em

 
B

evölkeru
n

gsw
ach

stu
m

 A
frikas u

n
d

 d
em

 W
oh

lstan
d

sgefälle 
zu

 E
u

rop
a –

 en
tsteh

t ein
 W

an
d

eru
n

gsd
ru

ck, d
er D

im
en

si-
on

en
 ein

er V
ölkerw

an
d

eru
n

g h
at. Sozialgeografi

sch
e F

ach
-

leu
te sin

d
 seit lan

gem
 in

 d
er L

age, d
iesen

 W
an

d
eru

n
gsd

ru
ck 

zu
 qu

an
tifi

zieren
. Im

 arabisch
en

 R
au

m
 w

erd
en

 23 P
rozen

t 
d

er B
evölkeru

n
g als au

sw
an

d
eru

n
gsw

illig ein
gesch

ätzt, in
 

A
frika u

n
terh

alb d
er Sah

ara etw
a 37 P

rozen
t. In

 absolu
ten

 
Z

ah
len

 sin
d

 d
ies d

erzeit ru
n

d
 350

 M
illion

en
 w

an
d

eru
n

gs-
w

illige M
en

sch
en

, ü
berw

iegen
d

 ju
n

ge M
än

n
er. B

is 20
50

 
w

ird
 sich

 d
eren

 Z
ah

l au
f ru

n
d

 9
50

 M
illion

en
 erh

öh
en

. E
in

e 
zu

n
eh

m
en

d
e Z

ah
l sogen

an
n

ter „F
ailed

 States“ u
n

d
 feh

len
d

e 
G

ebu
rten

kon
trollen

 tragen
 ih

ren
 T

eil zu
 d

ieser sch
ier u

n
lös-

baren
 Situ

ation
 bei. 

V
or d

iesem
 P

roblem
h

in
tergru

n
d

 ist offen
sich

tlich
, d

ass 
W

an
d

eru
n

gsbew
egu

n
gen

 von
 A

frika n
ach

 E
u

rop
a im

 zu
 

erw
arten

d
en

 U
m

fan
g u

n
seren

 K
on

tin
en

t in
 w

en
igen

 Jah
ren

 
d

estabilisieren
 kön

n
en

. P
au

sch
ale Z

u
w

an
d

eru
n

gsqu
oten

 fü
r 

ein
en

 T
eil d

er au
sw

an
d

eru
n

gsw
illigen

 B
evölkeru

n
gen

 sin
d

 
eth

isch
 n

ich
t zu

 veran
tw

orten
, w

eil d
am

it gleich
zeitig d

ie 
große M

eh
rh

eit abgew
iesen

 w
ird

. P
olitisch

e F
ord

eru
n

gen
 in

 
d

ieser H
in

sich
t sin

d
 d

ah
er p

seu
d

oh
u

m
an

itär u
n

d
 selbstzer-

störerisch
. In

d
ivid

u
elle Sch

u
tz- u

n
d

 A
sylgaran

tien
 w

u
rd

en
 

19
4

9
 fü

r verfolgte E
in

zelp
erson

en
 gesch

affen
. Sie versp

re-
ch

en
 u

n
ter d

en
 h

eu
tigen

 B
ed

in
gu

n
gen

 d
er m

assen
h

aften
, 

globalisierten
 W

an
d

eru
n

gsbew
egu

n
gen

 U
n

m
öglich

es. Sie 
kön

n
en

 n
ich

t au
frech

terh
alten

 w
erd

en
.

Z
iel d

er A
fD

 ist Selbsterha
ltu

n
g

, n
icht Selbstzerstöru

n
g

 
u

n
seres Sta

a
tes u

n
d

 V
olkes. 

D
ie Z

u
ku

n
ft D

eu
tsch

lan
d

s u
n

d
 E

u
rop

as m
u

ss lan
gfristig 

gesich
ert w

erd
en

. W
ir w

ollen
 u

n
seren

 N
ach

kom
m

en
 ein
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es Staates u
n

d
 d

er G
leich

w
ertigkeit d

er R
eligio-

n
en

, w
elch

e d
as Staatskirch

en
rech

t verlan
gt, sin

d
 d

em
 Islam

 
frem

d
. 

D
ie A

fD
 ford

ert ein
 a

llg
em

ein
es V

erbot d
er V

ollverschleie-
ru

n
g

 in
 d

er Ö
ffen

tlichkeit u
n

d
 im

 öffen
tlichen

 D
ien

st. 

B
u

rka u
n

d
 N

iqab errich
ten

 d
u

rch
 d

ie G
esich

tsverh
ü

llu
n

g 
ein

e B
arriere zw

isch
en

 d
er T

rägerin
 u

n
d

 ih
rer U

m
w

elt u
n

d
 

ersch
w

eren
 d

am
it d

as Z
u

sam
m

en
leben

 in
 d

er G
esellsch

aft. 
E

in
 V

erbot ist n
ach

 ein
em

 U
rteil d

es E
u

rop
äisch

en
 G

erich
ts-

h
ofs fü

r M
en

sch
en

rech
te von

 20
14

 au
ch

 rech
tm

äßig. 

Im
 öffen

tlich
en

 D
ien

st soll kein
 K

op
ftu

ch
 getragen

 w
erd

en
, 

in
 B

ild
u

n
gsein

rich
tu

n
gen

 w
ed

er von
 L

eh
rerin

n
en

 n
och

 von
 

Sch
ü

lerin
n

en
 in

 A
n

leh
n

u
n

g an
 d

as fran
zösisch

e M
od

ell. 

D
er im

 G
ru

n
d

gesetz garan
tierten

 G
leich

berech
tigu

n
g von

 
F

rau
en

 u
n

d
 M

än
n

ern
 sow

ie d
er freien

 E
n

tfaltu
n

g d
er P

ersön
-

lich
keit w

id
ersp

rich
t d

as K
op

ftu
ch

 als religiös-p
olitisch

es Z
ei-

ch
en

 d
er U

n
terord

n
u

n
g von

 M
u

slim
as u

n
ter d

en
 M

an
n

. D
as 

U
rteil d

es B
u

n
d

esverfassu
n

gsgerich
ts von

 20
15, n

ach
 d

em
 

ein
 gen

erelles K
op

ftu
ch

verbot fü
r m

u
slim

isch
e L

eh
rerin

n
en

 
verfassu

n
gsw

id
rig sei, betrach

tet d
ie A

fD
 als ein

 H
in

d
ern

is 
fü

r ein
e erfolgreich

e In
tegration

sp
olitik. 

D
ie A

fD
 verlan

gt, ein
e stan

d
esam

tlich
e E

h
esch

ließu
n

g vor 
jed

er religiösen
 T

rau
u

n
g rech

tlich
 w

ied
er fü

r verbin
d

lich
 zu

 
erklären

. R
eligiöse T

rau
u

n
gen

 kön
n

en
 d

iese staatsrech
tlich

e 
V

orau
ssetzu

n
g zu

r A
n

erken
n

u
n

g ein
er E

h
e n

ich
t ersetzen

. 

D
as V

erbot d
er religiösen

 V
orau

strau
u

n
g, etw

a d
u

rch
 

Im
am

e, soll w
ied

er in
 K

raft gesetzt u
n

d
 d

ie Streich
u

n
g d

er §§ 
6

7 u
n

d
 6

7a im
 P

erson
en

stan
d

sgesetz von
 20

0
9

 rü
ckgän

gig 
gem

ach
t w

erd
en

. N
u

r so kön
n

en
 w

ir d
er Im

am
-E

h
e en

tge-
gen

w
irken

, d
ie u

n
ter U

m
geh

u
n

g d
er stan

d
esam

tlich
en

 T
rau

-
u

n
g u

n
d

 oftm
als u

n
ter Z

w
an

g d
ie P

olygam
ie, K

in
d

ereh
e u

n
d

 
V

erw
an

d
ten

eh
e erm

öglich
t. Im

 A
u

slan
d

 gesch
lossen

e E
h

en
 

gem
äß d

em
 F

am
ilien

rech
t d

er Sch
aria, d

ie gegen
 u

n
sere 

G
esetze u

n
d

 u
n

sere M
oralvorstellu

n
gen

 verstoßen
, sollen

 in
 

D
eu

tsch
lan

d
 rech

tlich
 n

ich
t an

erkan
n

t w
erd

en
. 
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D
ie d

ram
atisch

e Z
u

n
ah

m
e d

er E
h

e- u
n

d
 K

in
d

erlosigkeit 
u

n
d

 d
as V

ersch
w

in
d

en
 n

orm
aler m

ittelgroßer F
am

ilien
 –

 
von

 d
en

 etablierten
 P

arteien
 län

gst als altern
ativlos h

in
-

gen
om

m
en

 –
 sorgen

 fü
r ein

e Sch
ru

m
p

fu
n

g u
n

serer an
ge-

stam
m

ten
 B

evölkeru
n

g u
m

 m
eh

r als 250
.0

0
0

 P
erson

en
 p

ro 
Jah

r, m
it stark steigen

d
er T

en
d

en
z. D

ie A
fD

 stem
m

t sich
 

gegen
 d

iesen
 T

ren
d

 zu
r Selbstabsch

affu
n

g u
n

d
 w

ill D
eu

tsch
-

lan
d

s G
esellsch

aft von
 G

ru
n

d
 au

f fam
ilien

- u
n

d
 kin

d
er-

freu
n

d
lich

er gestalten
. W

ir w
ollen

 d
as L

an
d

 u
n

serer V
äter 

u
n

d
 M

ü
tter n

ich
t irgen

d
jem

an
d

em
 h

in
terlassen

, d
er d

ieses 
E

rbe versch
leu

d
ert od

er au
sp

lü
n

d
ert, son

d
ern

 u
n

seren
 

N
ach

kom
m

en
, d

en
en

 w
ir u

n
sere W

erte vorgelebt u
n

d
 m

itge-
geben

 h
aben

. Stabile F
am

ilien
 sin

d
 d

ie M
itte u

n
d

 G
ru

n
d

lage 
jed

er sich
 selbst erh

alten
d

en
 G

esellsch
aft, in

 d
er W

oh
lstan

d
 

u
n

d
 sozialer F

ried
en

 h
errsch

en
 u

n
d

 W
erte w

eitergegeben
 

w
erd

en
.

D
eu

tschla
n

d
 bra

u
cht ein

en
 P

a
ra

d
ig

m
en

w
echsel hin

 zu
 

ein
er n

a
tion

a
len

 B
evölkeru

n
g

sp
olitik. F

a
m

ilien
p

olitik soll 
d

esha
lb d

en
 M

a
ßsta

b fü
r a

lle m
it ihr verbu

n
d

en
en

 P
oli-

tikfeld
er setzen

, in
sbeson

d
ere fü

r d
ie Sozia

l-, Steu
er- u

n
d

 
B

ild
u

n
g

sp
olitik.

7.1 D
eutschland nicht abschaff

en

D
er E

rh
alt d

es eigen
en

 Staatsvolks ist vorran
gige A

u
fgabe 

d
er P

olitik u
n

d
 jed

er R
egieru

n
g. D

ies kan
n

 in
 d

er d
erzeitigen

 
d

em
ografi

sch
en

 L
age D

eu
tsch

lan
d

s n
u

r m
it ein

er aktivieren
-

d
en

 F
am

ilien
p

olitik gelin
gen

.

D
eu

tsch
lan

d
 brau

ch
t m

eh
r stabile F

am
ilien

 m
it m

eh
r 

K
in

d
ern

. O
h

n
e au

sgeglich
en

e G
ebu

rten
bilan

z ist d
er soziale 

F
ried

e gefäh
rd

et, sow
eit er au

f u
n

serem
 Sozial-, R

en
ten

- u
n

d
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G
esu

n
d

h
eitssystem

 beru
h

t. D
ah

er sin
d

 M
aßn

ah
m

en
 zu

r m
it-

telfristigen
 E

rh
öh

u
n

g d
er G

ebu
rten

rate d
er ein

h
eim

isch
en

 
B

evölkeru
n

g u
n

verzich
tbar, au

ch
 u

m
 u

n
sere Sozialversich

e-
ru

n
gssystem

e zu
 stabilisieren

.

D
as „B

u
n

d
esm

in
isteriu

m
 fü

r F
am

ilien
, Sen

ioren
, F

rau
en

 
u

n
d

 Ju
gen

d
“ ist in

 ein
 „B

u
n

d
esm

in
isteriu

m
 fü

r F
am

ilie u
n

d
 

B
evölkeru

n
gsen

tw
icklu

n
g“ u

m
zu

w
an

d
eln

, d
as B

evölkeru
n

gs-
en

tw
icklu

n
g n

ach
 w

issen
sch

aftlich
en

 K
riterien

 koord
in

iert 
u

n
d

 förd
ert.

E
in

e kin
d

erfreu
n

d
liche G

esellscha
ft u

n
d

 d
er E

rha
lt d

es 
Sta

a
tsvolks sin

d
 d

a
her a

ls Sta
a

tsziel in
s G

ru
n

d
g

esetz a
u

fzu
-

n
ehm

en
. 

7.2 Ehe und Fam
ilie stärken

D
ie A

fD
 w

ill d
as vom

 G
ru

n
d

gesetz gesch
ü

tzte u
n

d
 bew

äh
r-

te L
eitbild

 d
er E

h
e u

n
d

 trad
ition

ellen
 F

am
ilie m

it K
in

d
ern

 
bew

ah
ren

 u
n

d
 stärken

. 

D
u

rch
 A

u
fkläru

n
g u

n
d

 H
ilfen

 w
ollen

 w
ir ju

n
ge M

en
-

sch
en

 erm
u

tigen
 u

n
d

 in
 d

ie L
age versetzen

, ein
e F

am
ilie zu

 
grü

n
d

en
 u

n
d

 zu
 erh

alten
. W

ir w
ollen

 u
n

n
ötige H

em
m

n
isse 

beseitigen
, d

am
it stabile E

h
en

 u
n

d
 F

am
ilien

 en
tsteh

en
 u

n
d

 
besteh

en
 bleiben

. H
ierm

it w
ollen

 w
ir sch

on
 frü

h
 begin

n
en

, 
in

d
em

 an
erkan

n
te R

egeln
 zu

 P
artn

ersch
aft u

n
d

 F
am

ilie, 
H

au
sh

altsfü
h

ru
n

g, L
eben

ssch
u

tz u
n

d
 K

in
d

ererzieh
u

n
g in

 
L

eh
rp

län
en

 u
n

d
 Sch

u
lbü

ch
ern

 aller allgem
ein

bild
en

d
en

 
Sch

u
len

 w
ied

er fester B
estan

d
teil w

erd
en

.
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7.3 K
inder brauchen beide Eltern: A

llein erziehen 
ist kein Idealfall

D
ie A

n
zah

l trad
ition

eller F
am

ilien
 in

 D
eu

tsch
lan

d
 ist seit 

vielen
 Jah

ren
 rü

ckläu
fi

g –
 d

ie Z
ah

l sogen
an

n
ter „A

llein
er-

zieh
en

d
er“ h

at in
 d

en
 letzten

 Jah
ren

 d
agegen

 stark zu
ge-

n
om

m
en

.  F
ü

r A
llein

erzieh
en

d
e u

n
d

 K
in

d
er bed

eu
tet d

iese 
L

eben
ssitu

ation
 ein

 ü
berd

u
rch

sch
n

ittlich
es R

isiko, in
 relati-

ver A
rm

u
t zu

 leben
. T

rotz alarm
ieren

d
er E

rken
n

tn
isse ü

ber 
d

ie A
u

sw
irku

n
gen

 au
f d

ie kin
d

lich
e E

n
tw

icklu
n

g sp
rech

en
 

sich
 n

ah
ezu

 alle P
arteien

 fü
r ein

e bed
in

gu
n

gslose F
örd

e-
ru

n
g A

llein
erzieh

en
d

er au
s. E

in
e D

ifferen
zieru

n
g, ob d

iese 
L

eben
ssitu

ation
 sch

icksalh
aft, d

u
rch

 Selbstversch
u

ld
en

 od
er 

au
f G

ru
n

d
 eigen

er E
n

tsch
eid

u
n

gen
 zu

stan
d

e gekom
m

en
 ist, 

fi
n

d
et n

ich
t statt. D

ie E
n

tsch
eid

u
n

g fü
r d

ie L
eben

sform
 „al-

lein
erzieh

en
d

“ ist P
rivatsach

e –
 fü

r ein
e d

arau
s resu

ltieren
d

e 
B

ed
ü

rftigkeit h
aftet jed

och
 d

ie Solid
argem

ein
sch

aft.  

D
ie A

fD
 m

öch
te A

llein
erzieh

en
d

en
 h

elfen
, ein

 eigen
ver-

an
tw

ortlich
es L

eben
 zu

 fü
h

ren
. Sie ist jed

och
 gegen

 jed
e 

fi
n

an
zielle U

n
terstü

tzu
n

g von
 O

rgan
isation

en
, d

ie „E
in

el-
tern

fam
ilien

“ als n
orm

alen
, fortsch

rittlich
en

 od
er gar erstre-

ben
sw

erten
 L

eben
sen

tw
u

rf p
rop

agieren
. D

er V
orteil ein

er 
beson

d
eren

 U
n

terstü
tzu

n
g d

u
rch

 d
ie Solid

argem
ein

sch
aft 

sollte n
u

r d
en

jen
igen

 A
llein

erzieh
en

d
en

 gew
äh

rt w
erd

en
, d

ie 
d

en
 an

d
eren

 E
ltern

teil n
ich

t au
s d

er T
eilh

abe an
 d

er E
rzie-

h
u

n
gsveran

tw
ortu

n
g u

n
d

 p
raktisch

en
 E

rzieh
u

n
gsleistu

n
g 

h
in

au
sd

rän
gen

.

7.3.1 M
ehr G

erechtigkeit bei Scheidungen

D
ie R

eform
 d

es F
am

ilien
rech

ts von
 19

77 fü
h

rte d
azu

, d
ass 

selbst Straftaten
 u

n
d

 sch
w

erw
iegen

d
es F

eh
lverh

alten
 gegen

 
d

en
 E

h
ep

artn
er bei d

er B
em

essu
n

g fi
n

an
zieller A

n
sp

rü
ch

e 
n

ach
 T

ren
n

u
n

g u
n

d
 Sch

eid
u

n
g oft oh

n
e A

u
sw

irku
n

g bleiben
. 

E
in

e d
erartige R

ech
tsp

rech
u

n
g ist n

ich
t geeign

et, d
ie P

artn
er 

zu
 eh

elich
er Solid

arität an
zu

h
alten

 u
n

d
 beein

träch
tigt d

ie 
Stabilität besteh

en
d

er E
h

en
. 

Schw
erw

ieg
en

d
es F

ehlverha
lten

 g
eg

en
 d

ie eheliche Solid
a

-
ritä

t m
u

ss bei d
en

 Scheid
u

n
g

sfolg
en

 w
ied

er berü
cksichtig

t 
w

erd
en

.

7.3.2 V
äter stärken

E
in

er gezielten
 P

olitik fü
r M

än
n

er u
n

d
 V

äter, h
at sich

 bis-
lan

g kein
e P

artei an
gen

om
m

en
. B

ei vielen
 getren

n
t leben

-
d

en
 P

aaren
 leid

en
 viele V

äter u
n

ter d
en

 fam
ilien

rech
tlich

en
 

B
estim

m
u

n
gen

, w
ü

n
sch

en
 sich

 beisp
ielsw

eise m
eh

r U
m

gan
g 

m
it ih

ren
 K

in
d

ern
 h

aben
 zu

 kön
n

en
.

W
ir w

ollen
 u

n
s d

esha
lb  fü

r d
ie R

echte von
 V

ä
tern

 sta
rk 

m
a

chen
.
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7.4 Fam
iliennahe Betreuung w

ürdigen

K
in

der u
n

ter drei Jah
ren

 fü
h

len
 sich

 am
 w

oh
lsten

, w
en

n
 

sie du
rch

 die eigen
en

 E
ltern

 betreu
t w

erden
. E

s m
u

ss w
ie-

der m
öglich

 sein
, dass ein

e F
am

ilie m
it klein

en
 K

in
dern

 von
 

ein
em

 G
eh

alt leben
 kan

n
, so dass die E

ltern
 frei zw

isch
en

 
B

eru
fstätigkeit oder E

rw
erbspau

se en
tsch

eiden
 kön

n
en

. 

D
er Staat m

u
ss d

afü
r d

ie elterliche B
etreu

u
n

g gen
au

so 
fi

n
an

ziell u
n

terstü
tzen

 w
ie K

itas u
n

d
 T

agesm
ü

tter. 

E
ltern

, die ih
re K

lein
kin

der selbst betreu
en

, erleben
 die 

E
n

tw
icklu

n
g ih

rer K
in

der u
n

m
ittelbar, verm

itteln
 Ih

n
en

 
H

erzen
sbildu

n
g u

n
d erh

alten
 dam

it die körperlich
e u

n
d

 
seelisch

e G
esu

n
dh

eit ih
rer K

in
der. Sie leisten

 in
sofern

 ein
en

 
w

ich
tigen

 B
eitrag fü

r die G
esellsch

aft u
n

d verdien
en

 dafü
r 

A
n

erken
n

u
n

g. Im
 A

n
sch

lu
ss an

 die B
etreu

u
n

gspau
se m

u
ss es 

ih
n

en
 oh

n
e große H

ü
rden

 m
öglich

 sein
, ih

ren
 B

eru
f w

ieder 
au

fzu
n

eh
m

en
.

D
ie A

fD
 w

ill au
ch d

ie F
ü

rsorge fü
r p

fl
egebed

ü
rftige A

n
ge-

hörige besser u
n

terstü
tzen

. D
iese F

am
ilien

arbeit ist gleich-
w

ertig u
n

d
 m

u
ss an

erkan
n

t w
erd

en
 w

ie jed
e an

d
ere beru

fl
i-

che T
ätigkeit.

7.5 Schutz des ungeborenen Lebens 

A
u

ch
 u

n
geboren

e K
in

d
er h

aben
 ein

 R
ech

t au
f L

eben
. V

iel 
zu

 oft w
ird

 d
ieses R

ech
t d

er Selbstverw
irklich

u
n

g od
er sozia-

len
 Z

u
ku

n
ftsän

gsten
 u

n
tergeord

n
et. Solch

en
 Ä

n
gsten

 w
ill d

ie 
A

fD
 d

u
rch

 kon
krete H

ilfen
 fü

r F
am

ilien
 in

 allen
 L

eben
slagen

 
vorbeu

gen
, in

sbeson
d

ere d
en

 leben
sretten

d
en

 A
u

sw
eg d

er 
A

d
op

tion
 erleich

tern
 u

n
d

 förd
ern

. 

B
ereits vorh

er m
u

ss aber d
ie G

esellsch
aft in

 F
am

ilien
, 

Sch
u

le u
n

d
 M

ed
ien

 d
en

 R
esp

ekt vor d
em

 L
eben

 u
n

d
 ein

 
p

ositives B
ild

 von
 E

h
e u

n
d

 E
ltern

sch
aft verm

itteln
. D

ie 
Sch

w
an

gersch
aftskon

fl
iktberatu

n
g m

u
ss tatsäch

lich
 d

em
 

Sch
u

tz d
es L

eben
s d

ien
en

. W
ie vom

 B
u

n
d

esverfassu
n

gsgerich
t 

zu
r B

ed
in

gu
n

g gestellt, ist regelm
äßig d

ie W
irksam

keit d
er 

B
eratu

n
gssch

ein
regelu

n
g zu

 ü
berp

rü
fen

. G
egeben

en
falls ist 

d
u

rch
 gesetzlich

e K
orrektu

ren
 ein

 w
irksam

er L
eben

ssch
u

tz zu
 

gew
äh

rleisten
.

U
m

 realistisch
e A

btreibu
n

gszah
len

 erh
eben

 zu
 kön

n
en

, 
m

u
ss d

ie M
eld

ep
fl

ich
t fü

r A
btreibu

n
gen

 verbessert w
erd

en
. 

E
in

e U
n

terlassu
n

g d
er M

eld
u

n
g seiten

s d
es au

sfü
h

ren
d

en
 A

rz-
tes m

u
ss sp

ü
rbare San

ktion
en

 n
ach

 sich
 zieh

en
. D

ie A
n

on
ym

i-
tät d

er Sch
w

an
geren

 ist d
abei zu

 gew
äh

rleisten
.

W
ir lehn

en
 a

lle B
estrebu

n
g

en
 a

b, d
ie T

ötu
n

g
 U

n
g

eboren
er 

zu
 ein

em
 M

en
schen

recht zu
 erklä

ren
.

7.6 K
inder w

illkom
m

en heißen 

E
in

e W
illkom

m
en

sku
ltu

r fü
r K

in
der m

u
ss sich

 au
ch

 in
 kon

-
kreten

 M
aßn

ah
m

en
 zeigen

, m
it den

en
 w

ir vor allem
 F

am
ilien

 
m

it u
n

terdu
rch

sch
n

ittlich
em

 E
in

kom
m

en
 fi

n
an

ziell en
tlasten

 
u

n
d so M

u
t zu

 K
in

dern
 m

ach
en

 w
ollen

:

 
 E

h
e-Start-K

redite m
it T

eilerlassen
 fü

r K
in

der sollen
 

E
h

epaare m
otivieren

, eh
er m

it der F
am

ilien
plan

u
n

g zu
 

begin
n

en
. 

 
 F

ah
rtkosten

 u
n

d Z
u

zah
lu

n
gen

 bei m
edizin

isch
 n

otw
en

-
digen

 A
rztbesu

ch
en

 fü
r bedü

rftige F
am

ilien
 m

it K
in

dern
 

u
n

d w
erden

de E
ltern

 soll der Staat ü
bern

eh
m

en
.
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 L

eistu
n

gen
 zu

r T
eilh

abe (Sch
u

lbu
s, Sch

u
lau

sstattu
n

g, 
K

lassen
fah

rten
,…

) sollen
 leich

ter zu
gän

glich
 w

erden
. 

 
 A

n
erkan

n
te F

reiw
illigen

dien
ste (F

SJ, F
Ö

J, B
F

D
, IJF

D
 

u
.a.), die ein

en
 w

ertvollen
 B

eitrag zu
r P

raxisbildu
n

g 
von

 Ju
gen

dlich
en

 leisten
, w

ollen
 w

ir großzü
gig fördern

, 
so dass diese au

ch
 K

in
dern

 zu
gän

glich
 w

erden
, deren

 
E

ltern
 ein

 gerin
ges E

in
kom

m
en

 h
aben

.
 

 E
ltern

 soll ein
 län

gerer A
n

spru
ch

 au
f A

rbeitslosen
geld I 

zu
steh

en
 u

n
d ih

re N
eu

ein
stellu

n
g du

rch
 W

iederein
glie-

deru
n

gsh
ilfen

 an
 den

 A
rbeitgeber gefördert w

erden
.

 
 Stu

den
ten

 u
n

d A
u

szu
bilden

den
, die w

äh
ren

d ih
res Stu

-
diu

m
s bzw

. ih
rer A

u
sbildu

n
g oder ku

rz dan
ach

 E
ltern

 
w

erden
, w

ollen
 w

ir bei gu
tem

 B
eru

fs- oder Stu
dien

ab-
sch

lu
ss die B

aF
öG

-R
ü

ckzah
lu

n
g erlassen

.
 

 Ju
gen

dlich
e in

 A
u

sbildu
n

g sollen
 ein

en
 A

u
sgleich

 fü
r 

die von
 K

om
m

u
n

en
 erh

oben
e Z

w
eitw

oh
n

u
n

gssteu
er 

erh
alten

.

F
am

ilien
, in

 den
en

 K
in

der erzogen
 w

erden
, leisten

 ein
en

 
eben

so w
ich

tigen
 B

eitrag zu
r Stabilisieru

n
g der sozialen

 Si-
ch

eru
n

gssystem
e w

ie aktive B
eitragszah

ler. D
ah

er w
ill die A

fD
 

du
rch

 ein
en

 u
m

fassen
den

 L
eistu

n
gsau

sgleich
 ein

e Steu
er- 

u
n

d B
eitragsgerech

tigkeit fü
r F

am
ilien

 h
erstellen

. 

D
azu

 gehört ein
 F

am
ilien

sp
littin

g, d
as ü

ber an
gem

essen
e 

F
reibeträge p

ro F
am

ilien
m

itglied
 zu

 ein
er sp

ü
rbaren

 E
n

tlas-
tu

n
g von

 F
am

ilien
 fü

hren
 soll.

K
in

d
er d

ü
rfen

 n
icht lä

n
g

er ein
 A

rm
u

tsrisiko sein
.

7.7 Für ein klares Fam
ilienbild – G

ender-Ideologie 
ist verfassungsfeindlich

G
en

d
er-Id

eologie m
argin

alisiert n
atu

rgegeben
e U

n
ter-

sch
ied

e zw
isch

en
 d

en
 G

esch
lech

tern
 u

n
d

 stellt gesch
lech

t-
lich

e Id
en

tität in
 F

rage. Sie w
ill d

ie klassisch
e F

am
ilie als 

L
eben

sm
od

ell u
n

d
 R

ollen
bild

 absch
affen

. D
am

it steh
t sie in

 
klarem

 W
id

ersp
ru

ch
 zu

m
 G

ru
n

d
gesetz, d

as d
ie (klassisch

 
verstan

d
en

e) E
h

e u
n

d
 F

am
ilie als staatstragen

d
es In

sti-
tu

t sch
ü

tzt, w
eil n

u
r d

ieses d
as Staatsvolk als T

räger d
er 

Sou
verän

ität h
ervorbrin

gen
 kan

n
. D

ie G
en

d
er-Id

eologie 
w

id
ersp

rich
t sow

oh
l d

en
 w

issen
sch

aftlich
en

 E
rken

n
tn

issen
 

d
er B

iologie u
n

d
 d

er E
n

tw
icklu

n
gsp

sych
ologie als au

ch
 d

er 
leben

sp
raktisch

en
 A

lltagserfah
ru

n
g vieler G

en
eration

en
.

W
ir leh

n
en

 d
ah

er B
estrebu

n
gen

 au
f n

ation
aler w

ie in
ter-

n
ation

aler E
ben

e ab, d
iese Id

eologie d
u

rch
 In

stru
m

en
te w

ie 
G

en
d

er-Stu
d

ies, Q
u

oten
regelu

n
gen

 z.B
. fü

r F
rau

en
, P

rop
a- 

gan
d

aaktion
en

 w
ie d

en
 „E

qu
al P

ay D
ay“ od

er d
ie „gesch

lech
-

tern
eu

trale Sp
rach

e“ u
m

zu
setzen

.

D
ie A

fD
 w

ill, d
ass sich

 d
ie F

am
ilien

p
olitik d

es B
u

n
d

es 
u

n
d

 d
er L

än
d

er am
 B

ild
 d

er F
am

ilie au
s V

ater, M
u

tter u
n

d
 

K
in

d
ern

 orien
tiert. W

ir leh
n

en
 alle V

ersu
ch

e ab, d
en

 Sin
n

 
d

es W
ortes „F

am
ilie“ in

 A
rt. 6

 A
bs. 1 G

ru
n

d
gesetz au

f an
d

ere 
G

em
ein

sch
aften

 au
szu

d
eh

n
en

 u
n

d
 d

er F
am

ilie au
f d

iesem
 

W
ege d

en
 beson

d
eren

 staatlich
en

 Sch
u

tz zu
 en

tzieh
en

.
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7.7.1 G
ender-Ideologie raus aus den Schulen – 

Frühsex
ualisierung stoppen 

E
in

e ein
seitige H

ervorh
ebu

n
g d

er H
om

o- u
n

d
 T

ran
ssexu

a-
lität im

 U
n

terrich
t, w

ie sie d
ie sogen

an
n

te „Sexu
alp

äd
agogik 

d
er V

ielfalt“ p
raktiziert, stellt ein

en
 u

n
zu

lässigen
 E

in
griff in

 
d

ie n
atü

rlich
e E

n
tw

icklu
n

g u
n

serer K
in

d
er u

n
d

 in
 d

as vom
 

G
ru

n
d

gesetz garan
tierte E

ltern
rech

t au
f E

rzieh
u

n
g d

ar. D
a-

d
u

rch
 w

erd
en

 K
in

d
er u

n
d

 Ju
gen

d
lich

e –
 oft von

 sch
u

lfrem
-

d
en

 P
erson

en
 u

n
d

 m
eist gegen

 d
en

 W
illen

 ih
rer E

ltern
 –

 in
 

B
ezu

g au
f ih

re sexu
elle Id

en
tität veru

n
sich

ert, ü
berford

ert 
u

n
d

 in
 ih

ren
 Sch

am
gefü

h
len

 verletzt.

D
ie A

fD
 stellt sich a

llen
 V

ersu
chen

 kla
r en

tg
eg

en
, d

u
rch 

sta
a

tlich g
eförd

erte U
m

erziehu
n

g
sp

rog
ra

m
m

e in
 K

in
d

er-
g

ä
rten

 u
n

d
 Schu

len
 d

a
s bew

ä
hrte, tra

d
ition

elle F
a

m
ilien

-
bild

 zu
 beseitig

en
. 

U
n

sere K
in

der dü
rfen

 n
ich

t zu
m

 Spielball der sexu
ellen

 
N

eigu
n

gen
 ein

er lau
ten

 M
in

derh
eit w

erden
. D

as ideologisch
e 

E
xperim

en
t der F

rü
h

sexu
alisieru

n
g ist sofort zu

 been
den

.

7.7.2 Steuerverschw
endung durch  

„G
ender-Forschung“ beenden

D
ie „G

en
d

er-F
orsch

u
n

g“ ist kein
e seriöse W

issen
sch

aft, 
son

d
ern

 folgt d
er id

eologisch
en

 V
orgabe, d

ass d
as n

atü
rlich

e 
G

esch
lech

t (Sex) u
n

d
 d

as soziale G
esch

lech
t (G

en
d

er) von
ei-

n
an

d
er völlig u

n
abh

än
gig seien

. Z
iel ist letztlich

 d
ie A

bsch
af-

fu
n

g d
er n

atü
rlich

en
 G

esch
lech

terp
olarität.

B
u

n
d

 u
n

d
 L

ä
n

d
er d

ü
rfen

 kein
e M

ittel fü
r d

ie „G
en

d
er-F

or-
schu

n
g

“ m
ehr bereitstellen

 u
n

d
 kein

e „G
en

d
er-P

rofessu
ren

“ 
m

ehr besetzen
. 

B
esteh

en
d

e F
örd

erlin
ien

 sollen
 been

d
et w

erd
en

, d
ie d

er 
„G

en
d

er-Id
eologie“ verp

fl
ich

teten
 „G

leich
stellu

n
gsbeau

ftrag-
ten

“ an
 d

en
 U

n
iversitäten

 sin
d

 abzu
sch

affen
.

 
W

ahlprogram
m

 Bundestagsw
ahl 2017 | W

illkom
m

enskultur für K
inder: Fam

ilienförderung und Bevölkerungsentw
icklung 

41



K
A

PITEL 8

Bildung und Schule: 
M

ut zur D
iff

erenzierung 



W
ir

 b
e

k
e

n
n

e
n

 u
n

s
 z

u
r
 u

m
fa

s
s
e

n
d

e
n

 B
ild

u
n

g
, d

ie
 z

u
r
 

E
n

tfa
ltu

n
g

 d
e

r
 P

e
r
s
ö

n
lic

h
k

e
it s

o
w

ie
 z

u
r
 W

a
h

r
n

e
h

m
u

n
g

 

d
er staatsbü

rgerlich
en

 R
ech

te u
n

d
 P

fl
ich

ten
 n

otw
en

d
ig ist. 

D
ie

 P
o

litik
 d

e
r
 e

ta
b

lie
r
te

n
 P

a
r
te

ie
n

, d
ie

 e
in

e
 n

iv
e

llie
r
e

n
d

e
 

E
in

h
e

its
s
c
h

u
le

 a
n

s
tr

e
b

t u
n

d
 d

a
b

e
i Q

u
a

litä
ts

v
e

r
lu

s
t in

 K
a

u
f 

n
im

m
t, b

e
d

r
o

h
t d

ie
 Z

u
k

u
n

fts
c
h

a
n

c
e

n
 ju

n
g

e
r
 M

e
n

s
c
h

e
n

 u
n

d
 

s
o

m
it a

u
c
h

 d
ie

 K
o

n
k

u
r
r
e

n
z
fä

h
ig

k
e

it u
n

s
e

r
e

r
 W

ir
ts

c
h

a
ft. 

D
ie

 B
ild

u
n

g
s
s
ta

n
d

a
r
d

s
 d

e
r
 v

e
r
s
c
h

ie
d

e
n

e
n

 S
c
h

u
lfo

r
m

e
n

 

m
ü

s
s
e

n
 s

ic
h

 a
n

 d
e

n
 A

n
fo

r
d

e
r
u

n
g

e
n

 d
e

r
 w

e
ite

r
fü

h
r
e

n
d

e
n

 B
il-

d
u

n
g

s
e

in
r
ic

h
tu

n
g

e
n

 a
u

s
r
ic

h
te

n
, d

a
m

it d
e

r
 Ü

b
e

r
g

a
n

g
 v

o
n

 d
e

r
 

S
c
h

u
le

 in
 d

ie
 A

u
s
b

ild
u

n
g

 o
d

e
r
 z

u
m

 S
tu

d
iu

m
 o

h
n

e
 z

u
 g

r
o

ß
e

 

E
n

ttä
u

s
c
h

u
n

g
 v

e
r
lä

u
ft. 

W
ir ford

ern
 d

ie A
bkehr von

 g
eschw

ä
tzig

er K
om

p
eten

zori-
en

tieru
n

g
 u

n
d

 d
ie R

ü
ckkehr zu

r V
erm

ittlu
n

g
 d

es F
a

chw
is-

sen
s a

ls zen
tra

les A
n

lieg
en

 d
er Schu

le.

D
ie

 s
o

g
e

n
a

n
n

te
 „

n
e

u
e

 L
e

r
n

k
u

ltu
r
“
, d

ie
 d

e
n

 k
la

s
s
e

n
g

e
fü

h
r
-

te
n

 U
n

te
r
r
ic

h
t d

u
r
c
h

 s
e

lb
s
tg

e
s
te

u
e

r
te

s
, k

o
m

p
e

te
n

z
o

r
ie

n
tie

r
-

te
s
 L

e
r
n

e
n

 e
r
s
e

tz
t, h

a
t z

u
 m

a
s
s
iv

e
m

 L
e

is
tu

n
g

s
a

b
b

a
u

 b
e

i d
e

n
 

S
c
h

ü
le

r
n

 g
e

fü
h

r
t. In

 fa
s
t a

lle
n

 B
u

n
d

e
s
lä

n
d

e
r
n

 h
a

b
e

n
 s

ic
h

 

n
a

c
h

 d
e

r
 A

u
fr

e
g

u
n

g
 u

m
 „

P
IS

A
“
 B

ild
u

n
g

s
p

o
litik

e
r
 u

n
d

 S
c
h

u
l-

a
u

fs
ic

h
t z

u
 H

a
n

d
la

n
g

e
r
n

 d
e

r
 T

e
s
tin

d
u

s
tr

ie
 m

a
c
h

e
n

 la
s
s
e

n
. 

E
in

e
 R

e
fo

r
m

 ja
g

t d
ie

 a
n

d
e

r
e

 m
it k

o
n

tin
u

ie
r
lic

h
e

r
 A

b
s
e

n
k

u
n

g
 

d
e

s
 N

iv
e

a
u

s
.

D
ie A

fD
 lehn

t d
en

 E
in

fl
u

ss von
 in

tern
a

tion
a

len
 K

on
zer-

n
en

, Stiftu
n

g
en

 u
n

d
 a

n
d

eren
 L

obbyg
ru

p
p

ieru
n

g
en

 a
u

f 
u

n
ser B

ild
u

n
g

ssystem
 u

n
d

 d
a

m
it a

u
f d

ie Z
u

ku
n

ftsfä
hig

keit 
D

eu
tschla

n
d

s a
b. E

in
e Ö

kon
om

isieru
n

g
 u

n
d

 G
loba

lisieru
n

g
 

d
es d

eu
tschen

 B
ild

u
n

g
sw

esen
s w

ird
 es m

it u
n

s n
icht g

eben
.

8.1 M
ehrgliedriges Schulsystem

 erhalten

D
e

r
 s

c
h

le
ic

h
e

n
d

e
n

 A
b

s
c
h

a
ffu

n
g

 v
e

r
s
c
h

ie
d

e
n

e
r
 S

c
h

u
lfo

r
-

m
e

n
 u

n
d

 d
e

r
 E

n
tw

ic
k

lu
n

g
 h

in
 z

u
r
 n

iv
e

llie
r
e

n
d

e
n

 E
in

h
e

its
-

sch
u

le m
u

ss E
in

h
alt geboten

 w
erd

en
. E

ffi
zien

tes L
eh

ren
 u

n
d

 
L

e
r
n

e
n

 is
t n

u
r
 m

ö
g

lic
h

, w
e

n
n

 d
ie

 L
e

is
tu

n
g

s
u

n
te

r
s
c
h

ie
d

e
 

z
w

is
c
h

e
n

 d
e

n
 S

c
h

ü
le

r
n

 e
in

e
r
 S

c
h

u
lfo

r
m

 b
e

g
r
e

n
z
t b

le
ib

e
n

. 

B
ild

u
n

g
s
g

e
r
e

c
h

tig
k

e
it e

r
fo

r
d

e
r
t D

iffe
r
e

n
z
ie

r
u

n
g

, n
ic

h
t 

G
le

ic
h

m
a

c
h

e
r
e

i.

W
ir befü

rw
orten

 d
a

her ein
 n

a
ch B

eg
a

bu
n

g
en

 d
ifferen

-
ziertes Schu

lsystem
, d

a
s d

em
 u

n
terschied

lichen
 L

eistu
n

g
s-

verm
ög

en
 d

er Schü
ler g

erecht w
ird

. 

D
ie

 B
ild

u
n

g
s
s
ta

n
d

a
r
d

s
 in

 a
lle

n
 S

c
h

u
lfo

r
m

e
n

 m
ü

s
s
e

n
 s

ic
h

 

a
n

 d
e

m
 je

w
e

ils
 h

ö
c
h

s
te

n
 N

iv
e

a
u

 in
 D

e
u

ts
c
h

la
n

d
 a

u
s
r
ic

h
te

n
. 

Z
u

g
a

n
g

s
v

o
r
a

u
s
s
e

tz
u

n
g

 fü
r
 d

a
s
 G

y
m

n
a

s
iu

m
 d

ü
r
fe

n
 a

lle
in

 

la
n

d
e

s
w

e
it v

e
r
b

in
d

lic
h

e
 L

e
is

tu
n

g
s
k

r
ite

r
ie

n
 s

e
in

. D
a

s
 A

b
itu

r
 

m
u

s
s
 w

ie
d

e
r
 z

u
m

 A
u

s
w

e
is

 d
e

r
 S

tu
d

ie
r
fä

h
ig

k
e

it w
e

r
d

e
n

, d
e

r
 

H
au

p
t- od

er R
ealsch

u
labsch

lu
ss zu

 qu
alifi

zierter B
eru

fsau
s
-

b
ild

u
n

g
 b

e
fä

h
ig

e
n

.
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8.2 Berufliche Bildung stärken:  
M

eister statt M
aster

D
ie d

u
ale A

u
sbild

u
n

g in
 U

n
tern

eh
m

en
 u

n
d

 B
eru

fssch
u

-
len

 ist ein
 E

rfolgsm
od

ell. Jed
och

 gefäh
rd

en
 d

as Streben
 

n
ach

 im
m

er h
öh

eren
 A

bitu
rien

ten
- u

n
d

 A
kad

em
ikerqu

oten
 

sow
ie u

n
zu

reich
en

d
e K

en
n

tn
isse von

 H
au

p
t- u

n
d

 R
ealsch

u
l-

absolven
ten

 d
en

 N
ach

w
u

ch
s in

 d
en

 A
u

sbild
u

n
gsberu

fen
. 

Z
ah

lreich
e L

eh
rstellen

 kön
n

en
 au

s M
an

gel an
 au

sreich
en

d
 

qu
alifi

zierten
 B

ew
erbern

 n
ich

t besetzt w
erd

en
, ein

 V
iertel 

d
er L

eh
rlin

ge brich
t d

ie A
u

sbild
u

n
g ab. Ä

h
n

lich
 verh

ält es 
sich

 m
it d

en
 A

bbrech
erqu

oten
 bei Stu

d
en

ten
.

W
ir w

ollen
 d

as w
eltw

eit gesch
ätzte beru

fl
ich

e B
ild

u
n

gs- 
u

n
d

 A
u

sbild
u

n
gssystem

 stärken
. D

er W
ert u

n
d

 N
u

tzen
 d

er 
beru

fl
ich

en
 B

ild
u

n
g m

u
ss stärker gew

ü
rd

igt w
erd

en
. 

8.3 K
eine ideologisch m

otivierte Inklusion:  
Förder- und Sonderschulen erhalten

D
ie F

ord
eru

n
g d

er V
erein

ten
 N

ation
en

, beh
in

d
erten

 
K

in
d

ern
 T

eilh
abe am

 B
ild

u
n

gssystem
 zu

 garan
tieren

, ist in
 

D
eu

tsch
lan

d
 bereits erfü

llt. K
in

d
er m

it beson
d

erem
 F

örd
er-

bed
arf erh

alten
 in

 d
er F

örd
ersch

u
le ein

e u
m

fassen
d

e U
n

ter-
stü

tzu
n

g, d
ie d

ie R
egelsch

u
le n

ich
t leisten

 kan
n

. 

D
ie A

fD
 setzt sich d

esha
lb fü

r d
en

 E
rha

lt d
er F

örd
er- u

n
d

 
Son

d
erschu

len
 ein

.

8.4 Folgen der M
assenim

m
igration: N

icht auf dem
 

Rücken der Schüler

Z
iel d

er B
esch

u
lu

n
g sch

u
lp

fl
ich

tiger A
sylbew

erber m
u

ss es 
sein

, d
iese au

f d
as L

eben
 n

ach
 d

er R
ü

ckkeh
r in

 ih
r H

er-
ku

n
ftslan

d
 vorzu

bereiten
 u

n
d

 d
ie Z

eit bis zu
r R

ü
ckkeh

r 
sin

n
voll zu

 ü
berbrü

cken
. E

in
h

eim
isch

e Sch
ü

ler d
ü

rfen
 n

ich
t 

in
 ih

rem
 L

ern
fortsch

ritt beh
in

d
ert w

erd
en

.

8.5 Bologna ist gescheitert: D
iplom

 und M
agister 

w
ieder einführen

D
ie E

U
- w

eite H
arm

on
isieru

n
g von

 Stu
dien

gän
gen

 (B
olog-

n
a-P

rozess) h
at zu

 ein
er V

ersch
u

lu
n

g des Stu
diu

m
s, zu

 Ü
ber-

regu
lieru

n
g u

n
d B

ü
rokratie gefü

h
rt. D

ie akadem
isch

e F
reih

eit 
w

u
rde besch

n
itten

, ein
 Stu

dien
platzw

ech
sel ersch

w
ert. B

ei 
der h

oh
en

 Z
ah

l von
 18

.0
44 Stu

dien
gän

gen
 (Stan

d 20
15/16), 

die du
rch

 den
 Z

w
an

g zu
r P

rofi
lieru

n
g en

tstan
den

 sin
d, ist die 

V
ergleich

barkeit von
 A

bsch
lü

ssen
 deu

tlich
 ersch

w
ert. A

rbeit-
geber kritisieren

 die gerin
ge Q

u
alifi

kation
 von

 B
ach

elor-A
b-

solven
ten

.

D
ie A

fD
 w

ill die bew
äh

rten
 D

iplom
- u

n
d M

agisterstu
dien

-
gän

ge w
ieder ein

fü
h

ren
. D

ie M
odu

larisieru
n

g des Stu
diu

m
s  

u
n

d die A
kkreditieru

n
gsagen

tu
ren

 sollen
 abgesch

afft w
erden

.

D
as P

rom
otion

srech
t m

u
ss U

n
iversitäten

 vorbeh
alten

 
bleiben

. D
eu

tsch
 m

u
ss als L

eh
r- u

n
d W

issen
sch

aftssprach
e 

erh
alten

 bleiben
. 
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8.6 A
utonom

ie der H
ochschulen stärken: Freiheit 

von Forschung und Lehre bew
ahren

D
eu

tsch
lan

d
 m

u
ss ein

 L
an

d
 d

er Sp
itzen

forsch
u

n
g bleiben

. 
W

ir w
ollen

 ein
e h

öh
ere G

ru
n

d
fi

n
an

zieru
n

g d
er H

och
sch

u
len

 
ein

fü
h

ren
, u

m
 d

eren
 A

bh
än

gigkeit von
 D

rittm
itteln

 zu
 ver-

rin
gern

. H
och

sch
u

len
 sollen

 d
as R

ech
t besitzen

, B
ew

erber 
d

u
rch

 A
u

fn
ah

m
ep

rü
fu

n
gen

 au
szu

w
äh

len
. D

er d
u

rch
 p

lan
-

w
irtsch

aftlich
e Z

ielvorgaben
 zu

 Stu
d

en
ten

zah
len

, Stu
d

ien
er-

folg u
n

d
 an

d
eren

 Q
u

oten
 erzeu

gte Z
w

an
g zu

r N
ivellieru

n
g ist 

zu
 been

d
en

. 

8.7 K
eine ideologische Beeinflussung an der 

Schule: D
ie N

eutralität der Schule m
uss gew

ahrt 
bleiben

D
as K

lassen
zim

m
er d

arf kein
 O

rt d
er p

olitisch
en

 In
d

oktri-
n

ation
 sein

. A
n

 d
eu

tsch
en

 Sch
u

len
 w

ird
 oft n

ich
t d

ie B
ild

u
n

g 
ein

er eigen
en

 M
ein

u
n

g geförd
ert, son

d
ern

 d
ie u

n
kritisch

e 
Ü

bern
ah

m
e id

eologisch
er V

orgaben
. L

eitbild
 d

er sch
u

lisch
en

 
B

ild
u

n
g m

u
ss jed

och
 d

er selbststän
d

ig d
en

ken
d

e B
ü

rger 
sein

.

8.8 K
einen bekenntnisgebundenen Islam

- 
unterricht an deutschen Schulen

Islam
u

n
terrich

t an
 d

eu
tsch

en
 Sch

u
len

 d
ien

t d
erzeit n

ich
t 

d
er In

tegration
, son

d
ern

 förd
ert ein

 V
erh

arren
 in

 E
in

stellu
n

-
gen

, d
ie ech

te In
tegration

 verh
in

d
ern

. 

In
tegration

 h
eißt n

ich
t, d

ass D
eu

tsch
lan

d
 sich

 M
u

slim
en

 
an

p
asst. In

tegration
 h

eißt, d
ass d

ie M
u

slim
e sich

 D
eu

tsch
-

lan
d

 an
p

assen
. 

D
a d

ie islam
isch

en
 G

em
ein

sch
aften

 in
 D

eu
tsch

lan
d

 kein
e 

kirch
en

äh
n

lich
e Stru

ktu
r au

fw
eisen

, kan
n

 ih
n

en
 d

as P
rivi-

leg ein
es „beken

n
tn

isgebu
n

d
en

en
“ R

eligion
su

n
terrich

ts an
 

staatlich
en

 Sch
u

len
 n

ich
t zu

gestan
d

en
 w

erd
en

. 

8.9 K
eine Sonderrechte für M

uslim
e an unseren 

Schulen

M
u

slim
isch

e Sch
ü

ler m
ü

ssen
 gen

au
so w

ie alle an
d

eren
 

Sch
ü

ler au
ch

 am
 Sp

ort- u
n

d
 Sch

w
im

m
u

n
terrich

t sow
ie an

 
K

lassen
fah

rten
 teiln

eh
m

en
. N

u
r so kön

n
en

 w
ir d

er H
er-

au
sbild

u
n

g von
 P

arallelgesellsch
aften

 gegen
steu

ern
 u

n
d

 
d

en
 Sch

ü
lern

 T
eilh

abech
an

cen
 eröffn

en
, d

am
it A

n
p

assu
n

g 
gelin

gt. 

8.10 K
ein K

oranunterricht durch verfassungs- 
feindliche M

oscheevereine

D
ie K

oran
sch

u
len

 in
 D

eu
tsch

lan
d

 w
erd

en
 zu

m
eist von

 
M

osch
eeverein

en
 betrieben

. V
iele d

ieser V
erein

e steh
en

 u
n

-
serer freih

eitlich
-d

em
okratisch

en
 G

ru
n

d
ord

n
u

n
g ableh

n
en

d
 

gegen
ü

ber. 

W
ir ford

ern
 d

esh
alb ein

e fl
äch

en
d

ecken
d

e Ü
berp

rü
fu

n
g al-

ler M
osch

eeverein
e u

n
d

 bei V
erd

ach
t au

f V
erfassu

n
gsfein

d
-

lich
keit als Sofortm

aßn
ah

m
e ein

 V
erbot, K

oran
u

n
terrich

t zu
 

erteilen
. 
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K
A

PITEL 9

K
ultur und M

edien



9.1 D
eutsche Leitkultur statt „M

ultikulturalism
us“

D
ie A

fD
 beken

n
t sich

 zu
r d

eu
tsch

en
 L

eitku
ltu

r. D
iese fu

ßt 
au

f d
en

 W
erten

 d
es C

h
risten

tu
m

s, d
er A

n
tike, d

es H
u

m
an

is-
m

u
s u

n
d

 d
er A

u
fkläru

n
g. Sie u

m
fasst n

eben
 d

er d
eu

tsch
en

 
Sp

rach
e au

ch
 u

n
sere B

räu
ch

e u
n

d
 T

rad
ition

en
, G

eistes- u
n

d
 

K
u

ltu
rgesch

ich
te. U

n
ser liberaler R

ech
tsstaat, u

n
sere W

ert-
sch

ätzu
n

g von
 B

ild
u

n
g, K

u
n

st u
n

d
 W

issen
sch

aft u
n

d
 d

er 
sozialen

 M
arktw

irtsch
aft als A

u
sd

ru
ck m

en
sch

lich
er K

reati-
vität u

n
d

 Sch
affen

skraft sin
d

 d
am

it en
gsten

s verbu
n

d
en

.

D
ie Id

eologie d
es „M

u
ltiku

ltu
ralism

u
s“ gefäh

rd
et alle 

d
iese ku

ltu
rellen

 E
rru

n
gen

sch
aften

. K
u

ltu
r ist n

u
r als etw

as 
w

ech
selbezü

glich
es G

an
zes von

 G
esellsch

aften
 zu

 versteh
en

. 
„M

u
lti-K

u
ltu

r“ ist N
ich

t-K
u

ltu
r od

er P
arallelität von

 K
u

ltu
-

ren
 u

n
d

 d
am

it A
u

sd
ru

ck von
 P

arallelgesellsch
aften

, d
ie stets 

zu
 in

n
en

p
olitisch

en
 K

on
fl

ikten
 u

n
d

 zu
r F

u
n

ktion
su

n
fäh

ig-
keit von

 Staaten
 fü

h
ren

. 

D
ie Z

ivilgesellsch
aften

 fu
n

ktion
ieren

d
er Staaten

 sin
d

 d
a-

h
er au

fgeru
fen

, ih
re K

u
ltu

ren
 zu

 sch
ü

tzen
 u

n
d

 eigen
stän

d
ig 

w
eiterzu

en
tw

ickeln
. D

ies gilt n
atü

rlich
 au

ch
 fü

r d
ie d

eu
tsch

e 
ku

ltu
relle Id

en
tität. D

er in
 E

u
rop

a bereits stattfi
n

d
en

d
e K

u
l-

tu
rkam

p
f zw

isch
en

 A
ben

d
lan

d
 u

n
d

 d
em

 Islam
 als H

eilsleh
re 

u
n

d
 T

räger von
 n

ich
t in

tegrierbaren
 ku

ltu
rellen

 T
rad

ition
en

 
u

n
d

 R
ech

tsgeboten
 kan

n
 n

u
r abgew

en
d

et w
erd

en
 d

u
rch

 ein
 

B
ü

n
d

el von
 d

efen
siven

 u
n

d
 restriktiven

 M
aßn

ah
m

en
, d

ie 
ein

e w
eitere Z

erstöru
n

g d
er eu

rop
äisch

en
 W

erte d
es Z

u
sam

-
m

en
leben

s au
fgeklärter B

ü
rger verh

in
d

ern
. 

D
ie A

fD
 w

ird
 n

ich
t zu

lassen
, d

ass D
eu

tsch
lan

d
 au

s falsch
 

verstan
d

en
er T

oleran
z sein

 ku
ltu

relles G
esich

t verliert.

9.2 D
ie deutsche Sprache als Zentrum

  
unserer Identität

D
ie N

ation
alsp

rach
e ist d

as H
erz ein

er K
u

ltu
rn

ation
. A

ls 
zen

trales E
lem

en
t d

eu
tsch

er Id
en

tität w
ill d

ie A
fD

 d
ie d

eu
t-

sch
e Sp

rach
e als Staatssp

rach
e im

 G
ru

n
d

gesetz festsch
rei-

ben
. A

n
 d

eu
tsch

en
 Sch

u
len

 d
arf es kein

 Z
u

rü
ckw

eich
en

 d
es 

D
eu

tsch
en

 vor E
in

w
an

d
erersp

rach
en

 geben
. 

A
u

f E
U

-E
ben

e w
ollen

 w
ir d

afü
r sorgen

, d
ass d

as D
eu

tsch
e 

d
em

 E
n

glisch
en

 u
n

d
 F

ran
zösisch

en
 au

ch
 in

 d
er alltäglich

en
 

P
raxis gleich

gestellt w
ird

, solan
ge d

ie E
U

 n
och

 besteh
t.

D
ie A

fD
 sieh

t m
it Sorge, w

ie d
ie d

eu
tsch

e Sp
rach

e in
 W

is-
sen

sch
aft u

n
d

 W
irtsch

aft zu
n

eh
m

en
d

 d
u

rch
 d

as E
n

glisch
e 

ersetzt w
ird

 u
n

d
 w

ill d
em

 m
it gezielten

 F
örd

erm
aßn

ah
m

en
 

en
tgegen

w
irken

. 

„P
olitisch korrekte“ Sp

ra
chvorg

a
ben

 lehn
en

 w
ir en

tschie-
d

en
 a

b, w
eil sie ein

er n
a

tü
rlichen

 Sp
ra

chen
tw

icklu
n

g
 en

tg
e-

g
en

stehen
 u

n
d

 d
ie M

ein
u

n
g

sfreiheit ein
en

g
en

.

9.3 Ideologiebesetzte kulturpolitische V
orgaben 

des Staates beseitigen

N
irgen

dw
o ist die ideologisch

e B
eein

fl
u

ssu
n

g seiten
s des 

Staates so stark w
ie in

 der K
u

ltu
rpolitik. D

ie A
fD

 w
ill die K

u
l-

tu
rpolitik an

 fach
lich

en
 Q

u
alitätskriterien

 u
n

d ökon
om

isch
er 

V
ern

u
n

ft an
statt an

 politisch
en

 V
orgaben

 au
srich

ten
. D

em
-

en
tsprech

en
d m

ü
ssen

 der E
in

fl
u

ss der P
arteien

 au
f das K

u
l-

tu
rleben

 zu
rü

ckgedrän
gt, gem

ein
n

ü
tzige private K

u
ltu

rstif-
tu

n
gen

 u
n

d bü
rgerlich

e K
u

ltu
rin

itiativen
 gestärkt w

erden
. 
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D
ie aktu

elle V
eren

gu
n

g der deu
tsch

en
 E

rin
n

eru
n

gsku
l-

tu
r au

f die Z
eit des N

ation
alsozialism

u
s ist zu

gu
n

sten
 ein

er 
erw

eiterten
 G

esch
ich

tsbetrach
tu

n
g au

fzu
brech

en
, die au

ch
 die 

positiv iden
titätsstiften

den
 A

spekte deu
tsch

er G
esch

ich
te m

it 
u

m
fasst.

9.4 Bekenntnis zur K
ulturhoheit der Länder –  

keine „politisch korrekte“ K
unst und K

ultur! 

D
ie A

fD
 beken

n
t sich

 zu
r K

u
ltu

rh
oh

eit d
er B

u
n

d
eslän

d
er. 

K
u

ltu
relle F

örd
erp

rogram
m

e d
es B

u
n

d
es u

n
d

 d
er E

U
, d

ie an
 

id
eologisch

e Z
ielvorgaben

 gekop
p

elt sin
d

, w
ollen

 w
ir d

u
rch

 
F

örd
erlin

ien
 ersetzen

, d
ie d

er B
ew

ah
ru

n
g d

es ku
ltu

rellen
 

E
rbes od

er d
essen

 w
ü

rd
iger F

ortsch
reibu

n
g d

ien
en

. 

F
ü

r „p
olitisch korrekte“ K

u
n

st u
n

d
 K

u
ltu

r d
a

rf es kein
e 

sta
a

tlichen
 A

n
reize g

eben
.

9.5 M
edien: Für eine zeitgem

äße M
edienpolitik: 

Rundfunkbeitrag abschaff
en

D
er gegen

w
ärtige öffen

tlich
-rech

tlich
e R

u
n

d
fu

n
k w

ird
 

d
u

rch
 Z

w
an

gsbeiträge fi
n

an
ziert, ist m

it ein
em

 Jah
resbu

d
-

get von
 ü

ber n
eu

n
 M

illiard
en

 E
u

ro viel zu
 teu

er u
n

d
 w

ird
 in

 
ein

er W
eise von

 d
er P

olitik d
om

in
iert, d

ie ein
er D

em
okratie 

u
n

w
ü

rd
ig ersch

ein
t. D

ie A
fD

 setzt sich
 d

afü
r ein

, d
ie R

u
n

d
-

fu
n

kan
stalten

 gru
n

d
legen

d
 zu

 reform
ieren

. 

D
er R

u
n

d
fu

n
kbeitra

g
 ist a

bzu
scha

ffen
, d

a
m

it in
 Z

u
ku

n
ft 

jed
er B

ü
rg

er selbst u
n

d
 frei en

tscheid
en

 ka
n

n
, ob er d

a
s 

öffen
tlich-rechtliche A

n
g

ebot em
p

fa
n

g
en

 u
n

d
 beza

hlen
 w

ill. 

D
er n

eu
e B

ü
rgerru

n
d

fu
n

k soll ein
 sch

lan
kes M

ed
iu

m
 sein

, 
w

elch
es sich

 au
f objektive B

erich
terstattu

n
g sow

ie ku
ltu

relle 
u

n
d

 bild
en

d
e In

h
alte foku

ssiert. D
as A

n
gebot w

ird
 ü

ber-
w

iegen
d

 versch
lü

sselt/p
assw

ortgesch
ü

tzt, sod
ass n

u
r n

och
 

freiw
illige Z

ah
ler Z

u
gan

g h
aben

. U
m

 d
en

 E
in

fl
u

ss d
er P

olitik 
–

 egal w
elch

er A
u

srich
tu

n
g –

 zu
 red

u
zieren

, sollen
 in

sbeson
-

d
ere d

ie gesellsch
aftlich

en
 V

ertreter in
 d

en
 K

on
troll- 

grem
ien

 d
u

rch
 freie u

n
d

 d
em

okratisch
e W

ah
len

 vom
 B

ü
rger 

bestim
m

t w
erd

en
.

9.6 D
as Internet als O

rt der freien M
einungs- 

äußerung erhalten

D
as In

tern
et als M

ed
iu

m
 d

er K
om

m
u

n
ikation

, In
form

a-
tion

 u
n

d
 freien

 M
ein

u
n

gsäu
ßeru

n
g d

arf abseits d
er V

erfol-
gu

n
g von

 Straftaten
 kein

erlei B
esch

rän
ku

n
g u

n
d

 Z
en

su
r 

u
n

terliegen
. 
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K
A

PITEL 1
0

Steuern und Finanzen, 
W

irtschaft und A
rbeit



U
n

ser Steu
ersystem

 ist d
as kom

p
lexeste d

er W
elt. E

in
e 

V
erein

fach
u

n
g w

u
rd

e von
 d

en
 etablierten

 P
arteien

 sch
on

 
lan

ge versp
roch

en
, aber n

ie realisiert. G
lobalisieru

n
g u

n
d

 
E

u
ro-K

rise erford
ern

 ein
 gru

n
d

sätzlich
es U

m
d

en
ken

. D
ie 

d
em

ografi
sch

e E
n

tw
icklu

n
g brin

gt d
ie sozialen

 Sich
eru

n
gs-

system
e in

 G
efah

r. D
ie u

n
gesteu

erte M
igration

 versch
lim

-
m

ert d
iese P

roblem
e d

ram
atisch

. D
ie B

eh
au

p
tu

n
g, sie trage 

zu
r P

roblem
lösu

n
g bei, w

id
ersp

rich
t allen

 T
atsach

en
. E

in
e 

solch
e A

u
ssage h

at au
ssch

ließlich
 p

rop
agan

d
istisch

en
 C

h
a-

rakter.

E
s ist Z

eit fü
r ein

e gru
n

d
legen

d
e R

eform
, d

ie bereits im
 

G
ru

n
d

satzp
rogram

m
 d

er A
fD

 an
gelegt ist: 

 
 

R
ed

u
zieru

n
g d

er Steu
er- u

n
d

 A
bgaben

qu
ote

 
 

R
eform

ieru
n

g d
er Steu

ersystem
e 

 
 

d
ie B

ezah
lu

n
g von

 K
irch

en
rep

räsen
tan

ten
 w

ie  
 

 
B

isch
öfen

 etc. au
s allgem

ein
en

 Steu
erm

itteln
 ist  

 
 

abzu
sch

affen
 

 
R

ü
ckbau

 d
er B

ü
rokratie

 
 

m
ittelstan

d
sfreu

n
d

lich
e W

irtsch
aftsp

olitik

E
in

e d
u

rch
 Staatsversch

u
ld

u
n

g fi
n

an
zierte Stü

tzu
n

g d
er 

R
en

ten
- u

n
d

 Sozialsystem
e kom

m
t fü

r d
ie A

fD
 n

ich
t in

 B
e-

trach
t. D

ies w
äre kein

e n
ach

h
altige P

olitik.

A
u

ch
 d

ie im
 G

ru
n

d
gesetz veran

kerte Sch
u

ld
en

brem
se 

verbietet ein
e solch

e P
olitik. V

orran
gig sin

d
 Su

bven
tion

en
 

abzu
bau

en
 u

n
d

 ü
berfl

ü
ssige Staatsau

sgaben
 zu

 kü
rzen

.

D
ie A

fD
 ru

ft alle d
em

okratisch
 legitim

ierten
 P

arteien
 au

f, 
sich

 in
 d

er n
äch

sten
 L

egislatu
rp

eriod
e an

 ein
em

 großen
 

Steu
er- u

n
d

 Sozialreform
p

rozess zu
 beteiligen

. 

10.1 Steuern

D
ie A

fD
 w

en
det sich

 gegen
 ein

e A
usw

eitun
g der A

bgaben
- 

belastun
g un

d fordert die A
bsen

kun
g der allgem

ein
en

 M
eh

r-
w

ertsteuer um
 7 P

rozen
tpun

kte sow
ie die E

in
füh

run
g ein

er 
allgem

ein
en

 A
bgaben

brem
se (für Steuern

, B
eiträge un

d
 

G
ebüh

ren
) zugun

sten
 der B

ürger. D
iese ist im

 G
run

dgesetz 
festzusch

reiben
. 

D
am

it soll verh
in

dert w
erden

, dass Steuern
 un

d A
bgaben

 in
 

Z
ukun

ft beliebig erh
öh

t w
erden

 kön
n

en
. D

ie O
bergren

ze sollte 
m

axim
al der h

eutigen
 A

bgaben
quote en

tsprech
en

 un
d m

ittel-
fristig 40

 P
rozen

t des B
ruttoin

lan
dsprodukts n

ich
t überstei-

gen
. E

in
e solch

e P
olitik ist erforderlich

, w
eil sow

oh
l die Staats-

fi
n

an
zierun

g als auch
 der W

oh
lstan

d der B
ürger in

 erster L
in

ie 
von

 ein
er blüh

en
den

 W
irtsch

aft abh
än

gen
. N

eben
 in

n
ovativer 

F
orsch

un
g un

d gut ausgebildeten
 M

en
sch

en
 brauch

t der 
W

irtsch
aftsprozess fi

n
an

zielle R
ah

m
en

bedin
gun

gen
, w

elch
e 

die E
igen

fi
n

an
zierun

g für die tech
n

ologisch
e In

frastruktur der 
Z

ukun
ft erm

öglich
en

 un
d die in

tern
ation

ale W
ettbew

erbsfä-
h

igkeit auch
 bei der A

bgaben
last gew

äh
rleisten

.

D
ie A

fD
 w

ill, dass ein
e seit Jah

rzeh
n

ten
 in

 etlich
en

 W
ah

l-
käm

pfen
 von

 un
tersch

iedlich
en

 P
arteien

 versproch
en

e  
Steuerreform

, die diesen
 N

am
en

 verdien
t, W

irklich
keit w

ird. 
D

ie V
ergan

gen
h

eit h
at gezeigt, dass ein

 „H
erum

doktern
“ am

 
besteh

en
den

 Steuersystem
 dieses n

ur kom
plexer un

d kein
es-

w
egs gerech

ter m
ach

t.

W
ir sin

d bereit, gem
ein

sam
 m

it allen
 dem

okratisch
en

 
P

arteien
, T

arifparteien
, V

erbän
den

 un
d w

issen
sch

aftlich
en

 
E

in
rich

tun
gen

 ein
 zukun

ftsorien
tiertes Steuersystem

 auf den
 

W
eg zu brin

gen
, das selbstverstän

dlich
 auch

 die erforderlich
en

 
sozialen

 B
elan

ge berücksich
tigt.
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L
eitid

een
 d

er A
fD

 sin
d

 d
abei: 

 
 

E
in

fach
, tran

sp
aren

t u
n

d
 gerech

t. D
er p

rogressive  
 

 
A

n
stieg d

er Steu
er w

ird
 d

u
rch

 Steu
erstu

fen
 abgelöst.  

 
 

E
in

e In
d

exieru
n

g d
er T

arife, F
reibeträge u

n
d

  
 

 
F

reigren
zen

, P
au

sch
beträge u

n
d

 P
au

sch
alen

 m
u

ss d
ie  

 
 

sch
leich

en
d

e (h
eim

lich
e) Steu

ererh
öh

u
n

g verm
eid

en
.

 
 

E
n

tlastu
n

g der gerin
gen

 u
n

d m
ittleren

 E
in

kom
m

en
:  

 
 

D
er G

ru
n

dfreibetrag w
ird au

f das pfän
du

n
gsfreie E

in
- 

 
 

kom
m

en
 an

geh
oben

 u
n

d die Stu
fen

 w
erden

 so gew
äh

lt,  
 

 
d

ass G
erin

g- u
n

d
 D

u
rch

sch
n

ittsverd
ien

er en
tlastet  

 
 

w
erd

en
.

 
 

D
as E

h
egatten

sp
littin

g w
ird

 d
u

rch
 ein

 sozial gerech
tes  

 
 

F
am

ilien
sp

littin
g ergän

zt, bei d
em

 d
as F

am
ilien

ein
- 

 
 

kom
m

en
 au

f alle F
am

ilien
m

itglied
er verteilt w

ird
 vor  

 
 

d
er T

arifan
w

en
d

u
n

g.
 

 
Sch

affu
n

g ein
er fairen

 U
n

tern
eh

m
en

sbesteu
eru

n
g.  

 
 

G
ew

in
n

e sin
d

 d
ort zu

 versteu
ern

, w
o sie erw

irtsch
aftet  

 
 

w
erd

en
.

D
ie A

fD
 ist fü

r ein
e A

bscha
ffu

n
g

 d
er E

rbscha
ftsteu

er a
ls 

Su
bsta

n
zsteu

er u
n

d
 g

eg
en

 d
ie R

ea
ktivieru

n
g

 d
er V

erm
ö-

g
en

steu
er. 

In
takte F

am
ilien

 d
en

ken
 u

n
d

 leben
 in

 G
en

eration
en

zu
sam

-
m

en
h

än
gen

. D
ie Ü

bergabe von
 V

erm
ögen

 –
 au

ch
 u

n
d

 gerad
e 

in
 U

n
tern

eh
m

en
 gebu

n
d

en
es –

 ist P
rivatan

gelegen
h

eit u
n

d
 

d
arf n

ich
t d

em
 Staatszu

griff au
sgesetzt w

erd
en

.

10.2 H
aushaltspolitik 

D
as p

rim
äre fi

n
an

zw
irtsch

aftlich
e Z

iel d
er A

ltern
ative 

fü
r D

eu
tsch

lan
d

 sin
d

 au
sgeglich

en
e H

au
sh

alte. D
ie Staats-

au
sgaben

 sin
d

 d
u

rch
 E

in
n

ah
m

en
 zu

 d
ecken

. D
ie E

rh
öh

u
n

g 
von

 A
bgaben

 od
er A

u
fn

ah
m

e von
 Sch

u
ld

en
 zu

r D
ecku

n
g 

d
er A

u
sgaben

 ist au
f d

ie stren
gen

 V
orgaben

 ein
er Sch

u
l-

d
en

brem
se zu

 besch
rän

ken
. D

ie B
ü

rger h
aben

 ein
 R

ech
t au

f 
verlässlich

e staatlich
e R

ah
m

en
bed

in
gu

n
gen

, d
ie ih

n
en

 ein
e 

n
ach

h
altige L

eben
sp

lan
u

n
g gew

äh
rleisten

.

Z
u

r V
erm

eid
u

n
g

 von
 E

rbla
sten

 fü
r sp

ä
tere G

en
era

tion
en

 
ist d

ie T
ilg

u
n

g
 bestehen

d
er Schu

ld
en

 verbin
d

lich g
esetzg

e-
berisch zu

 reg
eln

. 

G
esam

tgesellsch
aftlich

e A
u

fgaben
 w

ill d
ie A

fD
 ü

ber d
en

 
B

u
n

d
esh

au
sh

alt fi
n

an
zieren

. D
ies gebieten

 d
ie G

erech
tigkeit 

u
n

d
 d

ie F
ord

eru
n

g n
ach

 ein
er tran

sp
aren

ten
 H

au
sh

altsfü
h

-
ru

n
g. D

em
zu

folge sin
d

 N
eben

h
au

sh
alte u

n
d

 Ü
bertragu

n
g 

von
 gesam

tgesellsch
aftlich

en
 L

asten
 zu

r Sch
ön

u
n

g d
es B

u
n

-
d

esh
au

sh
alts beisp

ielsw
eise an

 d
ie Sozialkassen

 abzu
leh

n
en

.

D
ie A

ltern
a

tive fü
r D

eu
tschla

n
d

 ford
ert d

ie verp
fl

ichten
-

d
e E

in
fü

hru
n

g
 d

er ka
u

fm
ä

n
n

ischen
 B

u
chfü

hru
n

g
 fü

r a
lle 

Sta
a

tsha
u

sha
lte. 

D
er d

arin
 in

 Z
u

ku
n

ft abgebild
ete jäh

rlich
e W

erteverzeh
r 

aller V
erm

ögen
sgegen

stän
d

e, d
ie ein

em
 solch

en
 u

n
terliegen

, 
ist in

 d
en

 H
au

sh
alten

 zu
 erw

irtsch
aften

 u
n

d
 zu

 th
esau

rieren
. 

H
au

sh
alte sin

d
 n

u
r d

an
n

 au
sgeglich

en
, w

en
n

 d
iese V

erm
ö-

gen
sverlu

ste m
on

etär erw
irtsch

aftet sin
d

, w
ie d

ies sch
on

 
h

eu
te fü

r alle K
om

m
u

n
alh

au
sh

alte vorgesch
rieben

 ist. 

D
iese kau

fm
än

n
isch

e B
etrach

tu
n

gsw
eise m

u
ss in

 d
er Z

u
-

ku
n

ft au
ch

 an
gew

en
d

et w
erd

en
 au

f alle V
ersorgu

n
gsan

w
art-

sch
aften

, w
elch

e d
ie B

ed
ien

steten
 d

er öffen
tlich

en
 V

erw
al-

tu
n

g gegen
ü

ber öffen
tlich

en
 D

ien
sth

errn
 bzw

. A
rbeitgebern

 
erw

erben
.
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10.3 Soziale A
rbeitsw

elt

D
ie A

fD
 befü

rw
ortet ein

en
 g

esetzlichen
 M

in
d

estlohn
, d

a
 

er bei d
en

 jetzig
en

 V
erhä

ltn
issen

 d
ie verg

leichsw
eise schw

a
-

che P
osition

 d
er N

ied
rig

lohn
em

p
fä

n
g

er g
eg

en
ü

ber d
en

 
In

teressen
 d

er A
rbeitg

eber stä
rkt. 

In
sbeson

d
ere erlau

bt d
er M

in
d

estloh
n

 ein
e E

xisten
z 

jen
seits d

er A
rm

u
tsgren

ze u
n

d
 d

ie F
in

an
zieru

n
g ein

er, w
en

n
 

au
ch

 seh
r besch

eid
en

en
, A

ltersversorgu
n

g, d
ie an

son
sten

 
im

 W
ege staatlich

er U
n

terstü
tzu

n
g von

 d
er G

esellsch
aft zu

 
tragen

 w
äre. M

in
d

estlöh
n

e verh
in

d
ern

 som
it au

ch
 d

ie P
riva-

tisieru
n

g von
 G

ew
in

n
en

 bei gleich
zeitiger Sozialisieru

n
g d

er 
A

rm
u

tskosten
.

D
er zu

n
eh

m
en

d
e A

n
teil von

 p
rekären

 B
esch

äftigu
n

gsver-
h

ältn
issen

 w
irkt sich

 n
egativ au

f d
en

 W
oh

lstan
d

 au
s. D

arau
s 

en
tsteh

en
 N

egativw
irku

n
gen

 fü
r d

ie D
em

ografi
e. Z

u
d

em
 

leid
et d

er A
u

fbau
 d

er eigen
en

 A
ltersvorsorge.

D
ie A

fD
 ford

ert d
esha

lb a
u

ch ein
e g

esetzliche O
berg

ren
ze 

von
 15 P

rozen
t B

eschä
ftig

ten
 m

it L
eih- od

er W
erkverträ

g
en

 
in

 U
n

tern
ehm

en
. 

L
eih

arbeit m
u

ss n
ach

 ein
er sech

sm
on

atigen
 B

esch
äfti-

gu
n

gszeit ein
er festen

 A
n

stellu
n

g gleich
gestellt w

erd
en

. 
Z

eitarbeitsverträge d
ü

rfen
 n

u
r ein

m
al verlän

gert w
erd

en
. Sie 

d
ü

rfen
 n

u
r u

n
ter festgelegten

 B
ed

in
gu

n
gen

 abgesch
lossen

 
w

erd
en

.

10.4 A
rbeitslosigkeit und Q

ualifikation für  
Langzeitarbeitslose

D
ie A

rbeitslosigkeit, in
sbeson

d
ere d

ie D
au

erarbeitslosig-
keit, kon

n
te bish

er n
ach

h
altig n

ich
t gesen

kt w
erd

en
. D

ie 
h

eu
tigen

 E
in

glied
eru

n
gs- u

n
d

 Q
u

alifi
zieru

n
gsm

aßn
ah

m
en

 
geh

en
 vielfach

 an
 d

en
 B

ed
ü

rfn
issen

 d
es A

rbeitsm
arkts 

vorbei. D
esh

alb kön
n

en
 viele offen

e Stellen
 n

ich
t besetzt 

w
erd

en
. 

W
ir ford

ern
 d

a
her ein

e bed
a

rfsa
n

g
ep

a
sste Q

u
a

lifi
zieru

n
g

 
fü

r A
rbeitslose. 

D
iese m

u
ss in

 en
ger A

bstim
m

u
n

g in
sbeson

d
ere m

it d
er 

m
ittelstän

d
isch

en
 W

irtsch
aft erfolgen

, bei w
elch

er 8
0

 P
ro-

zen
t d

er A
rbeitn

eh
m

er D
eu

tsch
lan

d
s besch

äftigt sin
d

.

D
ie A

fD
 setzt sich fern

er fü
r d

ie Scha
ffu

n
g

 ein
es A

n
g

ebots 
zu

r B
ü

rg
era

rbeit ein
. 

U
n

ter B
ü

rgerarbeit ist d
ie A

u
sü

bu
n

g gem
ein

n
ü

tziger 
A

rbeit d
u

rch
 L

an
gzeitarbeitslose zu

 versteh
en

, d
ie n

ich
t in

 
K

on
ku

rren
z zu

m
 A

rbeitsm
arkt steh

t. B
ü

rgerarbeit soll ca. 30
 

W
och

en
stu

n
d

en
 u

m
fassen

 u
n

d
 sozialversich

eru
n

gsp
fl

ich
tig 

en
tloh

n
t w

erd
en

. 

D
en

 L
an

gzeitarbeitslosen
 w

ird
 so d

ie A
u

sü
bu

n
g sin

n
voller 

T
ätigkeiten

 eröffn
et u

n
d

 d
ie G

esellsch
aft erh

ält ein
en

 G
egen

-
w

ert fü
r d

ie U
n

terstü
tzu

n
gsleistu

n
gen

. L
an

gzeitarbeitslose 
kön

n
en

 so w
ied

er an
 d

en
 ersten

 A
rbeitsm

arkt h
eran

gefü
h

rt 
w

erd
en

. W
er B

ü
rgerarbeit leistet, soll sein

e V
erm

ögen
sver-

h
ältn

isse n
ich

t offen
baren

 m
ü

ssen
.
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10.5 K
eine M

anipulation der A
rbeitslosenquote     

D
ie B

u
n

d
esagen

tu
r fü

r A
rbeit berech

n
et im

 A
u

ftrag d
er 

B
u

n
d

esregieru
n

g ein
e A

rbeitslosen
qu

ote, d
ie d

em
 W

äh
ler 

su
ggeriert, d

ass d
ie A

rbeitslosigkeit stetig sin
kt. D

ies w
ird

 
d

u
rch

 A
n

w
en

d
u

n
g ein

er V
ielzah

l von
 D

etailvorsch
riften

 m
a-

n
ip

u
lativ erreich

t, in
d

em
 H

u
n

d
erttau

sen
d

e von
 A

rbeitslosen
 

n
ich

t berü
cksich

tigt w
erd

en
. 

D
ie A

fD
 ford

ert, d
ie A

rbeitslosen
qu

ote a
u

f B
a

sis d
er ta

t-
sä

chlichen
 A

rbeitslosen
za

hlen
 zu

 berechn
en

, u
m

 d
ie rea

len
 

V
erhä

ltn
isse a

u
f d

em
 A

rbeitsm
a

rkt sichtba
r zu

 m
a

chen
.

10.6 W
irtschaftspolitik für D

eutschland:  
W

ohlstand für alle!

G
ru

n
d

legen
d

e E
lem

en
te fü

r ein
e p

rosp
erieren

d
e W

irt-
sch

aft sin
d

 fü
r d

ie A
fD

 d
ie E

igen
veran

tw
ortu

n
g d

er W
irt-

sch
aftssu

bjekte m
it d

em
 G

egen
stü

ck H
aftu

n
g fü

r d
as ei-

gen
e H

an
d

eln
, d

ie G
aran

tie d
es P

rivateigen
tu

m
s u

n
d

 d
er 

M
arktp

reis als Steu
eru

n
gsm

ech
an

ism
u

s fü
r w

irtsch
aftlich

e 
E

n
tsch

eid
u

n
gen

. W
eitere w

ich
tige E

lem
en

te sin
d

 d
ie Sich

er-
stellu

n
g von

 W
ettbew

erb au
f d

en
 M

ärkten
 u

n
d

 d
ie V

erh
in

-
d

eru
n

g von
 m

arktbeh
errsch

en
d

en
 Stellu

n
gen

 sow
ie ein

 
u

n
bestech

lich
es effi

zien
tes R

ech
tssystem

, d
as R

ech
tssich

er-
h

eit u
n

d
 R

ech
tsfried

en
 gew

äh
rleistet u

n
d

 n
ich

t zu
letzt au

ch
 

B
ü

rger gegen
 Ü

bergriffe d
es Staates sch

ü
tzt. 

D
ies ist d

er O
rd

n
u

n
gsrah

m
en

, d
er in

 d
er N

ach
kriegszeit 

au
fgebau

t u
n

d
 lan

ge Z
eit u

n
an

getastet blieb. W
ir w

ollen
 

u
n

s d
afü

r ein
setzen

, ih
n

 w
o n

ötig w
ied

er zu
 stärken

 u
n

d
 

in
sgesam

t w
eiterh

in
 au

frech
t zu

 erh
alten

. V
iele d

er d
arü

ber 
h

in
au

sgeh
en

d
en

 E
in

zelfallregelu
n

gen
 sin

d
 zu

 ü
berp

rü
fen

 
u

n
d

 gegeben
en

falls abzu
sch

affen
.

D
ie A

fD
 geh

t von
 d

er P
räm

isse au
s, d

ass d
ie W

irtsch
aft fü

r 
d

ie M
en

sch
en

 d
a ist u

n
d

 n
ich

t d
ie M

en
sch

en
 fü

r d
ie W

irt-
sch

aft. W
oh

lstan
d

 m
isst sich

 m
ateriell, h

at aber au
ch

 soziale 
u

n
d

  im
m

aterielle A
sp

ekte: F
reih

eit, Selbstbestim
m

u
n

g, T
eil-

h
abe. U

n
sere W

irtsch
afts- u

n
d

 Steu
erp

olitik seh
en

 w
ir au

ch
 

als T
eil d

er Sozialp
olitik. Z

iel ist d
ie Sch

affu
n

g au
sköm

m
lich

er 
A

rbeitsp
lätze fü

r alle d
em

 A
rbeitsm

arkt zu
r V

erfü
gu

n
g steh

en
-

d
en

 M
itbü

rger. 

H
ierzu

 p
lan

en
 w

ir folgen
d

e M
aßn

ah
m

en
:

 
 

d
en

 Staat versch
lan

ken
 u

n
d

 effi
zien

ter m
ach

en
 

 
• A

bbau
 von

 Su
bven

tion
en

, n
eu

e Su
bven

tion
en

  
 

 
 

zeitlich
 befristen

 
 

• V
erein

fach
u

n
g d

es Steu
ersystem

s w
ie oben

 besch
rieben

 
 

• R
egu

lieru
n

gen
 u

n
d

 B
ü

rokratie ü
berp

rü
fen

 u
n

d
 abbau

- 
 

 
 

en
, u

m
 in

sbeson
d

ere d
ie B

elastu
n

gen
 fü

r klein
e u

n
d

  
 

 
 

m
ittelstän

d
isch

e U
n

tern
eh

m
en

 zu
 verrin

gern
.

 
 

d
ie Staatsqu

ote sen
ken

 
 

 
• Steu

er-/A
bgaben

obergren
ze ein

fü
h

ren
 u

n
d

 Staatsver- 
 

 
 

brau
ch

 sen
ken

 
 

• K
lare P

rioritäten
setzu

n
g, w

elch
e Staatsau

fgaben
  

 
 

 
w

ich
tig sin

d
, u

n
w

ich
tiges au

slau
fen

 lassen
.

 
 

w
issen

s-/tech
n

ologiebasierte W
irtsch

aft stärken
 

 
 

• Sch
u

lisch
e B

ild
u

n
g u

n
d

 d
ie F

orsch
u

n
gslan

d
sch

aft  
 

 
 

verstärkt au
f M

IN
T

-F
äch

er au
srich

ten
 

 
• U

m
setzu

n
g w

issen
sch

aftlich
er E

rken
n

tn
isse in

  
 

 
 

P
rod

u
kte förd

ern
 

 
• U

n
tern

eh
m

ergeist förd
ern

 
 

• Steu
erlich

e B
ed

in
gu

n
gen

 fü
r F

orsch
u

n
g u

n
d

 E
n

tw
ick- 

 
 

 
lu

n
g sow

ie sich
 d

arau
s ergeben

d
e U

n
tern

eh
m

en
sgrü

n
- 

 
 

 
d

u
n

gen
 verbessern

 
 

• H
igh

tech
u

n
tern

eh
m

en
 in

 D
eu

tsch
lan

d
 erh

alten
 u

n
d

  
 

 
 

förd
ern

.
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In
vestition

en
 im

 In
lan

d
 förd

ern
 

 
• D

u
rch

 Su
bven

tion
sabbau

 gesp
arte M

ittel in
  

 
 

 
In

frastru
ktu

r stecken
 

 
• E

n
ergiep

reise kalku
lierbar m

ach
en

, F
örd

eru
n

g 
 

 
 

ern
eu

erbarer E
n

ergien
 zu

rü
ckfah

ren

10.7 G
esicherte Einlagen bei Bankinsolvenzen 

D
ie A

fD
 ford

ert, d
ass d

ie K
u

n
d

en
 d

as R
ech

t au
f K

on
ten

 
h

aben
, d

ie d
ie G

eld
in

stitu
te im

 Son
d

erverm
ögen

 h
alten

 
m

ü
ssen

. D
iese V

erm
ögen

 sin
d

 im
 F

all ein
er B

an
kin

solven
z 

gesch
ü

tzt. B
ereits jetzt w

erd
en

 A
ktien

 als Son
d

erverm
ögen

 
(T

reu
h

an
d

verm
ögen

) bei G
eld

in
stitu

ten
 geh

alten
. 

10.8 A
nspruch auf Teilhabe am

 digitalen Leben 
und digitaler W

irtschaft     

D
ie A

fD
 ford

ert, d
ass d

ie V
orau

ssetzu
n

gen
 gesch

affen
 

w
erd

en
, u

m
 H

au
sh

alte sow
ie klein

- u
n

d
 m

ittelstän
d

isch
e 

B
etriebe –

 u
n

abh
än

gig d
avon

, ob d
iese sich

 in
 u

rban
en

 R
äu

-
m

en
 od

er sich
 in

 län
d

lich
en

 R
egion

en
 befi

n
d

en
 –

  in
n

erh
alb 

von
 zw

ei Jah
ren

  an
 sch

n
elle B

reitban
d

n
etze an

gesch
lossen

 
w

erd
en

 kön
n

en
. Staatlich

e U
n

terstü
tzu

n
gsp

rogram
m

e sollen
 

fi
n

an
zielle B

elastu
n

gen
 abm

ild
ern

. A
llen

 H
au

sh
alten

 sow
ie 

klein
- u

n
d

 m
ittelstän

d
isch

en
 B

etrieben
 soll som

it –
 u

n
ab

-
h

än
gig von

 ih
rem

 Stan
d

ort –
 d

ie A
n

bin
d

u
n

g an
 d

ie B
reit-

ban
d

in
frastru

ktu
r m

öglich
 sein

. D
er A

n
sch

lu
ss d

er letzten
 

„M
eile“, von

 d
er verlegten

 G
ru

n
d

in
frastru

ktu
r zu

m
 H

au
s- 

od
er F

irm
en

an
sch

lu
ss, m

u
ss ein

e sich
erzu

stellen
d

e O
p

tion
 

fü
r P

rivath
au

sh
alte u

n
d

 klein
- u

n
d

 m
ittelstän

d
isch

e B
etriebe 

w
erd

en
.
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K
A

PITEL 1
1

Sozialpolitik



11.1 Sozialpolitik und Zuw
anderung 

U
n

ser L
an

d
 steh

t vor großen
 sozialen

 H
erau

sford
eru

n
gen

. 
E

s gilt d
ie h

oh
e K

in
d

erarm
u

t u
n

d
 d

ie d
roh

en
d

e A
ltersar-

m
u

t zu
 bekäm

p
fen

. E
in

e V
ielzah

l von
 A

rbeitslosen
 ist in

 
B

esch
äftigu

n
g zu

 brin
gen

. D
ie In

frastru
ktu

r u
n

seres L
an

d
es 

ist in
 T

eilen
 h

eru
n

tergew
irtsch

aftet, oh
n

e d
ass d

ies in
 d

en
 

öffen
tlich

en
 H

au
sh

alten
 abgebild

et w
ird

. D
ie Stabilisieru

n
g 

d
er Sozialsystem

e erford
ert bei ein

er sch
ru

m
p

fen
d

en
 u

n
d

 
altern

d
en

 B
evölkeru

n
g beson

d
ere A

n
stren

gu
n

gen
. U

n
sere 

begren
zten

 M
ittel steh

en
 d

esh
alb n

ich
t fü

r ein
e u

n
veran

t-
w

ortlich
e Z

u
w

an
d

eru
n

gsp
olitik, w

ie sie sich
 kein

 an
d

eres 
eu

rop
äisch

es L
an

d
 zu

m
u

tet, zu
r V

erfü
gu

n
g. Sow

oh
l d

ie 
E

u
ro-R

ettu
n

gsp
olitik als au

ch
 d

ie N
ied

rigzin
sp

olitik d
er E

Z
B

 
ersch

w
eren

 d
iese n

otw
en

d
ige R

eform
p

olitik fü
r D

eu
tsch

-
lan

d
. A

u
ch

 d
esh

alb m
ü

ssen
 d

ie W
eich

en
 fü

r d
en

 E
u

ro u
n

d
 

E
u

rop
a völlig n

eu
 gestellt w

erd
en

.

U
n

ser Sozialstaat kan
n

 n
u

r erh
alten

 bleiben
, w

en
n

 d
ie ge-

ford
erte fi

n
an

zielle Solid
arität in

n
erh

alb ein
er klar d

efi
n

ier-
ten

 u
n

d
 begren

zten
 G

em
ein

sch
aft erbrach

t w
ird

. E
in

e A
u

fl
ö-

su
n

g d
es N

ation
alstaats fü

h
rt u

n
w

eigerlich
 zu

r G
efäh

rd
u

n
g 

u
n

serer gew
oh

n
ten

 sozialstaatlich
en

 E
rru

n
gen

sch
aften

.

11.2 Benachteiligung von Fam
ilien beseitigen und 

K
inderarm

ut bekäm
pfen

D
ie A

bgaben
last fü

r F
am

ilien
 ist zu

 h
och

. O
bw

oh
l d

as 
B

u
n

d
esverfassu

n
gsgerich

t geford
ert h

at, d
ie E

xisten
zm

in
im

a 
von

 K
in

d
ern

 u
n

d
 E

ltern
 w

irksam
 steu

erfrei zu
 stellen

, ist d
er 

G
esetzgeber d

em
 n

ich
t an

gem
essen

 n
ach

gekom
m

en
. 

D
ie A

fD
 setzt sich

 fü
r d

ie n
ach

h
altige steu

erlich
e E

n
tlas-

tu
n

g von
 F

am
ilien

 d
u

rch
 E

in
fü

h
ru

n
g ein

es F
am

ilien
sp

lit-
tin

gs ein
, w

elch
es d

as F
am

ilien
ein

kom
m

en
 vor V

ersteu
eru

n
g 

au
f d

ie F
am

ilien
m

itglied
er rech

n
erisch

 verteilt. 

In
 d

iesem
 Z

u
ge sin

d
 au

ch
 d

ie steu
erlich

en
 B

en
ach

teili-
gu

n
gen

 von
 K

in
d

ern
 u

n
d

 E
ltern

 au
s T

ren
n

u
n

gs- u
n

d
 Sch

ei-
d

u
n

gsfam
ilien

 zu
 beseitigen

. D
er E

rw
erb von

 W
oh

n
eigen

tu
m

 
d

u
rch

 F
am

ilien
 sollte z.B

. d
u

rch
 zin

slose D
arleh

en
, Z

u
sch

ü
s-

se u
n

d
 E

rlass d
er G

ru
n

d
erw

erbsteu
er erleich

tert w
erd

en
. 

D
ie A

fD
 setzt sich

 au
ch

 fü
r ein

e bessere B
erü

cksich
tigu

n
g 

d
er L

eistu
n

gen
 von

 E
ltern

 in
 d

er R
en

ten
versich

eru
n

g ein
. 

D
ie K

in
d

er von
 h

eu
te sin

d
 d

ie p
oten

ziellen
 B

eitragszah
ler 

von
 m

orgen
. W

er K
in

d
er großzieh

t u
n

d
 R

en
ten

versich
e-

ru
n

gsbeiträge leistet, trägt d
esh

alb d
op

p
elt zu

r Sich
eru

n
g 

d
er R

en
ten

 bei. 

E
rzieh

u
n

gszeiten
 m

ü
ssen

 d
esh

alb ein
e d

ieser L
eistu

n
g 

an
gem

essen
e R

en
ten

erh
öh

u
n

g d
er E

ltern
 zu

r F
olge h

aben
. 
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11.3 G
rundsätzliches zur Rente

D
en

 M
en

sch
en

 in
 u

n
serem

 L
an

d
 w

ied
er Sich

erh
eit im

 
A

rbeitsleben
 u

n
d

 im
 A

lter zu
 geben

, ist d
er A

ltern
ative fü

r 
D

eu
tsch

lan
d

 ein
 beson

d
eres A

n
liegen

. N
u

r m
it ein

er au
srei-

ch
en

d
en

 V
ersorgu

n
g im

 A
lter kan

n
 A

ltersarm
u

t verh
in

d
ert 

w
erd

en
. D

as B
estreben

 d
er A

fD
 ist es d

ah
er, d

as System
 

d
er gesetzlich

en
 R

en
ten

versich
eru

n
g so zu

 gestalten
, d

ass 
es leistu

n
gsfäh

ig u
n

d
 d

en
 H

erau
sford

eru
n

gen
 d

er Z
u

ku
n

ft 
n

ach
h

altig gew
ach

sen
 ist. D

ie beson
d

ere d
em

ografi
sch

e H
e-

rau
sford

eru
n

g d
er n

äch
sten

 Jah
rzeh

n
te w

ird
 –

 m
in

d
esten

s 
vorü

bergeh
en

d
 –

 ein
e stärkere M

itfi
n

an
zieru

n
g au

s Steu
er-

m
itteln

 erford
erlich

 m
ach

en
. 

U
n

besch
ad

et solch
er H

ilfestellu
n

g au
ßerh

alb d
er B

ei-
tragsfi

n
an

zieru
n

g d
er staatlich

en
 R

en
ten

 m
ü

ssen
 d

ie bei-
d

en
 Säu

len
 B

etriebsren
te u

n
d

 rein
 p

rivate A
ltersvorsorge 

gesetzgeberisch
 gestärkt w

erd
en

. H
ierzu

 bed
arf es d

er 
Steu

erfreistellu
n

g d
er A

n
sp

arbeiträge verbu
n

d
en

 m
it ein

er 
n

ach
gelagerten

 E
rtragsbesteu

eru
n

g. F
ü

r ein
e w

irku
n

gsvolle 
A

u
sgestaltu

n
g solch

er System
e ist d

ie Z
in

sp
olitik d

er E
Z

B
 

töd
lich

. A
u

ch
 d

esh
alb m

u
ss D

eu
tsch

lan
d

 au
s d

er E
u

rozon
e 

au
streten

, sofern
 n

ich
t u

n
verzü

glich
 Ä

n
d

eru
n

gen
 in

 d
ie T

at 
u

m
gesetzt w

erd
en

.

11.4 Rente und Lebensarbeitszeit

B
ei ein

er L
eben

sa
rbeitszeit von

 bis zu
 4

5 Ja
hren

 soll kü
n

f-
tig

 d
er R

en
ten

a
n

sp
ru

ch a
bschla

g
sfrei g

eg
eben

 sein
. B

ei d
er 

B
erechn

u
n

g
 d

er R
en

te w
erd

en
 a

lle B
eitra

g
szeiten

 in
 d

em
 

M
a

ß berü
cksichtig

t, in
 d

em
 sie ta

tsä
chlich erbra

cht w
u

rd
en

. 

B
ekan

n
tlich

 w
ird

 bereits in
 n

ah
er Z

u
ku

n
ft d

ie Z
ah

l d
er 

R
en

tn
er im

 V
erh

ältn
is zu

r Z
ah

l d
er B

eitragszah
ler ü

berp
ro-

p
ortion

al steigen
. D

ie jü
n

geren
 G

en
eration

en
 d

er B
eitrags-

zah
ler w

erd
en

 d
iese fi

n
an

zielle V
erp

fl
ich

tu
n

g n
ich

t allein
e 

sch
u

ltern
 kön

n
en

. E
s w

ird
 d

ah
er n

otw
en

d
ig sein

, d
ie staat-

lich
en

 T
ran

sferzah
lu

n
gen

 au
s allgem

ein
en

 Steu
erm

itteln
 

an
 d

ie R
en

ten
versich

eru
n

g erh
eblich

 zu
 erh

öh
en

, u
m

 d
ie 

B
eiträge d

er arbeiten
d

en
 M

en
sch

en
 in

 erträglich
en

 G
ren

zen
 

zu
 h

alten
.

A
u

ch
 au

s d
iesem

 G
ru

n
d

 ist d
ie d

erzeitige M
igration

sp
olitik 

sofort zu
 been

d
en

. D
ie zu

r Z
eit d

ort m
obilisierten

 jäh
rlich

en
 

M
illiard

en
beträge, m

it steigen
d

er T
en

d
en

z fü
r d

ie Z
u

ku
n

ft, 
m

ü
ssen

 in
 d

ie Stabilisieru
n

g d
er A

lterssich
eru

n
g d

er d
eu

t-
sch

en
 B

evölkeru
n

g u
m

gelen
kt w

erd
en

.

B
ezieher von

 A
ltersren

ten
 sollen

 ohn
e E

in
schrä

n
ku

n
g

 
ihrer R

en
ten

bezü
g

e ein
er en

tg
eltlichen

 B
eschä

ftig
u

n
g

 
n

a
chg

ehen
 kön

n
en

. D
iese E

in
kom

m
en

 sollen
 von

 A
rbeit-

n
ehm

er- u
n

d
 A

rbeitg
eberbeiträ

g
en

 zu
r R

en
ten

versicheru
n

g
 

freig
estellt w

erd
en

 kön
n

en
.

11.5 Rente und versicherungsfrem
de Leistungen

D
ie A

fD
 tritt d

afü
r ein

, d
ass L

eistu
n

gen
 au

s M
itteln

 d
er 

staatlich
en

 R
en

ten
versich

eru
n

g, d
ie sich

 n
ich

t ü
ber M

aßstä-
be sozialer V

erteilu
n

gsgerech
tigkeit in

n
erh

alb d
er gesam

ten
 

Solid
argem

ein
sch

aft rech
tfertigen

 lassen
 („ech

te“ versich
e-

ru
n

gsfrem
d

e L
eistu

n
gen

) en
tw

ed
er au

sgeglied
ert od

er ü
ber 

staatlich
e T

ran
sferleistu

n
gen

 fi
n

an
ziert w

erd
en

. A
llein

 im
 

Jah
r 20

15 sin
d

 au
s d

em
 E

tat d
er R

en
ten

versich
eru

n
g versi-

ch
eru

n
gsfrem

d
e L

eistu
n

gen
 in

 zw
eistelliger M

illiard
en

h
öh

e 
erfolgt. 
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11.6 D
oppelbesteuerung der staatlichen Rente 

verm
eiden

D
ie A

fD
 setzt sich

 d
afü

r ein
, zu

 ü
berp

rü
fen

, ob d
ie im

 Z
u

ge 
d

er E
in

fü
h

ru
n

g ein
er n

ach
gelagerten

 R
en

ten
besteu

eru
n

g 
vom

 B
u

n
d

esverfassu
n

gsgerich
t als u

n
rech

tm
äßig erkan

n
te 

D
op

p
elbesteu

eru
n

g d
er R

en
ten

 tatsäch
lich

 d
u

rch
 d

ie d
erzei-

tige gesetzgeberisch
e R

egelu
n

g verm
ied

en
 w

ird
.

11.7 G
rundsicherung im

 A
lter: W

er gearbeitet hat, 
m

uss später m
ehr haben

E
rw

erbstätige, d
ie jah

rzeh
n

telan
g sozialversich

eru
n

gs-
p

fl
ich

tig besch
äftigt w

aren
, aber beisp

ielsw
eise d

u
rch

 
n

ied
rige E

n
tloh

n
u

n
g od

er u
n

terbroch
en

e E
rw

erbsbiografi
en

 
kein

en
 R

en
ten

an
sp

ru
ch

 au
fbau

en
 kon

n
ten

, d
er d

as N
iveau

 
d

er G
ru

n
d

sich
eru

n
g ü

bersteigt, w
erd

en
 d

erzeit gen
au

so 
beh

an
d

elt, w
ie P

erson
en

, d
ie n

iem
als sozialversich

eru
n

gs-
p

fl
ich

tig besch
äftigt w

aren
. D

as ist u
n

gerech
t.

D
ie A

fD
 w

ill d
a

her d
a

fü
r sorg

en
, d

a
ss d

u
rch A

rbeits-
leistu

n
g

 u
n

d
 a

n
d

ere a
n

rechen
ba

re Z
eiten

, zu
m

 B
eisp

iel 
E

rziehu
n

g
szeiten

, erw
orben

e R
en

ten
a

n
sp

rü
che m

it ein
em

 
a

n
g

em
essen

en
 A

u
fschla

g
 zu

r G
ru

n
d

sicheru
n

g
 B

erü
cksichti-

g
u

n
g

 fi
n

d
en

. 

11.8 G
erechtigkeit beim

 A
rbeitslosengeld

Seit d
er Sozialrech

tsreform
 20

0
5 (H

artz-R
eform

) w
ird

 bei 
d

er F
estlegu

n
g d

er H
öh

e d
es A

n
sp

ru
ch

s au
f A

rbeitslosen
geld

 
II u

n
d

 –
 von

 gerin
gfü

giger Stu
fu

n
g abgeseh

en
 –

 d
er B

ezu
gs-

d
au

er von
 A

rbeitslosen
geld

 I n
ich

t berü
cksich

tigt, ob u
n

d
 

gegeben
en

falls w
ie lan

ge d
er B

etroffen
e zu

vor sozialversi-
ch

eru
n

gsp
fl

ich
tig erw

erbstätig w
ar. N

ach
 in

 d
er R

egel zw
ölf 

M
on

aten
 erh

alten
 eh

em
als lan

gjäh
rig E

rw
erbstätige A

rbeits-
losen

geld
 II in

 gleich
er H

öh
e u

n
d

 fü
r d

ie gleich
e Z

eitd
au

er 
L

eistu
n

gen
 w

ie A
rbeitslose, d

ie n
och

 n
ie zu

vor B
eiträge an

 
d

ie A
rbeitslosen

versich
eru

n
g gezah

lt h
aben

. D
ies stellt ein

e 
G

erin
gsch

ätzu
n

g d
er lan

gjäh
rigen

 B
eitragszah

ler d
ar. 

D
ie A

fD
 setzt sich fü

r ein
e B

ezu
g

sd
a

u
er von

 A
rbeitslosen

-
g

eld
 I in

 A
bhä

n
g

ig
keit von

 d
er D

a
u

er d
er V

orbeschä
ftig

u
n

g
 

ein
. D

er Selbstbehalt bei d
er B

erechn
u

n
g von

 A
rbeitslosen

-
geld

 II ist sa
n

ktion
sfrei zu

 erhöhen
.

D
ies ist ein

 G
ebot d

er G
erech

tigkeit, u
m

 u
n

tersch
ied

lich
e 

E
rw

erbsbiografi
en

 bei A
rbeitslosigkeit au

ch
 d

ifferen
ziert zu

 
beh

an
d

eln
.

11.9 Paritätische Finanzierung der K
ranken- und 

Pflegeversicherung

D
ie A

fD
 setzt sich d

a
fü

r ein
, d

a
ss d

er A
rbeitg

ebera
n

teil 
zu

r K
ra

n
ken

- u
n

d
 P

fl
eg

eversicheru
n

g
 w

ied
er a

u
f d

ie g
leiche 

H
öhe w

ie d
er A

rbeitn
ehm

era
n

teil festg
eleg

t w
ird

. 

D
ie R

isiken
 d

er K
osten

steigeru
n

gen
 im

 G
esu

n
d

h
eitsw

esen
 

allein
 au

f d
ie A

rbeitn
eh

m
er abzu

w
älzen

, w
ie es d

ie letzten
 

B
u

n
d

esregieru
n

gen
 getan

 h
aben

, ist u
n

system
atisch

. 
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D
ie G

esu
n

d
h

eitsp
o

litik
 in

 D
eu

tsch
la

n
d

 steh
t a

n
g

esich
ts d

er 

d
em

ografi
sch

en
 E

n
tw

icklu
n

gen
 vor großen

 H
erau

sford
eru

n
-

g
en

. D
ie S

ich
erstellu

n
g

 d
er m

ed
izin

isch
en

 V
erso

rg
u

n
g

 fü
r 

a
lle B

ü
rg

er in
 S

ta
d

t u
n

d
 L

a
n

d
 g

eh
ö

rt zu
 d

en
 G

ru
n

d
p

feilern
 

d
es m

o
d

ern
en

 S
o

zia
lsta

a
tes. 

W
ir setzen

 u
n

s fü
r ein

e leistu
n

gsfäh
ige, fl

äch
en

d
ecken

d
e 

u
n

d
 m

ö
g

lich
st w

o
h

n
o

rtn
a

h
e m

ed
izin

isch
e V

erso
rg

u
n

g
 fü

r 

a
lle B

ü
rg

er ein
 –

 im
 a

m
b

u
la

n
ten

 w
ie im

 sta
tio

n
ä

ren
 B

ereich
.

12.1 Finanzierung der G
esundheit – grundlegende 

Problem
e beseitigen

D
ie F

in
a

n
zieru

n
g

 u
n

seres G
esu

n
d

h
eitsw

esen
s w

ird
 d

u
rch

 

a
llg

em
ein

e p
o

litisch
e F

eh
len

tw
ick

lu
n

g
en

 b
ed

ro
h

t: D
ie v

o
n

 

d
en

 K
a

ssen
 zu

 tra
g

en
d

en
 K

o
sten

 fü
r M

ig
ra

n
ten

, F
lü

ch
tlin

-

g
e u

n
d

 A
sylb

ew
erb

er la
u

fen
 a

u
s d

em
 R

u
d

er u
n

d
 d

u
rch

 d
ie 

v
erfeh

lte Z
in

sp
o

litik
 d

er eu
ro

p
ä

isch
en

 Z
en

tra
lb

a
n

k
 k

ö
n

n
en

 

d
ie k

a
p

ita
lg

ed
eck

ten
 p

riv
a

ten
 K

ra
n

k
en

v
ersich

eru
n

g
en

 k
ein

e 

a
u

sreich
en

d
en

 R
ü

ck
la

g
en

 m
eh

r b
ild

en
. 

12.2 Ä
rztliche V

ersorgung auf dem
 Land  

sicherstellen

D
ie A

rztsitze sin
d

 zw
isch

en
 S

ta
d

t u
n

d
 L

a
n

d
 u

n
g

leich
 

verteilt. N
ied

erlassu
n

gen
 au

f d
em

 L
an

d
 sin

d
 h

äu
fi

g n
ich

t at-
tra

k
tiv

. W
ir w

o
llen

 d
a

zu
 b

eitra
g

en
, es fü

r Ä
rzte a

ttra
k

tiv
er zu

 

m
a

ch
en

, sich
 w

ied
er v

erm
eh

rt a
u

f d
em

 L
a

n
d

 n
ied

erzu
la

ssen
. 

A
u

ch
 d

ie K
o

m
m

u
n

en
 u

n
d

 L
a

n
d

k
reise so

w
ie d

ie B
u

n
d

eslä
n

-

d
er sin

d
 g

efo
rd

ert, A
n

reize zu
 sch

a
ffen

. 

W
ir w

ollen
 sicherstellen

, d
a

ss a
u

ch lä
n

d
liche R

eg
ion

en
 

m
ed

izin
isch g

u
t versorg

t sin
d

 u
n

d
 sich d

ort w
ied

er m
ehr 

Ä
rzte n

ied
erla

ssen
. 

12.3 D
em

 „Pflegenotstand“ entgegenw
irken 

In
 a

llen
 v

o
llsta

tio
n

ä
ren

 m
ed

izin
isch

en
 E

in
rich

tu
n

g
en

 

en
tw

ickelt sich
 ein

 M
an

gel an
 qu

alifi
ziertem

 P
fl

egep
erson

al 
(„P

fl
egen

otstan
d

“). E
in

e H
au

p
tu

rsach
e ist, d

ass d
ie P

erso
-

n
a

lk
o

sten
 im

 „D
R

G
-F

a
llp

a
u

sch
a

len
system

“ d
er K

ra
n

k
en

h
ä

u
-

ser u
n

zu
lä

n
g

lich
 a

b
g

eb
ild

et sin
d

. In
 d

en
 K

ra
n

k
en

h
a

u
s- 

en
tgelten

 sin
d

 d
ie tarifl

ich
en

 E
n

tgeltsteigeru
n

gen
 d

esh
alb 

n
u

r teilw
eise en

th
a

lten
. A

u
fg

ru
n

d
 d

ieser D
eck

u
n

g
slü

ck
e 

seh
en

 sich
 v

iele K
ra

n
k

en
h

ä
u

ser g
ezw

u
n

g
en

, P
erso

n
a

lstellen
, 

in
sbeson

d
ere bei d

er P
fl

ege, ein
zu

sp
aren

. D
as fü

h
rt zu

 ein
er 

u
n

zu
m

u
tb

a
ren

 V
ersch

lech
teru

n
g

 d
er A

rb
eitsb

ed
in

g
u

n
g

en
 

u
n

d
 N

a
ch

teilen
 fü

r d
ie P

a
tien

ten
. 

A
ls U

rsa
ch

en
 fü

r d
en

 feh
len

d
en

 B
eru

fsn
a

ch
w

u
ch

s sp
ielen

 

d
er h

o
h

e L
eistu

n
g

sd
ru

ck
 u

n
d

 d
ie zu

w
eilen

 u
n

a
n

g
em

essen
e 

E
n

tlo
h

n
u

n
g

 ein
e R

o
lle.

D
ie A

kzep
tan

z u
n

d
 A

ttraktivität d
es P

fl
egeberu

fs m
u

ss 
erh

ö
h

t w
erd

en
, u

m
 d

em
 b

esteh
en

d
en

 u
n

d
 a

b
seh

b
a

r zu
n

eh
-

m
en

d
en

 M
an

gel an
 qu

alifi
ziertem

 P
fl

egep
erson

al zu
 begeg

-

n
en

. 

D
ie A

fD
 ford

ert ein
en

 verbin
d

lichen
, lä

n
d

erü
berg

rei-
fen

d
en

 M
in

d
estp

erson
a

lschlü
ssel fü

r d
a

s P
fl

eg
ep

erson
a

l, 
d

er a
u

ch bei d
en

 K
ra

n
ken

ha
u

sen
tg

elten
 B

erü
cksichtig

u
n

g
 

fi
n

d
en

 m
u

ss.
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12.4 Stationäre V
ersorgung durch Investitionen 

sicherstellen

W
ir w

ollen
 d

ie w
irtsch

aftlich
e L

age d
er K

ran
ken

h
äu

ser 
d

u
rch

 A
bbau

 von
 In

vestition
sstau

s verbessern
 u

n
d

 d
am

it 
au

ch
 d

ie C
h

an
ce fü

r d
en

 E
rh

alt von
 w

oh
n

ortn
ah

en
 H

äu
sern

 
in

 kom
m

u
n

aler T
rägersch

aft erh
öh

en
.

D
ie w

irtsch
aftlich

 an
gesp

an
n

te L
age d

er m
eisten

 K
ran

ken
-

h
äu

ser w
ird

 d
u

rch
 d

ie feh
len

d
e In

vestition
sfi

n
an

zieru
n

g d
er 

L
än

d
er w

eiter versch
ärft. Seit Jah

ren
 w

erd
en

 n
u

r etw
a d

ie 
H

älfte d
er ca. 5,5 M

illiard
en

 E
u

ro fü
r d

en
 E

rh
alt d

er K
ran

-
ken

h
äu

ser erford
erlich

en
 M

ittel bereitgestellt. D
ie d

arau
s 

resu
ltieren

d
e N

otw
en

d
igkeit, In

vestition
sm

ittel au
s d

en
 

B
eh

an
d

lu
n

gsp
au

sch
alen

 zu
 fi

n
an

zieren
, fü

h
rt zu

r w
eiteren

 
V

ersch
ärfu

n
g d

er fi
n

an
ziellen

 Situ
ation

 vieler K
ran

ken
h

äu
-

ser. N
ich

t w
en

ige K
om

m
u

n
en

 sah
en

 sich
 d

esh
alb veran

lasst, 
K

ran
ken

h
äu

ser an
 p

rivate T
räger zu

 verkau
fen

. U
n

verken
n

-
bar ist seit E

in
fü

h
ru

n
g d

er F
allp

au
sch

alen
 (D

R
G

) im
 Jah

r 
20

0
2 ein

e P
rivatisieru

n
gsw

elle zu
 verzeich

n
en

. 

W
ir u

n
terstü

tzen
 d

ie T
rä

g
ervielfa

lt im
 K

ra
n

ken
ha

u
sw

e-
sen

 u
n

d
 lehn

en
 ein

e E
n

tw
icklu

n
g

 hin
 zu

r M
on

op
olbild

u
n

g
 

en
tschied

en
 a

b. 

12.5 K
rankenhaus-N

otfallam
bulanzen entlasten

D
ie A

m
bu

lan
zen

 d
er K

ran
ken

h
äu

ser sollen
 d

u
rch

 d
ie E

in
-

rich
tu

n
g von

 P
ortal-P

raxen
 en

tlastet w
erd

en
.

A
u

fgru
n

d
 von

 teilw
eise lan

gen
 W

artezeiten
 im

 am
bu

lan
ten

 
B

ereich
 w

erd
en

 d
ie N

otfallam
bu

lan
zen

 d
er K

ran
ken

h
äu

ser 
m

it ein
er zu

n
eh

m
en

d
en

 A
n

zah
l von

 u
n

kritisch
en

 B
eh

an
d

-

lu
n

gsfällen
 ü

bersch
w

em
m

t. W
ir setzen

 u
n

s d
esh

alb, w
ie in

 
ein

igen
 B

u
n

d
eslän

d
ern

 bereits p
raktiziert, fü

r d
ie E

in
rich

-
tu

n
g von

 P
ortal-P

raxen
 au

s d
em

 n
ied

ergelassen
en

 B
ereich

 
am

 K
ran

ken
h

au
s ein

. 

12.6 A
m

bulante V
ersorgung durch ein  

H
ausarztsystem

 optim
ieren

D
u

rch
 d

as fl
äch

en
d

ecken
d

e A
n

gebot ein
es H

au
sarztsys-

tem
s sollen

 am
bu

lan
te B

eh
an

d
lu

n
gen

 besser koord
in

iert 
u

n
d

 D
op

p
elu

n
tersu

ch
u

n
gen

 verm
ied

en
 w

erd
en

. D
as K

os-
ten

bew
u

sstsein
 u

n
d

 d
ie E

igen
veran

tw
ortlich

keit d
es B

ü
rgers 

sollen
 gestärkt w

erd
en

. D
ie freie A

rztw
ah

l m
u

ss sich
erge-

stellt sein
.

12.7 Ä
rzte und Therapeuten überw

iegend in 
D

eutschland ausbilden 

G
esu

n
d

h
eit ist im

m
er au

ch
 ein

e F
rage d

es V
ertrau

en
s. 

B
ei Ä

rzten
, T

h
erap

eu
ten

 od
er P

fl
egekräften

, d
ie sp

rach
lich

e 
D

efi
zite au

fw
eisen

, kan
n

 kein
e V

ertrau
en

sbasis en
tsteh

en
. 

D
ie B

esch
äftigu

n
g von

 au
slän

d
isch

em
 P

erson
al, d

as oftm
als 

sp
rach

lich
e D

efi
zite au

fw
eist, kan

n
 som

it kein
e L

ösu
n

g zu
r 

B
eh

ebu
n

g d
es P

erson
alm

an
gels im

 G
esu

n
d

h
eitsw

esen
 sein

. 
In

sbeson
d

ere m
ü

ssen
 Ä

rzte, d
ie in

 d
er P

atien
ten

versorgu
n

g 
tätig sin

d
, ü

ber gu
te Sp

rach
ken

n
tn

isse (Sp
rach

n
iveau

 C
1) 

verfü
gen

. D
eren

 fach
lich

e Q
u

alifi
kation

 m
u

ss u
n

ein
ge-

sch
rän

kt d
em

 d
eu

tsch
en

 Stan
d

ard
 en

tsp
rech

en
.

Ä
rzte u

n
d

 T
hera

p
eu

ten
, d

ie in
 G

esu
n

d
heitsberu

fen
 a

rbei-
ten

, sollen
 n

a
ch M

ög
lichkeit in

 D
eu

tschla
n

d
 a

u
sg

ebild
et sein

 
od

er ü
ber g

u
te d

eu
tsche Sp

ra
chken

n
tn

isse verfü
g

en
.
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12.8 D
as deutsch-türkische Sozialversicherungsab-

kom
m

en kündigen

D
as d

eu
tsch

-tü
rkisch

e Sozialversich
eru

n
gsabkom

m
en

 
au

s d
em

 Jah
r 19

6
4

 regelt d
ie R

ech
tsstellu

n
g tü

rkisch
er od

er 
d

eu
tsch

er Staatsbü
rger im

 jew
eils an

d
eren

 L
an

d
. In

 d
er 

K
ran

ken
versich

eru
n

g fü
h

rt d
ies zu

 ein
er w

eith
in

 u
n

bekan
n

-
ten

, ein
d

eu
tigen

 B
esserstellu

n
g tü

rkisch
er Staatsan

geh
öri-

ger gegen
ü

ber d
eu

tsch
en

 Staatsan
geh

örigen
. D

ies betrifft 
in

sbeson
d

ere d
ie in

 u
n

serem
 Sozialversich

eru
n

gsrech
t n

ich
t 

vorgeseh
en

e A
u

sw
eitu

n
g d

er F
am

ilien
versich

eru
n

g. D
er 

F
am

ilien
begriff rich

tet sich
 n

ich
t n

ach
 d

eu
tsch

en
 V

orsch
rif-

ten
, son

d
ern

 n
ach

 tü
rkisch

en
. D

a n
ach

 tü
rkisch

em
 R

ech
t d

ie 
E

ltern
 m

it zu
r F

am
ilie geh

ören
, w

erd
en

 au
ch

 in
 d

er T
ü

rkei 
leben

d
e E

ltern
 tü

rkisch
er A

rbeitn
eh

m
er m

itversich
ert. 

D
a

s d
eu

tsch-tü
rkische Sozia

lversicheru
n

g
sa

bkom
m

en
 

ben
a

chteilig
t ein

heim
ische V

ersicherte. D
esha

lb w
ollen

 w
ir 

es kü
n

d
ig

en
 u

n
d

 a
u

f d
er B

a
sis eu

rop
ä

ischer Sozia
lversiche-

ru
n

g
sa

bkom
m

en
 n

eu
 verha

n
d

eln
.

12.9 G
esundheitskarte und E-H

ealth-G
esetz

M
ed

izin
isch

e B
eh

an
d

lu
n

gsd
aten

 m
ü

ssen
 au

fgru
n

d
 ih

rer 
h

oh
en

 Sen
sibilität d

en
 h

öch
stm

öglich
en

 Sch
u

tz gen
ießen

. 
D

ie elektron
isch

e G
esu

n
d

h
eitskarte (eG

K
), au

f d
er bish

er 
n

u
r V

ersich
erten

d
aten

 gesp
eich

ert sin
d

, soll in
 ein

er w
eite-

ren
 A

u
sbau

stu
fe ein

 Sch
lü

ssel zu
 ein

er zen
tralen

 D
aten

ban
k 

sein
, in

 d
er n

eben
 d

iagn
ostisch

en
 U

n
terlagen

 u
n

d
 U

n
tersu

-
ch

u
n

gsergebn
issen

 alle In
form

ation
en

 aller beh
an

d
eln

d
en

 
Ä

rzte ü
ber d

en
 P

atien
ten

 (P
atien

ten
akten

) zu
sam

m
en

getra-
gen

 w
erd

en
.

D
ie A

fD
 leh

n
t d

ie Sch
affu

n
g ein

er solch
en

 zen
tralen

 D
aten

-
ban

k zu
r Sp

eich
eru

n
g sen

sibler G
esu

n
d

h
eitsd

aten
 ab. 

W
ir befü

rw
orten

 aber d
ie Sp

eich
eru

n
g ein

es N
otfalld

aten
-

satzes, ein
sch

ließlich
 ein

es M
ed

ikam
en

ten
p

lan
s u

n
d

 ein
er 

P
atien

ten
verfü

gu
n

g, d
irekt au

f d
er K

arte. F
ü

r d
ie Sp

eich
e-

ru
n

g u
n

d
 d

en
 A

u
stau

sch
 w

eiterer G
esu

n
d

h
eitsd

aten
 sch

la-
gen

 w
ir, n

eben
 d

em
 D

aten
au

stau
sch

 in
 P

raxisverbü
n

d
en

, d
ie 

Sch
affu

n
g ein

es elektron
isch

en
 G

esu
n

d
h

eitsp
asses vor, bei 

d
em

 d
ie D

aten
 n

ich
t zen

tral, son
d

ern
 d

irekt au
f d

em
 M

e-
d

iu
m

 gesp
eich

ert w
erd

en
. In

 allen
 F

ällen
 d

arf d
ies n

u
r au

f 
freiw

illiger B
asis erfolgen

.

12.10 A
lternative M

edizin als Ergänzung traditio-
neller M

edizin

U
n

ter d
em

 B
egriff d

er „altern
ativen

“ B
eh

an
d

lu
n

gen
 

w
erd

en
 d

ie u
n

tersch
ied

lich
sten

 B
eh

an
d

lu
n

gsm
eth

od
en

 
zu

sam
m

en
gefasst. D

iese kön
n

en
 bei E

in
h

altu
n

g von
 zu

 
d

efi
n

ieren
d

en
 Q

u
alitätsstan

d
ard

s ein
e sin

n
volle E

rgän
zu

n
g 

zu
r h

erköm
m

lich
en

 M
ed

izin
 d

arstellen
. In

 jed
em

 F
all ist ein

e 
gan

zh
eitlich

e B
etrach

tu
n

g u
n

d
 B

eh
an

d
lu

n
g d

es P
atien

ten
 

n
otw

en
d

ig, u
m

 d
er Z

u
n

ah
m

e von
 ch

ron
isch

en
 E

rkran
ku

n
gen

 
u

n
d

 von
 T

h
erap

ieresisten
zen

 en
tgegen

zu
w

irken
. 

A
ltern

a
tive B

eha
n

d
lu

n
g

sm
ethod

en
 kön

n
en

 in
 bestim

m
ten

 
B

ereichen
 ein

e E
rg

ä
n

zu
n

g
 d

er a
ku

tm
ed

izin
ischen

 B
eha

n
d

-
lu

n
g

sm
ethod

en
 d

a
rstellen

.
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12.11 Freiberufliche H
ebam

m
en

D
er B

eru
fsstan

d der freiberu
fl

ich
en

 H
ebam

m
e, die ein

e 
w

erden
de M

u
tter vom

 B
egin

n
 der Sch

w
an

gersch
aft bis zu

r 
E

n
tbin

du
n

g u
n

d oft au
ch

 darü
ber h

in
au

s begleitet, gerät 
au

fgru
n

d der in
 den

 letzten
 Jah

ren
 deu

tlich
 an

gestiegen
en

 
H

aftpfl
ich

tpräm
ien

 seh
r stark u

n
ter D

ru
ck, w

eil diese A
u

f-
w

en
du

n
gen

 von
 vielen

 freiberu
fl

ich
 tätigen

 H
ebam

m
en

 kau
m

 
oder gar n

ich
t m

eh
r verkraftet w

erden
 kön

n
en

. E
in

 „A
u

sster-
ben

“ des B
eru

fsstan
des in

 n
ah

er Z
u

ku
n

ft ist abseh
bar. 

D
ie persön

lich
e u

n
d in

dividu
elle B

etreu
u

n
g sch

w
an

gerer 
F

rau
en

 du
rch

 ein
e H

ebam
m

e des V
ertrau

en
s ist fü

r viele 
F

rau
en

 ein
e große E

rleich
teru

n
g u

n
d H

ilfe n
ich

t n
u

r w
äh

ren
d

 
der G

ebu
rt, son

dern
 au

ch
 in

 der G
ebu

rtsvorbereitu
n

g u
n

d der 
N

ach
sorge fü

r M
u

tter u
n

d K
in

d.

W
ir m

öchten
 d

eshalb zu
 ein

er fi
n

an
ziellen

 E
n

tlastu
n

g d
es 

B
eru

fsstan
d

es d
er freiberu

fl
ichen

 H
ebam

m
en

 beitragen
, d

ie 
z. B

. d
u

rch ein
e Q

u
ersu

bven
tion

ieru
n

g bei H
aftp

fl
ichtversi-

cheru
n

gen
 erfolgen

 kön
n

te. 

12.12 K
eine Freigabe von Cannabis  

E
in

e w
eitere F

reigabe von
 D

rogen
 bzw

. su
ch

tgefäh
rden

den
 

Su
bstan

zen
 ist n

ich
t n

u
r in

 der F
olge kosten

in
ten

siv, son
dern

 
au

ch
 m

edizin
isch

 sch
ädlich

. E
rsatzpräparate w

ie T
H

C
 steh

en
 

fü
r C

an
n

abis bereits jetzt zu
r V

erfü
gu

n
g. E

s ist zu
 befü

rch
ten

, 
dass du

rch
 ein

e F
reigabe von

 C
an

n
abis der D

rogen
m

iss-
brau

ch
 u

n
d die dam

it verbu
n

den
en

 gesellsch
aftlich

en
 P

roble-
m

e zu
n

eh
m

en
.

D
ie A

fD
 lehn

t d
eshalb d

ie F
reigabe von

 C
an

n
abis ab.
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13.1 K
lim

aw
andel

D
as Sp

u
ren

gas K
oh

len
stoffd

ioxid
 (C

O
2 ) ist kein

 Sch
ad

stoff, 
son

d
ern

 ein
e u

n
verzich

tbare V
orau

ssetzu
n

g fü
r alles L

eben
.

D
ie A

u
ssagen

 d
es W

eltklim
arats (IP

C
C

), d
ass K

lim
aän

d
e-

ru
n

gen
 vorw

iegen
d

 m
en

sch
en

gem
ach

t seien
, sin

d
 w

issen
-

sch
aftlich

 n
ich

t gesich
ert. Sie basieren

 allein
 au

f R
ech

en
m

o-
d

ellen
, d

ie w
ed

er d
as vergan

gen
e n

och
 d

as aktu
elle K

lim
a 

korrekt besch
reiben

 kön
n

en
. Sch

on
 vor d

er In
d

u
strialisie-

ru
n

g gab es W
arm

- u
n

d
 K

altp
eriod

en
, d

ie sich
 n

ich
t d

u
rch

 
d

ie zu
geh

örige C
O

2 -K
on

zen
tration

 d
er L

u
ft erklären

 lassen
. 

M
it d

em
 B

eitritt zu
m

 P
ariser A

bkom
m

en
 u

n
d

 d
em

 von
 d

er 
B

u
n

d
esregieru

n
g erlassen

en
 K

lim
asch

u
tzp

lan
 20

50
 h

at 
D

eu
tsch

lan
d

 sich
 verp

fl
ich

tet, fü
r d

ie sogen
an

n
te „D

ekarbo-
n

isieru
n

g“ w
eitgeh

en
d

e E
in

griffe in
 u

n
sere W

irtsch
aft u

n
d

 
G

esellsch
aft vorzu

n
eh

m
en

. 

W
ir w

ollen
 d

as P
rojekt d

er D
ekarbon

isieru
n

g ü
ber d

ie 
„G

roße T
ran

sform
ation

“ been
d

en
 u

n
d

 d
en

 K
lim

asch
u

tzp
lan

 
20

50
 d

er B
u

n
d

esregieru
n

g au
fh

eben
.

D
a

s P
a

riser K
lim

a
a

bkom
m

en
 vom

 12.12.20
15 ist zu

 kü
n

-
d

ig
en

. D
eu

tschla
n

d
 soll a

u
s a

llen
 sta

a
tlichen

 u
n

d
 p

riva
ten

 
„K

lim
a

schu
tz“-O

rg
a

n
isa

tion
en

 a
u

streten
 u

n
d

 ihn
en

 jed
e 

U
n

terstü
tzu

n
g

 en
tziehen

.

13.2 Energiepolitik

D
eu

tsch
lan

d
 h

at Strom
p

reise, d
ie m

it jed
em

 Z
u

bau
 w

eite-
rer W

in
d

- u
n

d
 Son

n
en

strom
an

lagen
 u

n
d

 d
em

 N
etzau

sbau
 

zw
an

gsläu
fi

g w
eiter steigen

. D
er m

it staatlich
er P

lan
w

irt-
sch

aft erzeu
gte Ö

kostrom
 h

atte im
 Jah

r 20
15 ein

en
 M

arkt-
w

ert von
 3,3 M

illiard
en

 E
u

ro. Z
u

sam
m

en
 m

it d
en

 E
E

G
-Su

b-
ven

tion
en

 kostete d
ieser Ö

kostrom
 d

ie V
erbrau

ch
er 27,5 

M
illiard

en
 E

u
ro (Q

u
elle: B

M
W

i). D
iese Su

bven
tion

en
 fl

ießen
 

zu
 d

en
 P

rofi
teu

ren
 d

er E
n

ergiew
en

d
e u

n
d

 belasten
 jed

en
 

V
ierp

erson
en

h
au

sh
alt bis 20

25 m
it jew

eils 25.0
0

0
 E

u
ro. D

a-
m

it fi
n

d
et ein

e U
m

verteilu
n

g von
 u

n
ten

 n
ach

 oben
 statt. D

ie 
volksw

irtsch
aftlich

en
 M

eh
rkosten

 d
er gep

lan
ten

 E
n

ergie-
w

en
d

e allein
 im

 Strom
bereich

 w
erd

en
 bis 20

50
 zu

sam
m

en
 

m
eh

rere B
illion

en
 E

u
ro betragen

.

D
ie n

atu
rgesetzlich

, tech
n

isch
 u

n
d

 w
irtsch

aftlich
 bed

in
g-

ten
 u

n
d

 d
ah

er vorh
erseh

baren
 P

roblem
e d

er E
n

ergiew
en

d
e 

w
ie w

eiter steigen
d

e P
reise, gefäh

rd
ete N

etzstabilität, zu
n

eh
-

m
en

d
es R

isiko fü
r Strom

au
sfälle u

n
d

 feh
len

d
e G

roßsp
eich

er, 
bleiben

 u
n

gelöst.

D
ie stän

d
ige V

ersch
ärfu

n
g von

 V
erord

n
u

n
gen

 u
n

d
 G

e-
setzen

 im
 W

ärm
esektor, w

ie d
ie E

n
ergieein

sp
ar-V

erord
-

n
u

n
g (E

n
E

V
) u

n
d

 d
as E

rn
eu

erbare-E
n

ergien
-W

ärm
egesetz 

(E
E

W
ärm

eG
) zu

r D
äm

m
u

n
g u

n
d

 H
eizu

n
g, fü

h
rt zu

 stark 
steigen

d
en

 B
au

- u
n

d
 R

ü
ckbau

kosten
 u

n
d

 en
tsp

rech
en

d
 h

o-
h

en
 M

ieten
, d

ie d
ie u

n
teren

 E
in

kom
m

en
sgru

p
p

en
 beson

d
ers 

h
art treffen

.
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D
as Z

iel d
er B

u
n

d
esregieru

n
g ist es, bis 20

50
 d

ie 
C

O
2 -E

m
ission

en
 u

m
 8

0
 bis 9

5 P
rozen

t zu
 sen

ken
. D

ie Sek-
toren

 M
obilität u

n
d

 W
ärm

e sollen
 d

u
rch

 U
m

stellu
n

g au
f 

Ö
kostrom

 eben
falls em

ission
sfrei w

erd
en

. D
ies erford

ert 
ein

en
 A

u
sbau

 d
er W

in
d

en
ergiean

lagen
 in

 ein
em

 A
u

sm
aß 

u
n

d
 m

it ein
er G

esch
w

in
d

igkeit, d
ie W

irtsch
aft u

n
d

 B
ü

rger 
ü

berford
ern

. 

D
ie besteh

en
d

en
 K

ern
kraftw

erke w
ollen

 w
ir d

esh
alb n

ich
t 

vor E
n

d
e ih

rer N
u

tzu
n

gsd
au

er au
ßer B

etrieb n
eh

m
en

. 

A
u

ch
 au

f d
ie N

u
tzu

n
g m

od
ern

er G
as- u

n
d

 K
oh

lekraftw
er-

ke w
ird

 D
eu

tsch
lan

d
 au

f abseh
bare Z

eit n
ich

t verzich
ten

 
kön

n
en

. 

Im
 E

in
zeln

en
 ford

ern
 w

ir:

 
 

D
as E

E
G

 ist ersatzlos zu
 streich

en
. 

 
 

Solan
ge d

as E
E

G
 n

och
 n

ich
t abgesch

afft ist:
 

 
•  sollen

 kein
e E

E
-A

n
lagen

 in
 W

äld
ern

 u
n

d
 Sch

u
tz- 

 
 

 
gebieten

 errich
tet w

erd
en

 
 

•  sollen
 kein

e V
orran

gfl
äch

en
 fü

r W
in

d
en

ergiean
lagen

  
 

 
 

oh
n

e Z
u

stim
m

u
n

g d
er betroffen

en
 B

ü
rger au

sge- 
 

 
 

w
iesen

 w
erd

en
 

 
•  soll d

er M
in

d
estabstan

d
 von

 W
in

d
en

ergiean
lagen

 
 

 
 

zu
r W

oh
n

bebau
u

n
g u

m
 d

as 10
-fach

e d
er G

esam
t- 

 
 

 
h

öh
e betragen

 
 

D
ie L

au
fzeit sich

erer K
ern

kraftw
erke m

u
ss sich

 n
ach

  
 

 
d

er tech
n

isch
en

 N
u

tzu
n

gsd
au

er rich
ten

.
 

 
D

ie verw
ertbaren

 K
ern

kraftw
erk-R

eststoffe m
ü

ssen
  

 
 

fü
r d

as R
ecyclin

g rü
ckh

olbar gelagert w
erd

en
.

 
 

Z
u

r E
rh

altu
n

g d
er kern

tech
n

isch
en

 K
om

p
eten

z ist  
 

 
ein

e u
m

fan
greich

e B
eteiligu

n
g an

 in
tern

ation
alen

  
 

 
F

orsch
u

n
gsp

rojekten
 sich

erzu
stellen

.

 
 

D
ie E

n
E

V
 u

n
d

 d
as E

E
W

ärm
eG

 sin
d

 abzu
sch

affen
.

 
 

D
ie E

lektrom
obilität m

u
ss sich

 w
ie jed

e T
ech

n
ik au

f  
 

 
m

arktw
irtsch

aftlich
er B

asis en
tw

ickeln
.

13.3 Land der Tüftler und D
enker:  

Technologie fördern

A
ls roh

stoffarm
es L

an
d

 kan
n

 u
n

s n
u

r ein
e tech

n
ologisch

e 
Sp

itzen
p

osition
 lan

gfristig d
en

 W
oh

lstan
d

 erh
alten

. L
eid

er 
sin

kt d
as A

u
sbild

u
n

gsn
iveau

 d
er n

ach
rü

cken
d

en
 G

en
era-

tion
en

 in
 d

en
 M

IN
T

-F
äch

ern
 (M

ath
em

atik, In
form

atik, 
N

atu
rw

issen
sch

aft u
n

d
 T

ech
n

ik). E
in

e allgem
ein

e T
ech

n
o-

logiefein
d

lich
keit w

ird
 d

u
rch

 d
ie M

IN
T

-fern
en

 B
ed

en
ken

-
träger allgegen

w
ärtig geäu

ßert. U
m

 d
as V

erstän
d

n
is u

n
d

 
d

ie E
n

tsch
eid

u
n

gsfäh
igkeit fü

r n
atu

rw
issen

sch
aftlich

e u
n

d
 

tech
n

isch
e Z

u
sam

m
en

h
än

ge sow
ie P

rozesse zu
 verbessern

, 
m

u
ss d

ie in
h

altlich
e E

n
tw

ertu
n

g d
er M

IN
T

-F
äch

er an
 d

en
 

Sch
u

len
 gestop

p
t w

erd
en

.

Im
 E

in
zeln

en
 ford

ern
 w

ir:

 
 Z

u
r Sich

eru
n

g d
er w

irtsch
aftlich

en
 B

asis m
ü

ssen
 au

f 
allen

 E
ben

en
 in

 Sch
u

len
, B

ild
u

n
gs- u

n
d

 F
orsch

u
n

gs-
ein

rich
tu

n
gen

 d
ie M

IN
T

-F
äch

er stärker geförd
ert 

w
erd

en
. D

ies erford
ert n

eben
 fi

n
an

ziellen
 M

itteln
 au

ch
 

ein
e an

h
alten

d
e K

am
p

agn
e fü

r d
ie B

ed
eu

tu
n

g u
n

d
 d

ie 
P

ersp
ektiven

 solch
er A

u
sbild

u
n

gsgän
ge.

 
 E

in
 gesellsch

aftlich
es K

lim
a fü

r ein
e offen

e, u
n

belas-
tete D

isku
ssion

 n
eu

er T
ech

n
ologien

 u
n

d
 E

n
tw

icklu
n

-
gen

 zu
 förd

ern
. D

abei sin
d

 n
eben

 d
er berech

tigten
 

E
rörteru

n
g von

 R
isiken

 bei n
eu

en
 T

ech
n

ologien
 au

ch
 

d
ie C

h
an

cen
 stärker in

 d
en

 F
oku

s zu
 rü

cken
. D

as gilt 
in

sbeson
d

ere beim
 E

rlass von
 gesetzlich

en
 R

egelu
n

gen
 

zu
 T

ech
n

ologien
.
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 Sch

lü
sseltech

n
ologien

, d
ie fü

r D
eu

tsch
lan

d
 relevan

t 
sin

d
, m

ü
ssen

 id
en

tifi
ziert w

erd
en

 u
n

d
 d

u
rch

 su
bstan

zi-
elle F

örd
eru

n
gsm

od
elle vorran

gig en
tw

ickelt w
erd

en
.

 
 U

m
 n

atu
rw

issen
sch

aftlich
en

 u
n

d
 tech

n
isch

en
 K

om
p

e-
ten

zverlu
st zu

 stop
p

en
 u

n
d

 in
tern

ation
al d

en
 A

n
-

sch
lu

ss in
 w

eiteren
 T

ech
n

ologiefeld
ern

 n
ich

t zu
  

verlieren
, m

u
ss gen

erell ein
e id

eologiefreie F
orsch

u
n

g 
d

eu
tlich

 au
sgebau

t w
erd

en
. D

azu
 sin

d
 besteh

en
d

e F
ör-

d
erlin

ien
 au

szu
w

eiten
 u

n
d

 F
örd

erp
rogram

m
e bis zu

m
 

M
aßstab von

 D
em

on
stration

san
lagen

 n
eu

 au
fzu

legen
.

 
 H

in
d

ern
isse, d

ie U
n

tern
eh

m
en

sgrü
n

d
u

n
gen

 ersch
w

e-
ren

, sin
d

 zu
 erm

itteln
 u

n
d

 geeign
ete M

aßn
ah

m
en

 zu
r 

F
örd

eru
n

g von
 Startu

p
s zu

 besch
ließen

.
 

 D
er Sch

u
tz vor In

d
u

striesp
ion

age ist in
sbeson

d
ere 

d
u

rch
 staatlich

e M
aßn

ah
m

en
 zu

r E
rh

öh
u

n
g d

er IT
-Si-

ch
erh

eit u
n

d
 d

er Sich
erh

eit d
er D

aten
n

etze zu
 verbes-

sern
.
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ohnungsbau 
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14.1 V
erkehr

Im
 Sch

ien
en

verkeh
r brau

ch
t u

n
ser L

an
d

 ein
 gu

t au
sge-

bau
tes u

n
d

 au
fein

an
d

er abgestim
m

tes N
ah

- u
n

d
 F

ern
ver-

keh
rsn

etz. D
ie E

isen
bah

n
in

frastru
ktu

r m
u

ss in
 d

er H
an

d
 d

es 
B

u
n

d
es verbleiben

. D
ie L

K
W

-M
au

t m
u

ss n
ach

 tatsäch
lich

er 
F

ah
rbah

n
belastu

n
g d

u
rch

 sch
w

ere A
ch

slasten
 erh

oben
 

w
erd

en
, d

abei ist p
ro F

ah
rzeu

g d
ie A

n
zah

l d
er A

ch
sen

 u
n

d
 

d
eren

 A
ch

slast zu
 erfassen

. Jed
er E

u
ro d

er L
K

W
-M

au
t m

u
ss 

zu
sätzlich

 in
 d

ie In
frastru

ktu
r fl

ießen
.

E
in

e id
eolog

isch g
eleitete V

erkehrsp
olitik, d

ie bestim
m

te 
V

erkehrsm
ittel bevorzu

g
t od

er d
iskrim

in
iert, z.B

. D
iesel-

fa
hrzeu

g
e, lehn

t d
ie A

fD
 a

b.

D
esh

alb w
en

d
en

 w
ir u

n
s  au

ch
 gegen

 ein
 fl

äch
en

d
ecken

-
d

es T
em

p
olim

it u
n

d
 erfolglose U

m
w

eltzon
en

. U
m

w
eltzon

en
 

h
aben

 n
ach

w
eislich

 n
ich

t zu
r R

ed
u

zieru
n

g d
er F

ein
stau

be-
m

ission
 beigetragen

. Sie sin
d

 d
ah

er abzu
sch

affen
.

D
ie In

frastru
ktu

r u
n

seres L
an

d
es w

u
rd

e jah
rzeh

n
telan

g 
vern

ach
lässigt u

n
d

 ist in
 vielen

 T
eilen

 m
arod

e. D
ie A

fD
 w

ill 
d

esh
alb ein

 bu
n

d
esw

eites „K
on

ju
n

ktu
rp

rogram
m

 In
frastru

k-
tu

r“ (K
P

I) au
fl

egen
. Z

iel d
es K

P
I ist d

ie San
ieru

n
g u

n
d

 d
er 

A
u

sbau
 von

 Sch
ien

en
, Straßen

, W
asserw

egen
, B

rü
cken

 u
n

d
 

öffen
tlich

en
 G

ebäu
d

en
 w

ie Sch
u

len
, K

in
d

ergärten
, T

h
eatern

 
u

n
d

 M
u

seen
.

Im
 E

in
zeln

en
 ford

ern
 w

ir:

 
 E

rh
alt d

er Su
bstan

z u
n

d
 B

eseitigu
n

g von
 E

n
gp

ässen
 

im
 Straßen

- u
n

d
 Sch

ien
en

n
etz,

 
 ein

 K
on

ju
n

ktu
rp

rogram
m

 In
frastru

ktu
r, 

 
 kein

e Ö
ffen

tlich
-P

rivate P
artn

ersch
aft (Ö

P
P

) bei P
ro-

jekten
 d

er öffen
tlich

en
 In

frastru
ktu

r,
 

 E
rstellu

n
g ein

es V
erkeh

rskon
zep

ts fü
r d

en
 G

ü
terfern

-
verkeh

r u
n

ter B
erü

cksich
tigu

n
g m

od
ern

er L
ogistik-

kon
zep

te,
 

 E
in

bezieh
u

n
g aller V

erkeh
rsträger in

 ein
en

 n
eu

en
 B

u
n

-
d

esverkeh
rsp

lan
,

 
 kein

e P
K

W
-M

au
t sow

ie N
ovellieru

n
g d

er L
K

W
-M

au
t,

 
 A

bsch
affu

n
g d

er U
m

w
eltzon

en
,

 
 kein

 fl
äch

en
d

ecken
d

es T
em

p
olim

it au
f A

u
tobah

n
en

,
 

 ein
 n

ation
ales F

lu
gh

afen
kon

zep
t.

14.2 W
ohnungsbau 

W
oh

n
rau

m
 ist in

 d
en

 d
eu

tsch
en

 G
roßstäd

ten
 kn

ap
p

 u
n

d
 

teu
er. D

ie N
eu

bau
tätigkeit kan

n
 u

n
ter d

en
 vorliegen

d
en

 
R

ah
m

en
bed

in
gu

n
gen

 n
ich

t m
ith

alten
. 

P
lan

w
irtsch

aftlich
e E

in
griffe w

ie d
ie „M

ietp
reisbrem

se“ 
versch

lep
p

en
 d

as eigen
tlich

e P
roblem

, an
statt es zu

 lösen
. 

L
an

gfristig verkeh
rt sich

 d
er gew

ü
n

sch
te E

ffekt d
er M

iet-
p

reisbrem
se in

s G
egen

teil, w
eil sie p

rivate In
vestition

en
 in

 
d

en
 W

oh
n

u
n

gsbau
 w

en
iger ren

tabel m
ach

t u
n

d
 so au

ch
 d

en
 

d
rin

gen
d

 ben
ötigten

 N
eu

bau
 von

 W
oh

n
u

n
gen

 au
sbrem

st.
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W
irksam

er u
n

d
 n

ach
h

altiger sin
d

 M
aßn

ah
m

en
, d

ie d
en

 
W

oh
n

u
n

gsbestan
d

 d
eu

tlich
 erh

öh
en

. H
ierzu

 geh
ören

: D
ie 

A
u

sw
eisu

n
g n

eu
er u

n
d

 d
ie O

p
tim

ieru
n

g besteh
en

d
er B

au
ge-

biete, d
ie B

esch
leu

n
igu

n
g d

er B
au

rech
tsch

affu
n

g u
n

d
 ein

e 
K

osten
verrin

geru
n

g d
u

rch
 d

ie B
eseitigu

n
g u

n
n

ötiger V
or-

sch
riften

 etw
a zu

r W
ärm

ed
äm

m
u

n
g u

n
d

 B
ü

rokratie.

Z
u

r E
igen

tu
m

sförd
eru

n
g sin

d
 G

ru
n

d
stü

cke von
 d

er 
öffen

tlich
en

 H
an

d
 zu

r V
erfü

gu
n

g zu
 stellen

 u
n

d
 gen

ossen
-

sch
aftlich

es W
oh

n
en

 zu
 förd

ern
. M

ieter, d
eren

 E
in

kom
m

en
 

n
ich

t fü
r d

ie M
iete reich

t, sin
d

 w
eiterh

in
 d

u
rch

 W
oh

n
geld

 zu
 

u
n

terstü
tzen

. 

M
ieter u

n
d

 E
igen

tü
m

er von
 W

oh
n

rau
m

 sollen
 d

u
rch

 d
ie 

Sen
ku

n
g d

er G
ru

n
d

- sow
ie G

ru
n

d
erw

erbsteu
er en

tlastet 
w

erd
en

.

Im
 E

in
zeln

en
 ford

ern
 w

ir:

 
 

D
er W

oh
n

u
n

gsbau
 m

u
ss d

u
rch

 geeign
ete R

ah
m

en
- 

 
 

bed
in

gu
n

gen
 verstärkt w

erd
en

 
 

E
s m

u
ss m

eh
r B

au
lan

d
 zu

r V
erfü

gu
n

g gestellt w
erd

en
 

 
B

au
stan

d
ard

s m
ü

ssen
 verein

fach
t u

n
d

 B
ü

rokratie  
 

 
abgebau

t w
erd

en
 

 
Staatlich

e V
orgaben

 sin
d

 zu
 en

tsch
lacken

 
 

G
ru

n
d

- sow
ie G

ru
n

d
erw

erbsteu
er sollen

 gesen
kt  

 
 

w
erd

en

14.3 D
en ländlichen Raum

 stärken

W
ir un

terstützen
 die Stärkun

g der län
dlichen

 In
frastruktur. 

D
ie dort leben

den
 M

en
schen

 haben
 ein

en
 A

n
spruch auf an

ge-
m

essen
e In

frastruktur, auch w
en

n
 die B

esiedlun
gsdichte gerin

g 
ist.D

am
it w

ird zusätzlich der an
halten

de W
an

derun
gsdruck aus 

den
 län

dlichen
 G

ebieten
 auf die B

allun
gszen

tren
 gem

ildert. 
H

ierzu sollen
 die A

n
bin

dun
g an

 das schn
elle D

aten
n

etz un
d

 
die A

n
bin

dun
g an

 das überörtliche Straßen
- un

d Schien
en

n
etz 

verbessert w
erden

.
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15.1 W
asserversorgung gehört in die öff

entliche 
H

and

D
ie A

fD
 befü

rw
ortet d

ie klein
teilige W

asserversorgu
n

g 
d

u
rch

 K
om

m
u

n
en

 u
n

d
 Z

w
eckverbän

d
e. D

as E
igen

tu
m

 an
 

d
en

 W
asserressou

rcen
, d

en
 F

örd
eran

lagen
, d

er W
asserau

f-
bereitu

n
g u

n
d

 am
 V

erteiln
etz m

u
ss in

 öffen
tlich

er H
an

d
 u

n
d

 
d

am
it in

 d
en

 H
än

d
en

 d
er B

ü
rger verbleiben

.

E
in

e E
U

-w
eite L

ibera
lisieru

n
g

 u
n

d
 K

om
m

erzia
lisieru

n
g

 
d

es W
a

sserm
a

rkts lehn
t d

ie A
fD

 en
tschied

en
 a

b.

E
in

e gen
erelle P

rivatisieru
n

g d
es W

assers od
er d

er W
ass-

erw
erke, d

ie d
u

rch
 R

ich
tlin

ien
 d

er E
U

 an
geregt w

erd
en

, d
arf 

es n
ich

t geben
. B

ru
n

n
en

 p
rivater G

ru
n

d
stü

ckseigen
tü

m
er, 

d
ie h

ierau
s ih

r T
rin

kw
asser gew

in
n

en
, sin

d
 h

iervon
 au

sge-
n

om
m

en
. 

15.2 A
usbau der W

indenergie stoppen 

D
ie W

in
d

en
ergie ist ein

 en
ergiep

olitisch
er Irrw

eg, ökon
o-

m
isch

 absu
rd

 u
n

d
 ökologisch

 kon
trap

rod
u

ktiv.

W
ir lehn

en
 d

en
 w

eiteren
 A

u
sba

u
 d

er W
in

d
en

erg
ie a

b, 
d

en
n

 er brin
g

t m
ehr Scha

d
en

 a
ls N

u
tzen

. 

W
in

d
en

ergiean
lagen

 sin
d

 n
u

r n
och

 au
sn

ah
m

sw
eise an

 
Stan

d
orten

 zu
zu

lassen
, an

 d
en

en
 kein

e B
eein

träch
tigu

n
gen

 
fü

r M
en

sch
en

, T
iere od

er d
as L

an
d

sch
aftsbild

 zu
 erw

arten
 

sin
d

. A
n

erkan
n

te Stu
d

ien
 zeigen

 seit Jah
ren

 d
ie verh

eeren
d

e 
W

irku
n

g von
 W

in
d

kraftan
lagen

 au
f gesch

ü
tzte V

ögel u
n

d
 

F
led

erm
äu

se. G
ravieren

d
 sin

d
 au

ch
 d

ie gesu
n

d
h

eitlich
en

 
Sch

ad
w

irku
n

gen
 au

f d
en

 M
en

sch
en

 d
u

rch
 Sch

atten
sch

lag 

u
n

d
 L

ärm
em

ission
. D

ie fl
äch

en
d

ecken
d

e Z
erstöru

n
g u

n
serer 

L
an

d
sch

aften
 ist d

ie F
olge von

 W
in

d
p

arks w
ie von

 zu
sätzli-

ch
en

 Strom
trassen

. B
ei d

er Stan
d

ortw
ah

l sin
d

 d
ie M

en
sch

en
 

vor O
rt d

u
rch

 B
ü

rgeren
tsch

eid
e zu

 beteiligen
.

15.3 Lärm
schutz verbessern

L
ärm

 veru
rsach

t Stress u
n

d
 m

ach
t kran

k. L
ärm

 ist d
as 

d
u

rch
 w

eite T
eile d

er B
evölkeru

n
g am

 stärksten
 w

ah
rgen

om
-

m
en

e U
m

w
eltp

roblem
. D

ie bish
erigen

 A
n

stren
gu

n
gen

 zu
r 

L
ärm

vorsorge u
n

d
 in

sbeson
d

ere zu
r L

ärm
san

ieru
n

g reich
en

 
n

ich
t au

s.

D
ie A

fD
 setzt sich

 d
esh

alb fü
r ein

 zielgerich
tetes In

vestiti-
on

sp
rogram

m
 fü

r d
en

 L
ärm

sch
u

tz ein
.

15.4 V
erbraucherschutz

D
er Sch

u
tz d

er V
erbrau

ch
er ist fü

r d
ie A

fD
 ein

er d
er 

zen
tralen

 P
olitikbereich

e. E
r ist ein

e Q
u

ersch
n

ittsau
fgabe 

u
n

d
 u

m
fasst ein

e verbrau
ch

erfreu
n

d
lich

e W
irtsch

aftsp
olitik 

gen
au

so w
ie T

eile d
er Sozial-, R

ech
ts-, U

m
w

elt- u
n

d
 G

e-
su

n
d

h
eitsp

olitik. D
a d

ie V
erbrau

ch
ersch

u
tzp

olitik h
eu

te in
 

h
oh

em
 M

aß E
U

-gesteu
ert ist, w

ill d
ie A

fD
 d

ie Z
u

stän
d

igkeit 
fü

r V
erbrau

ch
ersch

u
tz n

ach
 D

eu
tsch

lan
d

 zu
rü

ckh
olen

. 

W
ir setzen

 u
n

s d
esha

lb fü
r ein

e R
en

a
tion

a
lisieru

n
g

 d
es 

V
erbra

u
cherschu

tzes ein
.
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D
ie A

fD
 setzt sich

 fü
r verm

eh
rte P

rod
u

ktp
rü

fu
n

gen
 d

u
rch

 
Stärku

n
g d

er G
ew

erbeau
fsich

t ein
 u

n
d

 ford
ert ein

e tran
sp

a-
ren

te K
en

n
zeich

n
u

n
g von

 L
eben

sm
itteln

 m
it verbrau

ch
er-

freu
n

d
lich

en
, gen

au
en

 A
n

gaben
 zu

 H
erku

n
ft, In

h
altsstoffen

 
u

n
d

 Q
u

alität. W
ir w

ollen
 d

ie V
erbrau

ch
erorgan

isation
en

 
d

u
rch

 au
sreich

en
d

es Stiftu
n

gskap
ital stärken

, u
m

 ih
re U

n
ab-

h
än

gigkeit zu
 erh

alten
.

D
ie offen

en
 G

ren
zen

 d
es B

in
n

en
m

arkts h
aben

 zu
 ein

er 
starken

 Z
u

n
ah

m
e u

n
sich

erer u
n

d
 gefäh

rlich
er P

rod
u

kte 
gefü

h
rt. H

ersteller u
n

d
 Im

p
orteu

re kön
n

en
 sich

 d
ie U

n
be-

d
en

klich
keit ih

rer P
rod

u
kte w

eitgeh
en

d
 selbst besch

ein
igen

. 
D

ieser E
n

tw
icklu

n
g m

u
ss d

u
rch

 ein
e bessere p

erson
elle u

n
d

 
m

aterielle A
u

sstattu
n

g d
er G

ew
erbeau

fsich
t u

n
d

 P
rod

u
kt-

p
rü

fu
n

g, vor allem
 bei L

eben
sm

itteln
, K

in
d

ersp
ielzeu

gen
 

u
n

d
 E

lektrogeräten
, begegn

et w
erd

en
. 

15.5 Tierschutz: Tierquälerisches Schlachten  
verbieten 

D
ie A

fD
 setzt sich

 fü
r ein

e m
itfü

h
len

d
e u

n
d

 w
ü

rd
evolle 

B
eh

an
d

lu
n

g aller T
iere ein

. D
ies bezieh

t sich
 au

f d
ie H

al-
tu

n
g, d

en
 T

ran
sp

ort u
n

d
 d

ie Sch
lach

tu
n

g. T
iersch

u
tzgesetze 

m
ü

ssen
 gleich

erm
aßen

 fü
r alle gelten

. 

D
en

 H
a

n
d

el, d
ie B

ew
erbu

n
g

 u
n

d
 d

ie E
in

fu
hr von

 F
leisch 

a
u

s tierqu
ä

lerischer Schla
chtu

n
g

 (Schä
chten

) lehn
t d

ie A
fD

 
a

b. W
ir ford

ern
 ein

e ersatzlose Streich
u

n
g d

es § 4
a A

bs. 2 N
r. 

2 T
ierSch

G
. L

än
d

er w
ie Sch

w
ed

en
, N

ied
erlan

d
e, Sch

w
eiz, 

P
olen

, N
orw

egen
, Islan

d
, L

iech
ten

stein
 u

n
d

 D
än

em
ark sin

d
 

fü
r u

n
s in

 d
ieser H

in
sich

t V
orbild

.

15.6 Stärkung der bäuerlichen Landw
irtschaft

D
ie A

fD
 steh

t zu
r F

örd
eru

n
g von

 lan
d

w
irtsch

aftlich
en

 F
a-

m
ilien

betrieben
 u

n
d

 G
en

ossen
sch

aften
. D

ie G
lobalisieru

n
g 

bew
erten

 w
ir im

 B
ereich

 d
er L

an
d

w
irtsch

aft kritisch
. B

ü
-

rokratie u
n

d
 Ü

berregu
lieru

n
g d

u
rch

 E
U

, B
u

n
d

 u
n

d
 L

än
d

er 
w

ollen
 w

ir abbau
en

. W
ir w

en
d

en
 u

n
s gegen

 d
ie n

egativen
 

A
u

sw
irku

n
gen

 ein
es w

eltw
eiten

 P
reisd

u
m

p
in

gs zu
lasten

 
von

 U
m

w
elt, M

en
sch

 u
n

d
 T

ier. U
n

sere lan
d

w
irtsch

aftlich
en

 
F

am
ilien

betriebe m
ü

ssen
 w

ied
er in

 d
ie L

age versetzt w
erd

en
, 

von
 ih

rem
 E

in
kom

m
en

 d
en

 sozialen
 Stan

d
ard

 ih
rer F

am
ilien

 
zu
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 u
n

d
 In

vestition
en

 fü
r d

en
 W

eiterbestan
d
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H
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.

15.6.1 Regionalisierung und D
irektverm

arktung

W
ir w

ollen
 d

ie region
ale L

eben
sm

ittelerzeu
gu

n
g u

n
d

 D
i-

rektverm
arktu

n
g d

u
rch
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erlich

e B
etriebe stärken

. H
in

d
er-

lich
e V

orsch
riften

 sin
d

 zu
 beseitigen

.

R
egion

ale E
rzeu

gu
n

gs- u
n

d
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erm
arktu

n
gsstru

ktu
ren

 
sp

aren
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essou
rcen

, garan
tieren
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rbeitsp

lätze u
n

d
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a-
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en
 d

as L
an

d
 attraktiv. W

ir ford
ern

 au
ch

 in
 d

iesem
 B

ereich
 

ein
e R

ü
ckfü

h
ru

n
g d

er G
esetzgebu

n
gskom

p
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E
U
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f d

ie L
än

d
ereben

e.
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15.6.2 A
lte K

ultursorten erhalten

A
lte K

u
ltu

rsorten
 geh

ören
 zu

m
 kollektiven

 E
igen

tu
m

 aller 
M

en
sch

en
. D

en
n

och
 m

ü
ssen

 h
oh

e G
ebü

h
ren

 fü
r d

ie A
n

m
el-

d
u

n
g u

ralter Sorten
 gezah

lt w
erd

en
, w

en
n

 d
iese verm

arktet 
w

erd
en

 sollen
. D

iese K
lau

sel im
 Saatgu

tverkeh
rsgesetz 

sch
ü

tzt große K
on

zern
e vor d

er K
on

ku
rren

z d
u

rch
 K

lein
-

betriebe. D
u

rch
 d

ie E
rlau

bn
is, alte K

u
ltu

rsorten
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zfrei 
verm
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ren

 zu
 kön

n
en

, w
ird
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ie Sorten
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 E

n
d

ver-
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ch
er breiter w

erd
en

. 

D
ie A

fD
 ford

ert d
ie A

u
fhebu

n
g

 a
ller H

a
n

d
elsbeschrä

n
-

ku
n

g
en

 fü
r a

lte N
u

tzp
fl

a
n

zen
sorten

. 

15.6.3 Rahm
enbedingungen für K

leingärten und 
K

leintierhaltungen verbessern

W
er L

eben
sm

ittel selbst erzeu
gt, w

eiß u
m

 ih
ren

 W
ert. 

N
u

tzgarten
besitzer u

n
d

 K
lein

tierh
alter gew

in
n

en
 frisch

e L
e-

ben
sm

ittel, erh
alten

 d
ie gen

etisch
e V

ielfalt u
n

d
 leisten

 ein
en

 
B

eitrag fü
r d

ie K
risen

vorsorge. 

U
m

 w
eiterh

in
 breiten

 B
evölkeru

n
gssch

ich
ten

 d
iesen

 Z
u

-
gan

g zu
 erm

öglich
en

, w
ill d

ie A
fD
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ie R

ech
tssich

erh
eit von

 
K

lein
gärten

 u
n

d
 K

lein
tierh

altu
n

gen
 stärken

 u
n

d
 R

egu
larien

 
abbau

en
.

15.6.4 Für eine gentechnikfreie deutsche  
Landw

irtschaft

D
ie A

fD
 setzt sich

 fü
r gen

tech
n

ikfrei erzeu
gte L

eben
sm

ittel 
au

s d
er d

eu
tsch

en
 L

an
d

w
irtsch

aft ein
. D

er stren
g kon

trol-
lierte E

in
satz d

er G
en

tech
n

ik in
 F

orsch
u

n
g u

n
d

 W
issen

-
sch

aft bleibt erlau
bt.
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